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Neichsflrafrecht und Landesftrafrecht. 


— 
Allgemeine Ueberſicht. 


Literatur: Heinze, Staatsrechtliche und ſtrafrechtliche Erörterungen zu 
dem Entwurf eines Norddeutichen Strafgefeßbuhs, 1870; beionders Ab: 
handlung I: Formelle Gompetenz der Strafgefepgebung des Norddeutihen 
Bundes, Abhandlung I: Verhältniß der Landesgefeggebungen zu dem 
Fünftigen Norddeutichen Strafgefeßbuche, Abhandlung VI: Grundzüge einer 
Auseinanderfegung zwiſchen Bundesgeießgebung und Landesgefeßgebung im 
Geifte der Bundesverfaffung. — Schwarze, Gerichtsfaal, 1870. ©. 381 ff. 
— v. Holgendorff, Strafrechtszeitung 1871, ©. 19 f., auch im Separat— 
abdruf unter dem Titel: „Neichsftrafrecht und Yandesitrafredht in Deutfchland‘ 
1871, erichienen. — Heinze, Das BVerbältni des Reichsitrafrechts zu dem 
Landesſtrafrecht, mit befonderer Berüdlichtigung der durch das Norddeutiche 
Strafgeſetzbuch veranlaften Yandesgefepe, 1871. — Außerdem die Commentare 
zu dem Norddentihen Strafgefegbuhb ven Oppenboff, NRübdorff, 
Schwarze — v. Holpendorff und Heinze behandeln außer der 
ſpezifiſch ftrafrechtlihen Seite des Verhältniſſes auch die einſchlagenden 
ftaatsrechtlihen Fragen („Allgemeines formelles Verhältnig der Reichsgeſetz- 
gebung zur Landesgeſetzgebung,“ „Stellung des Nichterd") und, namentlich 
der erjtere, die Aufgaben der Gefepgebung. 


Die Berfaffung des Norddeutſchen Bundes überwies in Art. 4 Nr. 13 
dem Bund „die gemeinſame Gejeßgebung über das Strafredt." Die Ver— 
faljung des Deutfchen Reiches ift gleichlautend. Damit ift die rechtliche 
Möglichkeit eröffnet, daß neben dem gemeinfamen Reichsſtrafrecht in den 
verſchiedenen Particulargefeßgebungen ein mehr oder weniger aus einander 
gehendes Landesitrafrecht fortbeiteht oder neu ſich entwidelt. Bei der Allge: 
meinheit des Mortlautes der Verfaſſungsbeſtimmung giebt es zwar „auf 
dem ganzen Gebiet der gleichviel aus welchem Grund, in welcher Art, und 
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unter welcher Form ſtrafenden Thätigkeit des Staates kein einziges Stück, 
welches der Geſetzgebung des Bundes nicht zur Verfügung geſtellt wäre. 
Insbeſondere iſt auch das Polizeiſtrafrecht und das dem Staat zukommende 
Disciplinarſtrafrecht ausnahmslos inbegriffen“. ) Allein der Gedanke eine 
gemeinſame Geſetzgebung in dieſem ganzen Umfang zur thatſächlichen und 
ausſchließlichen Geltung zu bringen, mußte von vornherein unausführbar 
erſcheinen. Denn im Gebiet der Polizeiſtrafgeſetzgebung iſt die vollſtändige 
Durdführung der Einheitlichkeit und Gemeinſamkeit nicht einmal innerhalb 
eines Cinzelitaates möglich. Und das Disciplinaritrafrecht fteht im engjten 
Zufammenhang mit der allgemeinen Gejtaltung der Nechtsverhältniffe der 
öffentlichen Beamten, welche wenigitens gegenwärtig noch ganz überwiegend 
in den Händen der Einzelſtaaten ruht. Eine organische Theilung des ſtraf— 
rechtlichen Stoffes zwiſchen Bundesgefebgebung und Landesgefehgebung würde, 
über diefes Minimum hinausgehend, der Iehteren alle öffentlichen Verbrechen 
gegen die Einzeljtaaten als ſolche und alle Verbrechen der Landesbeamten 
zugeiiefen haben. Denn das innere Wefen der Dinge fordert, daß das 
Secundäre (droit sanctionnateur, hier die Strafdrohungen gegen Staats: und 
Beamten: Berbrechen,) von demjelben Organ gehandhabt werde, welches über 
die Hauptfache (droit döterminateur, hier die Rechtsverfaſſung des Einzel: 
ſtaats und das Nechtöverhältnig feiner Beamten) bejtimmt. “Die Straf: 
geſetzgebung des Neichs hat jedod auf eine ſolche und überhaupt auf eine 
prinzipielle Abgrenzung verzichtet, vielmehr den Umfang, in welchem fie ein 
gemeinfames Recht einführt, in der Hauptſache nad) dem Inhalt des preu= 
ßiſchen Strafgefeßbuchs von 1851 beftimmt, bei deſſen Feſtſtellung eine der- 
artige Nutanwendung begreiflich nicht in Frage kommen konnte. Im Allge: 
meinen ift das Gebiet, auf welchem die Landesgefeßgebung noch in Wirk: 
famfeit bleibt, negativ beftimmt durch das Deutfche Strafgefegbucd und damit 
von dem gemeinfamen Strafrecht ftofflih abgegrenzt, während das Einfüh- 
rungögefeg zu dem Strafgeſetzbuch eine Anzahl von Beitimmungen theil® 
über die der Landesgeſetzgebung verbliebenen Materien, theils über Die Grund 


1) Heinze, Erörterungen, ©. 10 ff. Gegen die Anfiht Held's, Be 
merkungen zu dem Entwurfe des Norpdeutichen Strafgeſetzbuchs ©. 74 f. und 
Binding’e, D. Entwurf eines Steafgejeßbuchs für den Norddeutichen Bund 
S. 4f., daß das Polizeiftrafrecht nicht eingeichloffen fet, fiehe auch v. Wächter, 
Beiträge zur Geſchichte und Kritif der Entwürfe eined Norddeutichen Straf: 
geſetzbuchs, ©. 7 f. Gegen die Anfiht Zachariä's, daß die Verfaſſungsgeſetze 
der Einzelſtaaten, foweit dieſelben ſtrafrechtlichen Inhalts, der Strafgelepgebung 
des Neichs nicht weichen, Gerichtsſaal 1869, ©. 406 f. |. Heinze, Zum 
Revid. Entwurfe des Norddeutſchen Strafgeſetzbuchs S. 4 ff. ſowie $. 11 u. 12 
des Deutſchen Strafgeſetzbuchs. 


Sachlicher Umfang der Vorichriften des Deutichen Strafgefeßbucht. 5 


fäbe enthält, welchen die Landesgeſetzgebung auf diefem ihr belafienen Feld 
unterworfen fein fol. Einzelne der für die Landesgeſetzgebung bindenden 
Normen finden fih auch im Strafgefehbuch ſelbſt. Die Beſtimmung des 
rechtlihen Berhältnifies zwifchen Neichsftrafreht und Landesſtrafrecht hat 
zunächſt den ftrafrechtlichen Stoff, welcher noch jet der Landesgeſetzgebung 
unterliegt, und die Schranken aufzumweifen, welche der Yandesgejeggebung 
auf diefem Feld gezogen jind, SS. 2—6. Sodann iſt die Geltung der 
Landesſtrafgeſetze mit Rüdjicht auf die Zeit ihrer Entjtehung und gegenüber 
den allgemeinen Grundfägen des Deutjhen Strafgefegbuchs feitzuftellen, 
8$. 7 und 8. Der Schlußparagraph 9 characterifirt das thatfächliche Bor: 
gehen der Landesgeſetzgebung auf dieſem Gebiet. 


8. 2. 
Sachlicher Umfang der Vorſchriften des Deutſchen 
Strafgefegbudß. 
giteratur: Heinze, Crörterungen © 33 ff. — Schwarze, Getichtoſaal, 
©. 387 ff. — Rüdorff, ©. 61 f. — Heinze, Reichsſtrafrecht und Landes 


ftrafreht S. 30 ff. — Otto, Annalen des Köntgl. Sächſ. Oberappellations: 
gerichts, N. F. VIII. ©. 1 ff. 


Das Strafgefegbud enthält Vorfchriften, welche, von einander ifolirt, 
gerade nur den Punkt deden, mit welchem fie fich unmittelbar befchäftigen. 
Namentlich finden ſich derartige Beitimmungen in Abfchnitt 29 des II. Theils. 
Diefer Abfchnitt enthält lediglich eine Anfammlung von Einzelfagungen in 
lofem Aggregatzuſtand; er giebt nur eine Menge rhapjodiic aneinander ge- 
reihter Materialien zu einem Bolizeiftrafgefegbud. Auch Abjchnitt 28 des 
11. Theils iſt erfhöpfend nur für die in der Leberficht genannten „Verbrechen“, 
nicht für die „Vergehen im Amte“. Meiſtens dagegen find eine Anzahl 
Einzelbeitimmungen des Geſetzbuchs unter ſich verbunden zu einem geglie- 
derten Ganzen. Dies hat die Folge, daß innerhalb des bearifflic abge 
grenzten Raumes, den das Reichsgeſetz ſolchergeſtalt beherrichen will, die 
Beitimmung aller Einzelheiten, alfo auch derjenigen, über welde es an einer 
ausdrücklichen Auslaſſung fehlt, dem Reichsgeſetz zu entnehmen iſt. Hierbei 
ift „Die maßgebende Frage, ob die Reichsgeſetzgebung den einzelnen Vorwurf, 
gleichviel wie weit oder eng deſſen Nahmen gegriffen wurde, vom Stand: 
punkt des Gefetgebers aus ala erfchöpft betrachtet; erichöpft nicht blos für 
die geſetzgebende Thätigfeit des Reichs, fondern aud für die Landesgeſetz- 
gebung. Sit diefe Frage zu bejahen, fo bleibt in dem ganzen Gebiet, defjen 
fih die Neichägefeggebung bemächtigt hat, nicht der Hleinfte Raum für bie 
Landesgeſetzgebung übrig’. Sind die einzelnen Vorſchriften zeriplittert, fo 
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läßt das Schweigen des Strafgefehbuchs einen leeren Raum, den die Zans 
desgeſetzgebung ausfüllen darf; hängen die Einzelvorfchriften unter einander 
organisch zufammen, fo ift die Lücke nur fcheinbar, das Schweigen der Aus: 
druck für die Willensmeinung des Gefetgebers, der Sinn dieſes Schweigens 
durch Interpretation des Reichsgeſetzes zu gewinnen und lediglich vom Richter 
oder von dem fonftigen Vollzugsorgan feitzuftellen. So tft durch das 
Schweigen des Strafgeſetzbuchs über Strafzumefiungsgründe in jede relative 
Strafdrohung für den Richter das Recht und die Pflicht gelegt, die im ein= 
zelnen Fall verwirkte Strafe dem Willen und Sinn des Gefegbuchs entfprechend 
zu arbitriven, ohne daß fich die Landesgefehgebung einmifchen darf. Am 
bedeutungävollften ift diefes qualificirte Schweigen da, wo dafjelbe die Abficht 
des Gefeßgebers ausdrücken foll, eine nicht namhaft gemachte Handlung für 
ftraflos zu erklären. Die Strafgefeggebung des Reichs hat nicht ausreichend 
dafür geforgt, daß dieſe verſchiedene Bedeutung ihres Schweigens fenntlich 
gemacht werde. 

Im Allgemeinen enthalten die einzelnen 88. des Geſetzbuchs die Ein: 
zelvorfhriften, während die Abjchnitte der beiden Theile je eine zufammen- 
gefegte, in ſich organifd gegliederte und darum erclufive Materie zu um: 
fajien pflegen. Die Ueberfchriften der Abfchnitte find daher ein wichtiges 
Hilfsmittel zur Feitftellung der Deutung, welche dem Schweigen des Gefet- 
buchs zu geben iſt. Jedoch ijt mehrfach der in diefen Ueberfchriften genannte 
Gegenftand in dem Abfchnitt nicht erſchöpft; vgl. außer Abfchnitt 28 und 29 
auch Abfchnitt 7 u. 25 des II. Theild. Noch häufiger find umgekehrt die 
Abſchnittsrubrilen enger als die behandelten Materien. Dies ift augenfällig, 
aber ohne ſchädlichen Einfluß dort, wo der pofitive Inhalt einzelner 88. nicht 
unter die Rubrif zu bringen tft, fo die in $. 95—97 bedrohten Verletungen 
des Deutfchen Kaiſers oder der Mitglieder des Iandesherrlichen Hauſes unter 
die Auffhrift „Beleidigung deö Landesherrn“, die in $. 117 bezeichnete 
Wiverfegung gegen Private unter die Auffchrift „Widerftand gegen die 
Staatsgewalt“. Wichtiger und leichter zu überfehen ift, daß der pofitive, 
in ber Ueberfchrift genannte Inhalt einiger Abjchnitte zugleich die negative 
Function hat eine größere oder geringere Anzahl angrenzender, aber nicht 
genannter Gefehwibrigfeiten für ftraflos zu erflären. So find durd Ab: 
fchnitt 2 des I. Theils,Verſuch“, der unter den felbitftändigen, aber unvoll- 
fommenen Bethätigungen des verbrecheriihen Willens nur diejenige ftraft, 
melde bereit3 bis zur Ausführung des Verbrechens vorgeſchritten ift, alle 
Vorbereitungshandlungen einfchließlih des Complotts für ftraflos erflärt. 
Ebenſo haben die pofitiven Beftimmungen in Theil I. Abfchnitt 3 („XTheil: 
nahme*) in Verbindung mit $. 257 des Strafgeſetzbuchs zugleich die negative 
Bedeutung, daß alle hier nicht ausdrüdlic; genannten Formen der Mitwir— 
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fung zu einem Verbrechen, z. B. culpoſe Veranlaſſung oder Beförderung 
fremder Verbrechen, ſtraflos bleiben ſollen. Und zwar ſind durch die reichs— 
geſetzlich beſtimmte Strafloſigkeit nicht nur landesgeſetzliche Strafdrohungen 
von ähnlich allgemeiner Tragweite ausgeſchloſſen, ſondern auch Landesgeſetze 
rechtlich unmöglich gemacht, welche ſich auf Bedrohung vorbereitender Hand— 
lungen u. ſ. mw. zu einem einzelnen Verbrechen beichränten, 3. B. gewiſſe 
Borbereitungshandlungen zu Mord oder Kindesmord, Verleitung und Bei: 
hilfe zum Selbitmord bedrohen. Denn die reichögefeglichen Beitimmungen 
erfchöpfen hierbei Regel und Ausnahme zugleih, jo daß für die Landes- 
gefeggebung auch im Einzelfall fein Platz übrig bleibt. Mehrfach endlich 
find zufammengejegte Materien im Strafgefegbucd zwar behandelt, nicht 
aber mit Collectiobezeichnungen genannt, weil nämlich die Einzelbeftimmungen 
anderen Gejichtöpunften und Rubriken untergeordnet wurden. Sierher ge 
hören die im Strafgefegbuch vorfommenden Thatbeitände, bei welchen ſchon 
culpa ftrafbar macht, die Verbrechen, welche nur auf Antrag beziehungsweise 
mit Ermächtigung ftrafrechtlih verfolgt werden follen, die Fälle der ftraf- 
baren Eigenmadt, die Verlegung des Rechts der Obrigfeit auf MWahrhaf: 
tigkeit. Demagemäß find durd) das Bundes-Strafgefegbuc außer Kraft gefeht 
die landeögejeglihen Strafbrohungen gegen einfache Selbithilfe, gegen wahr: 
heitämwidrige, aber unbeſchworene Ausfagen vor öffentlichen Behörden. !) 


8. 3, 
Die der Landesgeſetzgebung ftillfhmweigend belafjenen Gebiete. 


&. 1 des Einführ.-G.: Das Strafgeſetzbuch für den Norddeutſchen Bund tritt im 
ganzen Umfange des Bundesgebietes mit dem 1. Januar 1871 in Kraft. 

8.2 Abſ. 1. daf.: Mit diefem Tage tritt das Bundes: und Yandesftrafrecht, in 
foweit daffelbe Materien betrifft, welche Gegenftand des Strafgeſetzbuchs für 
den Norddeutihen Bund find, außer Kraft. 

8. 2 des Strafgefeßbuche: Cine Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt 
werden, wenn dieſe Strafe geſetzlich bejtimmt war, bevor die Handlung be 
gangen wurde, 

Bei Verſchiedenheit der Geſetze von der Zeit der begangenen Yandlung bis zu deren 
Aburtheilung ift das mildefte Geſetz anzumenden, 


Piteratur: Heinze, Reihsjtrafr. und Yandesitrafr. S. 48 fi. 
Der Landesgeſetzgebung bleibt die rechtliche Beitimmung des von ber 


Reichögefeggebung nicht geregelten jtrafrechtlichen Stoffes. Daher gewährt 
jede Lüde der Reichsſtrafgeſetzgebung mehr oder weniger Raum für Ents 


1) „Aft das nichteidliche falſche Zeugniß ftrafbar?" Heinze, Neichsitrafr. 
und Landesſtrafr. S. 117 ff. S. ud Otto, a. a. O. 8.37 ff. 41 f. 
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faltung der Landesgeſetzgebung.) Entſcheidend iſt einzig und allein bie 
thatfächlice Ausdehnung der Strafgefegebung des Reichs.“) Unzuläffig ift 
es hierbei jtrafrechtliche „Vorfchriften* von „polizeilichen Beitimmungen” zu 
unterfcheiden, um daran die Möglichkeit zu knüpfen, daß ein durch das 
Reichsgeſetz für ftraflos erflärter Thatbeftand eines Landesſtrafgeſetzbuchs, im 
Wege der Landesgefeßgebung hinterher doch „vom polizeilihen Standpunft 
aus mit Strafe bedroht und zu einer Uebertretung erhoben werde.’ ?) Gewiß 
fann die Landesgeſetzgebung Handlungen mit Strafe bedrohen, welche vom 
Reichsgeſetz nicht bedroht find; allein ſoweit das Reichsgeſetz dergleichen Sand- 
lungen für ftraffrei erflärt, alfo die entgegenftehenden Beitimmungen der 
Landesitrafgefetbücher bejeitigt hat, können neuere Landesgeſetze Strafe nur 
androhen, wenn fie einen ganz anderen Thatbeitand aufftellen. Die „Materie“. 
muß eine andere fein. t) 

Diefe Abgrenzung iſt nicht eine dem Strafrecht eigenthümliche, fondern 
in dem allgemeinen Verhältniß zwischen Reichs- und Landes: Gefetgebung 
begründet. Sie findet daher auch ſtatt hinfichtlich anderer das Strafrecht 
beeinfluffender Gebiete, welche der Gejetgebung des Reichs verfaflungsmäßig 
zugewiefen find. Beifpielsweife fteht die Gefeggebung im Strafprocek den 
Einzelftaaten noch zu Hinfichtlich aller derjenigen Gegenftände, welche nicht 
in $. 31. 32 ff. 61 ff. 93. 161 des Strafgefehbuchs oder ſonſt von Reich: 
wegen geordnet find. Dabei it es gänzlich einflußlos, ob die einzelſtaat— 
lichen Proceßvorſchriften in befonderen Proceßgeſetzen oder in anderen, ihrem 
Hauptinhalt nad) vielleicht außer Kraft gefegten Geſetzen, z. B. einem par: 
ticulären Strafgeſetzbuch enthalten find.) Auch durd ihre Thätiafeit auf 
den Nechtögebieten, welche, wie das Givilrecht im Allgemeinen und die Orga: 
nifation des öffentlichen Dienjtes, in die Zuftändigfeit der Reichsgewalt 


1) Vergleihe Schlußprotokoll des Vertrages zwiſchen dem Norddentichen 
Pund und Bayern vom 23. November 1870 Wr. VI 

2) Fine ſehr intereffante Mufterung der Beitimmungen dei Rev. Sächſ. 
Strafgefegbuchs, deren Fortbeſtehen neben dem Deutich. Strafgefeßbuch in Frage 
fommen kann, giebt Otto, Annalen des Königl. Sächſ. Über: Appellations- 
Gerichts, N. 8. VII. ©. 24—53 

3) So Schwarze, Gerichtäfaal, ©. 400; Dtto, ©. 34 f. 40. 

4) Heinze, Erörterungen, S. 26—34. 

5) Der Wedel der Gefepgebung im Grfordernig des Strafantrages ift 
nicht nad $. 2 des Deutſch Strafgeſetzb. fondern nad den allgemeinen Grund— 
fäpen des Procehrechts zu benrtbeilen, Fuchs, Golttammer’s Archiv Bd. XIX. 
S. 82 ff., Urtheile des Preußiihen Ober: Appellations:-Geridhtd und 
Ober-Tribunals dal. ©. 261 f. 263 f. 314 f., Heinze, Reichsſtrafrecht 
und Landesſtrafrecht S. 67 ff., (abgedr. in Goltd. A. XIX, ©. 386 ff.) gegen 
v. Bar, Goltdammer's U. a. a. O. S. 73 f. v. Specht, daſ. ©. 235 ff, 
Hälſchner, Spiuola, S. 366 f, 373 f. dal. 
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überhaupt nicht aufgenommen find, kann die Landesgeſetzgebung Einfluß auf 
das Strafrecht ausüben, namentlid; bewirken, daß in einem Lande diefelben 
Handlungen jtraflos bleiben, melde in einem andern Lande jtrafbar find. 

Das Berhältnig des Reichs zu den Einzelſtaaten ſchließt die rechtliche 
Möglichkeit aus, daß ein Neichögefeg erläutert werde durch ein Landesgeſetz 
oder durch einen anderen niederern Ausflug der einzelitaatlichen Autonomie. 
Dagegen fann die Neichögefeggebung der Landesgeſetzgebung die Befugniß 
ertheilen, Zufäte zu den Reichsgeſetzen herzuftellen, welche eine particuläre 
Rechtsbildung auf dem Boden der Reichsgeſetzgebung begründen. Das 
Strafgefegbuch hat diefe Befugniß nirgend ausdrücklich ausgefprochen. Allein 
diefelbe ift mit Nothwendigfeit gegeben in denjenigen Fällen, wo die reiche: 
geſetzliche Beſtimmung der Ergänzung durch die Landesgefehe bedarf, um 
überhaupt vollziehbar zu werden. Hier ſchlägt inäbefondere ein die Zuſtän— 
digfeit der Landesgefetgebung zu fpeziellen Normen über den Vollzug der 
Todesitrafe, der Freiheitöftrafen, der Geldjtrafe, der vorläufigen Entlafjung; 
Normen, durdy welche freilich, bei der Elaſticität der reichögefeglichen Vor— 
ſchriften, gleichnamige Freiheitsitrafen in verfchiedenen Einzelftaaten mit fehr 
verfchiedenem Inhalt ausgeltattet werden können.“) Nächſtdem muß den 
faculativen Ausdrüden „kann“, „können“, „zuläſſig“ in $. 4 Abſatz 2, 
8. 15 Abfay 2, 8. 16 Abſatz 2, $. 22, 37, 42, 93 des Strafgejeh- 
buchs die Bedeutung beigelegt werden, daß jede Landesgeſetzgebung für 
ihr Seltungägebiet die VBorausfegungen näher beſtimmen darf, unter welchen 
von der ausgeſprochenen Geftattung Gebrauch gemacht werden fol. Nur 
da, wo die Neihägejehgebung dem ganzen Zufammenhang nad Alles auf 
das richterliche Ermeſſen geſtellt hat, vgl. 3. B. $. 187, 246, 263, 333, 340, it 
durch dergleihen Ausdrüde der einzelftaatlihen Geſetzgebung ein Spielraum 
nicht erfchlofien. 

Endlich ift auch durch die zeitlihe Begrenzung der Geltung des Straf: 
geſetzbuchs, ein Raum ausgefchieden, auf welchem die Landesgeſetzgebung 
wirffam bleibt. Das Strafgefegbuch verzichtet in $. 2 auf jeve Wirkfamfeit 
gegenüber den bei Beginn feiner Geltung bereits rechtskräftig abgeurtheilten 
Straffällen. Denn die in 8. 2 vorgefehene ausnahmsweiſe Rüdanwendung 
des neueren Geſetzes iſt auögefchloffen, wenn die Aburtheilung erfolgt war, 
bevor das neuere Geſetz in das Leben getreten ift. Hier wirkt die Landes— 
gejeggebung fort im Vollzug der erfannten Strafe. Aber auch auf Ver: 
brechen, welche vor dem 1. Januar 1871 begangen, an diefem Tag nod; nicht 
rechtskräftig abgeurtheilt waren, iſt das Strafgefegbuh nur dann anzuwen⸗ 


6). Holkendorff, ©. 5: „Ihrer inneren Natur und ihrer Art nad 
find die Freiheitsſtrafarten particularrechtlich geblieben.’ 





10 Reicheitrairebt und Pandesftrafredt. 


den, wenn dajjelbe milder tit als das ältere Zandesitrafgefet. Hier bleibt 
aljo das ältere Yandesgejeg in Kraft und Fortgeltung, ſoweit dafielbe milder 
oder wenigitens nicht härter ijt alö das Bundes: Strafgefeßbudh. In der: 
jelben Beſchränkung auf ältere Fälle, in welcher hiernad) die Landesgeſetz- 
gebung überhaupt fortgilt, fteht derjelben auch die Befugnif zu, neue Be- 
ftimmungen über diefe älteren Fälle zu treffen, z. B. den Beitimmungen 
des Strafgeſetzbuchs rückwirkende Kraft zu verleihen auf ſchon abgeurtheilte 
Fälle, oder, foweit das Strafgefegbuch nicht milder, aber auch nicht härter 
it als das ältere Landesrecht, die Anwendung des Strafgeſetzbuchs vor: 
zufchreiben für ältere noch nicht abgeurtheilte Fälle. 


8. 4. 
Die der Landesftrafgefeggebung ausdrüdlich vorbehaltenen 
Gegenftände. 


8. 2 Abi. 2 u. 3 des Einführungs-Geſetzes zum Strafgefepbuh. In Kraft blel: 
ben die befonderen Vorihriften des Bundes: und Pandesftrafrechts, namentlich 
über ftrafbare VBerlegungen der Preßpolizei-, Poft-, Steuer, Zoll:, Kifcherets, 
Jagd-, Forſt- und Feldpolizei-Gefetze, über Mißbrauch des Vereins: und Ver: 
ſammlungsrecht und über den Holz. (Forſt-) Diebſtahl. 

Bis zum Erlaſſe eines Bundesgefeßes über den Konkurs bleiben ferner diejenigen 
Strafvorſchriften in Kraft, welche rüdjichtlih des Konkurſes in Landesgeſetzen 
enthalten find, infoweit diefelben fich auf Handlungen beziehen, über welche 
das Strafgefegbuch für den Norddeutihen Bund nichts beftimmt. 


Literatur: Rüdorff, ©. 80 fi. — L. Haller, das Verhältniß des Deutichen 
Strafgeſetzbuchs zu den landesgefeplihen Beſtimmungen über den Konkurs, 
1871. — Heinze, Neidhesitrafrecht und Yandesitrafreht ©. 74 ff. 


In $. 2 Abf. 2. des Einführungsgefeges zu dem Strafgeſetzbuche ift 
eine Anzahl von Gegenſtänden genannt, hinfichtlich welcher die Vorfchriften 
des Landesſtrafrechts neben dem Strafgefehbuh in Kraft bleiben ſollen. Es 
würde dem Spradgebraudy zumider laufen, zugleich aller Unterſtützung 
aus Gang und Abjicht der Bundesgefeggebung entbehren, wenn man in 
diefem Abſ. 2 ein vollitändiges Verzeichniß der der Landesſtrafgeſetzgebung 
belafjenen Materien fuchen, oder aber den „namentlich" aufgezählten Gegen: 
ftänden eine andere Stellung zumweifen wollte, als den der gleidhen Gattung 
angehörigen, nicht ausbrüdlich genannten. !) Die einzelnen in $. 2 aufges 
führten Gegenftände find alfo nur Beifpiele; die allgemeine Beſtimmung, 
unter welche auch diefe Beifpiele fallen, liegt in den Eingangsmworten „bie 
befonderen Xorfchriften des Bundes: und Landesitrafrechtö‘. Daß die „be 





1) So Oppenhoff, zu 8.2 des Einführungs-Geſetzes Nr. 10. S. dagegen 


Rüdorii, ©. 82, Haller, 2. 18 ff, Heinze, S. 74 ff. 
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fonderen Borfchriften des Bundesitrafrechts‘ gegenüber ftehen dem allge- 
meinen Goder des Bundesſtrafrechts, wie derjelbe im Strafgefegbud vor: 
liegt, it zweifellos. Die befonderen Vorfchriften des Landesſtrafrechts bil- 
deten im Entwurf den Gegenjfab zu den im vorhergehenden Art. einzeln 
namhaft gemachten und außer Kraft gefesten Landesftrafgefegbüchern. Nach— 
dem der Bunbesrath diefen Katalog der Gefetzbücher befeitigt hat, bleibt 
auch hier fein anderes Gefet zur Gegenüberjtellung übrig als das Deutfche 
Strafgefegbuh. Danach aber kann das „befondere* nichts anderes bezeichnen 
als Gegenitände, welche in dieſem allgemeinen Strafgeſetzbuche nicht behan- 
delt find. Nur ſo ſchließt auch Abſatz 2 jtreng logisch ih an Abf. 1 an, 
indem jener den Umkreis der aufgehobenen Geſetze pofitiv, diefer den Um: 
freis der in Geltung bleibenden Geſetze negativ, nämlich nach der Aus— 
dehnung bejtimmt, in welcher das Gebiet des Strafrechts im Bunbesitraf: 
geſetzbuch abgebaut ift. Zugleich wird bei diefer Auslegung erflärlich, wes— 
halb dem Bundesrath die im Revid. Entwurf den „bejonderen Bundes- und 
Landesſtrafgeſetzen“ zugefügte Beſchränkung „über Materien, welche nicht 
Gegenſtand des Strafgefehbuchs für den Norddeutſchen Bund find“ 2) ent» 
behrlich erfchien. Freilich enthält diefe allgemeine Vorſchrift alsdann nichts, 
was nicht nach Art. 2 der Bundeöverfaffung und dem Grundſatz von ber 
Aufhebung des älteren Gefetzes durch ein neueres ſich von felbjt verftände. 
Allein augenjcheinlid ift auch Die in F. 2 Abf. 1 getroffene Beitimmung 
eine unter diefem Gelichtspunfte felbitverjtändliche, daher die gleiche Selbit- 
verständlichkeit bei Abſ. 2 nicht nur nicht befrembden darf, fondern nur noch 
alaubhafter wird. 

Einen einzigen Gegenjtand erwähnt Abf. 2, auf den dieſe Begriffs: 
beftimmung nicht paßt. Dies iſt der Holz: (Forſt-) Diebjtahl, der zwar 
nicht alö befondere Species, aber als Fall des Diebitahls im Allgemeinen 
im Strafgefegbucd mit Strafe bedroht ijt. Hier alfo, aber auch nur hier, 
wird der Landesgeſetzgebung die Befugniß der Abweichung vom Reichägefek 
zugeftanden. Leider ift auch die Abarenzung des Forftdiebjtahle von dem 
gemeinen Diebitahl den Landeögefetgebungen überlaſſen geblieben. 

Unter die allgemeine Regel, daß nur diejenigen Iandesgefeglichen Vor: 
ſchriften als befondere zu betrachten find, welche Lüden des Gefeßbuchs aus: 
füllen, fallen nicht blos die im zweiten, ſondern auch die im dritten Abſatz 
des $. 2 des Einführungs-Geſetzes bezeichneten Landesſtrafgeſetze. Gerade 
hier ift durch die negative Beitimmung des landesrechtlichen Gebietes „in: 
oweit diefelben fi auf Handlungen beziehen, über welche das Strafgefeb: 


2) Sm I Entwurf: „infoweit fie Gegenftände betreffen, rüdfichtlich derer 
das gegenwärtige Strafgefegbuch nichts beftimmt.“ 
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budh.... nichts beſtimmt,“ die Nichtigkeit jener allgemeinen Begriffäbe- 
ftimmung fehr greifbar beftätigt. Die Eingangsworte „Bis zum Erlafje 
eines Bundesgefetes über den Konkurs“ enthalten, gleich den Eingangsworten 
deö $ 4, infofern etwas Selbjtverftändliches, als Yandesgefege wie Bundes: 
gefege überhaupt nur in Geltung beftehen bis zu einer neuen Regelung der 
betreffenden Materie durch ein Bundeögefet. Die Sauptbedeutung beider Vor: 
behalte ift der Hinweis auf eine bereits in naher Zukunft beabfichtigte 
Einwirkung der Bundesgefetgebung, durch welchen dem Inhalt des $. 2 
Abſatz 3 und des $. 4 eine gewiſſermaßen nur proviforifche Bedeutung bei- 
gelegt wird. In der That bringt Abſatz 3 des $. 2 nur ein meiteres Bei- 
jpiel der in $. 2 Abſatz 2 im Allgemeinen vorbehaltenen , beſonderen Vor: 
fchriften® des Landesſtrafrechts. Streitig und zweifelhaft iſt jedoch, wie 
weit die Competenz der Landesgeſetzgebung fich erjtredt. Betont man das 
Wort „Handlungen“ im Gegenfag zu „Materien“ in Abfat 1, fo gelangt 
man zu dem Ergebniß, daß die Tragweite von Abfchnitt 24 Theil II des 
Strafgeſetzbuchs ſich befchränft auf die in $. 281— 283 bezeichneten That: 
beftände, und daß jede andere rechtswidrige Handlung beim Konkurs ſowohl 
eines Kaufmanns wie eines Nidhtlaufmanns landesgeſetzlich für ftrafbar er: 
Härt werden darf. 3) Allein fo ficher es ift, daß Abfchnitt 24 nur von dem 
faufmännifchen Concurſe handelt, jo wahr fcheint &, daß der Abfchnitt 
den hier einſchlagenden ſtrafrechtlichen Stoff erſchöpfend behandeln, alfo auf 
diefem ohnedies fo engen Gebiet alle landesgeſetzlichen Zufäge ausfchließen 
wollte. In diefem Sinn ift $. 2 Abſatz 3 aud von der Mehrzahl der 
neueren Landesgefeßgebungen verftanden worden. +) Hiernach würde fi die 
Zuftändigfeit der Landesgeſetzgebung beſchränken auf rechtöwidrige Hand— 
lungen bei dem nichtlaufmännifchen Coneurs. Eine Mittelmeinung, welche 
außer dem nichtlaufmännifchen Goncurs nur die fogenannten Ordnungss 
jtrafen gegen Kaufleute der Landesgefetgebung vorbehält, ift zwar in ber 
Mitte der Nevifionscommiffion vertreten worden, 5) entbehrt aber aller in- 
neren Berechtigung und hat ebenfo wenig Ausdrud im Geſetz gefunden. 
Behandelt Abjchnitt 24 den kaufmännischen Bankerott erfhöpfend und mit 
Ausſchluß der Landesgefebgebung, fo find auch Iandeögefeglihe Drbnungs- 
ftrafen ausgefchlofjen. Beſchränkt ſich dagegen die Tragweite auf die fpgziel- 
len in $. 281—283 aufgejtellten Ihatbejtände, fo ift die Landesgefeßgebung 


3) Der geichidten Vertheidigung dieſer Auslegung ift Haller's Schrift, 
befonderd ©. 25 ff. gewidmet. Derfelben Anficht ift Rüdorff ©. 84 ff. und 
die Hamburger Gerichtspraris, |. Haller ©. 88 f. 

4) Heinze, ©. 115 f. 

5) Schwarze, Comm. ©. 44, Dppenboff, zu $. 2 bes Einführungs: 
Geſetzes Nr. 13. Vgl. auch Otto, a. a. O. ©. 48 ff. 
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nicht verhindert rechtöwidrige Sandlungen beim faufmännifchen Banferott 
auch mit anderen, als mit Orbnungsftrafen zu bedrohen. Dazu kommt, 
daß der Ausdrud Ordnungsſtrafen“ jeder fcharfen Begrenzung fpottet. 


8. 5. 
Fortſetzung. 
(Uebergangsbeſtimmungen.) 


8. 8 des Einführungs-Geſetzes zum Norddeutſchen Strafgeſetzbuch. Der Landes» 
geſetzgebung bleibt vorbehalten, Uebergangöbeſtimmungen zu treffen, um die in 
Kraft bleibenden Landesitrafgefepe mit den Vorfchriften des Strafgeſetzbuchs 
für den Norddeutichen Bund in UWebereinftimmung zu bringen. 


Literatur: Heinze, Reichsftrafreht und Randesitrafreht, ©. 109 ff. 


8. 8 des Einführungs-Gefeges giebt fi) den Anfchein, als ob er dem 
Wirkungskreis der Landesgejeggebung eine felbitjtändige Erweiterung hinzu— 
füge. In der That jedoch iſt der Inhalt des $. ſelbſtverſtändlich. Das 
Bedürfniß, die Landeögefeggebung mit dem Bunbdesitrafrecht in Einklang 
zu fegen, ift zweifellos vorhanden, und zwar nicht blos Hinfichtlich der neben 
‚dem Strafgefegbuc in Kraft bleibenden*, ſondern auch hinfichtlich der „mit 
dem 1. Januar 1871 (1872) außer Kraft tretenden? Landesſtrafgeſetze, ſo— 
weit nämlich die leteren für ältere Straffälle nod; maßgebend bleiben, f. o. 
$. 3. Gerade nur Hinfichtlic der legteren, die allerdings in $. 8 nicht 
erwähnt find, Tann von wirklichen Uebergangäbeftimmungen die Rede fein. 
Allein die Richtſchnur für den Inhalt diefer Uebereinftimmung giebt allein 
das Strafgeſetzbuch und, felbjtverftändlich, das Einführung3:Gefet dazu. Der 
Einklang iſt aljo lediglich durch Aenderungen des Landesitrafrechts herzu- 
ftellen. Zu diefen aber würden die Landeögefeggebungen ohne Weiteres 
berechtigt gewejen fein. Ebenfowenig legt $. 8 den Landesgefeßgebungen 
eine neue oder überhaupt irgend eine greifbare Verpflichtung auf. Seine 
Bedeutung ift aljo lediglich die eines Hinweifes auf die unabhängig von 
feinem Inhalt den Einzelftaaten zuftehenden Rechte und obliegenden Pflichten. 


8. 6. 
Beihränfungen der Landesgefetgebungen hinfichtlid der 
Strafmittel. 


5. 5 des Einführungs: Gefepes zum Norddeutihen Strafgefepbuch. In landess 
geſetzlichen Borfchriften über Materien, welche nicht Gegenſtand des Straf: 
gelegbuchs für den Norbdeutihen Bund find, darf nur Gefängniß bis zu zwei 
Jahren, Haft, Geldftrafe, Einziehung einzelner ©egenftände und die Ent— 
ziehung öffentlicher Aemter angedroht werden. 

8. 6 dal. Bom 1. Januar 1871 ab darf nur auf die im Strafgeſeßbuche für 
den Norddeutichen Bund enthaltenen Strafarten erfannt werden. 


14 Reichsitrafrecht und Landesitrafrecht. 


Wenn in Landesgefepen anftatt der Gefängniß- oder Geldftrafe Forft- oder 
Gemeinde:-Arbeit angedroht oder nachgelaſſen ift, jo behält es bierbei fein Be: 
wenden. 


Literatur: Heinze, Reichsſtrafrecht und Landesftrafreht, ©. 93 ff. 


8. 5 des Einführungs » Gefeges giebt einen Katalog der Strafmittel, 
welche der Landesgefeggebung auf den derſelben überlaffenen Gebieten zur 
Verfügung geftellt find. $. 6 enthält in Abfag 1 eine Ergänzung, in 
fofern derjelbe vom 1. Januar 1871 ab, bei Anwendung der Landesſtraf⸗ 
gejete auf ältere Fälle, zwar Strafurtheile auf andere und höhere als bie 
in $. 5 genannten Strafübel geftattet, aber alle Strafertenntnifje auf eine 
dem Deutſchen Strafgeſetzbuch unbelannte Strafart auöfchließt. Außer den 
im Strafgefeßbudy vorkommenden Strafarten darf nur Forſt- oder Ger 
meindearbeit erfannt werden, wenn diefelbe in Landesgeſetzen die Stelle der 
Gefängniß- oder Gelditrafe vertritt. 

Diefe Beichränfungen gelten insgefammt nur, ſoweit e8 ſich um wirt: 
liche Strafen handelt; fie finden nicht ftatt, infofern die einzelftaatliche Geſetz— 
gebung blos polizeiliche oder proceßuale Mafreaeln trifft. Daher kann die 
einzelſtaatliche Geſetzgebung Suspenfion der bürgerlihen Ehrenrechte während 
einer ftrafvechtlihen Unterfuhung und polizeiliche Aufſicht gegen Individuen, 
von denen Verübung von Verbrechen zu befürchten ijt, anordnen. Eben: 
ſowenig ſchlägt $. 5 ein bei Züchtigung von Kindern. Nur foweit hierüber 
$. 56 des Strafgeſetzbuchs bereits Beitimmungen enthält und durch die 
legteren ift die Landesgefeßgebung gehindert, Zuchtmittel, die in $. 5 nicht 
genannt find, insbeſondere förperliche Züchtigung gegen Kinder anzudrohen. 

Das Marimum der in $. 5 des Einführungs-Gefeßes zugelafienen Ges 
fängnißftrafe darf die Zandesgefeßgebung auch beim Nüdfall nicht überſchrei— 
ten. Anders im Falle materieller Concurrenz mehrerer Verbrechen. Geld: 
itrafen find der Landesgeſetzgebung nicht blos als öffentliche Strafen, ſondern 
aud als Privatbußen geftattet; vol. $. 188 und 231 des Strafgeſetzbuchs. 
Die Gelditrafe darf Iandeögejeglich die Form annehmen, daß jie in Zurüd- 
fegung einer Forderung im Goncurs der Gläubiger befteht. Die in Landes: 
gefegen angedrohte Einziehung von Holzungsrechten läßt ſich gleihfalls als 
Unterart der Geldftrafe oder der Confiscation anfehen und rechtfertigen, 
Die Entziehung der Befugniß zu felbitftändigem Betrieb eines Gewerbes 
ift weder als eine Art der Geldſtrafe noch als eine Art der Confiscation 
zu betrachten, daher der Landesgeſetzgebung verfagt. 1) Ebenfo ift es unzu— 





1) S. auch Oppenhoff, zu $. 5 des EinführungssGelepes Nr. 3. Der 
Neichätag bat durch Annahme eines Vermittelungsantrags die von Wiggers 
in diefem Sinne beantragte Declaration des $. 5 umgangen, Stenogr. Berichte 
1871, ©. 530 ff., 629 ff., 705 ff. 
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läſſig, an Stelle der in $. 6 Abſatz 2 allein genannten , Forſt- oder Ge 
meindeArbeit" Sandarbeit in der Allgemeinheit anzudrohen. Die Modalität 
der zuläffigen Strafmittel fann im Wege der Landesgejeggebung genauer 
beitinnmt werden. Doch dürfen dabei dem Inhalt der Strafe nicht Beitand- 
theile zugefügt werden, 3. B. durch Schärfungen, welche den Vorſchriften 
des Strafgeſetzbuchs fremd find. $. 6 Abſatz 1 des Einführungs-Geſetzes 
enthält nicht eine Beſchränkung auf die im Strafgefegbuch angenommenen 
Marima der einzelnen Strafarten. 

Im all des $. 57 des Strafgeſetzbuchs kann auch wegen landeägejet- 
licher „Bergehen* und „Uebertretungen® Verweis angedroht und auf Ber: 
weis erfannt werden. Einen weiteren Gebrauch darf die Zandesgefetgebung 
von dem Verweis al3 einem Strafmittel nicht maden, dagegen kann ſie 
unter dem Namen deö Verweiſes Zurechtweifungen und Ermahnungen an— 
ordnen, die lediglich einen warnenden, drohenden, aneifernden Character an 
fich tragen. 

Die Landesgefesgebung iſt nicht gehindert innerhalb des ihr geblie- 
benen Gebietes rein polizeiliche Delicte mit Gefängniß oder Gelditrafe über 
50 Thlr. zu bedrohen. 

An die im $. 5 gezogenen Schranken tft die Landesgeſetzgebung ge: 
bunden, gleichviel auf welchem Theil ihres Wirkungsgebietes fie Strafen 
androht, namentlich auch im Disciplinaritrafrecht. 2) 


8. 7. 
Bleihftellung der älteren und der neueren Landesgeſetzgebung. 


Literatur: Heinze, Reicheftrafrecht und Yanbesftrafrecht ©. 87 ff. 93 ff. 107 f. 


Die buchjtäbliche Auslegung des Einführungs-Gefetes führt dazu, $. 2 
Abſatz 2 und 3 zu beſchränken auf Landesgeſetze, welche vor dem 1. Januar 
1871 (1872) bereits in Kraft waren, !) $. 5 dagegen auf Landesgeſetze, 
welche erit nach Beginn der Geltung des Einführungs:Gefetes erlaffen 
werben mürben. ?) An $. 2 ſchließt fich bei diefer jtrengwörtlichen Inter: 
pretation auch 8. 6 Abjat 2 an. „In Kraft bleiben" fann nur das, was 
ſchon tft zu der Zeit, wo die neue Ordnung in das Leben tritt; fein „Be 
wenden behalten” kann es auch nur bei einer fchon vor Eintritt der Be: 


2) Gegen die Anfiht Oppenboff's, zu $. 6 des Einführungs-Geſetzes 
Nr. 7 und Rüdorff's, ©. 89, daß $. 5 und 6 die Dieciplinarftrafgefehgebung 
der Einzelitaa ten nicht berühren, j. Heinze, ©. 100 f. 

1) Dppenboff, zu $.2 des Einführungs-Bejepes Nr. 12 (im Widerſpruch 
mit Nr. 7 ff. dal.). 


2) Rüdorff, S. 91f. Oppenhoff zu z. 5 des Einführungs:Gefeges Nr. 1. 
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ftimmung vorhandenen Norm. „Angedroht werden" dagegen Tönnen nur 
Strafen, die zur Zeit der getroffenen Beitimmung noch nicht angedroht find. 
Diefe buchſtäbliche Auslegung iſt jedoch ſchlechterdings unhaltbar. Wenn 
$. 5 ſich nicht bezöge auf die in $. 2 Abſatz 2 u. 3 bezeichneten Materien, fo 
würde überhaupt fein Gebiet erijtiren, auf dem derjelbe praftiich werben 
fönnte. Und wenn die in $. 2 anerkannte Autonomie der Landesgeſetz- 
gebung befchränft wäre auf die vor dem 1. Januar 1871 ins Leben ge: 
rufenen Landeögefeße, jo ift nicht abzufehen, wozu $. 5 einer Fünftigen 
Landesgefebgebung Feſſeln angelegt hätte. Höchſtens fönnte dann $. 5 
vorübergehende Geltung gehabt haben von der Publikation des Einführungs- 
Geſetzes an bis zum 31. Dechr. 1870; damit wäre aber zugleich der Landes— 
gefeggebung ein Mittel in die Hand gegeben gewejen die Beitimmungen des 
$. 2 durch Ausnugung diefer Friſt zu umgehen. Augenſcheinlich follen $. 2 
und $. 5 einander gegenfeitig ergänzen. Dort find die Gegenftände, hier 
die Strafmittel der einzeljtaatlidien Autonomie beftimmt. In beiden Ridj: 
tungen bedurfte es einer Beitimmung ſowohl für ältere wie für neuere 
Landesgeſetze. Nur eine fllavifche Silbenftecherei kann den "Organismus 
des Gefeßes dadurch verftümmeln, daß fie die zu enge Wortfafjung benutzt, 
um die eine Vorfchrift auf die Vergangenheit, die andere auf die Zukunft 
zu beſchränken und dadurd auf künſtlichem Wege zwei Lücken zu fchaffen. 
Eine gefunde Auslegung wird fomohl in $. 2 als in $. 5 den unvollfom- 
menen Ausdrud eines allgemeineren Gedankens finden. Danach find neben 
dem Strafgeſetzbuch nicht nur ältere, ſondern ebenfo auch neuere Yandes- 
geſetze giltig, vorausgefet, daß diefelben fich auf die in $. 2 der LZandes- 
gefetgebung belafjenen Gebiete beziehen und beſchränken. Andererſeits ſoll 
auch die ältere Landesgeſetzgebung nur fortgelten unter Beichränfung auf 
die in $. 5 namhaft gemachten Strafmittel. Ihre Erklärung finden die 
zu engen Ausdrüde wenigjtens zum Theil darin, daß man die Wendungen 
der $$. 2 und 6 dem Einführungägefeß zu dem Preuß. Strafgejegbuch 
von 1851 Art. II. und X. entlehnt hat, ohne daß man fich vergegenmwärtigte, 
wie im Einheitsjtaat das im Bundesjtaat fo bedeutungsvolle Bedürfniß 
einer Norm für die fünftige Geſetzgebung der Einzeljtaaten gänzlich fehlt, 
daher auch im Preußiſchen Einführungsgefeg gar nicht hatte laut werben 
können. 

Die buchſtäbliche Auslegung der 88. 2 und 5 führt dazu, die Com— 
petenz der Landesgeſetzgebung und die Höhe der landesgeſetzlichen Straf: 
mittel von dem zufälligen und gleidhgiltigen Umjtand abhängig zu machen, 
ob das Gefet älteren oder neueren Datums ift, dadurch aber zugleich Die 
größte Ungleichheit in der Geſetzgebung der verfchiedenen Einzelftaaten zu 
befejtigen, den Inhalt des S. 5 als eine reine Eingebung gejeßgeberifcher 
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Willkür hinzuftellen, die Landesgefeggebung zu einer unerhörten Stagnation 
zu verurtheilen. Der Verſuch, dieſes Ertödten der Landesgeſetzgebung dadurd) 
zu umgehen, daß man neue Landesgeſetze innerhalb der durch die älteren 
Landesgefege gegebenen, über die Marima des $. 5 anjteigenden Strafmaße 
zuläßt,*) kann weder auf den Buchitaben fich ftüsen, noch auf principielle 
Richtigkeit Anspruch machen. 

Was von $. 2. Abſatz 2. des Einführungs-Gefetes gilt, muß auch gelten 
von $. 2. Abjat 3. und von $. 6. Abjah 2. Es liegt weder ein innerer 
nod ein äußerer Grund vor, die Landesgeſetzgebung in Beziehung auf die 
Strafvorſchriften rückſichtlich des nichtfaufinännifchen Konkurfes anders zu 
ftellen ald in Beziehung auf andere der Landesgeſetzgebung vorbehaltene 
Materien. Ebenfo ſprechen alle Argumente, welche der Beichränfung des 
$. 2. Abſatz 2. auf ältere Landesgefege entgegen jtehen, auch wider die 
gleiche beſchränkende Auslegung des 8. 6. Abjat 2. 

Die neueren Bundesgefegebungen ſtehen in der großen Mehrzahl 
auf dem Boden der hier über Recht und Schranken der Landesgeſetzgebung 
aufgeftellten Grundfähe. t) 


8. 8. 
Berhältnig der allgemeinen Beitimmungen des Reidhsjtraf- 
rechts zu den befonderen Vorſchriften des Landesitrafredt3. 


$. 3. des Einführungsgejeßes zum Norddeutichen Strafgeſetzbuch. Wenn in Yan: 
desgeleßen auf ftrafrechtlihe Vorichriften, welche durch das Strafgeſetzbuch für 
den Nordbeutichen Bund außer Kraft gelegt find, verwiefen wird, fo treten 
die entiprechenden Vorſchriften der leßteren an die Stelle der eriteren. 

Yiteratur: Heinze, Reiheftrafrecht und Landesſtrafrecht ©. 38 ff. 


Die Rechtsſätze, welche innerhalb der theoretiichen Daritellungen des 
Strafrehts den allgemeinen Theil zu bilden pflegen, find theils in den 
„Einleitenden Bejtimmungen® theils im II. Theil ($. 257), vorzugämeife 
aber im I. Theil des deutſchen Strafgeſetzbuchs enthalten. Dieje Beſtim— 
mungen jtehen zu den ftrafrechtlichen Vorjchriften, melde die Einzelitaaten 
binfichtlich der ihmen überlafjenen befonderen Materien erlajjen, in einem 
ſehr verfchievenen Verhältniß. 


3) Oppenhoff, Zu $. 2. des E.-G. Nr. 12. In dem nicht veröffent— 
lichten Entwurf, wie derjelbe von der Revifionscommilfion dem Bundesrath 
vorgelegt worden ift, foll $. 6. des E.“G. eine Beitimmung diefes Inhalts 
enthalten haben, Die jedoch ſchon in der Vorlage an den Reichstag wegge: 
laffen war. 

4) Vergl. Heinze, ©. 93. f. 
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Ein Theil der allgemeinen Vorſchriften des Reichsſtrafrechts iſt im 
Bebiete des Landesſtrafrechts ſchlechterdings unanmwendbar, weil derfelbe jich 
auf Gegenjtände bezieht, welche der Landesgeſetzgebung entzogen find. Bier 
ſchlagen ein alle reichsgeſetzlichen Beitimmungen über Verbrechen i. e. ©., 
fomie über Strafarten und Strafhöhen, welche die Competenz der Yandes- 
gefeßgebung überjteigen. Gleiche Wirkung äußert der verjchiedene räumliche 
und perfönliche Geltungsumfang des Reichs- und des Landesrechtes. Das 
Reichsgeſetz im Allgemeinen, das Neichöftrafreht im Befonderen gilt im 
ganzen natürlichen und künſtlich erweiterten Umfang des Keichögebietes und 
für fämmtliche dauernde und zeitweilige Unterthanen des Reichs. Das 
Landesgeſetz iſt in feiner Geltung bejchränft auf den Umkreis des betreffenden 
Landes und die der betreffenden Yandesjtaatögewalt Unterworfenen. Vermöge 
der Solidarität der Strafrechtöpflege, welche aus SS. 3. ff. des Deutjchen 
Strafgeſetzbuch folgt, ijt im Princip jeder Einzelftaat zur Beitrafung aller unter 
das Deutiche Strafgeſetzbuch fallender jtrafbaren Handlungen, gleichviel wo und 
von wen biejelben begangen werden, berechtigt und verpflichtet.) Dagegen 
beſchränkt ſich Recht und Pflicht der Beitrafung Hinfichtlich der landesge— 
jeglih bedrohten Delicte auf das Gebiet des einzelnen Landes und den 
Umfreis der Perſonen, welche überhaupt diefer Landesgeſetzgebung unter: 
worfen find. Daher find die reichsgefeglichen Beitimmungen über Beitrafung 
von Verbrechen im Auslande nicht anwendbar auf die Strafgewalt unjeres 
Einzeljtaates über die landesrechtlichen Delicte, welche nicht im Ausland, 
ſondern innerhalb des Neichögebietes, aber in einem anderen Einzeljtaat be: 
gangen find. Selbſt die analoge Anwendung jener ausſchließlich für inter: 
nationale Verhältniſſe gefchaffenen Normen auf die gegenfeitigen Beziehun: 
gen der im eich vereinigten Einzeljtaaten ift nur theilweis durchführbar. 
An Stelle des $. 5. Nr. 2 des Deutſchen Strafgefegbuches tritt als Confequenz 
aus der Solidarität der Strafredhtöpflege in! Deutichen Reich der Satz 
„der Straferlaß durch irgend eine Bundesregierung bewirkt für den Ge: 
ſammtumkreis des Reichs von Rechtswegen Straflofigleit jeder unter Die 
Strafdrohungen des Deutjchen Strafgefegbuches fallenden Handlung.” ?) 
Außerdem ergiebt fid) aus dem engen Bande, welches fämmtliche Einzel: 
Staaten umfchlingt, daß dem milderen Necht des Staates, in deſſen Gebiet 
dad Verbrechen begangen iſt, bei Aburtheilung außerhalb dieſes Einzel 


I) Heinze, Erörterungen, S. 73. f, Rüdorff, ©. 65. 

2) Heinze, Erörterungen, ©. 73. ff, Derfelbe, Reicheitraft. und Landes— 
ſtrafrecht, ©. 48, fiche au von Bar, Goltdammer's A. XVII ©. 90. Die 
Anſicht Oppenboff's, zu 8.3. des Strafgeſetzbuches Nr. 4, der Etraferlaß 
im Gnadenwege ftebe immer nur dem Landesheren desjenigen Bundesitaates 
zu, von deifen Gerichten die Beruriheilung ausgegangen geweſen fei, iſt unbalt- 
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ftaates ein größerer Einfluß, und der Berurtheilung durch das Gericht 
irgend eines Einzeljtantes eine ftärfere Wirkfamkeit zugefprochen werden 
müßte, ala $. 4. und 5. des Deutfchen Strafgefegbucdes in den Verhält- 
niffen zum Ausland feſtſetzen. 

In anderen Richtungen find die Landesgefeggebungen auf dem ihnen 
zugewiefenen Gebiet an die allgemeinen Grundfäge des Deutſchen Straf: 
geſetzbuches unabänderlih gebunden. Die gilt 3. B. von den Zus 
ftänden und Thatfachen, durch melde die Zurechnungsfähigkeit oder Die 
Zurehnung ausgeſchloſſen wird, in der Weife, daß die Landesgeſetzgebung 
nicht befugt ijt innerhalb ihres Verbrechenskreiſes Zurechnung anzunehmen, 
wo diefelbe nach dem Deutfchen Strafgefegbuche nicht ftattfindet. Ebenſo 
iſt der bundesgeſetzlich feitgejtellte Inhalt der der Yandesgefeggebung über- 
laffenen Strafmittel und das im $. 2. des Strafgefegbuches ausgeſprochene 
Verbot der Rückanwendung des härteren Strafgeſetzes unantaftbar für die 
Landesgeſetzgebung. 

Dagegen iſt die Landesgeſetzgebung nicht verhindert, in ihrem Geltungs- 
bereihe die bundesgejeglihen Minima der ihr zur Verfügung geitellten 
Strafmittel herabzufesen, die Strafe des Verfuchs anders zu beftimmen, 
die Verjährungsfriften zu ändern, die Folgen der Concurrenz eigenthümlich 
zu regeln, befondere Strafmilderungsgründe aufzujtellen. Der legte Grund 
für dieſe Verſchiedenheit liegt in der verſchiedenen Beichaffenheit diefer all- 
gemeinen Vorſchriften. Ein Theil derfelben enthält in der That nur Abftrac- 
tionen aus den Verhältniſſen einzelner verbrecherifcher Ihatbejtände. Man 
würde den Dingen Gewalt anthun, wenn man unter die Ergebnifje diefer 
Abjtraktion auch diejenigen Einzelericheinungen des Verbrechens zmwängen 


bar, denn die Begnadigung ift nicht ein Anftitut des Proceßrechts und dieſelbe 
kann erfolgen, bevor eine Verurtheilung ausgeiprocen iſt. v. Dolßendorff, 
©. 8. behauptet, die ftrenge juriftifche Confequenz würde dahin führen, den 
Fürften nur jo weit das Begnadigungsrecht zu belaffen, als fie für die Zukunft 
das Recht felbftändiger Ztrafgefepgebung baben, alfo innerbalb des Landes— 
ſtrafrechts. Allein das Begnadigungsrecht ift nicht ein Gorrelat der Straf: 
geleggebung, fondern der Strafgewalt und Etrafpflicht des Staates. Freilich 
wird der gegenwärtige Zuftand, welcher jedem Negierungsinbaber in einem 
deutſchen Einzelſtaat die rechtliche Möglichkeit eröffnet, die Strafrechtspflege der 
andern Einzelftaaten durch eigenmächtige Begnadigungen lahm zu legen, erträg: 
lich nur durch die freiwillige Entbaltfankeit der Yandesberren. Bejonders wün: 
ſchenswerth wäre eine Einrichtung, durch melde Die rechtliche Möglichkeit be: 
feitigt würde, daß für Verbrechen gegen das Weich (einfchliehlich der Verbrechen 
der Reichsbeamten) ein Einzelſt aat und für Verbrechen gegen einen Einzelſtaat 
ein anderer Einzelſtaat Begnadigung ertheilt. Ueber die formellen Voraus— 
jegungen einer Einigung dieſes Inbaltes, ſ. Heinze, Grörterungen, ©. 113. f. 
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wollte, welche bei Gewinnung jener Abſtractionen unberückſichtigt geblieben 
ſind. Hier muß der Geſetzgeber, der neue Thatbeſtände aufſtellt, das Recht 
der Abweichung von demjenigen haben, was im Grunde nur das den That: 
beitänden u. ſ. w. anderer Verbrechen Gemeinfame ift. Anders verhält es 
fih mit allgemeinen Grundſätzen, welche unverrüdbare Geltung für alle 
Handlungen und deren Beftrafung darum beanfpruchen, meil fie aus dem 
inneren Wefen des Verbrechens und der Strafe mit Nothwendigkeit fich 
ergeben. Someit das Strafgeſetzbuch derartige Sätze ausfpricht, iſt der 
Landesgefebgebung jede Abmweihung verfagt.. Das Gleiche muß auch gelten 
von denjenigen bundeögefetlichen Beitimmungen, welche, ohne dieſen Charakter 
innerer Nothmendigfeit an fi zu tragen, nad) Lage der pofitiven Gefet- 
gebung mit prohibitiver Eigenschaft ausgejtattet erfcheinen. Hierher gehört das 
Marimum der Dauer der Haft. Der Charakter diefes Strafmittels, mie 
derjelbe durch $. 1. Abſatz 3., $. 18 und durd das Verhältniß der Haft 
zu Gefängnik und Feſtungshaft feitgejtellt it, würde verrüdt, fobald die 
in $. 18. im Allgemeinen und nur für einen bejtimmten Ausnahmsfall in 
$. 77. bezeichnete Dauer in Landesgeſetzen überftiegen würde. 

Diejenigen Vorſchriften des Allg. Theils des Reichsſtrafrechts, hin- 
fichtlich welcher der Landesgefeggebung freie Hand gelaffen ift, gelten für 
die landeögefeglichen Delicte infoweit, alö die Landesgefeßgebung Normen 
nicht aufgeftellt hat; jene Vorfchriften bilden ein fubfidiär gemeines Recht. 
Zwar brüdt $. 3. des Einführungs-Gefeges diefen Rechtsſatz nur in fehr 
unvollfommener Weiſe aus, allein auch die Bertheidiger der ſtrengſten Buch— 
ftabenauslegung haben wenigſtens anerfannt, daß der $. nicht auf den Fall 
einer ausdrüdlichen Verweifung zu beichränten fei.?) Aber auch abgefehen 
von dem Inhalt des $. 3. läßt ſich das Werhältnik der befonderen Straf- 
drohungen des Landesrechts zu den eine Abweichung geftattenden allge 
meinen Vorfchriften des Deutſchen Strafgeſetzbuchs überhaupt nicht anders 
denken. 

Ein entſprechendes Verhältniß der freien Aneignung waltet ob zwiſchen 
den allgemeinen Beſtimmungen des Deuiſchen Strafgeſetzbuches über die 
Beſtrafung des Diebſtahls im Allgemeinen zu den landesgeſetzlichen Beſtim— 
mungen über die Unterart Solzdiebitahl. Soweit die Landesgeſetze nicht 
Abmeihungen enthalten in Beziehung auf Vollendung, Rüdfall, Neben: 
formen, kommen die relativ allgemeinen Beitimmungen in $. 242, 247, 
258 ff. zur Anmendung.*) 

Soweit hiernady den befonderen Landesgeſetzen das Hecht geblieben ift, 


3) Oppenhoff, Zu $. 3. dei E.G. Nr. 4. 
4) Heinze, Reichéſtrafrecht und Landesſtrafrecht, S. 85. f., 118. f. 
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die Anwendung der allgemeinen Grundſätze des Reichsſtrafrechts auszu: 
ſchließen, kann diefer Ausſchluß auch bereit3 durch ein älteres Landesgeſetz 
gegeben fein, welches in diefer Richtung fpezielle Feſtſetzungen enthält oder 
feinem fonftigen Inhalt nad mit diefem fubjidiären gemeinen Recht unver: 
einbar it. ®) 
8. 9. 
Die gegenwärtige Lage. 

Die Geſetzgebung des Bundes hat der Aufgabe, das Verhältniß zwifchen 
Bundesſtrafrecht und Landesftrafrecht zu regeln, fich nicht entziehen fönnen. 
Aber fie hat diefe Aufgabe nicht in ihrer vollen Wichtigfeit und Schwierig- 
feit erfannt, daher nur ungenügend gelöft. Ohne ausreichende Klarheit 
über Breite und Tiefe des Problems, hat die Bundeägefeßgebung im Ein- 
führungsgefeh zum Strafgefegbud eine Reihe zweideutiger Beitimmungen 
geihaffen, im Strafgejegbuch ſelbſt auf die feite Begrenzung des Reichsſtraf⸗ 
rechtö gegenüber dem Landesftrafrecht nirgends Rüdjicht genommen. Daß 
nicht ausſchließlich die Gerichte das Strafgefegbuc anzuwenden und aus: 
zulegen haben, jondern daß auch die Landeögefeggebungen in. die Lage 
fommen würden eine beftimmte und möglicherweife eine fehr verfchtedene 
Auslegung des Geſetzbuchs ihrer eigenen Thätigfeit zu Grunde zu legen, iſt 
unbeachtet geblieben. 

Die Landesgefeggebungen hatten theil3 Bejtimmungen zur Ausführung 
des Strafgeſetzbuchs zu treffen, theils das fortbeitehende Landesitrafrecht in 
Uebereinitimmung zu bringen mit dem Reichsſtrafrecht. Einige Einzel- 
ftaaten haben ſich jeder geſetzgeberiſchen Aeußerung enthalten, jo Heſſen, 
Zauenburg, Waldeck, Lippe. Preußen bat ſich auf einige minijterielle Aus: 
führungsverorbnungen beſchränkt und dabei mehr als eine unabmweis- 
bare Aufgabe unerfüllt gelafjen. In Folge deſſen gelten 3. B. in Preußen 
aus den vor dem 1. Januar 1871 rechtäfräftig gewordenen Straferfennt- 
niffen die Ehrenftrafen in Umfang und Dauer des Strafgefegbuds von 
1851 unverändert fort.!) Auch die Verjährung der erfannten Strafen 
findet dort nicht Anwendung auf die vor jenem Termin rechtöfräftig aus: 
gefprochenen Strafen. Andere Einzelitaaten haben eine größere oder geringere 
Menge von ausführenden Gefegen u. ſ. w. erlaffen.?) Außer dem Umfang 


5) Berge. Schwarze, Com. ©. 45., Rüdorff, ©. 86. f. 

1) A. A. v. Bar, Goltdammer's, A. XIX, ©. 78. Aber das auf Grund 
der Landes gefeges vor dem 1. Januar 1871 geichaffene formelle Recht ift der 
Einwirkung der Reichsſtrafgeſetzgebung völlig entzogen. 

2) Heinze, Neihöftrafreht und Yandesitrafreht, giebt S. 4—19 eine 
Meberfiht der durch das Bundesftrafgefegbuh veranlaßten Landesgeſetze u. f. w;; 
darin kommen vor Sadfen mit 12, Braunichweig mit 10, Medfenburg: 
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ift auch deren Inhalt in den verſchiedenen Einzelftaaten ein fehr verſchie— 
dener. Völlige Uebereinſtimmung findet nur ftatt zwiſchen den beiden Med: 
lenburg, annäherungsweife zwifchen einer Mehrzahl Thüringifcher Staaten. 
Endlich find einige preußifche Bejtimmungen von S.:MWeimar und Olden— 
burg angenommen worden. 

Ein großer Theil der bei diefer Gelegenheit getroffenen landesgeſetz— 
lichen Bejtimmungen fteht mit dem Staatärecht oder dem Strafrecht des Reichs 
formellem Widerfprud. In die erftere Kategorie gehören die mehrfach in 
Landesgeſetzen vorfommenden Erläuterungen und Wiederholungen (Bekräfti- 
gungen) der reichsgeſetzlichen Normen. Innerhalb der lesteren laſſen ſich 
unterſcheiden falfche Auslegungen der Reichsgeſetze, landesgeſetzliche Be: 
ftimmungen, welde aus einer faljhen Auslegung der Reichögefete, ins- 
befondere des Einführungs:Gefeßes hervorgegangen find, sydlich, allerdings 
nur in feltenen Fällen, unzweideutige Verletzungen — Vor⸗ 
ſchriften. Alle dieſe Erzeugniſſe der Landesgeſetzgebung find nad Art. 2 
der Neichdverfaffung ohne verbindliche Kraft. Auch in den Yandesgefegen, 
welche formell nicht im Widerfpruch ſtehen mit der Reichsgeſetzgebung, tft 
die innere Uebereinſtimmung mit der lehteren vielfach zu vermijjen. ?) 





Schwerin mit 9, Oldenburg und Goburg-Gotba mit je 6, Saclen: Weimar 
mit 5, S.:Meiningen, Sachſen-Altenburg, Schwarzburg:Rubotlitabt, Neuß ä. 8, 
mit je 4, Schwarzburg: Sonderbaufen mit 3, Preußen, Anhalt, Bremen, Lübed 
mit je 2 Nummern, Schaumburg:tippe und Hamburg mit je 1 Nummer. " 

3) ©. die Ausführungen bei Heinze, Neicheitrafrecht und Landesſtrafrecht, 
wo eine große Anzahl ungültiger Landesgeſetze mitgetbeilt und im Inder zufam: 
mengeftellt ift. Um dieſem unleidlichen Zuftand wenigitens für die Zukunft vor: 
zubengen, empfiehlt Heinze den Landesgeſetzgebungen thunlichſt Gntbaltung 
binfichtlich aller Neufhöpfungen, dem Neih Einrichtung eines Sadhverftändigen: 
collegiumsd (Reicheſyndikat), von welchem die Einzelftaaten jeden ihrer Geſetz— 
entwürfe auf Webereinftimmung mit den Reichsgeſetzen prüfen laſſen Fönnen. 

v. Holgendorff begeichnet als Mittel zur Wahrung und Ausbildung der 
Strafrebtseinheit im deutſchen Reih: Aufitelung von allgemeinen Normen für 
den ftrafrechtlihen Schuß der Einzelftaaten gegen ſchuldhafte Uebergriffe der 
Bundesbeamten, beionderd der Bundeömilitärgewalt, und von allgemeinen 
Normalregeln für die widtigften Mahnahmen der Strafanftaltöverwaltungen ; 
Durchführung ſtatiſtiſcher Ueberfichten über die Praris der Pandesgerichte und 
bie Begnadigungsfälle; Ergänzung der oberften Yandesgerichtehöfe Durch homines 
novi; entichiebene Abweifung einer analogen Anwendung der gefeplichen Straf: 
drohungen; Revifion und Republifation der neben dem Neichsftrafgelegbuch fortbe: 
ftehenden Yandesjtrafgefeßgebung (Uuinquennalgefeggebung); Einfegung befonderer 
procefjualer Organe, welche neben der Staatdanwaltichaft der einzelnen Länder 
für Aufrechterhaltung des Neichögeleges durch Einwendung der Nichtigkeitsbe— 
Ihwerde zu Sorgen haben würden; endlich gefteigerte Sorgfalt für die Ausbil: 
dung der angebenden Juriſten im Staatsrecht. 


IV. 


Der ÜWlirkungskreis des Strafgesetzes 
betreffs 


der Beit, des Raumes und der Perfonen. 


Von 


Dr. Schwarze, 


Generalftaatdanwalt. 


8. 1. 
Der Wirfungsfreis des Strafgefeges betreif3 der Zeit. 


Literatur: Bol. diefelbe bei Wächter, Lehrb. L 8.34 S. 58. ff. — 
Geib, Lehrb. I. ©. 43. — Köftlin, Syſtem I. ©. 50. ff. — Insbeſ.: 
A. D. Weber, über die Rüdanwendung pofitiver Gefeße (Hannover 1811). 
— Zachariä, über die rüdwirkende Kraft ꝛc. (Göttingen 1834). — 
Berner, Wirkungskreis des Strafgefepes nah Zeit, Naum und Perfonen 
(Berlin 1853) ©. 50 ff. — Seeger, Abhandl. aus dem Strafrecht (Tü: 
bingen, 1862), Bd. II. Abtb. I. — Abegg, im N. Archive des Grim.: 
R. XII. ©. 467 fi. — Schwarze, ebendaf. 1857. ©. 371 ff. — Bauer, 


Abhandlungen aus dem Strafrehte LS. 168 ff. — R Schmid, die 
Herrſchaft der Geſetze ıc. (Jena, 1863), — Vergl. ferner Befeler, 
Comment. zum Preuß. Strafgeſetzbuch, S. 67 ff. — Oppenhoff, 


Comment. ©. 6. ff. (Ed. II). — Dollmann, Comment. z. Bayer. Ge- 
ſetzbuch L ©. 66. ff. — Weis, Comment. LS. 56. ff. — Herbit, Com. 
ment. 3. Defterreichiichen Geſetzbuch J. S. 43 ff. — Hepp, Gomment, 
j. Oeſterr. Gefepbuh L 130, 5410 ff. — Krug, Comment. 3. Sädf. 
Strafgeſetzbuch J. S XXVI ff. ©. 3 ff. (Ed. I) — Wächter, Sächſ. 
und Thüring. Strafrecht S. 116 ff. — Leonhardt, Comment. 3. 
Hannov. Strafgeleßbud J. S. 48. ff. — Breidenbach, Gomment. des 
Großheſſ. Strafgeſetzbuchs I. S. 224 ff. — Hepp, Eomment. 5. Württemb. 
Geſetzbuch I. ©. 57. ff. 87. ff. — Bol. ferner Hälſchner, Syſtem J. S. 39. fr. 
— Berner, Lehrb. ©. 125 ff. (Iſt „Berner“ ohne weitere Bezeichnung 
eitirt, fo ift die obige Abhandlung gemeint.) — Bekker, Theorie L, 
$. 14., 16. — Geyer, in v. Holtzendorff's Nealenepelopädie ꝛe. I ©. 
538. ff. — Schauberg, das internationale Strafrecht der Schweiz, (bef. 
Abdrud and der Zeitſchrift für ſchweiz. Recht XVL 2.) 


Die Wirkſamkeit des Strafgefetes beginnt mit dem Tage feiner Publi— 
cation, infoweit nicht bei derfelben ein fpäterer Zeitpunkt, mit welchem das 
Geſetz in Kraft treten foll, bejtimmt wird (spatium vacationis). Auch ift 
in einzelnen Berfafjungen und Geſetzgebungen für alle Geſetze verordnet, 
daß mit Ablauf einer, ein für alle Mal georbneten, vom Tage der Publi—⸗ 
cation an zu rechnenden Friſt Niemand fi mehr mit Unfenntnik von 
der erfolgten Publikation entfchuldigen fann. Daß jedoch das Geſetz ſelbſt 
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erit durch die Publikation und mit derfelben feine Bedeutung und Wirk: 
ſamkeit als Gefet erhält, i) wird gegenwärtig allgemein anerkannt. 

Die, vor Erlaß des Strafgefehes begangenen Handlungen find aud) 
nad) dem letteren zu beurtheilen. Diefer Sat iſt als Pegel feitzuhalten. 
Die Ausnahmen von demfelben können ihn felbjt nicht alteriren und nicht 
den gegentheiligen Sat als Prinzip aufitellen. Jedes Gefet beginnt, ſoweit 
nicht etwas Anderes bejtimmt ift, mit dem Nugenblide feiner Promul- 
gation feine Wirkſamkeit und ift für den Richter bei der Aburtheilung der 
nad) der Promulgation an ihn gelangenden Sachen die maßgebende Norm. 
— Das aufgehobene Geſetz kann die leßtere nicht mehr fein, weil der 
Geſetzgeber eine andere Norm verkündet hat. 


Das neue Geſetz wird daher auch bei der Aburtheilung in der Appel: 
lationsinjtanz, wenn dafjelbe nach der Entjcheidung der eriten Inftanz er 
laſſen worden ift, ſowie in dem Falle, daß das frühere Erkenntniß caffırt 
und die Sache zur anderweitigen Entfcheidung zurüdgemwiefen worden iſt, 
bei legterer unzmeifelhaft zur Anwendung zu bringen fein.?) 

Mit dieſer rückwirkenden Kraft des Geſetzes ftehen allerdings die 
Sätze im Widerſpruch, daß die Uebertretung des Strafgeſetzes nicht härter 
zu beſtrafen ſei, als es das Sefep, welches übertreten worden, vorjchreibt, 
und daß eine Handlung nicht als criminell ftrafbar angefehen werden kann, 
welche zur Zeit ihrer Begehung durd das Strafgefet nicht verboten war. 

Allein diefe Sätze bilden nur Beichränfungen der obigen allgemeinen 
Hegel, welche neben denfelben immer nody ihre Bedeutung äußert. Insbe— 
jondere hat (und dies wird häufig genug in der Praxis überjehen) der 
Richter bei Aburtheilung der früher begangenen Sandlungen das neue 
Geſetz zumächit anzuwenden und von diefer Anwendung erft dann abzu: 
jehen und das ältere Geſetz anzuwenden, wenn das leßtere zu einem, dem 
Verurtheilten günstigeren Ergebnifje führt; — feineswegs ift aber, wie dies 
häufig in der Praxis gefchieht, die Anwendung des neuen Gejehes als die 
Ausnahme zu behandeln. 

Die neueren Gefege und Nechtölehrer ftimmen in dem Sabe überein, 
daß dasjenige Geſetz auf die früher verübten Handlungen anzuwenden ſei, 
weldjes dem Angefchuldigten günstiger ift als das andere. 

Bei der Frage, welches Gefe das günstigere fei, hat der Richter das 
Totalergebniß zu Grunde zu legen. Das K. Sächſ. Geſetzbuch beitimmt 


1) Berner, Wirkungskreis ꝛc. ©. 20. fi. 

2) Dies leidet felbitverftändlich nicht auf eine Nichtigkeitsbefhwerde 
wegen materieller Nechtöverlegung Anwendung, wenn das angefochtene Erkenntniß 
unter der Herrichaft des alten Geſetzes ertheilt worden iſt. 
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Art: — ift die Strafe, welche nad den zur Zeit der That giltig 
geweſenen Geſetzen den Verbreher nah den im vorliegenden 
Falle vorhandenen befonderen Umftänden in ihrem Zuſammen— 
hbange genommen, getroffen haben würde, mit der, welde ihn nad) den 
Vorſchriften 2c., ebenfalls in ihrem Zufammenhange genommen, 
treffen würde, zu vergleihen.“ Unſtatthaft ift es, aus dem alten und aus dem 
neuen Geſetze die Beftimmungen herauszufuchen, welche dem Angejchuldigten 
ein günftigeres Nefultat gewähren.?) Wielmehr bat der Nichter den Fall 
in feiner Totalität jowohl nad) dem alten als nad) dem neuen Geſetze 
zu würdigen und die beiden hierbei, unabhängig von einander, gewonnenen 
Ergebniffe mit einander zu vergleichen. Entjteht bei der Vergleichung ein 
Zweifel, welches Ergebnif das mildere ſei, fo ift das weue Recht anzu: 
wenden. Auch über diefe Sätze hersfcht ziemliches Einverſtändniß. 

Die Anwendung des neuen, jedoch milderen Gefetes wird von denen, 
welche die Handlung lediglich nad) dem zur Zeit ihrer Begehung giltigen 
Strafgefege beurtheilt willen wollen, als eine Ausnahme des Rechts be- 
zeichnet, welche fic) der Begnadigung nähere. +) Allein auch von diefem 
Standpunfte aus läßt fi die Anwendung des neuen Geſetzes damit rechts 
fertigen, daß der Gefeßgeber, indem er eine mildere Beurtheilung der 
Handlung alö die gerechte proclamirte, nicht eine Beltrafung geitatten 
fann, welde fich nunmehr als eine ungerechte daritellen würde. Die, 
durch die Handlung verwirkte Strafe bedarf zu ihrer Vollziehbarkeit immer 
erſt des richterlichen Anerfenntnifjes, und dieſes ift eine vechtliche Unmög- 
lichkeit geworden, wenn zur Zeit deifelben jene Strafe durch die geſetzgebende 
Gewalt für eine ungerechte erklärt worden ift. 

Die Beziehungen, in denen das neue und das alte Gefet bei der Ab- 
urtheilung der einzelnen Handlungen von einander abweichen fönnen, find 
fehr verſchiedenartig. Die Abweichungen können den Thatbejtand überhaupt, 
fo wie insbefondere ftraffchärfende und ftrafmildernde Umftände, ferner das 
Strafmaß (Erhöhung des Maximi und Erniedrigung des Minimi), wobei 
aud die Verfchtevenheit der Strafarten in Betracht fommen kann, und 
dergl. betreffen. Allenthalben wird aber das Gefammtergebnig, wie ſich 
das Urtheil nad) allen, im concreten Fall vorliegenden Umftänden ge- 
ftaltet, in Vergleich zu ftellen fein, fo daß die einzelnen Specialfragen ſich 
erledigen; — Dies gilt aud) von dem Strafmaße. 5) 


3) Val. jedoch Goltdammer, Materialien ꝛc. J. S. 12. — Berner, 
©. 58. ff. 

9 Hälſchner, Syſtem I. ©. 41. 

5) Bol. noch Hälſchner, ©. 44. und dagegen Berner, ©. 51. 
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8. 2. 
Fortfegung. 

Soviel Hierbei inäbejondere die Verjährung und den Rüdfall 
anlangt, fo find die Rechtälehrer und die Geſetze verſchiedener Meinung. 

In Bezug auf die Verjährung ift davon auszugehen, daß, wenn 
3: B. das ältere Geſetz milder ift, der Thäter während des Laufs der 
Verjährung feinen Anfpruch aus demfelben erwirbt, vielmehr erſt der Ab: 
lauf des letten Moments der Friſt entjcheivet, diefer Moment aber unter 
dem neuen Gejete eintritt. Andererfeits wird jedoch geltend gemacht, daß 
durch die Geſetzgebung auch bezüglich der Verjährungsfrage der Handlung 
jelbft eine geringere oder ſchwerere Bedeutung beigelegt werde. Sei 
daher das ältere Geſetz das mildere, fo fei auch der Handlung die geringere 
Bedeutung, und zwar jofort mit ihrer Vornahme, aufgeprägt, fo daß fie 
ihr nachträglich nicht wieder entzogen und nicht in eine ſchwerere umge: 
wandelt werben fönne. In diefer Weiſe hat fich 3. B. auch das Einführung: 
Geſetz zu dem Preußiſchen Geſetzbuch Art. V audgefproden,!) dagegen 
3: B. das K. Bayerifche Promulgations- Patent von 1813. Art. 2. 

Soviel den Rückfall betrifft, fo kann bezüglich der unter dem älteren 
Geſetze eingetretenen Borbeitrafungen an der Thatſache derfelben durch 
die Rüdjicht, daß das neue Geſetz die vorbejtrafte Sandlung anders charak— 
terifirt und hiermit die Vorbedingung des Rüdfalls befeitigt haben würde, 
nichtö geändert werden. Der Richter darf hier, wie überhaupt, die früheren 
Erfenntniffe nicht einer Kritif an der Hand des neuen Geſetzes unterziehen, 
fondern er hat bei feiner Entſcheidung die Vorbeitrafung, wie fie nad) dem 
früheren Erkenntniſſe ſich daritellt, welches diefelbe ausgeſprochen hatte, zu 
Grunde zu legen. 

Was das fortgefette Verbrechen anlangt,2) fo ift zu unterſcheiden: 
War nad) älterem Rechte die Handlung ſtraflos, jo fönnen nur Die, 
unter dem neuen Geſetze begangenen Thätigkeitsakte in Betracht fommen, 
— das Verbrechen als ſolches hat erſt mit der Zeit des neuen Geſetzes 


1) Ebenfo Berngr, ©. 59., Hye, Comment. I. ©. 131. f., Köftlin, 
Spit. ©. 53. Dagegen v. Wächter, Sächſ. und Thüring. Strafrecht, ©. 118. 
— lol. noch Zachariä, ©. 33. — Schwarze, die Verjährung ıc. (Erlan: 
gen, 1867) 8. 12. ©. 42 f. — Dal. ferner Didenburg v. 3. 1814. 8. 3. — 
Braunfhweig, $.8 — Baden, $. 7. 

2) Vgl. die Abhandlungen in Goltdammer's Archiv von Wächter, Bd. VIIL 
S. 5.f. — Goltdammer, VII. © 23 ff. — Hälſchner, VOIL ©. 441 ff. 
— Zohr, X. ©. 305 ff. — Geßler, IX ©. 514 ff. — Schwarze, Ter: 
jährung ©. 20. 
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angefangen, und es iſt eine Theilung nach der Verſchiedenheit in der Zeit 
der Begehung der einzelnen Acte, da jeder Act in ſich bereits voll« 
ftändig den Thatbeſtand des Verbrechens enthält, zuläſſig. Anders aber 
liegt der Fall, wenn das ältere Geſetz es tft, welches nur eine geringere 
Strafe androht. Hier find wieder fämmtliche Acte ald ein Verbrechen 
aufzufaflen, aber die Strafe ift lediglic) nad) dem neuen, wenngleich härteren 
Gefege zu bejtimmen, da das Verbrechen ald eine Einheit erit unter dem 
legteren feine Endſchaft erreicht und der Thäter unter deſſen Serrichaft e3 
fortgefegt und beendigt hat. 

Wenn das neue Gefeh die Strafbarkeit von den Antrage des Ver: 
legten abhängig macht, fo ift diefer Umijtand auch bezüglich der älteren 
Verbrechen zu berücjichtigen und der Strafantrag nunmehr zu erfordern; 
— war die Unterfuhung bereits beim Erjcheinen des neuen Geſetzes von 
Amtömwegen eingeleitet, fo it der Verletzte nachträglich zu befragen und bei 
Ablehnung des Antrages das Verfahren einzuitellen. Hat das neue Geſetz 
die Einleitung von Amtswegen angeordnet, wo das ältere Gefeh den 
Strafantrag erforderte?) fo tft der letztere bei den älteren Verbrechen aud) 
unter der Herrſchaft des neuen Geſetzes zu erfordern, da das ältere Recht 
offenbar hier die Handlung als eine geringere anfieht, auch dem Verletzten 
das ihm durch die That felbit erworbene Hecht, anzutragen oder zu ver- 
zihten und dadurch feinen Willen zur Norm zu machen, nicht wieder ent- 
zogen werden Tann. In diefer Weife hat auch das Einführungsgefeg des 
8. Sächſ. Rev. Strafgeſetzbuchs die betreffenden Fälle behandelt;*) ebenfo 
das Mürttemb. Geſetzbuch, Einf. Gefeß, Art. 3.5) 

Die Nüdmwirkung einer fogenannten authentifchen Interpretation eines 
Geſetzes ift nicht eine Ausnahme; die Interpretation ftellt nur den (bereits 
vorhandenen) Sinn des Geſetzes feit, ohne etwas Neues bejtimmen zu 
wollen. ®) 


Wenn fuccefjiwe in der Zeit zwifchen der That und der Aburtheilung 
mehrere Strafgeſetze erlaſſen worden find, deren Anwendung auf die That 
zu verfchiedenen Ergebnifjen führen würde, jo ift das Gefeg anzuwenden, 
welches zu dem milderen Ergebnifje führt. Es ift daher hier die Verglei— 


3) Bol. Geib, Lehrb. I, ©. 48. 
4) Bergl neh Schwarze, im N. Ardive a. a. DO. ©. 385 ff. Vergl. 
aber Seeger, ©. 173 Fi. (Wädter, ©. 121.) 
5) Hepp, Com. I. ©. 64 ff. 
6) Berg. noch Zahariä, ©. 16 ff. — Veber, ©. 66 F. — Wächter 
S. 117. 
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hung nicht auf die beiden Gefehe, das Geſetz zur Zeit der That und das 
Geſetz zur Zeit der Aburtheilung, zu bejchränten.”) 

Die Anwendung des neuen Strafgejehes auf alle, nad feinem Er» 
ſcheinen eröffnete, jo wie zu diefer Zeit bereit3 im Gange befindliche Unter: 
juhungen wird allgemein angenommen. Die obigen, das materielle Straf: 
geſetz betreffenden Sätze pafjen nicht auf das Prozeßgeſetz; ) — aud bie 
3. B. von Zachariä vertheidigten Ausnahmen find nicht zuzugeltehen. Die 
Uenderungen im Prozeverfahren beitreben eine rafchere, gründlichere oder 
gerechtere Aburtheilung, indem Formen vereinfacht oder vermehrt, Beichrän- 
fungen der richterlihen freiheit, namentlih in Bezug auf die Beweisauf— 
nahıne und die Beweiswürbigung, eingeführt oder befeitigt werden, — 
allenthalben aber nicht, um dem Angeklagten eine empfindlichere Ahndung 
zujuziehen, als er verdient hat. Allerdings können die Aenderungen dahin 
führen, daß eine Verurtheilung ermöglicht wird, welche nach dem älteren 
Geſetz nicht zu erwarten gewefen. Allein die Annahme der Schuld, an ſich 
und ihrem Grade nad, ändert ſich nicht; — nur die Mittel, mit denen 
man zur Entfcheidung über die Schuld gelangt. Cinzelne Aenderungen in 
der Competenz, in der Bejegung der Nichterbant und vergl. find jedenfalls 
ohne in der Sade liegenden Einfluß auf die Entſcheidung;“) bloße Mög: 
lichfeiten und Hoffnungen, bei anderen Prozeßformen freigefprochen ober 
milder beurtheilt zu werden, find unbeachtlich. 


8.3. 
Die Herrihaft des Strafgefeges rüdjihtlih des Raumes 
und der Berjonen. 


Literatur: ©. zunächit diefelbe bei Wächter, Lehrb. $. 35. ff. — Geib, 
Lehrb. UI. ©. 49. f. — Köſtlin, Syſtem L 8.23. ©. 30 ff. — Berner, 
Wirkungsktreis ꝛc. ©. 89 ff. — Vergl. ferner die bei $. 1 bereits angezoge: 
nen Lehrbüder von Wächter (J. S. 59 ff. — Hälſchner (I. S. 45 ff.) 
— Berner (S. 199), — Bekker (S. J. ©. 157 ff.), fo wie Abh. von 
Geyer (S. 538) und die daſelbſt angeführten Commentare, ferner die 
Abhandlung von Abegg, über die Beſtrafung der im Auslande begange— 
nen Verbreden (Pandshut, 1819). — Mohl, in der Zeitjchrift für Die ger 
fammten Staatswiſſ. IX. ©. 460 fi. (Abdruck der Abt. in Mohl, 
Staatsreht, Völferreht und Politit I. S. 637 ff.) — Köſtlin, in der 
fritiichen Zeitfchrijt für die RN. W, des Auslands XXU. ©. 47 ff. — 


?) Die Frage iſt ftreitig. Das Norddeutſche Bundesgeſetzbuch bat fie in 
dem obigen Sinne entihieden. — Vergl. Schwarze, Handausgabe deffelben, 
©. 8, 

8) Zaharii, ©. 53 fi. — Berner, ©.52 ff. 

9) Bol. Berner, ©. 68 ff. und dagegen Zachariä, a. a. O. 
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Schwarze, Gerihtsfaal XIL S. 177 ff. — Bremer, ebendal. XVII. 
©. 418 ff. — Arnold, ebendal. IX. Jahrg. Bd. J. ©. 321 ff. — Zach a— 
riä, im Crim.Archive 1852. ©. 35 ff. — Vergl. beſonders noch v. Bar, 
das internationale Privat: und Strafredht. (Hannover, 1862.) $. 131 ff. 
©. 504-608. 


1. Die Anwendung des Gefeges auf die im Inlande began: 
genen Sandlungen. 


Die Herrichaft des Strafgefeßes im Inlande iſt felbitverjtändlich; die 
Anwendung defjelben auf die Inländer und die Ausländer wegen der im 
Inlande begangenen jtrafbaren Handlungen tft unbejtritten.!') In mwiemweit 
der Ausländer ſich gegen die Verfolgung mit der Unfenntnig des in: 
ländiſchen Geſetzes ſchützen kann, iſt an diefer Stelle nicht weiter zu 
erörtern.?) Ausgenommen find von der Anwendung des Strafgeſetzes der 
Zandesherr und die Erterritorialen,?) — vorbehaltlich der einheimifchen 
Beitrafung der letzteren; — die Mitglieder der Familie des Landesherrn 
find nicht der jtrafrechtlichen Berantwortlichkeit, fondern nur dem ordent- 
lihen Berfahren vor den gewöhnlichen Gerichten entzogen. Die Anwen— 
dung des inländischen Geſetzes auf den Ausländer, der im Inlande belin- 
quirt hat, wird durch die Stellung dejielben als eines subditus temporarius 
gerechtfertigt. *) Hiermit wird jedoch noch nicht die Frage erledigt, ob 
jedes Verbrechen in der, im Gejegbuche beftimmten Weife auch von einem 
folchen temporären Unterthanen begangen werden kann?*) 

Eine irrige Folgerung aus dem Xerritorialprincip iſt es jedenfalls, 
wenn man behauptet hat, daß das Gefet des Anlandes nur dem Inländer 
Schuß gewährte und daher der Inländer ebenfo wie der im Inlande auf: 
hältlihe Ausländer dem Strafredhte des Inlandes dann nicht verfallen fei, 
wenn feine Sandlung zwar im Inlande begangen, aber nur gegen das 
Ausland oder Ausländer gerichtet fei. Es mag diefe Auffallung in 
der egoiſtiſchen Anfchauung des antilen Staates, welde nur das Inland 
als die berechtigte Aufgabe des jtaatlihen Schutzes beachtete, ihre Begrün: 
dung finden, — jie paßt aber nicht zu der jegigen Auffafjung, welde zwar 
zugeiteht, daß dem Gefete die verbindliche Kraft bezüglich des Territoriums 
nur für das Inland einzuräumen fei, andererſeits aber die rechtliche Exiſtenz 





1) Berner, $. 12. 
2) Val. noch Schwarze, Gerichtsſaal XI. ©. 185. 
3) Heffter, Europ. Völferrebt. Bo. V. $. 42, 54. — Zachariä, 
beutiches Staats- und Bundesrecht. II. ©. 180 F. (Bb. II). 
4) Berner, $.12. 
6) Berner, &.12. ©. 84. Anm. — v. Bar, ©. 258 fi. 
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des Inlandes nicht von der völlerrechtlichen Einheit der ciwvilifirten Staaten 
loslöft, vielmehr den anderen Staat als ein Glied diefer Einheit und daher 
die Sorge für die Integrität defjelben injoweit für das Inland als ein 
Gebot der eigenen Nechtöjicherheit und eine Folge des gegenfeitigen Rechtsver— 
hältniſſes betrachtet, alö es nicht duldet, dab unter dem Schuße des In: 
landes das Ausland angegriffen werde. Diefes Verhältnig kann felbjtver- 
ftändlic) nur diejenigen Staaten umfafjen, in denen die erwähnte Gegen- 
feitigfeit durch die Geftaltung der völferrehtlichen Verhältniſſe thatfächlich 
vorhanden ift.6) In wieweit freilich diefe Nüdjicht für das Ausland gehen fol, _ 
zweifelhaft. Soll das Inland die Handlungen des In= und des Ausländers 
im Inlande gegen das Ausland ebenfo ftrafen, ala ob fie gegen das In- 
land gerichtet wären? ?) Hiermit würde man bezüglid) des Inländers das 
In: und Ausland gleichitellen, obichon gerade z. B. bei den politischen Ver: 
brechen dieje Gleichjtellung der Strafwürdigkeit von felbjt ſich widerlegt 
und bei dem Ausländer dad Inland eine Vertretung des Heimathsſtaates 
ji vindiciren würde, welche eine nicht vorhandene Sleichheit der politiſchen 
Inſtitutionen vorausfegt, und mweder in den gegenfeitigen Souveränetäts- 
verhältnifjen begründet ift, noch eine foldje Ausdehnung verträgt, daß das 
Inland völlig an die Stelle des Auslandes trete. 

Es kommt aud in Betracht, da eine Mehrzahl der gerade hier einfchlagen: 
den Vorſchriften in den einzelnen Gefegbüchern offenbar die einheimischen 
Behörden und nur diefe vor Augen hat; 3. B. Beitrafung der Beamten 2c.®) 
Daher würde eine im Inlande gegen das Ausland vorgenommene Sand: 
lung nicht ftet3 in dem inländifchen Geſetze die entſprechende Strafvorſchrift 
finden. Es wird überhaupt dann die Frage, ob eine gegen eine auslän- 
diſche Behörde vorgenommene Handlung den Ihatbeitand des betraffenden, 
im inländifhen Gejegbude hervorgehobenen Verbrechens begründet, 
zweifelhaft und, nad) Befinden verneint werden.) Die Anficht der Preuß. 
Praxis, daß folhenfglls die Handlung dejienungeachtet nach dem inländijchen 
Geſetze zu beurtheilen fei, dafern fie nur am Orte der That für den Fall 
der Richtung gegen den dortigen Staat oder deſſen Beamte unter Strafe 
jtehe, beruht offenbar auf einer Fiction, die im pofitiven Gefege feine Stüße 
findet und daher unzuläffig ift. Mit ihr würde der Hauptgrundfag von 


6) Val. befonders Hälſchner, Spitem I. ©. 58 ff. gl. übrigens noch 
v. Bar, ©. 529. Wächter, ſächſ. Strafrecht, ©. 147. 

7) S. z. B. Köftlin, ©. 144. Dagegen Zachariä, Archiv 1352. 
©. 48 fi. 

8) Bl. bier noh Heinze, Kritit x. ©. 118 ff. Wächter, Kritik ıc. 
©. 88, 

9% v. Bar, ©. 547. Anm, 19. 


10 


Beitrafung der vom Inländer im Auslande begangenen Handlungen ı 33 


der Nichtitrafbarkeit des ausländifchen Verbrechens zum großen Theile be- 
feitigt werben.!®) 

Es ift befannt, daß vielfach, der Begriff des Hochverraths auf bleibende 
Untertanen bejchränft wurde (eine jetzt, zumeijt befeitigte Befchränkung), 
fo wie daß andererjeits noch jet vielfach der Begriff des Landesverraths 
(Staatöverraths) auf Inländer beſchränkt, und daher eine befondere Beitim- 
mung über denjelben bezüglich der gleichen, aber vom Ausländer im Ins 
lande begangenen Handlungen für nöthig erachtet wird, wie dies z. B. 
auch im Geſetzbuch für den Norddeutſchen Bund $. 90, $. 91 gefchehen ift. 

Der Ausländer, welder im Inlande unter deſſen Schuge ſich aufhält, 
ift zwar nicht wegen ‚Landesverraths“ zu beitrafen, weil dieſes Verbrechen 
alö die Verlegung befonderer Treupflichten ſich daritellt, wohl aber kann 
dem Ausländer das Geſetz die Verpflichtung, derartiger Handlungen gegen 
den Staat, deſſen Schub er genießt, fich zu enthalten, auferlegen und die 
Verlegung diefer Verpflichtung mit denfelben Strafen ahnen. 

Die Competenz des Inlandes gegen den Ausländer wird mit dem 
Wegzuge des Ausländer aus dem Inlande fuspendirt, — fie tritt aber 
wieder in volle Kraft, jobald der Ausländer ins Inland zurüdlommt und 
dadurch deſſen Jurisdiction wieder unterworfen mwird.!!) 


$. 5. 
2. Bejtrafung der vom Inländer im Auslande begangenen 
Handlungen durd das Inland. 


Allein auch bei der Auffaffung des Territorialprincips, welche im voris 
gen $. dargelegt worden, führt dafjelbe, wenn man das Strafrecht des 
Inlandes auf die im Inlande verübten Verbrechen beſchränkt, in feiner 
Gonfequenz immer noch zu bedenklichen Verlegungen der allgemeinen 
Rechtsordnung!) und gewährt jchlielic den Inländer, welcher im Aus: 
lande delinquirt, jedoch es vermocht hat, vor dem Einfchreiten der auslän: 
difchen Behörde in das Inland zurüdzufehren, in Verbindung mit dem 
Brundfate, daß das Inland den Inländer dem Auslande nicht auäliefert, 
ein Aſyl im Inlande, wie es mit der gemeinfamen Aufgabe eines jeden 


10) Einzelne Gefepgebungen haben eine Art Netorfton verfügt, indem nach 
ihnen Vergehungen wider den fremden Staat und deſſen Behörden ꝛc. nicht 
böher geftraft werden follen, ald jener Staat diejelben Vergehungen, gegen ben 
erften Staat und deſſen Angehörige begangen, beitrafen würde. Vgl. 3. B. 
Mürttemb. Geſetzbuch Art. 3. Großh.Heſſiſches Geſetzbuch Art. 4 

1) Bol. Schwarze, Gerichtsſaal XII. ©. 184 ff. 

1) Vgl noch Beller, ©. 176. 

Il. 11 2 
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cioilifirten Staates unvereinbar ift. Diefe Aufgabe befteht, mie oben be— 
merkt, darin, zur Sicherung des Rechts mitzuwirken und fie nicht von der 
Stellung der Grenziteine feines Landes abhängig zu machen. Es ift dies 
nicht blos ein Recht oder eine fittlihe Pflicht, fondern eine wahre Rechts— 
verbindlichfeit, ohne welche eine volljtändige, gemeinfame Rechtsordnung 
und mit ihr ein vernunftgemäßes Nebeneinanderbejtehen der Staaten nicht 
erhalten werden fann.?2) Cs kann dem Inlande nicht rechtlich gleichgültig 
fein, daß der Inländer im Auslande die dafige Nechtsordnung verletzt hat, 
und das Ausland kann erwarten, daß der Inländer, welcher fi feiner 
Strafgewalt entzogen, im Inlande zur Nechenfchaft gezogen werde; — 
die gegenfeitige Unterftügung der Staaten bei Verwirklichung des Rechts: 
[hußes liegt in dem gemeinfamen Interefje, wie in der gemeinfamen Ver: 
pflihtung. Die Strafgewalt des Inlandes iſt Daher auch nicht eine abgeleitete, 
nod übt fie das Inland in Vertretung des Auslandes, fondern fie iſt eine 
felbititändige, 3) wenngleich eine fubjidiarifche und ergänzende; *) Dies ıjt der 
leitende Gedanke bei Beurtheilung der concurrirenden Straf: 
rechte des In» und des Auslandes. 

Man hat die Verpflichtung, wie Berechtigung des Inlandes zur Bes 
ftrafung der vom Inländer im Auslande begangenen Handlungen, fo weit 
fie auch nad) den inländischen Geſetzen als jtrafbar jich darftellen, damit 
begründen wollen, daß ihre verbindliche Kraft für den Inländer auch im 
Auslande fortdauere und ihn begleite (Berfonalitätsprinzip); 
man hat den Sat von der Wirkſamkeit der fogenannten Perfonaljtatuta 
ossibus inhaerent auf die Strafgeſetze überhaupt übertragen wollen.) 
Dies ift unrihtig. Die ftaatörechtlihen Beziehungen umfaſſen allerdings 
den Inländer, um jo zu jagen, als Inländer auch im Auslande und regeln 
feine politifche Stellung dafelbft; allein dieſe fommt bei den meijten Ver— 
brechen nicht in Frage; legtere berühren nicht das Unterthanenverhältnif 
des Inländers. ®) 

Andererfeits hat man gegen die Zuftändigfeit des Inlandes zur Be: 
ftrafung der im Auslande vom Inländer begangenen Verbrechen geltend 
gemacht, daß der Staat nur auf feinem Territorium der Staat fei und er 
aufhöre, wo das Territorium aufhöre; nicht nur fei jede Serrfhaftshandlung 
außerhalb feines Territoriums rechtöwidrig, fondern es habe in ihm aud) 


2) Beſeler, a. a. O. S.71; Mohl, Staatöredht ıc. ©. 738 f.; Schwarze, 
a. a. O. ©, 137 f. 
3) Bgl. dagegen Köftlin, Zeitſchrift S. 71; Hälſchner, ©. 64. 
9 Schwarze, a. a. O. ©. 191. 
6) Vgl. noch Berner, ©. 1%6 f. 
6) Vgl. übrigens noh Hälfchner, ©. 61; v. Bar, ©. 514. 
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die Wirkung der Staatägewalt ihre locale Grenze”) Das Geſetz könne 
nur in dem Staatögebiete als folches gelten und dürfe, vermöge der Souve: 
ränität der einzelnen Staaten, nicht in ein anderes Gebiet hineinreichen; fo 
wenig der Staat feinen Geſetzen Geltung in den übrigen Staaten aus— 
drüdlich zufprechen könne, jo könne dieſe Geltung ihnen auch nicht als 
nothmendige Eigenfchaft zugefprochen werden. Der Inländer fei daher im 
Auslande der Herrfchaft der inländischen Strafgejege entrüdt; — die Ge- 
fee des Inlands hätten über das Gebiet dejjelben Feine rechtlich ver: 
bindende Kraft, fie feien hier feine Gejege.®) 

Diefen Säten wird beizupflichten jein. Allein jie führen, wie oben 
bemerkt, zu Confequenzen, welche mit der Aufgabe des Staates als eines 
Bliedes in dem Völker-Gemeinweſen und mit der Nothwendigfeit eines 
vernünftigen und gegenfeitig ſich unterjtühenden Nebeneinanderbeftehens der 
Staaten nicht vereinbar find. 

Das pofitive Gefeh ded Staats muß diefen Rückſichten Rechnung 
tragen. Indem daher das pofitive Geſetz des Staats dem Inländer an- 
fündigt, daß es auch die von ihm im Auslande begangenen Verbrechen vor 
fein Forum ziehen werde, legt es dem Inländer eine Verpflichtung und 
fih felbjt eine Berechtigung bei, welche mit den obigen prinzipiellen Be: 
ſchränkungen der Wirkſamkeit der inländischen Geſetze, vom abfoluten Stand» 
punfte aus, unvereinbar genannt werden können und daher aus allgemeinen 
Rechtsgründen nicht zu vertheidigen find, welche aber nunmehr ebenfo wirk: 
ſam und rechtlich giltig jind, als jede andre Norm der Gefetgebung. Denn 
daß eine derartige politive Gejegesvorfchrift an ſich und in fich abfolut unzu— 
läſſig ſei, kann nicht behauptet werden. Wir läugnen daher, daß das Straf: 
geje des Inlands den Inländer aud im Auslande verpflihte, wenn dieje 
Verpflichtung nicht durch eine bejondere pofitive Vorſchrift ausdrüdlich aus: 
geiprochen worden tit und fich daher nicht in dem ausländischen Verbrechen 
ein Bruch diefer befondern Verpflichtung ausdrüdt. Hierdurch wird feines: 
wegs ein Eingriff in das ausländiſche Hecht und deſſen Gebiet verhangen, *) 
wie behauptet worden,!°) — denn die Strafgewalt des Inlands tritt nur 
fubfidiär ein und läugnet in Feiner Weife das Strafredht und die Straf- 


7) Bol. insbefondere Bremer, Gerichteſaal XVII, S. 421 f.; vgl. Köftlim, 
Zeitichrift ꝛc. ©. 65 f. 68. 

8) Bol. noh Mohl, Völkerrecht S. 691 gegen Berner, ©. 126 f.; vgl. 
v. Bar, ©. 514, Bremer, a. a. O. 

9) Bremer, ©. 422 f. 

10) Die diesfallfige Bemerkung, welde ih a. a. DO. ©. 194 gemacht und 
auf welche Bremer a. a. D. verweift, nehme ich als zu allgemein zurüd. 
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gewalt des Auslands, fowie die prinzipale Natur der That ald eines Bruchs 
der dafigen Rechtsordnung: 

Das pofitive Gefeg kann die Ahndung der im Auslande vom Inländer 
begangenen Verbrechen aud) aus anderen Gründen vor das Forum des In— 
lands verweifen. Dies kann in Fällen geſchehen, in denen gleih anfänglich 
nicht zu erwarten ift, daß das, Ausland ftrafen oder gerecht ftrafen werde, 
3. B. bei Golonien unter wilden Stämmen, oder die Beitrafung des Aus- 
lands fonjt durch Verträge oder völferrechtlihe Gewohnheiten (4. B. im 
Driente) ausgeſchloſſen ift.1!) 

Mit den obigen Ausführungen erledigt e8 ji auch, wenn man den 
Sat, dab das Ötrafgefeg des Inlands den Inländer in das Ausland be- 
gleite, durch die Bezugnahme auf den Unterwerfungdvertrag zu jtüßen 
vermeint hat; — felbft wenn man den letteren als den Grund der jtaatlichen 
Beziehungen des Inlands zum Inländer anjehen wollte, würde aus ihm 
nod nicht folgen, daß der Inländer aud im Auslande den inländischen 
Strafgefegen unterworfen jet. 

Einige Rechtölehrer und Gefeße, welche eine Verpflichtung des Inlands 
zur Beitrafung des Inländers wegen der im Auslande begangenen Ber: 
brechen im Allgemeinen negiren, anerlennen jedoch die Zuſtändigkeit des In- 
lands bei denjenigen Verbrechen, welche zugleich eine Verlegung der be— 
jonderen Treupflicht gegen das Inland enthalten.!?) Es ijt über die Recht: 
fertigung dieſes Sates vielfach gejtritten, derfelbe aber in den meijten Geſetz— 
gebungen anerkannt und von ihnen die Zujtändigfeit des Inlands bei dieſen 
Verbrechen mit der Berufung auf jene befondere Treupfliht und deren 
Fortdauer im Auslande vertheidigt worden. Allerdings ijt hierbei darauf 
fein Gewicht zu legen,!?) daß der Inländer im Auslande immer noch 
in gewijjen Beziehungen ſich des Schutzes des Inlands erfreut, und ande— 
verjeitö daß gewiſſe ftaatsbürgerliche Verpflichtungen gegen das Inland 
auch im Auslande fortdauern.!!) Denn es iſt zuzugeben, daß für jenen 
Schuß der Gegenſatz nicht grade in der Unterwerfung unter das inländifche 
Strafgefeg zu finden, und daß von jenen Verpflichtungen ebenjo wie von 
der Fortdauer privatrechtliher Obligationen fein Schluß auf die Wirkfam- 
feit der inländifchen Strafgefege im Auslande zu machen ift. 

Alleın dejjenungeachtet entfpricht eö wohl einer höheren Auffafjung der 
Pflichten des Bürgers gegen fein Gemeinwefen, deſſen Mitglied er ift und 
auch im Auslande bleibt und zu deſſen Schuge er deshalb mit berufen ift, 


2) Bol. v. Bar, ©. 580 f. 
12) Vgl. v. Bar, ©, 515, ©. 541 f. 
13) Vgl. aber Berner, ©. 131. 
14) Bremer, ©. 426 f. 
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nicht3 gegen bie Integrität desfelben vorzunehmen. Nicht, weil das Straf- 
gefeg ihm die Verpflichtung feiner Erfüllung „wie einen Strid um den 
Hal3* auch im Auslande!5) auferlegt, wird er geftraft, wenn er im Auslande 
gegen den Heimathsſtaat delinquirt, fondern weil er feine Bürgerpflicht 
gegen den letteren verlegt, von welcher er durch den Eintritt in das Aus: 
land nicht befreit und nicht erſt bei feiner Rücklehr in das Inland an der. 
Grenze gleichfam wieder ergriffen wird. 

Bei der Verſchiedenheit der Anfichten über den Begriff der „politifchen 
Verbrechen‘, fo wie bei der Unficherheit des vielfeitig gebrauchten Ausdrucks 
„Verbrechen gegen den Heimathsſtaat“ ift es übrigens zwedimäßig, wenn das 
Geſetz diefe Verbrechen, bei denen die ftrafgerichtliche Verfolgung im In— 
lande zuläffig fein foll, fpeciell bezeichnet.!®) x 

Dies ift z. B. auch im Norddeutſchen Geſetzbuch gefchehen. Die gefet: 
geberifhe Klugheit erfordert, die Zahl diefer Verbrechen thunlichit zu be: 
ſchränken. Bon Interefje ift hierbei, daf das Norbdeutfche Geſetzbuch 
au das Münzverbrehen aufgenommen, keineswegs aber nur in der Bezie— 
hung auf Metall: oder Papiergeld des Bundes oder eines Bunbesitaatz.1) 

Einzelne Gefetgebungen und Nechtälehrer, weldhe im Allgemeinen dem 
Inlande die Befugniß zur Beltrafung der vom Inländer im Auslande be: 
gangenen Verbrechen nicht einräumen, haben fie ausnahmsweife auch in den 
Fällen zulafjen wollen, in denen der Gegenftand des Verbrechens ein In: 
länder ift. Diefe Ausnahme hat als Ausnahme feine Berechtigung, Wird 
die Beltrafung des im Auslande vom Inländer begangenen Verbrechens im 
Allgemeinen negirt, fo kann eine Ausnahme zu Gunften des, durch das Ver: 
brechen etwa verleiten Inländers nicht zugegeben werden. Die befondere 
Treupflicht des Bürgers gegen den Heimathsſtaat äußert fich nur in gemiffen 
und beftimmten, überbief begrenzten, Beziehungen, deren Verletung fich ala 
Hochverrath, Landesverrath 2c. fennzeichnet; fchon hier findet eine allgemeine 
Verpflichtung nicht ftatt; — noch weniger äußert fie fich aber in Bezug auf 
das Verhalten des Inländers gegen feine Landsleute. Der Diebftahl wird 
dadurch nicht ein anderes Verbrechen, daß der Beftohlene ein Landsmann 
it u. dal. m. Ebenfowenig kann aber aus dem Verhältniſſe beider Per: 
fonen als Mitglieder eines Gemeinweſens eine bejondere Verpflichtung des 
ducirt werden, deren Verlegung ebenfo wie ein Treubrud gegen das Gemeins 
wejen fich darſtelle. Endlich kann auch die Staatögewalt im Inlande nicht 
gleichſam eine Obervormundſchaft über dieſes Verhältniß in ber Weiſe aus: 


15) Vgl. Lewis bei Bar, ©. 515. 

16) Pal. noch Leonhardt, Comm. I, ©. 71 f. 

17) Dal. die Motive bei Schwarze, Handaudgabe, zu $. 4. 
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üben, daß fie bei der Rücklehr des Verbrechers ihn ausnahmsweiſe zur 
Verantwortung zöge. Es Tann, nad den allgemeinen, hier maßgebenden 
Srundfägen, fein Unterfchted gemacht werden, ob das Verbrechen im Aus— 
lande gegen einen Inländer oder einen Ausländer begangen worden ift, wie 
auch bei den im Inlande begangenen und zur Aburtheilung gelangenden Ver: 
brechen ein folcher Unterfchied nicht gemacht wird'*) und fchließlich der Um: 
ftand, wer der Verletzte ift und wo er fich befindet, rechtlich gleichgiltig ift.19) 

Die Deutichen Gefetgebungen haben, einzelne mit einigen Modificationen, 
andere unbedingt, das Hecht des Inlands zur Beitrafung der vom Inländer 
im Auslande begangenen Verbrechen anerkannt und dadurch bereits aus— 
geſprochen, daß fie nicht unbedingt auf das Territorialprincip ſich ftügen. 
Es ſtellt fih practifh das Nefultat vielmehr dahin, daß das 
Inland alle Verbrechen zu beitrafen befugt iſt, welche von 
feinen Unterthanen begangen werden, und daß man unter Unter: 
thanen hierbei fowohl ohne Rückſicht auf den Drt des Aufent- 
halts die subditi perpetui, als aud in Folge und während 
des zeitweiligen Aufenthaltsim Inlandediesubdititemporarii 
begreift. Hierdurch wird der Gedanke der Strafgewalt über den Unter 
thanen alö das mafjgebende Moment eingeführt und allerdings dem Sub: 
ditionsprinzipe eine wejentliche Concefjion gewährt, die Frage aber wegen der 
inländischen Beitrafung der vom Ausländer im Auslande begangenen Ver: 
brechen noch nicht gelöft. 

Man darf wohl auch die Gefegebungen, welche die Beitrafung des In: 
länder3 wegen der ausländifchen Verbredhen von dem Antrage des Staatös 
anmalts (Ermächtigung des Juftizminifteriums), fo wie von der Strafbarfeit 
der That nad dem ausländifchen Geſetze abhängig machen, zu denjenigen 
zählen??) welche das Strafrecht des Inlands für dieſe Berbrechen anerkennen, 
da jene Vorausfegung mit der Frage der Strafbarkeit an fich nichts zu thun 
hat und durd die legtere nicht erft gefchaffen wird, die andere Vorausfegung 
aber nur die Frage, welches Geſetz anzuwenden fei? in einem Collifionsfalle 
zu Gunften des Thäters beantwortete. Dies gilt daher auch von dem Nord: 
deutſchen Strafgefegbuche. 

18) Vgl. neh v. Bar, ©. 532 f. 
19) Köftlin, Zeitihrift, ©. 70. 
20) Bekker, ©. 182 f. 
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8. 6. 
3. Beftrafung der vom Ausländer im Auslande begangenen 
Handlungen dur das Inland. 


An die obigen Ausführungen knüpft fi) die frage, ob dem Inlande 
ein Strafrecht in Bezug auf die vom Ausländer im Auslande begangenen 
Verbrechen einzuräumen fei? Diefe Frage wird von mehreren Rechtölehrern 
und 3. B. von der Sächſ. Gefehgebung bejaht,?) von den meiften Rechts: 
lehrern aber und Gefegen — zum Theil mit Ausnahmen, zum Theil unbe: 
bingt, — verneint. 

Für die Bejahung der Frage wird hauptfächlich geltend gemacht, daß 
der einzelne Staat auch in der, im Auslande begangenen Handlung einen 
Brud der allgemeinen, für alle Staaten geltenden Rechtsordnung erblide, 
deren pofitiver Ausdruck die Strafgefeggebung des einzelnen Staates ift. 
Für die Verneinung (im Allgemeinen) wird geltend gemadt, daß weder 
das Territorialitätsprinctp noch das WPerfonalitätsprincip eine ſolche Aus: 
dehnung des Strafrechtö rechtfertige. Ebenſo macht man für die Berneinung 
geltend, daß die Unterfuhung und Aburtheilung im Inlande mit vielfachen 
Hinderniſſen verbunden fei, indem es für den inländifchen Richter außer: 
ordentlich fchwierig fei, die ausländischen Zeugen und fonitigen Beweismittel 
zu erreichen und das einfchlagende, vielleicht felbit im Auslande controverfe 
Geſetz des Auslands fo genau zu erforfhen, um es mit Sicherheit anzu: 
wenden. Die legtere Erinnerung fett jedoch bereit3 voraus, daf das aus: 
ländiſche Gejeg zur Anwendung komme, wie die erjtere nur eine Schwierig: 
feit, nicht eine principielle Negation enthält. 

Für die Bejahung der Frage hat man fich früher auch auf die Prä- 
ventionstheorie berufen. Allein, abgejehen davon, daß diefe Theorie felbft 
jest wohl nicht mehr gebilligt wird, fo kann fie hier zur Bejahung der Frage 
nur dann führen, wenn man dem Inlande eine Vertretung des Auslands 
zumeift, da außerdem die Prävention ebenfo wie die Repreſſion nur Sache 
desjenigen Staats jein kann, gegen deſſen Rechtsordnung gefehlt worden. 

Scauberg ftellt ©. 68 den Sat auf: Jeder Staat ift jtrafberechtigt, 


1) Vgl. Berner, ©. 140 f.; Eicher, Abhandl. ıc. ©. 123 f. und inebel. 
Mohl, a. a. O. ©. 711 f. 750 f. — Vgl. noh Schwarze, a. a. O. ©. 194 f. 
Ueber die weitere Begründung des Satzes und die Literatur Köftlin, Syſtem 
©. 85 f.; Wächter, Lehrbuch, I, ©. 60, 61 und Sächſ. Strafredt ©. 136 f.; 
v. Bar, ©. 518f.; Leonhardt, Commentar, L S. 68f. Vol. noch Abegg, 
a. a. D. ©. 52 f.; Herbft, Sommentar I, ©. 145 f., jowie über den Entwurf 
des Norddeutſchen Strafgeſetzbuchs: Wächter, Kritit ©.74 fi; Heinze, Kritik 
S. 137 f.; Binding, Kritik, ©. 116 f. 
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in deſſen Gebiete fich der Ihäter eines Verbrechens aufhält. Er bemerkt 
zur Begründung ©. 67: „Die Reaction des Staates ift gegen die Wir- 
tungen eines Verbrechens gerichtet, weil diefe für das allgemeine Wohl, 
Sicherheit ꝛc. nadjtheilig jind. Flieht nun ein Verbrecher nad) begangener 
That in ein anderes Land und ijt er noch nicht beitraft, fo eriftirt das Ver- 
brechen noch, ossibus inhaeret, und mit feiner Perfon bringt er den ganzen 
materiellen Schaden, den ein Verbrecher der menſchlichen Gefellfchaft zufügt 
(böſes Beifpiel, erfchütterte Achtung des Geſetzes, öffentliche Beunruhigung 2c.) 
auch in dieſes Land hinein, und damit ift das Strafrecht dieſes Landes, 
welches eben eine Reaction gegen folhe Wirkungen enthält, begründet. 
Abgefehen aber davon, daß die Strafe das Verbrechen nicht wegen der hier 
erwähnten Wirkungen der Straflofigkeit trifft, vielmehr das Gegentheil der 
letzteren nur die Folge der Strafe ift, fo Tann die Schuld des Verbrechers, 
welde durch die Strafe gefühnt werden foll, das Ausland, nad) obiger Auf: 
fafjung, nur dann zur Bejtrafung legitimiren, wenn man das Verbrechen 
als einen Bruch einer allgemeinen, der Wahrung aller Staaten anver- 
trauten Rechtsordnung anfieht; — und bies ift die Mohlſche Anficht, zu 
welcher Schauberg ſich befennt, wenngleich, er fie bekämpft. 

Dan hat Beihränfungen aufgefucht, um den Satz von der Zuftändig- 
keit des Inlands im Allgemeinen aufrecht zu erhalten, ohne feine unbedingte 
Geltung zuzugeftehen. So hat man als Vorausſetzung des inländifchen 
Strafrechts erfordert, da; zuvor dem ausländifchen Staate, in deſſen Gebiete 
das Verbrechen begangen worden, die Beftrafung und zu dieſem Behufe die 
Auslieferung des Thäters angeboten, von letzterem aber abgelehnt worden fei. 2) 

Andere Geſetze haben die Beſchränkung beigefügt, daß bie Unterfuchung 
nicht ohne Genehmigung der vorgefegten Juſtizverwaltungsbehörde, an welche 
Bericht zu erftatten fei, eingeleitet werde (fogen. Berichtsfäle). Die Er- 
mächtigung wird von juftigpolitifchen Erwägungen abhängig fein. So das 
Geſetzbuch von Sachſen Art. 3. 5. Braunfchweigifches Landesgrundgefet 
5. 205. Im Königreich Sachſen ift die Ermächtigung felten ertheilt worden ; 
— fie liegt jedoch häufig im Interejje des Ihäters, dafern er auch im In⸗ 
lande delinquirt hat u. z. B. die ausländifchen Verbrechen feine mwefentliche 
Erhöhung der duch das Verbrechen im Inlande verwirften Strafe, bei 
einer gleichzeitigen Aburtheilung, nad) fich ziehen würden, oder dafern 
die Ausweifung oder Auslieferung ins Ausland, nad Verbüßung der inlän- 
diſchen Strafe, für die Erwerbs-Verhältniffe des Ausländers im Inlande 
ſchwere Nachtheile mit ſich bringt. 

Die ftrafrechtliche Verfolgung der im Auslande begangenen Verbrechen 


2) v. Bar, ©. 520, 522. 
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ift auch oft ohme vechtliches Interefie für das Ausland felbit. Die Ver: 
folgung ift daher in den Geſetzen, welche ſie jonft zulafien, auch aus dieſem 
Grunde nicht unbedingt vorgefchrieben, und deshalb die vorherige Be: 
richtserftattung an die vorgefettte Behörde angeordnet; — diefelbe ann in 
geeigneten Fällen ſich mit dem Auslande vernehmen. Das Norddeutjche 
Strafgeſetzbuch verfügt $. 4: ‚Jedoch kann nad) den Strafgefehen des Nord— 
deutfhen Bundes verfolgt werden‘. In den Motiven wird hierzu S. 18 
noch Folgendes bemerkt: „Der Entwurf hat davon abgefehen, in den Aus: 
nahmefällen unter 1. 3. wieder Unterfcheidungen zu treffen, je nachdem im 
einzelnen Falle die Verfolgung nothwendig eintreten müſſe oder fie nur nach: 
gelajjen fei; vielmehr hat er geglaubt, bei der Verfchiedenheit der hier mög: 
lichen Fälle und ihrer befondern Natur die Verfolgung in jedem Falle in 
das Ermefjen der verfolgenden Behörde ftellen zu follen. Die nähere Be- 
grenzung diefes Ermefjens wird bei der Strafproceß- Ordnung zu beitim: 
men fein.“ 
8. 7. 
Forſetzung. 
Verbrechen im Auslande gegen das Inland. 

Eine Ausnahme des Satzes, daß das Verbrechen des Ausländers im 
Auslande dem inländifhen Strafrecht nicht unterworfen fei, wird ziemlich 
übereinflimmend in Bezug auf die gegen den inländifhen Staat be 
gangenen Sandlungen (die politifchen Verbrechen) anerfannt. Diefe Aus: 
nahme wird felbft von den ftrengiten Vertheidigern des Territorialprincips 
aufgeitellt.!) Man hat fie durd) die Bezugnahme auf das Recht der Selbitver- 
theidigung, das Recht des Schutzes und der Nothwehr rechtfertigen wollen. 2) 
Allein diefe Deduction begründet nur das Befugniß, drohende Angriffe 
im Wege der Beitrafung abzuwenden und unfchädlih zu machen, — nicht 
aber, um begangene, jedoch nicht mehr gefährliche Sandlungen zu beitrafen* 
Ebenfowenig kann man fich auf einen „Naturzuftand*, in welchem der 
Staat dem Ausländer gegenüber fich befinde, berufen;?) es exiftirt in dem 
Naturzuftand nicht ein Strafrecht, ſondern ſchließlich die Gewalt, die fich 
aud in einer möglichſt ſtarken Sicherung vor ähnlichen Fällen ausdrüdt, 
oder Rache.) Geht man aber auf den Gedanken zurüd, daß das Inland 


2) Vgl. 3. B. Abegg, S. 51 f. 

2) Bol. hierüber Berner, ©. 140; v. Bar, ©. 516 f. 536 f.; Köftlin, 
Syſtem ©. 36. Hierauf fommt auch die Deduction Arnolds im Gerichtsſaale 
1857 ©. 321 ff. zurüd. 

8) Bal. aber Berner, ua. O. 

4) Vol. auch Hälichner, ©. 66 f.; Köftlin, Zeitichrift ©. 86 f. Pal. 
bereitö Abegg, $- 39. 
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zur Aufrechthaltung der allgemeinen Rechtsordnung und gleichlam in Vers 
tretung des Auslandes die Beitrafung der ausländifchen Handlung her: 
beiführe,5) fo ift es hiernach nicht erflärlich, weshalb das Inland ein Straf: 
recht fih noch für den Fall anmaßt, wenn das Ausland die Handlung jchon 
beitraft und der Ausländer im Auslande die Strafe verbüßt hat? Dies 
thun aber die neuen Geſetze; insbeſondere auch dad Norddeutſche Strafgefeh- 
buch Art. 4; — nur die Abrechnung der verbüßten Strafe auf die im 
Inlande neu zu erfennende Strafe wird verordnet. Bei einer Bertre- 
tung des Auslandes hört aber die Concurrenz verfchiebener Strafgewalten 
auf, und es erledigt ſich mit dem Aufhören derſelben auch das jtaatsrecht: 
liche Sinderniß der Anwendung des Satzes: ne bis in idem; — hiermit 
ift die anderweite Aburtheilung im Inlande unzuläſſig. Wie fommt es dann 
ferner, daß das Inland fein Gefet zur Anwendung bringt, wenn es nur in 
Vertretung des Auslandes ftraft? Auch dies aber beitimmen die neuen Ges 
fee. Warum wird dann das Strafrecht des Inlands auf die politifhen 
Verbrechen befchräntt? Die ganze Ausnahme und deren Behandlung in den 
Gefegbüchern zeigt deutlich, daß nur das Intereffe des Inlands und 
feineömwegs eine Vertretung des Auslandes zum Grunde liegt und daß die— 
ſes Interefje rein politifher Natur iſt. Ueberdies ift möglichermeife 
in der Aburtheilung der That nad dem Geſetze des Inlands eine Ver: 
Ihärfung gegen den Ausländer enthalten, welche aber in der Handlung 
defielben, der nur nad dem Geſetze feines Staates zu handeln verpflichtet 
it, durchaus feine gerechte Stütze findet. Bei gemeinen Verbrechen tritt 
dies nicht fo beſtimmt vor, weil diefe wohl überall zur criminellen Bejtra- 
fung gezogen werden, — aber bei politifchen, die hier in Frage find, deſto 
entfchiedener; ja e3 fann die Anwendung des inländiſchen Geſetzes Sand: 
lungen des Ausländers, welche bei feiner Stellung in feinem Staate oder 
bei dem Verhältniſſe des leßteren zu dem anderen Staate (Inlande) eine 
völlig andere Natur und felbjt die Natur einer verbienitlihen Sandlung 
annehmen können, das Gepräge des Strafbaren aufbrüden, zu welchem es 
aber in ver Sachlage an allem Grunde fehlt. Das Necht der Selbftverthei- 
digung fann daher das Strafrecht des Inlandes nicht begründen, — wohl aber 
fann das „politiiche Interefje des Inlandes eine folche Berechtigung ber: 
beiführen. Denn das Inland hat einen Rechtsanſpruch auf Anerfennung 
feiner Stellung in der Staatengemeinfchaft, und diefer führt dahın, daß die 
Angriffe auf feine Integrität zugleich ald ein Bruch des allgemeinen Rechts: 





5) En Hälſchner, ©. 67; Mohl, a. a. O. 
6) Vgl. noch Die Verhandlungen über den franz. Code pénal bei Berner, 
©. 151 f. und über das Preuß. Gefepbuch bei Befeler, Gonmentar ©. 75. 
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friedend, in deſſen Mahrung und Erhaltung ein gemeinfames Bebürfnif 
ſich ausbrüdt, anzufehen find und daß fie da, mo das Ausland nicht ſelbſt 
ftraft, von ihm ftrafgerichtlich verfolgt werden können. Der Ausländer hat 
im Allgemeinen und fomweit nicht die befonderen Verhältnifie, deren wir vor: 
ftehend gedachten, eine Ausnahme zulafien, auch feinerjeits die Verpflichtung, 
diefen allgemeinen Nechtöfrieven nicht zu ftören. Die Frage, welches Geſetz 
(ob das des In= oder des Auslandes) bei der Aburtheilung im Inlande 
anzumwenden fei, wird fpäter erörtert werden. 

Ueber die hier in Betracht zu ziehenden Verbrechen val. noch oben $. 5. 


8. 8. 


Fortſetzung. 
Verbrechen im Auslande gegen den Inländer. 


Man hat das Strafrecht des Inlandes bezüglich der im Auslande vom 
Ausländer begangenen Verbrechen auch auf den Fall ausgedehnt, in welchem 
ein Inländer das Object des Verbrechens iſt, und daſſelbe auf das Schutz— 
recht des Inlands für den Inländer ftügen wollen.’) Das Königl. Sächſ. 
Geſetzbuch hebt hierbei noch den Fall hervor, wenn das Verbrechen im Aus: 
lande gegen „Ddiefleitige Unterthanen oder Staatöangehörige, welche fich zur 
Zeit der That innerhalb Sachſens befanden, gerichtet gewefen.**) Wenn man 
überhaupt ein Strafrecht des Inlandes in Bezug auf die im Auslande be: 
gangenen Verbrechen jtatuiren will, fo liegt zu der Befhränfung auf 
die gegen den Inländer begangenen Verbrechen fein ausreichender Grund 
vor. Das „Interefie’ des Inlandes an der Beitrafung, welches wiederholt, 
namentlich von Berner,?) zur Unterfcheidung einzelner Fälle hervorgehoben 
und auf welches das Strafrecht des Inlandes geftügt wird, tft doch ein 
zweifelhaftes Argument, welches vom principiellen Standpuntte feinen Werth, 
für das pofitive Gefe und deſſen Erlaß aber nur einen fehr geringen Werth 
beanfpruchen darf. Dieſes „Interefje* kann füglich auch in anderen Fällen, 
in denen ber Inländer nicht das Object des Verbrechens ift, geltend gemacht 
werden, und es führt daſſelbe fchließlich zu dem, der Hauptſache nad) auch 
im Königl. Sächſ. Geſetzbuche anerfannten Satze: „Iedes Verbrechen des 
Ausländers im Auslande kann im Inlande zur Unterfuchung gezogen werben, 
ed bedarf jedoch zu derfelben der Anordnung des QJuftigminifterii‘.*) 


1) Vgl. noch v. Bar, ©. 517 f.; Köftlin, Zeitichrift ©. 89 f. 
2) Dgl. Krug, Abbandl. ©. 12 f. 
2) a. a. O. S. 113 f, 148 f. 
4) Vgl. oben $. 6. 
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In den Motiven zu dem Norbdeutfchen Gefetbuche, welches die Aus: 
dehnung auf die gegen den Inländer im Auslande begangenen Verbrechen 
nicht fennt, wird, in Uebereinſtimmung mit den Motiven zu dem Entwurfe 
des Preuß. Geſetzbuchs“) Folgendes ausgeführt: 

„Für die unter Nr. 3 gegebene Beitimmung über die von Norbdeut- 
fchen im Auslande begangenen ftrafbaren Handlungen fonnte es in Frage 
fommen, ob diejelbe nicht, nad) dem Vorgange anderer deutjcher und außer: 
deutfcher Gefegebungen, auch auf die von Ausländern im Auslande ge: 
gen einen Norddeutichen begangenen Verbrechen und Vergehen auszudehnen 
fei. Indeſſen mußten die bereits für das Preußiſche Strafgeſetzbuch maf- 
gebend geweſenen Gründe die Aufnahme einer ſolchen Beitimmung aus: 
fchließen. In allen Kulturftaaten bleiben gemeine Verbrechen nicht unbe 
ftraft, einerlei ob das Verbrechen gegen einen Inländer ober einen Aus: 
länder begangen ift. Läßt fich der etwa unbejtraft gebliebene Ausländer im 
Inlande betreffen, fo kann die Ausmweifung oder Auslieferung defjelben eins 
treten. Außerdem iſt der Begriff eines gegen eine Privatperfon begangenen 
Verbrechens keineswegs beftimmt; 3. B. beim Zweilampf, Incejt, wie es 
aud häufig erheblichen Schwierigkeiten unterliegen wird, zu entjcheiden, wer 
der durch ein Verbrechen Verletzte fei.* 6) 

Allerdings können in einzelnen Fällen bei der Gefeßgebung des betreffen: 
den ausländischen Staats Schwierigkeiten entjtehen; 3. B. ein Engländer miß- 
handelt eine Norddeutſche in München, weiß fich der dortigen Verfolgung zu 
entziehen und kommt nach Berlin. Cine Auslieferung nad) England würde 
bei der dortigen Geſetzgebung nicht zu einer Beitrafung dafelbft führen, da- 
gegen wohl eine Auslieferung nad) München, wenn fie von da verlangt 
werben follte, die Beitrafung fidhern.”) Ebenſo Tann die Unterfuchung, nad) 
Befinden, wohl im Inlande raſch und leicht erfolgen, — die Unterſuchung 
-im Auslande gleich anfänglich aber eine völlig refultatlofe fein. ®) 

Auf „die Schugpflicht" des Heimathsſtaats für den Inländer im Aus- 
lande kann ebenfalls das Hecht zur nachträglichen Beitrafung der Ver: 
legungen des Inländers im Auslande nicht geſtützt werden, wie andererfeits 
ja beveitö dem Auslande eine ſolche Schugpflicht für den bei ihm aufhältlichen 
Fremden obliegt. Ein Schub des Inlands in dieſer Auffafjung ift mehr 
mit der Rache, ald mit der Gerechtigkeit verwandt. Straft das Ausland 





5) Befeler, Commentar ©. 76. 

6) Bol. au v. Bar, ©. 518. Gegen diefe Argumentation vgl. insbeſ. 
Krug, Abhandl. S. 14 f. Es kann auch die Nichtigkeit des letzteren Arguments 
dahin geftellt bfeiben, 

) VBgl. über foldhe Rälle den früheren Bundesbeſchluß von 1854. 

8) Bol. die Fälle bei Heinze, Kritik, ©. 144 f. 
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ſeinen Unterthanen wegen einer Verletzung des Fremden nicht, ſo muß das 
Inland auf andere Weiſe für ſeine Intereſſen beſorgt ſein, z. B. durch Ab— 
bruch freundſchaftlicher Beziehungen, Warnung ſeiner Angehörigen. Aber 
es liegt immer kein Rechtsgrund zu der Berechtigung vor, den Ausländer 
deshalb vor das inländiſche forum zu ſtellen, weil feine eigene Behörde, 
welche zur Aburtheilung berufen war, feine Verfolgung eingeleitet hat; — 
vielmehr würde ſolche Berechtigung als ein Eingriff in die fremde Sous 
veränttät zu bezeichnen fein. 

In den meijten Füllen wird das Ausland die Verlegung jtrafen; — 
die Höhe der Strafe iſt hierbei ohne Einfluß; — denn die fogenannten delicta 
juris gentium, wie man früher die nach übereinjtimmender Anficht der 
civiliſirten Nationen ftrafbaren Handlungen nannte, werden wohl überall 
beftraft. Liegt aber eine Verfchievenheit in der Strafgefeggebung beider 
Staaten bezüglich der Strafbarkeit überhaupt vor, fo tft, wenn die Handlung 
von dem Gejete des Orts der That für ftraflos erklärt wird, hierin 
eher ein Grund zu finden, daß man den Thäter auch im anderen Staate 
für firaflos erachte, als ihn in dem lebteren, weil das dajige, ihm vielleicht 
völlig unbelannte Geſetz Strafbarkeit annimmt, bei feinem möglicherweiſe 
zufälligen Aufenthalte dafelbit nad) diefem Geſetze zu trafen. 


$. sb. 
Schlußbemerkungen. 


Alle dieſe Bedenken können, wie bemerkt, nur dahin führen, einer kos— 
mopolitifhen Ausdehnung des Strafrechts des Inlands auf alle Verbrechen 
des Ausländers im Auslande, mit der procejjualen Beſchränkung, mie fie 
das Sächſ. Geſetzbuch aufjtellte,!) beizupflichten, — nicht aber dazu, dieſes 
Strafreht im Allgemeinen zu verneinen und es wegen des nur für einzelne 
Fälle nachgewiefenen Interejjes des Inlandes an der Beſtrafung für dieſe 
Fälle ausnahmsweiſe zu ftatuiren. Diefe allgemeine Berechtigung des In— 
landes zur jtrafrechtlichen Ahndung der im Auslande begangenen Verbrechen 
wird aus der Aufgabe des Staats, die „Weltrechtsordnung‘ zu fürdern 
und zu wahren, ?) abgeleitet; — alle civilifirten Staaten find Glieder eines 
großen Staatenfyitens und zur Wahrung und Beihüsung des allgemei- 
nen, fie alle umfajjenden Nechtöfriedens berufen. 


1) Bal, Bier noch die Ausführung bei Heinze, a. a. DO. ©. 148, deſſen 
Vorſchlag in der Hauptſache auf eine foldhe Beichränfung, bei der Anerkennung 
bes Etrafrechtd des Inlandes im Allgemeinen, hinauskommt. 

2) Bol. befonders v. Mohl, a. a. O. S. 538 f. 
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Wenn das Recht des Inlandes negirt, dagegen dad Bebürfnik einer 
Beitrafung im Inlande für den Fall der Nichtauslieferung anerkannt, und 
zur Dedung desfelden die Abjchliegung von Verträgen unter den einzelnen 
Staaten empfohlen wird?), jo liegt hierin dod) das Anerkenntniß einer Ue— 
bertragbarteit des Strafrehts von dem einen Staate auf den anderen, welde 
fih mit einer fo prinzipiellen Negation des Strafrechts Seitens des In— 
lands, wie fie von den Verfechtern des Territorialitätäprinzips verfochten 
wird, ſchwer vereinigen läßt, wie foldenfalls auh nur das Gefet des Orts 
der That bei der Aburtheilung im Inlande und in feinem alle das bes 
legteren anzuwenden jein würde. 


8. 9. 
Beitrafung des Ausländers, nahdem er Inländer geworden ift. 


Leidet das Strafrecht de Inlandes auf den Ausländer Anwendung, 
welcher im Auslande ein Berbrechen begangen hat und, ohne daß feine Be: 
ftrafung im Auslande erfolgt ilt, Angehöriger des Inlandes geworden ilt, 
fo daß feine Schuld erjt im Inlande gegen ihn ermittelt wird? Die Frage 
it jedenfallö zu bejahen.!) Das Königl. Sächſ. Geſetzbuch beitimmte im 
Art. 5, daß das Strafrecht des Inlandes Anwendung leide, „wenn ſich der 
Ausländer bleibend nad Sachſen gewendet hat und dafelbjt ftantsangehörig 
geworden ift."?) Das Norddeutſche Strafgeſetzbuch bejtimmt über dieſe 
Frage in $. 4: 

„Die Verfolgung ift auch zuläffig, wenn der Ihäter bei Begehung 
der Handlung noch nicht Norddeutfcher war. In diefem Falle bedarf 
es jedoch eines Antrags der zuitändigen Behörde des Landes, in 
welchem die ftrafbare Handlung begangen worden, und das auslän— 
diſche Strafgefeh tjt anzuwenden, ſoweit diejes milder iſt.“ 

Das Königl. Preuß. Geſetzbuch kannte diefe Bejtimmung nicht;?) — 
in den hierher gehörigen Fällen hätte der ſchwerſte Verbrecher ohne irgend 
eine Behelligung Seitens der Behörden und im volliten Genuſſe der bürger: 
lihen Ehrenrechte im Inlande leben können; — eine Ausweifung des In: 
länderö wäre ebenſo unmöglich als eine Auslieferung. ) Die Anficht 
DICH: * (ohne ſolche Beſtimmung) der nunmehrige Inländer nach 

3) Bremer, ©. 456 f. 

1) Schauberg, ©. 72. 

2) Vol. Wächter, Strafreht ©. 137 f. 

3) Bol. auch Oppenboff, zu $. 4 ded Preuß. Strafgefepbuchs Nr. 19. 

4) Vergl. noch Heinze, Kritik ©. 140 f. 
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dem Gejete des Auslandes im Inlande verfolgt und beitraft werben könne, 
it unbaltbar. 5) 

Der Schlußfat des Bundes -Gefebuches $. 4 „In diefem Falle be: 
darf eö jedoch, — milder ift" iſt durch Beichluß des Reichstags beigefügt 
worden. Es können Fülle vorfommen, in denen weder das Inland, noch 
dad Ausland ein Interefje an der nachträglichen Beitrafung haben kann; 
— es wird alfo die Anordnung des Inlandes, wie der Antrag des Aus: 
landes erfordert. Die Anwendung des milderen ausländijchen Geſetzes iſt 
nad den Ausführungen in $. 13 gleichfalld gerechtfertigt. 


8. 10. 


Beitrafung der inländifchen Theilnehmer an ausländiſchen 
Verbreden. 


Nimmt man Straflofigleit des vom Ausländer im Auslande begange- 
nen Verbrechens gegenüber dem Strafrechte des Inlandes an, jo führt die- 
felbe noch nicht zu der Straflofigfeit der Theilnahmehandlungen des In— 
länders an diefem Verbrechen. !) Denn das Inland erachtet diefe Verbrechen 
nit an fich für ftraflofe, ſondern ſich felbit nur nicht für zuftändig zu 
ihrer Verfolgung. Der Sab, daf der Theilmehmer an einer jtraflofen Hand: 
lung nicht jtrafbar fei, paßt daher nicht auf den vorliegenden Yall.?) 

Ferner find Handlungen im Auslande, die ihre verbrecherifche Wirkung 
im Inlande äußern, in der Negel auch als Verbrechen im Inlande anzu: 
ſehen, wenngleid) die Handlung felbit im Auslande begangen worden ift. 
So kann man die Erprejjung durch einen Brief, der im Auslande gefchrie- 
ben, aber, feiner Beitimmung nad, im Inlande abgegeben worden tft, — 
die Tödtung im Inlande durd eine im Auslande begangene Sandlung als 
im Inlande verübt beurtheilen.,) Die Beihränfung in der Beſtim— 
mung des Königl. Sächſ. Geſetzbuchs bezüglich der im Auslande gegen Ins 
länder begangenen Verbrechen, „welche ſich zur Zeit der That innerhalb 
Sachſens befanden”, iſt daher, wenngleich aus andern Motiven entiprungen, 9) 


5) N, Arhiv des Erim.:R. 1834, ©. 516, wo ein Erkenntniß der Juriſten— 
facultät zu Halle mitgetheilt wird, in welchen die Beitrafung eines aus Sachſen 
gebürtigen Schafknechts, der in Sächſen einen Nanbmord verübt hatte, Tpäter 
aber Anhaltiſcher Untertban geworden war, durch Anhaltiſche Gerichte für unftatt: 
haft erachtet wurde, 

1) Bol. aber v. Bar, ©. 558. 

2) Vgl. übrigend noch Goltdammer's Arhiv Bd. VL ©. 273, Bd, 
XV. ©. 803. 

3) Bal. Hälſchner, S. 73 f.; Schauberg, ©. 39 f., ©. 62 f. 

9 Krug, Abhandl. S. 11. 
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nad) obiger Ausführung überflüffig. Die obige Annahme über den locus 
delicti commissi in der hier fraglihen Beziehung kann allerdings dahin 
führen, daß eine Handlung im Inlande, deren Wirkſamkeit aber ſich im 
Auslande äußert, im Inlande gar nicht bejtraft werden kann, wenn fie 
im Auslande mit Strafe nicht bedroht iſt, oder daß fie foldyenfalls, in der 
Beichränfung der Beitrafung auf die lediglich im Inlande behufs der Aus- 
führung des Verbrechens vorgenommenen Xhätigfeitsacte, nur als ein im 
Inlande begangener Verſuch bejtraft wird’). Die Straflofigfeit im Geſetze 
des Auslandes fann nicht der rechtlichen Beurtheilung der im Inlande 
begangenen Handlungen, dafern fie ohne Rückſicht auf den Erfolg, an ſich 
als jtrafbar nad) dem Geſetze des Inlandes ſich darftellen, präjudiziren. 

Interejiant (aber nicht zu billigen) ift die Vorſchrift des Großherzoglich 
Heſſiſchen Strafgefehbuches Artikel 3: „Strafbare Handlungen, welche 
außerhalb der Grenzen des Großherzogthums angefangen, aber innerhalb 
derfelben vollendet, oder innerhalb angefangen, aber außerhalb vollendet 
worden find, werden ebenfo betrachtet, ald wären jie im Großherzogthum 
angefangen und vollendet worden“ ®). 

Gleiche Grundſätze werden für den Fall des fortgefehten Verbrechens, 
wenn die einzelnen, in ſich felbjtitändigen Acte in verfchiedenen Staaten be- 
gangen worden find, zur Anwendung fommen’?). 


$. 11. 


Fortfegung. — Ausnahmen der Lebertretungen von dem Straf: 
rechte des Inlandes. 


Die Beitrafung der im Auslande begangenen Handlungen ift häufig 
auch durd) die Ausnahme der Webertretungen befchränft worden.’) So 
verordnet 3. B. das Norddeutſche Gejegbud im $. 6: „Im Auslande bes 
gangene Uebertretungen find nur dann zu beftrafen, wenn dies durch be— 
fondere Geſetze oder durch Verträge angeordnet ift.” Es ift die Frage auf: 
geworfen worden, ob die Handlung in ihrer Unteritellung unter die Drei: 
theilung (Verbrechen, Vergehen oder Mebertretung) nad dem Geſetze des 
Drts oder nad) dem Geſetze des Inlandes zu beurtheilen fer?“ v. Bar fpricht 
5) Val. dagegen v. Bar, ©. 555; jedoeh auh Schauberg, ©. 70. 

6) Vgl. Breidenbadh, Comm. I, ©. 224. 
N) Il. v. Bar, ©. 557 u. dagegen Hälſchner, a. a. O. 
1) Bol. no Bekker, $. 15 (S. 182). Ebenſo die Webertretungen ber 
Finanz: und Zoll-Geſetze. Diefelben waren bereits durch den Bunbesbeihluß v. 
3. 1854 ausgenommen worden. 

26 


Welches Gel. tft im Inlaude aufdas ausl. Verbrechen des Inländ. anzuwenden? 49 


fi dahin aus?), daß die Beftrafung im Inlande ausgeſchloſſen fei, wenn 
dad Geſetz des Orts die Handlung als Webertretung bezeichne, objchon 
das Geſetz des Inlandes fie als Verbrechen oder Bergehen fennzeichnet. 
Allein diefer Meinung ift nicht beizupflichten. Denn, wenngleich hier das 
Geſetz des Auslandes dasjenige ift, welches zunächſt verlegt worden, über: 
dies auch als das mildere fich darftellt, fo kann doch der Fall der Straf: 
Iofigfeit nach dem Geſetze des Auslandes nicht dem Falle der geringeren 
Strafbarkeit gleichgeftellt werden. Das Geſetzbuch hat bei der Beſtimmung 
bezüglich der Uebertretungen die geringfügige Bedeutung berfelben für die 
allgemeine Rechtsordnung berüdjichtigt und daher betreffö ihrer eine befon- 
dere, von den übrigen hier mahgebenden Normen losgelöste Beitimmung 
ertheilt; — die „geringfügige Bedeutung“ kann aber das Geſetzbuch nur 
nad feiner Auffaſſung berüdjichtigt haben, — ob das Ausland eine Sand: 
lung, welde das Inland für ein Verbrechen oder Vergehen erachtet, für 
eine Uebertretung erklärt, kann für das Urtheil des Inlandes über die Ber 
deutung der Handlung nicht maßgebend jetn. 

Die Beitimmung in 8. 6 des norbdeutichen Geſetzbuchs ift in dieſem 
Make zu erklären. Dafür fpricht die Beitimmung in $. 4. 3, mofelbjt der 
Gegenſatz aufgeftellt und dafelbit gejagt ift: „ein Norddeutſcher, welcher im 
Auslande eine Handlung begangen hat, die nach den Gefegen des nord— 
deutihen Bundes als Verbrechen oder Vergehen anzufehen iſt“. Ebenfo 
bejtimmt $. 5 des Entwurfs für Bremen: „It eine folhe Handlung nad 
dem Bremifhen Strafgefet eine Uebertretung, fo findet eine Anwen: 
dung dieſes Geſetzes nur dann ftatt, wenn dieſelbe durch bejonbere Geſetze 
oder durch Staatsverträge angeordnet iſt.“ 


8. 12. 
Welches Geſetz ift im Inlande auf das ausländifhe Verbrechen 
des Inländers anzumenden? 


Bei der Aburtheilung der vom Inländer im Auslande begangenen Ber: 
brechen, ſoweit foldye nach Obigem eintritt, ift das Strafgefeg des Inlandes 
anzuwenden!). Denn das Strafrecht des Inlandes ift zwar ein ſubſidiäres, 
aber doch ein felbititändiges, nicht ein abgeleitetes (vgl. oben $. 5); — es 





2) ©. 554. Dagegen z. B. das dal. angef, Urtheil des Dber- Trib. zu 
Berlin. 

1) Bekker, S. 166 f.v. Bar, a. a. O. ©.550f. Leonhardt, Commen- 
tar L ©. 53. 
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fann daher das Inland auch nur fein Gejet anmwenden?). Die Handlung 
ift demnach ftraflos zu lafjen, wenn das Geſetz des Inlandes fie für jtraflos 
erllärt, oder wenn nah Maßgabe dejlelben die Strafbarleit (durch 
Verjährung 2c.) erloſchen ift, obgleich das Geſetz des Auslandes fie als 
ftrafbar, beziehungsmeife ihre Strafbarkeit als fortdauernd anjieht. In 
diefem Maße hat ſich aud das Bundesſtrafgeſetzbuch $-. 4 al. 2 ausge— 
fprochen. 

Deſſenungeachtet tritt Straflofigfeit des Inländers auch nur dann ein, 
wenn das Geſetz des Auslandes die Handlung für ſtraflos oder die 
Strafbarkeit für erlofhen erflärt?). Jedenfalls iſt diefer Sat, wenn man 
das Perfonalitätäprinzip des Verbrechens des Inländers im Auslande etabliren 
will, eine Inkonſequenz. Allein die Ausnahme ift, wenn man die Haftung 
des Inländerd nur auf das pofitive Geſetz jtellt (f. oben $. 5), gerechtfertigt. 
Denn es läßt fich hier, wo zunädjt die ausländische Nechtsordnung in 
Frage kommt, wohl vertheidigen, dak das Inland von einer Bejtrafung 
abfieht, wenn das Ausland felbit in der Handlung feinen Rechtsbruch 
erblidt und daher der Inländer dajelbit unter den Augen der Behörden 
unangefochten feinen Aufenthalt fortfegtt). Anders könnte man den Fall 
beurtheilen, wenn es fi um die Frage handelt, ob das ausländifche Geſetz 
deshalb anzuwenden fei, weil es milder ift, als das inländifche. Das nord- 
deutiche Strafgefehbuch hat $. 4. 3, die Frage verneintd). Bereits bei Re— 
vijion des Preußiſchen Entwurfes von 1843 $. 11 Fam diefelbe zur Sprache, 
und es wurde die Trennung derjelben gebilligt. Denn es ſei — fagte man 
— zwijchen beiden Fällen ein mwejentlicher Unterſchied; wer Etwas am Orte 
der Handlung ganz Straflofes thue, glaube völlig ficher fein zu Dürfen; wer 
aber etwas an ſich Strafbares thue, habe das Bewußtfein des Unrechts: 
die Erwartung einer größeren oder geringeren Strafe fei dabei Nebenfache®). 
Diefe Verſchiedenheit der Beurtheilung ift jedoch nicht zu billigen, vielmehr ift 
zu berüdjichtigen, daß der berechtigte Aufenthalt des Inländers im Auslande 
ihn auch der Begünftigungen nicht berauben darf, welche ihm die dajige 
Rechtsordnung, gegenüber der heimathlichen, geftattet, und daß die ftrafges 


2) Früher babe ich mich in zum Theil abweichenden Maße geäußert (a. a. 
D. ©. 193 f.), aber mit Unrecht. Vgl. noch bei. v. Bar, ©. 550 f. u. d. dal. 
angef. Rechtolehrer. 

8) Köftlin, Syſtem I. ©. 45. 

4) Der befondere Fall im Schlußſatz von Nr. 3 gebört nicht bierber. 

5) Man bat bier mit Rüdficht darauf, daß das ausländiihe Gefeß die 
Beitrafung nicht will, häufig den Sag: Volenti non fit injuria angewendet. 

6) Vgl. auch Berner, ©. 164. Leonhardt, Commentar I. ©. 54 f. 
v. Bar, ©. 551. 
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richtliche Beurtheilung nicht härter im Inlande fein fann, ala fie es ge 
weſen wäre, wenn das Ausland jelbit den Thäter zur Verantwortung ges 
zogen hätte; Dies würde das Ausland zu thun befugt und die Ahndung 
deſſelben doch die zunächft berechtigte geweſen fein”). 

Indem das Inland den Inländer nicht ausliefert, wird die Bejtrafung 
auch fo einzurichten fein, als ob er auögeliefert worden wäre. Das Terri— 
torialprinzip würde dagegen in feiner Confequenz verlangen, daß die That 
unbedingt nad) dem Gefege des Auslands beitraft würde, gleichviel ob es 
das härtere oder das mildere ift. Das gleiche Nefultat würde anzuerkennen 
fein, wenn des Inland nur in Vertretung des Auslandes ftrafte. 

Keineswegs ſpricht das Inland mit Anwendung des milberen auslän« 
diſchen Geſetzes die Ungerechtigkeit feines. eigenen Strafgeſetzes aus®), fons 
dern anerkennt nur die Gollifion der beiden Gefetgebungen und hierbei die 
Thatfache, daß das mildere Gefeß zugleich das zunächſt verlegte ift. 

Die Straflofigfeit nad) dem ausländischen Gefege ſoll dem Inländer 
nicht zu ftatten fommen, wenn feine ausländifche Handlung unmittelbar 
gegen das Inland gerichtet geweſen. Dies wird übereinftimmend von den 
deutfhen Geſetzbüchern ausgeſprochen. Man findet in dem Momente des 
Zreubruch® gegen das Inland einen felbititändigen, lediglich der inländifchen 
Cognition angehörigen Ihatumftand. Dies tft zuzugeftehen, da diefer Um— 
ftand bei der ausländifchen Aburtheilung unberüdfichtigt geblieben. Weber: 
haupt tritt hier die inländifche Cognition nicht fubfidiär, fondern mit Rüds 
fiht auf die befondere Natur des Verbrechens prinzipal ein. ebenfalls 
fann aber hier das Territorialprinzip in Bezug auf das anzumendende Ges 
fe nicht maßgebend fein, da jenes Moment, durd welches die befondere 
Strafbarfeit begründet wird, überhaupt außerhalb diefes Prinzips liegt. 

Das Bayerifche Geſetzbuch Hat in Artikel 10 die Straflojigfeit des 
ausländischen Gejeges dem Inländer nicht zugeftanden, „wenn die Handlung 
abfihtlih, um das Bayerifche Strafgefeg zu umgehen, außerhalb der Landes⸗ 
grenzen vorgenommen mwurde?)*. Die früheren Preußifchen Entwürfe von 
1846 und 1847 enthielten eine ähnliche Beitimmung; fie tft nicht zu billis 
gen!®). Eine, zur Umgehung des Gefetes im Auslande vorgenommene 
Handlung fann im Inlande für unwirkſam erklärt werden, aber es folgt 
hieraus weder, dab eine Handlung, die am Begehungsorte ftraflos ift, nur 
deshalb beſtraft werben foll, weil fie an diefem Drte vorgenommen wurde, 
noch daß der Ungehorfam des Inländers, wenn man feine Handlung jo 


7) v. Bar, ©. 539 f. 
8) Bol. aber Bremer, a. a. D. ©. 457. 
9) Ebenfo 3. B. Köftlin, L ©. 34. 
10) Zachariä, Crim. Arhiv 1856 S. 98. v. Bar, ©. 5ll. 
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bezeichnen will, mit einer Griminalftrafe und überbieß mit der Strafe 
belegt werde, welche für die Handlung eintreten würde, wenn fie im 
Inlande vorgenommen worden wäre. 


$. 13. 


Welches Geſetz ift im Inlande auf das ausländijche VBerbreden 
des Ausländer? anzuwenden? 


Someit der Ausländer im Inlande wegen der im Auslande begangenen 
Verbrechen zur Unterfuhung gezogen werben darf, kann nur dad Geſetz 
des Auslandes auf feine Handlung angewendet werden. Iſt jedoch nad) 
dem inländifchen Geſetze die Handlung ftraflos, fo erledigt ſich die inländifche 
Cognition von felbjt. Denn das Inland übt feine Strafgewalt nicht im 
Auftrage und in Stellvertretung des Auslandes, jondern Kraft eigenen 
Rechts. Die Anwendung des ausländifchen Rechts wird von Bedeutung, 
wenn der Ausländer im Inlande wegen eines gegen dasſelbe begangenen 
politifhen Verbrechens vor Gericht gejtellt wird. Die Geſetze, welche dieſe 
Verfolgung zulafien, gejtatten jedoch die Anwendung des ausländischen 
Strafgefeges nicht, fondern fchreiben die des inländifchen unbedingt vor; fo 
3. B. $.4. ı, des norddeutſchen Strafgefeßbuches. Dies ift nicht zu billigen. 
Vielmehr ift das ausländische Gefeg zur Anwendung zu bringen, und zwar 
deshalb, weil der Ausländer nur unter der Herrichaft diefes Geſetzes gehan- 
delt hat und ihm befondere Treupflichten gegen den anderen Staat nicht 
oblagen. Es tritt hier diefelbe ratio ein, welche man im Falle eines Wech- 
ſels in der Gefeggebung dafür geltend macht, daß das ältere Geſetz, wenn 
es das mildere ift, auf die damals begangenen Handlungen angewendet 
werde; — hier ift es ein Wechſel des Aufenthaltorts, welcher eine Ver: 
[härfung begründen foll!). Verpflichtungen, welde dem Unterthan (dem 
subditus perpetuus, wie temporarius) obliegen, können nicht gegen den 
Fremden geltend gemacht werden; — das Moment ber verlegten Unter: 
thanenpflicht paßt nicht auf den Ausländer im Auslande. Die Verpflichtung, 
den allgemeinen Rechtäfrieden nicht zu ftören, (8. 7) ſchließt die befondere 
Zreupflicht des Inländers nicht in ſich. 

Soweit das Geſetz des Auälandes zur Anwendung kommt, ift bas 
Geſetz des Orts, woſelbſt die Handlung begangen worden, — nicht etwa 
des Landes, deſſen Behörden oder Unterthanen verlegt worden find, zu 
verftehen?). 


1) Bol. auch Krug, Abhandl. ©. 7. 
2) Köitlin, Syitem S. 45 f. 
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8. 14. 


Inwieweit präjudizirt die ausländifhe Aburtheilung ꝛc. bem 
inländifhen Strafredte? 


Es fragt fih, ob und inwieweit die ausländifche Aburtheilung dem 
Inländer gegen die inländifche Verfolgung diegexceptio rei judicatae ge- 
währt? *) 

Die Geſetzbücher find darin einig, daß diefe Aburtheilung in feinem 
Falle ven Inländer bei den, gegen das Inland felbft begangenen Ver: 
brechen ſchützt. Auch hier macht ſich bei diefen Verbrechen die prinzipale 
Natur der inländifchen Cognition, welcher durch die ausländische Prozedur 
nicht vorgegriffen werben fonnte, geltend. Insbefondere wird die im 
Auslande erfolgte Freiſprechung die inländische Verfolgung nicht ausfchließen?). 

Bei der Sftenge, mit welcher die Gefege die vom Ausländer im 
Auslande unmittelbar gegen den inländifhen Staat begangenen Hand» 
lungen beurtheilen, ift aud hier die ausländische Aburtheilung für wir: 
fungslos, gegenüber dem inländifhen Richter, erachtet worden. Es paſſen 
jedoch die Gründe, melde ſich für diefen Satz bezüglich der vom Inländer 
gegen das Inland im Auslande begangenen politiihen Verbrechen anführen 
laffen, nicht auf den Ausländer, wie ſchon oben $. 7 bemerkt worden. 

Inſoweit außer dem obigen Falle der Inländer wegen der im Aus: 
lande begangenen Verbrechen im Inlande zur Unterfuchung gezogen wird, 
wird dem freifprechenden Erfenntnifje des Auslands (nit der bloßen Ein: 
ftellung) auch im Inlande die Kraft einer res judicata zugeftanden®). Es 
liegt dies in der Billigleit. Allerdings ift die Anwendung des Grundſatzes 
ne bis in idem bier, wo e3 fih um die felbitjftändige Jurisdic— 
tion zweier Staaten handelt, zu bezweifeln. Allein das Inland muß 
die orbnungsmäßige Behandlung und Aburtheilung Seiten? des Auslands 
vorauöfegen und in ihr die auäreichende Wahrung der Rechtsordnung er> 
bliden, — abgefehen auch davon, daß eine nachträgliche Werurtheilung bes 
Freigefprochenen im Inlande ſchwerlich eine Stütze in dem Rechtsbewußt⸗ 
fein des Bolfs finden würde. Der inländifche Richter tft weder Berufungs- 
noch Cafiationsbehörde gegenüber dem ausländischen Erkenntniffet). 

1) Bol. v. Bar, ©. 559 f. v. Wächter, ©. 162 f. Leonhardt, 
Com. 18.55. Schwarze, S. 195 f. Schauberg, ©. 9. Beller, 
©. 163 f. 

2) Wächter, ©. 163. 

3) Bol. jedoch Leonhardt, Comm. I. ©, 57 u. A. Better, S. 189 f. 

9 Shwarze,a. a. O. ©. 197 f. 
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Das Gleiche ift von der Verurtheilung im Auslande zu fagen, 
wenn fie vollftändig zur Ausführung gelangt ift). Ohne vollftändige Straf: 
verbüßung ift jedoch die exceptio rei judicatae nicht gefichert®). Denn felbft 
der Staat, deſſen Gerichte die Verurtheilung ausgeſprochen haben, kann nur 
in der volljtändigen Strafverbühung aud die vollftändige Sühne des Ber: 
brechens und mit ihr die Erledigung feines Strafrechts erbliden. Iſt daher 
die Strafe nicht oder nur kheilweiſe vollſtreckt, fo ift die Zuftändigfeit des 
Inlandes nicht befeitigt; e8 wird im Inlande eine neue Unterfuchung ein= 
geleitet. 

Weder die Verurtheilung und die Strafvollftredung nod die Frei 
fprehung würden aber die nochmalige Cognition, beziehungsweife die jtren- 
gere Beltrafung im Inlande ausfhliegen, wenn man aus anderen Gründen, 
als dem pofitiven Geſetze, die fortdauernde Wirkfamfeit der inländifchen Ge- 
fege für den Inländer im Auslande behaupten und dem Inlande nicht 
lediglich ein ſubſidiäres Strafrecht zufchreiben wollte. Die prinzipale 
Cognition fönnte durd das Ausland nicht ausgefchloffen werden, wie denn 
die Beitrafung im Auslande an fich nicht hindern fünnte, den Inländer im 
Inlande zu einer höheren Strafe zu verurtheilen und lediglich die ver 
büßte Strafe in Anrechnung zu bringen. Man refpectirt vielmehr vollftändig 
die ausländifhe Sühnung des Verbrechens und mit ihr das ausländifche 
Strafgejeß?). 

In jedem Falle ift die im Auslande verbüßte Strafe, wenn im Ins 
lande eine andermweite Verurtheilung erfolgt, auf die inländifhe Strafe in 
Abzug zu bringen, da außerdem in Wahrheit eine zweifache Beitrafung 
eintreten würde. Die Abrechnung verlett nicht, auch wenn man ein völlig 
jelbftitändiges Strafrecht des Inlandes annimmt, das Hecht des letteren, 
wohl aber die Verweigerung der Abrechnung die Rechte des bereit3 Be— 
ftraften, von welchem die Gollifion der beiden Strafredhte nicht verſchuldet 
worden. Die Abrechnung tritt auch in den Fällen ein, in melden der Ins 
länder oder der Ausländer wegen eines im Auslande gegen das Inland 
begangenen politiihen Verbrechens im Inlande zur Unterfuhung gezogen 
und zu einer Strafe verurtheilt wird. Die Abrechnung der auswärts ver: 
büßten Strafe fteht auch hier mit dem Grunde der nochmaligen Aburtheis 
lung im Inlande nicht im Widerſpruche. Das norddeutfche Strafgeſetzbuch 
hat fie in $. 7 ebenfalld ganz allgemein angeordnet. Durd) eine derartige 
Abrehnung wird jedoch der rechtliche Character der inländifchen Verurtheis 


5) Schwarze, a. a. D. ©. 192 un. d. dal. angez. Literatur. 
6) Leonhardt, Com. I. ©. 57. 
7) Bl. Schwarze, a. D. ©. 192 f. 

32 


Anwieweit präjubicirt Die ausländ. Aburtheilung ıc. dem inländ. Strafredhte? 55 


lung felbft nicht geändert. Iſt mit derſelben der Verluſt gewiſſer Rechte 
oder find mit ihr fonftige Folgen verbunden, jo wird hieran durd die Ab: 
rechnung auf die erfannte (und zu erkennen gemwefene)*) Strafe nichts geän- 
dert. Für den Fall, daß das inländifche Geſetz die Todesftrafe androht, 
find in einzelnen Gefegebungen befondere Beitimmungen ertheilt. 

Die Incompetenz des ausländifchen Richters fteht der Abrechnung der 
Strafe feineöfalls entgegen. Aber auch bei der Freiſprechung dürfte jie 
einflußlo8 und nicht wegen derfelben das Präjudiz der ausländifchen Frei— 
fprehung für die inländifche Verfolgung, wenn und fomeit es im Uebrigen 
anzuerfennen ift, aufgehoben fein. Denn, indem die Freiſprechung im Aus- 
lande von der dazu befugten Behörde nicht angefochten und diefelbe rechtö- 
fräftig wurde, kann nicht der andere Staat die Freifprehung wegen In— 
competenz für wirkungslos erflären. Wären allerdings die Gerichte des 
auswärtigen Staat? überhaupt nicht zuftändig zur Aburtheilung gemefen, 
fo würde diefes Argument nicht Platz ergreifen und bezüglich der Abrech— 
nung nur nod die Gnade vermittelnd einfchreiten können. In Diefer 
Weiſe iſt die Frage in dem ſächſiſchen Geſetzbuche Artilel 9 behandelt 
worden. 

Das verurtheilende Erfenntni des Auslandes wird im Inlande am 
Inländer nicht vollitredt, fomweit nicht Staatöverträge in gewiſſen Fällen 
etwas Anderes beitimmen?). Die Strafvollftredung ift ein gerichtlicher Act, 
welder die Gompetenz des Gerichts vorausfegt, und diefe ift mit dem Meg- 
zuge des Inländerd außer Kraft getreten. Die Möglichkeit einer Requiſi— 
tion zur Vollitredung ändert hieran nichts; — der ausländifche Richter 
iſt zur Requiſition nicht zuſtändiglo). Daß der Verurtheilte fich durch bie 
Flucht oder durch Ausbruch aus der Haft der Vollftredung, beziehungsweife 
der weiteren Vollſtreckung entzogen, ift gleichgiltig. Die Einleitung der 
Unterfuhung im Inlande ift daher geboten. Die Nechtöregel ne bis in 
idem jteht nicht entgegen; denn die Anwendung berfelben fett die volle 
Vollftredbarfeit des erjten Erfenntnifjes voraus, und dieſe ift nicht mehr 
vorhanden. Die Unterfuhung im Inlande hat gerade den med, die noch 
nicht oder noch nicht volljtändig vollzogene Sühnung des Verbrechens zu 
bemwirfen. Hierzu fommt, daß die Frage über die rechtliche MWirkfamteit des 
ausländifhen Strafurtheild vorzugsweife aus dem Völkerrechte und nicht 

6) Bayer. GB. Art. 13 „— daß die nach den Bayer. Geſetzen verwirkte 
Strafe zwar im Urtheile auszusprechen, aber nah Umftänden für theilmeife oder 
gänzlich erftanden erflärt wird.” 

9 Schwarze, a.a.D. ©.199 f. vgl. auh v. Bar, ©. 564 f. Schau 
berg, ©. 96 f. 

109) Schwarze, a. a. D. ©. 200. 
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lediglih nach ſtrafprozeſſualen Beitimmungen, weldhe in der Hauptſache 
nur inländifche Gerichte und inländische Unterfuhungen vorquäfegen, zu 
beantworten ift.!!) Endlich mird geltend gemacht, daß nicht die Erkennt: 
nifje jeden Staats in Hinblid auf deſſen ftrafprozefiuale und fonjtige Ein- 
rihtungen die volle Anerkennung und mit ihr unbedingt die Vollſtreckbar— 
feit im Inlande beanfpruchen könnten. 

Die Begnadigung fteht der vollen Strafverbüßung glei; — das: 
felbe gilt von der Amneſtie und ber Abolition. Der ausländifhe Staat 
verzichtet durch den Souverän auf feinen Strafanfprudy und diefem Ver: 
zichte iſt dieſelbe Wirkung, wie der Verbüßung, aud) in Bezug auf das 
Strafrecht des anderen Staats zugugeftehen.!?) Das Bayerifche Geſetzbuch 
bat der Begnadigung 2c. diefe Wirkung nicht beigelegt, ſondern jest unbe: 
dingt volle Verbüßung voraus.!3) 

Der Verjährung (nad) dem auslänbifchen Rechte) ift die gleiche Wirk: 
famfeit in dem Norddeutſchen Strafgeſetzbuch beigelegt worden. Dies beruht 
auf einem Beſchluſſe des Reichstages. Die entgegengefegte Meinung ift 
3. B. von v. Bar ©. 560, 568 vertheidigt worden, wie fie aud) dem Ge: 
fegbucdhe von Württemberg und Bayern zum Grunde liegt.) v. Bar zieh: 
dad civilrechtliche Verhältniß der Correalgläubiger bei, wonach die Verjäht 
rung des Klagerechts des einen Gläubigerd das des anderen nicht aufhebt. 
Allein diefe Analogie paßt nit. Wie das Klagerecht des Inlandes durch 
die Freifprehung, Begnadigung ꝛc. im Auslande confumirt wird, fo wird 
fein ſubſidiäres Recht auch durch die Verjährung des prinzipalen Klagerechts 
ebenfo confumirt, wie (wenn man ein civilrechtliches Beifpiel wählen will) bei 
ber Bürgfchaft. Erheblicher erjcheint der Einwand, daß bei der Verjährung 
ein beitimmter, ftrafgerichtlicher Act des Auslandes, in welchem e8 von feinem 
Strafrecht Gebraud gemacht, nicht vortritt, — vielmehr gerade das Gegen: 
theil. Allein wenn in der Verjährung einmal die Gonfumtion des Anklage: 
rechts liegt, jo muß letztere confequentermweife auch auf die ſubſidiäre Aus: 
übung besfelben bezogen werben. 


1) Schwarze, a. a. D. ©. 201. Bol. no Leonhardt, Magazin ıc. 
IX. ©. 408 f. 

12) Arnold, Gerichtöfaal 1857 ©. 343; Schwarze, a. a. D. ©. 198. 
Bol. Dagegen Leonhardt, Comm. I. ©. 57. 

18) Dollmann, Comm. I. ©. 110. Vgl. noch Wächter, ©. 164, 173, 
Derfelbe Ipricht von Rällen „unbegründeter Begnadigung“; — Liefe Unterfcheis 
dung dürfte weder richtig, noch erkennbar nnd durchführbar fein. 

14) Bol neh Berner, S. 161; Wächter, ©. 164; Hepp, Com 
mentar I. ©. 92. f. Vol. aud Breidenbad, Sommentar Br. J. ©. 37; 
Schauberg, ©. 69. 
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Mit Ausnahme der Fälle, in denen politifche Verbrechen (des Inlän- 
derd oder Ausländers), melde gegen das Inland im Auslande begangen 
worden, aber im Inlande zur Unterfuchung gelangen, kommt man allerdings 
— aud bei aller Anerkennung der verjchiedenartigen Natur der einzelnen 
Straftilgungsgründe!5) — thatfächlich zu dem Ergebnifje, daß die Straftil- 
gungsgründe des ausländischen Rechts, dafern fie bereits nach diefem Rechte 
in volle Wirkſamkeit getreten find, auch bei der inländifchen Aburtheilung 
zu berüdjichtigen find, ohne deshalb zur Anerfennung des Satzes genöthigt 
zu fein, dab das Inland nur in Stellvertretung des Auslandes ftrafe.'%) 


Rab; 
Die Wiederaufnahme der Unterfuhung im Inlanbe. 


Die Cognition des Inlandes ift in den obigen Fällen nur fomeit ausge— 
ſchloſſen, als fie fi auf dasfelbe factum erftreden würde. Dagegen ift 
die juriftifhe Dualificirung der That in dem ausländifchen Erfenntniffe 
einflußlos, auch wenn fie mwejentlich milder ift, wie diejenige, welche nad) 
dem inländischen Gefege eintreten würde.!) Sind jedoch Thatumſtände nicht 
zur richterlichen Entfcheidung gelangt, welche nachträglich zur Kenntniß 
des inländifchen Richters gebracht werden, fo ift infomweit die Wiederauf: 
nahme der Unterfuhung nicht ausgeſchloſſen, und zwar erfolgt fie durch 
den inländifchen Richter, ebenfo wie fie gegen ein inländifches Erkenntniß 
gleichen Inhalts zuläffig fein würde.?) Beiläufig mag hierbei bemerkt wer: 
den, daß die Zuläffigfeit der Wiederaufnahme (unter den gefeglihen Vor: 
ausfegungen) auch nicht zu beftreiten ift, wenn fie zu Gunſten des im 
Auslande verurtheilten Inländers beantragt wird, felbjt wenn er die Strafe 
im Auslande verbüßt haben follte.?) 

Die obigen Grundſätze bezüglich derfelben Thatumftände leiden auch 
auf die ausländifche Begnadigung, Amneſtie und Verjährung Anmendung. 

Eine andere Frage ift es, ob das Inland zur nochmaligen Unter: 
fuhung und Beftrafung, gegenüber der Aburtheilung des Auslandes, dann 


15) Val. jedoch Wächter, ©. 164, Anm. 5; v. Bar, ©. 569. 

16) Bol. 3. B. Köftlin, ©. 37. 

) Schwarze, a. a. O. ©. 192ff. 

2) v. Bar, ©. 562. 

8) Dies habe ich an ber Hanb eines ſehr intereffanten und wichtigen Kalles 
aus ber Praris in‘ dem Gerichtsſaale Jahrg. 1860. S. 177 ff. näher auszuführen 
versucht. Die Wiederaufnahme ift nad) den Grundläßen des inländiſchen Rechts 
zu beurtbeifen und zu behandeln. Vgl. neh Geſetzbuch von Baden, $. 8. Kgl. 
Sädf. Rev. Etraf:-P.-D, Art. 894b, fo wie Wächter, Strafr. S. 173. 
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befugt fei, wenn Thatumftände in Betracht fommen, welche zmar bei ber 
ausländifchen Aburtheilung dem dafigen Nichter mit vorgelegen haben, jedoch) 
hierbei nach Maßgabe des dafigen Geſetzes als unerheblih unbeadhtet ge— 
blieben find und nur nad) diesjeitigem Gejete der Handlung einen ſchwere— 
ren Character beilegen? 

Die Frage ift im Allgemeinen zu verneinen. Iſt 3. B. ein Thatum— 
ftand, welcher bei der ausländischen Aburtheilung mit vorgelegen, nad) dem 
inländifchen, nicht aber nach dem ausländifchen Geſetze ein Qualifications- 
grund, jo kann nicht wegen diefer Verſchiedenheit eine neue Unterfuchung 
im Inlande verfügt werden; denn es iſt über der Ihatumftand im Aus: 
lande mit jubicirt worden. Dagegen kann die Antwort auf jene Frage 
zweifelhaft fein, wenn es fi um ein im Auslande gegen das Inland be— 
gangenes politisches Verbrehen handelt. Wenn man hier fogar die aus: 
ländifche Strafverbüßung nicht für wirkſam erachtet, um die inländifche Cog- 
nitton auszufchließen, und nur die Anrechnung der verbüßten Strafe ges 
ftattet, fo kann felbjtverftändlich auch die neue Unterfuhung durch die recht: 
liche Qualification, welche die Handlung in dem ausländiichen Urtheile er- 
fahren, in feiner Richtung bejchränkt werden. Das Königlich Sächfifche 
Strafgeſetzbuch verordnet in Art. 9: 

„Iſt Jemand wegen eines verübten Verbrechens bereit3 von dem zuftän- 
digen Gerichte eines anderen Staates bejtraft worden, fo fann er wegen 
derjelben Handlung nur dann nochmals von einem inlänbifchen Gerichte be— 
ftraft werden, wenn diefe Handlung durch befondere ihm obliegende Ver: 
pflihtungen gegen den diefleitigen Staat, defien Oberhaupt oder biefjeitige 
Staatöangehörige einen jchwereren, bei der ausländischen Beltrafung nicht 
in Betracht zu ziehen gewefenen ftrafrechtlichen Charakter erhält; es iſt jedoch 
folhenfall3 bei der Verurtheilung die Strafe, melde der Angeichuldigte 
wegen derfelben Sandlung bereit3? anderwärts verbüßt hat, in Abzug zu 
bringen. 

Letzteres findet auch dann ftatt, wenn von einem unzuftändigen außlän- 
diſchen Gerichte eine Strafe volljtredt worden ift.“ 

Die Vollſtreckung im Auslande kann für das Inland auch bezüglich 
der Frage von Einfluß fein, ob und inwieweit fie (beziehungsmeife das fie 
verfügende Erfenntniß) den Verlust der Ehrenrechte, welche mit ihr 
ausdrüdlich oder Fraft des Geſetzes nach den Gefegen des Auslandes ver: 
bunden ift, auch im Inlande nach fich ziehe? Diefe Frage ift zu verneis 
nen. Die Bejahung würde dem Urtheile, beziehungsmeife der Vollſtreckung 
eine tiber die Grenzen des Auslandes in das Inland hineinreihende Wirk: 
famfeit beilegen. Iſt dagegen der Inländer im Auslande verurtheilt und 
die Strafe vollitredt worden, fo fragt es fih, ob nunmehr dieſe Voll- 
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ſtreckung im Inlande deshalb den Verluft der Ehrenrechte nach fich ziehe, 
weil nad den Geſetzen des Inlandes die Art der verbüßten Strafe oder 
die Natur des Verbrechens für den Fall einer inländifchen Verur: 
theilung den Berluft der Chrenrechte nach ſich zieht? 

Die älteren QJuriften unterfchievden auch hier, ob eine nach dem jus 
commune infamirende Verurtheilung vorliege oder nicht, und erachteten 
die infamia im erjteren Falle als eine überall wirkende, wogegen die neues 
ren Quriften zumeijt der ausländifchen VBerurtheilung jede Wirkung im Ins 
lande bezüglich der Ehrenrechte abiprechen *). 

Das Norddeutiche Strafgeſetzbuch verordnet in $. 37: 

„Sit ein Norbdeutfcher im Auslande wegen eines Verbrechens oder 
"Vergehens bejtraft worden, welches nad) den Gefeten des Norddeutfchen 
Bundes den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt oder einzelner 
bürgerlihen Ehrenrechte zur Folge hat oder zur Folge haben kann, fo ift 
ein neues Strafverfahren zuläffig, um gegen den in diefem Verfahren für 
ſchuldig Erflärten auf jene Folge zu erkennen.” 

Das Königlih Bayerifhe Geſetzbuch von 1861 bejtimmt dagegen in 
Artilel 45: 

„Der im Ausland beftrafte Bayerische Staatsangehörige, gegen welchen 
eine wiederholte Unterfuhung und Aburtheilung vor den Bayeriſchen Ge- 
richten nicht zuläffig ift, foll denjenigen Rechtönachtheilen, welche das 
Bayeriſche Strafgefeg als nothwendige Folge der von ihm auf die ver— 
übte That gefegten Strafe erklärt, nur dann unterliegen, wenn dies auf 
Antrag der Staatdanwaltfhaft durch das zuftändige inländifche Strafgericht 
in einem lediglich auf diefen Punkt zu beſchränkenden Urtheile ausgefprochen 
wird.“ 

Während das Bayerifhe Geſetzbuch die nachträgliche Aberkennung der 
Ehrenrechte auf diejenigen Ehrenrechte beſchränkt, deren Verluft die noth— 
wendige Folge einer ſolchen Verbüßung im Inlande nad) dem inlänbifchen 
Geſetze fein würde, kennt das Norddeutſche Geſetzbuch diefe Beſchränkung 
nicht; vielmehr iſt nach dem letzteren der Gegenſtand der Entſcheidung über— 
haupt die Frage wegen des Verluſtes der Ehrenrechte. Es ſoll die Ent— 
ſcheidung nach dem Bayeriſchen Rechte nur eine nothwendige Folge der 
ausländiſchen Verurtheilung deshalb nachträglich ausſprechen, weil ſie mit 
dem ausländifchen Urtheile nicht verbunden iſt, und hierdurch das letztere 
in feiner gefeglihen Wirkſamkeit dem inländischen gleichitellen, während nad) 
dem Norddeutſchen Geſetzbuche eine völlig freie und in feiner Richtung bes 
fchränfte Entfcheidung zu ertheilen ift. 


4) Vgl. v. Bar, ©. 580fF. 
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In Uebereinftimmung mit diefer Werfchiedenheit fteht e&, wenn das 
Norddeutiche Strafgeſetzbuch ein völlig neues Verfahren, in weldem die 
That nochmals unterfucht und abgeurtheilt wird, vorfchreibt, fo daß erft von 
dem Inhalte diefes neuen Urtheild die Entfcheidung über die Ehrenrechte 
abhängt, während nad dem Bayerifhen Geſetzbuch eine Wiederholung des 
Strafverfahrens im Inlande nicht ftattfindet, vielmehr- das Bayerifche Ge 
riht auf Grund des im Auslande ergangenen Urtheild und der darin ent: 
baltenen Feititellung der Schuld nad Maßgabe der inländifchen Geſetze 
den Ausfprud über die Folgen zu erlaffen hat). Das Preufifche Geſetz— 
buch ließ hierüber Zweifel übrig ©), welche in dem Geſetzbuch für den Nord: 
beutfchen Bund, wie dies auch in den Motiven hervorgehoben worden, be: 
feitigt find 7). 

Selbitverftändlich treten dieſe Worfchriften nur ein, wenn an fich eine 
weitere Verfolgung im Inlande auögefchloffen fein würde; — keineswegs 
wenn eine ſolche, troß de3 Verfahrens im Auslande, noch ftattfindet. Nah " 
dem Strafgefetsbud des Norddeutfhen Bundes würde daher die ausländifche 
Verurtheilung allein (ohne die Strafvollftredung) nicht ausreichen, um bie 
Anwendung des $. 37 zu begründen. Die anbermweite Verurtheilung (im 
Inlande) ift hierbei in jeder Richtung ohne Einfluß auf die rechtliche Qua—⸗ 
Iifieirung der That, welche daher aud eine ſchwerere fein kann, andererſeits 
aber lettere wieder ohne Einfluß auf andere Folgen der Verurtheilung, als 
die Ehrenrehte. Auch kann feine fchmerere Strafe mit der Wirkung ber 
BVollziehbarkeit ausgeſprochen mwerben®). 


8. 16. 
Auslieferung. 


Mit der Frage wegen Beitrafung der ausländifchen Verbrechen im Ins 
lande fteht die Frage wegen der Auslieferung bes Thäters an das Aus- 
land im engjten Zufammenhange!). Die Auslieferung des eigenen Unter: 
thanen wird allenthalben beftritten und gerade hierauf häufig der Satz 
gebaut, daß, indem dad Inland die Auslieferung des Angehörigen an das 





5) Weis, Commentar, L ©. 125. 

6) Vgl. insbeſ. Abegg, in der Sächſ. Ger.Ztg. VIL ©. 175 ff, Golt:» 
dammer, in feinem Archiv. XI ©. 689 ff.; Berner, Gerichtöfaal XVII. 
©. 31 ff. 

7), Schwarze, Commentar ©. 121f. 

8) Schwarze, a. a. O. 

1) Val. v. Bar, ©. 584f. und die dafelbft angeführten Rechtolehrer, ind 
bei. noh R. Schmid, Die Herrichaft der Gefege ıc. (Jena 1868) und Schau: 
berg (i. oben Lit. bei $. 1). 
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Ausland ablehne, es verpflichtet fei, im Inlande für die Beitrafung des 
Verbrechens beforgt zu fein und dazu beizutragen, daß das verlehte Geſetz 
des Auslandes nicht ungejühnt bleibe?). Die Rechtfertigung der Nichtaus— 
lieferung ift verſchieden verjucht worden; man kann ſie hier übergehen. 
Jedenfalls entſpricht es dem obmwaltenden Verhältnifje des Inländers im 
Inlande zu den inländifchen Gerichten bejjer, wenn diefelben als die natür- 
lihen und „urfprünglideren*?) Richter des Inländers, im Inlande, 
woſelbſt er feinen’ wefentlihen Aufenthalt hat, zu feiner Aburtheilung be— 
rufen werden, ald daß das Inland hierauf verzichtet und, gleichſam in Ab: 
läugnung feines eigenen vechtlihen Interejjes an der Beitrafung, den In: 
länder zeitweilig ausweift und die Bejtrafung dem Auslande zuweiſt. Es 
it deshalb noch nicht nöthig, die Nichtauslieferung der eigenen Unterthanen 
auf ein zu weit getriebenes Bewußtſein der ſouveränen Selbititändigfeit 
(des Inlandes) zurüdzuführend); auch ift es nicht richtig, die Auslieferung 
als eine dem Auslande gewährte Hilfe zu der ihm gebührenden Beſtrafung 
anzufehen®), da in ihr vielmehr der Verzicht auf das eigene Strafrecht und 
mithin die Ueberweiſung an das Ausland in einem Falle liegt, in welchem 
das Inland das Erforderliche jelbit thun konnte, dafern es feine Geſetz— 
gebung hierzu eingerichtet hat. Hält man allerdings das Territorialprincip 
auch in der Geſetzgebung feit, jo wird die Auslieferung nöthig, um nicht 
das Inland zum Aſyle der im Auslande delinquirenden Inländer zu machen 
und dadurch alle berechtigten Anforderungen des Auslandes zu negiren; 
deshalb wird in England und in den Vereinigten Staaten bei bejonders 
ſchweren Verbrechen der Inländer ausgeliefert ®). 

Dagegen kann zugegeben werden, daß dem Inländer ſelbſt ein recht: 
(ich begründeter Widerfpruch gegen feine Auslieferung nicht zufteht); — 
ed würde daher zuläffig fein, für gewiſſe Fälle, 3. B. bei mehreren Com: 
plicen defielben Verbrechens, die theils im In, theils im Auslande wohnen, 
zur einheitlihen Leitung der Unterfuhung, dem Inlande das Befugniß zur 
Auslieferung zu ertheilen. 

Das Geje des Norddeutfchen Bundes über die Leiftung gegenfeitiger 
Rechtshilfe hat mit Nücficht auf die politifche Verbindung der einzelnen 


2) Dal. Hälſchner, L ©. 62 ff. 

3) Köftlin, Zeitichrift, S. 58. 

4) Hälihner, ©. 63 und über Diele Anfhaunug überhaupt Bremer, 
©. 454 ff., welcher ihr beipflichtet. 

5) Bremer, ©. 456. 

6) v. Bar, ©. 600ff. 

7) Dagegen Berner, ©. 184, v. Bar, ©. 585. Dafür Hälfchner, 
©. 62, Schwarze, ©. 197, Bremer, ©. 455. 

39 


623 Der Wirkungskreis des Strafgefepes betrefft der Zeit. 


Bundesftaaten, zu welcher in der neueften Zeit die Thatfache eines gemein- 
famen Geſetzbuchs hinzugetreten, die Auslieferung der eigenen Unterthanen 
des einen Bundesftaat? an die Gerichte des andern Bundesſtaats im Falle 
eines in dem leiteren begangenen Verbrechens ala Regel hingejtellt. Man 
hatte fie damals mit Rüdfiht auf diefe Verbindung als eine Confequenz 
des Bundesſtaats aufgefaßt, von anderer Seite aber ala Confequenz beitrit- 
ten und dabei unter Anderem auch auf die Verfafjung der Schweiz ſich 
berufen. Das Bundesgefeg der Schweiz über die Auslieferung 2c. vom 
24. Juli 1852 gejtattet, daß „die Auslieferung von Perfonen, die in einem 
Canton verbürgert oder niedergelaflen find, (an die Gerichte ded andern 
Gantons) verweigert werde, wenn der Canton ſich verpflichtet, diefelben nad 
feinen Geſetzen beurtheilen und bejtrafen, oder eine bereits über fie verhängte 
Strafe vollziehen zu lafjen” 9). 

Die Auslieferung der Ausländer an ein ausländifches Gericht wegen 
eines im Auslande begangenen Verbrechens Tann, ftreng genommen, felbft 
dann nicht, wenn eine Bejtrafung im Inlande nicht ftattfindet, von letzterem 
gefordert werben, infofern nicht Verträge etwas Anderes bejtimmen. Wohl 
aber kann auch hier eine politifsche Nothmwendigfeit aus der Erwägung ab» 
geleitet werden”), daß die Aufgabe jedes einzelnen Staates es it, feiner: 
feits, foviel an ihm tft, zur Wahrung und bez. Wiederherſtellung des allge: 
meinen Nechtsfriedend beizutragen. Das Inland würde feinem eigenen In- 
terejje zumiderhandeln, wenn es dieſe Aufgabe nicht für eine unbedingt 
maßgebende anerkennen wollte. Das Inland wird daher den Ausländer 
ausweifen, oder, auf Berlangen, ausliefern, nicht aber durch feinen Schuß 
ihm ein Afyl und Straflofigfeit gewähren; — das Gebot gegenfeitiger 
Rechtshilfe liegt in der Nothwendigleit eines vernünftigen Nebeneinander: 
beitehens der ciwilifirten Staaten und der Solidarität der Interejjen an 
der Aufrechthaltung der Nechtsordnung. 

Die Auslieferung ſetzt ein Verlangen des Auslandes vorauß, ba 
das Inland ihm Beihülfe zur Serjtellung des Rechts leiften foll, dieſe 
Beihilfe ihm aber nicht aufdringen darf; — die Ausweifung ift eine 
rein polizeilihe Mafregel und beruht nicht auf dem Gedanken einer ſolchen 
Beihilfe. 

Die Auslieferung kann in dem Falle, wenn ein Ausländer nicht in 
feinem Heimathöftaate, fondern in einem dritten Lande ein Verbrechen bes 


8) Vol, noh Schauberg, Das internationale Strafredht der Schweiz ıc. 
©. 10ff. 


9 Vgl. bei, Bluntſchli, in feinem und Brater’s Staatswörterbud. I. 
©. 52ıff. Vol. noch v. Bar, ©. 586. 
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gangen hat, an das Ausland, woſelbſt er ftaatsangehörig, oder an das Land, 
wofelbjt er delinquirt hat, erfolgen!®). Die Frage tft zumeiſt durch Ver: 
träge geregelt. Das Inland hat in der Negel die Wahl, wohin es den 
Ausländer ausliefern wolle, oder es iſt auch dem Heimathsſtaate das Necht 
eingeräumt, feinen Angehörigen zu reclamiren, um ihn wegen des auslän— 
diihen Verbrechens zur Bejtrafung zu ziehen. Abgefehen von derartigen 
Zwiſchenfragen, wird als Regel wohl der Sat anzuerkennen fein, daß das 
Inland die Auslieferung an den Staat, woſelbſt das Berbrehen begangen 
worden, bewirfe. 

Die Auslieferung wird in der Regel bei politiihen Verbrechen nicht 
gewährt; — ebenjo bei jehr unbeveutenden Vergehen. Nicht minder ift fie 
zumeift ausgefchlojjen, wern die Handlung nad den Geſetzen des requirir— 
ten Inlands jtraflos oder in den Gefeten des requirirenden Staats mit 
einer Strafart bedroht iſt, welche nad) der Nechtsanfchauung der inländischen 
Geſetzgebung unzuläffig it!!). Man kann dem Inlande die Beihilfe zur 
Rechtsverfolgung des Auslandes nicht zumuthen, wenn die Rechtsverfolgung 
an ſich oder in ihrem practifhen Ausgange eine Nechtöverlegung nad) der 
Auffaflung des Inlandes für den Verfolgten enthalten ſollte. Diefe Süße 
find bei der Berathung des Entwurfs zu dem Bundesgeſetze über die gegen- 
feitige Rechtöpflege von der Reichstagscommiſſion ausdrücklich anerkannt und 
Ichlieglid) in das Gejeg aufgenommen worden!?); — vergl. $$. 25 ff. des 
Geſetzes. 

Von Schmid, ©. 176 und von Schauberg, ©. 21 ff. iſt der Sat auf: 
gejtellt worden, daß die Auslieferung ſchlechterdings nur eine Confequenz 
des Hechtes ſei, im Auslande begangene Verbrechen zu betrafen, und daß 
daher die Auslieferung nur eine andere Form fei, in mwelder der Staat, 
in deſſen Gebiet ſich der Verbrecher befindet, diefen zur Strafe zicht, dem: 
nad das Recht zur Auslieferung durch das Recht zur Beitrafung bedingt 
ſei. Man begründet diefen Sat mit Berufung darauf, daß das Inland 
nicht ausliefere, wenn die Handlung nad) feinen Geſetzen nicht ftrafbar fei, 
jo wie daß dafjelbe häufig, wenn es felbit zuerit das Verbrechen entdedt 
habe, dem Ausland die Auslieferung anbiete. Allein, wie der erjtere Sat 
nicht unbeftritten und der zweite Sab, an fid) in der Praris weniger üblich, 
nur eine Nebenfrage berührt, jo kann auch aus beiden das auf jie geitügte 


10) Val. Berner, ©. 187, v. Bar, ©. 558, Mohl, a. a. O., Schau 
berg, ©. 41 ff. 
11) Bol. v. Bar, S. 589. und bie daſelbſt angeführte Literatur. Bol. 
ah Schauberg, ©. 19. 
19) Bol. den von dem Abg. Dr. Schwarze ald Referenten erftatteten 
Beriht ©. If. (abgebr. Gerichtsfaal XXL ©. 240 ff.) 
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Dogma nicht abgeleitet werden. Nach Obigem müßte man eine Berechtigung 
des Inlandes etabliren, entweder zu trafen, oder auszuliefern. Allein 
indem man zugibt, daß principiell da8 Inland das ausländische Verbrechen 
nad) feinem, nur für das Inland ertheilten Geſetze zu bejtrafen nicht befugt 
ift, folgt hieraus noch nicht, daß es fich derjenigen Verpflichtung entziehen 
darf, die in der Nothwendigfeit gegenfeitiger Rechtshilfe zwifchen civiliſirten 
Zändern begründet ift, — einer Nothiwendigfeit, welche aus dem Erforder- 
niſſe eines vernünftigen Nebeneinanderbeftehens der einzelnen Staaten und 
aus der Solidarität der Interefjen für Aufrehthaltung der Rechtsordnung 
fließt. Der Sag, daß das Inland nicht ausliefert, wenn die Handlung 
nach feinem Geſetz jtraflos ift, ſtützt fich nicht auf die Competenz des In- 
landes zur felbjteigenen Aburtheilung, fondern nur auf das Anerfenntnig 
der Thatfache von einer Collifion beiver Gefeßgebungen, die man zu Gunjten 
des Ihäters beantwortet. Die Auslieferung ift vielmehr eine Confequenz 
aus dem Mangel des Rechtes zur jelbiteignen Beftrafung, gegenüber der 
Verpflichtung, den Anfpruc des Auslandes auf Beſtrafung des Thäters 
zu rejpectiren und hierbei demſelben behilflich zu fein. 

Eine rechtliche Verpflichtung, die Auslieferung zu verlangen, be 
jteht für das Ausland nit. In diefem Sage liegt aber nicht, wie Schau-⸗ 
berg annimmt, die Anerkennung der Anficht, daß auch die Pflicht zur 
Auslieferung nicht erijtire; man fagt zwar: es fei diefe Pflicht nicht zu er- 
füllen, wenn nicht jene Verpflichtung anerkannt werde; ohne diefes Aner- 
fenntniß würde Straflojigfeit eintreten. Allein daraus, daß Jemand auf 
Verlangen des Anderen Etwas zu thun verpflichtet ift, folgt nicht, daß der 
Andere das Verlangen jtelle, — und die Verantwortung für die „Straf 
loſigleit“ fällt nur auf den, welcher dasjenige nicht that, was ihm zu thun 
oblag, um fie zu verhindern. 

Allerdings darf man mande Beihränfungen der Auslieferungspflicht, 
die bisweilen aufgeitellt werben, nicht anerkennen, 3. B. Mangel ausrei. 
hender Verdachtsgründe, Erleichterung der Unterfuhung am jegigen Mohn: 
orte des Thäters, Häufung der Koften bei einer Unterfuhung im Auslande'3). 
Die Nichtauslieferung politifcher Verbrecher beruht auf politifhen Ermä- 
gungen, welche die hier ventilirte Frage nicht berühren. 


18) Bol. v. Bar, ©. 597. u. U. 
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Inalogie und Anslegung des Gesetzes. 
Von 


Profeffor Dr. Merkel. 


Erjter Abſchnitt. 
Von der Auslegung des Jefeßes. 


Literatur: Schaffrath, Theorie der Auslegung conftitutioneller Geſetze. 
(Leipzig 1842). — Krug, Grundſätze der Geſetzesauslegung. (Reipzig 1848.) 
— v. Sapigny, Spitem I. 206f. — v. Wächter, Mürtemb. Privats 
recht II. $. 13f. 23. — N. Archiv d. Crim.:3. 1844. — Sädjf. u. Thü- 
ring. Straft. ©. 87f. — v. Mohl, N. Arhiv d. Erim.-I. 1842, — 
Breidenbah, Gommentar über dad Heſſ. Strafgefeßb. L ©. 179f. — 
Köſtlin, Syſtem $. 235. — Hälfhner, Syſtem I ©. 78f. — Gold: 
ſchmidt, Zeitſchr. für Handelsr. X. ©. 40f. — Schlefinger, Gött. gl. 
Anz. 1864. ©. 1968f. — Schwarze, Gommentar zum Nordd. Strafg. 
©. 298. 
Norbd. Strafg. $.2, 1. — Defterr. Kundmahungspatent Art. IV, — Bayern 
8.1. — Würtemberg $. 1. — Baden $. 1. — Hellen Art. 1. — Frank—⸗ 
reih Art. 4, 65. — Belgien 2, 1, 78. 


8. 1. 
Das Object der Auslegung: 


Auslegung und Ergänzung der Geſetze ftehen im Gebiete der Straf: 
juftiz im Wefentlihen unter den nämlichen Geſichtspunkten wie in dem der 
Civiljuſtiz. Es kann jedoch gleichwohl auf die von den Civiliften ausgebil- 
dete Lehre hier nicht einfach Bezug genommen werben, weil diefelbe unter 
dem Einfluß der römischen Jurisprudenz Elemente in fih aufgenommen hat, 
welche ein anderes Verhältniß zwifchen Richter und Recht und beziehungs- 
weife Geſetzgeber und Recht vorausſetzen, ald es in der Gegenwart, jeben 
falls im Bereiche der Strafrechtöpflege, befteht. ?) 


1) Man vergleiche zur Orientirung etwa die Ausführungen Windſcheid'd 
in deſſen Pandekten I, $. 22 mit den folgenden Erörterungen. 
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Dom Standpunkte der heutigen Nechtöpflege jcheint es vor Allem ge 
fordert zu fein, die Auslegung thunlichjt Scharf von der Ergänzung und 
Fortbildung des Nechts zu unterfcheiden. Die Mittel hiezu wird uns eine 
Betrachtung des Gegenjtandes der Auslegung (des Geſetzes, beziehungsmeife 
der pofitiven Rechtsnorm) und der wejentlihen Merkmale dejjelben an die 
Hand geben. Als eine weſentlich receptive Funktion jet nämlich die Aus- 
legung die Eriftenz diefer Merkmale voraus und kann ebenjomwenig die vor: 
handenen ignoriven wie die mangelnden erjfegen. Die genauere Beitimmung 
diefer mwefentlihen Elemente des Rechts wird uns daher die Schranken er: 
fennen lajien, an welde die Wirkfamkeit des Interpreten gebunden iſt. 

Geſetzeskraft aber kömmt nur foldhen Gedanken zu, welde: 

1) einen Ausdrud in einem verfafjungsmäßig vereinbarten und pro- 
mulgirten Gejete gefunden haben. Diefes formelle Merkmal hat für uns 
nicht bloß wie Manche anzunehmen feinen, die Bedeutung einer Sicher: 
ftellung deſſen, was der Gefeßgeber gedacht und gewollt hat, jo daß irgend 
welchen fonftigen Quellen, welche uns Gewißheit hierüber verfchaffen können, 
die nämliche Bedeutung beizulegen wäre. Vielmehr handelt es ſich dabei 
nad heutiger Auffafjung um ein wefentliches Element des Rechtes jelbit, 
welches lettere mit dem Willen des Geſetzgebers nicht identiſch iſt, in 
welchem wir vielmehr eine objektive Norm erkennen, die Allen einen Halt 
und die verläßliche Richtſchnur für ihre Unternehmungen bietet. 

Daher fann das fragliche Erforderniß nicht durch den Beweis erfeht 
werden, dab die Abjicht des Geſetzgebers auf die Promulgation eines bes 
ftimmten Grundfaßes gerichtet, und daß derfelbe der Meinung geweſen fei, 
ihn wirklich implicite zu geſetzlichem Ausdrud gebracht zu haben. Ebenſo 
kann der Umjtand, daß eine Beftimmung in der Meinung abgelehnt ward, 
daß fie fich von felbft verftehe, diefer Beftimmung, wenn die Vorausſetzung 
eine irrige war, nicht zur gefeglichen Gültigkeit verhelfen.?2) Ferner darf 
einer Bejtimmung nicht mit Rückſicht auf die Motive des Gefehgebers eine 
Tragweite verliehen werden, für welde der Wortlaut feinen Anhaltspuntt 
bietet. 3) 





2) Oder wenn umgefehrt beichloffen wird, eine gewiſſe Beftimmung, weil 
man ihren Anhalt migbilligt, in ein Gefeß nicht aufzunehmen, der Richter aber 
bei näherer Prüfung erkennt, dab Ddiefelbe implicite bereitd in der Geſetz— 
gebung (vielleicht in dem betreffenden Gelege Telbft) enthalten ſei. Jenem Ber 
ſchluß würde hier eine Bedeutung nur beizulegen fein, wenn ihm die Form eines 
abrogirenden Gejeßes gegeben worden wäre. Cine entgegengelegte Auffaffung 
in Betreff diefer Rälle wird von v. Mohll. c. vertreten. 


3) Dagegen wird fehr häufig verftoßen. Man vgl. e. c. die Interpretation 
der Beftimmungen über Sachbeſchädigung bei Yüder, Die Vermögensbeſchädi— 
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Siebei ift es gleichviel, ob es fi) um eine felbjtändige Worfchrift oder 
um die Ausdehnung des Geltungsgebiet3 einer anderen Vorfchrift oder um 
die Einfchränfung deſſelben handelt. Es ift deßhalb nicht richtig, wenn 
man, wie eö nicht felten aefchieht, gefegliche Begriffsbeitimmungen auf ge 
wiſſe darunter offenbar fubfumirbare Sandlungen deßhalb nicht anmendet, 
weil der Geſetzgeber angeblih an diefelben nicht gedacht hat und wenn er 
daran gedacht hätte, fie ausgenommen haben würde.) Für dieſe 
Ausnahme fehlt es hier an dem äußeren Geſetzeserforderniſſe. Man Tann 
dagegen nicht einmwenden, daß in Bezug auf die überfehenen Fälle das in- 
nere Erforderniß (2,) mangele. Denn indem der Gefeßgeber mit gemifjen 
Merkmalen bejtimmte Rechtsfolgen unbedingt verbindet, geht feine Abficht 
dahin, die letzteren überall da eintreten zu laflen, wo die eriteren gegeben 
find. Nur auf diefe Abficht aber kömmt eö an (f. unten). 

Einer gegenfäglichen Behandlung von Einfchränfung und Ausdehnung 
ſetzt ſich ſchon der Umftand entgegen, daß in häufigen Fällen, wegen des 
Zufammenhangs der Rechtsvorfchriften unter einander, das was fi nad 
einer Seite hin ald Ausdehnung daritellt, nad) einer andern ala Einfchrän: 
fung erfcheint.) 

Bon dem Falle des mangelnden Ausdrucks ift aber der des un— 
vollflommenen, zmweideutigen, dunklen, dem ifolirten Wortjinne nad) zu 
wenig oder zu viel umfafjenden oder felbjt gänzlich irreleitenden Ausdrucks 
zu unterfcheiden, infofern der letztere an der Stelle, an welder er fi 
findet, den betreffenden Gedanten bei Denjenigen, welche e3 angeht, gleich 
mohl bervorzubringen vermag. 6) 


gung, S. 78f. und dafelbft Git.; aus der Rechtsſprechung etwa bie ausdehnenbe 
Interpretation des 8. 63 des Defterreih. Strafgef. 

4) So 3. B. Mittermaier, Die Etrafgefeßgebung in ibrer Fortbildung, 
166. Eine flarfe Berfuhung zu folder Einichränfung ex ratione legis liegt 
freilich in den vagen Beitimmungen, an welden auch die neueren Strafgefehb. 
nicht arm find. Vgl. ex. c. die Nebtälprebung zu $. 19 des Preuß. Strafgefeß: 
buched. In Betreff des Röm. Rechts vol. v. Savignv, Syſtem IL ©. 234, 
236. Bol. aub v. Wächter, Würtemb. Privatrebt IL S. 142. 

5) Menn wir z.B. den 8. 3 des Defterr. Strafgefeßes, der die „Unwiffen: 
beit des Geſetzes“ für gleichgültig erklärt, ausdehnend auf den Fall anwenden, 
wo zwar das Geſetz befannt war, nicht aber, daß eine betreffende Handlung 
darunter falle, fo zwingt und dies zu einer Einſchränkung des $. 2e, welder 
die Handlung nicht als ein Verbrechen zugeredhnet haben will, wenn der Han: 
deinde letzteres darin nicht erkannte. Dieſe Einſchränkung aber wird zahlreichen 
Strafdrobungen in dieſem Gefeßbuch ein ausgedehnteresd Anwendungsgebiet ver- 
ſchaffen, wodurch dann wieder die Beitimmuugen über Die Unverleglichfeit von 
Perſon und Eigenthum eine Einſchränkung erfahren. 

6) Köſtlin legt das enticheidende Gewicht darauf, ob die zwiſchen Aus 
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2) Nur ſolchen Gedanken, welchen eine geſetzgeberiſche Willensmeinung 
entfpricht. Daher ein Wortlaut, der auf ein bloßes Redactionsverfehen zu= 
rüdzuführen ift, feine verpflichtende Kraft hat. Ebenſo nicht eine Bejtim- 
mung, bezüglich weldyer eine Vereinbarung in den vorgefchriebenen Formen 
nicht ftattgefunden hat. 

Dies Erforderniß ift übrigens formeller Natur. Es kömmt nur darauf 
an, ob die Beitimmung felbit, fo wie fie vorliegt, gewollt war. Ob dage— 
gen das, was bei einer den Zufammenhang in's Auge fafjenden Anwen: 
dung derfelben herausfümmt, den Borausfesungen, Beweggründen und End» 
abfichten des Gefetgebers entſpreche, oder nicht, das ift für ihre Gültigkeit 
nicht entfcheidend ($. 2). 

Der Richter hat die in der Form des Gefehes firirten Rechtsprinzipien 
zur VBerwirklihung zu bringen, unbefümmert darum, ob der Gefetgeber über 
deren Tragweite mit ſich im Neinen war. Der heutige Gefeßgeber ijt ein 
vielföpfiges Weſen, defien Gedanken hierüber mit zahlreichen Widerſprüchen 
behaftet fein können, ohne daß wir um deswillen feine Weifungen ignoriren 
dürften. Diefe Sadjlage läht ihn mehr als den Gefegeber früherer Zeiten 
hinter feinem Werk zurüdtreten. Er muß es fich gefallen laflen, den Ge: 
danken, den eine unbefangene Betrachtung des Gefehes an die Hand gibt, 
als den feinigen verwirklicht zu fehen. — 

Mo nun die bejprochenen Geſetzesmerkmale vorliegen, da gilt es, den 
betreffenden Gedanken feinem wahren Gehalte nah zur Verwirklichung zu 


drud und Wortlaut beflebende Differenz eine qualitative oder eine bloß quan— 
titative ſei. Im leßteren Falle, alfo überall da wo die Möglichkeit gegeben 
ift, dur Ausdehnung oder Einſchränkung der Worte des Geſetzes dieſe mit dem 
Gedanken des Geſetzgebers zu vereinigen, da müſſe dies geſchehen, im andern 
Balle ſei eine folde Operation ausgeſchloſſen. Allein dieſer Unterfheidung kömmt 
eine folche Bedeutung m. E. durchaus nicht zu. Nur darauf fann ed anfommen, 
daß die von dem Geſetzgeber gewählten Zeichen in dem Zufammenbange, in 
weldhem fie fteben, und bei denjenigen, die es angebt, den beabfichtigten Effeft 
bersorzubringen vermögen. Dies kann aber auch bei einer qualitativen Differenz 
der Rall fein. So werden die Worte „unwiderftebliher Zwang” in $. 2g bed 
Defterreih. Strafgeſ. u. A. auf den Notbftand bezogen, cbgleih das allgemeine 
Weſen deilelben damit ebenfowenig bezeichnet ift wie mit „gänzlihem Mangel 
der freien Willensbeftimmung”, Worten, welchen nad dem Entwurf eines neuen 
Oeſterr. Strafgei. jene Beziehung zu geben fein würde. Umgekehrt ift nicht 
jede quantitative Differenz ald audgleichbar zu betrachten. Wenn z. B. $. 84 
der Großherzogl. Heſſiſchen Verf. Urt. „Leine Art” von Arreft gegen Abgeord— 
nete verhängt haben will, während der Gefeßgeber nur an Unterfuhungs: nicht 
an Etrafarreft dachte, fo iſt das eine bloß quantitative Differenz; gleichwohl 
aber eine im Köftlin hen Sinne auögleihbare m. E. nicht. 
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bringen. Was hierunter zu verftehen jet, bedarf aber noch einer befonderen 
Erörterung ($. 2). 


8. 2. 
Die Aufgaben der Auslegung: 


Man pflegt die Aufgabe des Interpreten dahin zu bejtimmen, daß er 
den Gedanken Harzulegen habe, welchen der Geſetzgeber mit den Gefetes- 
worten „wirflid verband und ausfprechen wollte“. Aber es fcheint mir 
damit eine theils unvollftändige theils einfeitige und beziehungsmweife irrige 
Charakteriſirung derfelben gegeben zu fein. Einerfeit3 kümmern uns bie 
Gedanken der gefetgebenden Faktoren nur infofern, als fie in dem verein: 
barten Geſetze einen verjtändlichen Ausbrud wirklich gefunden haben ($. 1 
s. 1), andrerfeits kann die Auslegung bei diefen Gedanken nicht ftehen 
bleiben. Sie ift berufen, unzählige Fragen in Bezug auf den Sinn und 
die Tragweite der Geſetze zu beantworten, welche der Gejetgeber fich gar 
nicht aufgeworfen, oder vielleicht aufgeworfen aber nicht beantwortet, oder 
in einer Weife beantwortet hat, die fih dem fonftigen Inhalte des Rechts 
gegenüber als eine unhaltbare ermweif't, oder in Bezug auf welche die ein= 
ander gleichberechtigten geſetzgebenden Faktoren von wejentlich verfchiedenen 
Auffaffungen ausgingen. !) 

Im Gefete verkörpert erlangt die geſetzgeberiſche Willensäußerung 
eine gewiſſermaßen felbftändige, von ihrem Urheber und dem geijtigen Sin- 
tergrunde, aus welchen fie bei ihm hervortrat, losgelöfte und unabhängige 
Eriftenz, welche zunächſt aus fich felbft und aus dem Zufammenhange beur: 
teilt fein will, in welchen fie fi einfügt. Sie erfcheint nämlich fortan 
ala Glied eines Ganzen, in welchem jeder Punkt mit allen übrigen Punk: 
ten in bejtimmten und relevanten Beziehungen fteht und die Wirkſamkeit 
jedes Theil durch die der übrigen Theile näher beftimmt und begrenzt wird.?) 


1) Man denke 3. B. an bie Frage, ob und in wie weit die Analogie, von 
der Vervielfältigung der Delikte abgefeben, im Strafrechte zugulaffen fei. Man 
bat fi bei Abfaffung der Strafgelepe diefe Frage theild nicht aufgeworfen, theils 
wenigftend nicht beftimmt und beziehungsweife nicht richtig beantwortet. Im 
Württemberg gingen nah Hepp's Zeugniß Regierung und Stände davon aus, 
dag mit Ausnahme der Erweiterung bed Strafgebietd die Analogie in allen 
fonftigen Beziehungen zur Anwendung kommen folle. Diefe Meinung aber tft, 
da fie einen entiprehenden Ausdrud nicht gefunden bat, für den Richter nicht 
bindend und eine genauere Erwägung der in Betracht kommenden Umftände 
wird den feßteren zu einer gegentheiligen Anficht zwingen (2. Abfchnitt), 

2) So wird man z.B. unter dem „Gebiete” im $.3 des Deutichen Straf: 
gel. mit Rüdficht auf die Grundſätze des internationalen Rechts auch die nordd. 
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Ob und inwieweit diefer Zufammenhang im Bewußtfein der an der Gefeh- 
gebung aktiv Betheiligten lag, das ijt in häufigen Fällen eine gar nicht 
beantwortbare und im Allgemeinen eine müßige Frage. Letzteres, weil weder 
das Vorliegen der Gefeheserfordernifje ($. 1 s. 2), noch jene Einheit des 
Rechts, aus welcher heraus der Interpret feine Aufgabe zu löſen hat, hier: 
durch bedingt wird. Nicht in irgend einem individuellen Bewußtſein Liegt 
das diefe Einheit zuhöchft verbürgende Prinzip, fondern in dem olfögeifte, 
der aus den allgemeinen Elementen des Rechts eine eigen geartete und in 
fi zufammenftimmende Schöpfung entſtehen läßt. 

Es wird danach wohl verſtändlich ſein, wenn wir dem Gedanken des 
Geſetzgebers den Inhalt des Rechts gegenüberſtellen und dem Interpreten 
die Feſtſtellung des letzteren zur Pflicht machen. Damit aber fällt es im 
Weſentlichen zuſammen, wenn wir ihn nicht zuerſt und zumeiſt nach denje— 
nigen Gedanken forſchen laſſen, welche zur Publikation des Geſetzes hin— 
führten, ſondern nach denjenigen, welche es nach den Regeln des Sprach— 
gebrauchs, der Logik und der Rechtswiſſenſchaft hervorbringen muß.) 

Wenn der Geſetzgeber ex. c. mit Begriffen operirt, welche ſich inner: 
halb des Nahmens der Geſetzgebung, wie dies häufig der Fall ift, nicht 
entwidelt finden, da iſt es keineswegs die Aufgabe des Richters, ih „in 
die Seele des Geſetzgebers zu verſenken“, und aus diefer heraus die Defi- 
nirung der fraglihen Begriffe zu unternehmen. Denn da3 Schweigen des 
Geſetzgebers kann nicht den Sinn des Aufgebens von Räthſeln haben. Die 
fraglichen Begriffe gehören entweder der Wiſſenſchaft oder dem populären 
Gedankenkreiſe an. Indem der Gefeßgeber auf fie hinweist, ohne eine be: 
ſondere Auffaffung zum Ausdrude zu bringen, fanktionirt er Diejenige, 
welde in der Sphäre, der die Begriffe angehören, Geltung 
hat. Indem 3. B. die neuere Strafgefeßgebung (auch das Deutfche 
Strafgefet) die meilten der auf den allgemeinen Thatbeftand der Verbrechen 
bezüglichen Begriffe undefinirt und die fi daran anfnüpfenden Kontrover: 
fen unentſchieden läßt, geſchieht dies nicht in der fhalfhaften Abficht, den 


Schiffe auf hoher See zu begreifen haben, unabhängig davon, ob der Geſetz— 
geber an fie gedacht bat oder nicht. 

3) Man kann fich diefen Genenfag an der Faſſung und den Echidfalen 
des Art. 84 der Preuß. Verfaffungs:Urf. deutlich machen. Ebenfo an Art. 84 der 
Großherz. Heſſiſchen Verfaſſungs-Urk. Letzterer geftattet „keine Art von Arreft” 
gegen die Ständemitglieder. Diele Worte können nach den im Texte aufgeftell: 
ten Gefichtöpunften unmöglich dahin interpretirt werden, daß nur der Unter: 
fuchungs: nicht auch der Strafarreft dadurch ausgeichloffen werde. Indem man 
gleihwohl fo interpretirte, ftüßte man ficb auf Erwägungen, für welche im 
Terte Fein Fundament gegeben ift, und welche der Geſetzgeber dem Volke, an das 
er fih wendet, nicht zumuthen kann. 
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Richter zu einer Entdedungsreife nad) dem was der Geſetzgeber darüber „im 
Sinne hatte‘, einzuladen.*) Wielmehr fieht fich der Interpret damit auf 
die Wifjenfchaft, beziehungsmweife die von ihr Hlarzulegende Natur der Sache, 
bingewiefen. Sinfichtlich der undefinirt gebliebenen Verbrechenäbegriffe (3. B. 
des Begriffs der „Beleidigung” nad) dem Deutfchen Strafgefes) auf Sprach— 
gebrauch und Wolfsurtheil, und mittelbar wieder auf die Wiſſenſchaft als 
auf die Auslegerin des letzteren. 

Das Nefultat, das ſich ihm hier ergibt, bedarf feiner andermeitigen 
Beitätigung. Auc liegt es nicht außerhalb der Sphäre der Auslegung, da 
es ſich Hierbei nur um die Klarlegung des wirklichen Sinnes der Gefete 
(wenn auch nicht der Gedanken des Geſetzgebers) handelt. 

Nicht überall freilich ift dies Ziel auf den bisher bezeichneten Wegen 
zu erreihen. Sprachgebrauch, Logik und Rechtswiſſenſchaft laſſen häufig 
genug die Möglichkeit mehrerer Deutungen einer Gefetesftelle bejtehen. 
Wollen wir num diefe nicht einfach ignoriren, wozu feine Berechtigung vor: 
liegt, fo bleibt nichts übrig als die Entfcheidung bei demjenigen zu fuchen, 
der die auäzulegenden Worte gefprochen hat, d. h. durch welche Mittel im: 
mer Elarzujtellen, welchem Gedanken nad der Intention des Gefetgebers 
die Worte zur Verkörperung dienen follten. Hier ift der Punkt, wo die 
Auslegung über die in der Gefetgebung liegenden und die von ihr einbe- 
zogenen Materialien hinauszugehen und die Willensmeinung des Gefebge- 
berö an der Sand der „Vorgefchichte‘ des Geſetzes zum Gegenftande einer 
jelbjtändigen -Unterfuhung zu machen hat. Diefe Willensmeinung wird 
unter der einzigen Vorausſetzung als mafgebend zu betrachten fein, daß fie 
in den Umfreis der möglichen Deutungen einer betreffenden Stelle fällt, 
fo daß diejenigen, die es angeht, die leitere u. U. in diefem Sinne ver: 
jtehen fonnten. Während wir alfo in der Negel nad) dem Gedanken fra- 
gen, den das Geſetz bei Andern hervorbringen muß, forfchen wir hier nad) 
demjenigen, der ihm zu Grunde lag, und legen demfelben bindende Kraft 
bei, injofern der Wortlaut ihn wieder zu erzeugen vermochte. >) 

Bleiben nach Allem Duntelheiten übrig, fo greift die Hegel: „in dubio 
mitius” Pla, d. h. der Richter hat unter den mehreren möglichen Deu: 





9) Vgl. die treffenden Bemerfungen Glafer's in deſſen Meinen Schriften 
1. ©. 91. 

5) Die Auffaſſung, wonach ein ſolches Hinausgehen über den Anhalt der 
Geſetzgebung ausgeichloffen fein foll, fand Die entichiedenfte Vertretung bei 
Schaffrath, l.c. 

Ein Beilpiel unzweifelhaft berechtigten Vorgehens in dieſem Einne gibt 
Schwarze's Auslegung des $. 2 des Einführungsgef. zum Nordd. Strafaei. 
im Gerichtöfaale 1370. 
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tungen derjenigen den Vorzug zu geben, welche für den durch diefelbe Bes 
lafteten als die günftigere anzufehen ift. Diefer Sat hat eine durchaus 
allgemeine Gültigkeit, da überall Beichräntungen und Belaftungen nur in- 
fofern und infoweit als gerechtfertigt erfcheinen, als ſich eine zmweifellofe 
Nehtsbegründung dafür erbringen läßt. In den fraglichen Fällen nun ift 
in Bezug auf das Mehr, welches die andern Deutungen von der günftige 
ſten unterfcheidet, eine zweifellofe Begründung nicht vorhanden. Daher jene 
den Maßſtab für das richterliche Urtheil nicht abgeben fünnen. Die Frage, 
welde Deutung als die mildere zu betrachten ſei, iſt natürlich lediglich im 
Sinne der Geſetze ſelbſt, da es fih ja nur um deren Auslegung handelt, zu 
beantworten. 

Daß der aufgeftellte Grundfat öfter als ein fpezififch ftrafrechtlicher 
aufgefaßt worden ift, erflärt fi daraus, daß er in feiner Beziehung auf 
die Strafrechtäpflege eine befondere Bedeutung erlangt, da es fich hier überall 
weſentlich um Freiheitsbefchränfungen und Belaftungen handelt. 


3. 
Die Mittel der Auslegung. 


Sinfichtlich ihrer Behelfe ift die Auslegung zunächſt auf die innerhalb 
des Nahmens der Geſetzgebung liegenden Materialien hingewieſen, welche, 
indem fie gleichjam den Körper des Rechts vorjtellen, allem außerhalb jenes 
Nahmens liegenden vorgehen. Siebei tft u. A. die form der Analogie 
zu benußen. Weiterhin in dem oben ($. 2) entmwidelten Sinne auf bie 
Wiſſenſchaft. Dabei ift der zur Zeit der Wublifation des Gefetes herrfchen- 
den Lehrmeinung als folcher ein Vorzug nicht einzuräumen. Vielmehr fann 
die (ftillfchweigende oder ausdrückliche) Hinweiſung auf die MWifjenfchaft 
überall nur auf die lebendige und fortfchreitende bezogen werben. 

Daneben find ala fubfidiäre Erfenntnifquellen in dem oben ($. 2, 
Abfat 6) angegebenen Sinne hervorzuheben: 

1. Diejenigen Geſetze, an deren Stelle das zu interpretirende getreten 
it, beziehungsmweife, aus welchem es feinen Inhalt gefchöpft hat, fammt ber 
daran fich anfchliegenden Nechtöfprehung und Literatur. — Was hier pe 
ziel das Deutsche Strafgefe und fein Verhältniß zu denjenigen Straf: 
geſetzen betrifft, aus welchen bei feiner Herſtellung gefchöpft wurde, alfo 
inöbefondere zum Preußiſchen Strafgeſetzbuch, fo ift vor Allem im Auge zu 
behalten, daß in jenem nicht eine durd eine größere oder geringere Anzahl 
von Verbeiferungen ausgezeichnete neue Auflage irgend eines anderen Geſetz⸗ 
buches, ſondern ein neues, auf felbitändigen Grundlagen ruhendes, Ganzes 
hergejtellt werden wollte und hergeftellt wurde. Daher jede einzelne Be— 
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ſtimmung zunädft in dem Zufammenhange zu betrachten ift, in welchen fie 
bier eingetreten ift, nicht in demjenigen, aus welchem fie genommen wurde. 
Bezüglich diefes lehteren, und alfo in specie bezüglich der Preußifchen Ge— 
ſetzgebung und Kechtöfprechung, gilt durchaus was oben hinfichtlich der 
„Borgefchichte” der Befete und ihres nur bedingten Merthes vorgebracht 
worden ijt. 

2) Die Kommiffionsberichte, Sitzungsprotokolle, Motivendarlegungen, 
Ausfhußberichte, Kammerverhändlungen und Erklärungen der Regierungs: 
fommifjäre, welche über die Auffafiungen der gefetgebenden Factoren Auf: 
fhluß geben fönnen!). Es iſt jedoch bezüglich ihrer feitzuhalten, einmal, 
daß die Auffaffung eines einzelnen Factors der Gefegebung nicht ohne Wei: 
teres als die Auffaffung des Geſetzgebers anzufehen tft, und dann, daß 
auch diefe lettere nicht, wie meijt angenommen worden iſt, ala fchlechthin 
maßgebend zu gelten hat ($. 2 vol. $. 1 8. 2.2). 


1) Ueber die auf die Herftellung des Nordd. Strafgel. bezüglihen Publi» 
cationen f. Schwarze, Sommentar, ©. 29 f. 


2) Die Benugbarkfeit diefer Materialien ift übrigens (unter den im $. 2 
angegebenen Bedingungen) eine durchaus allgemeine. Insbeſondere tit kein 
Grund vorhanden, diefelbe auf die einſchränkende und beziehungsweiſe auch die decla- 
rative Auslegung zu befchränten. Zwar bat man behauptet, daß die ausdehnende 
Interpretation ihre Behelfe nur innerhalb des Geſetzescanons fuchen dürfe, weil 
ed, wenn fich bier Feine Anhaltspunkte für fie finden, an der Berförperung des 
legislativen Gedanken, foweit derfelbe über die gebrauchten Worte binausgebe, 
fehle. Bal. v. Wächter, Sächſ.Thür. Strafe. ©. 110f. Allein wenn ed an 
der Verkörperung des Sedanfens, aljo an dem Äußeren Geſetzederforderniſſe feblt, 
fo ift Überhaupt ein Object der Auslegung nicht vorhanden, und es entfällt 
fomit der Anlaß, nad den zulälligen Mitteln der Auslegung au fragen. Dabei 
gilt, wie oben ($. 1 s. 1) ausgeführt wurde, binfihtlihd der ausdehnenden 
Rechtsbeſtimmungen nichts Anderes ald hinſichtlich der einfchränfenden. Hält 
fih der Mangel dagegen innerhalb der im $. 1 bezeichneten Grenzen, ift alſo 
eine, wenn auch unvollkommene, Berförperung des Gedankens vorhanden, fo gift 
eö, denfelben feinem wahren Inbalte nach zur Verwirtlichung zu bringen; oder, 
anders audgedrüdt, unter den möglichen Deutungen bes Wortlauts diejenige 
auszuwählen, welche dem wahren Gedanken entipricht, gleichviel ob dadurd eine 
engere oder eine weitere Bedeutung der Worte zur Geltung fümmt. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Die Ergänzung der Hefeße im Wege der Analogie. 


— — — 


8. 4. 
Die Ausfüllung von Küden. 


Nicht alle in der Rechtsſprechung ſich aufdrängende Fragen laſſen ſich 
aus dem Inhalte der Gefehe und etwaigen Nechtögewohnheiten (alfo im 
Wege der Auslegung) beantworten. Infofern fie nun eine Beant: 
wortung gleihmwohl fordern, jieht ſich der Richter auf eine Ergänzung 
jenes Inhalts hingewiefen. Diefelbe it thunlichſt im Anſchluß an das zu 
ergänzende Recht und gleihfam aus deſſen Materialien felbft zu gewinnen. 
Es geſchieht dies im Wege der Analogie, d. i. durch die Anwendung von 
Geſetzen, melde zwar nicht ihrer Beitimmung, wohl aber dem zu Grunde 
liegenden juriftifchen Princip nad) auf die zu erledigende Frage pafien (fo- 
genannte Gefetzesanalogie), „oder aud) durd die unmittelbare Anwendung 
der dem Inhalte des geltenden Rechts zu Grunde liegenden Principien, mo 
diefelben auf eine der.zu entfcheivenden ähnliche Frage in den — nicht 
bezogen worden iſt (ſogenannte Rechtöanalogie). 

Dieſe Analogie iſt einerſeits, inſofern ſie die —— ergänzt, 
von der Analogie im Dienſte der Geſetzesauslegung, andererſeits, inſo— 
fern fie richterlichen Bedürfniſſen dient, von der im Dienſte legislati— 
ver Aufgaben ftehenden Analogie zu unterſcheiden. In Betreff der erfteren 
ift auf die im vorigen Abfchnitte entwidelten Geſichtspunkte ($. 3) hinzu: 
meifen; von ber letteren foll im folgenden $. gehandelt werben. 

Die uns hier allein befhäftigende, der Anwendung der Gefehe die 
nende, obgleich über deren Inhalt hinausgreifende Analogie fett ihrem Bes 
ariffe nach voraus: 

a) das Vorhandenfein einer Lücke in der Geſetzgebung, und zwar einer 
folhen für den Standpunft der Gerichte, d. 5. einer ſolchen, deren 
Ausfüllung einem Bedürfnifie der Nehtsfprehung, alſo der Rechts— 
anmwendung im Gegenfate zur Nechtsfortbildung, entipridt. ine 
ſolche Züde liegt vor, wenn die Durchführung von Rechtsvorſchrif— 
ten die Entfheidung einer prinzipiellen Frage vorausjegt, 
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melde innerhalb des pofitiven Rechtes fih nicht entfhieden 
findet !). Hierher gehört e8 3. B., wenn dad Oeſterreichiſche Strafgefeh- 
buch die Beitrafung gewifjer Arten von Polizeiübertretungen fordert, ohne 
die mit ihnen zu verfnüpfende Strafe zu bejtimmen; ober wenn in ſpe— 
ziellen Strafgejeen die ſich unabweislih aufprängenden Fragen über Zu: 
rechnungsfähigfeit, Nothwehr u. ſ. f. fich nicht entſchieden finden; ober 
wenn die Geſetze einen Strafrahmen aufitellen, innerhalb deſſen der Richter 
die dem einzelnen Delikt entjprechende Strafe finden foll, ohne die Umftände, 
welche bei der Abſchätzung des Delictö maßgebend fein follen (Schulder— 
höhungs: und Schuldminderungsgründe) vollftändig zu bejtunmen ; ꝛc. 
Daß hier dem Gerichte eine Ergänzung des Geſetzes für den einzelnen 
Fall obliegt, iſt ſelbſtverſtändlich. Irgend welder bejonderen Legitimation 
bedarf es hiezu nicht. Indem der Gejegeber ihm irgend welche Aufträge 
ertheilt, verleiht er ihm eo ipso das Recht zur Seritellung der in der 
Natur diefer Aufträge liegenden Bedingungen ihrer Ausführung. Es hätte 
daher auch lediglich feinen Sinn, das fragliche Recht nur innerhalb gemif: 
jer Grenzen einräumen, e3 etwa im Bereiche der Strafrechtäpflege gänzlich 
ausjchließen, ?) oder daſelbſt nur mit Einſchränkungen anerkennen zu wollen. 
Es fragt ſich hier überall nur, ob das Gericht in Bezug auf diefe Ergän- 
zung der Geſetze auf die Analogie oder auf feine individuelle Nechtsüber: 
zeugung binzumweifen ſei. Im Allgemeinen num läßt fich jagen, daß überall 
da wo die Hinweiſung auf die Analogie überhaupt einen Sinn hat, d. 5. 
bei rechtöfundigen Richtern, diefelbe auch den Vorzug verdiene, weil das in 
der Rechtsſprechung zur Verwirklihung kommende Recht ji, dem Wefen 
des Rechts und den Bedürfnijjen des Nechtölebens entſprechend, nicht als 
ein Konglomerat zufammenhanglofer, die Verfchiedenheit der individuellen 
Meberzeugungen zum Ausdrud bringender Beitimmungen und Entjcheidun: 


1) Die berrichende Lehre ftellt aud die Bedingung einer „Lücke“ auf, allein 
fie denft dabei etwas Anderes. Man findet eine Yüde da gegeben, wo das 
Prinzip einer gejeglihen Beftimmung auf gewiſſe Verhältniſſe, obgleih es auf 
fie paßt, nicht angewendet wurde, alfo überall wo dad sub b, erwähnte Exrfor: 
derniß vorliegt. v. Wächter bezieht das Wort einfach auf das Nichtvorhan— 
denfein einer gefeßlichen Entſcheidung. 

2) Man begegnet ziemlih bäufig der Behauptung, daß die Analogie im 
Strafrehte unzuläffig fe. So bei Schwarze, Commentar, ©. 30, ber nur 
eine der Auslegung dienende Unalogie ala berechtigt anerkennt. Die biefür beis 
gebraten Argumente treffen aber lediglich die im $. 5. dharakterifirte, legie: 
lativen Gefihtöpunften dienende, Analogie. Die zwiichen dieſer und der bloß 
interpretativen Analogie in der Mitte liegende und nach beiden Seiten hin auf 
das Beftimmtefte fi abgrenzende Spezies wird dabei überjehen. Sie aus: 
Ihliegen zu wollen würde eine Abjurdität einſchließen. 
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gen, fondern als ein in fich übereinftimmenbes, auf objectiven Fundamen: 
ten ruhendes Ganzes darftellen fol. Und zwar gilt hier bezüglich der 
Rechtsanalogie nichts Anderes wie bezüglich der Gejehesanalogie. 

b) Eine auf die zu erledigende Frage pajlende, obgleich durch den Ge— 
ſetzgeber nicht auf fie bezogene Nechtöregel. Hinſichtlich ihrer iſt die Rechts- 
von der Gefegesanalogie zu unterfcheiden. Die lehtere jet, wie ſchon be- 
merkt wurde, eine geſetzliche VBorfehrift voraus, welde dem zu Grunde 
liegenden Gedanken nad) nicht minder auf die in Frage ftehenden wie auf 
die darunter fubfumirten Berhältnifje paßt. 

Diefer zu Grunde liegende Gedanke kann ſich als ein Ausflug der all 
gemeinen Natur des Rechts und fomit an fich Schon als berufen darftellen, 
zu allgemeiner Geltung zu gelangen. Sierher gehört z.B. die Beitimmung 
des Preußiſchen Strafgefeges über den KRaufalzufammenhang bei den Töd— 
tungäverbrechen ($- 185). Der hier zur Anmendung gebrachte Gedanke 
entſpricht der bei allen Verbrechensarten gleichen Natur der Sache, und es 
erſcheint daher feine ausfchliegliche Beziehung auf die genannte Gruppe von 
Delicten ala eine bloße Zufälligfeit. | 

Aber wir können die Gejegesanalogie nicht auf derartige, die Konſe— 
quenzen ber allgemeinen Natur des Rechts ziehende, Vorſchriften befchrän- 
fen, müſſen fie vielmehr auch gegenüber von irrationellen, in einem 
Mißverſtändniß der allgemeinen Rechtsgedanken fich begründenden, Borfchrif: 
ten als zuläffig anfehen 3) Es ift nicht Sache des Richters, den Kritiker 
zu maden in Bezug auf die Gedanken des Geſetzgebers, und denfelben je 
nad) dem Urtheile, das er über ihren Werth fällt, eine befchränftere oder 
volljtändigere Anwendung zu geben. Daher z. B. von den Beitimmungen 
des Oeſterreichiſchen, Bayerifchen, Würtembergifchen Strafgefeges über den 
Kaufalzufammenhang beim Morde, diejenigen, welche der Natur der Sache 
widerfprechen (die Forderung, daß die Zwiſchenurſache durd die Handlung 
ſelbſt veranlaßt worden fei) in demjelben Maße zu analoger Anwendung 
zu bringen find, wie diejenigen, melde die Natur der Sache zur Geltung 
bringen. Ferner wird die analoge Anwendung des $. 73 des Deutſchen 
Strafgefees über die Behandlung der ungleihartigen idealen Konkurrenz 
auf die gleichartige ideale Konkurrenz nicht davon abhängig zu machen fein, 
ob derjelbe die allgemeinen Prinzipien des Strafrehts zur Geltung bringt 
oder verläugnet. 

Auch in Bezug auf finguläre Vorſchriften ift die hier in Frage 
ftehende Analogie nicht grundſätzlich auszufchliegen. Cs fümmt nur darauf 
an, ob ihre fingulären Gründe auch bei den zu beurtheilenden Verhältniffen 
3) Das Gegentheil wird u. A. durch Hepp, 1 c., vertreten. 
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gegeben find. Wenn die Singularität, wie es vorauäzufegen ift, aud) ihrer 
ſeits ſich unter einen berechtigten Geſichtspunkt fubfumirt, jo ift nicht ein- 
zufehen, weshalb hier die Analogie ausgeſchloſſen fein follte; weßhalb diefer 
Geſichtspunkt nicht ebenfalls ein Anrecht haben folle, innerhalb feiner 
natürlihen Grenzen zur Geltung zu fommen®). 


8. 5. 


Die Befeitigung von Inlonfequenzen. 


Das Recht der Analogie, wie e8 im Borigen dargelegt worden ift, be 
gründet ſich in jedem einzelnen Fall in einer Nothlage, d. h. in dem Be: 
dürfniß einer Entjcheidung, welche, wenn ein fouveränes richterliches Dafür: 
halten ausgejchlojjen fein ſoll, nur im Wege der Analogie gefunden wer: 
den fann. 

Die herrichende Lehre macht im Allgemeinen (binfichtlich der Auönahmen 
in Betreff des Strafrehts ſ. unten) das Recht der Analogie von einem 
jolhen Bedürfnig nicht abhängig’). Nach ihr foll das Fundament diefes 
Rechts vielmehr volljtändig in dem zweiten der oben dharacterifirten Erfors 
dernifje, alfo in dem Umſtande gegeben fein, daß das Princip, von welchem 
der Gejeggeber in Bezug auf gewiſſe Verhältnifie ausging, feiner natürlichen 
Tragweite nad über die von ihm gemachten Anwendungen binausweift: 
„ubi eadem legis ratio, ibi ejusdem legis dispositio.‘ ?) 


4) Man benfe 5. B. an die Privilegien der Unmündigen, wie fie in den 
Strafgefegbühern normirt find. Dieſelben werden analog bei ſolchen Delicten 
geltend zu machen fein, welche in Spezialgelegen normirt find, infofern darin 
nicht bejondere Beitimmungen über die Behandlung der Jugend gegeben find, 

1) Der Beweis für die Eriitenz einer foldhen communis opinio fann mit 
bem Hinweiſe auf das Verhalten der Doctrin gegenüber von der Analogie im 
Strafrechte geführt werden. Hätte man in dem bezeichneten Bedürfniß eine 
Borausfegung der Analogie erkannt, fo wären die bis heute fchwebenden Kon: 
troverfen über die Zuläffigkeit der Analogie in dieſem Gebiete unmöglich ge: 
weien. Man hätte insbefondere dort, wo dieſe VBorausjegung offenbar nicht vor: 
liegt (pos. 1-6), weder die Zuläjfigkeit der Analogie, noch die Nothwendigkeit 
ihres Ausjchluffes (da man ein nicht eriftirendes Recht nicht auszufchlichen braucht) 
behauptet. 


2) Manche wollen allerdings trog der Identität des Grundes die Analogie 
bort ausgefchloffen haben, wo fie dem (obgleich nicht zu legalem Ausdrud ges 
fommenen) Willen des Geſetzgebers widerftreite. Allein man Enüpft damit dad 
Recht der Analogie an Bedingungen, die fich nicht in Harmonie mit einander 
bringen laffen. Iſt in der Analogie eine Quelle der Ergänzung des Rechts 
gegeben, jo kann ein nicht zum Ausdrud gefommener, alfo nicht verbindlicher, 
Wille ihr diefe Bedeutung nicht rauben. Oder will man biefe Bedeutung gerade 
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Eine nur in diefer Weife fundirte Analogie aber fällt wefentlich unter 
der Gejihtöpunft der Fortbildung des Nechts, während die im Vorigen 
charakterifirte fi dem der Nechtsanwendung fubjumirt. Indem wir den 
Prinzipien des Nechts über den Inhalt der Gefehe hinaus eine Geltung 
verfchaffen, vollziehen wir einen Theil der dem Gejetgeber obliegenden Auf: 
gabe, und zwar den wichtigiten Theil, wenn anders diefe Aufgabe mehr auf 
Entwidlung und Fortbildung, als auf Befeitigungen und reine Neu- 
Ihöpfungen zu beziehen iſt. Daß diefe Fortbildung in der Form der 
Rechtsſprechung und aljo nur von Fall zu Fall erfolgt, ändert am Weſen 
der Sache natürlich nichts. Es handelt fi) hier alſo innerhalb der ange: 
deuteten Grenzen um eine Koordination des Gerichts und der geſetzgeben— 
den Faktoren. 

Nun ift nicht zu läugnen, daß eine foldhe den Zuftande der Gefet- 
gebung und der gejeisgebenden Kunft, und beziehungswerfe dem Charakter 
des öffentlichen Rechts in einem Lande entfprechend und durch fie gefordert 
fein könne. So dort, wo das Hecht fih nur erſt in zufammenhanglofen 
Bruchſtücken in gefeglicher Form firirt hat, oder wo das Geſetz den Cha- 
ratter von bloßen beiläufigen Initruftionen für die Gerichte hat, mie es 
bezüglid; der Strafgefege in den vorigen Jahrhunderten vielfach der Fall 
war. In der Gegenwart ift weder das eine noch das andere bei uns der 
Fall. Das Gefe hat im Zufammenhange mit der Entwidlung unferer 
öffentlichen Einrichtungen eine erhöhte Bedeutung gewonnen. Wir fehen 
in ihm den an Alle fich mwendenden, Allen die Grenzen ihrer Freiheit und 
das Map ihrer Laſten Fund machenden und gegen individuelles Belieben 
ficherftellenden Ausdrud der allgemeinen Ueberzeugungen. Diefe Bedeutung 
des Geſetzes aber iſt davon abhängig, daß es feine Inftanz über und feine 
Macht neben demfelben gebe, welche die von ihm gejegten Grenzen ver: 
wilchen dürfte. Im Zufammenhange damit iſt die Tendenz unferer kodifi— 
eirenden Geſetzgeber darauf gerichtet, den prinzipiellen Gehalt des Rechts, 
wenn auch gleichham nur in Konturen, zu umfajjen, und damit die Voraus: 
jegung herzuftellen für eine Beſchränkung des Richters auf die Ausführung 
ihrer Weifungen. 

Dabei ift nicht zu überfehen, daß gegenüber von einem gefchlofjenen 
Syiteme das Recht der Ergänzung der gefeßgeberifchen Arbeit einen anderen 
Character annimmt. Die Ausdehnung einer Beitimmung wird ſich bier 
nämlid in häufigen Fällen als Einſchränkung einer anderen Beitimmung, 


nur aus dem zu unterftellenden Willen des Gejepgebers herleiten? Damit würde 
man alles in’s Ungewilfe rüden und das Recht zur Nufftellung prinzipieller Ges 
ſichtspunkte aufgeben. 
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und fomit das, was von einer Seite betrachtet als eine Vervollftändigung 
der Gefetgebung erfcheint, von der andern ſich ala eine Korreftur derfelben 
daritellen (vgl. $. 1 sub 1). 

Auch laffen ſich nun für die hier in Frage ftehende Ausdehnung der 
Gefege mit Rüdficht auf das ihnen zu Grunde liegende Princip feine bef- 
feren und feine anderen Gründe geltend machen ala für die Einfchränfung 
derjelben um der nämlihen Rüdficht willen. Das „ubi eadem leg. disp.“ 
ift unferen Kobififationen gegenüber nicht bejjer zu begründen als das „ces- 
sante ratione legis cessat lex ipsa.“2) Hier wie dort Handelt es fich, 
und zwar um des nämlichen Grundes und Zmwedes willen, um eine Sup- 
plirung geſetzgeberiſcher Willensäußerungen, nur daß bier einfchräntende dort 
ausdehnende Willensäußerungen in Frage jtehen ®). 

Die herrfhende Meinung erkennt dem Gerichte dies Necht zur Befei- 
tigung von Inkonfequenzen der Geſetzgebung, auf welches die beiden foeben 
erwähnten Parömien hinweiſen, allerdings nur unter wichtigen Einfchrän- 
fungen zu. Die Begründung aber, die fie diefen Einfchränfungen gibt, 
führt über den von ihr eingenommenen Standpunkt überhaupt hinaus. 
Diefelben beziehen ſich meift auf das Strafrecht, und werben, fomweit Dies 
der Fall ift, im Folgenden, bei Gelegenheit der Anwendung unferer eignen 
Auffaffung auf das Strafrecht, näher zu beleuchten fein. 

Es ergiebt fich nämlich in Betreff des Strafrechts aus den bisherigen 

Ausführungen: 
1. Der Ausfchluß des richterlihen Rechts der Analogie in Bezug auf 


die Erweiterung des ſtrafrechtlichen Gebiets (die Vervielfältigung 


ber Delikte). Es fehlt hier nämlich ſtets, mag auch die Einbeziehung einer 
beftimmten Handlung unter die Delikte durch legislative Rückſichten und 
durch die Konfequenz geforbert fein, für die Rechtsſprechung an einer Lücke. 
Die Frage, ob eine betreffende Handlung mit Strafe bevroht werben follte, 
ift der Richter nicht genöthigt, fi) aufzumerfen. Er vermag den geſamm— 
ten Inhalt des Rechts zur Verwirklichung zu bringen, ohne an dieſe Frage 
auch nur zu denken. Wird fie gleihmohl aufgeworfen, fo läßt fich aud) 
eine Antwort darauf in den Gefegen finden. Sie liegt in ben auf bie 


3) Bol. Windſcheid, lc. 

4) Wir fommen bier alfo dahin, die ratio legum ald dad eigentlich maß— 
gebende, ben Inhalt der Gefegesbeftimmungen felbft ihr gegenüber ald gleich 
gültig zu behandeln. — 

Die bier vertretene Auffafiung nöthigt dagegen zur Anerkennung einer ein: 
ſchränkenden Analogie nicht, da in Bezug auf fie von einer Lüde in dem oben 
($. 4) angegebenen Einne nie die Rede fein kann. 
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perfönliche Freiheit Bezug habenden Beitimmungen, indem danach ein nicht 
gejetlich verpöntes Verhalten ſich des ftaatlihen Schutzes erfreuen foll. 

Die Doktrin hat fid) nad) lebhaft geführtem Streite für den Ausſchluß 
der in Frage ftehenden Analogie entjchieven, jedoch in der Meinung, damit 
eine im Geſetze ausdrüdlich zu fanktionirende Ausnahme von der hinfichtlich 
der Analogie fonjt geltenden Negel aufzuftellen. Dabei machte man zur 
Begründung diefer Ausnahme das Verhältnig des Gerichts zur Gefeggebung 
im modernen Staate geltend, ohne zu bemerken, daß fi) daraus entweder 
nichts oder die Unhaltbarkeit der vermeintlichen Regel ſelbſt ableiten laſſe. 

Das gemeine Recht und die ältere PBartifulargefeßgebung, 3. B. der 
cod. j. Bavariei und die Theresiana, ließen die fragliche Analogie zu. Dies 
erlärt e3, weßhalb die neueren Strafgefeßbücher dad dem Charakter unferes 
heutigen öffentlichen Nechts allein entfprechende Gegentheil ausdrücklich auf: 
ftellten 5). Gegenwärtig würde man befjer thun, den bezüglichen Paragra- 
phen wegzulaſſen, da er, etwas Selbitverjtändliches feitfegend, nur zu dem 
Irrthum Anlaß geben kann, als feien alle übrigen Arten der Analogie, in- 
fofern fie nicht ebenfalla ausdrücklich ausgeſchloſſen worden, um deßwillen 
als zuläſſig anzuſehen. 

Aus dem Deutſchen Strafgeſetz gehört 8. 2 hierher, inſofern er die 
Beſtrafung einer Handlung von einer „geſetzlichen“ Beſtimmung der Strafe 
abhängig macht, während die analoge Ausdehnung den Mangel einer ſolchen 
Beſtimmung vorausſetzt ®). 

2. Der Ausſchluß der Analogie in Bezug auf die Vervielfältigung 
der Strafausſchließungsgründe, und beziehungsweiſe, hinſichtlich der 
Uebertragung ſolcher Gründe auf Verbrechensarten, in Bezug auf welche 
ſie das Geſetz nicht als ſolche anerkennt. Auch hier mangelt es, welche 
legislativen Rückſichten auch für die Vervielfältigung ſprechen mögen, 


5) Nur das Braunſchweigiſche Strafgeſetz hatte bier noch die Analogie zu— 
gelaſſen. 

6) Die fragliche Beſtimmung ſchließt die Beſtrafung einer jeden Handlung 
aus, welche unter keinen der im Geſetze aufgeitellten Berbrechensbegriffe paßt, 
gleichwiel, ob die Unähnlichkeit fi auf den gefanımten Thatbeftand, oder nur auf 
ein einzelned Element beffelben, etwa nur auf Die äußere oder auf die innere Eeite 
deflelben, oder ob fie fi auf das vorausgeſetzte Enbjeft oder auf dad voraus— 
geſetzte Objekt der Handlung bezieht. Eine gegentheilige Meinung ift von Hepp 
l. e. ausgeführt worden. Nach ihm würde die in den fraglichen Gefeßesbeftim: 
mungen verpönte Erweiterung des ftrafrechtlichen Gebiets nur vorliegen, wenn 
der Nichter „aus Einem Verbrechen mitteljt Analogie zwei" made, nicht aber 
in einer Ergänzung des gefeßliben Begriffs in Bezug auf Subjekt, Objekt oder 
Mittel des Verbrechens. Dieſe Anfiht bedarf, obgleich fie in der Würtemberg. 
Praris Eingang gefunden zu baben ſcheint, keiner ernftlichen Widerlegung. 
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an einer die Rechtsſprechung zur Ergänzung der Geſetze zwingenden Lüde. 
Davon abgefehen würde eö ein Widerfpruch fein, in Beziehung auf die Frage 
der Schuld (p. 1.) die Analogie auszufchliegen, in Bezug auf die Frage 
der Nichtfhuld (p- 2.) fie zulaffen zu wollen. Deßhalb bedarf es feines 
befonderen Ausſchluſſes der Analogie für die fraglichen Fälle, die fich denn 
auch in den Geſetzen (abgefehen von Frankreich und Belgien) nicht findet‘ 


3) Das Gleiche gilt in Betreff derjenigen Umjtände, mit welchen das 
Geſetz bei beitimmten Verbrechensarten oder überhaupt ein befonderes und 
zwar höheres Strafmaß verbindet, alfo ver Schärfungsgründe in dieſ. 
©. d. W. Das Deutfhe Strafgefeg, Bayern, Dejterreih, Frankreich 
und Belgien fchließen hier die Analogie ausdrüdlic aus. 

4) Das Gleiche gilt Hinfichtlih der Milderungsgründe, alfo der: 
jenigen Umftände, mit welden gejeglid ein bejonders mildes Strafmaß 
verbunden ijt. Die Gefege find (von Frankreich und Belgien abgefehen) 
hier minder beftimmt. Der (nicht glüdlich gefaßte) F. 2 des Deutjchen 
Strafgefehes dürfte indeß (verb.: „wenn dieſe Strafe... .”) im Sinne 
des Ausſchluſſes auch diefer Analogie zu deuten fein. Ebenſo der $. 3 des 
Baierifhen, 8. 148 des Badifchen, $. 118 des Heſſiſchen, 107 des Wür— 
tembergifchen Strafgefetes. Praris und Doktrin find fchmanfend.”). Aber 
es iſt leicht einzufehen, daß die Konfequenz der heutigen Stellung des Ric; 
terö zur Geſetzgebung in Betreff der Milderungögründe feine andere fein 
könne al3 in Betreff der Schärfungsgründe. Es handelt ſich dort wie hier 
um eine Dispofition über Strafquantitäten, welche die im Geſetze gezogenen 
Grenzen des richterlihen Ermeſſens überfchreitet. Daß diefelbe in einem 
Fall die Erweiterung, im andern die Einfchränfung des ftaatlihen Straf: 
rechts bezwedt, ijt den für die Analogie maßgebenden Gefichtspunkten gegen- 
über völlig gleihgültig.. Daß man diefe Gefichtspunfte Seitens der Dok— 
trin faft durchweg nur zu Gunften (pos. 1 und 3), nicht aud) zu Unguniten 
der Beichuldigten (pos. 2 und 4) geltend machte, findet feine Erklärung in 
der Aufgabe, welche diefelbe Decennien hindurch voranzuftellen hatte: der 
Aufgabe, gegenüber von einer in mannigfaher Hinſicht zurüdgebliebenen Ge- 
ſetzgebung den Sachwalter der Humanität und der individuellen Freiheit 
zu machen. Heute, gegenüber von einer mit dem allgemeinen Rechtsbewußt⸗ 
fein im Wefentlichen ausgeglichenen Gefeggebung würde es ſich nicht mehr 


7) Man vergl. ex. c. die $$. 74 I und 75a des Feuerbach-Mitter— 
maier’ihen Lehrbuchs. An der einen Etelle wird die Analogie in Bezug auf 
Strafausichliefungs: und Milderungsgründe ſchlechthin ausgefchloffen, an ber 
andern ſchlechthin zugelaſſen. 
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entfchuldigen laſſen, wollte man zu” Gunſten des ftaatlihen Strafrechts 
nicht die nämliche Logik anwenden, wie zu Ungunften befjelben. 

5) Das Gleiche gilt bezüglich der Nechtöfolgen, welche das Gefeg mit 
gewiſſen Verbrechensarten oder mit bejtimmten Hauptitrafen verbindet, es 
liege denn der im $. 4 sub a. zuerſt erwähnte all vor. 

6) Ferner ift die Vervielfältigung der fogenannten „Antragsdelikte“ 
im Wege der Analogie ausgeſchloſſen, und 

7) überhaupt eine jede Uebertragung von Privilegien odiofer oder be 
günftigender Natur. 
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Vegrill und allgemeiner Chatbestand des VGerbrechens. 


Von 


Kammergerichts-Rath Schaper. 


Erjter Abſchnitt. 
Begriff des Verbrechens. 


8.1. 
Mefen des Verbredens. 


giteratur: © A. Kleinihrod, Syſtem. Entwidelung des peinl. Rechts. 
I. 8. 1. (3. Aufl. 1805. — €. 4. Tittmann, Handbuch der Gtrafr.: 
Wifſenſch. F. 38f. (1806. 2. Aufl. 1822), — €. v. Srolmann, Grund: 
ſätze der Crim.Rechtswiſſenſch. $. 20f. (1798. 3. Aufl. 1818). — P. J. A. 
v. Feuerbach, Lehrb. des gem. in Deutichl. güft. peinl, Rechts. 8. 21f. 
(1801. 14. Aufl, Mittermaier, 1847). — E. Henke, Lehrb. der Strafr.: 
Wiſſenſch. $. 377. (1815). — Derf., Handbuch I. ©. 183f. (18235). — 
Ch. Martin, Lehrbuh des Deutichen gem. Grim. Rechts. 8. 27f. (1820. 
2. Aufl. 1829). — ©. ©. Wächter, Lehrb. des Römifch-Deutichen Straf: 
rechts. $. 62, 107, 231. (1825). — E. E. Jarde, Handbuch des gemeinen 
Deutiben Strafr. L $. 16. (1827). — 6.8. Roßhirt, Entwidelung 
der Grundſätze bes Strafr. ©. 131. (1828. — J. F. H. Abegg, Lehr: 
buch der Etrafr.:Wiffenih. F. 63. (1836). — A. W. Heffter, Lehrbuch 
des gemeinen Deutichen Griminalr. $. 28f. (1833. 6. Aufl. 1857). — 9. 
. Luden, Handbuch des gemeinen Deutfchen und part. Strafr. I. ©. 165. 
(1842). — Temme, Lehrbuch des Preuß. Strafr. $.28f. (1853). — ER. 
Köftlin, Syitem des Deutſchen Strafe. $. 4f., 111. (1555). — A. F. 
Berner, Lehrbuch des Deutihen Strafr. $. 72f. (1857. 5. Aufl. 1871). 
— 6.3 Bekker, Theorie des heut. Deutichen Strafe. S. 77f. (1857). 
— 9. Hälſchner, Syſtem des Preuß. Strafr. J, IL ©. 94f. (1858. 
1868). — G. Geib, Lehrbuch des Deutihen Strafr. $. Stf. (1862). — 
U. Geyer, Das Strafrebt, in der Encyclopädie der Rebtswifjenichaft 
von v. Holgendorff. S. 509. (1870). — Th. R. Schütze, Lehrbuch des 
Nordd. Strafrecht. (Leipzig 1871). [Die bis bieher verzeichneten Werke 
find nebft den Gommentaren zum Bundes-Strafgeſetzbuche in den Piteratur- 
angaben der weiteren Paragraphen in Abtb. VI. und VIL nicht nochmals 
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erwähnt] — Kant, Metaphyſ. Anfangsgründe der Rechtsl. 8. 45f. (1797). 
— Joh. ©. Fichte, Grundlage des Nature, (1796—1797). — Hegel, 
Orundlinien der Phil. des Rechts. $. 82f. (1321). — Herbart, Allgem. 
praft. Philofopbie. (1828). — U. Trendelenburg, Naturreht auf dem 
runde der Ethik. (1860). — K. D. A. Röder, Crundzüge des Raturr. 
oder ber Rechtsphiloſophie. (2. Aufl. Leipzig und Heidelberg 1860f.) — 
Feuerbach, Revifion der Grundſätze und rbb. des pof. peinl, Rechts. 
©. 27f. (1799). — Köftlin, Neue Revifion der Grundbegriffe des Crim.⸗ 
Rechts ©, 27f. (1845). — 8. v. Bar, Die Grundlagen des Strafrechts. 
(Leipzig 1869). — 9. Richter, Das philof. Strafr. begründet auf die Idee 
ber Gerechtigkeit. S. 108f. (Reipzig 1829). — 8. 3. Stahl, Die Philoſ. 
des Rechte. II. 2. ©. 692f. (3. Aufl. 1856). — Schilling, Lehrbuch des 
Naturrechts. $.239f. (Leipzig 1862). — 9. Ahrens, Rechtsphilof. (1870). 
— Neuere Abhandlungen: Mittermater, Weber den neueften Zuftand 
ber Griminalgefeßgebung. ©. 117, 164. (1825). — Abegg, Unterfuchungen 
aus dem Gebiete der Etrafr.» Wiffenih. S. 60f. (1830). — Derf., im 
Archiv des Crim.-Rechts. ©. 538f. (1850). — C. Trummer, in Hub: 
walfer und Tr. criminaliftifchen Beiträgen II. 2. ©. 131f. (1827). — 
Birnbaum, Arhiv des Criminal. ©. 155f., 527f. (1834). — K. F. 
Roßhirt, Zwei criminaliftifhe Abhandlungen. ©. 102f. (1836). — 9. 
Euden, Abhandlungen aus dem Gtrafreht. IL. ©. 167f. (1836f.). — 
Derner, Arhiv des Crim.R. ©. 442f. (1349). — 9. Seeger, Abhand⸗ 
lungen aus dem Strafr. ©. 15f. (1859). — W. Müller, Das Volke: 
rechtsbewußtſein der Gegenwart über Beftrafung ber Verbrechen. (Gaffel 
1857.) — Dfenbrüggen, Abhandlungen ans dem Etrafr. (Erl. 1857). 
— Eine Abhandlung über den Begriff des Verbrechens, gewidmet dem 


deutfchen Zuriftentage vom Großherzogl. Badifchen Amtsrichter Kärder, 
Raftatt 1861. 


Das Verbrechen ift die rechtäverlegende ſtrafbedrohte ſchuldvolle That. 

ALS Ergebnif einer freien Willensbewegung, welche vorfäglich ober 
unvorfäglih eine Rechtsverletzung herbeigeführt hat, Tann bie That ihre 
Verkörperung erhalten haben fomwohl in Handlungen ala auch in Unterlaf: 
fungen. („Mifje‘-, That‘, Heffter. „Miffe dun“ Sachfenfpiegel 3 Art. 37 
3, 4. 90 1). Der Körper, die Erfcheinungsform, darf aber nie fehlen. Keine 
That — fein Verbrechen, höchſtens eine Verfündigung. 

Dod) auch nicht jede ſtrafbedrohte ſchuldvolle That ift ein Verbrechen. 
Nicht nur Lafter, nicht nur Vergehungen gegen bloße Anforderungen 
der Religion, der Sitte treten durd) wahrnehmbare Handlungen und 
Unterlafjungen in das Gebiet der Außenwelt, fondern auch zahlreiche Fälle 
andrer Art fordern zur Ausübung von Strafrechten heraus, ohne Verbre⸗ 
hen zu fein. Im weitem Umfange find Zucht- und Rügerehte, ge 
fteigert bis zu wirklichen Strafbefugniffen, begründet für ‚die Gebiete des 
häuslichen, des amtlichen, des’ Gemeinde= Lebens, der Schulen, ber Lehr: 
und Erziehungs: der Zwangs-Anftalten. So lange die Straffälle hier das 

4 


Weſen ded Verbrechend. 89 


Gebiet des Rechts i. e. S. nicht beſchreiten, ſind ſie nicht Verbrechen. Viel 
beſtritten freilich iſt die Behauptung, daß jedes Verbrechen eine Rechts: 
verletzung enthalte. Sollte nicht bei dieſem Beſtreiten dem Begriff des 
Rechts eine zu enge Deutung gegeben werden? Es giebt keine Seite des 
Volkslebens, mit welcher daſſelbe nicht in unauflöslicher Beziehung ſtände. 
Zum Schuhe wird dafjelbe aufgerufen je nad) den Zeitbebürfnifien für alle 
diejenigen Güter, deren Werth für die Gefammtheit einer ungebrochenen 
Anerkennung verfihert werden fol. Wechſelnd im Umfange, genießt daher 
des Rechtsſchutzes nicht bloß der Einzelne in feinem Leben, der Gefundheit, 
Freiheit, Ehre, dem Vermögen, fondern ebenfo jehr die Familie, die Ge 
nofienfchaft, die Gemeinde, der Staat, und nicht minder auch höhere Güter 
welche in der Religion, der Wiffenfchaft, der Kunſt ihre Pflege erhalten. 
Nicht ſowohl um Rechte handelt es ſich, als vielmehr um folde Rechts— 
grundfäße, ohne Künjtelei (Beffer Theorie I. S. 105f.) in jeder Straf: 
beitimmung erfennbar, zum Zwecke jenes Güterſchutzes entwidelt, deren 
Aufrehthaltung der allgemeine Wille gegenüber dem fie verlegenden Einzel: 
willen durchzuführen für nothwendig erachtet. 

Die rechtsverletzende ſchuldvolle That ift aber nicht ohne Weiteres auch 
ftraffällig. Sehr häufig erfcheint fie im Nechtäleben jtraflos, oder nur 
mit einer gemwillführten, einer GConventionaljtrafe bedroht. Nicht nur da 
wo es fih um Schabenerfat, fondern aud da mwo es fi um boshafte 
Nichterfüllung zweifellofer civilvechtliher Verpflichtungen, oder um abſicht⸗ 
liches Ableugnen bejtehender Verbindlichkeiten handelt, fett fich der Einzel- 
willen in bewußten Gegenfat zum allgemeinen Willen (Köftlin, Syſtem 
8. 2) — und begeht doch Fein Verbrechen. Defjen Abgrenzung gegenüber 
dem fogenannten „bürgerlichen Unrecht“ muß daher anderwärts gefucht wer: 
den. Sie läßt ſich allgemein nicht geben, bleibt vielmehr von der Ent: 
mwidelung des Volfslebens abhängig. Demfelben fehlt es nicht an 
anderen Sicherungämitteln feiner Güter, außer der Hand des Strafridters. 
Bon befonderem Gewicht hiebei tt die frage, inwieweit Erziehung und 
Erfahrung jeden Einzelnen befähigen fönnen, vor Weberliftung und Verge— 
waltigung fich felbft zu hüten und zu ſchützen; inwieweit ferner die fteigende 
Macht der Deffentlichkeit verderblichen Neigungen entgegen wirkt. Im Verlaufe 
der Jahre tauchen daher in der Geſetzgebung befjelben Staates häufig ſtraf— 
bare Handlungen aus diefem Kreife hinab in die Sphäre bürgerlichen!) 


1) Eigenmächtige Selbſthülfe ftrafbar nad Allgem. Landr, für den 
Preuß. Staat, II. 20. $. 157—159, Bayer. Geſetzb. von 1818 Art. 240, 
Sächſ. Geſetzb. Art. 204, u. A.; als ſolche ftraflod in Preußen feit 1851, in 
Nordveutichland feit 1871. 

Fahrläſſiger Ankauf geftohlenen Gutes Allgem. Landr. für den Preuß. 
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Unrechts, oder gar des Rechts,“ und umgelehrt aus dieſer zu jenen 
empor.®) Der Werth der gefährdeten Güter für die Gefammtheit 
it ed, welcher, vielfach mwechjelnd nad) Zeit und Voll, die Straffälligfeit*) 
und weiter die Grenzen’) des Strafmafes beftimmt. Hier das Rechte zu 
treffen, ift Sade des Geſetzgebers. Keine Strafdrohung — fein 
Verbreden. (©. hievor III. und IV.) 

Die rechtöverlegende ftrafbenrohte That enthält endlich fein Verbrechen, 


Staat. II. 20. $. 1231f., ftraflos nach dem Preuß. Etrafgefeßb. $. 237, auch 
nach dem Neichd:Strafgejeßb. $. 259 trog Erweiterung des Thatbeſtandes. 

2) Zinswucher reihe Strafliteratur bis in die neuefte Zeit; aber Geſ. 
vom 14. Nov. 1867 Nordd. Bundes-Gefegbl. 1867 ©. 159. Gemwerbämäßiges 
Leihen auf Pfand ohne Erlaubnit der Behörde. Preuß. Strafgeſetzb. $. 264. 
Dal. Bundes: Gew.» Ordn. vom 21. Quni 1869 $. 35. Falſche Werthsde— 
elaration bei Poftiendungen in Executionsſachen. Preuß. Strafgeiepb. $. 243 6. 
Motive zum I. Entw. S. 171. Hinderung am Mitbieten bei Verfteigerungen 
f. Preuß. Strafgeſetzb. $. 270. I Entwurf des Strafgelegb. f. d. Nordd. Bund 
$. 270; die Strafbeitimmung ift weggefallen. Ebenfo unterlaffene Anzeige 
beabfichtigter Defertion Preuß. Strafgelegb. $. 112. I. Entwurf $. 124. 
Medicinalpfufcherei Preuß. Strafgeiegb. $. 199. Bunded-Gew.:-DOrdn. vom 
21. Juni 1869 $. 29. Aehnliches im Preuß. Strafgefebb. $. 200, 201. 

3) Greditgeben an Minderjährige, Preuß. Geſetz vom 2. März 1857. 
Geſ.“Samml. ©. 111. Goltd,, Ardiv. Bd. 4 ©. 856j. Br. 5 ©. 109f., 282. 
Reichs-Strafgeſetzb. $. 301, 302. Erbebliche Einfhränfung der Wirkſamkeit der 
Vorſchrift durch Verrüdung des Grofjährigkeitstermined. Gef. vom 9. December 
1868. Preuß. Gel:Samml. S. 1177. 

Befeitigung von VBermögensitüden bei dvrohender Zwangspollftredung, 
Reihd-Strafgejepb. $. 288. Verlegung allgemein gewordener Bürgerpflid- 
ten: Schul, Wehr, Gerihtöpfliht. Neue Rechte — neue Verbreden: Wah— 
len, berathende Berfammlungen. Neue Erfindungen — neue Verbrechen: 
Eifenbahnen, Telegrapben. 

4) Der Schuß des religiöfen Kriedens, vgl. Die Religiondverbredhen in 
den Deutschen Strafgefepbühern v.Wablberg, Wien, weiſt bier außerordent: 
liche Unterichiede auf: Kegerei, Schiema, Apoftafte — mehrfache Taufe, Proſe- 
Iotenmachereit — Verbreitung ftaatsgefäbrlider Religionslehren — Erweckung 
von Religionehaß u. dgl. m. —; weit weniger der Schug der Sittenrein— 
beit, welder bei deren weittragendem Einfluß sauf die gedeihliche Entwidelung 
der Familie und weiterer Areife die Gefepgebung zu allen Zeiten große Beach— 
tung geſchenkt hat, um — zwar nicht mebr Pugfucht, Prunkſucht, Trunkſucht, 
aber doch — ſolche Entartungen zu ftrafen, welche verheerend auf die fittliche 
Kraft der Nationen wirken: Sodomie, Inceſt, Kuppelei, Unzucht. Wird nicht 
in dem Werth der Sittenreinheit für die Geſammtheit der Strafgrund und 
die Strafgrenze gelucht, jo läßt fich die Straffälligkeit nicht vechtfertigen. Vgl. 
Sonntag in Goltd. Archiv Br. 18. S. 23f. 

5) Sotteöläfterung, Sonntagsentheiligung, Beſchimpfung der Eitern, Ehe: 
bruch, im moſaiſchen Necht gegenüber den Reichs » Etrafr. 3. Moje 24, V. 16; 
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wenn fie dem Thäter nicht zur Schuld zugerechnet werben: fann. Nirgend 
prägt ſich dies Flarer aus, als in den — proceßrechtlich freilich fehr bedenk⸗ 
lihen — Beitimmungen derjenigen Strafprocekordnungen,®) welche neben 
der Hauptfrage, ob Jemand eine That „begangen“ habe, ob er ihrer „über: 
führt“ fei, Unterfragen zulaffen nad) Strafausfhliefungsgründen. In der 
That ruht auf dem Erfordernig der „Schuld" für die Anerkennung eines 
Verbrechens der wichtigite allgemeine Berührungspunft des Strafrechts mit 
dem Strafverfahren. Keine Willens:Schuld, fein Verbrechen, feine Strafe. 


8. 2. 
Hauptunterfhiede in den Begriffsbeſtimmungen. 


Literatur: Allgem. Lit. f. zu $. 1. — Die Lehre vom Unrecht und feinen 
verichiedenen Formen von Hälſchner, Gerichtsſaal 1861 (21) ©. 11f., 
81f. — ©. aub Ihering, Dad Schuldmoment im Röm. Privatrecht. 
Gießen 1867. 


1) Gegenfätße der Wiſſenſchaft. 


Mit Nüdfiht auf das pofitive Necht ericheint das MWerbrechen als 
„eine Sandlung, welche der Staat mit Griminaljtrafe bedroht.” „Man 
‚mag dies den formellen Begriff des Verbrechens nennen, während ber 
‚materielle die Frage zu beantworten hat, welche Handlung der Staat 
„mit Criminalftrafen bedrohen folle?* (Geyer a. a. O. d. Encyclopädie 
S. 509.) So mwürbe denn der formelle Begriff dem Richter, der mate- 
rielle dem Geſetzgeber die Löfung feiner Aufgabe vermitteln. Allein, 
wie a. a. O. näher entwidelt, fann das innere Weſen des Verbrechens nicht _ 
erfaßt werden, wenn fein Beariff lediglich in den Fluß der Staatenent- 
widelung gejtellt und behauptet wird, daß derfelbe „ein rein hiftorifcher“ 
fei. (Beib a. a. D. 8. 84). „Verbrechen ift eine jede Handlung oder” 
„Unterlafjung, welche, als den jeweiligen Zweden und Interejien des be—“ 
„treffenden Staats widerſtreitend, nad) Vorfchrift des pofitiven Rechts mit” 
„Strafe belegt tft.“ 

Diefer Begriffsentwidelung auf hiftorifchem fteht die auf philofophi- 


2. Mofe 31, B. 14; 2. Moſe 21, B. 17; 3. Mofe 20, V. 10. — Strafgeſetzb. 
8. 166, 366 ı, 182. Mit befonderem Nachdruck betont den MWechfel der Zeit: 
anfhauungen Schüge im Lehrbuch des Nordd. Strafreihts 8. 15.‘ 

6) Preuß. Verordnung vom 25. Juni 1867 für die neuen Provinzen 8. 319. 
Strafprozeß-Ordn. für Würtemberg (1868) Art. 866. Schwurgerichts-Geſ. 
für das Königr. Sachſen (1868) $. 56. 
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ſchem Wege gegenüber. „Verbrechen nennen wir diejenige Species unfitt- 
licher Handlungen, durch welche der Einzelne ſich gegen den allgemeinen 
Willen auflehnt, indem er entweder ein öffentliches oder privates Recht, 
oder auch Religion und Sitte, fofern der Staat der beiden letteren zu 
feiner eigenen Erhaltung bedarf, angreift.” Berner, Lehrbudh 8. 72. 
In einer unmittelbar durchgreifenden Weife freilich laſſen aud auf 
philofophifhem Wege die nad) dem Charakter und der Entwidelung der 
Völfer ſtets fchwebenden und ſchwankenden Grenzen zwischen Verbrechen 
und Unfittlichkeit, zwifchen criminellem und civilem Unrecht fich nicht feft- 
ftellen. Bewußtes — unbemwußtes, (beziehungsweife unbefangenes); abſo— 
lutes — relative; pofitiv — negativ die Rechtsordnung ftörendes Unrecht 
(Köftlin, Hälſchner, Stahl) — und ähnliche allgemeine Grenzregu- 
Iirungen entbehren dazu ber erforderlichen Beitimmtheit. 


2) Gegenfäße der Geſetzgebung. 


Das Preußiſche Allgemeine Landredt!) hatte eine Begriffäbes 
ftimmung getroffen, ganz befangen in der Anfchauung, daß jedes Verbrechen 
fubjective Rechte verlege. Das Defterreihifche Geſetzbuch von 1803 be 
zeichnete in der Einleitung die firafbaren Handlungen allgemeinhin ala 
ſolche, ‚welche der Sicherheit im gemeinen Weſen zunächſt und in einem 
„höheren Grade nadtheilig find”. Alle neueren?) deutſchen Strafge— 
fegbücher dagegen haben ſich darauf beſchränkt, pofitiv den, feit dem Ende 
des vorigen Jahrhundert? zu unbeftrittener Serrfchaft gelangten Rechts: 
grundfag auszufprechen, daß feine „Handlung ftrafbar”, für melde zur 
Zeit der That dur Geſetz eine Strafe noch nicht bejtimmt war. Nur 
negativ noch ift außerdem der allgemeine Begriff des Verbrechens i. w. ©. 
abgegrenzt. Unter den „Gründen, welche die „Strafe ausſchließen“, neh: 
men diejenigen überall einen hervorragenden Platz ein, von benen man 
genauer jagen muß: daß fie die Schuld ausfhliefen; inäbefondere 
Zwang, Nothwehr, Nothitand, mangelndes Unterfcheidungsvermögen, Unzus 


1) Wer dur eine freie Handlung Jemandem widerredtlih Schaden zu: 
fügt, der begebet ein Verbrechen. Allgem. Landr. IL 20. $. 7. 

2) Bayern 1818. Art. 1. Oldenburg 1814. Art. 1. Königr. Sad 
fen 1838. Art. 1. Altenburg 1841. Art. 1. Würtemberg 1839. Art, 1. 
Braunfhweig 1840. $&4 Hannover 1840. Art. 6. Hefjen-Darm: 
ſtadt 1841. Art. 1. Baden 1845. 8. 1. Naffan 1849. Art. 1. Thürin— 
gen 1850. Art.1. Preußen 1851. &2. Defterreich 1852. Patent Art. IV. 
Strafgefegb. F. 1, 3, 233. Königr. Sachſen 1855. Art. 1. Bayern 1861. 
Art. 3. Meichs : Strafgefepb. $. 2. Sg. „matürliche” Verbrechen giebt es nicht 
mehr. 
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rechnungsfähigfeit. Gleichwohl beſitzt der allgemeine Verbrechensbegriff 
auch eine pofitive, im Nechtsleben wirkffame Bedeutung, wahrnehmbar ins- 
befondere in dem unbeugfamen Streben der Gefchworenen, bei der Gefehes- 
anmwendung, zumal für gemwifle Arten von Verbrechen, die herrichenden 
Vollsanfhauungen zur Geltung zu bringen. 4) Im Schuldbegriff und 
feiner Entwidlung liegt eine wichtige Ergänzung der, zur Erfenntniß der 
allgemeinen Natur des Verbrechens leitenden Quellen. Die Gerichtsfäle 
aller Art gewähren Aufſchluß über feine Sandhabung. 


8. 3. 
Rehtsverlegung. Rechtsgefährdung. Polizeivergehen. 


Literatur: Stübel, Ueber die gefährlichen Handlungen, N. Archiv des Eris 
minalr. 8. ©. 236f. — v. Drofte:-Hülshoff, 9. ©. 600f. — Roh: 
birt, dal. 12. ©. 290f. — Heffter, daf. 1843. ©. 113f. — Mitter: 
maier, dal. 1818. S. 183f. — Abegg, dal. 9. S. 625f., 12. ©. 620f., 
1834. ©. 579f., 1844. ©. 501f. — Köftlin, Revifion $. 152f — 
R. v. Mohl, Das Würtemb. Poligei:Strafgef. vom 2. Oct. 1839, Arc. 
des Griminalr. N. 8. 1840. Beilageheft. — Mittermaier, Die Polizeis 
ftrafgefeßgebung nach den neueſten Ereigniffen , dal. 1848. ©. 181f. — 
Hälichner, Die allgemeinen ſtrafrechtlichen Beftimmungen in ihrer An: 
wendung auf die Webertretungen, Gerichtsſaal XVIL ©. 321 f. 


Das Verbrechen wird als eine Verlegung des Rechts feiner Sub— 
ſtanz nad, alſo in feiner Bedeutung als einer Form der Sittlichkeit Köſt⸗ 
lin Syſtem $. 112. 1), als eine „Species unfittliher Handlungen, 


8) Unzuchts verbrechen (Art und Umfang der Gewalt bei Notbzucht ? 
ländt, Sittenrobheit oder ſchon unzüchtige Handlungen an Kindern? ſ. Reichs— 
Strafgeſetzbuch $. 176, 177). Meineid (Grenze zwiſchen Wiſſentlichkeit und 
Fahrläſſigkeit, bef. bei Bedenken gegen die Faſſung des Eides und das Berfahren 
des Gerichts daſ. $.153, 163. Geldunterfchlagung bei Dedung des Betra- 
ges durch hinterlegte Caution. 

9) Die an der Hand des Schuldbegriffs zu Tage tretende laienhafte Ans: 
legung der Strafgefege ift von nicht zu unterfhägendem Einfluffe auf die Aende— 
rung der Gefepesbejtimmungen geblieben, namentlih zur Vermeidung der Ge: 
fabr, dab aus einem hoben Straf-Minimum auf das Erforderni einer befon: 
deren Bosheit des Willens oder eines erheblichen Schadend geſchloſſen werde. 
Vergl. Brandftiftung, Preuß. Strafgeſetzb. $. 285, Reichs» Strafgeiepb. 
8. 306 (10 Jahr — 1 Jahr Mindeftbetrag), Raub, dort $. 230, bier $. 249 
(5 Jahr Zuchthaus — 6 Monat Gefängniß), Todtſchlag, dort $. 176, bier 
$. 212 (lebensl. — 5 Zahr Zuchthaus). Auf verwandten Gründen berubten die 
Strafermäßigungen in Preußen im Strafgeiepb. von 1851 durch das Gef, vom 
30. Mai 1559; in Frankreich die allgemeine Zulaffung mildernder Umftände, 
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„durch welche der Einzelne fi gegen den allgemeinen Willen auflehnt“ 
(Berner Lehrbuh 8 72), ala eine „Uebelthat* (Geyer Encyclop. v. 
Holtzendorff S. 509) bezeichnet. Trug und Gewalt werden als Grundfor: 
men deſſelben, Zwang als deren gemeinfamer Grunddarakter betrachtet. 
(Berner a. a. D.) Das fogenannte polizeiliche Unreht wird als eine 
Ausnahme neben das Verbrechen gejtellt und darin gewiſſermaßen ein Noth: 
behelf erblidt, demzufolge gewifje, das Wohl der Gefellichaft und mit- 
telbar den Rechtszuſtand felbft gefährdende Handlungen mit Strafe 
bedroht werden, welche an jich Feine Rechtsverletzung in fich ſchließen („de- 
lieta juris civilis“). (©. Köftlin Syſt. $. 18.) 

Bisher ift es indeß weder der Wiſſenſchaft, noch der Geſetzgebung ge: 
lungen, von den angedeuteten Geſichtspunkten aus eine Har erfennbare 
Grenzlinie zu ziehen. In der That wird der Verfuch aufgegeben werden 
müfjen, „den Begriff der fogenannten Bolizeiverbrechen oder Polizeiübertre— 
„tungen, als den einer von den eigentlichen oder von den Criminalverbre- 
„Ken principiell zu fcheidenden Claſſe' (Bekker Theorie $ 11) zu conftruis 
ren. Die Geſetzgebung hat fich zu feiner Zeit der Nothmwendigfeit entſchla— 
gen können, bei ben Vorfchriften über Griminalverbrechen, einfchließlich der 
Vergehen, vielfach ſolchen Geſichtspunkten Rechnung zu tragen, welche we: 
fentlich polizeilichen Characters find. 

Daß es ſich wiederum bei den eigentlichen Bolizeivergehungen, den Ueber: 
tretungen keineswegs um Maßnahmen willführlidyen Beliebens, ſondern um 
wirklichen Rechtsſchutz handelt, war Harer als aus dem Neichs - Strafgejeh- 
bud aus dem Preußiſchen Strafgeſetzbuch erfennbar, infofern daſſelbe ſie 
ordnete,!) je nachdem darin Beeinträchtigungen 1) der Sicherheit des 
Staates und der öffentliden Ordnung 2) der perſönlichen Si— 
cherheit, Freiheit oder Ehre 3) des Vermögens erblidt wurden; Charac- 
terifirungen, welde auf die Geſetzesauslegung bezüglich einzelner Fälle?) 


1) Theil 3 Titel 1 bis 3. Vgl. Defterreih Etrafgelegb. $. 274 f.: 
von den verfchiedenen Gattungen der Vergeben und Uebertretungen gegen 1) die 
öffentliche Sicherbeit, 2) die Sicherheit einzelner Menschen, 3) die öffent: 
liche Sittlichkeit. Aehnlich d. Polizeiftrafgeiegb. f. Baiern, und für d. AR. 


Stalien v. 20. März 1865. ©. Advocat Schmidt in Schletters Jahrb. 
13, 83 f. 

2) So wurde grober Unfug nicht beftraft, im fofern er im einzelnen 
Fall außer aller Beziehung zur öffentlichen Ordnung verübt worden. Erf. d. 
Ob.Trib. 3. Berlin v. 9. Juni 1864, Oppenboff. Rechtſprechung Bd. 4 S. 560 
zu F. 340 9. Aehnlich wegen unbefugten Tragens einer Dienftfleidung ger 
gen die Inſtruction — durch einen Poftillon bei einer Privatfubre — Erf. defl. 
v. 22. Febr. 1855, Goltd. Arbiv 3 ©. 423 zu $. 105 des Preuß. Strafge 
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nicht ohne Einfluß geblieben ſind. Kein anderer Schluß läßt ſich aus fol- 
chen befondern geſetzlichen Borfchriften ziehen, welche bejtimmt find, die 
Grenzen feitzufegen, innerhalb deren ſich ortspolizeilihe Vorſchriften zu 
bewegen haben, und deren Erweiterung durch Verordnungen der Regierun- 
gen infoweit der richterlichen Prüfung unterftellt wird, als der Rechtsgül— 
tigkeit alles das entbehrt, was mit den Gejegen oder Verordnungen einer 
höheren Inftanz im Widerſpruch fteht.?) 

Es muß wohl davon ausgegangen werden, daf in gewiſſem Umfange die 
bloße Gefährdung der unter Straffchuß geftellten Güter bereits als Rechts— 
verlegung zu betrachten fei. Wäre dem nicht jo, jo müßte es ala unverjtändlicd) 
bezeichnet werden, daß die Gefeßgebungen nicht müde werden, bloß gefahr: 
drohende Handlungen in die Claſſen der — theilweife jtraffälligiten — 
Vergehungen einzureihen, fo die Vorbereitung des Hochverraths,) der 
Münzfälfhung, die erfolglos gebliebene Aufforderung zu Meineid 
oder zu ftrafbaren Sandlungen?), der Verſuch gemeinfährliher Handlun— 





ſetzbuchs, jetzt $. 360 3 des Reichs-Strafgeſetzb. Dagegen bandelte es ſich im 
$. 344 6 345 6 „von Menicen befuchte Orte“ um Schutz der perfönliden 
Sicherheit, alſo nicht bloß um öffentlihe Orte. Vergl. Reichs-Strafgeſetzb. 
$. 360 11, 366 8, 367 s. . 

8) Das Preuß. Gef. v. 11. März 1850 über die Polizei-Verwaltung (G.S. 
©. 265) bezeichnet im $. 6 ald Gegenstände der ortspolizeilihen Vorſchriften: 
1) den Schug der Perfonen und des Eigentbums; 2) Ordnung, Eicher: 
beit, Leichtigkeit bed Verkehrs auföffentlihen Straßen, Wegen und Plägen, 
Brüden, Ufern und Gewällern; 3) den Marktverkehr und das öffentliche 
Beilbalten von Nahrungsmitteln; 4) Ordnung und Seleklichkeit bei dem öffent: 
lichen Zufammenfein einer größeren Anzahl von Perſonen; 5) das öffentliche 
Intereffe in Bezug auf die Aufnahme von Fremden; die Wein, Bier: und 
Kaffee: Wirtbichaften und fonfligen Einrichtungen zur Verabreihung von 
Speiſen und Getränken; 6) Sorge für Yeben und Gefundbeit; 7) Fürſorge ge— 
gen Beuerögefahr bei Bau: Ausführungen, ſowie gegen gemeinichädliche und 
gemeingefäbrlihe Handlungen, Unternebmungen und Ereigniffe überbaupt; 
8) Schuß der Felder, Wielen, Weiden, Wälder, Baumpflanzungen, Weinberge 
u. ſ. w.; 9) alles andere, was im befondern Intereſſe dev Gemeinden und ihrer 
Angehörigen polizeilih geordnet werden muß (d. h. in allgemeinen Vorſchriften; 
je nahdem auf Beratbung mit dem Gemeindevorftande, und Zuftimmung der 
Öemeindevertretung $. 5, 7. daſ.). 

4) Verabredung ohne Beihluß Plen.: Beihl. d. Ober: Trib. im Erf, v. 
28. Nov. 1853 (Goltd. Ar. 2 ©. 256) zu $. 66 des Preuß. Strafgefepb. Nordd. 
8.86. Bol. Zahariä Archiv d. Erin.:R. 1838 N. 8, 14, Bair. Strafgeiehb. 
1861 4. 102—108, 51, 54. 

5) Neichs : Strafgefegb. $. 159. Goltd. Mater. zum $. 130 d. Preuß. 
Strafgeſetzb., Reichs: Strafgefegb. $. 111, 151, 147 (Einführung zum Zwed 
d. Verbreitung). Baugefahbr $. 330. Die Gefährdung eines Rechts ald den 
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gen, ja der Verſuch überhaupt. Es müßte felbit dies als ſchwer erflärlich 
erjcheinen, daß die Einreihung verfchievener Handlungen in die Ver: 
gehen oder in die Webertretungen einer fortgefegten Schwankung unterle- 
gen hat.®) 

Es verträgt fih denn aud mit der Natur der Polizeivergehen nicht, 
fie mwefentlih anders zu behandeln, als die Verbrechen. In der Praxis 
tritt dies bei der Erörterung wiederum der Schuldfrage deutlich zu Tage, 
welche für die eine Gattung ebenfo gut beantwortet werden muß, wie für 
die andere. Nun ift es zwar eine oft verfochtene Behauptung, daß e3 zur 
Strafbarkeit der Uebertreturgen der Feftftellung weder des Vorſatzes noch 
der Fahrläffigkeit”) bedürfe; allein einmal ift diefer Satz keineswegs allge- 
mein richtig‘); zum Andern aber verhüllt er in der Mehrzahl der Fälle 








Thatbeſtand des Betruges — der Bermögensbefchädigung vollendend. S. Oppen— 
boff Redtipr. 11, 529; Heffter, Lehrbuch $. 29, 35. 

6) Annahme faliher Namen, Würden, Titel; Zuwiderhandeln gegen Polizei« 
Auffiht und Ausweiſung, Pandftreihen, Betteln, Faullenzen, Unzucht u. del; 
voreiliged Beerdigen u. dgl.; Fälſchung von Pegitimationspapieren, unberechtig⸗ 
tes Fiſchen:; Vergeben nad Preuß. Strafgefegb. $. 105, 115—120, 146, 186, 
254, Uebertretungen nah Reichs » Strafgefepbuch. $. 360 8, 361 —364, 
870 4, umgekehrt bei einf. Beleidigung, Hausrehtöverlegung, Munitiondent- 
fremdung Pr. $. 343, 346 ı, 349 5. Reichs-⸗Strafgeſetzb. $. 185, 123, 291. Bol. 
Strafgefepb. Baden, Titel 47, 48. 

7) Vgl. Opvenhoff zu Th. 3 des Preuß. Strafgefepb., Berlegungen eines 
„polizeilihen Verbotes“; bei. Erf. d. Ober: Trib. zu Berlin v. 19. April 1855, 
(Goltd. Ard. 3 ©. 824) zum Vorfluthgeſ. v. 15. Nov. 1811, verfäumte Res 
gulirung des Waflerftandes nach dem Merkpfahl. ©. auch Erf. v. 26. 
Nov. 1863 zu $. 349 2 d. Preuß. Etrafgefepb. (val. Reichs-Strafgeſetzb. $. 370 2. 
Wegnahme von Sand aus einem Chauffeegraben nicht deshalb ftraf: 
108, weil fie geſhah, um dad eigene Grundftüd vor Ueberſchwemmung zu be: 
wahren. Oppenboff, Rechtſprechung 9 ©. 677. 

8) Beieler, Comm, z. Pr. Strafgeſetzb. ©. 577. Seiner Unterſcheidung 
ift die Preuß. Rechtſprechung gefolgt, insbefondere durch Bejabung der Straf: 
fragen bei Theilnabme an foldyen Uebertretungen, welche, obſchon NRechtöver: 
legungen barftellend, nur ded Strafmaßes wegen in Die dritte Claſſe ftrafbarer 
Handlungen geftellt worden, oder doch nach Art diefer Claſſe ftrafrechtlich zu 
behandeln waren. ©. jept Reihe: Strafgejeßb. 8.48, 49. (Bair, Strafgefepb. 
1861 9. 53). Behüten fremder Belder, ($- 14 Preuß. Feldpol. Ordn. v. 
1. Nov. 1847) Erk. 8. Juli 1863, Oppenh., Redtipr. 3 ©. 551 (vgl. S. 100 
daf.!); Zolldefraude, Erf, 14. März 1867, Oppenh. R. 8 ©. 176. Ge: 
genfaß: Webertretungen, welde „Leine materielle Redhtöverlegung“ 
entbalten Pen. Erf. d. Ober: Trib. v. 12. Decbr. 1864, Oppenh. Rechtipr. 5 
©. 353. Cine Reihe von Nebertretungen ift nur unter der Borausfegung ftraf: 
bar, tab „unbefugt” gehandelt worden, oder „vorläglih”. Jenes z. B. im 
Reiche : Etrafgefepb. $. 360 7, 5, 14, 368 9, 11, 370 1, 3, 4, wobei Straflofigkeit 
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nur einen weitergehenden Rechts-Gedanken. Da nemlich, wo die Strafbar: 
feit auf irgend einer befondern Polizeivorſchrift beruht, trifft es ſich jehr 
häufig, daß der Uebertreter feine Ahnung von deren Borhandenfein gehabt, 
ja auch daß je nach den Umſtänden die Möglichkeit für ihn fehr erfchwert 
geweien, Kenntniß davon, oder von der Fehlerhaftigkeit feiner Handlungs: 
weife vorher zu erlangen.?) Demungeachtet wird auf „ſchuldig“ erkannt, 
und der Kern der Schuld liegt dann in der unterlaffenen Erfundi- 
gung über das einzuhaltende Verfahren, in der — oft völlig unbefange 
nen — Nichtbeachtung einer, die Einzelheiten des Lebens und Verkehrs 
regelnden bejondern Satzung. Es Fommt die jittlihe Pflicht zur Geltung, 
daß Jedermann ſich um die, des öffentlichen Wohles wegen vechtsgültig er: 
lafjenen Borfchriften zu kümmern habe. Auch Rechtsunkenntniß fällt in 
das Gebiet der pofitiven perfönlichen Willensſchuld. 

Die im $. 1 vorangeitellte Begriffsbeitimmung muß als allgemein: 
gültig angefehen werden.) Zu ermejfen, in wie weit Forderungen 
des Sittengefebes oder des allgemeinen Wohles zu Forderun— 
gen des Rechtes zu fteigern, ift Sade der Geſetzgebung, ebenjo 


beim Handeln in gutem Glauben anzunehmen (Tragen eines Uniformftüdes nad) 
Verabichiedung in dem Fall Goltd. Arch. 1 S. 7u2 — Veitillen — Erf, 22. Sept. 
1853) ; dieſes 3. B. beim Hundehetzen, Steinewerfen, Reichs-Strafgeſetzb. $-367 6, 7, 
vgl. Preuß. Strafgelegb. 8. 314 5, 346 2, 3 

9) Wer genötbigt ift, im einer großen Etadt, wie Berlin und deren Um: 
gebungen in einem weit reihenden Regierungsbezirk Die wechjelnden Neiben alter 
und neuer Polizei-Verordnungen (über Melder, Baus, Keuer, Strafen, Stroms, 
Wege-, Eiſenbabn-Weſen, Geſindeſachen, Zittenvolizei, und den gefanmten Ge— 
werbebetrieb,, über Forſt- und Jagd-, Fiſcherei-, Wafler: Polizei u. Dal. m.) zu 
durhwandern, um Anklagen wegen Uebertretungen zu prüfen, überzeugt fich 
bald davon, daß es vollfommen unmöglich it, fie alle zu kennen. Allein 
das öſterreichiſche Strafgeſetzb. 8. 233 bat fehr treffend Das Etraffällige 
der Mebertretungen in diefer Richtung Damit gekennzeichnet, dab es ſich hierbei 
um Handlungen oder Unterlaffungen handelt: „wo der Ibäter Die befondere Vers 
ordnung, welche übertreten worden, nach feinem Stande, feinem Gewerbe, feiner 
Beichäftigung oder nach feinen Verhältniſſen zu wiſſen verpflichtet iſt“. Dies 
gilt au für Fremde, Neifende, Ausländer. Wer ein neues Gebiet betritt, muß 
fih vorher vergewiſſern, welche Nechtsanforderungen ihm dort entgegen treten. 
Es gilt wie für Poligeivorfhriften, fo für Gelege und Ordnungen im Zoll: 
und Eteuerwefen. Es gilt endlich auch für eine Reihe von Vergeben, bei. wider 
die öffentlihe Orbnung oder aus Eigennutz. Neichs: Strafgejepb. $. 125, 129, 
139, 145; — 284—286, 297. 

10) „Eine ftrafbare Handlung fit nicht vorbanden” 8. 51—59. Bayern 
1861 9.67. „Eine unerlaubte Handlung ijt ftraflos" Württemberg Gtrafs 
geſetzb. 8. 97 u. f. Baden ſ. $. 70f. 
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in wie weit die Verlegung der dadurch gewonnenen Redts- 
grundfäße mit Strafe zu bedrohen. Weiter bleibt ihr überlafien 
zu ermefjen, ob die Strafprohung als eine unbedingte hinzuftellen fei, 
oder als bedingt durd den Antrag eines Verlegten, je nachdem von 
feiner Willenserklärung für gemwiffe Güter in beftimmtem Umfange 
die Beantwortung der Vorfrage in Abhängigkeit geftellt wird, ob im 
einzelnen Falle als ein Bedürfnig der Gejammtheit die Erörterung ber 
Verlegung und ihre Aburtheilung im georoneten Strafverfahren anzuerten- 
nen fei, oder nicht.!!) 


Zweiter Abſchnitt. 


EintHdeilungen der Verbrechen. 


8. 4. 
Einthbeilungnad dem Strafmaß. 
Verbrechen, Vergehen, Uebertretungen. 


ReichsStrafgeſetzb. F. I. „Eine mit dem Tode, mit Zuchthaus, 
oder mit Feſtungsbaft von mehr als 5 Jahren bedrohte Handlung ift 
ein Verbrechen. Eine mit Feſtungshaft bis zu 5 Jahren, mit Sefänge« 
niß oder mit Geldſtrafe von mehr als 50 Thalern bedrohte Handlung 
ift ein Vergeben. Eine mit Haft oder mit Geldftrafe bis zu 50 Thalern 
bedrohte Handlung iſt eine Nebertrrtung. Strafgeſetzb. f. Bayern (1818 
A. 2) 1861 A. 1. Preußen 1851 $. 1. 


11) Die Antragdverbrechen treten in ein anderes Licht, fobald ald Gegen: 
ftand der Verlegung nit „Rechte“ oder „dad Recht feiner Eubitanz nach“ 
bezeichnet wird, Sondern die zum Schutz von Gütern aufgeftellten Nedtsgrund- 
füre. Das Recht bat Feine Subſtanz; es ift die Ichüßende Form eben für jene 
Güter, von denen ein großer Theil gleih dem Recht ſelbſt Keime fichtbare 
Seitalt, Fein wahrnebmbares Aeußere bat, fondern auf den, das innere Reben 
Aller tragenden gemeinfamen Borftellungen berubt von den Erfordernifien 
einer guten und gedeiblichen Ordnung unferes irdiihen Dafeind. Die Relati— 
vität des Schußbedürfniifes je nach dem Wertb diefer Güter für die Ger 
fammtbeit rechtfertigt Die heutige Ausdehnung der Antragsverbrechen. In prins 
gipieller Gegnerihaft dazu befand fihb Köftlin. ©. bei. Syſtem ©. 513. 
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Literatur: E. Cucumus, über die Eintheilung d. Verbr., Berg. u. Uebertr. 
Würzburg 1823. — Gönner, N. Ard. d. Erim.R. 7 ©.662f. — We: 
ber, dal. 4 ©, 628f. — Mittermaier, dal, 2 ©. 385f. 6 ©. 186F. 9 
©. 10f. — Gucumus, dal. 10 ©. 47f., 205. — Birnbaum, dal. 
1834 ©. 164f. — Arnold, daſ. 1843 ©. 258f. — Berner, allgem. 
deutſche Strafrechtäzeitg. 1861 ©. 150f. — Merkel, Verhandlungen des 
9. deutihen Juriftentages I. ©. 19f. — Dreitbeilung der ftrafbaren Hand— 
lungen v. Maurer, Gerichtsiaal IX Beilageheft. — Geyer, Grim. 
Biertelj.- Schrift 12 ©. 164f. — Schwarze, Gerichtsſaal 1870 ©. 161. 


Zuchthaus, Gefängnif, Haft find nad) dem Reichs-Strafgeſetzbuch die 
maßgebenden Strafarten zur Begründung der Dreitheilung. Sie bedeuten 
1. anhaltende Zwangsarbeit, 2. Beihäftigung in Unfreiheit, 3. einfache 
Freiheitsentziehung !). Doc) bleibt hervorzuheben, daß in Wirklichkeit auch 
die Gefängnißfirafe nad) Maßgabe der gegebenen Verhältnijje fih oft nur 
als einfache Freiheitsentziehung volljtreden läßt; daß andererfeits die Haft 
mit geringen Ausnahmen?) neben Geldbuße gedroht iſt, ſomit in der über: 
wiegenden Mehrzahl der Fälle erjt für den Unvermögensfall auf Saft 
erfannt wird. 

Die hier maßgebenden Strafarten lafjen erkennen, daß überall im 
Rechtöleben für die Annahme der Straffälligfeit davon ausgegangen wird: 
es habe der Mifjethäter in gewiſſer Beziehung dargethan, daß er noch nicht 
fähig, in der freiheit den Forderungen des Nechts nachzuleben. Im fchlimm: 
ften Falle bedarf e3 einer burchgreifenden Erziehung des Willens, im 
mittleren Falle einer fühlbaren Unterordnung oder Gewöhnung deſſelben 
an den Gedanken der dauernden Herrſchaft des Rechts, im leichteſten Fall 
einer erniten Mahnung, auch in der anfcheinend für den Einzelnen unbe: 
deutenden Ordnung des Tageslebens der Forderungen der Geſammtheit ein— 
gedenk zu bleiben. 

Bei einer entſprechenden Sonderung der ftrafbaren Sandlungen würde 
demnad „die größere oder geringere Willensſchuld“ es fein, nad 
welcher die Abjtufungen zu treffen, und im Allgemeinen für Verbrechen 
„ein unmittelbar rechtswidriger Wille”, für Vergehen „Unaufmerkſamkeit 


1) Reichs « Strafgeiegb. $. 15, 16, 18. MWürtemberg N, 12 (Arbeits: 
haus U. 14. Geſetz v. 14. April 1855 Q. 3. (Zuctpolizeihaus U. 11 u. Gel. 
v. 18. Aug. 1849). Strafgefepb. A. 21 Gefängniß) Baden $.16, 36, 41, 42 
(Zuchthaus, Arbeitöhaus, Kreiegefängniß, Amtsgefängniß). Oeſterreich 8. 14f., 
244f. (Kerker, Arreſt (je 2 Grade), Hansarreit), Bayern 1861. (Zuchthaus, 
Gefängniß, Arreit). 

2) Reichs-Strafgeſetzb. $. 361. Zumiderbandeln gegen Polizeiaufſichts— 
regeln und Ausweilung, Landftreichen, Betteln, Völlerei, Unzucht, Arbeitsichen, 
Nichtbeſchaffung eines Unterfommens. Bayr. Strafgeiegb. 1861 Arreſt im A. 
146—148. 
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auf die bürgerlichen Pflichten” (Heffter Lehrbuch $. 29); für Lebertre- 
tungen die Vernadhläffigung ausdrüdlich für das Gemeinweſen aufgeitell: 
ter Anforderungen als das Mindeite zu verlangen fein. 

Im Großen und Ganzen entwidelt fih in den neueren Deutfchen 
Strafgefeen nach diefen Geſichtspunkten die Einordnung der [trafbaren 
Handlungen; doch find die Grenzen vielfach ſchwankend, und vom Wechſel 
der Zeitbedürfnifje abhängig. Begrifflich fihere Unterfcheidungsmerkmale 
zur Begründung der Dreitheilung giebt es nicht. 

Das Reichsſtrafgeſetzbuch rechnet zu den Verbreden nur vorſätzliche 
Strafthaten, einfhliehlid der wichtigiten Fülle des Zufammentreffens von 
Vorſatz und Fahrläſſigkeit); es fordert ferner Angriffe auf die wichtig— 
ften Güter der Sefammtheit ) oder der Einzelnen?); und bei den minder 
wichtigen Gütern eine befondere Gefliifenheit des böfen Willens‘). Alle 
fahrläffigen Strafthaten ?) gehören zu den Vergehen; ebenfo die Angriffe 
auf minder wichtige Güter; doch auch foldde auf die wichtigen Güter, info: 
fern mildernde Umftände annehmbar, ſei es allgemeinhin®), fei e8 je nad 


3) Körperverletzung, gemeingeführlihe Handlungen mit ſchweren, mit tödt- 
lichen Folgen, bei. $. 224, 226, 321. 

4) Die SGrundiäulen des Staates: Königthum, Verfaffung, Gebiet; — 
des Handels und Wandels: Münzweſen; — der Rechtsſicherung im 
Einzelnen: Meineid; — des Ramilienlebens und gefhlehtliden Ber: 
kehro: Perſonenſtand, Geſchlechtsmißbrauch. 

5) Leben, nur theilweiſe Geſundheit, Freiheit, Eigenthum. Daß bei Ver: 
brechen Die Verlegung angeborener, bei Vergeben die Verlegung erwor: 
beuer Rechte anzunebmen, war die Meinung von Tittmann, Handbud I. 
©. 58. 

6) Vermögensbeeinträchtigungen dur Diebftahl, Hehlerei, Betrug $. 243, 
244, 258 2, 260, 261, 264. Erpreifung $. 254, 255. — Meuterei $. 122. 
Unterihiebung eines Kindes $. 169. Kuppelei $. 181. Zweikampf $. 206. 
Ausiebung $. 221. Freiheitsentziehung $. 239. Prävarication $. 356. 

?) Babrläffigfeit bei gemeingefährlichen Dandlungen. $. 309, 314, 
816, 318, 326, 329, bei Tödtnng und Körperverlegung $. 222, 230, bei Meineid 
$. 163 (153—156) , Gefangnenbefreiung $ 121, 347, ungeredtfertigter Straf 
vollitrefung $. 345. Bayr. Etrafgeiepb. 1861 A. 344 fahrl. Beihädigung 
an Öffentlichen Strafen, Denfmälern, u. dgl. f Verlegung d. Beftimmungen 
über Führung d. Civilſtands-Regiſter in d. Pfalz N. 392. 

8) Verbrechensitrafen bleiben bei Annahme mildernder Umftände gedroht 
für Hochverrath $. 81, 83. Yandesverratb $. 87, 88, 89, 90, 92. Majeft.:Be: 
leidigung $. 94, Dazu 98. Eprengung gefepgebender Verſammlungen $. 105 
(Beitungsbaft über 5 Sabre binaus). 

Vergebensitrafen treten bei Annahme m. U. ein für Hochverrath $. 85, 
86. Yandesverrath $. 87. Beleidigung der Mitgl. d. landesherrl. Haufes 8.96, 
dazu 100, Bedrohung v. Mitgliedern gefepgeb. Verſ. $. 106. Nädelsführung 
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befondern Beltimmungen des Geſetzes). Unter den Webertretungen 
finden ſich ziemlich viele, weldye die Verlegung nicht ausdrüdlich auferlegter, 
fondern allgemeinerer Rechtspflichten betreffen !9). 

Die Dreitheilung läßt fich dazu benugen, um an der Sand der vor: 
handenen Strafmittel!!) redactionelle Erleichterungen theild zur überficht: 
liheren Ordnung der ftrafbaren Handlungen, theilö zur bejjeren Regelung 
allgemeiner Grundfähe zu erzielen. 

Im Strafgefeßbuc für das Reich it auf dieſem Wege beziialich der 
unter die Weberfchrift „Uebertretungen” geitellten Straffälle die Straf: 
lofigfeit der Beihülfe, der Begünftigung und des Verſuches, die Strafbar: 
feit der Anftiftung feitgefeßt, bezüglich der Verbrechen die durchgängige, 
der Bergehen die ausnahmsweiſe Strafbarfeit des Verfuches. !?) 

Die hier angedeuteten Zwecke entiprechen indeß nicht den Entſtehungs— 
gründen der Dreitheilung in der neueren!?) Rechtsgeſchichte. Vielmehr gab 


bei Aufrubr $. 115. Verletzung von Forft: Beamten bei Widerſtand $. 118. 
Rädelsfübrung und Gemwaltthat bei Yandfriedenäbrub $. 125. Münzfälſchung 
$. 146, 147. Doppelehe $. 171. Unzucht $. 174, 176, 177, 179. Kindermord 
8. 217. Abtreibung $. 218. Schwere Körperverl. $. 228. Raub 8.249, 250. 
Betrug in Verfiberungsverhäftnifien $. 265. Urkundenfälihung aus Gewinns 
fuht $. 368, 272, 273. Betrügl. Bankerutt 8.281, dazu 282. Pranditiftung 
$. 308. Ungerechtiertigte Etrafvollftredung 8. 346. Urfundenfälichung in Ber 
ziehung auf Amtsunterichlagungen $. 351. 

9% Eo bei den beiondern Entichuldigungsarinden beim Meineide $. 157, 
158. ZTodtichlag 213. Todtung Cinwilligender 216. Entiübrung $. 236, 237. 
Allgemeinhin läßt fich bieher das jugendliche Alter ziehen $.57 (dod nicht 
Nr. 2). Lediglich Vergeben enthalten die Titel 11, 14, 25, 26 des Reichs— 
Etrafgefegb.: Religiondfrevel, Beleidigung, Eigennutz udgl. Sach— 
beihädigung. 

10) So in $. 370 Nr. 1,2, 4,5. $. 369 Wr. 1. $. 368 Nr. 9, 10, 11. 
8. 367 1,0. $. 363, 364. $. 361 Nr. 7. 8. 360 Nr. 8. 

11) Vgl. das Neichd: Strafgefepb. v. 31. Mai 1870 v. H. Rüdorff, 
S. 103. — 

Erft die Ausbildung ber Freiheitöftrafen feit dem Ende des vorigen Sabre: 
hunderts hat ed möglich gemacht, aus den ftrafbaren Handlungen ein, innerlich 
zufammenbängended Ganzes zu bilden, in welchem von Stufe zu Stufe mit 
dem Maß der Strafe vorgefhritten wird, Cine Äbnlide Gliederung war uns 
möglich, fo lange Tod, Schläge und Geld faft die alleinigen Etraf-Mittel waren, 
über welche verfügt werden konnte. Vgl. Hälfchner, Geſchichte des Brandenb. 
Preuf. Strafr. ©. 215 (die gemeint. Praris d. 18. Jahrh.). Walter, Deutiche 
Rechtsgeſchichte $. 676, 677. 

12) Neichd : Strafgelepb. $. 43, 48, 49, 257. Dazu $, 4-6, 27—29, 37, 
40, 67, 74, auch $. 139, 240, 241. 

13) Val. d. franzöfiiche Recht: crimes, delits, contraventions, code p6nal 
a, 1, code d’instr. crim. a. 137, 179, 221 und die Gelege über Verwandlung 
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dazu die Einführung der Schwurgerichte und der an fich richtige, zu allen 
Zeiten in wechſelndem Umfange herrſchend gebliebene Gedanke Anlaß, daß 
je ſchwerer die Strafthat, defto größer die Zahl der Urtheiler fein müſſe 14). 
Die Gefahr einer mißbräuchlichen Anwendung diefes Sabes ruht auf feiner 
Umkehr: je größer die Zahl der Urtheiler, defto mehr Strafthaten müßten 
ihnen übermwiefen werben; deſto rathfamer, ihrer viele unter die ſchweren 
zu zählen. Die neuere Nechtsgefchichte ift reich an Belägen für die, eben 
hieraus einer fihern und gleichmäßigen Handhabung der Strafgeſetze erwach⸗ 
jenden Schwierigkeiten '>). 


8. 5. 
Eintheilungen nad der Rechtsverletzung. 
Syſtematik der Strafgefeßbücher. 


Literatur: Beiträge zur Lehre von der ſyſtematiſchen Anorbnung bes befon: 
dern Theils des Dentichen Strafrehts im Verhältniß zu den Uuellen bed 
pofitiven Rechts. Abegg, im Ard. des Grim.:R. 1835. ©. 367f. — 
Ders, Goltd. Arch. 68277. 


Meiftentheils!) fteigen die Strafgefeßbüher vom Schute der höchiten 
Güter — bei denen jeder Bewohner des Staates unmittelbar fich bethei- 
ligt weiß, oder doch willen follte, — herab zum Schutze der minder wid) 
tigen, bei denen der Eine in der Verlegung des Andern erjt mittelbar die 
eigene Gefährdung erblidt; doc trägt die Anordnung im Einzelnen viel: 
fah das Gepräge der Willfür. Dies ift nicht ohne Bedeutung. Die 
Meberfchriften der Abfchnitte werden in der Nechtfprechung unvermeidlich mit 


von Verbrechen in Vergeben zum Zwed der Ueberweifung an die tribunaux 
correctionnels, bei. v. 13. Mai 1863 (Helie commentaire Paris 1863). Die 
Dreitbeilung der neueften Zeit fußt nicht auf deutichredtlihen Grundlagen. 
Schütze, Lehrbuch $. 29 7. 

14) Im älteren beutfchen Recht eine ähnliche Eintheilung; wenigſtens im 
Mittelalter (Ungericht, Frevel, Nebertretung und ähnliche) mit Gompetenzregu 
lirungen je nad dem Nange — dem Bann — des Vorfigenden vgl. Walter, 
deutſche Rechtsgeſchichte 8. 685 f., 710. 

35) 9, Kräwel, Vorfhläge wie der Neberfüllung der, Zuchthäuſer abzubel: 
fen wäre. Berlin 1857. Derf. Entwurf nebjt Gründen zu dem allg. Theile 
f. g. Deutfchland geltenden Strafgeſetzb. Halle 1867. Ders. Goltd. Arch. J. ©. 
461f., XVL ©. 161f. 

1) Anders Baden. Bayern 1813. Dagegen folgt Bayern 1861 im 
Ganzen der Eyitematif von Preußen 1851; eben diefer auch das Reichs-Straf— 
geſetzbuch. 
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benutzt?), um in zweifelhaften Fällen daraus einen Anhalt für die Aus: 
legung zu gewinnen. 

Die älteren Strafgefegbücher, fo das für Würtemberg, bildeten zwei 
Hauptllafien: öffentlihe oder Staats: neben Privat- Verbrechen und 
Vergehen; anhangsweife zum Schluß zufammenfafjend: die VBergehungen 
wider die Pflichten des öffentlichen Dienftes. Wenngleich jene Sauptein: 
theilung in den neueiten Strafgefegbüchern, fo dem für Batern 1861, für 
das Neih, nicht mehr ausdrüdlih zum Grunde gelegt ift, fo beherrfcht 
fie doch auch hier im Mefentlichen die fyftematifche Ordnung. 

Im Gerichtsfaal und mehr noch in den Gefangenanftalten könnte leicht 
ein anderer Eintheilungsgrund ala der empfehlenswerthere erfcheinen. Oft 
genug tritt hier lebendig zu Tage, daß das Necht eine Form der Sittlich 
feit. Wo die Erinnerung an die Miffethat mit Nachdrud an das erregte 
Gewiſſen flopft, offenbart fi, wie tief und ſicher die geiftigen Träger des 
gefammten Volfslebens in den Anfhauungen begründet find, welche bie 
hriftliche Sittenlehre zum Gemeingut gemacht hat. 

Es find namentlich zahlreiche Sätze aus den alt: und neuteftamentlichen 
Schriften, befonvers den Epifteln, welche die Einfiht in die Strafbarfeit 
verbrecherischer Handlungen in weitem Umfange vermitteln, dies bis hinab 
zu den Uebertretungen felbjt rein lofaler Drbnungen. Auf Grundlage die: 
fer Erfahrungen könnte die Frage aufgeworfen werden, ob nicht dem Ge: 
danfenfreife der mit Strafen zu Bedrohenden, den Grundlagen ihrer Er: 
ziehung in Schule und meiterem Unterricht näher zu treten; ob nicht ftett 
des verlegten Rechtes die verlegten fittlihen Pflichten in den Vordergrund 
zu ftellen. Allein bei aller Wichtigkeit der, das fogenannte Volksrechts— 
bemwußtfein erzeugenden, leitenden und beitimmenden Elemente würden 
fi daraus nur fehr ungenügende Eintheilungsgründe für die Verbrechen 
entnehmen lafjen. Wenn die Sittenlehre mit der Eintheilung der Pflich 
ten gegen Gott, gegen fich jelbit und gegen den Nächten beginnt, jo tritt 
im Rechtöleben die Bedeutung der erjten beiden Kreife, fo groß aud an 
fi ihre Tragweite hinfichtli der Motive zu Verbrechen fein möge, außer: 
ordentlich weit zurüd. Und felbjt vom dritten Kreife muß auägefchteden 
werben, was feine unmittelbare Beziehung auf das Wohl derjenigen 


2) Daher eine Reihe von Gontroverfen im Preuß. Recht wegen qualificir⸗ 
ten Betruges $. 243 126 „gewinnfüchtige Abſicht“ beſ. Pl.Erk. d. Ob. Trib. 
vom 12. Juni 1854, Goftd., Arch. 2. ©. 650. Im Reichs-Strafgeſetzb. ſtehen 
Nr. 3, 4 bei den Münzfreveln F. 150; Nr. 7, 8 bei der Urkundenfälihung 
8. 274. Die betrügeriihe Brandſtiftung iſt (mebit ber Schiffsſtrandung) im 
Abſchnitt vom Betruge verblieben $. 265. 
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Geſammtheit bejist, welche fih zu einem Staatöganzen zufammenge: 
fchlofjen hat. 

Auf diefer letztgedachten Beziehung ruht überall der Schwerpunft. „Die 
den Staatszwecken zumiderlaufenden Handlungen der Unterthanen haben 
wir als ftrafbare bezeichnet.” Beder Theorie S. 229. Darin möchte der 
Grund liegen, wehhalb es nicht gelingen will, zwifchen die Verbrechen gegen 
die Güter des Einzelnen und gegen den Staat noch eine Mittelllajje zu 
jtellen: Verbrechen „‚gegen die Gemeingüter der menſchlichen Geſellungen“ 
außer dem Staat. (Geyer Encyecl. v. Holtzendorff S. 553.) Die Güter, 
um welche es fich hiebei handelt, fallen nur infoweit in Betracht, als fie 
Bedeutung für die Gefammtheit bejigen. Zwar gilt dies auch für die 
Güter der Einzelnen. Durch deren Sonderung aber wird die Aufgabe der 
Strafgeſetzgebung bedeutend erleichtert, zu prüfen und feitzufeßen, in wie 
weit unbedingt oder nur bedingt — je nad Anträgen Verletzter — die 
Eühne durch den Staat für geboten zu achten. 

Im Uebrigen vollzieht ſich die Syitematifirung am klarſten durch Bes 
zeihnung derjenigen Güter zunächſt der Gefammtheit, fodann der Einzelnen, 
denen in abjteigender Neihenfolge je nach ihrer Wichtigkeit die Unverleglich- 
feit gejichert werden foll. Eine allgemein gültig Anordnung ift indeß noch 
nicht gefunden, Abweichungen vielmehr überall bemerkbar. 

Das Strafgefegbuh für das Neih erfaßt zunächſt in 7 Abfchnitten 
die Nechtspflichten?) gegen den Staat als Ganzes — feine Träger, 
feine Grundlagen, fein Verhältniß zum Auslande, feine Organe, feine Ord- 
nung einfchlieflich der Pflichten des Einzelnen in feiner Eigenſchaft als 


3) Heffter, Lehrbuch, Tondert die Verbrechen: 1) an der Perfönlid: 
keit a. des Staates, b. der Andiriduen von denen wider 3) den gemeinen 
Rechtsfrieden, 4) die Mechtepflichten zur Wahrbeit und Redlichkeit, 
5) die Neligionsrecte, 6) die Nechtsanforderungen in Anſehung a. der 
äußeren Zitte und Incht, h. der gemeinen und individuellen Wohlfahrt, 7) die 
Nechte a, des Privareigentbums und Befipes, b. des öffentlichen Eigenthums 
nebit den Dobeitsressten, wozu Die befonderen Verbrechen (delieta propria im 
Gegenſatz zu den communia, zufelge 1. 2 pr. D. de re milit. 49, 16) der 
Beamten, Militärs, Medicinalperfonen und Süircbendiener treten. 

„Die jvftematiiche Anordnung des beionderen Theils beruht — allgemein 
— neh auf Feuerbach, infofern Die Art der Nechtäverlegung das enticheidende 
Griterium für fie ift. Nur in der Auffaſſung der Nectsverlepung jelbft weicht 
Die nenere Doctrin von Reuerbach inſeweit ab, als fie freilich nicht mehr darauf 
ausgebt jedes Delict auf die Verlogung einer fubjectiven Berechtigung 
des Staates oder der Privatperfon zwrüdzuführen, um dann ſchließlich 
Alles, was ſich hier nicht einfügen will, der Klafle der Polizeivergeben zu 
überweifen.“ Hälſchner, Enftem IL 8. 6. 
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Staatsbürger; — fodann die Nehtäpflihten gegen den Staat?) 
als der Gefammtheit der in ihm Vereinigten in 6 Titeln — in 
Beziehung auf Verfehröficherheit, Nechtsficherheit, Neligionsfrieden, und das 
Befchlechtsleben nebft feinen Folgen für den Perſonenſtand, fodann die all 
gemeinen Rehtspflichten bezüglich der Güter der Einzelnen in 
14 Abjchnitten — Chre, Leben, Leib, Freiheit, Vermögen, welde insge— 
fanmt, verbunden noch mit der öffentlichen Sicherheit bei den gemein: 
gefährlichen Verbrechen (Titel 27) bedroht erfcheinen. Schließlich wer: 
den im 28. Abjchnitt die Verbrechen und Vergehen im Amte zufammen: 
gejtellt. — Nach ähnlichen Gefichtspunlten find die Nebertretungen geordnet. 
Abſchnitt 29. 


g. 6. 
Andermeitige Eintheilungen. 


Der Unterfchied der Begehungsd: und Unterlaffungsverbreden, 
der Dfficial: und Antragsverbrehen wird an andern Stellen eingehen: 
der beiprochen werden. 

Bon practifcher Bedeutung it die Unterfcheidung von einfahen und 
qualificirten Verbrechen, d. h. einfachen mit erfchwerenden Umitäns 
den. Bedeutfam iſt der Unterſchied infofern, als er ſich im Strafgeſetzbuch, 
fo auch in dem für das Meich, nicht immer äußerlich fo erfennbar daritellt, 
wie bei der ſchweren Körperverlegung, dem ſchweren Diebjtahl $. 224, 243, 
fondern aus der Beariffsbeitimmung entwidelt werden muß: wie denn biö- 
ber der Mord als qualificirter Todtfchlag I), der Naub als qualificirter 
Diebftahl?) in Preußen angefehen worden tft; nicht aber Urfundenfälichung 


4) Nicht alfo enticheidet ſich z. B. Die Frage, ob öffentlich ein Aergerniß er: 
regt ſei, nad der perſönlichen Anficht der anwelend Geweſenen. Erf. d. Ob.» Trib. 
zu Berlin v. 5. Oct. 1854, Gohtd., Arch, 2. ©. 831; vom 13. März 1861, 
Oppenhoff, Rebtipr. 1. ©. 303; vom 17. Ecptbr, 1857, Oppenb., Straf: 
geſetzb. F. 150 N. 10; UM. Temme, Lehrbuch des Preuß. Etrafr. S. 742 
N. 5. So zu $. 150, des Preuß. Etrafgejepb., ſ. Reichs-Strafgeſeßb. $. 183. 
Mever dazu N. 4, 5. 

1) Beiondere Abſtimmung der Geſchwornen über dad Borbandenfein der 
Veberlegung. Pl.Erk. Ober: Trib. zu Berlin vom 17. Decbr. 1855, Goltd, 
Arhiv 4. ©. 9. Auft.: Minift.: Bl. 1856. S. 97. Alle neueren Strafgelep: 
bücher behandeln Mord und Todtichlag äußerlich ald zwei beiondere Vers 
breben. Bayern 1861. Art. 228, 229. Würtemberg Art. 237, 243. Baden 
$. 205, 209. Dejterreich $. 134, 140 (abweichen?) u. a. m. 

2) Bayern 1861 Art. 300. Die Vollendung tritt erit mit der Wegnahme 
einer Sache ein, Bal. Henke, Handbuch II. ©. 161. Tittmann, Hand: 
buch $. 455. Heffter, Yehrbuch $. 517. Andere wo der Raub als Verbrechen 
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als qualificirter Betrug?); Verhältnifie, welche nicht nur für die Frage 
ftellung in Schwurgerichtsſachen, fondern aud) in andern Beziehungen Bebeu- 
tung gewinnen fönnen, jo für Rüdfallöfragen®), und für die Beurtheilung 
des Umfanges, auf welchen der Vorfat als Vorbedingung der Straferhöhung 
fi) auszudehnen hat. 

Als privilegirt können diejenigen Verbrechen betrachtet werben, 
welchen folche Strafausfchliegungsgründe ausnahmsweiſe zugebilligt worden, 
denen eine allgemeinere Bedeutung gegeben werden könnte, wie die thätige 
Reued), die Verzeihung. 

In den Geſetzbüchern mit gemifchtem Syftem der mildernden Umftände 
ftehen den Verbrechen, bei denen ſolche zugelafjen oder durch Wegfall eines 
Mindeftbetrages entbehrlich geworden, diejenigen gegenüber, welche entweder 
eine abfolutes) Strafprohung enthalten, oder denen troß eines hohen Min: 
beftbetrages der ordentlichen Strafe die Zulafjung mildernder Umftände ab» 
gegen die Perſon nur zum Zwed der Bemädtigung berfelben oder einer 
Sache angefeben wird. Defterr. Strafgeſetzb. I. $. 190. 

3) Dei den Borberathungen zum Preuß. Strafgefeßbudhe war von einem 
ſpecifiſchen Unterfchiede zwiſchen Betrug und Urfundenfälichung nicht ausgegangen. 
Goltd., Mater. zum 23. Titel. Bayern 1861 behandelt die Urkundenfälihung 
nicht als ein eigenes Verbrechen, fondern als Mittel zur Begehung von Landes: 
verratb, Betrug, Amtsmißbrauch u. dal. Art. 113, 316 f., 371 F., nur der Fäls 
[hung öffentlicher Urkunden und Greditpapiere ift ein eigenes Hauptſtück ge 
widmet. Art. 176—191. Aehnlich Würtemberg Art. 146, 219, 358. Defter: 
reich $. 199, 201. 

4) Vgl. z. B. den Diebftablörüdfall im Reichs-Strafgeſetzb. $. 244 (Raub, 
gewaltiame Erpreſſung, Heblerei), den Betrugerüdfall $. 264, wo nur Betrug, 
nicht Fälſchung von Urkunden, Münzen, nicht Untreue in Betracht fällt. Anders 
Bayern 1861. Art. 319: „Wer wenen Betruges oder Fälfhung bereits ein: 
mal u. f. w.“ Art. 315. (Diebftabl, Raub, Hehlerei Art. 276, 282, 310). 

5) Kabrläffiger Meineid $. 163. Branditiftung $. 310. Etrafermäßigung 
bei wiſſentlichem Meineide $. 158. Etraflofigfeit allgemeinhin beim Verſuche 
8. 462. — Etrafgelegb. für Württemberg Strafermäßigung bei Diebitahl 
und Brandftiftung Art. 342, 383; wegen Verſuches dagegen Gef. vom 13. Auguft 
1849 Art. 10, 11. Strafgeſetzb. für Baden ebenfo $. 395, 561. Strafgefepb. 
für Defterreih Straflofigfeit bei Diebftahl und Branditiftung $. 187, 168; 
auch bei Hochverrath F. 62. Strafgefehb. für Bayern 1861. Art. 74 Scha: 
denserſatz als allgemeiner Strafmilderungsgrund. 

Die Verzeibung kommt im Neichd: Etrafgefegb. bei den Antragsverbrechen 
in Geftalt des Verzichts oder der Zurüdnahme des Antrages zur Geltung, nicht 
überall in gleicher Weife. Vgl. zu 8. 64 des Bundes: Strafgelegb. $. 176, 177, 
194. Bayern 1861. Art. 88 Gerichtlicher Verzict. 

6) Mord $. SO, 211 ded Reiche » Strafgefegb. Lebenslängliches Zuchthaus 
ericheint nur neben zeitiger, ſchwerer Rreibeiteftrafe, ebendas gilt von der lebend: 
länglichen Feſtungshaft. $. 81, 87, 88, 90, 94, 214, 215, 807, 312, 322 -324. 

22 





Anderweitige Eintheilungen. 107 


gefprodhen worden. Die Zahl der letzten ift im Reichs» Strafgefeßbuch”) 
fehr vermindert. 

Andere Eintheilungen der Verbrechen haben theild nur rechtägefchicht: 
tihe®), theils literarhiftorifche®), theils procefjualifche!0) Bedeutung. 


7) z. B. 8. 122 Menterei. 8. 153 Meineid theilweiſe ($. 157, 158). Tob- 
tung $. 214, 215. Abtreibung im Fall des $. 220. Echwere abfichtlihe Körpers 
verlegung $. 225. Menſchenraub $. 234. Erpreffung $. 254. Gewerbsmäßige 
Hehlerei $. 260. Ueberſchwemmung $. 312, 313. Eijenbahnverbredhen $. 315; 
ähnliches $. 321—324. Recytöbeugung $. 336 (334 ı). 

8, a) Röm. R. delicta juris gentium (natura turpia) — juris civilis 
(eiviliter turpia „quasi more civitatis“ — ut: „tutelae damnari“) L. 42 D. 
de V. 8. 50, 16. L. 68 D. deritu nupt. 23, 2. L. 38 $. 2 D, ad legem Jul. 
de adult. 48, 5. Specialliteratur biezu bei Geib, Lehrb. des Deutfchen Strafr. 
U. ©. 179. 

Delicta privata — publica, die legten crimina ordinaria und extra- 
ordinaria.. L. 1 D. de publ, jud. 48, 1. L. 3 D. de extraord. crim. 47, 11. 
Beib, dal. L. ©. 77-110. Köftlin, Spyitem ©. 3703. Birnbaum, N. 
Arch. des Crim.Rechts 8. ©. 396 F., 643f. Bd. 9. ©. 339. 

b) Ganon. R. delicta: ecclesiastica, secularia, mixta. (1) Apoftafie, 
Keperei, Schisma, Simonie, 2) Ausfegung, Kindermord, Vergiftung, Selbftmord, 
Entführung, Fälſchung, Diebftahl, Beihädigung, Branditiftung, 3) Ehebruch, 
Concubinat, Inceft, Sodomie, Sarrilegium, Blasphemie, Wucher — ald Bei: 
fpiele). Geib, a. a. O. J. S. 130-141. 

ec) Aelt. Deutſches R.: Zeit der Volksrechte causae majores (vor 
dem Grafengericht), 3. B. Todtichlag, Verftümmelung, Entführung, Branditif: 
tung, Plünderung, Straßenraub, minores (vor dem Gentgeribt). — Capitalia 
crimina — cetera peccata L. Bajuv. II. 1 $. 3. 4. — Verbrechen zu Hals 
und Hand, zu Haut und Haar, Brühe — V. 1) mit öffentlicher Strafe, 
2) mit Buße an den BVerlepten und Friedendgeld an den Fiscus, 3) nur mit 
Friedensgeld, wohin 3. B. nah einigen Volksrechten Meineid gebörte, 
Unzucht einer Frau, Beherbergung Friedloſer, Rubeftörungen, Sonntagsentbei- 
ligung, Ungeborfam gegen den Herzog, Berfäumniß des Landdings. 

Mittelalter: Ungerichte mit Etrafen am Peibe, Frevel mit Buße 
und Wette, Ueberfabrungen nur mit Wette, wohin 3. B. Abpflügen von 
Gemeinland, Berlegung des Wildbannes, Mefferzicehen, Ungehorſam in Gerichte: 
pflihten. ©. bei. Sabfenfpiegel I 24 I. 13, 16. III 37 1, 64, 861 
w.a.m. Walter, Deutſche Redtegeichichte. $. 685, 686. Geib, a. a. O. J. 
©. 160f. 

9) a) atrocissima, atrocia, levia. (crimen atrox inl.58$2.D, 
de poenis (43, 19) l. 157 de R. I. 50, 17,1. 37 $.1 D. de minor 4, 4 wohl 
nicht techniſch Köftlin, Syſtem S. 372 1. Heffter, Rebrb. 8.34 2. Gloffe 
u. Ältere Italiener Clarus Practica crim. 1560 de malef. n q. „non — 
certa regula”; Farinacius quaestiones (1581) qu. 18, n. 61—103; Deutſche 
Rechtslehrer: Carpzov pract crim. qu. 102 n. 56—58 (1633) „Julii Clari 
distinctionem in foro quoque Saxonico receptam esse arbitror.“ 

b) excepta, non excepta. Farinacius qu. 13 n. 60, „Excepta di- 
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Dritter Abjchnitt. 
Allgemeiner THatbefland der Verbrechen. 


6.17. 
That. Schuld. Zurehnung. 


Literatur: Ch. G. Biener, Delibata quaedam de „corpore delieti“ capita 
(1801). — Gh. 8. Stübel, über den Thatbeftand der Verbrechen, die 
Urheber u. |. w. befonderd in Rüdficht der Tödtung nad gem. deutichen 
u. churſächſ. Rechten. Wittenberg 1805. — ©. U. Kleinfhrod, Etwas 
über die Lehre v. corp. del. A. Arch, d. Crim.R. II. 1 ©. 38f. — ©. 
G. 2. Meyer, Verjuh e. Prüfung d. Lehre v. Thatbeftand u. d. Thäter- 
ſchaft d. Verbrechen nah d. Grundſ. d. Preuß. Nechtd. Berlin 1836. — 
9. Luden, Abhandlungen IL „über den Ihatbeftand des Verbrechens“. 
Söttingen 1840, — A. Bauer, Abbandfungen aus d. Etrafreht u. d. 
Etrafprocefie I. ©. 225f. Göttingen 1840. — Schaffrath, Theorie 
des allgem. Ihatbeitandes d. Verbrechene, Leipzig 1841. Erörterungen über 
den allgem. Thatbeſtand d. Verbreben nach öftfterreih. Recht v. A. Geyer, 
Innsbruck 1862. — Schütze, Notbwend. Theilnahme am Verbrechen 
(1869) ©. 11f. 


Je beitimmter feit dem Ende des vorigen Jahrhunderts der Grundfat 
zur Geltung gelangte, daß feine Handlung mit einer Strafe belegt werben 


cuntur crimina, quae sub generali legis dispositione non continentur‘; „Ber: 
brechen, bei welchen der Nichter die beichränfenden Vorſchriften der Geſetze über: 
treten darf“ — eine practiich fehr bedeutfam gewordene Unterſcheidung, ald 
Grundlage für die Unterfuchungen wegen Zauberei, Hererei n. dgl. Wächter, 
Peiträge z. deutichen Gefchichte insbel. d. Strafe. S. 99f. Walter, deutiche 
Rechtsgeſchichte $. 722 „Derenproceffe”. N. Tengler, Raienfpiegel I. Tit. v. 
Keperei (1509). 

ec) nominata, innominata Clarus cit. de malef. n. 8 „particulare 
nomen juris“; „nomen tantummodo facti, ut est verberare, ingredi domum 
alienam“. (Bgl. in anderm Einn benannte und unbenannte peinliche Fälle in 
der 6.6.6, Art. 105; bei den Römern delicta, quae ex scriptura legis 
descendunt, und ad exemplum legis vindicanda L. 7 $. 3 D. ad leg. Jul. 
Maj. 48, 4 Modestinus) Geib a. a. O. DI. S. 180f. 

Das Neiche - Strafgefeßb. bat mit großer Sorgfalt möglihft jeder Straf: 
that, die feine bloße Webertretung enthält, einen ſicher handlichen Namen zu ge 
ben geſucht. 

10) delicta facti permanentis—transeuntis, unfichere Unterſcheidung. 
Anficht, daß bei der zweiten Glaffe feine wollftändige Ermittlung des Thatbe— 
ftandes möglich wegen Unmöglichkeit der Augenicheinseinnahme. Mitters 
maier, D. Strafverfahren $.59. — del. notoria—occulta, — Handhafte 
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könne, welche vor der Begehung ihr nicht gedroht worden, um fo ficherer 
begründete ſich auch die Anficht, daß die Handlung fo, wie fie als ftraffäl- 
lig gezeichnet worden, ein in fich gefchloffenes Ganze bilde, welches nicht 
nach verfchiedenen Seiten hin auseinander gerifjen werden fünne. Der „That: 
beitand, der „Beitand der Strafthat”, bejchränkt fich hiernach nicht mehr 
auf die äußere Erfcheinungsform des corpus delietit); er umfaßt alle für 
die Strafbarkeit wefentlihen Merkmale; alfo im Hinblid auf die 
heutigen procefjualifhen Formen alles das, was in die „Frageſtellung“ für 
die Gefhmorenen, in die „thatfächliche Feſtſtellung“ von den Richtern zu 
bringen ift. 

Ausgefchieden find hiemit die früherhin, für Doctrin, Gefeßgebung 2) 
und Praxis?) bedeutfamen Beziehungen, in melde jener Ausdruck geſetzt 
wurde zu den Gegenjtänden der Verbrechen, den gebrauchten Werfzeus 


— übernädtige That. Walter, deutiche Nechtögeih. 712—714. — Neuer: 
dings procefjualijh bemerfenswertb die Ausjonderung der fogenannten polis 
tifhen Berbreben; ſ. John in v. Holtzendorffs Nedtölericon ©. 238f., bez. 
auch der Prehitrafbandlungen daſ. 271. 

1) Farinacius (1581) qu. 1. qu. 2. „Inquisitionem non posse contra ali- 
quem formari, nisi constet de corpore delicti, dixi“. Klein, Crundfäge des 
gem. deutichen peinl. Rechts, Halle (1795) 1799, $. 68. „Diejenigen Thatjachen, 
weldhe zufammengenommen den Begriff einer gewiljen Gattung von Berbrechen 
bejtimmen, machen den Thatbejtand aus (corpus delieti).“ Hiezu gehörig 
1) Wirkung, 2) Handlung. „Die Ausmittlung der Abficht des Thäters gehört 
nur infofern zum c. d,, ald dabei die Klaffe der Verbrechen beſtimmt wird. 
Sn jeglihem Ball muß jedod; darauf gejehen werden, ob nicht etwa dieſe Ab: 
fiht aus der Wirkung erbelle” ; Säge, die fih nur aus dem damaligen fhriftlichen 
Verfahren erklären laffen. Seit Klein und Meister princ. jur. crim. $.94 
wurde der Ausdrud Thatbeſtand gebräuchlich. Geib, Lehrbuch d. deutlichen 
Etrafredhts II. ©. 1937. „Handlungsbejtand“ empfiehlt Berner, Lehr: 
buch $. 75 N. 1. Vgl. Reichs-Strafgeſetzb. F. 59. Gegen den vieldeutigen Aus: 
druck „Thatbeſtand“ j. bei. Schütze, Lehrbuch $. 30. 

2) Proceffualiicher Begriff des Th. im Gegenlag zum ftrafrechtlichen. Preuß. 
Crim.⸗Ordn. (1805) „Der Thatbeitand (c. d.) bejteht aus dem Inbegriff derjenie 
gen Umſtände, die ed gewiß oder doch wahrjcheinlich machen, daß ein Verbrechen 
begangen worden“. Vgl. Abegg, erit. Jahrb. f. deutiche Nechtsentw. 1843 
©. 1062|. Mittermaier, Strafverfahren $. 58. Birnbaum, Beitrag 
zur Feſtſtellung des Begriffs von Ihatbeftand in criminalrechtlichem u. procef: 
ſualiſchem Sinne, Arch. d. Crim-R. N, 8. 1845 ©. 493f. Hälfchner, Sy: 
ftem $. 113 Anm. 

3) Noch bedeutjam für das englifhe Necht, welches von dem — dort viel« 
fady ftreitigen Satz ausgeht, daß das corpus delicti klar und unzweifelhaft. bes 
wielen fein müffe. Beft, Grundzüge des englifhen Beweisrechts, berausgeg. 
v. Marquardien 8.2737. — Bol. „Beitftellung des Ihatbeftandes der Tödtung“ 
Preuß. Strafgefegb. 1851 $. 185. Bayern 1861 N. 233; auch 224. 
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gen, den Spuren der That, ihrer Vorbereitungen und Folgen. 
Wenn gleihwohl auch in diefer Richtung noch häufig im Gerichtöfaal, ind- 
befondere in den Anwaltsreden die Unterfcheidungen von objectivem und 
fubjectivem Thatbeſtande vermwerthet werden, fo geſchieht es, um eine 
bequeme Handhabe zu gewinnen für eine richtige, alle Einzelheiten in die 
zutreffenden Beziehungen fegende Prüfung der Beweisgründe. Häufig um 
faßt dabei das, was als objectiver Thatbeftand bezeichnet wird, bereits die 
That alö Ganzes; der fogenannte fubjective Thatbeitand dagegen lediglich 
die Frage nad) der Thäterfchaft deffen, der auf der Anklagebank fteht. Hier 
fann von folcher Unterfheidung nicht die Rede fein. Nicht um Beweis und 
Ueberzeugung handelt es ſich. 

Vielmehr fragt fih, welde allgemeinen Erforderniffe allen 
denjenigen Handlungen gemeinfam find, die in dem befondern 
Theil der Strafgefegbüdher als Verbreden, Vergehen, Ueber: 
tretungen mit Strafe bedroht werden, einmal nad) der Thatfeite, 
zum Andern nad der Willensfeite? Procefjualiih näher beitimmt: 
was wird im Allgemeinen erfordert für die Zurehnungt) zur That, die 
Zurehnung zur Schuld? 

Für die Thatjeite der ftrafbaren Handlungen ruht die größere Bedeu— 
tung auf deren Gejtaltung je nad; den Beitimmungen über die einzelnen 
Gattungen 5) und Arten der Verbrechen i. m. S.; denn „daß der Begriff 


4) Zurehnung in diefem Sinne, fehr verfchieden von Zurechnungsfähigkeit, 
hat feine eigenthümliche ftrafrechtliche Bedeutung. Zurechnen heißt bier nur, 
„die Bermittlung des Geſchehenen mit dem Willen“ als nachgewiefen betrachten. 
Berner, Lehrbuch $. 90. In diefem Sinne bedarf der Ausdrud feiner nähe: 
ren Erörterung, da „die Begriffe der Zurehnung und der Handlung fi deden“ ; 
weshalb, „die Unterfcheidung zwiſchen imputatio facti und juris eine werthloje”. 
Köjtlin, Syſtem $. 57. „Es wird entweder bloß auf die Wirkung der 
Dandlung (i. facti), oder auch auf die dadurch gegründeten rechtlihen Folgen 
(i. juris) Rüdjicht genommen.* So Klein, Grund. $. 95. Das letzte indeß 
darf nie unterbleiben. Vgl. Hälfchner, Syſtem $. 30, 31, welder zum all: 
gemeinen Thatbeitonde des Verbrechens $. 114 erfordert: „in formeller Be 
ziehung eine zurchenbare Handlung eines zurechnungsfähigen Menſchen, in ma: 
terieller Beziehung, dab dieſe Handlung ſich ald Bruch des Rechts als ſolchen, 

und damit zugleich als eine fittlihe Schuld darſtelle“. 
2 5) Daher allgemeiner und befondrer Thatbeftand: Inbegriff derje 
nigen Merkmale 1) „ohne deren Borhandenfein (nah den Anfichten des jedes« 
maligen pofitiven Rechts) ſchlechthin Fein Verbrechen ſich denfen läßt“; 2) 
„welche den verfchiedenen einzelnen Verbrechen eigenthümlih find“; Geib, 
Lehrbuch IL ©. 195. Der IThatbeftand umfaßt alle weientlichen Merkmale. 
Die Eintheilung in wefentlihen und außerwefentlichen Th. ift daher für 
unftatthaft zu achten, ſoweit es ſich um Begriffsbeftimmungen handelt. Bekker, 
Theorie ©. 233f. Der status causae et controversiae Härt fih am ſicherſten 
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des allgemeinen Thatbejtandes in feiner Abtraction nicht in Wirklichkeit 
tritt und treten kann“, (Köftlin Syftem ©. 365,2) wird jet wohl faum 
noch bejtritten. Für die Willensfeite dagegen ruht die größere Bedeutung 
auf den, bei Gelegenheit der Strafgefeggebung maßgebend gebliebenen all: 
gemeinen Grundfägen, erfennbar in den Einzelbejtimmungen aus der Ver: 
wendung ber auf diefem Gebiet in gleihmäßiger Wiederkehr gebräuchlichſten 
Ausdrüde. Daher deren Behandlung hier in einer befondern Abtheilung (VII), 
welche die auf den „verbrecheriſchen Willen“ bezüglichen allgemeinen 
Fragen zufammen zu faſſen bejtimmt iſt. 


8. 8. 
Die That. Thäterfhaft. Subject des Verbrechens i.w. ©. 


Literatur: 8. C. Gefterding, von Verbrechen der Gemeinbeiten. Ausbeute 
von Nadforfchungen über verichiedene Nechtematerien. Greifswald 1826 f. IL 
Nr. 11, 2. — Klein, in wiefern k. moralische Perf. beleidigen oder bel. 
werden? A. Arch. d. Erim»R. II. 3 S. 8f. — F. V. Ziegler, die Vers 
brechensunfäbigkeit juriftiicher Perfonen. Mitau 1852. — v. Savignp, 
Soſtem d. heut. AR. $. 95. — G. Lauenstein, de universitate non de- 
linquente 1840. — 3. Kita, über das Zufammentreffen mehrerer Schul: 
Digen- bei einem Verbrechen. Wien 1840. — Berner, Lehre von der Theils 
nahme am Verbrechen ©. 174f. — ©. Beieler, deutſches Privatır. 1866 
8. 69 N. 3. — Bluntichli, deutiches Privatrecht I. (1853) S. 105f. 


1. Zuriftifhe Perſonen. 

Nur wer im ſtrafrechtlichen Sinne „Schuld“ auf ſich laden fann, ver: 
mag ein Verbrechen i. w. ©. zu begehen. Ohne Freiheit des Willens feine 
Schuld. Ohne geijtiges Leben feine Wahlfreiheit. Darum Fönnen nur 
geiftig belebte Wefen, nur einzelne Menfchen Verbrechen begehen. Nicht 
fönnen dies juriftifche Perfonen. Zwar ftellt ſich in ihnen nicht bloß 
eine tobt in ſich ruhende Mafje von fogenanntem Zwedvermögen dar; fon: 
dern als rechts- willens- und handblungsfähige jelbitjtändige Rechtöträger 
treten fie ein in das wirtbichaftliche Leben. Allein ihr Wille ift ein künſt— 
lich gefchaffener; ihm fehlt die eigene, innere, von fremdem Willen unabhän: 
gige Bewegung. 

Wer foll verantwortlich fein, wenn die Gemeindevertretung bejchließt, 
ihre alten Scheunen anzuzünden, um der Gemeindelafje die Verficherungss 


wenn im einzelnen Fall von den wefentlihen Merkmalen,der concreten That 
Diejenigen unmittelbar „beim Wort” gefaht werden, für welche der Beweis Bes 
denken bietet. — Kür die Strafabmeifung rechtfertigt ſich eine Sonderung der 
essentialia von den naturalia und accidentalia zur Klarftellung aller einzelnen 
Zumefungsgründe, Berner, Lehrbuch $. 75. 
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gelder zuzuwenden? oder wenn der Bürgermeifter Namens der Gemeinde 
einer Näubergefellihaft Schu und Obdah im Rathhaufe gewährt? — 
Ueberall befchräntt fi) hier die Bewegung des freien Willen? auf einzelne 
Perfonen, welche Machtbefugniffe mißbrauchen; oder welche ala Mitthäter 
zur Berübung von Verbrechen zufammentreten. — „Corporationen als 
folche können feine Berbrechen begehen, weil fie als bloße Fictionen oder 
Bedankendinge, ſchlechthin unbeitimmbar find.” Geib Lehrbuch $. 87. II. 
©. 201. — Sie haben, wie alle juriftiichen Perfonen, keinen freien Willen, 
fondern einen gebundenen; gebunden überall durch den Willen natürlicher 
Perſonen. Darum fällt auf dieje jtetS die Verantwortung zurüd. 
2) Thiere. 

Findet das über die Unfreiheit des Willens Angeführte in einem ges 

willen Umfange auch auf Kinder — wegen der erſt allmählih ſich ent— 


widelnden Geiftesthätigfeit — Anwendung, fo noch beitimmter auf andere 
lebende Weſen außer den Menſchen!). 


3) Die Gefehgebung zu 1. 


Daß die Strafgefegbücder feit dem Ende des vorigen?) Jahrhunderts 
nur einzelne Menſchen als Ihäter von jtrafbaren Handlungen im Auge 
haben, ift aus der Faſſung aller Beſtimmungen über die einzelnen Ber: 
brechen i. w. ©. erlennbar. Sie beginnen regelmäßig mit der Form per- 
fönlicyer Ankündigung: „wer“ ?) — das und das — thut oder unterläßt. 
Sie drohen die Strafe der Perfon. An wen aud) follte fie bei juriftifchen 


1) Die Bejeitigung jchädlicher, oder zu Schandthaten gemigbrauchter Thiere 
tft zuweilen in Die Formen des Nechts gekleidet und in Strafvorfchriften ans 
geordnet. S. bei Geib, Lehrbuch IL. S. 197. d. Beilpiele aus den Stadt: 
rechten von Damburg, Yübed, Bremen, Gulm (13 bis 15 Jahrb.); aus 
Branfreich für dieſelbe Zeit bei Berriat-Saint-Prix: rapport et re- 
cherches sur les procös et jugemens relatifs aux animaux; aus England 
1861, Allgem. deutſche Ztrafrechtsgeit. S. 32. Es iſt Zache der Medicinal: 
polizei, für Beleitigung jebädlicher Thiere zu ſorgen. — 

Wegen gemißbrauchter Ibiere ſ. can. 4 caus, 15 qu. 1. Ruprecht v. Kreis 
fingen II. 49 (1328) und noch Preuß. Allgem. Landrecht IL. 20 $. 1070. 

2) Beitrafung nur der Einzelnen je nach dolus und culpa, nicht der „om: 
munität in corpore“ ſchon cod, Bavar. L ], 42 (1751); Bayr. Geſetzb. 1813 
Art. 49 „bloß die fchuldigen Einzelnen“. Beſtrafung der einzelnen Handels— 
gelellihafter bei Firmenmißbrauch Erf. Ober: Irib. Berlin 24. Septbr. 1869. 
Oppenh. Rechtſprechung 10, 592. 

3) Tas Eittengefeß: du ſollſt nichſt; das Nechtsgefeß: du darfſt unge, 
ftraft nit — Für jur. Perfonen als solche giebt es fein Sittengeſetz. Ihnen 
fehlt das Gewiſſen ebenjofehr, wie die Sinnlichkeit. 
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Perfonen vollitredt werden? An den Vertretern als ſolchen? alfo aud) 
an ben widerfprechenden oder den jpäter eingetretenen? Würde nicht jede, 
ſelbſt die Geldftrafe den Unfchuldigen gleich; dem Schuldigen treffen? — 
Und doch ift nad) diefer Richtung die Frage nicht ohne practifhe Bedeutung. 

Unter den zunächſt mit Gelbftrafen bedrohten Uebertretungen nicht nur 
von localer, fondern auch von allgemeinerer Bedeutung befinden fich mandhe, 
welche den Eigenthümer von Baulicjkeiten, Anlagen u. dgl. bebrohen. 
(Einhaltung von Baupolizeivorfchriftent), Straßenreinigung u. dgl. m.) Wen 
trifft hier die Strafe, wenn eine juriftiiche Perſon der Eigenthümer? Der 
Vertreter ift nicht Bauherr, der Bauherr eine unfichtbare Perfon. — Die 
Anwendbarkeit der gedachten Nuance der Vorſchriften fällt in jenen Fällen 
fort. Es iſt Niemand da, der hierauf hin „ſchuldig“ geſprochen werben 
fönnte. 

In Kriegäzeiten bieten die, den Städten auferlegten Contributionen, 
ſowie das Zufammenfhiehen von Orten, in denen Meudelmord an den 
Truppen verübt ift, ein Mittel dar, welches die Straffälligfeit ganzer Ge: 
meinden — juriftiiher Berfonen — wegen der Schuld Einzelner, vielleicht 
nur durchziehender Fanatiker vorauszufegen ſcheint. Doch felbit hier dienen 
ſolche Strafen der Noth nicht dazu, jene Begriffsperfonen als foldhe zu 
treffen. Sie machen nad; Möglichkeit die einzelnen, in folden Ortſchaften 
vereinigten Hausväter und Steuerzahler perfönlicd dafür verantwortlid, daß 
von ihnen nicht alles aufgeboten ift, um in wirffamer Weife die Begehung 
von Feindſeligkeiten der fchlimmften Art zu verhindern. Diejer Gefichts- 


4) Geſetzt, beim Umban des norddeutichen Bankgebäudes würde der polizel: 
lich genehmigte Bauplan durh Erweiterung in die Straße binein verlaffen. 
Reiche » Strafgefepb. & 367 1. — Bei Wechjelftempelbinterziehung 
findet keine Verwandlung der Geldbuße in Kreiheitsitrafe ſtatt; gleichwohl gelten 
überall die „Iheiluehmer am Umlauf“, nit Firmen, nicht Inſtitute als jtraf 
fällig, Bundes: Wechielfteuergel. v. 10. Juni 1869 Bundes: Gejegbl. ©. 193f. 
8. 5, 15. Nicht anders in der Zollftrafgelepgebung, Vereingzollgeieg v. 
J. Juli 1869 Bundes-Gelepbl. ©. 317f., $. 134f., 149; was nur eine Aende— 
rung erleidet vüdfichtlich der ſubſidiariſchen Haftbarfeit für Geldbuße, 
Gefälle und Koften bei Webertretungen Angeftellter und Bevollmächtigter von 
Eifenbabn: und Dampfichifffahrtsgefellicbaiten $. 153 2. Dies hängt mit der 
Zwitternatur der jublidiariichen Verbindlichkeit zufammen. Auch abgeſehen bievon 
kann es immerbin kommen, daß für Gelditrafen ihrer Organe oder Beamten jus 
riſtiſche Perionen eintreten; denn die Zuläffigfeit Der Zahlung von Gelditrafen 
durdy einen dazu nicht Verurtheilten für diefen wird wohl nirgend bezweifelt werden, 
Bol. Preuß. Juſt.Miniſt.Reſet. v. 4. Auguft 1832. v. Kampp Jahrbücher 40 
©. 247. Noch in andern Richtungen (Münzforte, Berrechnung, Iheilzablung) 
bietet die Geldſtrafe Gelegenheit zum Rückgriff auf Vorſchriften des Private 
rechto. 
I. 20 — 
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punkt hatte in früheren Iahrhunderten®) auch für Friedenszeiten eine meit- 
tragende Wirkſamkeit. Während jet vom Beamtenthum, insbefondere der 
Sicherheitäpolizei, wurde früherhin vom Bürgertum der nachdrücklichſte 
Schuß der allgemeinen Sicherheit und Ordnung erwartet und geforbert. 
Daraus erflären fich wohl die zahlreichen älteren Vorſchriften, welche den 
Schein gewähren, als wären juriftifche Perfonen in ſolchen Zeiten für ftraf: 
bar erachtet, in denen diefer Begriff kaum geläufig, und in den Gemein: 
ſchaften nicht ſowohl die rechtliche Einheit als vielmehr die thatſächliche Zus 
fammengehörigfeit der Einzelnen getroffen werden follte. 


5) Vol. L. 9 8.1,3.Q.M.C.4,2.L. 15 $. 1 D. de dolo 4,3. L.4 
D. de vi. 43, 16. 

In der Novelle Majoriani (457) 7 $. 11 heißt ed noch: „regula ju- 
ris antiqui, ut noxa tantum caput sequatur, ne propter unius fortasse 
delictum alii dispendiis affligantur. Ebenſo cap. 5 de sentent. excommunic. 
VI. 5, 11 Innocenz IV. (1243) „in illos duntaxat de collegio vel universi- 
tate, quos culpabiles esse constiterit, promulgetur“. Anders c. 4 de censi- 
bus VI. 3, 20 Bonifacias VIIL (1238) „si autem collegium, universitas civi- 
tatis, castri seu loci alterius cujuscunque, (— contra hoc fecerit —), ipsa 
eivitas, castrum vel locus interdicti sententiam ipso facto incurrant“, 

Kaifer Friedrich I. const, 1153 „si civitas est pena 100 librarum“ we 
gen Friedensbruch; Autbentica: Item nulla, Item quaecunque. C. de episcopis 
1, 3. Friedrich 1. const. 1235 „nulla civitas vel oppidum proscriptum 
teneat scienter..; si... tenuerit, si est murata, murum ejus judex terrae 
destruat“... Rudolph J. 1287 dgl.; Heinrich VII. const. 1312 „ad predic- 
torum rebellium punitionem“, Goldne Bulle (1356) 15 $.4 Geldbuße und 
Privilegienverluft der Städte oder Gemeinden wegen heimlicher Verftridungen, 
Verjammlungen, unrechtmäßiger Verbindungen. Bejtimmter gegen die Perfon 
gewendet fiud die Vorſchriften wegen „Ueberfahrung des Kaiſerl. Landfriedens“ 
in der Kammerger.:Oron. v. 1555 IL. 10. 

Heutzutage Verpflichtung der Gemeinden zum Schabdenerlag bei Auflauf 
Preuß. Geſ. v 11. März 1850 Geſ.Samml. 9.199. Bayr. Gef. v. 12. März 
1550. Franzöſ. Gef. v. 2. Detbr. 1795. Schletters Jahrb. d. deutſchen 
Nechtsw. 8 S. 81f. 198. 

Sollte eine Gemeinde Fieferungsverträge zur Beleitigung eined Notb: 
ftantes (Reichs-Strafgeſeßb. $. 329) einmal als Lieferant ſchließen und unerfüllt 
lafien, jo könnten immer nur Diejenigen Perionen zur Strafe kommen, welche 
aus VBorjag oder Fahrläſſigkeit die Nichterfüllung verfchuldet haben. 

Aeltere Anfbauungen über die Strafbarkiit jurift. Perfonen bei Leyser 
meditationes sp. 533 (1745f). Gundling diss de universitate delinquente 
ejusque poenis, Halae 1724. Carmignani elem. jur. erim. $. 230, 326 
(1207 u. ſp.) Tittmann, Handbud d. Etrafrebtsw. (1806 u. Ip.) $.39, 113. 
L. J Voss diss. qua quaeritur, utrum universitas delicta admittere atque 
puniri possit neene. Groningae 1837. N. Bauer, Abhandl. aus d, Etraf- 
recht u. d. Strafproceife, Böttingen 1840 I S. 463f. 
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8. 9. 
Die That. Gegenstand. Object des Verbredens i. w. ©. 


giteratur: Gelbftmord: C. G. Winckler, comm. de mortis volunta- 
riae prohibitione ac poenis, Lipsiae 1775. — 8.8. Stäubdlin, Geſchichte 
der Vorftellungen und Lehren vom Selbftmorde, Göttingen 1824. — M. 
M. v. Baumhauer, Diss. de morte voluntaria. Traj. ad Rhen. 1843. 
— Wächter, W. Archiv d. Erim.:R. 10 ©. 72F., 216f., 634f. — Bald, 
daf. 11 S. 143f. — Merkel in v. Holgendorff's Rechtelexicon II. ©. 451, 
— Theilnabme an Selbitmord: Ih. Lion in Goltd. Archivs ©. 458f. 
— Mittermater daf. Bd. 9 ©. 4337. — Haimerls Oeſterr. Biertelj.: 
Schrift L © 241-3. — Berner, Grundjäge des Preuß. Strafrechts 
8.31, 57. — Selbitverftümmelung: C. A. Tittmann, Handbuch IL, 
S. 576f. — Das Verbreden der Selbjtverftümmelung: W. Brauer, 


Gerichteiaat IX. S. 139f. — Wahlberg in v. Holßendorff's Rechts— 
lericon I, S. 451. — Selbſtverletzung i. Algen: 9. Hälfchner, 


Syſtem d. Preuß. Straf:R. $. 63. — Abegg, Unterf. aus d. Gebiet der 
Strafr. W. ©. 727. — Thiere: Abegg im N. Arhiv für. Crim.R. 12 
E. 620f. 14 S. 93f. 1851 ©. 102f. „der neuere Standpunkt der Gefeh: 
gebung in Betreff der Mißhandlung vw. Thieren“. — Heydemann, über 
die Stellung des Thierihuges im Rechteſyſtem v. Holtzendorff, Strafr.-Ztg. 
1869 ©. 48f. 


1) Güter der Perſönlichkeit. 


Die Behauptung von der „Nothwendigleit eines von der Perfon des 
Handelnden getrennten Gegenjtandes des Verbrechens”, Geib Lehrbuch I. 
©. 204, wäre richtig, wenn es fi in der That nur um die Frage hans 
delte, in welchem Verhältniß der Menfch zu fich felbit jtehe. Dies Verhält- 
niß allerdings ift „rechtlich indifferent” und „lediglich fittlih.” Hälſchner 
Syitem $. 63. Allein „der Einzelne ijt fein bloßer Privatrechtsmenſch, 
fondern aud ein öffentliches Nechtömwefen.” (Ahrens Encyclop. d. Rechtsw. 
v. Holkendorff ©. 47.) 

Das Reichs-Strafgeſetzbuch fordert aus diefem Geſichtspunkt die Er: 
haltung der leiblihen Gejundheit!), ver Arbeitsfähigfeit, die Ent= 
haltung von Ausjchweifung?) — alles dies in gewiſſem Um: 
fange —, im Sinblid auf die Bedeutung der Heeresmacht, der Armen- 
pflege, der Gittenreinheit für die Gefammtheit. Je umfafjender durch 
Ausdehnung der Selbitverwaltung Amtspflichten fich zu Bürgerpflidhten 


j 1) 8. 142 des Reichs-Strafgeſetzb. Defterr. Strafgelegb. $. 409. Bas 
den, Strafgeſetzb. $. 257f. Freilooſung und Stellung eines Erfagmannes als 
Milderungsgründe. 
2) $. 361 5, 175 Reichs-Strafgeſetzb. 
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erweitern, um fo leichter kann der Fall eintreten, daß aud in andern Rich— 
tungen der Staat Pflichten des Einzelnen gegen ſich ſelbſt zu Nechtöpflich- 
ten gegen die Geſammtheit erhebt, und dieß nicht bloß in Beſchränkung auf 
Drdnungsitrafen?). 

Was diefen gefeglich feitgeftellten Kreis der Nechtöpflichten nicht erreicht, 
erfcheint als ftrafloje Verfündigung an ſich felbjt, jo die Selbſtbefleckung, 
die Selbjtverftümmelung aus andrer als dienitflüchtiger Abficht, der 
verfudte Selbftmord. *) Der vollendete Selbjtmord aber kann 
unter Strafe fchon deßhalb nicht geitellt werden, weil es an der Möglich: 
feit fehlt, eine gerechte Vergeltung für die Willensſchuld eintreten zu lafjen >). 

Wo fein Thäter, da fein Theilmehmer. Gleichwohl lafjen ſich Fälle 
denken, in denen der Staat, um die Bebeutung des Einzellebens für die 
Sefammtheit in einfeitiger Schärfe zum allgemeinen Bewußlſein mieder 
herzuitellen, zu Strafvorfchriften wider Anjtiftung zum Selbjtmorde 
— bedingt und gegenfeitig im amerikaniſchen Duell —, zur Selbſtverſtüm— 
melung jeder Art, zur Berhülfe dazu, ſich genöthigt fieht. Immerhin 


3, Zur Erfüllung e. „bürgerfichen Pflicht“ untauglih machen, mit Straf: 
erhöbung, wenn Dies die Militairpflicht, Strafgefegb. Thüringen Art. 144. 
S. Altenburg Art. 139. 

4) Als Verftimmelung zur Heeresflucht wäre Etrafbarfeit deufbar, Defterr. 
Strafgeſetzb. $. 409 „jede abfichtliche Selbſtverletzung“. Reichs-Strafgeſeßzb. 
$. 142 „anf andere Weile”, 

5) Abichredung vom Eclbitmorde durch die Behandlung des Leichnams 
fennt das Röm. Recht nicht; doch ftrafte ed bei Soldaten den Verſuch des 
Eelbitmerdes und die Selbjtverftümmelung mit verfchiedenen Unterfcheivungen 
L. 35 $. 12 D de poenis (48, 19), L. 6 $. 7 D de re milit. (49, 16) „impe- 
rator Hadrianus rescripsit“, 

Anders dad Canoniſche Recht. „Etiam qui se ipsum oceidit, homicida 
est“ Augustinus de civitate Dei I cap. 17 in c. 9 quaest. 5 causa 23, 
Etraflofigfeit bei Selbſtmord wegen Gefährdung der Keufchbeit c. 11 dal. Sonit 
unfeierliche Beerdigung c. 12 dal. — Val ce. 11. X. de sepult. 3, 28. 

Strenger noch das deutſche Recht auch bei Selbftverftümmelung. Brün: 
ner, Stöffenbub $. 270 Yandesverweilung gegen Iemand, der wegen Spiel: 
verfuit fich einen Singer abgebadft „tamquam desperatus et nulli bonus — a 
consortio bonorum — repellendus“, Bern. Sachſenſp. I. 40, 3; IV. 14, 2, 3. 
Soslarer Stadtrebt ©. 38. Dfen Stadtr. Art. 261. Grimm Weis: 
thümer I. 18, II. 90, 335. Weitere Gitate aus Tirol, Henneberg, Da: 
bein, Baden Durlach u. N. bei Geib, Lehrbuch II. &. 208/9. Cod. Ba- 
var. 1 3, 25 Gonfiscation von Y%s der Erbichaft und Vergraben durch den 
Scharfrichter. Defterr. Gefepb. 1737 8. 723: Verſcharrung; beit Verſuch: 
Gefängniß „bis er durch Unterricht überwieien, dat die Selbfterbaltung gegen 
Gott, den Staat und ihm felbit Pflicht ift”. Preuß. Allgem. Landr. II. 20 
$. 803 Berjagung von Ehren beim Begräbniß. 
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müßte e8 dann als Thatbeitand einer felbitftändigen Strafthat hinge: 
ftellt werden, Selbitverlegungen Anderer zu fördern. 6) 


2) Güter der Gefammtheit. 


Kann hienach die Nothwendigkeit eines außerhalb des Einzelnen liegen: 
den Gegenftandes des Verbrechens nicht anerfannt werben, fo erfcheint für 
die Beurtheilung der Tragweite von Verzeihungen und für andere fragen 
die Wahrnehmung von Bedeutung, daß es zahlreiche iveelle Güter giebt, 
denen das Strafgefeh feinen Schub leiht. Kann vermöge der Form der 
Handlungen, insbeſondere der oft geforderten Gewaltſamkeit, das Verbrechen 
hier nur an gewiſſen Trägern und Bewahrern jener Güter zur Erfcheinung 
fommen, fo find Doch nicht diefe es, in denen fie zu äußerer Geſtaltung 
ſich abſchließen. In diefem Sinne erfcheinen als Gegenſtände der Ver: 
brechen beifpielsweife die Staatsverfaffung, die Staatshoheit in 
ihrer territorialen Ausdehnung, der Friede mit dem Auslande, die Ach 
tung vor dem Gefeß, das Anſehen der Behörden, der öffentlide 
Friede, die Eideötreue, der Religionsfriede u. dgl. m. 7). 


6) Theilnabme am Selbſtmorde ftraft Baden Strafgeſetzb. $. 208 (Ger 
fängniß oder Arbeitshaus), ebenfo früher die Strafgejepb. f. Braunichweig 
8. 148. Thüringen Art. 121. KR Sachſen Art. 159. Hamburg 
Art. 121. — Verleitung zur Selbverftümmelung ſcheint der Zwed einer Ruſſi— 
ſchen Gefellichaft zu fein, welche die Zeugungsfähigkeit der Männer nach ber 
Geburt eined Sohnes zu befeitigen ſucht. Mehr ald bierüber ift über dad 
amerifaniiche Duell bekannt, welches gegenseitige Anftiftung zum Selbitmorde 
in fich fchließt, während der europäiſche Zweifampf gegenjeitige Einwilligung 
in Tödtung und Berlegung enthält. A. M. Prof. Dr. Neubaner in rap, 
Allgem. Defterr. Ger.» Zeitg. 1865 Nr. 5 ©. 19f., welcher das amerikaniſche 
Duell als eine befondere Korm und Art ded Zweilampfes binftellt. Vgl. Golt— 
dammer, Arhiv 13 ©. 95f. Dr. Lüder daf. ©. 540f. Oppenh. N. 22 zu 
$. 211 des Reichs-Strafgeſetzbuchs verweiſt auf die Vorfchriften über fahrläffige 
Zödtung 

7) Staat, Majeftät, Anfeben der Obrigkeit, öffentliche Autorität, Wahl: 
rechte, Frieden (öffentlicher, Haus-, Religions-Fr.), Zittlichkeit u. Dal. m. in den 
Hauptftüden der 2. Abtbeilung des Bair. Etrafgefepb. v. 1861, fowie in ben 
Titel-Ueberſchriften aller andern Strafgefepb. wiederkehrende Schußobjecte haben 
den Schwerpunkt ihrer Bedeutung nicht in den, was wir fehen, ſondern in dem, 
was wir denken. Selbit der „Geift der Regierung“ ohne Bezugnahme auf 
beitimmte Organe konnte nach $. 101 bed Preuß. Strafgelepb. als Object des 
Vergehens angefeben werden. Erf. d. Ober: Trib. Berlin v. 11. Mai 1854 
Goltd. Ard. 2 ©. 689; v. 2. Nov. 1864 Oppenh. Rechtſpr. 5, 227. Das 
Reiche: Strafgefepb. $. 131 bat das Vorbringen erdichteter oder entitellter 
Thatfahen verlangt. Damit find allgemeine Raifonnements, oder Berbächti: 
gungen von Tendenzen und Marimen der Negierung ausgeichloffen. Gleich— 
wohl kann die Entftellung in der Unterſchiebung niedriger Beweggründe 
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Auch der Schub der Thiere gegen Echändung und Quälerei hat zu 
feinem eigentlichen Gegenjtande nicht das Xhier®), fondern die Anforderun— 
gen der Sittlichfeit und Sitte. 


8. 10. 
Sie That. Form derfelben. Handlung, Unterlaffung. 


giteratur: Spangenberg, Über Unterlaffungäverbrechen N. Arch f. Erim.: 
R. IV. S. 5275. — 9. Luden, Abbandl. I. ©. 469f. U. ©. 2332. — 
Derſ., Handbuch I. S. 217f. — Krug, Abhandl. S. 2uf. — 3. Glaſer, 
Abhandl. aus dem öſterr. Strafrechte, Wien 1858 J. S. 326f. — Mer: 
kel, criminaliſtiſche Abhandlungen Leipzig 186%. — Zachariä, Lehre 
von d. Verſuche d. Verbrechen 1836f. I. $. 100. Weber die Begehung d. 
Verbrechen durch Unterlaffung v. Ober-Staats-Anw. Buri, Gerictefaal 
21 (1869) S 1898. — Echwarze, Gommentar zum Bundes: Etrafgeiepb. 
©. 49f. — & v. Bar, die Lehre vom Cauſalzuſammenhange 1871 $. 11. 


„Gedanken find zollfrei.”N) Alſo auh Gefinnungen, was für 
ben Proceß nicht ohne Weiteres gilt.) Nicht aber Aeußerungen, viel- 
liegen. Hälfchner, Syſtem IL ©. 272. Auch find innere Thatſachen an 
fich nicht ausgeſchloſſen: Entſchlüſſe m. dgl. Meyer, Bundes-Strafgeſetzb. $. 131 
Nr. 4 Schwierigkeiten im der Abarenzung des Echupgebietes können da, wo 
ed ſich um ideelle Güter handelt, niemals völlig befeitigt werden. 

8) Mißgeburten im eigentl. Sinne, fowie Mondkälber ohne jelbit: 
fändiges inneres Leben, ohne Lebenefähigkeit, find weder den Menichen, noch auch 
den Thieren gleich zu ftellen. „Geburten obne menſchliche Borm und Bildung“ 
Preuß. Allg. Landr. I. 1 $. 17 „eriftiren nicht“. Böder, Lehrb. der gerichtl. 
Medicin. $. 121. Alle vom Meibe geborenen, den Keim von geiftigem Leben 
verratbenden Weſen indeß ſtehen rechtlich auf gleicher Linie, mögen fie wohl: oder 
mißgebildet fein. Vgl. Befeler, Commentar 4. Preuß. Strafgeſetzb. €. 348. Ob 
fo eigenthümliche Ericbeinungen, wie die fiamefifchen Zwillinge eine oder2 Per 
fonen darjtellen, läßt fich meticinifch wohl fchwer beitimmen ; juriftifch erledigt fich 
bie Frage mit der Selbitftändigfeit des Willens beider. Verftümmelung des Bruders 
würde nicht Eelbitverftümmelung fein; Heirath je einer Frau nit Bigamie. 

1) Cogitationis poenam nemo patitur, L. 18 D. de poenis (48, 19). Ul- 
pianus L.1 $.1 D de furt. (47, 2). L. 53 8.2. L. 225 D. de V. 8. (50, 16). 
Anders dad Canoniſche Recht in den Auszügen aus Kirchenvätern D. de poe- 
nitentia d. I c. 25 (Hieronymus) 2S—30 (Augustinus: voluntas remunera- 
tur, non opus); nicht ſonſt c. 14, 20 dal. — „Angeſehen mit eben der Echärfe 
der böje Wille ald die That felbiten zu beftrafen, Die Nechte erfordern“ fagt Die 
goldene Bulle im 24. Gap. „von dem Laſter beleidigter Majeftät der Churfürſten“ 
$. 3; doch nur in Gleichitellung der boshaftigen Menterei und Verſchwörung 
mit ber Ausführung des Damit vorbereiteten Fürſtenmordes. C,C. C. a. 178. — 

2) Härefie u. dal. nicht mehr ftrafbar; aber Keindichaft von Bedeutung bei 
jedem Zeugenverbör. Klein, in wietern darf man andere über ihre Gefinnun: 
gen zur Rede ftellen? A. Arch. d. Grim.-R. VII 3 ©. 332 |. N. Arch. L €. 482 
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mehr ift die Reihe der durch Morte, Urtheile, Nachreven, Anpreifungen, 
Verlockungen in die Außenwelt tretenden Strafthaten fehr groß und praf: 
tifch ſehr fruchtbar. Daher follte auch der Sprachgebrauh der Geſetze, 
wenn er im Allgemeinen die Strafthaten als „Handlungen“ bezeichnet, 
überall da eine Ausfonderung der Heußerungen aus dem Kreiſe derfelben 
ausdrüdlic ausfprechen, wo eben nur „Thätlichkeiten“, Gebehrven und 
andere fichtbare Bewegungen des Körpers unter Strafe zu jtellen beab- 
fihtigt?) wird. 

ALS Hauptformen der verbreherifhen Handlungen pflegen Gewalt 
und Sinterlift (vis, fraus) bezeichnet zu werden; allein erſchöpfend ift 
diefe Einteilung nit. *) Auch trifft fie nur die eigentlichen Handlungen. 
Die im Geſetz vorausgefehte Beeinträchtigung eine, unter den Schuß der 
Geſammtheit geftellten Gutes kann indeß, vermöge des Caufalzufammen: 
hanges in den Entwidelungen des Lebens oft auch durch eine Unter- 
lafjung?) herbeigeführt werben (uneigentlihe U. B.); nicht minder der 


3) Wichtig für den Begriff „unzüchtiger Handlungen,“ welcher im Reiche: 
Geſetzb. Tit. 13 in der Bedeutung von unzüchtigen Ihätlichfeiten gemeint ift. 
(S. $. 185 „Thätlichkeit“-,Real'-Injurie.) Allein Worte find nicht ausdrüd: 
lich ausgeſchloſſen. Der Grenzftreit für die Anmwendbarfeit des $. 183 gegen: 
über $. 360 11 (Unfug) wird je nach den „Umftänden“ fich erneuern. Meyer 
Etrafgefegb. 8. 183 N. 2, v. Kirchmann u. Schwarze balten mündliche 
Aeußerungen für nicht ausgeichloffen vom Ihatbeftande Des $. 183, theilweiſe 
auf die Motive ſich ftügend; A. M. Oppenboff wegen des aefperrten Druckes 
von „Handlung“ in den Motiven ©. 101; Derſelbe verweiit auf Die Strafe 
wegen Beleidigung. Die Sperre des Drudes entipricht der ftarfen Betonung 
in der Rede, und möchte fo wenig wie dieſe ald Auslegungsmittel in Betracht zu 
zieben fein; allein die bier Damit gerechtfertigte Auslegung jener Gejehesworte 
ftcht im Einflange mit dem Epradgebraud des gewöhnlichen Lebens. 

4) Beilpiele: Beleidigungen aller Art, auch durch die Preffe; Unger 
borfam bei verpflichtender Aufforderung zur Entfernung Reichs-Strafgeſeßb. 
8. 116, 123; gegen ein, die Dienftentlaffung von Eifenbabn: und Telegraphen— 
Beamten ausiprechendes Erkenntniß $ 320. Wiffentlihes Geſchehen— 
laſſen von ftrafbaren Handlungen Untergebener $. 357 u. dgl. m. 

5) Theilnabme am Diebjtahl durch Unterlaffen des Hausverſchluſſes. Töd— 
tung durch Berhungernlaffen, durch Verblutenlaſſen vermöge Nichtunterbindens 
ber Nabelfchnur Neugeborener; Liegenlaffen eines mittelft Schuſſes Verletzten; 
aus Vorſatz, aus Fahrläſſigkeit. Kann auch Die bloße Benußung des Zufall 
oder der Handlungen Dritter ein Unterlaffungswerbrechen bezründen: z. B. 
Dffenlafien einer geöffnet gefundenen Fallthür, um den zur Nacht beimfebrenden 
Haudgenoifen zu Fall und zu Tode zu bringen? Notbwendigfeit „dat Das Unter: 
laffen der Thätigkeit mit dem Eintritt des Erfolges in einem Zufammenbang 
ftebt“ ; Möglichkeit ſolchen Zuſammenhanges „nur, wenn eine Thätigkeit irgend 
einer Art durch den Betreffenden erfolgt iſt“; aber nicht bloß bei Verbrechen, 
welche einen materiellen Erfolg verlangen; Meineid, Betrug mittelſt Berichweigens; 
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jtrafbedingende oder ftraferhöhende befonbere, ſchlimme Erfolg einer Hand⸗ 
lung durch Unterlaffung einer die Umwandlung aufhaltenden Thätigkeit. 
Der Vorſatz haftet hiebei für alle feiner Berechnung entfprechenden Folgen; 
die Fahrläffigkeit aber für diejenigen, welche mit vem regelmäßigen Verlauf 
der Dinge übereinftimmen. Uebrigens ift eine jtreng gegenfägliche Scheidung 
der Handlungen von den Unterlaffungen undurdführbar. Das Fließende 
der Begriffe tritt insbefondere bei Betrug und Meineid hervor, die Berech— 
tigung zur Gleichitellung bei verſchiedenen Amtsverbrechen. S. Reichs-Straf⸗ 
gejetb. $. 346. 347, aud) 316. 318. 

Auf andern Gefihtöpunften beruht die Eintheilung der Strafthaten in Bes 
gehungs: und Unterlafjungsverbrechen: delicta commissionis — omissionis, 
Verlegungen von Prohibitiv: von Präceptivgefegen. Die Unterlaffungs- 
verbreden in diefem Sinne („eigentliche“ U. V.) fegen eine gejeliche®) 
Verpflichtung, etwas zu thun, voraus. In der Vernadhläffigung diefer 
Pflichterfüllung beruht die Straffälligfeit, wie zufolge des Reichs-Strafgeſetz⸗ 
buches in den Fällen der 88. 281. 283. Unterlaffung faufmännifcher Bud: 
führung — $. 139. Unterlaffung der Anzeige gemwiffer, fich entwidelnder 
ſchwerer Verbrechenꝰ), — fowie in vielen Lebertretungsfällen, beſonders 


„Nicht begründet ift die Annahme, daß bei Vorliegen eines Ganfalzufammenbanges 
ftetö wegen culpa zu ftrafen ſei.“ Geßler, über d. Begriff u. d. Arten des 
dolus $. 13. Bair. Strafgeſetzb. 1861 Art. 5. Sehr eingehend v. Bar a. a. O. 
„Die Cauſalität durch unterlaffene Thätigkeit*. 

6, Ein Bertragsverbältniß kann Die thatſächliche Vorausſetzung eines 
U. B. bilden, nicht aber den Rechtsgrund der Strafbarkeit. Gegen Feuerbad, 
Lehrb. 8. 24 Köftlin, Syſtem ©. 211,0. Bar a. a. O. ©. 9. S. Reihsitraf: 
zeiegb. $ 329; auch $. 162. 221. Beftebt eine allgemeine Rechtspflicht, Andere aus 
Todesgefahr zu retten? Im Gebiete Des Bundes nicht mehr. Brüber: Hannover 
Poliz.-Ztrafgefeßb. $ 195. Preuß. Allg. Landr. II. 20 8.782. Noch in Würtem: 
berg Polizei: Etrafgefepb. Art. 32. Dies im Anſchluß an das canon. (c. 7 
caus. 23 qu.3 c.6 VI. 5, 11) und dentiche Necht des Mittelalterd. Beläge bei 
Geib Lehrbuch II. ©7191. — Rordert Die Behörde Hülfe beit Unglüdsfällen, fo 
Fann Verweigerung Etrafe nach fich ziehen $. 360 10 des Strafgefeßb.; vom 
Reichstage gemäß 8. 340 7 des Preuß. Strafgelepb. aufgenommen. 

?) Vergehen wider „Die öffentliche Ordnung“; nicht aber „Theilnahme“ 
Preuß. Strafgelepb. 8.39. Vgl. Berner, Lehre v. d. Theilnahme am Verbr. 
©. 227. Das „volizeiliche Gepräge“ dere. N. B. betont Schüge, Lehrb. $. 31. 

Der Umfang der Anzeigepflicht bat jehr geſchwankt. Er ſteht im 
engen Zufammenbange mit den, die Organilation der Sicherheits- und Gerichts: 
Behörden beberrichenten Grundgedanken, fowie mit den Grundfägen über die 
Etrafverfolgung von Amtswegen. Beeidigte Eend: oder Synodalzeugen des 
canonifhen Rechts; Nügepflicht der Gemeindemitglieder nach älterem deut: 
ſchem Recht. Böhmer jus ecclesiasticum Prot. III. 39, 16f. Derf. diss, de 
oblig. ad revel. occult. in Exercit. ad Pand. 6 p. 296f.; Biener, Beiträge 
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bezüglich der perfönlichen Sicherheit F. 367 11 +, des Vermögens $. 368 2. 4. s, 
der öffentlichen Ordnung $. 361 4- (Unterlafiung des Abhaltens vom Betteln). 
Hiezu tritt die gefammte Stempel-, Zoll-, Steuer: und ein großer Theil der 
Gewerbe-Strafgefeßgebung. Häufig auch tragen fahrläffige*) Strafthaten 
das Gepräge der Verlegung befonders bejtimmter Anordnungen. 

Bon allgemeinerer Bedeutung ift die Unterlaffung für die Strafbarteit 
bes Verſuchs, infofern zur Strafausſchließung ſolche Thätigkeiten führen 
fönnen, welche rechtzeitig den zur Wollendung eines Verbrechens oder Ber: 
gehend gehörigen Erfolg abzuwenden vermögen. Reichs-Strafgeſetzb. $. 46 2. 


8. 11. 
Die That. Mangelnde Nechtäverlekung. 
a. Das Wahnverbrechen (delictum pntativum). 


Literatur: Shop, Arhiv d. Crim-R. 1842 ©. 5198. — Mittermater, 
dal. I. ©. 183f. IV. ©. 1085. X. S. 550f. — Bradenböft, daf. 1847 
©. 69, 260f. — Mittermaier, Gerichtsfaal 1559 ©. 403f. — J. 
Semtellos, Diss. de delietis putativis Berolini 1848. Weber Nechteiwahn 
und Wahnverbrechen v. Häberlin, Goltd. Arch. 13 €. 233f. 


Der Wahnverbrecher glaubt jtraffällig zu handeln, während dies in 
Wirklichkeit nicht der Fall ift. Er greift Güter der Gefammtheit da an, 
wo fie nicht vorhanden find; mag er nun das Menschenleben im 
Schatten oder im Bilde, oder in Don Quixote's Hammelheerde, oder im 


3. Geſchichte des Inquiſit⸗Proc. S. 2Sf 129 8. W. Unger, die aftdentiche 
Serichtäverfaflung Göttingen 1842 &.392-411. Dove, Zeitichrift f. Deutiches 
Recht 19 ©. 3218. Anzeigepflicht aller Ztantsangebörigen für gewiſſe Ver— 
brechen wie Zauberei, Oottesläfterung, Münzfälſchung, ftreitig ob auch für Hoch— 
verratb nach der goldenen Bulle 24 $. 10; Neichspolizeiordnung 1530 
1.3. Münzordnung vom 1559 $. 161, 163. Bilitat. Abichied 1713 $. 46 
n.a.m. Vgl. John, Strafrebt 5.3. d. Nechtsbücer I. ©. 24417. Ofenbrüg: 
gen, Alım. Etrafreht S. 2027. Weitergehende Vorſchriften im vor. Jahrh. 
Noch $ 10, 11 der Preuß. Erim.:DOrdn., nicht mebr in Geltung. — Val. Depp, 
Archiv d. Grim.:R. 1837 S. 30f. 1849 ©. 109f., 237. 1851 ©. 53f. (Wir: 
temberg). 8. Hahn, von der Pflicht zur Denumciation von Verbreben Bern 
1839. — Bgl. Strafgefepb. Würtemberg, Art. 143, jet 8. 21 des Gef. v. 
13. Aug. 1849. Baden $. 146. Oeſterreich $. 61, 292. Bavern (1861) 
Art. 62, 63. Ueber die Ausdehnung der Pflicht zur Anzeige beabfichtigter Ber: 
brechen Goltd. Arhiv 2 ©. 651f. Bo. 4 ©. 63f. 

8) 3. B. Ueberfahren in Folge zu fchnellen Fahrens Reichs-Strafgeſetzb. 
8. 366 2. Tödten vermöge Verfaufes von ungeſundem Fleiſch. Dat. &. 367 7. 
Ueberſchwemmung in Bolge längeren Nichteinbaltene der durch den Merkpfabl 
dem Müller geſteckten Waſſerſtandehöhe. Vgl. Preuß. Vorflutbgeieh v. 15. Nov. 
1811 8. 8,9. 8. Sädf. ei. v. 13. Aug. 1855 Art. 13. 
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Schimpanſe ala dem Urahnen fommender Menfchengefchlechter zu vernichten 
meinen !). — Ober er greift Dinge an, welde er unter dem Straf: 
Schuge der Gefammtheit ftehend wähnt, während dies nicht 
der Fall; mag er nun feinen eigenen, unbemwohnten, Niemanden gefähr: 
denden, unverjidherten Stall anzünden, ober Geijterbefhmwörungen vorneh: 
men, Wucherzinfen fordern, zum Vergnügen hazardiren, fi aus Gefan- 
genſchaft befreien, dies alles für ftraffällig haltend ?). — Oder endlih: er 
täufcht fich über die rechtliche Bedeutung der befondern Verhälts 
niſſe des einzelnen Falles, unter denen er handelt; feine eigene Sache 
„ſtehlend“, feine eigene Frau „entführend‘, einen Todten „ermordend.‘?) 

Ueberall hier werden diejenigen Güter in MWirklichfeit nicht getroffen, 
denen das Geſetz ftrafrechtlihen Schuß gegeben. So wenig wie Vollendung 
it Verſuch, ja nicht einmal Vorbereitung denkbar. In ihrer wahnvol: 
len Richtung ift die That von Anfang bis zu Ende nur ein 
Gedantenverbreden, ein eingebildetes Verbrechen. Die Strafgefeh- 
gebung neuejter Zeit hat ſich von Strafvorfchriften abgewendet. Damit ift 
nicht die völlige Straflofigfeit der etwa vorgenommenen Handlungen aus: 
geſprochen. Sie können je nad den Umjtänden andere Strafthaten in 
ſich fchließen: Vermögensbeſchädigung, verfuchten Betrug u. dal. m. 

Mit dem Wahnverbrechen fällt nicht der Verſuch mit abfolut, oder gar 
mit relativ untauglihen Mitteln zufammen. Hier wird vorauägefegt, daß 
in der That der, unter Straffhuß jtehende Güterfreis zum Angriffsziel 
genommen werde. Das Nähere fällt in die Verfuchälehre. 


8. 12. 
Fortfegung zu $. 11. 
b. Gewalt ala Pflicht, als Recht. 


Literatur: Der dienftliche Befehl ala Grund der Straflofigkeit, Brauer, 
im Gerichtsfanf VIIIa. ©. 381 f. — Bon Bedeutung die Franzöftiche Literas 


1) „Die Staatsordnung beruht und waltet nurin wirklichen 
und mögfihen Verbältnifien.” Heffter. Lehrbuch $. 36. Art. 72 des 
Würtemb. Etrafgefeßb. ift aufgeboben durch Art. 10—12 des Geſetzes vom 
13. August 1849. Baden Strafgefepb. $. 111 Strafe nicht beendigten Verſuchs. 
Aehnlich früher Großberz. Helfen Art. 67. Braunſchweig $. 36. Hanno» 
ver Art. 40, überall in Verbindung mit Verſuch mittelft untauglider Mittel, 

2) Ob der Wahn tbatlächlichın oder rechtlichen Urſprungs, ift gleichgültig, 
Geyer, Grörterungen Über den allgem. Thatbeſtand der Verbrechen S. 38f. 

3) Die Nechtslehrer find über den Umfang des Begriffs beim Wahnver: 
brechen nicht einerlei Meinung ©. Köftlin, © 252. Schütze, ehr 
buch $. 52. Berner, Lehrbuch $. 81. 
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tur zu Art. 327 des Code penal. „Il n’y a erime ni delit, lorsque l’homi- 
cide, les blessures, et les coups &taient ordonnes par la loi et com- 
mandes par l’autorit& légitime“. — F. Helie, Theorie VI. 63. II. 271. 
— Carnot, Comm. II. 82. — Sellyer, Trait& I. p. 241—250. — De 
excessuum poenis J. H, Böhmer, Exerc. ad P. IV. p. 24. 


Niemals kann Ungehorfam gegen die Geſetze, niemals Sinterlift und 
Trug in die Befugniſſe der Staatsangehörigen fallen, vielfach aber Gewalt, 
wie dies ſchon die Ausdrüde: Staatögemalt, Amtsgewalt, Etrafgewalt, 
väterliche Gewalt, gejegebende Gewalten und ähnliche nahe legen. 

1) Gewalt als Berufspflicht. Das Leben — in. Krieg und Frie— 
den — die Freiheit, das Vermögen, die Ehre der Einzelnen, ihre Vereini: 
gungen und Verbindungen unterliegen der Zeritörung oder Verkümmerung 
durch berechtigte Amtögewalt. Nicht deren Berhängung durch Erfennt- 
niffe, Erlafje, Verfügungen, Anordnungen ift ed, welche den äußeren Schein 
des Unrechts an ſich trägt; vielmehr knüpft derfelbe ſich an die Zeit der 
Ausführung. Die Zwangsvollitrefungsbeamten, ſowie die Sicherheitsbeam— 
ten jind e8 vorwiegend, in deren Thätigfeit die Gewalt als Berufs: 
pfliht in das Leben tritt. Dies allerdings nur für Leben, Freiheit 
und Vermögen, nicht für Gefundheit, nody für Chre, mag aud) deren 
Gebiet durch BVBorhaltungen und Rügen Seitens der Vorgeſetzten gegenüber 
den Unterbeamten immerhin berührt werden; während Mitglieder geſetz— 
gebender Berfammlungen wegen beleidigender Angriffe, welche von ihnen 
in Ausübung ihres Berufes gethan werden, nicht mit Straflofigkeit privilegirt 
find, fondern nur mit einem, von dem fonjt gültigen Strafverfahren ab: 
weichenden Wege der Erörterung und Erledigung von verbrecerifchen und 
fonftigen Auöfchreitungen. Reichs-Strafgeſetzbuch $-. 11 und die Gejchäfts- 
ordnungen der gejeßgebenden Berfammlungen. 

Die unterlaffene Anwendung der berechtigten Gewalt kann ftraf: 
bar machen, bis zur Entfernung vom Amt und noch darüber!) hinaus; 


1) Verlegung der Pflichten, welche dem Beamten „fein Amt auferlegt”, in 
den Dieciplinargefegen. Ferner Reichs-Strafgeſeßb. $- 336, 316, 347. — Zu 
den Bernfepflihten gebört u. U. der Gehorfam gegen rechtsgültige Anweiſungen 
der Bergeiepten. Der „volllommen vervindlice Beichl* ſetzt den Ancrüb: 
rungebeamten außer Verantwortung, welche, wenn etwas Etraffälliges begangen, 
fediglich auf den Befehlenden zurüdfällt. Etraflofigkeit Dee Untergebenen, „wenn 
die Handlung bloß einen Mißbrauch oder eine Leberfchreitung der Amtsgewalt 
oder nur eine Verlegung ber Amtspflicht des Vorgelepten enthält.“ Art 71 
des Bayer. Etrafgefegb. 1861. Wie wenn der Befebl formell und materiell in 
Ordnung, der Untergebene aber anders woher Zweifel entnimmt? Gs wird, 
wenn er fie nicht löſt, wohl faum möglich bleiben, ihn anf Grund des Straf 
geſetzes zu verfolgen; ob auf Grund von Disriplinargeiepen, iſt eine andere 
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nicht minder aber gilt dies vom Mißbrauch der Amtägemalt?). 
Smifchen beiden Strafgebieten in der Mitte liegt das für das praftifche 
Nechtöleben überaus wichtige, in den einzelnen Fällen fehr häufig 
beitrittene Feld der Ueberſchreitung der Amtsbefugniſſe; wich: 
tig einmal um des willen, weil Abwehr berechtigter Amtsthätigkeit nicht 
Nothwehr darjtellt, ſondern ftraffälligen Widerftand ?); wichtig zum andern, 





Frage, deren Bejahung ſehr wohl denkbar bleibt. Echreibfehler in ergebenden 
Befehlen können dieſelbe praftiih werden fallen. — 

Val. L. 167 $. 1 D. de R. J. 50, 17: qui jussu judiecis — — can. 
13 causs. 23 qu. 5. Miles quum obediens potestati, sub qua legitime con- 
stitutus est, hominem oceidit, nulla — lege reus est homicidii. L 169 pr. 
D. 50, 17: Is damnum dat, qui jubet dare — —. 

2) Reichs-Strafgeſetzb. F. 339 Mötbigung, $. 341 Freibeitäcntziebung, 
$. 342 Hausfriedensbruch u. dgl. Bayeriſches Strafgefepb. 1861 Art. 375f. 
Defterr. Strafgeſetzb. I. Hauptitüd 10 „Mißbrauch der Amtägewalt“. , 

Von beionderer Wichtigkeit find Regulative und Gelege über den Waffen- 
gebrauch). Die Nebertretung Kann nicht nur Disciplinariih, fondern auch ftraf 
rechtlich zu Abndung führen — fei es wegen fahrläffigen oder auch wegen vor: 
fäglichen Verbrechens. (Polizei:, Grenze, Forft, Gefängnißbeamte; Gensdarme; 
Militaire.) 

3) Abwehr umberechtigter Gewalt eines Beamten ift ftraffrei, Erf. d. 
Ober-Trib. zu »Berlin vom 21. Aprit 1870 Oppenh. Rechtſpr. 11, 249. Die 
Frage, ob im einzelnen Kall derielbe fich im Net befunden babe, kann nicht 
nach den Anfichten des Beamten, noch nach denen des, wegen der Abwehr An: 
geichufldigten entichieven werden, fondern lediglich nach den geltenden geleplichen 
und reglementariſchen Vorichriften in ihrer Anwendung auf die gerade vorliegen: 
den Verhältniſſe. Dieſer objective Maßſtab ift anzulegen ohne Nüdgriff 
auf entichuldbare Arrtbümer des Beamten. So nad $. 113 des Reis: Straf: 
gefegb. im Gegenſatz zu der erweiternden Auslegung des $. 89 des Preuß. Straf: 
geſetzb. Vgl. Meyer, Bundes-Strafgeſetzb. ©. 96. 

Die Frage hat noch eine andere Seite, Die „Theorie des blinden Gehor: 
ſams“, Köftlin, Syſtem ©. 12, kann für dad Verbältnih der Beamten unter 
einander nit ala maßgebend angefehen werden. Nicht nur unter Gleichberech-⸗ 
tigten 3. B. bei Requifitionen wegen Nechtsbiilfe — Bundesgef. vom 21. Juni 
1869, Bundes-Gefegbl. S. 305f. — tritt Prüfungspflicht für den Requirirten 
ein, fondern auch bei ergebenden Befehlen und Aufträgen Prüfungspflicht für 
den Untergebenen, der fich zu ftrafbaren Handlungen nicht anftiften faffen 
darf $. 48 Reichs-Strafgeſetzb. — Die Abwehr unberechtigter Gewalt Vorge: 
feßter bleibt denkbar, obichon nur theoretiich von Interefle, da der Ball kaum je 
vorkommen wird, daß Meinungsverfchiedenbeiten über die den Behörden zur 
ftebenden, durchgängig genau, je nach den Geichäftszweigen verfchieden geordne— 
ten Befugniffe irgend einmal auf den Weg der Gewalt, der tbätlihen Abwehr 
gedrängt werden könnten. Wie indeh, wenn nur der dur die Amtshbandlung 
Betroffene, nicht der Unterbeamte die Rechtäwidrigfeit Des andgefertigten 
Befehls zu erkennen vermag: 3. B. des Haftbefehl wegen Verdachto oder zur 
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weil bei der Erörterung der Straffälligfeit von Beamten wegen dargethaner 
Uebergriffe der Rechtsirrthum häufig in die Reihe der zur Strafaus- 
ſchließung führenden thatfählichen Irrthümer tritt, infoweit e8 fi) um An- 
wendung der eigentlichen Strafgefeget), nicht bloßer Disciplinargefege 
handelt. " 

2) Gewalt als Redt. Die elterlihen Erziehungsrecte ergreifen 
zwar nicht das Leben der Kinder, noch ihre Ehre, aber doc in gewiſſem 
Umfange den Leib, die Freiheit, das Vermögen. 

Verwandt damit, doch in die Gewalt als Berufspflicht gehörig, find 
die Rechte der Schulzucht; befchränkter die der Herrfchaften gegenüber dem 
Geſinde, der Lehrheren gegenüber den Lehrlingen, der Schiffscapitaine 
gegenüber den Schiffsjungen u. dal. m. Weberfchreitungen fönnen hier überall 
Straffälligfeit herbeiführen 5). 


Strafverbügung bei Verwechſelung des Vornamens? Hier wird Abwehr ftrafe 
fällig; denn der Vollfirefungsbeamte befindet fich in rechtmäß iger Ausübung ſei— 
nes Amtes, nur der Auftraggeber wäre ed, dem mit Necht Widerftand würde 
entgegengelegt werden können. 

4) Daber die Forderung des Bewußtfeind von der Nechtöwidrigkeit beiſpiels— 
weile im Reichs-Strafgeſetzb. $. 352 Gebührenüberhbebung, $. 353 Stenerüber: 
bebung. Wiffen, „dab der Zablende fie — nicht — verichuldet”. Val. Bayern 
1561 „ih — wilfentlich einer Ungerechtigkeit ſchuldig machen“. Art. 377. Wür: 
temberg Art. 438. Defterreih $. 101, bedroht Amtsmißbrauch, verübt, 
„um — Echaden zuzufügen“. 

6) So wegen vorläglicher Mißhandlung; aber auch wegen fabrläffiger Körs 
perverlegung, wenn berechtigte Hiebe in unvorfihtig verlepender Weite gefallen 
find, Oppenb. Rechtſpr. 11, 579. Irrthum über das Züchtigungsrecht oder 
deſſen rechtlihe Grenzen (Oppenboff, Bundes: Strafgeiegb. Nr. 7 zu Abe 
ihnitt 17) kann die Beitrafung nicht ausfchliefen. Abwehr unberechtigter 
Ausübung jenes Rechtes iſt ſtraflos. — ©. Strafgeſetzbuch Würtemberg 
Art. 268 „Mangel an Vorficht bei Ansübung des Züchtigungsredts"; Art. 452 
dgl. bei „SSchuldienern“. Defterreich $. 413. — Vgl. Bundes-Gew.Ordn. 
vom 21. Juni 1869 $. 119: „Väterliche Zucht des Lehrherrun“ für den Febr: 
ling; doch nur Folgſamkeit gegenüber dem vertretenden Sefellen oder Gehülfen. 
Das für dad Handwerk, gilt nicht auch jür die Landwirthſchaft und deren Lehrlinge 
Die Rechte der Dienftherren, der Eltern, der Lehrer (Rachbleiben und Garcer 
als Freiheitsſtrafen, levis castigatio L. 5. 8.3 Dg 2) find in den verichiedenen 
Deutihen Staaten beionders geregelt. Die ebeliche Gewalt umfaßt ein Hecht 
zu Beleidigung und Züchtigung der Ehefrau nicht in ſich. Val. Erf. des Ob 
Trib. v. 23. Sept. 1553 Goltd. Arch. I. S. 710; v. 19. Mai 1854 dal. I, 
©. 533. Abhdlg. dal, VII. ©. 388f. 
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g. 18. 
Fortſetzung zu 8. 11. 
c. Preisgegebene Güter. 


Literatur: Meber Die angebliche Rechtlofigkeit der zum Tode PVerurtbeilten 
Abegg, Archiv des Crim.R. N. 5. 9, 625f. — Hiezu Über die Römiſche 
Auffaſſungsweiſe Geib, Arch. des Criminalr. 1835. ©. 580f. (sacratio 


capitis. Tödtung Proferibirter). — 4. D. Weber, Ueber Injurien und 
Schmähſchriften (17931 L S. 27f. — Abegg, Unterfuhungen aus dem 


Gebiet der Strafrechtewilfenichaft. 1830. ©. 202f., 362f. 


1) Staatlihe Aberfennung. 


Indem der Staat auf Strafe erkennt, jpricht er der Gefammtheit das 
Recht zu, dem Werurtheilten die in dem Urtheil bezeichneten Güter zu 
entziehen: das Leben, die Freiheit, Vermögensantheile, Ehrenrechte. 
Keineswegs werden diefe Güter damit für vogelfrei!), ihre Bejiger für 
rechtlo8 bezüglich ihrer erklärt; ihnen wird nit das Recht auf Leben, 
Freiheit, Vermögen — ſei es ganz oder theilmeife — genommen; nod 
weniger das Recht auf Ehre, da es fich nach der heutigen europäiſchen, oder 
vielmehr chriftlichen Geſeggebung hier nur um die Ausübung gemiffer all« 
gemein gültiger Befugnifje handelt, weldhe für das Wohl der Gefammtheit 
Bedeutung haben, aber nur dann und fo lange, als das ihrer Wirkfamteit 
zum Grunde liegende öffentliche Vertrauen von dem Einzelnen nidt ver: 
ſcherzt worben ijt. 

Damit erledigen jih die Fragen, ob Beleidigung an Berfonen, 
melde für „ehrlos“ erklärt worden, ob Mord und Todtfchlag an Per 
fonen, welche zum Tode verurtheilt worden, jtrafbar?) fei, oder nicht. In 


1) „Friedloſigkeit“ Des altdentichen Rechts ald völlige Vernichtung der 
Periöntichkeit. Verminderter Nechtsichug für Leibeigene, Fremde, Anden, Recht: 
und Echtloſe. — „Acht des Mittelalters mit der Wirkung der Friedlojigkeit. 
Koöitlin, Spitem ©. 13f. Budde, Weber Nechtlofigfeit, Ehrloſigkeit und 
Echtloſigkeit 1342. Dillebrand, Weber die gänzliche oder theilweiſe Entzie— 
bung der bürgerlichen Ehre. 1844. Bgl. Reichspolizei-Ord. von 1548 J. 8. 7; 
von 1577 dal. Ehrloſigkeit der Gottesläſterer. Wegen der Zigeuner vergl 
Geib, Lehrbuch I. S. 216. 

2) Aenerbac, welcher vorzeitig zurückkehrende Auegewieſene für rechtlod 
und den Geächteten gleichitebend erachtete, weil nicht „im Schutze des Staates“ 
befindlich, Lehrbuch F. 40, (vgl. Orattenauer, Notbwehr S. 37f) bielt bie 
unberfugte Tödtung eines Hingurichtenden für eine Poligeübertretung. 
Anders ſchou can. 14 caus, 23 qu. 5 (Hieronymus). S. Thibaut, Kritik der 
Zeuerbachſchen Theorie S. 31f. Wächter, Lehrbuch U. S. 121. Trum— 
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diefen und ähnlichen Fällen ift die Straffälligfeit unbedenklich an- 
zunehmen. Dem Einzelnen iſt feins jener Güter frei gegeben.?). 


8. 14. 
Fortfegung zu $. 11, 13. c. Preisgegebene Güter. 


Literatur: Ueber die Natur der Handlung, wenn Semand ein nad dem 
Sittengeleße unveräußerlihes Gut des Andern mit deſſen Ein: 
willigung beſchädigt, oder demſelben ganz entzieht, in ſtrafrechtl. Nüdficht, 
Stübel, im N. Arc. des Erim.:R. 9. ©. 551f. — Ueber die an einem 
Einwilligenden verübte Tödtung Abegg im Arc. des Erim.:R. N. 8. 
1840. ©. 434. — Tödtung anf Verlangen des Getödteten von RW. 
Dorn, Boltd., Ard. IL ©. 325f. Bo. 5. ©. 326f. — Volenti non fit 
injuria von Böhlau, dal. 5. E&.489f. — Die Beihülfe zum Selbitmorde 
und die Tödtung eines Cinwilligenden nad dem gegenwärtigen Standpunft 
der Geſetzgebung, Rechtipr. und Willenichaft von Mittermaier in Goltd. 
Arch. 9. S. 433f. — Volenti non fit injuria von Wädter, Gerichts: 
faal 20. (1868) ©. 1f. — Hälſchner, Syſtem II. $. 7 Anm. 1. 


2) Einwilligung des Verletzten, befonders bei An— 
tragäverbreden. 


„Volenti non fit injuria“, oder vielmehr „nulla injuria est, quae in 
volentem fiat“ fagt Ulpian L. 1. $. 5 D. de inj. (47, 10) bei der Aus— 


mer, Grim. Beiträge III. 2. ©. 140. Luden, Abhdlgen. II. ©. 470f. „Das 
Todesurtbeil hebt des Menichen Recht zu leben nur auf gegenüber dem allge 
meinen Willen, den der Staat durd feine Organe auszuführen bat.“ Bers 
ner, Lehrbuch $. 84. Tödtung durch eine Privatperion würde felbft bei Eins 
willigung des Verurtheilten z. B. in Vergiftung, um langdauernde Todesangft, 
oder um die Schande wirklicher Hinrichtung ſich felbit oder der Bamilie zu er: 
jparen, nicht eine bloße Amtsanmaßung in ſich fchließen, fondern ein Vergeben 
(Reichs-Strafgeſetzb. F. 216), unter Umftänden fogar eiu Verbrechen wider 
das Feben. 

3) Unterthanen eines feindlichen Staates find ebenſowenig rechtlos als feindliche 
Eoldaten. Das furchtbare Epiel des Krieges bewegt fih fortwährend in den 
Zuftänden berechtigten Angriffs und berechtigter Abwehr; Offenfive und Defen: 
five im Großen, wie im Kleinen; dies aber nnr und aueibliehlie für die Trä— 
ger und Organe der Staatsgewalt: die Krieger. Der Nichtſoldat kann dem 
eingedrungenen Beinde gegenüber in den Etand perlönticher Nothwehr fommen; 
an fich aber hat er fein Recht, über Leben und Gut des Feindes zu verfügen, 
aud dann nicht, wenn das geſammte Volk zu den Waffen geinfen wird. Nur 
die Staaten find jegt Subjecte der Kriegführung. v. Holßendorff, Encyclos 
pädie ©. 807f. Die Anfichten find freilich ſehr verſchieden. Vergl. Geib, 
Lehrbuch II, ©. 217. Kür die ſtrafgerichtliche Praxis bat die Frage wegen der 
großen Seltenheit einer Strafverfolgung biöher feine Bedeutung gewonnen, 
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führung, daß wegen Verkaufs des einmwilligenden Sohnes dem Vater „suo“ 
nicht filii nomine die injuriarum actio zuftehe. 

Der über Ehrverlegungen hinausgehende Begriff der römifchen injuria 
mußte die Frage nahe legen, ob der Sat nicht eine, alles Unrecht gegen 
den Einzelnen umfaſſende Bedeutung haben möchte. Von den Einen uns 
bedingt bejaht, von den Andern unbedingt verneint führte die Frage zur 
Aufitellung von Mittelmeinungen, gejtügt auf Unterfcheidungen der „Rechte“ 
in veräußerliche, verzichtbare und unveräußerlide, unverzicht- 
bare, wobei weiter gefondert wurde, in wie meit die Einwilligung in die 
Verlegung unveraußerliher Rechte einen Strafmilderungs: 
grund enthalten könne oder nidt!). Doc was heißt hier veräufßerlich ? 
Iſt die Ehre veräußerlih? (Sälfhner Syſtem I. 236 Note 2.) 

Andere Geſichtspunkte find der Strafgefeggebung als folder entnom- 
men worden; aljo zunächſt nur pofitiver Natur und des innern Zuſammen⸗ 
hanges entbehrend. 

Da mo MUeberliftung — Trug und Täufhung — oder Gewalt — 
Bedrohung und Ueberwältigung —, überhaupt ein Handeln wider den 
Willen des Betroffenen als Beariffserfordernif der Strafthat auf: 
geitellt it, muß durch ernftlihe Einwilligung des Berletten das Verbreche— 
rische der Ihat in Megfall tommen, denn es fehlt am IThatbeitande, damit 
an der Schuld?). — Da wiederum, mo der Staat nur auf Antrag eines 
Verletzten einfchreiten zu wollen erklärt, enthält anſcheinend deſſen vorgän- 
gige Einwilligung bereits den Verzicht auf den Rechtsſchutz. So führt 
Geib Lehrbuh 2 ©. 215 aus, „daß bei allen jogenannten Antragäver- 
brechen, d. h. bei allen denjenigen Verbrechen, welche lediglih auf Klage 
des Verletzten felbit verfolgt und bejtraft werden fünnen, die Einwilligung 
defjelben die Wirkung haben muß, daß diefes Klagerecht und eben damit 

1) Wächter, Pehrbuch 1. 8.59 N. Archiv. d. Crim.R. 10 S. 2281. für 
volle Geltung des Satzes v. n. f. i.; Dagegen Sepp, Pal. 11 ©. 65f., 239f. 
Eine fichere Enticheidung geben die Uuellen weder des Röm. R. — L.4$.2D. 
ad 1. Corn. de sicariis 48, 8; L, 13 pr. D. ad ]. Aqu. 9, 2 u. allgemeinere 
Sätze in L. 38 D. de pactis 2, 14; L.45 $.1D. deR.J. 50, 17; L.6 Cod. de 
pact. 2,3, — noch das canoniſche Recht c. 27 VI. de R. J. 5, 13; noch 
das Ältere deutihe Hecht an Die Hand. — (Zweifampf ald gerichtlibes Beweis— 
mittel!) S. Tittmann, Handbuch I. $. 36. Denke, Handbuch L ©. 23ıf. 
Köftlin, Soſtem $. 36. 

- 2) Zahlreihe Beläge in jedem Strafgeſetz. Wal. L.4 $.8SD. 
de furtis 47, 2. $.8 J. de oblig. quae ex delicto. 1.1 $ 5D. quod vi aut 
clam 43. 24. L.3 8. 5 D. de hom. lib. exhib. 43, 28. L.68.2D.del, 
Fabia de plag. 48, 15 wm. a. m. C.C.C. a. 119. Vorzugsweiſe Verbrechen 
wider Eigenthum und Rreibeit. 
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denn auch, daß die Möglichkeit einer jeden deöfallfigen Beftrafung hinmeg- 
fallt.” Allein?) was thun, wenn neben einem erlebten andere Antrags- 
berechtigte vorhanden, 3. B. Vorgefegte von Beamten? 

Mie es fcheint, wird eine anderweitige Begründung der verfchieben- 
artigen Wirkungen vorgängiger Einwilligung möglich, wenn auch hier da- 
von ausgegangen wird, daß aller Rechts ſchutz feinem Inhalt nad nichts 
anders darftellt, al einen Büterfhuß, und daß im Strafrecht ver Werth 
der Güter für bie Gefammtheit die Grundlage diefes Schutzes und 
feines Umfanges bildet. Der Werth ift je nad) Zeit und Volk verfchieden. 

I. Bon den, an der Perſon des Einzelnen haftenden Gütern 
ift e8 nach heutiger Rechtsanſchauung 1) das Vermögen, insbefondere das 
Eigenthum, 2) die Freiheit, 3) die Ehre, welche dem Einzelnen niemals 
im Ganzen verloren gehen kann ober entzogen werben darf, die Freiheit 
wenigſtens nur durch Nichterfprudg, nicht durch Privatwillfür (Sclaverei und 
Leibeigenfhaft). 4) Eine Störung, eine zeitweife Trübung des Förperlichen 
Mohlbefindens bringt den Berluft der Gefundheit, der Förperlichen Unverfehrt- 
heit für immer noch nicht mit fi. Wohl aber ift dies der Fall bei Verſtüm— 
melung und ähnlicher dauernder, erfaglofer ſchwerer Verlegung des 
Körpers. 5) Nicht minder ift das Leben einmal verloren für immer verloren. 

Hieraus ergeben fich folgende Gefichtspuntte: 

1) Büter des Einzelnen, deren Erhaltung der Staat von ihm wegen 
ihres Werthes für die Gefammtheit fordert, darf Niemand ftraflos ver: 
legen, noch auch dieſerhalb mit Einwilligung des Verletzten fich ſchützen 
9); 


8) Die Antragdverbrehen des Neichd: Strafgefeßb. a. Wegfall des 
Thatbeftandes bei freier Einwilligung: I. Hausfriedensbrud $. 128. 
Täuſchung zur Ehefhliefung $. 170. Nothzucht $. 176 ı, 2, 177. Täuſchung 
zur Beiſchlafsvollziehung F. 179. I. Entführung $. 236, 237. Nöthigung 
$. 240, 241. Haus: und Berwandtendiebftahl: Betrug » Unterfchlagung, Butter: 
diebitabl, Eiwaarenentwendung $. 247, 263, 370 5, 6. Bereitelung der Zwangd: 
vollftredung und Befigentfremdung $. 288, 289. Jagen, Fiſchen, Krebien $. 292, 
3704. Brucd des Brief: des Privatgeheimniffes 8.299, 300, Sachbeſchädigung 
$. 303. Ausnahme: Kreditgeben an Minderjährige $. 301, 302. 

b. Wegfall der Rechtsverletzung bei Einwilligung (nur des Ber: 
legten, nicht fonftiger Antragsberechtigter) $. 194, 195 einfache Beleidigung, 
$. 189 bezeichnet durch Nennung der Antragsberechtigten die in ihrem verſtor— 
benen Angehörigen beleidigten Perfonen; 8.232 leichte Körperverlegung. 

ec. Wirkungslofigkeit der Einwilligung wegen mangelnder Ber: 
fügungsfähigkeit des unmittelbar Verlepten über dad von ihm getragene Gut 
und Hecht der Gejammtheit: Beleidigung von Beamten, Behörden, Körper: 
Ichaften und fremden Würdenträgern $. 99, 101 bis 104, 196, 197. Ehebruch 
8.172. Unzucht $. 176 3. Verführung $. 182. 
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2) Güter des Einzelnen, deren Erhaltung der Staat unter Strafſchutz 
gejtellt hat, darf Niemand in der Weife verletzen oder beeinträchtigen, daß 
fie im Ganzen verloren gehen; vorgängige Einwilligung macht hier nie- 
mals jtraflos; jie kann indeß die Strafe unter Umftänden mindern; fo bei 
Zödtung auf Verlangen 4) Reichs-Strafgeſetzbuch $. 216; im Zweikampf 
$. 206; 

3) Güter des Einzelnen, denen Straffhug gewährt ift, dürfen aber 
von ihm, fofern er großjährig und ausſchließlich verfügungäberechtigt, 
im einzelnen Fall infoweit zu ftraflofer Verlegung preisgegeben werden, 
als mit der Beeinträchtigung ihr Verluſt im Ganzen nicht?) verbunden ift, 
und außerdem der Staat nicht befondere Gründe hat, grade die 
Verlodung zur Einwilligung zu ftrafen. 

Je nad dem ermweislihen Umfange der Preisgebung der bezüglichen 
Biüter durch vorgängige Einwilligung werden demnach ftraflos: einfache Miß— 
handlungen, sreiheitsentziehungen, Chrverlegungen, Beligentfremdungen 
aller Art an beweglichem Gut (Reichs-Strafgeſetzbuch $. 242—252, 288, 
289, 370 5), Sachbeſchädigungen, ausnahmsweiſe felbjt bei Branditiftung, 
(Reiche: Strafgeſetzbuch $. 303, 308), Sachmißbrauch (Straf: Gejegbudh 





4) Wie muß die Einwilligung beichaffen fein? Klar erkennbar; es ge 
nügen concludente Handlungen. Vgl Oppenhoff, Reichs-Strafgeſetzb. N. 40 zu 
$. 242 (Diebitahl). Ernſtlich, alfo nicht im Trunk gegeben. Auch in Rube 
überlegt? Nein; denn ohne krankhafte Erregung, obne Verzweiflung, 
ift fie, zumal gefteigert um Verlangen da kaum denkbar, wo es ſich um das 
Leben handelt. Wie aber, wenn einmal bier verbrederiiche Motive leitend fein 
möchten, die der Tödtende kennt: Verlangen der Tödtung, um die Lebensver— 
fiherung dieſem oder fonftwen zuzumenden? Das Berlangen muß auf er: 
ftörung des Gutes an fich als Ziel gerichtet, nicht Mittel zu weiteren Zweden fein. 

Württemberg Art. 239 beftimmt Arbeitshaus bei Tödtung auf Verlangen, 
Strafermäßigung, wenn diefer todtkrank oder tödtlich verwundet. Ebenfo Ba: 
den $. 207. 

Von einer, für Verzichte auf Strafverfolgung etwa befonders beftimmten 
Form fann für die Einwilligung keine Rede fein. Die Grenze derjelben kann 
für andere Güter, als das Leben leicht jtreitig werden. „Reiſer und Kleine 
Knüppel dürft ihr nebmen, nehmt ihr Aeſte oder Stubben, fo ift es Holgdieb: 
ſtahl“. „100 Gigarren darfft du nehmen, aber nur zum Werth von 2 Thalern“. 

Ueber Einwilligung in zeitweile Entäußerung der Willensfreibeit ald 
Gegenfag zu bloßer Kreibeitsbeihränfung Hälſchner, Syſtem I. 232. 

5) Was von dem verlangten — Angriff auf das Leben — Verſuch bei 
$. 216 ſtraflos, — gilt nicht von folchem auf körperliche Unverfebrtbeit. Ber: 
ftümmelung eines Einwilligenden ift nach $. 225 ohne Milderung, und 
auc der Nerfuch ftrafbar, was bei Amputationen durch Pfuſcher von Bedeutung 
werden fann, wenn die Aerzte fie für unnüß, die Erbaltung des leidend ge 
weienen Gliedes für medicinalwiſſenſchaftlich geboten erklären, 
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8. 290, 3706). Auf der andern Seite (volenti fit injuria) befinden fih 
nicht nur die Fälle erfchlihener Einwilligung bei Ueberliſtung, bei Betrug, 
und andern Fälſchungsverbrechen, fondern aud Fälle von ftrafbarem Eigen» 
nuß, 3. B. von Berlofungen zum Glüdsjpiel, gleichviel ob die Einwilligung 
bereit3 ſchädliche Vermögensfolgen gehabt hat oder nicht. (Reichs » Straf: 
geſetzbuch $. 234f. 263 f. 284.) — Unvereinbar mit Vergehen aus Fahr: 
läffigkeit, ift die Einwilligung einzelner Bedrohter bedeutungslos für die 
gemeingefährlichen Verbrechen als folde. 

U. Verbrechen wider die Güter der Gejammtheit‘) find an 
fih vom Belieben Einzelner unabhängig. — Gleichwohl befinden ſich dar: 
unter im Reichs-Strafgeſetzbuch verfchiedene, welche nur auf Antrag jtraf- 
bar. Welche Wirkung bat hier die vorgängige Einwilligung? Wie in: 
befondvere da, mo der Einzelne nur ald Träger bejonderer gefammtheitlicher 
Rechte erſcheint: als Fürſt (Reichs-Strafgeſetzbuch $. 99, 101F.), als 
Beamter $. 196 f. 232). Oder da, wo die Verletzung des Cinzelnen 
als Beeinträchtigung der öffentlichen Ordnung ($. 123 Hausrechtsverletzung); 
des Cherechts ($. 170, 172); der Sittlichleit ($. 176 f. 182) unter Strafe 
gejtellt ift? 

So weit hier die Straffälligfeit ausdrüdlich an ein Handeln wider den 
Willen des betroffenen Einzelnen gefnüpft iſt ($. 123, 170, 176,» g, 
177, 179), fällt mit der freien Einwilligung der Thatbeſtand weg. So— 
weit dies nicht der Fall, ift diefelbe ohne Bedeutung. Vielmehr fommt 
bier zur Geltung, daß Niemand über die Grenzen feiner Befugnifie hinaus 
rechtägültig Verfügung treffen darf. Daher nicht Straflofigfeit bei Ein- 
willigung von Beamten in Beleidigung und Verlegung, joweit es ſich bier 
um den amtlichen Charakter handelt; der Eltern, der Vormünder troß 
ihres Antragrechtes bezüglich der Schändung Unmündiger ($. 176 4 182)7). 


6) Kann wegen wiſſentlich falſcher Anſchuldigung beftraft werden, 
wer laut Abrede dur Anzeige wegen Branpftiftung u. dgl. einem Andern 
den weiteren Aufenthalt in den Staatögefängniffen vermitteln will? — wegen 
Meineides, wer laut Abrede diefe Anichuldigung eidlich bekräftigt? Reichs— 
Strafgeiegb. 8.164, 154 2. Allerdings; denn der Anspruch auf Wabrbeit kommt 
bier ftets als Gut der Geſammtheit in Betracht. Die Benachtbeiligung des Einzel: 
nen entbält einen Strafzumelfungsgrund. Daffelbe gilt z. B. für den Gebrauch 
eined falſchen Namens; (Erf, Ober: Trib. 3. Berlin v. 4. Juni 1856. Goltd. 
Arhiv 5 ©. 695) als Zuwiderhandlung gegen die öffentliche Ordnung. 

7) Hier würde die Einwilligung Theilnabme am Verbrechen in fi ſchließen; 
fei ed Anftiftung, fei es Beibülfe; ja ſelbſt Thäterichaft der Antragsberechtigten 
ift denkbar. Die Einreihung in die Antragsverbrechen berubt bier auf der 
Schonung des Rufes der Verlegten gegen Gefährdung dur das an Straf: 
proceffe fih anſchließende Aufichen; keineswegs auf einer Unterordnung der Ans 
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$ 15. 
Fortfegung zu $. 11. 
d. Nothftand. 


Reichs : Strafgefebb. „Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn bie 
Handlung außer dem Falle der Nothwehr in einem unverichuldeten, auf 
andere Weife nicht zu befeitigenden Nothſtande zur Rettung aus einer gegen: 
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben des Thäters oder eines Angehö: 
rigen begangen worden iſt.“ 

Literatur: Zabfreihe Specialliteratur im vor. Jahrh. |. Köftlin, Syſtem 
8. 37 Nr. 6 bef. „de jure necessitatis“* Stryck 1712. Unger 1752. „de 
furto“ ex necessitate commisso Schott 1772 „de furto“ fame dom. 
facto Walch 1789. Umihwung durch Kant, Metaph. Anf, Gr. d. Rechte: 
febre 41, 42. — Fichte, Grundl. d. Naturrechts IL. 85f. — F. Berner, 
Diss. de impunitate propter summam necessitatem proposita Berolini 
1861. — Marquardien, die Lehre vom Notbitande, Archiv d. Crim.R. 
N. #. 1857 ©. 396. — U. Geyer, die Lehre von der Nothwehr. Jena 
1857 ©. 5f. — Derſ. in v. Holpendorff'3 Rechtslericon II. 179. 


„Recht gegen Recht“, fo pflegt die Formel für den Nothitand aufges 
jtellt zu werden. Sollte fie nicht vielmehr lauten: „Gut gegen Gut’? 
Wenn zwei an fi) unter Rechtsſchutz jtehende Güter nad) dem erfahrungs- 
mäßig naturgejeglichen Zaufe der Dinge neben einander nicht mehr bejtehen 
fönnen, welchem ſoll der Nechtöfchug gewahrt bleiben? Das geringere 
Gut muß dem höheren weichen. Höher ijt aber dasjenige, welches das 
geringere bedingt und trägt; höher das wirflihe und vorhandene ald das 
mögliche und werdende; jtehen beide gleih, jo mag es ein Anfpruch der 
Sittlichkeit fein, vom Einzelnen zu fordern, fein eignes Gut zu Beſten des 
gleichen Gutes Andrer zu opfern; als Rechtsanſpruch kann diefe Anforde: 
rung nur da geitellt werden, wo der Einzelne einer Mehrheit gegemüber 
fich befindet, welche er gefährbet. Sonft: trotz Güterverlegung feine Rechts— 
verletzung. 

Die angegebenen Grundſätze finden ſich civilrechtlich mannigfach ange— 
wendet: Wegfall der Schadenserſatzforderung da, wo geringeres Gut 
geopfert werden mußte, um ein höheres oder umfangreicheres zu erhalten. !) 


fprüce der Gelammtbeit auf fittliches Verbalten unter die Willkür Einzelner. 
Motive S. 101. Bayr. Strafgefeßbucdh 1861 Art. 215, 222. Zum Zweck des 
Antrages wider betbeiligte Eltern oder Vormünder würde, wenn Verfolgung 
von Amtswegen nicht zuläifig, die Beftellung eines Interimscurators erforderlich 
(vgl Geyer in v. Holkendorff Rechtslericon OD. ©. 280), erſt von da ab aber 
auch die Antragsfrift zu berechnen fein. 

1) Seemurf, große Haverei in Seenoth. Allgem. Deutſches Handelsgeſetzb. 
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Um fo weniger kann es zweifelhaft fein, daß Strafe da unzuläffig, mo 
eine Gollifion befteht, welche der Staat zu löfen nicht im Stande. Die 
Rechtsmacht bricht fi an der Naturmacht?) nad) der einen, der ſchwäche— 
ren Seite hin. Cs tritt Nechtsverlegung- ein, fobald durh Willführ 
diefer Conflict hervorgerufen, oder fobald ein geringeres Gut es ift, welches 
den Vorwand geben foll, um die Bernichtung eines höheren zu entfchuldigen. 

Unter allen Gütern des Einzelnen, der PBerfönlichteit, it das Leben 
das höchſte — als der Träger aller andern. Ihm muß im Widerftreit die Ge 
fundheit, die leibliche Unverfehrtheit weichen.®) Der Gefundheit weidht*) 








Art. 702, 708. — Die beranzuziebenden Stellen des R.R. beziehen ſich auf die 
lex Aquilia f. L. 29 D. 9, 2. 1.3 8.7 D. 47, 9 de incendio. — Die Haupt- 
ftelle des canonifchen Rechts: quoniam „necessitas legem non habet, 
ftellt den Grund dar, aus dem Felix episcopus jagt — non „in aliis quam 
Domino socratis locis — — Missas cantare aut sacrificia offerre licet, nisi 
summa coögerit necessitas“, c. 11 D. 1 de consecratione, Wilgemeiner c. 4 
X. de Reg. Jur. 5, 41. Quod non est licitum in lege, necessitas facit lici- 
tum. — Sachſenfſpiegel I, 62. Tödtung von Thieren „notweringe“. 
Hälſchner, Syſtem $. 68 Anm. 1. 

2) Ald Sand Kogebue ermordet hatte, wurde die Frage aufgeworfen, ob er 
fich auf Notbitand berufen durfte. Allein es giebt keinen Nothſtand des Natios 
nalgefühls; es giebt im ftrafrechtlihen Einne nur Notbftand in Bezug auf perlön: 
lihe Güter Einzelner. Der ftaatsrechtliche Begriff deflelben hat eine davon 
ganz verichiedene Bedeutung. Bol. Preuß. Berf.:Urf. Art. 63 „Belfeitigung e. 
ungewöhnlichen Notbftandes.” Aehnlich der Begriff des Nothſtandes in $. 329 
des Reiche: Strafgelepb. als einer allgemeineren Hungersnoth. 

8) Der Arzt, welher Gift reicht, vergiftet nicht, weil er nicht das Leben 
angreift, fondern die Gefundheit, um jenes zu erhalten, und in ihm die Geinnd» 
beit wieder berauftellen. Der Chirurg, welcher Glieder wegichneidet, verftüm: 
melt vorjäglih, aber aus Notbwendigkeit zum Vortheil deö Verletzten, wenn 
auch felbft wider den Willen deflelben. Wird hiebei die berufsmäßige Auf: 
merkſamkeit vernachläffigt, welche für die Ausführung und felbit für die Vor: 
prüfung der Nothwendigfeit erforderlich ift — fo ift bei Eintritt ſchwerer Nach» 
theile nicht $. 224, 225 des Neichs » Strafgefeßb. anwendbar, fondern nur $. 230: 
fahrläffige Annahme eines Notbftandes, fahrläffige Anwendung von Mitteln 
zur Hebung bdeflelben. 

4) Die Irrenanftalten, obſchon vielfach Privatanftalten, berauben Viele im 
weiteften Umfange der Freiheit, dies keineswegs nach dem Grundfage vol. n. f. 
in). Die Irreu legen vielmebr oft genug dem Befucher ihre Zwangslage als 
ein ſchweres Verbrechen dar, deſſen Motive fie in glübender Darftellungsweife 
verzuführen wiſſen. Bei ihnen ebenfo wie bei aller ärztlihen Behandlung ift 
bie Kernfrage bezüglich der angewendeten Mittel, ob fie notbwendig gemweien, 
nicht ob der Kranke fie gewünscht babe. „Kunftfehler könnte nur fein ein 
Abmeihen von allgemein feititehenden, zur Erreichung eines künſtleriſchen 
Zwedes notbwendigen Normen und Geſetzen, durch welches der, übrigens ficher 
zu erreihende Zwed verfehlt wird.” Böder, Lehrb. d. gerichtl, Med. $. 58. 
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die Freiheit; ihr die Bezeugung äußerliher Ehre;“) diefer dad Ber: 
mögen.®) Hier wieder weicht die Gefahr für den Einzelnen der Gefahr 
für größere?) Gefammtheiten. Diefe darf nicht hervorgerufen werden, um 
jene abzuwenden. 

Die Geſetzgebungen befchränfen fich auf wenige Säße, 5) welche von dem 
Schute von Leib oder Leben, fowie von dem Vermögen Mehrerer, inäbe- 
fondere bei Ueberſchwemmungen handeln. Die Doctrin andrerfeitö faßt 
mit Vorliebe die mediciniſch bedeutſame Frage in's Auge, ob die Mutter 
durch Perforation zur Vermeidung des Kaiferfchnitts auf Koften des Le 


5) Als Beleidigung erfcheint das Auftreten im Verkehrdleben in unbekfeide: 
tem Zuftande. Der Babende, dem jeine Kleider genommen, wird ftraflos fein, 
wenn er nadt die nächſten erreichbaren Perſonen antritt und Kleider erbittet, 
um rechtzeitig heimkehren zu können. Vgl. Berner, Lehrbuch $. 85.0.3 X, 
de furtis 5, 18. 

6) Wer beim Nachſuchen nach einer vermißten Geldtafche im Eifenbahn: 
coupé den ihm anvertrauten Fremden Koffer aufzuichneiden ſich genöthigt fähe, 
um den Verdacht des Diebftahld uud ehrenrührige Weiterungen nicht auffommen 
zu laffen, würde ben Koffer vorfäplih und rechtswidrig beſchädigen, ohne diefer: 
halb ftraffüllig au fein. Reichs-Strafgeſetzb. 8. 303. 

7) Hier gewinnt der Gegenſatz der gemeingefährlichen Berbrechen zu 
andern Verbrechen aller Art principielle Bedeutung. Reichs-Strafgeſetzb. $. 313. 
Bei Reueräbrünften wird häufig Die Zerftörug von Gebäuden durd Nieder: 
reißen nothwendig, um dem Umfichgreifen der Flamme Einhalt zu thun. Ob 
dieſe Zeritörung von der Polizeibehörde, ald Ausflug der Amtspfliht, ausge 
gangen, oder von Privatperfonen, kann ſtrafrechtlich keinen Unterfchied machen. 
Ging der Vorfap auf Erhaltung der Güter Vieler auf Koften des Einzelnen, 
fo kann zwar bei unbefugtem Handeln gegen beffern Rath Strafe begründet er- 
ſcheinen, in der Regel wird fih nur ein Aniprud auf Schadenserfaß rechtferti- 
gen. Vgl. Neichd:Strafgefeßb. $. 305. Val. Berner, Lehrbuch $. 85 2. 

8) Die Rechtslehrer begrenzen den Notbftand bald auf Gefahr für Leib 
oder Leben, oder allein für das Leben, bald dehnen fie ibn auf alle Güter aus. 
©. Geyer, Rechtslex. a. a. O. Bei Anklagen wegen Wafferftauens über den 
Merkpfahl wird häufig Nothitand behauptet, hervorgerufen durch eine ſchleu— 
nige Reparatur an der Mühle In der Regel ift aber nicht alles zur Ber: 
bütung des Ueberſtauens Nötbige getban; dies alfo nicht unverſchuldet. Das 
Reichs-Strafgeſetzbuch Freilich kennt Vermögensnotbftand überhaupt nicht. Bol. 
Dppenboff, Strafgefegb. $. 303 Note 4. Der Eingriff in das Hebeammen- 
Gewerbe war im $. 199 des Preußiſchen Strafgeſetzbuchs für ftraflos erklärt, 
ſobald „zu dem dringend nöthigen Beiftande eine approbirte Medicinalperfon 
nicht herbeigeichafft werden kann.“ Nachdem dad Ober-Trib. z. Berlin im Erf, 
v. 9. Fan. 1871 Juſt.Min.Bl. 54 die Rechte der Hebeammen ald unberührt 
durch die Bundes-Gew.Ordn. behandelt bat, möchte Straflofigkeit der in Noth— 
fällen gegen Belohnung wieberhofentlich herbeigeholten Pfufcherinnen aus $. 52 
des Reiche: Strafgefegb. nicht zu entnehmen fein. 
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bens bes Kindes vor dem Tode?) gerettet werden dürfe, ferner die Fälle 
gleiher Lebensgefahr von Schiffbrüchigen. Dies find Einzelheiten; 
die leiten feineswegs erfchöpfend erklärt durch Erörterungen über den dolus 
bei den einzelnen Verbrechen des beſonderen Theiles, zumal im Hinblick 
auf die für das Willensgebiet gebräuchlihen Ausdrüde der heutigen Gefet- 
gebungen. Die Verneinung der „Schuldfrage”, welche in der Hand vielfach 
von Gefchworenen liegt, macht fortdauernd Prüfungen der maßgebenden 
allgemeinen Gefichtspunfte erforderlich. 

Eben dies gilt aud) von den Grenzen der Straflofigfeit, melde 
darin Liegen, daß jelbitverfchuldete Noth nicht zum Eingriff in fremde 
Büterfreife berechtigen Fann, jondern zur Opferung der eigenen, ſchuldvoll 
gefährdeten Güter felbjt höherer Art verpflichten muß;!%) daß andrerfeits die 
Noth nur in fomweit fein Gebot hat, als fie in Wahrheit reicht. Kann fie 
ohne Beeinträchtigung der Güter eines Andern befeitigt werden, fo iſt es 
Rechtäpflicht, den hierdurch vorgezeichneten andern Weg zu betreten. Wäh— 
rend hierfür die Summe von Erfahrungen und Mitteln von größter Bes 
deutung, über welche der Thäter in dem Augenblicke der That verfügen 
fonnte, fo wird auch die Selbitverfchuldung in die unmittelbare Nähe diefes 
Augenblids zu rüden fein. Zwar wäre es zu weit gegangen, zu fordern, 
daß die Straflojigkeit erſt dann der Straffälligkeit zu weichen habe, wenn 
die Collifion dur eine Rechtöverlegung!!) des Thäters entitanden; allein 


9, Ob diefer Notbitand beftehe, bat der Arzt nach wilfenfhaftlidhen 
Grundfägen zu ermitteln und zu ermeifen. Beitebt er, jo fann er durch die 
beängjtigende Befragung der Mutter nach ihrer Einwilligung in den Kaiſerſchnitt 
oft nur erheblich erhöht werden. Eine daranf hin erflärte Einwilligung enthält 
das bedingte Verlangen der eignen Tödtung, und fteht mit diefer in gleichem 
Werth. F.C. Naegele, Diss, de jure vitae et necis quod competit medico 
in partu Heidelb. 1826. Zeiller, in Wagners Zeitichrift für öſterr. Rechts: 
gelehrſ. 1825 IL. ©. 212f. J. Janouli, über Kaiferfchnitt u. Perforation 
in ger. med. Beziehungen Heidelb. 1834. Mittermaier, über d. Grenzen u. 
Bedingungen d. Straflofigkeit d. Perforation. N. Arhiv d. Grim.:R. VL 
©. 596}. Böder, Gerichtl. Mediein. $. 115. 

10) Die Doctrin entwidelt die Regeln vom Nothitande entweder aus ber 
Gemüthslage des Gefährdeten — „fingirte Zurechnungsunfähigkeit* Wächter, 
— und erklärt es dann für „gleichgültig, ob der Notbitand ein unverfchuldeter 
ift oder nicht” Geyer, Nedtsl. a. a. O., oder aus einem Notbrecht dei Ge 
fährdeten, welches bei eigener Berichuldung der Gefahr nicht anerkannt werden 
fann, Neben Nothrechtsfällen erörtert Bälle bloger Entfchuldigung Ber: 
ner, Lehrbuch $. 85. 

11) Das Netzen der Thiere in Menagerien bildet ein ebenſo beliebtes, als 
bandgreiflich gefäbrlihes Spiel. Sollte wer in die Klaue ded Löwen geratben, 
wegen Bermögensbefchädigung ftraf fällig fein, wenn er nur durch deffen Töd— 
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jedenfalls ift mehr als eine bloß fittliche Verſchuldung zu fordern; ein vor- 
ſätzliches Serbeiführen der demnächſt unmittelbar eingetretenen Gefahr, oder 
doch ein hoher Brad von Unvorfichtigfeit.1?) — Yon weittragender Bedeutung 
für die Beurtheilung aller auf diefe Verſchuldung einflußreichen Einzel- 
heiten bleiben die Ueberrafhung, die Beitürzung, der Mangel an Geiſtes— 
gegenmwart. Allein es kann nicht zugegeben werden, daß der Nothitand 
überhaupt gleich der Drohung, auf das Gebiet der Zurechnungsfähigfeit, „des 
pſychologiſchen Zwanges* zu verfegen, insbeſondere nur für den eigenen Leib 
oder den eines Angehörigen anzuerkennen fei. Ueber diefen engen Kreis 
perfönlicher Beziehungen hinaus ift vielmehr die Schuld auch da zu ver- 
neinen, wo ein geringeres Gut geopfert werden muß, meil ein höheres 
eines Andern naturgemäß auf andere Weiſe nicht erhalten werden fann.!3) 


tung fich loözumadhen vermag? — Sit die Hungersnoth nicht echt, wenn fie 
durch unvorfichtiges Wirthichaften mit Vorräthen entitanden? „Item fo je: 
mandt durch recht hunger not, Die er, fein weib ober kinder leiden, etwas von 
efienden Dingen zu ftelen geurfacht würde“. C. C. C. 166. Oppenboff Bun» 
des: Strafgeſetzb. F. 54 N. 4, 6. Schütze, Lehrbuch $. 36 5. 
12) Straffälligkeit nach Art. 45 Großh. Heſſen, wenn der Thäter „den Zu: 
ſtand der Noth durch eigenes ſtrafbares Verſchulden herbeigeführt“. So auch 
Baden $. 81. Naſſau Art. 422. Sachſen Art. 92 „Gefahr als unmittel— 
bare Folge einer — ftrafbaren Handlung”. Des Verſchuldens gedenft nicht 
Mürtemberg Art. 106. Das Preuß. Strafgefeßb. enthielt Feine allgemeine 
Beitimmung über den Notbitand. In den Borberathungen waren die verfchie: 
denartigften Anfichten vertreten. Goltdammer, Materialien zu Titel IV. 
Abfchn. II. B. 

Sachſen Art. 92: fette voraus, „daß für die Gefährbeten nicht eine befon- 
dere Verpflichtung zum Beftehen folder Gefahr obwaltete” ; auch Hannover Art. 
847. Baden $.81. Pflichtverletzung kann niemals Nothrechte begründen. Vgl. 
Schüpe, Lehrb. $. 36 Nr. 10. Eine Anzeige bei dem Beichädigten oder der 
Obrigkeit verlangt Würtemberg Art. 106. 

18) ©. bei. Berner, Lehrb. $. 85. — Bayern 1861 Art. 67 ſchließt die 
Strafbarkeit aus, „wenn zur Zeit der That die Freiheit der Willensbes 
fimmung des Handelnden — durch Notbitand ausgeichloffen war.” — „Nicht 
unfträflid, aber unftrafbar“, non inculpabile sed impunibile, war die von 
Kant für den Fall der Gollifion zwifchen Leben und Leben aufgeftellte Formel, 
vermöge deren er den Nechtölehrern eine „wunderliche Verwechslung“ ber fub- 
jectiven GStraflofigkeit mit der objectiven, der Geſetzmäßigkeit vorwarf. 
Anhang zur Einleitung in die Rechtölebre II. „das Nothrecht'. Geyer, Lehre 
v. d. Nothwehr ©.5f. Hegel dagegen in den Grundlinien der Philoſophie 
d. Rechts $. 127 stellte im Nothrecht die unendliche Verlegung des Dafeind und 
darin die totale Rechtlofigkeit auf der einen, der Verlegung nur eines einzelnen 
beſchränkten Dafeins der Freiheit auf der andern Seite gegenüber: Reben gegen 
Vermögen. 

Die Hegeliche Grundanficht erweiternd, fprechen die Motive zum Reiche: 

2 


Rortfeßung zu $. 11. e. Nothwehr. 137 


$. 16. 


Fortfegung zu $. 11. 
e. Nothmwehr. 


Meichs » Etrafgefept. $. 53. „Eine ftrafbare Handlung iſt nicht vorbanden, 

wenn die Handlung durch Nothwehr geboten war. 

Nothwehr ift diejenige Vertheidigung, welche erforderlich ift, um einen ge 
genwärtigen, rechtswidrigen Angriff von fich oder einem Anderen abzumwenden- 

Die Ueberihreitung der Nothwebr tft nicht ftrafbar, wenn der Thäter in 
Beftürzung, Furcht oder Echreden über die Grenzen der Vertbeidigung bin: 
aud gegangen iſt.“ 

C.C.C. 139, 140 von rechter notweer; 141, 142 das die notweer be— 
wiejen foll werden; wann und wie inn ſachen der notweer die weilung auff 
den anflager kompt. 143 von entleibung dad niemants anders gejeben bat 
und eyn notweer fürgewendt würde. 144 von berümbter notweer gegen 
eynem weibgbilde 145 Eo eyner inn rechter notweer eynen unfhuldigen 
wider feinen, des thätters willen entleibt. 

Piteratur: Theodoricus, Judicium erim. 11 p. 1444}. — £iteratur |. bei 
GW, Böhmer, Handbuch d. Lit. d. Crim. R. Göttingen 1816 ©. 690. 
— fr. Rappler, Handbuch d. Pit. d. Crim.R. u. deſſen philoſoph. u. 
mebic. Hülfswiſſenſch. Stuttg. 1838. — K. W. F. Grattenauer, über 
die Nothwehr. Bresiau 1806. — 8. Levita, das Net der Nothwehr. 
Biehen 1856. — 4. Geyer, die Fehre von der Notbwehr. Jena 1857. 
— Abhandlungen im N, Archiv d. Crim.:R. Grävell IV. ©. 2791. — 
Kleinfhrod, dal. ©. 383f. — Sander 1841 ©. 68f. — Zachariä 
1841 ©. 429. — Zöpfl 1842 ©. 118f. 31lf., 1843 ©. 27f. — Ber: 
ner 1848 ©. 547f. Gerichtsfaal VIIIa. ©. 321f. — Krug, Grit. Vier: 
teljahrsſchr. f. Gefepgeb. u. Rechtsw. — Abegg I. ©. 346f. — Derf., 
Unterfuchungen ©. 107f., 180f., 279f., 3407. — 9. Seeger, Abhand— 
lungen aus d. Strafrecht. Tübingen 1858 S. 173f. — Weſſely, die Be: 
fugnifie des Nothftandes u. d. Nothwehr. Prag 1862. — Gregory, Com- 
mentatio ad loc. jur. crim. de inculpatae tutelae moderatione, 1864. — 
A. Friedrich, Diss. de inculpatae tutelae communi jure germanico 
postulatis. Berol. 1866. — Glafer, Geſammelte Schriften. Wien 1868 
S. 195f. — Geyer in v. Holgendorffs Nechtslericon IL. 180. 


„Unrecht gegen Unrecht” könnte man verfucht fein, als Formel der 
Nothwehr im Gegenſatz zum Nothitande und im Anfchluß an die civilrecht- 


EStrafgefegb. ©. 72 von der Gollifion von zwei „Rechten“, bei welder das 
geringere „Recht“ dem größeren weihen muß. Nun ift dem gegenüber allerdings 
richtig, dab Recht Recht bfeiben muß, es mag fo unbedeutend fein, wie es wolle. 
. Allein ed will fcheinen, als ob der Satz „dat das Recht nicht ein materialeß, 
fondern ein formales Princip* ſei, (S. Ahrens, Encyelpd. v. Holtzen⸗ 
dorf ©. 39) für das Strafrecht noch nicht die gebührende Herrſchaft erlangt 
babe. Jene Gollifton trifft Güter, welche unter der Gewalt von Naturfräften 
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liche Selbfthülfe: Gewalt gegen Gewalt hinzuftellen. Allein auch hier han- 
delt es fich lediglich um den Schutz von Gütern durch foldhe Handlungen, 
welche den äußern Schein des Unrechts an ſich tragen, ohne folches zu fein. 
Nahe liegt der Vergleich mit den Zwangsmaßregeln, welde das Strafrecht 
anordnet, fobald defjen Grundlage in der Nothwehr oder dem Nothitande!) 
gefunden wird, worin der Staat dem Einzelnen gegenüber fich befinde. Der 
Unterfchied liegt darin, daß die öffentlihe Strafe niemals dahin führt, das 
im einzelnen Fall verlegte Gut wieder herzuftellen. Aufgabe des Straf: 
rechts ift nicht die Erhaltung der unter den Rechtsſchutz geitell- 
ten Güter im Einzelnen, fondern nur in ihrer ideellen Bedeu: 
tung für das herrſchende Rechtsbewußtſein. Die Anwendung des 
Strafgeſetzes dient nicht zur Sinderung von Nechtöverlegungen, ſondern ſetzt 
diefe voraus. Der indirecte Schuß, den fie den Gütern durch Die ferne 
Drohung mit dem Schwerte der Gerechtigkeit verleiht, ift unbeträchtlich. 2) 
Die ftaatlihen VBerwaltungsbehörden, insbefondere die Sicherheit3- 
polizei, haben allerdings den Beruf, hindernd einzugreifen, wenn Verbrechen 
fi) vorbereiten, ?) und damit wird anerkannt, daß ed zu den Bebürfniffen 
der Gejammtheit gehöre, nicht nur in allgemeinen Vorfchriften und nicht 
bloß repreffiv — rüdblidend in die Vergangenheit — fondern auch prä: 
ventiv — vorauöblidend in die Zukunft —, das Büterleben der Ge: 
fammtheit wie der Einzelnen vor Verlegung und Beeinträchtigung zu be 





fteben. — Die irrtbümliche Annahme einer folben Gollifion unterliegt den allge: 
meinen Regeln über den Irrthum als Strafausfchliefungsgrund, 

1) Ueber den Rechtsgrund der Nothwehr geben die Anfichten vielfach aus 
einander; dies im Anichluß an die Strafrechtstheorien. Je nach deren Ber: 
fıbiedenheit ericheint die, vom Staate auf dem Gebiete des Etrafrechts zu lö— 
fende, bezüglich bier ihm vorbehaltene Aufgabe in ſehr verſchiedenem Licht und 
Umfang. Abegg, Unter. S. 111f. Geyer, Notbwehr ©. 17f. Straflofig: 
keit derielben; „weil fie ald Entgeltung aufzufaffen“; Grundlage: „Die Idee 
der Wiedervergeltung“. Hälſchner, Syſtem $. 64f. 

2) Der den Präventionstbeorieen entiprechende perlönliche Unterricht der 
Staatömitglieder in den jet Tehr vereinfachten Straf-Geſetzen würde um nichts 
weiter führen. Der Verbrecher fragt faft nie: was ift"gedroht? fondern nur: 
was wird erweislich werden? Danadı richtet er feinen Angriff ein, und gebt 
foweit ala es die Umftände erlauben. Nah dieſem ſchwankenden Maße des 
Angriffs muß auch die Zwedmäßigkeit der Abwehr bemeffen werden. — Bol. 
Ueber die Sicherungstheorien Ziegler, Gerichtöfaal 14 ©. If. 

3) „Die nötbigen Anftalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit 
und Ordnung und zur Abwendung der dem Publico oder einzelnen Mit- 
gliedern deffelben bevorftebenden Gefahr zu treffen, ift das Amt 
der Polizei”. Preuß. Allgem. Landr. II. 17 8. 10. Bol. die Auffaffung bes 
Begriffs Polizei im vor. Jahrh. Funk, Zeitichrift für d. geſetzl. Staatsw. 19 
©. 439 j. 
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wahren. Gebrechlich, Tüdenhaft, abhängig von einer Menge zeitlicher, ört- 
licher, und anderer Zufälligfeiten aber iſt, wie die repreflive, jo nicht minder 
die präventive Thätigfeit des Staates. Gelingt es ausnahmsweise einmal 
der Behörde, Verbrechen in der Entitehung wahrzunehmen, jo kann freilich 
an die hinzutretenden Beamtent) der Anfpruch gemacht werden, in ihren 
Mitteln, ähnlich) wie bei einem Nothitande, nicht weiter zu gehen, als zu 
jenem Zwed erforderlid. Sie find unbetheiligt. Nicht fo der vom An- 
griff Bedrohte. Selbit darüber fehlt ihm in der Regel die Unbefangenheit 
des Urtheils, welche von feinen Gütern gefährbet: ob etwa nur das Ber: 
mögen, der Beſitz, ob auch die Gefundheit, ob das Leben. Will der Staat 
hier Güter, deren Schugbedürftigfeit im Allgemeinen er aner: 
fennt, — alfo Leben, Leib, Freiheit, Ehre, Vermögen aller Art, Haus: und 
Familienrehte — nit im Einzelnen den Verbredern preisgeben, 
fo muß er den Maßſtab für die Abgrenzung berechtigter Nothwehr nicht 
der, im Gerichtöfaal als zweddienlich fich ergebenden fpäteren Erörterung 
der Sadjlage entnehmen, fondern dem verwirrenden und überrafchenden 
Bedränge des Augenblids. Insbefondere fällt in's Gewicht, daß im Noth: 
recht nicht Gewalt gegen Gewalt, fondern Ueberwältigung gegen Gewalt 
in Wirkſamkeit zu treten bat; daß der Angreifer den Angegriffenen felten 
in überzeugender Weife von einer geringeren Gefahr befänftigend zu verge- 
wifjern vermag, als dem erften, fchlimmen Schein entjpridt; daß jener 
dies vorher weiß; daß er Leib und Leben, die höchiten Güter, ſomit wiſ— 
fentlich den ſchwer beitimmbaren Mächten überantwortet, welche er felbt 
in der Seele des Andern lediglich durch feinen rechtäwidrigen Angriff 
wach ruft. 

Es bildet im practifhen Leben überwiegend derjenige Fall die Er: 
ſcheinungsform der Nothwehr, welcher in Geſetz“) und Wiſſenſchaft als 





4 Es iſt insbefondere jeder Mißbrauch der Waffengewalt zu verbüten ger 
ſucht; fo für Polizeibeamten beim Schuß der ihnen anvertrauten Perfonen Waf— 
fengebraud nah fruchtloſer Anwendung gelinder Mittel, bei fonft nicht über: 
windliher Stärke des Widerftandes (bez. Angriffs) unter Beobachtung möglich 
fter Schonung. Preuß. Dienftinftr. f. d. Genödarmerie v. 30. Dechr. 1820 
8. 28. Erlaß v. 4. Februar 1854. — Geſ.Samml. 1821 S. 19 Min«Bl. d. 
i. Verw. 1854 ©. 69. 

5) Sehr ausführlid Bayern 1813 Art. 125—133. Exceß nur Straf: 
milderungsgrund nah d. Strafgefepb. f. Altenburg Art. 71. Großherz. Hef: 
fen Art.48. Naſſau Art. 45. Mürtemberg Art. 103. Anders Meinin: 
gen, Braunfhweig $. 167. Hannover Art. 79. Thüringen Art. 67. 
Eafuiftifch Baden $. 84f. Auch Defterreich $. 2 untericheidet Nothwehr 
und deren Exceß; ebenſo Bavern 1861 Art. 72. RR. Sachſen Art. 91 be 
ftimmte allgemein: Am Stande der Nothwehr ift der von einem widerrechtlichen 
Angriff Bedrohte „befugt, ohne daß er den wirklichen Angriff abzuwarten braucht, 
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deren Weberfchreitung, ald excessus defensionis ins Auge gefaßt wird. 
Als allgemeine Regel wäre hinzuftellen, daß eine Rechtsverletzung da 
nit vorhanden, wo Güter eines ungerehten Angreifers zur 
Zeit des Angriffs und lediglih zum Zwed der Abwehr beffel: 
ben verlegt oder vernichtet werden. 

Nicht alfo kann es ſich, wo diefe Vorausſetzungen zutreffen, weiter 
noch fragen, ob der Angriff einem minder werthvollen Gut zugedacht war, ®) 
al3 bei der Abwehr verlegt worden; nicht auch ob noch die Wahl milderer 
Mittel?) der Abmwendung zur Hand gelegen haben möchte. 


alle Mittel zur Vertheidigung anzuwenden, von denen er unter den obwaltenden 
Umftänden annehmen Eonnte, daß fie zur wirkiamen Abwehr deffelben er: 
forderlich und mit der Beichaffenheit der abzuwendenden Gefahr nicht außer 
Verhältniß ſeien“. Damit ift ein Far leitender Grundſatz gegeben. 

6) Regelmäßig wird in einer Diebsbande von den nächtlich überrafchten 
Hausbewohnern eine Räuberbande erblidt; alfr im Angriff auf das Eigen: 
thum zugleid der Angriff auf die Perſon. Ingleihen im Angriff auf ben 
Körper — den Leib — zugleich ein ſolcher auf das Leben. „Ich wußte nicht, 
was er wollte; er fonnte mich todtichlagen“. — Ob der Angriff auf das Eigen» 
thum einem unbedeutenden, einem erfegbaren Gegenftande gegolten, tft 
für den Begriff der Nothwehr gleichgültig, nicht fo für die Beweisfrage, 
ob an Stelle der Bertheidigung bereits ein Angriff gefeßt worden. Verſchiedene 
Anfichten bei Köſtlin, Syſtem ©. 83, und befonderd Geyer, $. 4 Anm. 2. 
Iſt un bewegliches Gut erfeßlich, bewegliches unerjeglich, aud ald Zubehör von 
jenem? Iſt die Ehre erfeglich, die innere Ehre verleplih? — 

7) Aus der Wahl der Mittel läßt fich gleichfalld darauf zurückſchließen, ob 
etwa der Zwei bloßer Abwehr nicht allein obgewaltet habe. Für dieſe Be— 
weidfrage, Die wichtigfte und fchwierigite überall da, wo für die Verlegung 
bedeutender Güter der Perjonen das Recht der Notbwehr angerufen wird, ift 
die Frage nad den Mitteln von der größten Erheblichkeit; aber nicht für die 
begriffliche Abgrenzung der Nothwehr. Anders die älteren in der Note 5 erwähn- 
ten Etrafgefeßbücher. 

Befondere Beweidregeln im altdeutfhen Recht, weldes die gewaltfame 
Selbfivertbeidigung als ein Recht zur Zeit fowohl der Volksrechte als auch 
ber Rechtäbücher anerkannt bat — worüber allerdings lebhafter Streit berricht. 
Köftlin, Syſtem ©. 77f. Geyer, Lehre v. d. N. 2. Abthl. 3. Abfchnitt: 
die Nothwehr im deutfhen Recht 1, vor 2, feit der C. C. C. ©. 75—150. 

Die Behandlung der Notbwehr im römifhen und canonifchen Recht dal. 
S. 54—75 ift von biftorifcher, nicht mehr von vrincipieller Bedeutung. Hervor- 
zubeben blicbe die Auffaffung der Vertheidigung zur Rettung Anderer im cano— 
niſchen Recht ald einer Pflicht. c. 5, 7 caus. 33 qu.3 c.6 de sent. excomm. 
in VI. c.6 $.2X. de homic. „injuriantem fovere* durch Vernachläffigung jener 
Pfliht. Bol. Hälſchner, Syſtem $. 64 Anın. 

Ueber die Notbwehr d. Preuß. Rechts (1851) mit bei. Bezieh. auf d. Frage: 
ftellung im ſchwurg V. v. Tippelskirch, Goltd. Arhiv 11 ©. 22f., 83f. 
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8. 17. 


Fortfegung zu $. 11 und 16. Angriff ala Vorausfegung der 
Nothwehr. 


Literatur: Oceidere und causam mortis praebere. Cine Antwort auf eine 
Frage (nad ber Begründung der Straflofigkeit gefährlicher Veranstaltungen 
zum Schu des Eigenthums gegen eventuelle diebiſche Angriffe bei Bel: 
ter, Theorie I. ©. 604f.) Böhlau, in Goltd. Arhiv 13 ©. 472f. — 
L. 7 $. 6 D. ad legem Aquiliam 9, 2. — v. Bar, die Lehre vom Gau: 
falzufammenbang $. 10. 


1) Angriff. Gemeint ift nicht bloß der Anfang der Ausführung 
eines Verbrechens, noch weniger der Beginn der damit beabfichtigten Rechts: 
verlegung, !) fondern auch fchon diejenigen Handlungen, welche erfahrungs: 
mäßig dem Anfang der Ausführung unmittelbar vorbereitend vorauszuge— 
hen pflegen.?) Sedenfalld aber nicht bloße Unterlafjungen, ſondern Thät— 
lihfeiten und zwar folde, welche — über einfache Beſitzſtörungen hin- 
aus — als ein, zur Verwirflihung einer vorfäglichen Strafthat dienliches 
Unterfangen zu betrachten find. Der Regel nad) überdies einer foldhen 
vorfäglihen Strafthat, weldhe den allgemeinen Character der Gewalt trägt. 
Denkbar bleibt indeß auch Nothwehr gegen Handlungen aus Hinterlift 
ober Ehrverlegungen. 3) 


1) „Laesio inchoata“ forderte die ältere Theorie; „rechtäwidrige Gewalt: 
tbaten und verbrecerifhe Angriffe auf Perfonen oder Güter" Bayern 1813 
Art. 125; einen „bereits begonnenen oder unmitttelbar drohenden rechts: 
widrigen und gewaltthätigen Angriff auf Perlon, Befik oder Eigenthum“ oder 
„widerrehtlihes Eindringen in eine Wohnung oder ein Beſitzthum“ 
(alfo einen „Angreifer oder Gindringling*) Bayern 1861 Art. 72. 

Selbit die Vorausſicht eines Angriffs berechtigt zu Schugmahregeln. 
Eine beiondere Schwierigkeit aber liegt bier im Einbalten der richtigen Grenzen 
(Zieben von Gräben, Belegen von Mauern mit Glasſcherben, Regen von Selbft: 
Ihüffen). Greifen jene über den Zwed ordnungsmäßiger Abwehr unbefugten 
Eindringens hinans, fo tritt Verantwortlichkeit ein, — wegen vorfäglicher oder 
fabrläffiger Körperverlegung oder Tödtung. Bol. v. Bar a. a. D. 

2) „Unternebmung”. Vgl. Reichs-Strafgeſetzb. 8.214. Nicht Verſuch. 
Indbeſondre kommt es nicht darauf an, daß ein ſtrafbarer Verſuch eines Ver— 
brechens oder Vergehens bereits eingetreten. Am häufigſten wird Nothwehr 
gerade da behauptet und theilweiſe überzeugend dargethan, wo Straffälligkeit 
von Verſuchshandlungen nicht beſteht: bei Angriffen, welche zur Verwirklichung 
von einfachen Mißhandlungen führen ſollen; bei Schlägereien, die ſich aus Zänke— 
reien entwickeln. Schütze, Lehrbuch $. 35. 

3) Muh Jemand, der feine täuſchend gefälſchte Unterfchrift unter 
einem trocknen, nicht girirten, doch zum Verkauf auögebotenen Wechſel wahr: 


57 


142 Begriff und allgemeiner Thatbeftand des Verbrechens. 


Einen Anariff im eben gedachten Sinne fünmen nur natürlihe, nicht 
juriſtiſche Perſonen begehen. Allerdings fönnen die Träger der Bes 
fugniffe derſelben durch eben diefe ihre Eigenschaft ſich verfucht fühlen, zu 
ungerechtem Angriff überzugehen; allein dann befchränkt ſich das Unrecht 
auf ihre Perfon, und fo läßt fi) Nothwehr gegen Anordnungen der Res 
gierung nicht denken, ebenſowenig gegen Beſchlüſſe von Gemeindevertretuns 
gen*) u. dgl. m. 


nimmt, abwarten, bid er verklagt werden follte? Bemächtigt er ſich des falichen 
Wechſels und verbrennt ihn, um vor Schädigung durch proceffualiihe Geſchicke 
fiber zu fein, macht er fih dann der ftraffälligen Zerftörung einer fremden 
Sade ſchuldig? 

Ob Angriffe auf die Ehre ein Nothrecht gewähren, ift fange bejtritten 
gewelen. Wo mehr als die Ehre, wo die Gittlichkeit des Einzelnen, die Keuſch— 
beit auf dem Spiele fteht, hat Die Bejabung weniger Bedenken gehabt, als da, 
wo es ſich um nichts weiter ald um Die gemeingewöbnlichen Zeichen der Achtung 
oder Mißachtung bandelt. Allein die Maulichelle auf den Mund des Schmähen- 
den, der in der Hälfte der Nede fteden geblieben, enthält genau Diefelbe Abwehr 
eines rechtswidrigen Angriffs, wie das Niederſchlagen eines erhobenen Stockes. 
Bei dem legten wird ſchwerlich zu unterfcheiden jein, ob das Prügeln mehr 
auf das Chrgefühl oder mehr auf das förperliche Wohlbefinden gemünzt fei, für 
welchen legten Rall — Nothwehr gegen drobende Körperverlegung — das Noth: 
recht — niemals zweifelhaft gewefen. 

Bol, Heffter, Lehrbuch $. 434. Hälſchner, Syſtem $. 66, Anm. 1. 
Berner, Lehrbuch $. 87 3. (Wegnahme einer Schmähſchrift als Nothwehr). 
Geyer, Nothwehr S. 29 I. Die unleugbar vorbandene Schwierigkeit, zu 
erkennen, ob die Schmähreden des Angreifers bereits beendet, oder Fortſetzung 
noch bevorftand, führt in der Praris in der Negel dabin, von der Gompenfa- 
tionsbefugnig Gebrauch zu machen Reichs-Strafgeſetzb. $. 199, 233. 

4) Notbwehr gegen Amtögewalt bildet häufig den Gegenftand von 
Erörterungen vor Gericht. Grundfäglih verneint, führt fie auf die weitere 
Frage nach der Zuläffigfeit der Nothwehr gegen Weberfhreitung der 
Amtsgewalt aus Irrthum des Beamten, und endlich auf die Frage ber 
Zuläffigkeit der Notbwehr gegen eine nicht wirklib vorbandene, jondern nur 
eingebildete Neberfchreitung. Im legten Fall befindet ſich der Thäter 
im Irrthum über das Vorbandenlein der VBoransiegungen rechter Nothwebr: 
über die Nechtömwidrigfeit des Angriffe. Die Beurtbeilung dieſes Merkmals fegt 
— zumal bei thätlichem Ginicreiten von Beamten — häufig beiondere Rechte: 
fenntniffe voraus. er fih darin nicht völlig fiber weiß, und doch zu thät: 
licher Abwehr jchreitet, wird wohl kaum den Richter Davon zu Überzeugen im 
Stande fein, daß er nur fahrläffig gehandelt. Der bedingte Vorſatz des 
Miderftandes auf den Fall bin, dab feine Weberichreitung vom Beamten be 
gangen, wird faft in allen Fällen zu Tage liegen. Vgl. Erf. Ober-Trib. v. 
1. Octbr. 1868 Oppenh. NRechtipr. 9, 534. 

Hat aber der Beamte fich über feine Befugniffe geirrt, jo betont Oppenhoff 
Reichs » Strafgefegb. $. 113 Nr. 18, daß nicht jede Amtsüberfchreitung einen 
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Das fogenannte Recht zur Revolution, zum Hochverrath in vermeint- 
licher Nothwehr, ijt für den Strafrichter nicht vorhanden; denn es verneint 
eben dasjenige, was diejer als beitehend vorausfegen muß: die Staatäord- 
nung, und berührt dasjenige Gebiet nicht, auf welchem die Nothwehr allein 
ihren Boden hat: das Gebiet des perfönlichen Angriffs und der perfönlidhen 
Abwehr. Eine andere Frage ift die, ob gelingende Staatsummälzungen 
nicht dahin führen, gewiſſe Güter thatſächlich außerhalb des bisherigen 
Straf-Rehtöfchuges zu ftellen, eine Wandelung,’) von der die Gedichte 
Frankreichs zahlreiche Beifpiele aufweift. 

2) Gegenmwärtigfeit des Angriffs. Um den Schub bebrohter Gü— 
ter im Augenblid der Bedrohung handelt es fih. Darum feine Nothwehr 
gegen die Abwejenden, feien jie Urheber, Werleiter, oder Helfershelfer und 
Beiftände. Unter den Anmefenden aber madt die Nollenvertheilung wie— 
derum feinen Unterjchied. Der Angegriffene ift nicht genöthigt, bei Meh— 
teren zunächit jich zu erfundigen, was fie vorhaben und in welcher Weiſe 
fie dies ausführen wollen, zumal das legte in der Negel von Zufällig: 
feiten abhängt, deren die Verbündeten nicht Herr, auf die fie nicht vorbe- 
reitet find. — Nicht ausgeſchloſſen indeß bleibt die Annahme eines gegen- 
wärtigen Angriffe auch da noch, wo der, oder die Angreifer ſich auf dem 
Nüdzuge, felbjt auf der Flucht befinden, fofern Grund zu der Befürchtung 
vorhanden, daß damit nur eine einftweilige Unterbrechung eingetreten, ein 


gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff daritelle, daß dies felten oder nie der Fall 
fein möchte. Allein diefe Erwartung darf nicht hindern, den Kall des Gegentheild 
in's Auge zu fallen; fie darf insbeiondere nicht dahin führen, bei der Beurtbei- 
lung von einer andern Lage auszugeben als derjenigen, in welder der wegen 
Widerſtands Angeklagte ih im Augenblid der That befunden hat. Hatte er 
ausreichenden Anlaß, thatfächlich für widerrechtlich angegriffen ſich zu betrachten, 
fo fragt fi nur, wie in allen andern Fällen, weiter, ob er der Abficht, Lediglich 
fich zu vertheidigen, treu geblieben — dann iſt er jtraflos, wenn auch der Beamte 
in gutem Ölauben ſich befand. 

5) Der Rechtoſchutz für den höchſten Träger der Gewalt und für deſſen 
etwa vorhandene oder ſich bildende Bamilie unterliegt bei dem Wechfel von 
Königtbum, Republik und Kaiſerthum ſeit SO Jahren in Frankreich unausge— 
fegt den größten Schwankungen. Die tiefer liegenden Schäden der Erſchüt— 
terung jeder Reftigung ded Rechtsbewußtſeins in Bezug auf einen 
baltbaren und dauernden Zufammenichluß der geſammten Staatsordnung treten 
in der Geſetzesauslegung zu Tage. So felbit in den Ausführungen über die Un: 
anmwendbarfeit des Gefepes über die Haltbarfeit der Gemeinden für Beſchädi— 
gungen bei Auflauf und Tumult vom 2. October 1795 auf Acte bewaffneter 
Rebellion zum Sturze der Regierung. Bol. Schilling, Lehrbuch des Natur— 
rechts II. Abthl. Leipzig 1862. Walter, Naturrecht u. Politik im Lichte der 
Gegenwart. Bonn 1863 $. 357f. „Jus resistendi* Klüber, öffentl. Recht 
d. deutfchen Bundes $. 255 mit zahlreichen Gitaten älterer Schriftiteller. 
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Fall, welcher beim Eindringen von Diebes: oder Näuberbanden in Landſitze 
oft zur Sprache fommt.®) j 

3) Rechtswidrigkeit des Angriffs: im civilrechtlichen, im ftraf: 
rechtlihen Sinne? nah der Auffafliung des Bedrohenden oder des Be 
drohten? Die Form des Auftretens muß die Rechtömwidrigfeit dergeftalt 
in fich enthalten, daß fie zur Annahme des Bevorjtehens einer vorfäglichen 
Verlegung unmittelbar führt: alfo genügt nicht der Gebrauch eines amtlichen, 
eines Züchtigungs- ober eines fonftigen Privatrechtes, oder deſſen Aufrechthal- 
tung durd) thätliches Eingreifen. Dies gilt insbefondere auch von der Anwen: 
dung des Nothrehtes. Gegen Nothwehr feine Nothwehr, wohl aber 
unter Umftänden gegen Ueberfchreitung der Grenzen der Nothwehr, da dieſe 
ftraflos, aber doch geeignet, in dem Betroffenen und zumal in hinzutreten- 
zwar den Dritten die Leberzeugung zu ermweden, dak von der Vertheidigung 
zur Rache und zu unberechtigter Zerjtörung übergegangen fei. Auch gegen 
Abmwendung eines Nothitandes feine Nothwehr. Zmeifelhafter wird 
die Frage leicht da, wo eigenmäcdhtige Selbithülfe zwar in jtraflofer, aber 
doch in unerlaubter, nad civilrechtlihen Vorſchriften gemißbilligter Weiſe 
ausgeübt wird. Doch aud hier wird der Angriff als ein rechtäwidriger, 
die Abwehr als Nothwehr zu betrachten fein, wenn die Handlung in ihrer 
äußeren Erfheinung die Form der Worbereitung einer Strafthat an 
fi) trägt. Und zwar dies dann nad) der Auffafjung, wie fie fih dem 
Bedrohten?) darftellt. Wenn indeß gar fein rechtswidriger Angriff began- 


6) Den aus dem Haufe Vertriebenen werden zuweilen Schüſſe „nachge— 
fendet”. Sie ſchweben auf der Grenze der Vertbeidigung und des Angriffs, der 
vorjäglichen Körperbeihädigung mit ſchwer überiehbaren Folgen. Ball in 
Oppenhoff, NRechtipr. 11, 97. — Die Wegnahme geftoblenen Gutes 
von Fliebenden, alſo nad vollendetem Diebftahl Fällt nicht mehr in das 
Gebiet der Nothwehr, wenigftens nicht bei Herrfchaft der Apprebenfionstbeorie. 
Wohlaber fällt fie dem Gebiet der ftraflofen, berechtigten, eigenmächtigen Selbft: 
hülfe anheim, einer Gattung der ſtrafrechtlich gleichgültigen ſog. uneigentlichen 
Nothwehr. Als Nothwehr zum Schuß des noch nicht verlorenen Beſitzes be: 
handelt fie Berner, Lehrb. 8.87. Die Feſtnahme des fliehenden Diebes fällt 
unter dad Necht der Verfeftung Flüchtiger überbaupt. Köftlin nimmt Unzu— 
Käffigkeit der Nothwehr an, „wenn während eines erkennbaren dazwiſchen— 
liegenden Zeitraums der Eigenthümer gänzlich der Möglichkeit, körperlich 
über die Sache zu verfügen, beraubt war“. Syſtem &. 85. Gever 3 u. 
Ann. 3 führt aus, „daß der Zuftand der Nothwehr fo fange währt, ald noch 
eine Bedrohung der Rechte des Angegriffenen vorhanden ift.* Hälfchner, 
Syſtem J. ©. 262 hält die Nechtöverlegung erit dann für vollbracht, wenn 
„ein Moment des ungeftörten Befiges eingetreten tft”. 

?) Auf eben dies Gebiet dürfte die Frage zu übertragen fein, ob Notbwehr 
bei Angriffen von Unzurehnungsfübigen oder Thieren anzunehmen, oder mit 
Martin, Lehrbuch 8.45; Hälſchner, Syſtem $.66 Anm. 2 nur Notbitand. 
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gen worden, ober überhaupt Fein Angriff, fo hat der vermeintlich Bedrohte 
die Folgen feines Irrthums zu tragen. Nicht nur Beitrafung wegen Ver: 
gehens aus Fahrläffigkeit, fondern auch wegen vorfäßlider Strafthaten bleibt 
denkbar, insbefondere die Annahme bedingten Vorfates bei mangelhafter 
Prüfung der Sadjlage.?) (Prätert der Nothwehr.) 


$. 18. 
Fortfegung zu $. 11 und 16. Bertheidigung Grenzen der 
Nothwehr. 
1) Erforderlide Vertheidigung. 

Da mo die Hülfe des Staates rechtzeitig und wirkſam zur Abwehr 
des Angriffs einfchreitet, hört diefer auf, vorhanden zu fein. So lange fie 
nur.in der Nähe ſich befindet, ift dies nicht der Fall. Die Frage, ob fie 
angerufen werden fonnte, fällt mit der weiteren Frage zufammen, welche 
Mittel zur Abwehr zur Sand gelegen, und welche wirklich angewendet find. 
Diefe hat es nicht mehr mit den Begriffserfordernijfen der Nothwehr zu 
thun, fondern nur noch mit den Wirkungen der im Zuftande derfelben er- 
griffenen Mafregeln!). So lange diefelben unter den Begriff der Abwehr 


Beides iſt möglid. Gegen den gehetzten Hund Nothwehr ald gegen ein Ans 
griffsmittel eines Angreiferd; gegen den anfallenden Hund nur Nothitand. — 
Angriff eines Irren berechtigt zur Notbwehr. Allein von dem, ibn bebandelne 
den Irrenarzt wird verlangt werden, daß er ſich nicht in Schreden ſetzen lafle. 
Er befindet ih nur im Notbftande, und muß willen, wie er benfelben mit 
Schonung des Jrren zu befeitigen vermag. Kür ibn iſt deifen That eine „herren: 
Iofe*. Geyer, ©. 26. 

8) ©. Note 4. Bei entihuldbarem thatſächlichem Iertbum iſt Straffofig: 
feit wegen mangelnder Schuld, nicht wegen Notbwehr auszufpreben. Dal. 
Temme, Lehrbuh S. 212 III Hälſchner, Evitem I. 266, 270. UI. 277. 
Oppenhoff, Reichs-Strafgeſetzb. $. 53 Nr. 13. Hat der Angegriffene den Ans 
griff felbft verichuldet, jo fehlt Diefem in der Negel das Erforderniß der Rechts— 
widrigkeit. Hat der auctor rixae — des Zanks — das Recht der Nothwehr 
gegen den auctor pugnae — der Schlägerei? Dann nicht, „wenn feine Worte 
ald Injurien, fträflihe Drobungen u. dgl. erfcheinen“ alfo als ein zur Abwehr 
berechtigender Angriff. Gever, S. 31f. Schüße, Lehrb. $. 35. „Dadurch daß 
der rechtswidrig angegriffene den Angriff verfchuldet, d. b. demfelben durch Unvor: 
füchtigkeit fich ausgelegt batte, wird das Necht der Nothwehr nicht ausgeſchloſſen.“ 

1) Die „Unmöglichkeit, im Augenblid bereite Staatsbülfe auſprechen 
und erhalten zu können“, Köftlin, Syſtem $. 29 bei. ©. 86 — im Zuſam— 
menbange mit der Characterifirung des Rechts der Notbwehr als eines für den 
Einzelnen vom Staate abgeleiteten Rechtes — ald Begriffserforderniß 
jeues Rechtes binzuftellen, entſpricht nicht feinem Weſen. Bol. Hälſchner, 
Syſtem 8. 65. Angeſichts der Erfahrungen des täglichen Lebens läge es näher, 
nicht des Staats, ſondern der „bürgerlichen Geſellſchaft“, nicht der Staatshülfe, 
ſondern überhaupt menſchlicher Hülfe zu gedenken; denn leichter erreichbar und 
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eines Angriffs fallen, gehören fie dem Gebiete der Nothmwehr an; fobald 
von der Abwehr zum Angriff übergegangen wird, nicht mehr. Diefe Wen- 
dung läßt fi aber nur der Willensthätigfeit des Angegriffenen im 
Verlaufe der Abwehr entnehmen: denn äußerlich fönnen reine Vertheidi- 
gungshandlungen volllommen das Gepräge von vorfäglihen Berlegungen 
an fich tragen; dies iſt fogar die Regel: Schießen, Stoßen mit Waffen, 
Schlagen mit Stöden, Schneiden mit Mefjern, Zerbrechen von Fingern, 
Ausſchlagen von Zähnen?) u. ſ. m. 

Welches auch die Willensrichtung des Angegriffenen geweſen, immer 
wird er jtraflos bleiben, fobald nicht mehr gethan ift, als ſelbſt nach dem 
Urtheil Unbetheiligter — der Schuldrichter — zur Abwendung des Angriffs 
erforderlich. 

2) Ueberſchreitung der Grenzen. 

Erjt wenn mehr gefchehen, und wenn in Folge diefes Ueber: 

maßes weitere oder auch felbititändige Berlegungen des An— 


ſelbſt wirkſamer ald jene pflegt der, auf Geſchrei erfolgende Zulammenlauf der 
Nachbarn zu fein. Allein die Yage des Angegriffenen hindert eben die Ueber: 
legung, ob no& Zeit fei, Hülfe bei Nachbarn, bei „Polizeibeamten, bei den 
„ſpeciellen Local“beamten zu fuchen; fie hindert fogar, wenn ſolche zur 
Hand find, die Vergemilferung, daß biefelben Die Lage der Sache durchichauen, 
fofort durcgreifen, gleichwohl aber mildere Mittel mit Erfolg in Anwendung 
bringen werden. Darum rubt auch auf der Möglichkeit rechtzeitiger Anzeige 
bei der Obrigkeit fein, für die Annabıne eines nudus praetextus defensionis 
enticheidendes Gewicht. Die Verweiſung auf Flucht enthält eine Anweiſung zur 
Preisgebung der Ehre, ericheint daber unzuläſſig. Das Recht braucht nicht dem 
Unrebt zu weichen. Berner, Lehrbuch $. 86. Friedrich a. a. O. MM. 
Geyer mit vielen Andern F. 6 „Begriff der Noth.“ Bol. L. 45 8. 4 D. ad 
leg. Aqu. 9, 2. C.C.C. 140. 

2) Daß in der Vertheidigung „nöthigenfalls” bis zur Tödtung des An: 
greifers — ſelbſt bei Angriffen auf Die Ehre, zumal die Gefchlechtsehre — vor: 
gegangen werden darf, liegt in der, von diefem ſelbſt verichuldeten Berjegung 
der Güter feiner Perion außerhalb des Rechtsſchutzes. Vgl. L. 1 $. 4 D. 48,8, 
C.C.C,150. Als „Das Grbübel in diefer Lehre“ iſt bezeichnet worden: „die 
Unklarbeit binfichtlich des Unterfchieds zwifchen den Fällen, wo es an den Bedin: 
gungen der rechten Notbwebr feblt, und deu Rällen der Ueberichreitung einer an 
fich begründeten Nothwehr.“ Köftlin, Syſtem $. 30 N. 1. Das Uebel trifft 
weniger die Theorie, als die Beweisprüfung im einzelnen Fall. Hier fragt 
fih 1) was bat ber Augreifer, was der Abwehrende wirklich gethan, und das 
erledigt fi einfach; allein es fragt fich außerdem 2) was mollte der Angreifer 
weiter thun? mud da hütet er fih Einriummngen zu machen; 3) was fonnte 
der Angegriffene Anderes tbun, ald er that? und da liegt die größte Gefahr 
in der Echwieriafeit, nichts zu überfeben bei der Vergegenwärtigung aller ein: 
zelnen Umftände zur Zeit der That. Bergl. Geyer $. 7 Anm. 1. Die Ge: 
ſchwornen pflegen bier in ihrer Vorficht ſehr weit zu geben. 
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greifers erfolgt ſind, entſteht die Frage, ob die Ueberſchreitung nicht 
ſtrafbar? Sie ſteht gleich mit der andern, wodurch der Angegriffene eben 
hiezu vermocht worden? Wenn durch den irrigen Glauben der Noth— 
wendigkeit zur Abwehr, fo muß der Staat ſich beſcheiden, daß das Schutz— 
bedürfnig in Angriffsfällen nur in das Ermefjen des Bedrohten geftellt 
werden kann. Wird erkennbar, daß derjelbe im Gedränge des Augenblids 
unfähig gemwejen, die wahre Sachlage zu durchfchauen, fo folgt eben daraus 
mit größter Wahrfcheinlichkeit, daf fein Wille nur auf Abwehr gerichtet 
geblieben. Dies ift insbefondere dann anzunehmen, wenn der Vorgang 
geeignet war, ihn in Bejtürzung, Furcht oder Schreden zu verfegen, 
und wenn er ihn in der That darin verfeßt hat?). Allein damit find bie 
Vorausſetzungen nicht erfchöpft, unter denen Irrthümer über die Nothwen— 
digkeit und den Umfang von Abwehrmaßregeln fi bilden. Erjt wenn 
folde*) nicht vorhanden, wenn außerdem erfichtlic, daß der Bedrohte hin- 
reichende Sammlung behalten oder gewonnen, um zur Freiheit der Wahl 
in feinen Entſchlüſſen und Mitteln zurüdzufehren, jo erwächſt ein Bormwurf 
aus der Weberjchreitung der Grenzen der Nothwehr. Vergehungen aus 


3) Alles kommt darauf an, fich in Die innere Welt des Angegriffenen zur 
Zeit des Angriffs zu verlegen. Kaltblütigkeit ift nicht bloß Sache des Tempe: 
raments, jondern auch — namentlich bei Förftern, bei Beamten aller Art, bei 
Gewerbtreibenden, die fih in gefahrvoller Thätigkeit unter Maſchinen u. dgl. 
bewegen — Sache der Gewöhnung und Uebung ; doch leicht erichütterlich Durch 
Sclafzuftände, Krankheit, Gemüthsbewegungen u. dgl. m. Mit Recht hebt 
Bayern 1861 Art. 72 „Ueberrafhung” hervor; und wenn auch Oppenb. 
Reiche » Strafgefegbuh $. 53 N. 23 die Ausdrüde „Beitürzung, Furcht oder 
Schrecken“ für limitativ hält im Hinblid auf die Motive ©, 72, fo giebt doch 
auch er anheim, „Verwirrung“ als unter „Beſtürzung“ mitbegriffen anzu» 
ſehen. Es wird der Beachtung bedürftig bleiben, ın wie weit die Gefhwornen 
durch Verneinung von Schuldfragen die, für die Nothwehrexceßfrage geitedten 
Grenzen zu überichreiten fi gedrungen fühlen möchten. Vgl. Braunihweig 
$. 167, Thüringen $. 67: „geminderte Bejonnenbeit”, Baden $. 91 „ge: 
flörte Beſonnenheit“. — Völkerrechtlich gewilfermaßen janktionirt ift die Noth— 
wehrüberjchreitung gegen überwältigte Seeräuber durch deren fofortige Tödtung. 

4) Nicht ſchon auf der Wahl, fondern lediglich auf dem Gebrauch ber 
gewählten Mittel kann der Vorwurf einer Weberfchreitung der Grenzen der 
Nothwehr ruben. In der Wahl kann eine Bedrohung des Angreifers liegen; 
allein mit Drohungen fann man auf's Weiteite geben, um Angriffe abzuwen: 
den. Je ftärfer, defto geeigneter find fie, den böjen Willen des Angreifers un: 
juftimmen. 
-  Strafgeiegbuh Würtemberg Art. 103 neben andern ältern Strafgefep- 
büdern legt noch ein entjcheidendes Gewicht auf 1) das Vorbandenfein anderer, 
befannter Bertheidigungsmittel, 2) Wahl und Gebrauch gefährlicher Mittel, 
3) Ausfiht auf Schadenerfag für liegendes oder bewegliches Eigenthum. 
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bloßer Fahrläfjigkeit laſſen ſich dem Angreifer gegenüber hier nur jelten 
denen; wohl aber Verlegungen theils aus Vorſatz — in der Regel ohne 
Ueberlegung aus emporlodernder Rache —, theild und hauptfählih aus 
Vorſatz in Verbindung mit Fahrläfjigkeit >). 

3) Bertheidigung Anderer. 

Die Grenze der Nothwehr ift demjenigen, welcder dem unmittelbar 
Angegriffenen beifteht oder für ihm handelt, nicht enger zu ſtecken, als dieſem 
felbit; denn das Handeln in Nothmwehr enthält Feine Nechtsverlegung. 
Allerdings kann bei einem Zufpringenden leichter der Anſpruch erhoben 
werden, für die Grenzen der Nothwendigfeit bei der Abwehr ein offenes Auge 
zu behalten; und fo wird bei ihm leichter die Frage entjtehen, ob die Ueberſchrei— 
tung berfelben nicht bereits den Uebergang zum Angriff in ſich Schließe. Das 
Feld des fubjectiven Ermefjens darf indeß auc hier nicht verlafjen, die Macht 
des, durch Aufregung erzeugten Irrthums nicht unterfchägt werben ®). 

So jteht denn die Nothwehr bereits ganz nahe dem Gebiete, welches ſich 
in der Erörterung des verbrecherifchen Willens eröffnet. Die Frage, ob eine 
Rechtsverletzung anzunehmen, greift für die Fälle der Ueberfchreitung über 


wehr einen allgemeinen Strafmild erungsgrund auf Art. 78. Defterreich ver 
weiit Darauf, „daß eine NMeberichreitung der Grenzen aus Beftürzung, Furcht 
oder Schrecken nab Beſchaffenheit der Umftände als eine frafbare Handlung 
aus FBabrläffigkeit geahndet werten kann.“ Nicht fo nach $. 41 des Preuß., $. 53 des 
Reichs-Strafgeſetzb. Vgl. Oppenh Rechtſpr. 11, 98. Bal. Braunſchweig $. 167. 
Hannover Art. 79. Großh. Helfen Art. 52. Baden $. 90. Beichädigungen 
im Stande der Notbwebr verübt, nachher anzuzeigen, mag immer für die 
Beweisprühmgefragen, welche fih ſpäter herausstellen könnten, rathſam erichei- 
nen. In der Unterlafjung der Anzeige eine ftraibare Handlung zu feben, hat 
die neuere Strafgeſetzgebung durdgängig aufgegeben. S. Würtemberg Art. 105. 

6) „Ueber das ftraflofe Maß der Abwehr enticheidet insbeſondere die Größe 
der Gefahr des Angegriffenen, wie fie dem Abwehrenden ſich darſtellt.“ — 
„Hat der Hülfebringende fih geirrt, — To gelten die allgemeinen Grundfäße 
über den Thatirrthum“. Geyer $. 8. 

7) Die Grenzlinie zwiſchen der Straflofigkeit wegen mangelnder Rechts: 
verlegung und wegen mangelnder Zurechnungsfäbigkeit wird völlig verwilcht für 
diejenigen Verbrechen und Vergeben, zu deren Thatbeſtand gefährliche Dro— 
hungen gehören, wie Nothzucht, Raub, räuberifche Erpreffung. Reichs: Straf: 
geiegb. $. 176 ı, 177, 249, 255. Hier liegt in der Drohung ein Theil der 
Ausführung, alfo ein rechtswidriger Angriff, der nach $. 53 nicht $. 52 des 
Reichs : Strafgefepßb. zu beurtheilen bleibt, — dergeftalt, dab auch wer zum 
Schutze von Nicht: Angehörigen zu Verleßungen fchreitet, wegen Notbwehr Straf: 
lofigkeit für fi in Anſpruch nehmen darf. 
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Erfter Abjchnitt. 


Der Wille im Allgemeinen. 


8. 19. 
Die That und der Wille. 


Piteratur: Eckhardt, Princ. de actionum moralitate 1783 gegen X. v. 
Joch (E. 8. Hommel) über Belohnung und Strafe nach türkiſchen Ge: 
jegen. — Feuerbach, Reviften 1. ©. 151F., 319f., I. 37f. — Richter, 
Philof. Strafe. S. 119f. — Stelger, Ueber den Willen. Leipzig 1817. 
— Fr. Groß, Der Skepticismus in der Freiheitslehre in Beziehung zur 
ſtrafrechtlichen Theorie der Zurechnung. Heidelberg 1830. — D. Börner, 
Die Willensfreiheit, Zurehnung und Strafe in ihren Grundfehren. Kreis 
burg 1857. — E. 2. Michelet, Naturredht oder Rechtsphiloſophie ala Die 
praktiſche Philofophie. Berlin 1866. — Die bereditäre Natur des Ber: 
bredhens von Thomſon (Edinburg) beſprochen in v. Holtzendorff's Straf: 
rechtö-3tg. 1870. S. 268f. — Drobifch, Die moralifhe Statiftif und die 
menschliche Willenöfreiheit. 1867. — Die Lehre vom Caufalzufammenhange 
im Nechte, befonders im Strafrechte von 8. v. Bar. Leipzig 1871. 


Die That ift nicht vor dem Willen; fondern der Wille vor und in 
der That. In dem Reihthum wider einander ftreitender Natur- 
gefege liegt die Möglichleit gegeben, bald das eine, bald das andere 
in Wirkſamkeit zu ſetzen. Um dies je nad) Wahl zu fönnen, ift die Befähi- 
gung erforderlich: fie zu denken, fie im Geifte neben einander ſich vorzu— 
ftellen, ihre Wirkungen im Voraus fich zu vergegenmärtigen. Nur Da, wo 
folde Wahlfreiheit beftanden hat, fommt in Frage, ob da3 Ge: 
fchehene ein bloßes „Ereigniß“ darftelle, oder eine „Handlung“, eine 
„Anterlafjung.” 

Dies nad) bekanntem, die allgemeine Ueberzeugung enthüllendem, Sprach⸗ 
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gebrauch). Er fett die Freiheit der Wahl als vorhanden voraus; Feine 
That ohne Willensfreiheit. Er ftellt fi) damit in Gegenfaß zu den 
Lehren der Materialiften, Determiniften, Fatalijten, Prädeftiniften, und 
andrer Leugner der freien Selbjtbeftimmung. Doch nur infomweit dieſe 
gänzlich in Abrede gejtellt, das geijtige Leben völlig unter das Caufali- 
tütögefeg der unfreien Natur geitellt wird; Teineswegs infomweit die Gren— 
zen der Selbitbeftimmung in Frage fommen. 

Für das Strafrecht muß von der menſchlichen Willensfreiheit ala einem 
Poſtulat, einer Worausfegung auägegangen, und deren innere Begründung 
der Philofophie überlaffen werden. Wer fie im Ernft leugnet, dem kann 
die Sandhabung der Gerechtigkeit, ihm kann die Ordnung in Kirche und 
Staat, die Sitte, der Glaube an Freiheit, Eigentum und Ehre nur als 
eine Berleugnung der allwaltenden, aud) den Willen unbedingt beherrichen: 
den Naturgeſetze ericheinen?). 





1) Was von der Willensfreibeit im Nerbtöleben, gilt nicht minder von der: 
felben in Beziehung auf die Pflichtenlehre. Die im Sprachgebrauch fich ver: 
förpernden Vorftellungen geben auch für alle auf, die Sünde — Schwachheits: 
wie Bosheits-Sünde — bezüglichen Erörterungen von der Freiheit aus, welde 
dem menſchlichen Geift von Gott in einem weiten Umfange ver: 
lieben worden. Anders der Sprachgebrauch der Gelege, weldyer von Alters 
ber bis in die neueſte Zeit nicht Selten den Schein hervorruft, ald ob ed nur 
auf die Äußere That, und den äußerlich wahrnehmbaren Schaden anfüme Se 
weniger Begriffsbeftimmungen die Gelege enthalten, deſto mehr wächſt biefer 
Schein. Allein um fo beitimmter ift da der Schuldbegriff im Ganzen wie im 
Einzelnen der im Volksbewußtſein ſich entwidelnden, in den Schöffen: oder 
fonftigen Gerichtsſprüchen ſich betbätigenden freieren Bewegung der Rechts: 
anfchauungen überantwortet. Lebhafter Streit befteht darüber, ob dem älteren 
Deutſchen Recht die Anerkennung der Willensfreiheit zum Grunde gelegen 
habe. Die Aufaffung ber Verbrechen überwiegend ald Verlegung ber Rechte 
der einzelnen beichädigten Perſonen giebt der Verneinung keine baltbare Grund» 
lage. 8. Trummer, Borträge über Tortur, Herenverfolgungen in der Hamb. 
Nechtögeichichte. Hamburg 1844. MWilda, Gefchichte des Deutichen Strafr. I. 
1842. R. John, Das Strafrecht in Norddeutichland zur Zeit der Rechtsbücher. 
1858. E. Dfenbrüggen, Das Mamannifche Strafrecht im Deutfchen Mittel- 
alter. Schaffhauſen 1860. Hälfhner, Syſtem J. ©. 106f., 153f. 

2) Die Gefahr „alle Berbrehen mit Necefitirung zur That zu entichuldi« 
gen“, ft im Gerichtsleben Deutichlands ungeachtet der Leiſtungen einzelner 
Gelehrter von großem Rufe auf dem Gebiete des Materialismus bisher nicht 
bedeutend geweien, Insbeſondere liefert das mündliche Verfahren in dem Anı 
erkennen und Ableugnen, in dem gefammten wechielvollen Verhalten des Anger 
Hagten in der Regel unwiderjtehlih zwingende Beläge für die Freiheit ber 
Willensbewegung. 

„In dem Denken (vernünftig Denken) und fi danach Reftimmenkönnen 
liegt die Breibeit des Menichen.“ Heffter, Lehrb. 8.48. Ihre Grenze findet 
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Wird die Entjtehung der ftraffälligen That im einzelnen Falle verfolgt, 
fo muß vom Willen als der treibenden Urfüche ausgegangen werden. Um: 
gelehrt, wenn es ſich darum handelt, zu erkennen, ob ein Ereigniß einem 
Menſchen als That zuzurechnen. Diejer Weg ift für die vorliegende Dar- 
ftellung geboten. Er entſpricht der Aufgabe, wie fie im Gerichtsſaale zu 
löſen ift. 


8. 20. 
Das Bewußtfein und der Wille. 


Literatur: Wendt, Das ESelbitbewuhtiein forenfiih aufgefaßt. 184. — 
Berner, Grundfäge des Preuß. Strafrechts. Reipzig 1861. $. If. — 
Hoffbauer, Pſychologie. 1808. — Friedreich, Spiten der gerichtl. Pfy: 
chologie. Regensb, 3. Aufl. 1852. — Weber, Handb. der pſychol. Anthropo- 
logie. Tübingen 1829. — Ellinger. Weber die antbropol. Momente der Zu: 
rechnungsfähigt. 1846. — Waitz, Lehrb. d. Pfychol. Braunfchw. 1849. — 
Dankwart, Pſychologie und Griminalreht, 1863. — EN. Titt: 
mann, Ueber den Unterricht des Volks in den Strafgeſetzen auf Schulen. 
Leipzig 1799. — Dfenbrüggen, Die Berufung auf das Rechtäbemußt- 
fein im Volke. Archiv des Griminalr. N. #. 1854. ©. 152. — Temme, 
daſ. ©. 586f. 


Liegt im Denken der Keim des Wollens, ſo kann dieſes nicht zu 
Stande kommen ohne Bewußtſein der Verſchiedenheiten, welche zwiſchen 
den möglichen, zur Wahl ſtehenden Handlungen oder Unterlaſſungen be— 
ſtehen. Zur Vorausſetzung hat daſſelbe — Berner Lehrbuch 8. 77 — 
zunächſt das Bewußtſein 1. feiner ſelbſt, 2. der Außenwelt. Ohne 
daſſelbe wird der Menſch geboren; es entwickelt ſich in früheſter Kindheit, 
kann aber dauernd (z. B. bei Wahnſinnigen) oder vorübergehend (bei ſinn⸗ 
108 Betrunfenen) verloren gehen. Mit Hecht fordert die Wiſſenſchaft mehr 
als dieſe Vorjtufe, fie fordert ein „entwideltes Pflichtbermußtfein “. Be— 
ftimmter noch 3. Pflihtbewußtfein, 4. Nehtsbewußtjein. 

Die häusliche Erziehung, die Schule und der Neligionsunterricht find 
beftimmt, das Pflichtbemußtfein zu entwideln. Hier ift die Seimath der 
Sittenlehre, die Vorfchule für ein Leben, gegen welches fein Strafgeſetz 
gerechter Meife auffommen kann. Die allgemeinen Begriffe von Recht und 
Unreht, von Sollen, Dürfen und UWebertreten, von Schuld und Strafe 


fie darin, daß der Menich zur Verwirklichung feines Wollend nichts Anderes in 
Bewegung jegen kann ald Naturkräfte, beberrfcht durch Naturgefepe. Für einen 
abfolut freien Willen giebt ed feine Gelege. Inſofern läßt fih fagen, daß 
alle menſchliche Freiheit, alle Zurechnungsfähigkeit nur eine bedingte ſei. Val. 
Hälſchner, Syitem I. ©. 117f. 
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werden hier zur Klarheit gebracht, und ihre Anwendung auf den einzelnen 
Fall geübt. Nur andeutungsmeife, im Umtreife zahlreicher anderer Pflich— 
ten aber fommen diejenigen gegen die Gefammtheit, gegen den Staat zur 
Erörterung und Geltung. In ihnen liegt der Schwerpunft für die ftraf- 
rechtlihe Verantwortlichkeit. 

Nicht Lehre und Erziehung find es, nicht befondere An- 
ftalten, in denen das Pflicht: zum Rechtsbewußtſein entwidelt 
werben foll; das gefammte, den Einzelnen umgebende Leben liefert hiezu 
die Bildungselemente. Um fo reicher fließen fie, je weiter ber Kreis der 
Kenntnig und Erfahrung für den Einzelnen fi) ausdehnt. Mag die Ge: 
ſetzgebung noch fo emjig bemüht bleiben, das Necht in einer wachlenden 
Fülle forgfältig verfündigter Regeln und Sätze zu allgemeiner Erfennbar: 
feit zu bringen: die Entwidelung des Rechtsbewußtſeins im 
Volke und feinen Mitgliedern wird niemals den gewohnheits— 
rehtlihen Charakter verlieren. Dies ift da von Bedeutung, wo 
dad Unterfheidungsvermögen im einzelnen Falle zu prüfen bleibt. 
Es ift aber nicht weniger da von Bedeutung, wo das befondere, mindeſtens 
bebingte — Bewußtfein von der Nedtsmwidrigfeit!) der Handlungs: 
weife als thatjächliches Erforverniß unter den Merkmalen der Strafthat 
zum Gegenftande der richterlihen Prüfung gemacht werden muß ($. 38). 


5:31 
Rechtsbewußtſein und Strafgefet. Rechtsirrthum im Allge- 
meinen. Dal. 8. 38. 


Fiteratur: Birnbaum, Bemerkungen über einige zum Behufe der Lehre 
von der Rechtsunfenntniß gemachte Eintbeilungen der Verbrechen und Straf: 
geſetze. N. Arhiv des Griminalr. 11. ©. 101, 295 f. — Heffter, dal. 12 
©. 149f., 53. — Dienbrüggen, Abhandlungen aus dem Deutfchen 
Strafreht S. 19. — Derſ., Gafuiftif ©. 46. — Sit nad der neueften 
Preuß. Strafgefeßgebung (1851) noch der Einwand der Unkenntniß bes 
Strafgefeped zu berüdlihtigen? Dalde in Goltd. Archiv 6 ©. 63f. — 
Ueber den Einfluß des Rechtsirrthums auf die rechtliche Beurtheilung ftraf- 
barer Handlungen, Drentmann, dal. 8E. 168f. — Geyer, Erörterun- 
gen über den allgemeinen Thatbeftand der Berbreden nad Defterreichiichem 
Recht. 1862. ©. 26f. 


Es giebt feine Strafvorfchrift, welche nicht — gleichviel, ob um des 
Sittengeſetzes oder des öffentlichen Wohles willen — dad Gebot enthielte, 





1) Die Frage nach der Rechtswidrigkeit darf nicht lediglich nach civilrecht- 
lichen Grundfägen beurtheilt, das Bewuhtfein derfelben nicht ohne Weiteres 
voraudgefept werden. Erk. Ob.Trib. zu Berlin vom 18. März 1869. Oppen: 
hoff's Rechtſpr. 10, 167. 
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eine beftimmte Sandlung zu unterlaffen, oder zu thun. Jeder, der das 
Gebiet des Staates, der Provinz, der Stadt, innerhalb deren die Vorfchrift 
gilt, betritt, hat ſich danach zu richten; aljo vorgängig darum zu befüm- 
mern. ($. 3.) Daher die Regel, dab Niemand fih mit Unfennt- 
niß, Niemand mit irriger Rechtsauffaſſung bei gehörig ver: 
fündeten Strafvorfhriften entfhuldigen fann. Sie enthalten 
eben diejenigen Forderungen, welche die Gefammtheit an den Einzelnen ftellt, 
ſoweit er im ftrafrechtlihen Sinn zuredinungsfähig ift. Nur in feltenen 
Fällen find Ausnahmen denkbar. ($. 28.) 

Damit ift aber feineswegs auägefprocdhen, daß für das Strafrecht all: 
gemeinhin der Sat gelte: leges ignorare non licet. Das Strafrecht gleicht 
der enceinte einer gewaltigen Feitung. Alle andern Rechtsgebiete fuchen in 
ihm ihren Schuß? Kirchen: und Völker, Staats: und Verwaltungs-, Han⸗ 
dels⸗ und Gewerbe, Che: und Erb:, Sachen: und Forderungs-Recht, ge 
richtliches und fonftiges amtliches Verfahren. Alle diefe Gebiete find mit 
Streitfragen did beſetzt; Streitfragen, welche fid) bei einem regen Wechſel 
in ber Gefetgebung troß alles Strebens nad Einfachheit ftetig und unauf: 
haltfam vermehren. Sole Streitfragen ragen gelegentlih heran bis 
an die, dem Mechtögebiet durch Strafvorfchriften gegebene Ummallung. 
Soll nun der Staat von dem Grundſatz ausgehen, daß der Einzelne bei 
allen feinen Handlungen immer das Schlimmite befürchten müfje: als habe 
er vor, etwas in irgend einer Richtung möglichermweife Straffälliges zu thun? 
Darin würde eine unheilvolle Lähmung des gefammten Volkslebens Liegen, 
die überdies ihren Zweck verfehlte; denn auch Unterlafjungen können ftraf: 
bar werben. 

Darum darf jener Sat nur in eingefchränttem Sinne genommen werben: 
die Berufung, ein Strafgefetz nicht gelefen, nicht gefunden, es nicht verftanden, 
es vergefjen zu haben, ift unguläffig!'); dagegen gewinnen Redtsirrthü- 
mer, welde andern Rechtsgebieten angehören, ebenfo derartige 


1) Andernfalls müßte die erfte Frage des Nichters an jeden Angeflagten 
dahin geben, ob er leſen könne? ob er das Strafgeſetzbuch — und welde Aus: 
gabe? — ob er das Amtäblatt — und welche Jahrgänge? — befiße und ge: 
fefen habe ? Vor Allem aber müßte das Erſte und MWichtigfte bei allen zu 
Strafbaft Verurtbeilten darin liegen, daß fie gründlich im Strafgeſetz 
unterrichtet, mit allem Neuen auf dem Laufenden erhalten und in alle etwaigen 
Beziehungen zum künftigen Tagesleben möglichit eingeweiht würden. 

Und bob, wühten fie die Nechtöregeln, wie wäre im einzelnen Fall die 
irrige Anwendung oder Nichtanwendung — (faliche Subjumtion v. Savigny, 
Syſtem des beutigen Röm. Rechts TIL S. 397. Bekker, Theorie ©. 281) — 
zu verhüten? Vgl. Erf. Ob.-Trib. Berlin v. 18. März 1870, Oppenh. Redtipr. 
11 ©. 184, 336. 
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Rechts un kenntniß, eine gleiche Bedeutung mit thatfächlihen Irrthlimern?), 
mit falfchen Worausfegungen, es müßte ſich denn aud hier wieder 
um ausdrüdlihe Gebote und Verbote handeln, lediglich gegeben, 
um als unabänderliche Richtſchnur zu dienen®). Die Vorfchriften der legten 
Art, die öffentlihe Ordnung im meitejten Sinn, die VBerbindlichfeiten jedes 
Einzelnen gegen das Staatöganze, die eigenthümlichen Pflichten jedes befon- 
deren Standes regelnd, find übrigens außerordentlich zahlreih und meit- 
greifend. 


2) Daher denn auh Tänfhung über eine Rechté regel ben That: 
beftand des Betruges begründen kann Erf. des Ob.Trib. Berlin vom 8. Juli 
1870 Oppenh. Redtipr. 11 ©. 408, cbenfo Die Benutzung eined Irrthums 
über den Umfang der Befugniſſe eines Beamten, den Thatbeitand eines Amts: 
vergebens 3. B. der Amts: Unterfchlagung dal. 11 ©. 525. Straflofigkeit bei 
mangelnden „Dolus* in Kolge von Rechtsunfenntnig Erf. Ob. : Trib. Berlin 
vom 18. März 1869 daſ. 10 ©. 167; insbefondere von falfcher Auslegung 
eines Civilgeſetzes dal. 11 ©. 605. ©. aber auch dal. 10 S. 638. Bayr, 
Strafgejepb. Art. 70. „Die Unwilfenbeit über dad Beſtehen eines Strafge: 
feges überhaupt, oder über Art uud Größe der Strafe, die Meinung, als 
ob die durch das Geſetz verbotene Handlung nad dem Gewiſſen oder der Reli» 
gion erlaubt geweien fei, endlich die Beichaffenheit des Endzweckes oder Beweg— 
grundes, um deffen willen ber Entichluß zur That gefaht wurde, fchliehen die 
Strafbarteit nicht aus.“ 

3) 5.8. über Schul-, Heered: und andere allgemeinere Pflichten, über Buch- 
führung von Kaufleuten (Goltd. Arhiv. 2 ©. 657f.), über Potterier und Bau— 
Weſen, Heilverfahren bei Seuchen, und fonjtiges Medieinalweien, über Zoll, 
Steuer: und Stempelungsverfahren u. dgl. m. al. Vereinäzollgefek v. 1. Juli 
1869 $. 163. Bundes: Gel. BL S. 363: „Unbelanntichaft mit den Vorfchriften 
dieſes Gefepe 8 nnd der in Folge derielben gehörig bekannt gemachten Ver: 
waltungsvorfchriften foll Niemand, auch nidyt den Ausländern, zur Ent: 
Ihuldigung gereichen.” 
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Zweiter Abjehnitt. 
3urednungsfädigkeit. 


8. 22. 
Begriff und Weſen. 


Literatur: Feuerbach, Revilion 1. S. 151f. II. 5.34}. — Thibaut, Beiträge 
3. Gritit der Feuerbah'schen Theorie. Hamb. 1802. — Klein, im 4. Arc. 
d. Grim.R. I. 4 ©. 56f. IV. 4 ©. 44f. V.3 ©. 1077. — 8. Harder 
v. Almendingen, Darftellung der rechtl. Imputation. Giehen 1803. 
— Neues Archiv. d. Erim.R. 1. Kleinſchrodt L©. If — Stelzer 
III. 339. — Weber X. ©. 430f. — Mittermaier 1835 ©. 93f. — 
Goldſchmidt Archiv f. d. civil. Praris 39. — Iarde, in Dißigs Zeit: 
fcheift f. d. Crim.R. Pflege XI. S. 827. 306f. XII. ©. Bf. — €. 3. 
Mittermaier, Diss. de alienationibus mentis quatenus ad jus crimi- 
nale spectant. Heidelb. 1825; de principio imputationis alienationum 
mentis in jure crim. recte constituendo H. 1837. — U. 8. Berner, 
Grundlinien d. criminal. Amputationsfebre. Berlin 1843. — Gerichts: 
ſaal: d. Zurehnungsfrage vor d. Schwurgeribt Kraus VIb. S. 219f., 
258f. VIla. ©. 376f. — Maurer IX. Beilagebeft S. 33f. — Köitlin, 
Syſtem $. 48f. (Revifion ©. 51f., 5915) — Beller, Theorie $. 25f. 
Beilage I. (Critik der Köftlinihen Zurehnungstehre). — Geib, Lehrbuch 
$. 70. — Die Zurehnungsiäbigfeit, eine brennende Rrage der Reform in 
Strafrebt und Strafproceh v. Auft. Nef. Seiferheld. Tübingen. — 
v. Gro$, Strafrechts-Pflege IV. 339f., 365. — Der Milderungsgrund 
der fog. verminderten Zurechnung v. Mittermaier, Gerichteianl XI. 32f. 
— Bartb, in v. Holpendorff Strafrechtszeitung 1861 &.337f. — v. Krä: 
wel, dal. 1862 ©. 637f. — Ueber Zurechuungsfäbigkeit Teihmann, 
daf. 1870 ©. 189f. — Die Lehre von der Zurechnungsfähigteit Gebler, 
Gerichtöjaal 22 ©. 2451. — W. Seffen, Ueber Zurechnungsfäbigkeit. 
Dentichrift 1870. — W. E. Wahlberg, das Princip der Zudividualifi- 
rung in der Strafrechtspflege 1869 bef. S. 61f. — v. Nönne, die crimi: 
nalift. Zurehnung. Berlin 1870. 


Die Zurehnungsfähigkeit ala ftrafrechtlihe Verantwortlichkeit befteht 
in der Möglichkeit!), dem Rechte gemäß zu handeln; aljo mit Willkür 





1) „Die Zurechnungsfähigkeit befteht wefentlich in dem Daſein des Wahr: 
nehmungdvermögens und Denkvermögens zur Zeit der That." Heffter, Lehr— 
buch 8.48, „Möglichkeit der Kenntniß, daß der Erfolg entitehen könne und 
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fich felbit einem entwidelten Rechtsbewußtſein entfprehend zu beftimmen. 
Diefe Entwidelung hat Grade und Stufen. Am meiften vorgefchritten muß 
fie bei den Rechtöverftändigen fein. Stuft fi hienach auch die Zurech— 
nungsfähigfeitt ab? Gewiß nicht. Für die Strafzumeljung nur fann die 
Frage von Bedeutung werden. Das gilt aber wie für diejenigen, welche 
über den allgemeinen Durchſchnitt der Rechtskenntniß fich zu erheben bemüht 
find, fo in gleicher Weiſe für diejenigen, welche dahinter durch eigene Schuld 
zurüdbleiben. Da erft wo beftimmte Merkmale der Gebundenheit 
des Willens zur Zeit der Ihat erfennbar werden, tritt der Verdacht der 
Unzurecdhnungsfähigfeit zu Tage. Diejelbe bedarf der thatfädhlichen Er: 
mittelung. Sie ift vorhanden oder nicht vorhanden; Zwifchenjtufen „giebt 
es nicht. Berminderte Zurehnungsfähigkeit?) ift nichts anderes als 
Zurechnungsfähigleit mit verminderter Strafbarfeit. 

Die Unzurehnungsfähigkeit aber läßt fich keineswegs von der Zurech⸗ 
nungsfähigkeit ſo unterſcheiden, wie das blinde Auge vom ſehenden. Die 
Grenze iſt nicht nur da oft ſchwer zu ziehen, wo es ſich um die Willens: 
fähigkeit im Allgemeinen handelt, fondern nicht minder da, wo die Willens: 
freiheit eines an ſich Willensfähigen für den Augenblid der Ihat in Frage 
fommt. Diejenigen Zujtände, melde dauernd, ebenſo wie diejenigen, 
weldhe vorübergehend die Willensfreiheit brechen, und fie unter der 
Macht der Naturnothwendigkeit untergehen laffen, können daher nicht erör- 





daß derfelbe dem Geſetze wideriprebe.” Abegg, Lehrb. d. Strafr.W. $. 58. 
Die Möglichkeit, Da5 — auch abgelehen von der Jugend — wegen Taubſtumm— 
beit oder aus fonjtigen Gründen — „derjelbe Menſch zugleich in Beziehung auf 
gewiſſe Verbrechen als zurehnungsunfäbig, und auf andere ald zurechuungsfähig 
anzunehmen fein fan“, wird von Bekker, Theorie S. 362 beſprochen. — Die 
Unterfcheidungen des Röm. Nechts bezüglich der Entwidelung des Rechtbewußt— 
ſeins — entichuldbare Rechtsunwiſſenheit bei rusticitas, der Minderjährigen, Sol: 
daten und Frauenzimmer bei del. juris eivilis — haben feine Bedeutung mehr. 
Heffter, Lehrb. 8.56. Berner, Lehrb. 8. 125. Hälfchner, Syſtem I. S. 37f. 

2) Ueber Verbrechen bei geminderter Zurechnungsfäbigkeit |. Arnold, Ardy. 
d. Erim.:R. N. 8. 1853 9. 239f. Mit befonderm Nachdruck tritt für den Sag, 
daß Grade der Zurechnungsfähigkeit, daß eine „geminderte pſychiſche Freiheit“ 
3. B. beim Affect anzuerkennen ſei, Gever ein in den Erörterungen über 
den allgemeinen Ihatbeftand der Verbrechen nad öfterr. Recht (1862) ©. 8f. 
Er verweijt für „den Begriff der pſychiſchen und moralifchen Freibeit und die 
Irrwege des abfoluten Idealismus auf diefem Gebiet“ auf Herbart, zur Lehre 
von der Freiheit des menschlichen Willens, Werte IX. 241f. Chr. U. Thilo, 
in der Zeitfchrift für eracte Philofophie I. 311f. Allibn, die Grundlehren der 
allgem. Ethik. Leipzig 1861 ©. 89f. Tepe, über die Freiheit und Unfreiheit 
des menſchlichen Wollens. Bremen 1861. — Die Zurechnungsfähigkeit im Allge— 
meinen läßt fich in derfelben Meile ale eine bedingte auffaflen, wie die Willens: 
freiheit. ©. bievor $. 19. — Val. Hälfchner, Eyften J. $. 24, 28. 
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tert werben, ohne fortgefet diejenigen verwandten Zuftände heranzuziehen, 
welche nicht die Freiheit, fondern nur die Kraft des Willens, namentlic) 
die Widerjtandöfraft gegen böfe Neigungen beeinträchtigen. Deren eingehen: 
dere Würdigung gehört dem Gebiete der Strafmilderungsgründe an. 

Selbit da, wo die Geſetze bejtimmte Grenzzeichen gegeben haben, find 
die einfchlagenden Fragen noch nicht ohne Weiteres für erledigt zu adıten. 
Theils wird dies in den Geſetzen ſelbſt anerkannt, theils bleibt zu berüd- 
fihtigen, daß jene Grenzzeihen — Alter, Umfang anfcheinender Taub— 
ſtummheit — ſich nicht in jedem Fall ſicher ermitteln laffen. Die Ver: 
muthung fpricht hiebei nicht etwa gegen die Unzurechnungsfähigfeit; aber 
ebenjowenig für diejelbe®). 


$. 23. 
Unentwidelte Geiftestraft, inäbefondere Jugend und Taub: 
ſtummheit. 


Reichs ⸗Strafgeſetzb. F. 55. Wer bei Begehung einer Handlung das 12. Lebens— 
jahr nicht vollendet hat, kann wegen derſelben nicht ſtrafrechtlich verfolgt 
werden. (So Strafgeſetzb. Baden, Heſſen, Thüringen, Oldenburg, Lübeck; 
dagegen 14 Jahr Braunſchweig, Sachſen, Hamburg; nur 10 Jahr Würtem— 
berg und Oeſterreich). 

$. 56. Ein Angeſchuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das 12. aber nicht 
dad 18. Kebensjahr vollendet hatte, eine ftrafbare Handlung begangen bat, ift 
freizufprechen, wenn er bei Begehung derjelben die zur Erkenntniß ibrer 
Strafbarfeit erforderliche Einficht nicht beiah. 5 

In dem Urtheile ift zu beflimmen, ob der Angeſchuldigte feiner Familie 
überwielen oder in eine Erziehungs: oder Beflerungsanftalt gebracht werden 
foll. In der Anftalt ift er jo lange zu behalten, als die der Anftalt vorge: 
jegte Verwaltungsbebörde folches für erforderlich erachtet, jedoch nicht über 
das vollendete 20. Lebensjahr. (18 Jahr: Sachen, Thüringen, Yübed, Ham» 
burg, Medlenburg:- Schwerin; 16 Jahr: Heffen, Oldenburg, Bayern; 21 Jahr: 
Braunjchweig). 

($. 57. Das in $. 56 bezeichnete Alter als Strafmilderungsgrund beim 
Vorhandenſein der erforderlichen Einficht). 

$. 58. Ein Taubfjtummer, welcher die zur Erkenntniß der Strafbarfeit 


3) Die Zurechnungsfäbigfeit ift — ebenfo wie die Zurechnung der einzelnen 
That — ſtets Gegenstand thatfächlicher Ermittlung und Prüfung. Vgl. Abegg, 
Lehrbuch 8. 80f. — Die Gelepgebungen ftellen alle verfchiedene Zuftände ald 
Ausichliegungsgründe der Zurechnung bez. Zurechnungsfäbigkeit in Anſehung der 
einzelnen That auf. Baden $. 71 fügt als leitenden Gefichtäpuntt hinzu: „Die 
Zurechnung ift ausgejchloffen durch jeden Zuftand, in welchem das Bewußtiein 
der Strafbarkeit der Handlung oder die Willführ des Handelnden fehlt.“ Allein 
died Bewußtfein fehlt oft bei Fahrläffigkeit, zuweilen felbft bei Vorfag. Mit 
Willkühr ferner handelt auch der Wahnfinnige in vielen Fällen. Böder, Lehr: 
buch der gericht. Mediein $. 10. 
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einer von ihm begangenen Handlung erforderliche Einſicht nicht beſaß, iſt 
freizuſprechen. 

Literatur: F. Brefeld, Maturität in Bezug auf Freiheit und Zurechnung, 
für Geſetzgeber, Criminaliſten und Staatsärzte. Münſter 1842. — J. Kittta, 
über die Zurechnungsfähigkeit jugendl. Perſonen auf d. Gebiet d. Grim.:R. 
mit Rückſicht auf das Alter, Arch. d. Crim.R. N. F. 1834 ©. 117f. — 
Mittermaier, d. Zurechnungsfähigkeit jugendlicher Uebertreter, Arch. d. 
Erim. R. N. F. 1841 ©. 165f., 1847 ©. 612f. — v. Egidy, über die 
Berückſichtigung des jugendlichen Alters im Strafrechte u. ſ. w. Arch. d. 
Crim-R. N. F. 1855 ©. 63f. — Das Strafverfahren gegen jugendliche 
Perfonen im Preuß. Staate v. Et.-A. Wilde, in Goltd. Arch. 6 ©. 433f. 
— Abegg, dal. 7 ©. 721f. ſ. auch 274f. — Mittermaier, daf. ©. 176f. 
— „Ein jugendlicher Raubmörder“ daf. 16 ©. 341f. — „Ueber den Eapß: 
malitia supplet (superat) aetatem* von Schwarze, ®erichtöfaal 1868 
(Bd. 20) ©. 4351. — Hälfchner, daf. 17, 731. — F. v. Mevendorff, 
Einfl. d. jugendl. Alters a. d. ftrafrechtl. Zurechn. Zürich 1862. — John, 
Entw. e. Strafgefepb. f. d. Nordd. Bund (1868) ©. 2795. — Geßler, 
Serichtsi. 1870 S. 271.— Geyer, Altersitufen in v. Holtzend. Rechtsl. I. 46. 


1) Zugend!). Ie allgemeiner die Schulpflicht durchgeführt, und die 
Schule ala Anftalt nicht bloß zur Verbreitung von gemeinnüßigen Lehren, 

1) Infans vel furiosus, si hominem oceiderint, lege Cornelia non 
tenentur, quum alterum innocentia consilii tueatur, alterum fati infeli- 
citas excuset. Modestinus libro 8 regul. Dig. 48, 8 L. 12. — Pueros 
impuberes praetoris arbitratu verberari (wegen Diebftahls) Gellius noct. 
Att. I1, 18. — Jmpuberem furtum facere posse si jam doli capax sit Ju- 
lianus scripsit. Dazu — Julianus scripsit doli pupillos qui prope puber- 
tatem sunt capaces esse. L. 23 de furtis D. 42, 2. L. 4 $. 26 de doli 
except. D. 47, 4 (beide Stellen v. Ulpianus). Ebenio Gajus libr. II. ad 
edict. prov, Pupillum, qui proxime pubertati sit, capacem esse et 
furandi et injuriae faeiendae. L. 111 D. de R. J. 50, 17. 

Untericheidungen je nach der erfahrungsmäßig zu erwartenden Einficht in 
die Straffälligkeit nad befondern Geſetzen L. 22 pr. D. de lege Cornelia de 
falsis et de S. C. Liboniano 48, 10. Paulus: Impuberem in hoc edictum 
inecidere, dicendum non est, quoniam falsi crimine vix possit teneri, quum 
dolus malus in eam aetatem non cadat. Dazu Maecianus, L.14 de 8. O. 
Silaniano D. 29, 5. Alexander Severus, reser. l. 7 C. de poenis 9, 47. 
Constantinus, reser. l. 1 C. 9, 24 de falsa moneta. Streitfrage, ob pu- 
bertati proximi die puberes von beftimmter Alterögrenze ab (Gloſſatoren 10 
Jahre 6 Monate ald Mitte zwiichen 7 und 14 Jahren), oder je nach indivie 
dueller Beichaffenbeit. Nah heutigen Anfchauungen ift nicht nur das Indivi— 
duum, fondern felbft der Fall überall einzeln in's Auge zu fallen. „rei intel- 
leetum capere* Maecianus a. a O. 

Canoniſches Recht dem R. R. folgend; wegen der infantes Clem. un. 
de hom, 5, 4; impubes c. 15 qu. I c. 2 de injuriis. „impubes, qui doli ca- 
pax non est“. Titulus: de delictis puerorum X. 5, 23. 

C.C.C. a. 179 „jemandt der jugent — halben wiffentlih feiner ſynn 
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fondern ebenfo zur Erziehung für eim jittliches Yeben geordnet wird, um 
fo ficherer läßt ſich eine Alterögrenze ziehen, bis zu welcher hin erfahrungs: 
mäßig die Frage nach dem VBorhandenfein eines entwidelten Unterſcheidungs— 
vermögens auf dem Hechtsgebiete zu verneinen. Bis dahin erfcheint alles 
Unreht nur als Verfündigung, als Schuld gegen das eigene Gewiſſen, 
dem die Pflichten gegen Gott, gegen den Nächiten, gegen fich ſelbſt vergeb- 
lich vor Augen geführt worden. Faſt alles Verſtändniß noch fehlt in Betreff 
der „bedingt“ unfittlihen Sandlungen, d. h. derjenigen, welde im 
Gegenfag zu den unbedingt unfittlihen nur eine Verlegung einer 
bürgerlihen Pflicht und Ordnung enthalten. Berner Lehrbuch $. 72. 
Je beſſer die Schulordnung, deito zuverfichtliher darf der Staat die ftrafe 
gerichtliche Verantwortlichkeit felbft für höhere Jahre ausſchließen. (Seht 
12 Jahre gegen 7 des Röm. und Gan. Rechts.) 

Allmählich entwidelt fih daS Bewußtſein davon, daß eö Feine Thä— 
tigkeit giebt, welde außer aller Beziehung zu dem Staats— 
ganzen ftünde, dahinein der Einzelne geboren oder verjegt worden; daß 
es Pflicht ift, hienach das eigene Leben zu regeln. Am frühejten bildet 
fih die Einſicht von der ftaatlihen Nothwendigkeit jtrafrechtlichen Einfchrei- 
tens für alle diejenigen Verbrechen, welche gemwaltthätige Eingriffe in 
fihtbare Güter der Einzelnen — Bermögen, Leib und Leben — oder der 
Bejammtheit in fich fchliegen, infofern die leite in Beamten, Behörden, im 
Herricherhaufe und dem Fürften ihre finnbildliche Daritellung findet. Uns 
geachtet des Bewußtſeins von der Sündhaftigfeit der Hinterlift und Lüge 
und insbefondere auch des faljhen Zeugniſſes bildet ſich doch die Ein: 
fiht in deren Bedeutung für die Staatögemeinfchaft erſt jpäter aus. In 
Lift und Trug übt fich leider nur gar zu gern der jugendliche Sinn, als 
in einer Probe für die geiftige Befähigung. — Mit der Zeit der Ein 
fegnung indeh pflegt das Pflihtbewußtfein vollitändig geklärt und 
mit 14 — 16 Jahren für alle unbedingt unfittlihen, vorfätlichen Straf: 
thaten eine genügende Einficht in die Strafbarkeit gewonnen zu fein. Dies 
jelbjt für die, bei der heranreifenden Geſchlechtsentwickelung jehr gefährlichen 
Verbrechen gegen die Sittlichkeit. Nicht die Einficht, fondern die Wider: 
ſtandskraft iſt es, welche hier nicht ausreicht, um dem Willen die rechte 
Richtung zu geben. 

Mit dem Unterricht in den höheren Schulflafien, welcher das Wolfe: 


nit bett“. a. 164 „von jungen dieben“; „under 14 jaren”; „mabent bei 
14 jaren“. 

Wegen des altgermanifchen Rechts Wilda, Strafr. d. Germanen ©. 640f. 
Hälſchner, Syſtem. Anm. zu $. 24, 75. Sobn, das Strafrecht in Nord: 
deutſchl. 3. Z. d. R. J. S. 89f. 
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leben der Vergangenheit von allen Seiten in großer Reichhaltigfeit beleuch— 
tet, mit dem Webertritt aus den Schuljahren in die Lehrjahre, mit dem 
Eintritt des weiblichen Geſchlechts in die freiere Thätigfeit innerhalb des 
häuslichen oder eines fonftigen Berufs= Kreifes bildet fich die Gemöhnung, 
auf den gejeglich geordneten, im täglichen Leben fih wirkſam ermweifenden 
Willen der Gefammtheit zu achten; und ihn, den inneren Gehalt aller 
äußerlichen Werfehräbeziehungen nicht auß dem Auge zu verlieren?). Es 
bildet fich insbefondere die Ueberzeugung von der Verantwortlichfeit auch 
für bloße Fahrläfjigkeit und Nichtachtung befonderer jtaatlicher, gemeind- 
licher, corporativer und anderer verbindlicher Gebote. Das Pflihtbewußtfein 
eritarkt zum Rechtsbewußtſein. 

Auch hier ift es Sache der Erfahrung, eine fichere Alterögrenze mit 
der Bedeutung zu ziehen, daß nad) deren Ueberjchreitung nicht mehr danad) 
gefragt werden folle, ob der Einzelne fid) eine genügende Einficht?) in die 
Strafbarfeit von Handlungen oder Unterlafjungen erworben habe. Hat 
er es unterlaffen, fo trifft ihn die Schuld, feine Augen nicht 
geöffnet zu haben für die, das Volfsleben leitenden und beherrfchenden 
Rechtsgrundſätze. 

2) Daß in Beziehung auf eine Gattung von Straffällen — z. B. Stem: 
pel⸗Steuer⸗Zoll⸗Frevel — keine Einfiht in die Strafbarfeit vorhanden, während 
fie für andere bereits völlig entwidelt fein kann, ift ein, in der Gerichtspraris 
wohl kaum bezweifelter Sap. Vgl. Hälfchner, Gerichtsfaal 17 S. 731. Sehr 
verſchieden hiervon iſt Die für das Alter der Mannbarkeit wahrgenommene eigen: 
thümliche Vermehrung gewiffer Arten von Verbrechen und ſomit auch der Hin: 
neigung dazu, fei es vermöge eines Zuftandes der Schwermutb (Heimweh), der 
Schwärmerei, (Hellfeberei), einer ſtark erböbten Reizbarkeit (Branpditiftungstrieb). 
Dal. Böder, Lehrbuch d. gerichtl. Medicin $. 14. 

3) Das Handeln mit Unteribeidungsvermögen (discernement) — $. 42 
des Preuß. Etrafgelegb. Toll nah Hälſchner, Syſtem $. 25 Anm., Bel: 
fer, Theorie ©. 377 ftets ald Handeln eines Zurehnungsfähigen anzuſehen 
fein, obſchon die Frage der Zurehenbarkeit der einzelnen Handlung noch 
befonderer Beantwortung bedürfen könne. Abweichend das Preuß. Ober:Trib. 
in 2 Erk. v. J. 1852 Goltd. Ard. 1 ©. 52f.; doch wohl nur feheinbar, weil 
die „Zurecbenbarkeit” Fein Begriff, der für die Frageftellung das Heimathsrecht 
fih erworben hätte. — Die „Einficht“ (plenus intelleetus) in $. 56 des Reiche: 
Strafgeſetzb. iſt für gleichbedeutend mit dem „Unterfcheidungsvermögen“ des 
$. 42 des Preuß. Strafgeſetzb. angefehen (Motive 73). Allein es ift wohl die 
Auſicht (Val. Mittermaier in Goltd. Arh. 7 ©. 176) zum Durchbruch gelangt, 
daß nicht fchon Die Untericheidung von Recht und Unrecht, Gut und Böſe, Er: 
lanbtem und Berbotenem den Wendepunkt für die ftrafrechtlihe Verantwortlich: 
feit bildet. Nicht das Pflichtbewußtſein, fondern das Nechtsbemußtiein und bie 
Bedingungen feiner Entwidelung bilden den Gegenftand der Prüfung: das 
Nechtsbewußtjein, nicht aber weiter noch die Geſetzeskenntniß. 
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Was aber die Zwiſchenzeit zwiſchen jenen Altersgrenzen — jetzt 
12 bis 18 Jahren — betrifft, ſo ergiebt ſich aus dem Bisherigen, daß es 
nicht genügen kann, an der Hand der 10 Gebote das Unterſcheidungsver— 
mögen zu prüfen. Vielmehr muß von der That, die geſchehen, ausgegan— 
gen und ermittelt werben, aus welchen Quellen der Beſchuldigte die Einficht 
in die Strafbarkeit habe gewinnen können: ob aus Lehre und Unterricht, 
ob aus allgemeinen Lebenserfahrungen, ob endlich aus befondern Erfahrun- 
gen feiner eigenen Vergangenheit — inäbefondere aus früheren Unter: 
fudhungen.*) 

Erfolgt dann Freijprehung und Ueberweifung in eine Erziehungs: 
anftalt, fo enthält es feinen Widerfpruh, wenn hier die Exziehungszeit 
über die Alterögrenze unbedingter Zurechnungsfähigfeit ausgedehnt wird. 
Fällt in die Zeit nad) diefer — von 18 bis 20 Jahren — ein neues Ver: 
brechen, jo entſchuldigt die Fortdauer der Zeit der Zucht nicht mehr; denn 
diefe dient — wie die Schule, die Univerfität — nicht bloß dazu, Einficht zu 
verfhaffen, fondern auch die Willenskraft durch Gewöhnung zu ftählen. 
Diefe letzte Aufgabe überdauert auch bei jedem Unbeftraften den Tag ber 
ftrafrechtlihen Großjährigfeit. 

Eine weitere Schule der Erfahrung ift erforderlich für die Gewinnung 
der Einfiht in das Weſen verpflihtender Rechtsgeſchäfte unter 
Lebenden und in deren Tragweite für die Zukunft. Deshalb haben von 
je ber die Geſetzgebungen der civilrehtliden Großjährigkeit eine 
fpätere Altersgrenze geſetzt, ala der ftrafrechtlichen. °) 





4) Das Alter unter 18 Jahren (Preuß. Strafgefegb. 16 Jabhren $. 141) 
bildet einen befonderen Strafausichließungsgrund bei der Blutihande: Reichs: 
Strafgefepb. $. 173 „Berwandte und Verfchwägerte abjteigender Linie bleiben 
ſtraflos, wenn fie das 18. Lebensjahr nicht vollendet haben”. Dies gilt nicht 
für Geſchwiſter, wie die Faſſung der erften beiden Süße jenes Paragraphen 
ergiebt. So Rüdorff. A. M. Oppenboff. 

5) Abweichend Braunfhweig, gebilligt von Geyer a. a. O., welcher ed 
für fahgemäß erachtet: „erft nach Erreibung jenes Lebensalterd, mit welchem . 
das Givilrecht die volle Handlungsfähigkeit eintreten läßt, alfo nah Eintritt 
der Gropjährigkeit, volle ftrafrechtlihe Zurehmung anzunehmen“, In der 
Praris finder fib — zumal nach dem Reichs-Strafgeſetzbuch — eine audgiebige 
Hülfe in der Annabıne mildernder Umftände zu Gunften Minderjähriger. Doch 
gehören Ausnahmen feineswegs zu den Seltenheiten; und zwar aud in Sprüchen 
von Geſchworenen. 

Zufolge $. 65 ded Reichs : Strafgefepbuchd bat der 18 jährige Verlegte ein 
felbftitändiges Net zum Antrage auf Beftrafung. Darin liegt eine Beſonder— 
beit für die Antragsverbrechen. Nicht folgt daraus, daß der Wille eines 18jäh— 
rigen überall im Gebiete des Strafrechts, 3. B. für die Frage der Rechtsgültig— 
keit vorgängiger Einwilligung in Berlegungen, dem Willen eines nad) Givilrecht 
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2) Zaubitummheit. Weit mißlicher als bei jugendlichen Verdäch— 
tigen ijt bei erwachienen Taubſtummen die Prüfung des rechtlichen Unter- 
ſcheidungsvermögens. Dies nicht bloß wegen der Schwierigkeit der Ver— 
ftändigung, fondern hauptfächlicy deshalb, weil ihnen der für das geiftige 
Leben wichtigfte Sinn abgeht. Das Auge ift ihnen die Quelle aller Ein: 
fiht; das Ohr, das Wort, der Träger des Gedantens aber iſt es, von dem 
aus die Einficht in das Weſen des Staates, des Nechtes vermittelt wird. 
Denn beide find Erzeugnifje des Denkens, wie alles, was die Menfchen 
unter einander verbindet. 

Darum hat eö wohl guten Grund, wenn — Taubſtummheit 
ohne Weiteres als Schuldausſchließungsgrund hingeſtellt wird. Doch auch 
bei ſpäter entſtandener Taubſtummheit wird ſtets die Zeit der Ent— 
ſtehung bedeutend in's Gewicht fallen, ganz abgeſehen von ihrem etwaigen 
Zufammenhange mit Gehirnleiven, mit Geiftesitörungen®). 

Ber unterrihteten Taubſtummen wird endlich der Verſuch, die Ent: 
widelung und das Map ihrer Einficht in die Bedeutung ihrer Handlungen 
für die Gefammtheit, fomit der Strafbarleit von Rechtswegen zu ergründen, 
ſtets erheblichen Schwierigfeiten unterliegen. 

3) Wildheit, Abfperrung von der menfchlichen Gefellfchaft behin- 
dert unbedenklich die Entwidelung des Nechtsbemußtfeins; und nationale 
Anfchauungen fönnen dahin führen, daß Ausländer Handlungen begehen, 
welche bei ihnen ftraflos?), ja felbjt geboten, im Inlande dagegen Ber: 





Großjährigen gleichzuftellen fei. Ein beionderer Schug für die civilrechtliche 
Minderjäbrigfeit tritt nicht nur in den Strafvorihriften gegen Bormünder, Er: 
zieber und dgl. bervor, Tondern auch allgemeiner zur Abwehr von Angriffen 
gegen die perjönliche Freiheit ReichsStrafgeſetzb. $. 235. 237 und ſelbſt gegen 
dag Vermögen Minderjäbriger $. 301. 302 (Greditgeben). Während bier die 
Nechtsgeichäfte in ihrer, civilrechtlich immerhin ungültigen Geftalt ohne Ein: 
willigung des DVerlegten nicht zu Stande kommen können, iſt diefem doch dad 
Recht des Strafantragd gegeben. 

6) Literatur bei Kappler, Handbuch der Liter. bed Crim.:R. (1838) 
©. 360f. Berner, Lehrbuch 8. 78. — Hannover Strafgefegb. Art. 83 5 
„Zaubflumme, wofern fie nicht von der Unerlaubtheit und Strafbarfeit ihrer 
Handlungen unterrichtet find”. Baden 77. 

Der Reihstag bat zu $. 51. 58 des Neichäftrafgeleßbuchs die Reſolution 
angenommen: „Den Bundeskanzler aufzufordern, im Wege einer Vorlage die 
Regelung eined Verfahrens herbeizuführen, durch welches Perfonen, die wegen 
ihres Geiſteszuſtandes oder ald Taubftumme für ftraflos erklärt worden 
find, im Kalle der Gemeingefährlichkeit einer wirkiamen Beauffidti: 
gung Überwiefen werden können.“ Ctenogr. Bericht ©. 234. Drudi. Nr. 42. 

7) Mebriahe Ehe der Mufelmanen und Mormonen. Die fittlichen und 
nationalen Anschauungen der Ausländer können nur für die Strafjumeffung von 
Dedeutung werden. $. 3 des Reichs-Strafgeſetzb. 
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brechen find. Im letten Falle wäre die Straffälligfeit an fich zweifellos; 
denn der Ausländer hat, ehe er ein fremdes Land betritt, fich darauf ein- 
zuridten, daß er das hier geltende Hecht nicht verlete. Diefer wie die 
andern Fälle find indeß fo felten, daß die Geſetzgebungen davon Abjtand 
genommen haben, fie befonders zu regeln, 


8. 24. 
Unterdrüdte Geiftesthätigfeit. 
a. Dauernde Unterdrüdung: Wahnfinn, Blödfinn, Greifenalter. 


Reihe: Strafgeiehb. $.51. Eine ftrafbare Handlung tft nicht vorhanden, wenn 
der Thäter zur Zeit der Begebung der Handlung fi in einem Zujtande 
von Bewußtlofigkeir oder krankhafter Störung der Geiftesthätigfeit 
befand, durch welchen feine freie Willensbeftimmung ausgeſchlof— 
fen war. 

Literatur: 8. Groos, Ideen zur Begründung eines oberften Princips für 
Die pſychiſche Legal: Medicin. Heidelberg 1829. — Groos, Weber Crimi— 
nal⸗Pſychologie. Heidelb. 1835. — 3. GC. N. Heinroth, Grundzüge der 
Criminal-Pivchologie oder der Theorie des Böfen in ihrer Anwendung auf 
die Griminal- Rechtöpflege. Berlin 1833. — F. I. 3. Wilbrand, Lehr— 
buch der.gerichtlichen Pſychologie für Aerzte und Juriften. Erlangen 1858. 
— 85 X Güntner, Dandbuch der gerichtlichen Pivchologie 2. A. Ham: 
burg 1868. — E. Regnault, Dad gerichtliche Urtbeil der Aerzte über 
zweifelbafte pſychiſche Zuftände. Aus d. Franzöſ. überlegt von A. Bourel. 
Mit e. Anhange v. Nafie. Cöln 1830. — v. Kraft:Ebing, Irren: 
gelepgebung in v. Holtzendorff's Nechtslericon I. 594 f. 


Der Lehre von den Geiſteskrankheiten verbleibt die Darlegung ber in 
Betracht fallenden Zuftände im Einzelnen; jowie der Mittel und Wege, 
diejelben zu erkennen. Iſt zur richterlichen Ueberzeugung !) erwieſen, daß 
Jemand außer Stande, im richtigen Zufammenhange zu denfen, 
fo fällt die Möglichkeit der Annahme weg, dak er geiftige Freiheit beſitze, 
um zwifchen dem Rechtmäßigen und Recdtswidrigen zu wählen, auch ber 
befieren Wahl gemäß jich frei zu beitimmen. 

Die ſchwierige Frage, ob Zurechnungsfähigfeit anzunehmen, wenn nur 


1) Das richterlihe Prüfungsrecht ift bier durch Anträge nicht gebunden, 
auch nicht durch Formvorſchriften über die Stellung von Fragen. Iſt es aber 
nah dem geltenden Strafverfahren zuläffig, Die Echuldfrage allgemein und da— 
nach noch eine befondere Frage über die Willensichuld zu ftellen, fo kann bie 
legte nur eine negative Faffung erhalten. „Hat der Angell. ohne Zuredinungs: 
fähigkeit gehandelt?” Oder „bat der A. (TIhäter, Theilnehmer) zur Zeil ber 
Begebung der Handlung fich in einem Zuflande von Bewußtloſigkeit — — be: 
funden, durch welchen feine freie Willensbeftimmung ausgeſchloſſen war" 7 


8 


166 Die Zurechnungsfähigkfeit und der verbrecherifche Wille. 


theilmweife?) Störung des Denkvermögens vorhanden, und die That 
außerhalb der Richtung derfelben liegt, bedarf infofern einer Hervor— 
hebung, als der Richter in Fällen folder Art ftet3 gut thun wird, nicht 
ſchlechthin der eigenen Anficht zu folgen, fondern Sachkundige zuzuziehen. 

Allerdings darf nicht jeder spleen, jede alberne ober böfe Angewöh— 
nung, deren Befeitigung vernacdjläffigt ift und der um desmillen der Schein 
einer Naturnothwendigfeit ſich aufgeprägt hat, ala Unterdrückung der Geiftes: 
thätigfeit behandelt werden, fondern nur die wirkliche Unfähigkeit, überhaupt 
oder in gewifjen Beziehungen die Wahrheit und den inneren Zuſam— 
menhang der Erſcheinungen zu erfennen (Wahnfinn), oder von den Fol- 
gen einer Sandlung, von der Zukunft nach Maßgabe der in der Gegen- 
wart wirkenden Kräfte, fich ein richtiges Bild zu machen. (Blödfinn.)?) 

Eben diefe Fähigkeit des folgerihtigen Denkens geht aud im Grei— 
fenalter nicht felten verloren; und erjcheint alsdann zwar nicht als eine 
naturmwidrige, doch aber im Sinblid auf die im Strafreht vorausgefehte 
Geſundheit des Geiftes als eine dauernde krankhafte Störung der Geiftes- 
thätigfeit*). 


2) „Die Webergänge ber geiftigen Gejundheit zur pſychiſchen Krankheit find 
ſehr Schwierig zu beurtheilen®. — „Wenn es Ichon fchwierig ift, bei gefunden 
Perfonen die Ipeenafjociation zu erfennen, jo wird es noch bedenklicher zu be: 
baupten, daß die fire Idee (eines Monomaniacus) nicht in einem Zufammen: 
bange mit ber verbrederifhen Handlung geitanden habe. Böder, Lehrbuch 
d. gerichtl, Medicin $. 21. Schwarze, Commentar z. Reichs: Strafgefeßb. 
©. 224. (Lichte Zwiichenräume). 

3) „fati infelicitas* furiosum excusat Modestinus L. 12 D. 48, 8 „Si 
furiosus aut infans seu dormiens hominem mutilet vel occidat, nul- 
lam ex hoc irregularitatem incurrit.“ Clem. 5, 4. 

Doch „Si quis insaniens aliquem occiderit, si ad sanam mentem 
pervenerit, levior ei poenitentia imponenda est“ causa 15 qu. 1 c. 12, 
wozu Lancellottus: sed hoc forte de eo intelligitur, quem propria culpa 
ad furorem perduxit. — Die Begriffsbeftimmungen für den Wahnfinn und 
Blödſinn ald beftimmter Rormen der Geiſtesſtörung find vielfach ftreitig und 
jene Kormen insbefondere nicht entfernt ausreichend, um alle Ericheinungen einer 
andauernden geiltigen Erkrankung zu eriböpfen. S. Mittermaier in Golt: 
dammerd Archiv. 11 S. 137f. Br. 12 ©. 22f., 73f. 

4) ignoscitur etiam his, qui aetate defecti sunt. L 3 &.7 D.deS.C. 
Silan, 29, 5. quia simplicitatem tuam cum senectute novimus, interim 
tacemus —; te — solicite eustodi. c. 24 dist. S6. — Insania senilis. Vgl. 
Böder, Lehrbuch d. gerichtl. Medicin 8.14. „Verkindfchen der Greife”. Han: 
nover Etrafgelegb. Art. 83 4, 102. Berner, Lehrbuch 8.122 N. 2 zieht das 
hohe Alter ald Quelle des Blödfinns in Betracht. Auf den Rath der Rechts: 
verftändigen verwies C. C. C. 179, wenn Iemand eine Webelthat begangen, der 
„jugent oder anderer gebrechlicheyt halben wiſſentlich feiner ſynn nit bett.“ 
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Der Beweis einer.dauernden Geiftesftörung umſchließt den Be- 
weis einer foldhen für die Zeit der That. Auf diefen kommt es im ein- 
zelnen Fall an. Dem entfpricht die Faſſung des Reichs-Strafgeſetzb. $- 51. 


8. 25. 
Unterdbrüdte Geiftesthätigfeit. 
b. Borübergehende Unterbrüdung. 


Reichd-Strafgefepb. $. 51 ſ. zu $. 24. „Zuftand von Bewußtloſigkeit.“ 


Der Schlaf unterdrüdt nicht die Geiftesthätigfeit an ſicht), aber 
doch die Freiheit derfelben. Wer von ihm benommen worden, (Schlaftrun- 
fenheit) — der Nachtwandler, der plötzlich Erwachende — handelt ohne 
Freiheit der Selbjtbejtimmung, darum ſchuldlos und ftraflos. Dafjelbe gilt 
von Kranken, fobald Bejinnungslofigkeit, oder auch nur Unfähigfeit des 
folgerichtigen Denkens eintritt: ſo' bei Phantafieen im Fieber, bei Krampf: 
zuftänden, heftigen Schmerzen, wirklichen Gehirnleiden?). Vermöge der 
Wirkung auf das Gehirn und fomit aud auf das Denkvermögen fünnen 
nicht minder heftige Gemüthserregungen?) alle Freiheit der Geiſtes— 


Weſentlich verichieden vom Schwinden der Denkkraft im Alter ift die, nicht 
ftrafausfchließende Herabminderung der Willenskraft, oft eine Kolge der ab: 
nehmenden Arbeitskraft und die Erzeugerin der Neigung für leichten, wenn auch 
verwerflichen Erwerb. Die gewohnheitsmähigen Hebler und Kuppler beiderlet 
Geſchlechts gehören, zumal auf dem Lande, zum großen Theil dent höheren 
Alter an. 

I) Traumbilder, welche den Erwachenden in den erjten Angenbliden noch 
nicht verlaffen haben, können Angriffe gegen Perfonen zur Folge haben, denen 
der Thäter durchaus wohl will. — Erdrüden von Kindern im Schlaf, c. 3 X. 
5, 10, kann fehr wohl fahrläſſige Tödtung daritellen. 

2) Wegen Pyromanie, Bericht d. wiſſenſch. Deputation für d. Medici: 
nalweſen zu Berlin v. 8. Octbr. 1851. Zuft-Minift.-Blatt S. 378. Böker, 
Lehrbuch d. gerichtl. Med. $. 14. 

3) Berwirrung als Schuldausichließungsgrund verneint Erf. bes Ober: 
Trib. v. 7. April 1854. Goltdammer, Arhiv2 S.240. Dagegen Temme, 
Arhiv 2 ©. 13, jetzt Oppenhoff, Reichs-Strafgeſetzb. $. 51 Note 5. Stei— 
gerung zu „geiltiger Krankheit“ forderte Hälfchner, Syſtem d. Pr. Strafe. I. 
©. 114, 116f. „Affect“. 

In dem Fall von 1854 handelte es fih um einen „folhen Zuftand der 
Eiferfucht und Leidenschaft, daß die freie Willensbeftimmung dadurch audgeichlof- 
ſen worden”. — Denkbar bleibt die Unterdrüdung der freien Geijtesthätigkeit 
jelbft für nur einen theilweilen Zeitraum der Begehung der That: fo während 
der Beifeiteihaffung, nicht dem Verbrauch fremden Geldes bei Anklage der Un: 
terichlagung. Goltdammer, Archiv 13 S. 332f. Beachtenswertb bei allmäb- 
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thätigfeit unterdrüden: Verzweiflung, Angjt, felbit Zorn. Endlich gehört 
hieher noch die „finnlofe Trunfenheit”, gleichviel ob verfchuldet oder 
unverfchuldet. Sie wird fehr häufig vorgefhüht, befonders bei nächtlichem 
Zufammenftoß mit Sicherheitsbeamten, ſowie bei Gelegenheits - Diebftählen. 
E3 würde nicht genügen, zum Zweck der Ermittelung lediglich danach zu 
fragen, was der Beichuldigte zur Zeit der That gejagt oder gethan. 
Darin kann Sinn liegen, und doc) die Art der Ausführung fich dergeftalt 
im MWiderfpruch mit aller folgerichtigen Ueberlegung befinden, daf die Frei— 
heit der MWillensbeftimmung verneint werden muß*). Dies bei vorfäß: 
lihen Vergehungen. Vergehungen aus Fahrläffigkeit laſſen ſich bei 
finnlofer Trunkenheit nur da annehmen, wo der Thäter fich felbit in diefen 
Zuftand zu einer Zeit verfeßte, in welcher er bei bejjerer Aufmerkfamteit 
die daraus erwachjende Gefahr ſich noch vorzuftellen vermocht haben würde®). 
liger Steigerung der Trunfenbeit durch Zutrinten während des Verlaufs ftraf- 
barer Handlungen. 

4) Der Rall einer völlig unverfchuldeten Trunkenheit ift ein außerordentlich 
feltener; ebenſo ift verhältnismäßig felten ein Zufammenbang erfichtlih zwifchen 
dem Betrinfen und der That, dergeftalt Daß jenes mit bewußter Abficht erfolgte, 
um den Muth zu beben. actio libera in causa s. ad libertatem relata, Heff: 
ter, Lehrbuch $. 70 will bier ftet$ dolus annehmen, während Köftlin, Syſtem 
&.147 3 auf die Möglichkeit verweiſt, daß auch bier die That in ungurechnungs: 
fähigem Zuftande vollbracht werde. Schüge, Lehrbuch $. 39 13 weift hin auf 
Unterlaffungsverbrechen, zu deren Begehung der Thäter fich betrunfen gemacht: 
des Bahnwärters, der den Zug durch Unterlaffen der Weichenftellung gefährden, 
der Mutter, die ihr Kind verhungern laſſen will. Der regelmäßige Fall befteht 
im gelegentlichen Zuvieltrinten, das, wenn nicht gewohnheitsmäßig betrieben, in 
den verschiedensten Umftänden feinen Grund haben kann: Kälte, Berdruß, Er— 
müdung, gute Gclegenbeit, Zufammentreffen mit Bekannten, Gelage u. dal. 

Die Ermittlung des Grades der Trunfenheit für den Augenblid der That 
bat häufig ſehr große, Durch Herbeiziehung von Nerzten nit verringerte 
Schwierigkeiten. Ueber die Zuläffigkeit von Zeugenbeweis über die äußerlich 
wahrnehmbaren Merkmale einer finnlofen Trunkenheit fann kein Zweifel 
befteben, allein diefe ſelbſt kann nie bezeugt, auf den Grad der Unterbrüdung 
ber Fähigkeit, folgerichtig zu denken, Kann immer nur geichloffen werden. Dal. 
Erf. d. Ober: Trib, zu Berlin v. 10. Ian. 1868. Oppenhoff, Rehtipr. 9 
©. 15. (Bi. 8 ©. 112, 558). — 

Selbitverfchuldete Trunfenheit 309g Strafbarfeit nach Verhältniß diefer Ber- 
ſchuldung (Vorfag, grobes Verfeben) nach fich zufolge $. 22 II. 20 Allg. Landr. 
f. Preufen. ©. Ambrosius c. 7 caus. 15 qu. I „levitatis damnantur auc- 
tores“, Augustinus, c. 9 dal. Loth — culpandus: non tamen, quantum 
ille incestus, sed quantum illa meretur ebrietas. 

Mittermaier, über d. Einfluß der Trunfenbeit auf Die Zurehnung u. 
Etrafanwendung. N. Arbiv d. Grim.:R. 12 ©. 11. 

5) Etraffälligkeit fahrläffiger Chauſſeebaumbeſchädigung bei finnfojer ſelbſt— 
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Sehr wohl endlich kann ein foldyes Betrinken an jich den Thatbeitand einer 
ftraffälligen Uebertretung ®) darftellen.: 

Das Nähere verbleibt auch für vorübergehende Beiftesftörungen der, 
den Geiſteskrankheiten gewidmeten Abtheilung. 


$. 26. 
Unterdrüdte Freiheit des Willens. | 


Reichs-Strafgeſetzb. $. 52. Eine ftrafbare Handlung tit nicht vorhanden, wenn 
der Thäter dur unwiderftebliche Gewalt oder dur eine Drohung, 
welde mit einer gegenwärtigen, auf andere Weite nicht abwendbaren Gefahr 
für Leib und Leben feiner felbft oder eines Angehörigen verbunden war, 
zu der Handlung genötbigt worden ift. 

Als Angebörige im Sinne dieſes Strafgeſetzes find anzufehen Verwandte 
und Verſchwägerte auf: und abfteigender Linie, Adoptiv: und Pflege: Eltern 
und :Kinder, Ehegatten, Geichwilter und deren Ehegatten und Verlobte. 


1) Zwang. Der Mensch als „willenlofes Werkzeug“. Das 
befiere Wollen bricht fid) an der körperlichen Uebermacht, welche die Ver— 
wirklihung defielben unmöglid macht. Die That gefchieht wider den 
Willen. Nur da, wo diefer innere Widerſpruch beiteht, iſt feine Schuld 
vorhanden. Hienach insbefondere bleiben die Fälle zu beurtheilen, in denen 
der Zwang als Dedung wider die Strafe willkommen erfchienen ift, oder die 
Zwangslage auf eigener Verfchuldung beruht. Der Zwang ſetzt einen zwin- 
genden Willen!) voraus und unterfcheidet ſich dadurch vom Nothitande. 

2) Eben dies tritt in aller Schärfe hervor bei der durch gefährliche 
Drohung hervorgerufenen Zwangslage. vis compulsiva im Gegenfaß zur 
vis absoluta; wohl zu unterfcheiden aud von der Nothwehr und deren 
Ueberſchreitung, welche vorausfegt, daß die Zeit der bloßen Drohung vor: 
über, daß bereit3 Angriff eingetreten fei. 


verjchuldeter Trunfenbeit Erf. d. Ober-Trib. v. 9. Nov. 1860. Goltd. Archiv 9 
©. 69. Hälſchner, Evitem I. Anm. 1 zu $. 27. 

6) Nach dem Reichs: Strafgefepb. $. 361 5 erit dann, wenn völlige oder 
theilweife Ernährungsunfäbigkeit dadurch hervorgerufen und die Nothwendigkeit 
fremder Hülfe eingetreten ift. 

I) „Unwiderſtehliche Gewalt” läßt allerdings auch Die Peziehung auf reine 
Naturkräfte zu, wie fie nicht bloß in Thieren, fondern aud in Wahnſin— 
nigen und andern Perfonen Herrichaft üben, denen ed an MWillensfreibeit fehlt. 
— Die Straflofigkeit deffen, der in eine Schlägerei „ohne fein Verſchulden“ 
„bineingezogen“ ift, in den Rällen des $. 227 und 367 10 des Reichs— 
Strafgeſetzbuchs fällt in der Negel unter den allgemeinen Gefichtspunct Des 
$. 52. 
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Während bei Nothitand und Nothwehr folhe Güter als Preis gege- 
ben erfcheinen, denen ſonſt der Rechtsſchutz gewahrt bleibt, ift es die Wil: 
lensjeite?), weldhe bei der Drohung zur Ausſchließung der Schuld führt, 
fobald anzunehmen, daß die Wahlfreiheit gebrochen. 

Wäre dies ftet3 mit einer verwirrenden Angjt, mit einer, die Geiftes- 
thätigteit unterdrüdenden Aufregung verbunden, fo bedürfte es feiner befon- 
dern Erwägung. ($- 25.) Allein weit häufiger ift dies nicht der Fall. 
In Friedenszeiten wird allerdings nicht oft die Behauptung gefährlicher 
Bedrohung aufgeftellt; noch feltener findet fie Glauben, wenigjtens innerhalb 
Deutſchlands. Daß Jemand durch Bedrohung mit der Kugel oder dem 
Beil gezwungen worden, einer Diebesbande ala Wegweiſer, als Wäch— 
ter, als Gehülfe zu dienen, wird zuweilen zur Geltung zu bringen geſucht; 
nur ausnahmsweiſe mit Erfolg. In Kriegszeiten dagegen kommt es 
fehr häufig vor, daß von dem in das Land eingedrungenen Feinde Hand— 
lungen der Einwohner erzwungen werden, welche ſich als Landesverrath 
daritellen. 

Einen Angriff des Drohenden erft abzuwarten, kann zwar für die un— 
tergeordneteren Güter der Perfönlichleit — Freiheit, Ehre, Vermögen — 
verlangt werben, für welche alddann das Hecht der Vertheidigung in Noth— 
wehr erwächſt. Allein für die hödften Güter, die Träger aller 
andern, Leben und Förperliche Unverfehrtheit?), begründet die 
ernjte und unmittelbare Bedrohung regelmäßig die nahe 
Möglichkeit fofortigen und völligen Unterganges. 

In diefer, die Wahlfreiheit erprüdenden Vorausficht, einer dem Millen 
aufgebrängten Zwangslage kann der Staat eine Entfchuldigung finden, wenn 





2) Coactus volui. „Die Drohung läht immer die Möglichkeit, ihr nachzu— 
geben oder, wenn man ihr nicht zu widerfteben vermag, ſich dem gedrohten 
Uebel zu unterwerfen, und damit eine freie Willenäbeftimmung übrig, hebt alfo 
unter Feiner Bedingung die Möglichfeit der Zurechnung auf“. Hälſchner, 
Syſtem Anm. zu 8.41. Als fittliche Pflicht muß der Widerftand allein geboten 
ericheinen; Die Frage ift, ob und in welchem Umfange die Sittenpflicht zur 
Rechtspflicht zu fteigern. Wenn der mit dem Tode bedrohte Schulze zu Kahl: 
berg bei Danzig 1807 den Franzoſen jede Auskunft verweigerte, erflärend: lieber 
erichoffen , ald zum Landesverrätber werden zu wollen, fo wird ihm die höchſte 
Achtung gezollt werden müflen. Kann aber der Staat an feine Bürger, aus 
denen allein er bejteht, die Nehtöforderung richten, auch da, wo er ihnen 
keinerlei Schug in Ausficht zu ftellen vermag, lieber Leib und Leben zu opfern, 
als in eine ftrafbare Handlung einzwwilligen ? 

3) Gefährdung nicht nur der Geſundheit — auch etwa durch Freiheitsbe— 
raubung, — jondern auch der Sittlichkeit ift mit Oppenhoff Reichs-Straf— 
geſetzb. Note 12 zu $. 52 bieher zu rechnen. 
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ber Bedrohte zu einer That fich entjchließt, welche er*) unter andern Um: 
ftänden als verbredherifch von ſich weifen würde. 

Wie eine Handlung, jo kann auch eine Unterlaffung duch Drohung 
erzwungen und jo jtraflos werben; wichtig für die Verabfäumung von 
Amtshandlungen in Krieganöthen. 

Im Werthe der gefährbeten Güter und der Schwierigkeit ihrer Be- 
ſchützung liegt der Grund der Straflofigfeit; er trifft daher aud) da zu, wo 
die Bedrohung nicht unmittelbar den Thäter trifft, fondern ſolche Perfonen, 
mit denen eine gewiſſe Gemeinjchaft des Lebens zu beftehen pflegt. Nicht 
fomohl die Bande der Familie, als die der Blutsverwandtſchaft 
und der ehelihen Verbindung als ihrer Quelle, find es, melde die 
Vorausſetzung begründen, daß die Gefährdung fremden Lebens, fremder 
Geſundheit der eigenen gleich®) empfunden werben wird. Sit der Freund: 
fhaft, it der allgemeinen Nächſtenliebe nicht von Rechtswegen gleiche 
Kraft beizulegen? Keineswegs. Findet der Drohende herzhaften Wider: 
ſpruch, fo wird er häufig von feinem Vorhaben Abjtand nehmen; geht er doch 
zum Angriff über, fo ift Nothwehr begründet. Der Staat muß daher als 
Rechtsforderung gegen Perſonen, welche dem Bebrohten in ihrem Gefühls- 
leben nicht unmittelbar nahe jtehen, den Anſpruch Hinftellen, dem Unrecht 
zu wehren, nicht ihm nachzugeben. Ausnahmäfälle, namentlid in Kriegs: 
zeiten, mögen immerhin Anlaß geben können, Gnade nad) der Verurtheilung 
walten zu lajien. 

4) Selbft die „irrthümlihe Meinung in Betreff des Vorhandenſeins einer 
zwingenden Gewalt (Drobung) fchlieft die Strafbarkeit aus“ Oppenhoff zu 
8. 52 Note 17. Allein Died da nicht, wo Über jedes nabeliegende Mittel der 
Prüfung hinweggegangen ift. So werben in aufgeregten Zeiten vielfach wüſte 
Drohungen ausgeftoßen, denen durch feften Widerfpruch fofort die Spige ge 
brochen wird; 3 B. bei der Forderung, am eben beginnenden Bau einer Barri— 
ade ſich zu betheiligen, Steine zu fammeln u. dgl. m. 

5) Darum kommt das eheliche Verhältniß nach der Echeidung nicht mehr 
in Betracht; das Verhältniß der Pflege-Elternfchait dagegen auch dann, wenn 
es nicht den etwaigen befondern Vorfchriften über ein particuläres Nechtsinftitut 
entipricht: Preuß. Allgem. Landr. II. 2 $. 753F.: „Bon Pflegefindern*. ©. 
Oppenhoff Note 19, 20 zu $. 52. Scheidung von Tifch und Bett unter Katbo- 
(ifen wirft der Eheſcheidung dann gleih, wenn nach dem Landesrecht jene in 
ihren „bürgerlihen? Wirkungen diefer gleich neftellt ift. Preuß. Allgem. Landr. 
II. 1 $. 734, unpractiich geworden mit dem Wegfall der geiftlihen Gerichte: 
barkeit. Dal. Erf. Ob.:Trib. Berlin v. 11. Octbr. 1858. Entſch. 39 S. 200. 
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8. 27. 
Mangelnde Einfiht in die Sachlage. Irrthum in Thatfadhen. 


Reih-Strafgelepb. 8.59. Wenn Jemand bei Begehung einer ftrafbaren Hand: 
lung dad Vorbandenfein von Ihatumftänden nicht kannte, welde zum ges 
jeglichen Ihatbeitande gehören, oder die Strafbarkeit erhöhen, jo,find ihm 
diefe Umstände nicht zuzurechnen. . 

Bei der Beitrafung fabrläffig begangener Handlungen gilt biefe Beftimmung 
nur infoweit, als die Unkenntniß felbjt nicht durch Fahrläſſigkeit ver: 
ſchuldet iſt. 

Literatur: N, Archiv des Erim:R Geſterding, über Verbrechen 
bei. Todtſchlag und Irrthum in Anf. d. Perſon 3 ©. 486f. — Heffter, 
daſ. 12 S. 130f., 253f. — Geib, daſ. N. F. 1837 S. 561f., 1833 ©. 36f. 
— Gerichtéfaal: aberratio Bierer 12S. 553f. — Geßler 15 ©. 176f. 
— Walther 18 ©. 401f. — Häberlin, über den Irrthum im Straf— 
recht daſ. 17 Beilageheft. — Wächter, 16 ©. 64f. — Goltdammers 
Archiv über den Einfluß des Irrthums im Object beim Morde und bei 
der Anftiftung und Hiülfeleiftung bei diefem Verbrechen 7 S. 322f. — Der 
Griminalproech gegen Roſe und Roſahl, ein Beitrag zur Lehre vom Irr— 
thum Hälfcher, dal. ©. 4335. — Böhlau 8 ©. 156. — G. E. Pfo— 
tenbauer, Der Cinfluß des ſactiſchen Irrthums und der fogenannten 
Verirrung auf die Strafbarfeit vorfäglich verübter Verbrechen Abthl. 1. 
die verſuchten, 2. Die vollendeten V. Leipzig 1858. — Derfelbe, Ge 
richtsjaal 13 ©. 253. — A. Geyer, Erörterungen über den Thatbeſtand 
ber Verbrechen nach öfterreihiichem Necht 1862. — v. Bar, Die Lehre 
vom Saulalzulammenbange 1871. $. 9. 


1) Irrthum in Thatfahen im Allgemeinen. 


Werden die weſentlichen Merkmale einer mit Strafe bebrohten That 
als eine unlösliche, innere und äußere Einheit aufgefaßt, fo fällt die Schuld 
weg, fobald eins derfelden im Bewußtfein des Thäters fehlt; er alfo von 
einer irrigen, wejentlichen Vorausſetzung jich leiten läßt. Dafjelbe gilt vom 
Irrthum bezüglich jtraferhöhender Umftände. Es gilt für den Thäter, wie 
für den Theilnehmer, den Anftifter, wie den Gehülfen. Jeder von ihnen 
haftet dann ſoweit, als feine Millensfchuld reicht. Die an das Zufammen- 
wirfen Mehrerer hier ſich anfchließenden Streitfragen find an einer andern 
Stelle zu erörtern (Abtheilung IX.). Die Schwierigfeiten pflegen mehr in 
der Beweisprüfung zu liegen, als in den Nechtsgrundfägen. 

Im vollen Umfange find neuerdings!) die eben dargelegten Regeln 
1) Mangel am Thatbeitande als Strafminderungsgrund iſt aus der Doctrin 
und Gefepgebung mit der Befeitigung der poena extraordinaria ausgeſchieden. 
Das bair. Gefegb. von 1813 Art. 106 bat keinen Nachfolger gefunden; ebenfo: 
wenig zählt Feuerbach mit ſ. Theorie in $. 97 des Lehrbuchs noh Anhänger. 
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überall da anerkannt, wo das Geſetz ausdrüdlich fordert, daß die Straf: 
that jo, mie ſie gefchehen, aucd im Bewußtfein des Thäters zur Zeit der 
Ihat gelegen haben müjje: bei vorfäglihen Strafthaten. 

Fahrläſſigkeit dagegen fchliegt oft einen Keim von Irrtum in ich. 
Verſchuldete Unkenntniß von Thatſachen ftellt hier eine Art desjenigen 
Mangels an Aufmerkfamteit dar, welche von Jedermann für feine Hand- 
lungen und Unterlaffungen in Berüdfihtigung des gefammten Verkehrs— 
lebens gefordert wird. So beim Irrthum über anzumwendende Mittel: Ver— 
wendung von Arjenif als Fieberarznei, oder ftatt Zuders; von Schwefel: 
fäure ftatt Branntweins u. dal. 

Wie aber verhält es ſich mit denjenigen Strafthaten, von denen die 
Rechtſprechung behauptet, daß es auf „dolus“ und „culpa‘“ bet ihnen gar 
nicht ankomme? Die unglüdlihe Ausdrudsweife?) legt allerdings die Mei: 
nung nahe, als gäbe es Verbrechen oder doch Uebertretungen, bei denen 
das Willen und Wollen des Thäters völlig gleichgültig. Allein fie hat 
ihre Quelle nicht fowohl in ftrafrechtlihen, als vielmehr in procefinalifchen 
Negeln der Neuzeit. Enthält eine, durch Nichtigkeitäbefhwerde angefochtene 
jogenannte thatfächliche Feititellung nichts von Vorſatz oder Fahrläffigkeit, 
jo Tann der Nichtigfeitärichter zu der Erwägung kommen, daß dies die Ver: 
urtheilung nicht hindere. Damit ift indeß keineswegs gejagt, daß es auf 
den Willen überhaupt nicht anfomme. Die Willensfhuld im Allgemeinen 
(f- $- 28) als die „Grundbedingung jeder ftrafrechtlichen Verantwortlichkeit“ 
darf auch hier nicht fehlen. Daher bleibt denn auch die Webertretung eines 
Polizeigebotes jtraflos, „wenn fie aus der Ueberzeugung hervorging, 
daß die thatfählihen Vorausſetzungen jener Verbindlichkeit nicht obmwalte- 
ten.“s) Nicht anders bei Steuervergehen und ähnlichem. 


Sie jtebt im fchneidendem Gegenfag zum Schuldbegriff. — Das Motiv der 
Handlung gebört nicht zum Thatbeſtande derielben, es kann ein Irrthum im 
Motiv höchſtens ftrafmildernd, nicht ftrafausichließend wirken. Schütze, Lehr 
buch $. 43 ır. 

2) Das Hauptfeld der Anwendung innerhalb Preußens liegt in den Steuer: 
gelegen, befonders in der Behandlung des Mahl: und Schlachtſteuergeſetzes v. 
30. Mai 1820. Vgl. Erf. 4. Nov. 1868 Oppenh. Nedtipr. 9 S. 607 nebft 
dortigen Gitaten, bei. Erf. 10. Sept. 1863 dal. 4 ©. 30; v. 10. Febr. 1864 
daf. ©. 860. Wegen der Branntweinitener ſ. Erf. v. 13. März 1867 dal. 8 
©. 164. Andrerfeits Erf. v. 35. Mai 1870 daf. 11, 330 nebit Citaten: Zum 
Thatbeftand einer Steuerdefraudation oder Gontravention genügt „ald Dolus* 
das Bewußtiein („die Kenntniß“) von den „den Thatbeitand bildenden That: 
fahen“. S. auch Temme, Ardiv 3, 500 Erf. Ober-Appellationsger. Darm: 
ftadt: „bei Beurteilung pofizeilicher Mebertretungen fommt nur das materielle 
Bactum in Betracht”. 

8) So Erf. d. Ober:Trib. v. 13. Juni 1867 Oppenh. Rechtſpr. S S. 373. 
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In der Natur der einfchlagenden Gejetesbeitimmungen erfcheint es 
allerdings nicht begründet, den Kern der Entſcheidung in der Frage zu 
fuchen, was der Thäter gedacht oder bedacht habe; vielmehr fragt fich, 
was er gethan und was er außerdem noch hätte thun jollen und kön— 
nen®). Iſt aber hier alles gefchehen, was, in Vorbereitung oder Vollen- 
dung, zur Erfüllung der im Geſetz liegenden Verpflichtungen erforderlich, 
fo iſt Straflofigfeit begründet, wenn trogdem ein thatfächliher Irrthum zu 
einer unrichtigen Auffafjung der Sachlage geführt hat. 

Gleich dem Irrthum über das Vorhandenſein von jtrafbedingenden, 
wirkt die irrige Annahme von, nicht vorhandenen ftrafausfchließenden 
Thatumftänden, alfo etwa von thatfählihen Vorbedingungen für Ein- 
willigung des Verletzten, Nothitand, Nothwehr, Drohung. 


2) Irrthum im Object; error in objecto; in persona. 


Nur der Irrthum in wefentliden Thatumftänden ift von Gewicht, 
nit aber in jtrafrechtlich gleihbeveutenden, mit einander vermwechjelten 
Gegenſtänden. Da die, unter Strafſchutz gejtellten Güter grundſätzlich in 
ihrer Bedeutung für die Gefammtheit in Betracht fallen, jo erfcheint es 
als rechtlich unerheblidh, in welhem Träger das But verlegt worden. Die 
Abficht wird durch Verwechslungen folder Art nicht zur Scheinabjicht herab: 
geſetzt; fie bleibt vielmehr in ihrem Mefen dem Recht und Gefeg völlig 
entſprechend. Ob die geftohlenen Sachen dem Wirth oder dem Altjiger 
gehören; ob die Handeläfrau oder deren Ehemann der, durch Betrug Bes 


Es handelte fi um die polizeilich gebotene Unterhaltung von Vicinalwegen; die 
Beichuldigten waren der irrigen Meinung gewefen, daß der in Rebe ftehende 
Weg nicht als eigentlicher Vicinalweg betrachtet werden könne. 

4) Für die Auslegung der, zur Siberung beflimmter Zwede gege 
benen Polizei:, Gefälle und ähnlichen Geſetze befteht die wichtigfte Aufgabe eben 
in der Abgrenzung der, dem Einzelnen damit auferlegten Berpflihtungen. 
Wer ohne Unterfuchung trichinenbaltiges Fleiſch feilbält, darf ſich nicht mit Irr 
thum entjchuldigen. Siehe die Bedenken dagegen bei Oppenhoff, Reichs— 
Strafgeſetzbuch $. 367 Note 45. Aus jenem Geſichtspunkt rechtfertigen fi 
viele Enticeidungen, welche lediglich mit der Negirung von Dolus und Gulpa 
für die Willensbejhaffenheit bisher motivirt find. Vgl. Erf. 5. Febr. 1864 Op: 
penh. Rechtſpr. 4, 350; Annahme eines ausländifchen Juden ald Dienftboten 
ohne Kenntniß der Ausländerqualität; Erk. 12. Detb. 1870 Oppenh. R. 11, 
506: Bezeihnung als Thierarzt bei Irrthum über eine vorhandene Befugniß. 
Bol. au den Kall Erf, 8. Mai 1863 daf. 3, 445 Portocontravention. Erf 
13. Scptbr. 1866 dal. 7, 456 Mabiftenerfache. Erf. 16. Auli 1868, unwiffent- 
liche Berfendung von Pulver in einer mit mercerie bezeichneten Kifte in vor: 
Ihriftswidriger Weile 8.345 4 d. Preuß. $. 367 5 d. Neiche-Strafgefegb. Oppenh. 
Nechtipr. 9, 458. 
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Ichäbigte; ob die vernichtete Urkunde ein Wechfel oder ein Schuldfchein; °) 
ob der angegriffene Schugbeamte der zuletzt oder der vor Jahren angeltellte 
gewefen; ob der überfallene Schenfenbefucher aus dem nädhiten befreundeten 
oder dem ferneren feindlichen Dorfe gefommen; ob den Franzoſen oder 
irrthümlich den ihnen zur Hülfe geeilten Ausländern im Kriege Vorſchub 
geleiftet worden: alles dies ift für den Thatbeſtand gleichgültig, und nicht 
anders verhält es jich mit dem Fall, wo man einen andern Menſchen tödtet, 
als man zu tödten meinte. Ueber die Unmefentlichfeit der „Verwechslung 
eined für die Verübung des Verbrechens tauglichen Angriffsobjectes mit 
einem andern“ ift „die herrfchende Anfiht — im Wefentlichen zur Eini— 
gung gelommen”. (Geyer, Rechtslexicon von v. Holtendorff I. S. 600.) 

Bon großem Gewicht allerdings fünnen für foldye Fälle der Verwechs— 
lung Abmweihungen in der rechtlihen Bedeutung der Objecte werden, fobald 
perfönliche Beziehungen diejelbe bedingen: es lann Straflojigfeit, oder 
geringere, niemals erhöhte Strafbarfeit eintreten. Erſchwerende, vermöge 
der Verwechslung dem Thäter unbefannt gebliebene Umftände find ihm nicht 


zuzurechnen.) 
3) Abirrung. aberratio actus s. jctus. 


Tritt im Augenblid der That lediglich vermöge äußeren Zufall an die 
Stelle des gemeinten, in Angriff genommenen Objectes ein anderes von gleicher 
Bedeutung, jo gilt dafjelbe, wie bei der Verwechslung des Gegenftandes. 
Allerdings ijt diefe Anficht fehr beftritten. 

Sie beruht indeß mit der zu 2 auf gleihem Grunde, und es würde 
dies vielleicht allgemeiner anerfannt werden, wenn der Fall der, nur bei 
vorfäglihen Handlungen denkbaren aberratio eng in den, ihm gebührenden 
Grenzen gehalten würde. Er kommt fehr felten vor.’) Auch da, wo er ver: 


5) Irrthum über Urkundeninhalt Erk. Ober: Appellationsger. Berlin 21. 
Septbr. 1870 Oppenh. Rechtſpr. 11, 469. Unkenntniß oder Irrthum in der 
Perſon bei Beleidigung Erf. deff. 19. Octbr. 1870; des Ober: Trib. Berlin 
4. Nov. 1870 dal. ©. 515, 546. Geib, N. Archiv d. Erim.:R. 1338 ©. 36f.: 
„Scheinabſicht“ Dagegen Geyer, Grörterungen ©. 40f.: Irrthum im Motiv. 
Seitdem Geib, Febrbuh $. 97 a. E. Böhlau ift der Meinung, daß ein dop— 
pelter Dolus, Zufammentreffen von Verſuch und Vollendung anzunehmen ſei. 
Hälfchner, Syſtem I. 8.15 Anm. v. Bar, a. a. O. ©. 78f. 

6) Unzucht mit der nicht wieder erfannten Schweiter im Bordell; diebiſche 
Wegnahme der dem Sohn, nicht ſeinem Stubengenoſſen gehörigen Uhr. Todt⸗ 
ſchlag am Vater an Stelle des erbſchleichenden Hausfreundes. 

7) Geyer, Erörterungen ©. 42 meint, daß es ſich höchſtens um eine 
„Ungefchidlichkeit oder Unvorfichtigkeit” des Thäters handle; allein damit wird 
die „Ablentung“ vom „äußern Zufall“ weg auf einen weientlih andern That: 
beitand gehoben. Fälle derſelben: Ein Borgia läßt einem unter 10 Gäjten 
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muthet wird, ergiebt ſich oft, daß die eingetretene Beſchädigung mit im 
Vorſatz, wenn auch bedingt gelegen, oder daß Vorſatz (Verſuch) und Fahr: 
läffigfeit zufammengetroffen oder einander gefolgt find, oder endlich, daß 
einfach Fahrläffigkeit begangen worden. $) 


Dritter Abſchnitt. 
Der verdrederifde Wille. 


8. 28. 
Die Willensfhuld im Allgemeinen. 


Siteratur: Dolus und culpa bei Polizeiübertretungen. Bezirförichter 
Lorenz in db. Zeitichrift f. Gef. u. Nechtöpflege in Bayern 9. ©. 66f. 
— Ueber den Dolus bei Uebertretungen und bei Zuwiderhandlungen gegen 


den Wein vergiftet reichen; der Diener reicht das Giftglas dem Vierten ftatt 
dem Dritten. Im Augenblid des richtig gezielten Echuffes fpringt an Stelle 
des zu Tödtenden deifen Freund, der mit ihm im Walde jagt. Die Mutter, fich 
opfernd, fängt das über den Eohn geihwungene Beil auf. Das Feuer Ipringt 
vom angezindeten Strobhbaufen auf das Wohnbans des Nachbars zur Rechten, 
ftatt zur Linken, dem es zugedacht war. ©. Reichs-Strafgeſetzb. $. 303. Köft: 
lin, Syſtem ©. 198 f. Die VBerfchiedenbeit der Anfichten durchzieht feit Bar- 
tolus die italienifhe und beutiche Strafrectäliteratur. Geib, Lehrbuch IL 
©. 2707. v. Bar, Lehre v. Cauſalzuſ. $.9 nimmt wegen Mangels der directen 
Cauſalität ein culpoſes in Verbindung mit einem verfuchten doloſen Verbrechen 
an. Allein Die That entipricht bier dem Willen in demfelben Umfange wie beim 
Srrtbum im Object. Der Zwed iſt verfehlt durch die Schuld des Zufalls. 
Ob dieſer feine Wirkjamfeit im Innern des Thäters Außert, oder in der ihn 
umgebenden Außenwelt, kann feinen Unterichied begründen. 

8 Schon der Brandftiftungsfall ans N. 7 kann ſich je nad der Lage der 
Gchöfte, der Stärke, der Richtung des Windes fehr verfchieden geftalten. Nicht 
minder ſolche Fälle, wie: Werfen nach Einem von zwei Gehenden oder gar dicht 
an einander Laufenden, Schießen nah Cinem innerhalb einer Gruppe. Vgl. 
Schütze, Lehrbuch $. 43 IV. „Beblgang“. 

Abirrung innerhalb der Grenzen der Notbwehr erlärt die C.C.C. 145. 
mit Recht für firaflos. Aber jelten wird fich die Verlegung eines völlig Unbe: 
theifigten in jene, oder auch nur in Die Grenzen ftraflofer Weberfchreitung ban- 
nen laſſen. Val. L. 45 8. 4 D. ad leg. Aqu. 9, 2. 
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die bezüglich der Sicherung der Erbebung öffentlicher Abgaben erlaffenen 
Geſetze und Verordnungen. Stadtgerihts:R. Loos, in v. Holgendorff Straf: 
rechtözeitung 1870 ©. 323f. 


Willensfhuld und Schuldbewußtjein jind nicht gleichbedeutend. Diefes 
folgt der That, und entwidelt ſich nad) Mapgabe ihrer Wirkungen'); ja 
ed entſteht häufig erſt Angefichts diefer, fo bei Vergehungen aus Fahrläf: 
figfeit und bei mancherlei Webertretungen. 

Die Willensfhuld leitet und begleitet die That. Ihren Kern bildet 
die Nihtahtung beitimmter Anforderungen des beitehenden 
Rechts. Sie it da vorhanden, wo eine mit Strafe bedrohte Sand: 
lung oder Unterlafjung begangen wird, obfhon in dem freien 
Willen des zurehnungsfähigen Thäters die Möglichkeit be- 
gründet lag?), dem Recht entiprechend zu verfahren. Vorſatz und Fahr: 
läffigteit?) bilden bejondere Richtungen diefes freien Willens, erfchöpfen 


1) In der Regel nimmt der Dieb mehr, weniger oder andere Sachen, als 
er urſprünglich gewollt; der Betrüger, der Fälſcher erlangt oft mehr oder weni— 
ger, als er gewünſcht; Schläge fallen jebr bäufig bärter oder minder bart, als 
gedacht. Danach regelt fich hinterher das Schuldbewußtſein. — Von Einfluß 
auf defien Geftaltung iſt nicht minder die Auffalfung, welche der Angeklagte dem 
Strafgefeg giebt, Sobald er deilen Beitimmungen bört, mit der That ver: 
gleicht und die Strafgrenzen in’s Auge faht. — Dielelbe Prüfung nehmen nicht 
nur die Nichter, ſondern auch die Geſchwornen und Schöffen vor, ſobald fie 
zur Beantwortung der Schuldfrage fchreiten. 

2) Dies ift der pofitive Inhalt der, alle Fälle umfaffenden Willensſchuld: 
„die Grundbedingung der ftrafredbtlihen Verantwortlichkeit“, 
angedeutet (vgl. $.27N.3) i. Erf. d. Ob.-Trib. 5. Berlin v. 13. Juni 1867 Oppenh. 
Rechtſpr. 8, 373. Es ift dringend erforderlich, ihn willenichaftlich weiter ber: 
auszuarbeiten, und damit die inhaltleere Wendung zu befeitigen, daß es Straf: 
fälle gebe, bei denen ed auf dolus oder culpa nicht anfomme. — Das, Ueber: 
tretungen im Einzelnen nicht bebandelnde Bayeriſche Strafgeſetzbuch von 1861 
beihränkt die Anwendbarkeit feiner Strafbeftimmungen auf vorſätzliche Hand— 
lungen und fahrläſſige Rectsverlepungen in Art. 6. Aebnlich früber Han— 
nover Art. 82: „rechtäwidrigen Vorfag” fordernd. — „Auch die Uebertretung 
ift eine ftrafbare Handlung, d. h freie und bewußte Ihätigfeit“. I. Glaser, 
Studien zum Entwurf eines öfterreichiichen Strafgeſetzes (Wien 1871) ©. 108. 
Auf der Debnbarfeit des Dolusbegriffes berubt die weitere Ausführung, 
derzufolge doloſe Delicte, als bewußte und fomit gewollte Acte Des Ungeboriams, 
auch Die Nebertretungen von folchen Anordnungen find, welche fennen zu lernen, 
pflihtwidrig verabiäumt worden. 

3) defectus rectitudinis actionis vincibilis — Willensihuld im Allge: 
meinen; — quoad intellectum — culpa —; quoad voluntatem — dolus, — 
Sp Nettelbladt — Glenzer ſ. Geßler, Begriff und Arten des dolus ©. 28. 
Allein auch bei der culpa liegt der Fehler im Willen. 

„Schuld ift rechtswidrige Willkühr“ Heffter, Lehrbuch $. 47. Weiter 
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denfelben aber nicht. Die Möglichkeit, anders, als geſchehen, zu verfahren, 
ericheint als ausgeſchloſſen: 

1) thatſächlich durch eine auf Natururſachen gegründete Unmöglich— 
keit andern Handelns; ein Fall, der nicht ſchon unter die Geſichtspunkte 
des Nothſtandes, der Nothwehr, des Zwanges, der Drohung ſich bringen 
läßt), 

2) rechtlich durch eine, gleichfalls auf Natururfadhen gegründete Un- 
möglichleit, rechtzeitig von der erlafjenen Strafvorfchrift troß ihrer regel- 
rechten Verfündung Kenntniß zu erhalten’). Immerhin bilden die Unmög- 
lichteitöfälle in der Praxis feltene Ausnahmen. 

Für das Vorhandenſein der Willensſchuld fpricht niemals eine Rechts: 
vermuthung®). Den Angellagten trifft feine Beweislaſt. Das herrichende 


indeß müßte es beißen: „Selbitverkehrung des Willens gegen die erfennbare 
Rechtspflicht“; nicht aber, wie Dort: gegen die erkannte NRechtöpflicht. 

4) Weſſen Pferde, obſchon abgeftrengt ſtehend, durch Schüſſe erfchredt, mit 
Steinen geworfen durchgehen, der kann nicht wegen Steuer: Defraude, Chauffee: 
baumbeichädigung , Ueberfahrens von Menſchen verantwortlid gemacht werden, 
— Wegen Auflaus Reichs-Strafgeſetzbuch $. 116 wird nicht ftrafbar ericheinen, 
wer fih vom Ort der Berfammlung um deshalb nicht entfernt, weil er vergeb: 
liche Anftrengungen macht, die Hausthür feiner dort belegenen Wohnung aufzu: 
fprengen. Fahren über Aeder ift ftraflos bei Grundfofigkeit der zur Benußung 
beſtimmten Landſtraße. Reichs-Strafgeſetzbuch $. 367 ». 

Sturm, wiederholter Schneefall, Froft kann ganze Städte zeitweile in die 
Unmöglichkeit verſetzen, den ftrengen Yocalvorfchriften über Straßenreinigung 
zu genügen. — Straflofigkeit der Verfpätung einer Brau:-Anzeige, wenn „die 
Innehaltung der Friſt durch einen unabwendbaren Zufall unmöglich 
gemadt war.” Erf. Ob.: Trib. Berlin vom 25. Octbr. 1866 Oppenh. Rechts 
fpr. 7 S. 569. Oppenhoff, Reichs-Strafgeſetzbuch $. 59 Note 6. Straflofigkeit 
deſſen, den „umüberfteigliche Hindernifle" davon abhalten, den ihm in Folge der 
Polizeianificht auferlegten Beichränfungen nachzukommen. Erf. Ob.» Trib, Berlin 
6. April 1854 bei Oppenboff. Preuß. Strafgefeßb. $. 116. Reichs: Strafgefep: 
buch $. 361 N. 7. „Nothfall“ Bayr. Strafgefegb. 1861 Art. 147. 

5) Erläßt die Negierung am 1. October eine Verfügung wegen Abiperrung 
von Dorfihaften, als von der NRinderpeft inficirt, und erfcheint Die Berfügung 
am 2, October im Amtsblatt ala fofert in Wirkſamkeit tretend, fo kann, was 
am 2. vorfällt, nicht auf Grund jener Verfügung beſtraft werden, wenn in der 
Dorfihaft nah dem Poftenlauf erſt am Abend dieſes Tages das Amtsblatt eins 
treffen fann. 

Aehnliches bleibt denfbar für weitere Landestheile bei mebrtägiger Unter: 
brechung des Verkehrs durch Schneeftürme, Eidgang u. dgl. 

6) Vgl. Oppenh. Redtipr. 8, 249: Nichtigkeit, jobald das Vorhandenſein 
des „Dolus' des Angeichuldigten lediglich aus dem abftracten Rechtöfag ber: 
geleitet wird, daß derfelbe die Randesgefege fennen müffe. Der Sag gilt für 
jede Art von Willenſchuld. „Es ift zum Dolus nicht nöthig, daß der Thäter 
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Syſtem der Nichtigkeitsbeſchwerde und der Frageſtellung in Schwurgerichtö= 
fachen darf darüber nicht täufchen. Iſt nad einem Schuld: oder Straf: 
ausfhliegungsgrunde nicht gefragt, fo fann der Verurtheilte ſich nicht be- 
ſchweren, wenn er nicht felbit die Befragung in Antrag gebracht; und 
dafielbe gilt, wenn er Beweisthatfadhen zwar behauptet, aber nichts gethan 
bat, um dem Richter Beweismittel nahe zu legen und eine Beweiserhebung 
möglich zu machen. Damit ändert jich indeß nichts in der richterlichen 
Pfliht, ohne alle Anträge ſolchen Ausſchließungsgründen nachzugehen, 
welche ihm durch die Sachlage angezeigt zu fein fcheinen. 


8. 29. 
Fahrläffigkeit. 


Literatur: A. Archiv des Crim.Rechts Klein J. 2 ©. 56f., U. 1 S. 179. 
II. 1 ©. 119}. — Konopad IV. 3 ©. 325. — Neues Arhiv Klein: 
ſchrod VI. S. 4bpf. — Weber VI ©. 447f. — Neue Kolge Zerbft 
1856 ©. 215, 405. — Grolmann in Sf. Bibliothek J. 1 ©. 1f. 
3 S. 71f. — Feuerbach II. 1S. 19. — v. Almendingen I. 2, 
— Ders., Unterfuhungen über d. culpoje Verbrechen. Gichen 1804. — 
C. L. Michelet, de doli et culpae in jure criminali notionibus. Berl. 
1824. — C. F. Gärtner, finium culpae in jure criminali regundorum 
prolusio, Berl, 1836. — Luden, Abhandl II. 5295. — N. D. Krug, 
Ueber dolus und culpa und insbefondere über den Begriff der unbejtimm: 
ten Abficht. Yeipzig 1854. — Berner, Grundlinien der criminal. Impu— 
tationslehre ©. 2271. — Deri., Lehre von der Theilnabme am Verbrechen 
©. 153f. — Ueber die Strafbarkeit der Fahrläſſigkeit u. d. Reftitellung im 
Schwurg. Pr. Goltdammers Arhiv 7©.588f. 8 ©. 780f. 14 ©. 533. 
— Böhlau daf. 729. — Ueber den Gaufalzufammendang und deſſen Zu: 
rechnung bei fabrläffiger Tödtung. Dal. 15 ©. 15h. — %. v. Bar, Die 
Lehre vom Ganfalzulammenbange im Recht, befonders im Strafrecht. Leip— 
zig 1871. 


Die Fahrläffigfeit als befonderes Merkmal der Straffälligfeit hat es 
zu thun mit der Aufmerkſamkeit auf die regelmäßigen Folgen 





Kenntniß des Strafgeſetzes befige, allerdings aber, daß es demfelben möglich 
war, in feiner Handlung überhaupt etwas Unerfaubtes, eine Uebelthat zu er: 
fennen.” Geyer, Erörterungen S. 32. Auch diefer Satz ift auf die Willene: 
ſchuld im Allgemeinen auszudehnen. — $. 261 des Preuß. Strafgeleßb. ($. 283 
bed Reid: Strafgeiepb.) enthält keineswegs eine „Präfumtion' der Fabrläſſig— 
keit beim einfochen Bankerntt, wie folde angenommen wird im Erf, Ob. Trib. 
23. Febr. 1866 Oppenb. Rechtipr, 7, 124. Es liegt darin vielmehr dad Gebot 
und Verbot gewiſſer Handlungen. Strafbarkeit tritt indeß erit mit einer Zab: 
lungseinitellung ein, nachdem Zuwiderhandlungen vorgefallen. Gegen praesumtio 
doli, fowie culpae vgl. Schüße, Lehrb. $. 42 ı. 
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menfhlider Handlungen oder Unterlaffungen. Sie hat ihre 
nädjte Beziehung nicht zum Strafgefeß und feinen Anforderungen, wie die 
Willensfhuld im Allgemeinen, fondern zum Cauſalitätsgeſetz, das die Natur!) 
beherrſcht. Und zwar iſt an dem Satze feftzuhalten, „daß von mehreren 
Bedingungen eines Ereigniffes nur diejenige im rechtlichen Sinne als 
Urſache anzufehen ift, die als legte regelwidrige Thatſache mit dem 
Erfolge unmittelbar zufammenhängt.‘‘ v. Bar a. a. D. ©. 4f. 54. 
Die Fahrläffigteit enthält feine allgemeine Vorftufe für vorfägliche 
Strafthaten, obſchon diefe faft in allen Füllen Elemente von fahrläfjigem 
Verhalten in jich ſchließen: von Werblendung, Leichtfinn, Uebereilung u. 
dal. m.?). Ueberall, wo jenes Begriffämerfmal eintritt, handelt e8 fich um 
Kegeln der Erfahrung’), weldye den eingetretenen Erfolg — die Zukunft, 


1) Dies gilt auch für fahrläffigen Meineid. Das Gedächtniß, die Erinne: 
rung, deren Klärung und Auffriſchung unterliegt befannten Naturgelepen. 

2) 4 Nrten der Schuld — culpa — nabm Stübel, Geßler, über den 
Begriff und die Arten des dolus S. 48) an: 1) Unmwiffenbeit bei Unkenntnif 
des übertretenen Gefeßes, 2) Unbeſonnenheit bei nicht deutlicher Vorftellung 
des Geſetzes zur Zeit der That, 3) Unachtſamkeit bei Mangel der nötbigen 
Kenntniſſe von der Handlung an fich, 4) Uebereilung bei nicht richtiger Sub» 
fumtion der Handlung unter das Gefep. 

Aus Rechtsunkenntniß, aus unterlaffenem Nachdenken im Gebiet des Rechtes 
ebenjo wie der Thatjaden geben allerdings häufig Straffälle hervor: aus zu 
ſchnellem Kabren in Städten Reichs-Strafgeſetzb. $. 366 2 das Heberfabren von Kin: 
dern; aus dem Geben mit offenem Licht 8.3685 das Anzünden von Gebäuden. Allein 
mit jenen Unterfcheidungen werden die Gejtaltungen der Fabrläffigkeit nicht erfchöpft; 
während andererfeits vorfäßlihe Handlungen mit gleiher „Unbefonnenbeit“, 
„Uebereilung”, „Geſetzesunkenntniß“ verbunden fein können. Bergl. Better, 
Theorie F. 23. „Wollen der Gefahr" verbunden mit einem ſchädlichen Er: 
folge macht nab John die Lehre v. fortgel. B. ©. 71f. die culpofe Handlung 
in ihrer Totalität aus. Diegegen Hälſchner, Syſtem I. S.81f. Nah Schüge, 
Lehrbuch $. 41, iſt „Bahrläffigkeit die Willensbeftimmung zu einem bemußten 
Handeln, ebe und bevor der Handelnde das Bewußtſein von deſſen Rechtmäßig: 
feit und Unichädlichfeit erlangt hatte, mit andern Worten unter Ablehnung der 
gehörigen Grwägung über Rechtmäßigkeit und Unſchädlichkeit feines Handelns“, 

3, Im Römiſchen Recht jcheinen culpole Handlungen zur Zeit der Republik 
mit öffentlichen Strafen nicht belegt zu fein. (Rein, Griminalvecht der Römer 
S. 164). Für den, dem jus privatum angehörigen Theil des Strafrechts galt 
der Sap: magna culpa dolus est, bei Anwendung der lex Aquilia aber „et 
levissima culpa venit“ Ulpian. L. 44 pr. D. 9, 2. — Weſen und Abgrenzung 
der culpa gegenüber dem casus und dolus ift aus den Quellen ſchwer erfennbar. 
„Auf dieſen Zap, daß überhaupt culpa als niedere ftrafbare Schuldart neben 
dem dolus fteht, dürfte, was Seitens der Römer für die Ausbildung der Gulpa: 
ichre gethan, zu beſchränken fein.” Bekker, Theorie ©. 460. Spärlide Stellen 
im canoniſchen Recht, noch jpärlichere Einzelheiten in der C. C. C. (Art. 146, 
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das Gefammtergebnig der Handlung — vorherjehen lafjen konnten; um 
Regeln, welche der Angeklagte aus mehr als bloß geringer Unaufmerf: 
ſamkeit nicht beachtet oder nicht angewendet hat, obwohl er fie fannte, oder 
doc kennen mußte: ſei eö vermöge der, von jedem zuredinungsfähigen 
Menſchen zu erwartenden Einficht, fei es vermöge der, durch Lehre und 
Unterriht, Anleitung, Uebung und Beobachtung zu gewinnenden Kennts 
nifje innerhalb eines beftimmten Amtes, Berufes oder Gewerbes). 

Ob die Folgen unmittelbar oder mittelbar ich verwirklichen, ift 
an fich ohne Belang. Der Unterfchied zwifchen unmittelbarer und mittel» 
barer Fahrläſſigkeit ift weder durdführbar, noch auch grundfäglic erheblich. 
Nur darf der Zufammenhang nit durch den Sinzutritt neuer Mächte, 
durh „Zwifhenurfahen” unterbrochen werden, deren Eingriff nicht 
vorhergefehen werden konnte. Für deren Wirkungen trifft den Thäter feine 
Verantwortung mehr. 

Vorausgeſetzt, daß ein Erfahrungsfat unbeachtet geblieben, den ber 
Thäter hienach zu kennen und anzuwenden verbunden, daß ferner Güter 
Anderer verlegt worden — denn Fahrläfjigkeit ohne folche Folgen berühren 
das Strafrecht nicht, den Meineid ausgenommen —, fo find zwei Fälle?) 


134f., 180, 218) freilih den Sieg der Principien des fremden Rechts über die 
Älteren deutſchen Anſchauungen bezeidnend, Hälſchner Syſtem des Preuß. 
Strafrehts $. 37 Anm. 2, find der Entwidelung ber Lebte weit weniger förder: 
lich gewefen, als bie deutiche Wiffenichaft, insbejondere ſeit Carpzow, demnächſt 
feit Feuerbach, eingehend entwidelt von Bekker, Theorie $. 30. — Rechts: 
geichichtliche Meberficht bet Hälfchner, Syitem $. 38. Anm. Geib, Lehrbuch 
I. $. 91. Iobn, Strafreht in Norddeutihland ©. 41 f. 

4) Dad Ermeflen der Schuldrichter allein if ed, dur welches „die Abs 
ſchätzung des Punktes, wo die Strafbarfeit anhebt, Berner, Lehrb. $. 97, fowie 
die Grenze zwilchen allgemeiner und befonderer Erfahrung im einzelnen Fall be— 
ftimmt werden kann. Zur Vorbereitung dienen oft umfangreiche Vernehmungen 
Sachverſtändiger. „Ungewöhnliche Bedachtiamfeit ift von dem Handelnden nicht 
zu verlangen, außer wo eine befondere Verpflichtung dazu ftattfindet.” Sächſ. 
Strafgefepb. Art. 48. Darmftadt Strafgefegb. Art. 57. — L. v. Bar, die 
Lehre v. Gaufalzuf. $. 3. „Vorberfehen eines Erfolges“, insbeſondere ber 
Zwiſchenurſachen. „eder factifche Verlauf beftebt aus einer unendlichen 
Maſſe Heiner Einzelheiten.“ j 

5) $revelhaftigfeit (luxuria, lascivia L. 11. D. de incendio 47, 9. 
L.1$.3L.4 $.1 D. ad]. Cornel. de sicariis 48, 8. L.6 $.7 D. de Re mil. 
49, 16. C.C.C. a. 146. 134. 186.) „iſt diejenige Rabrläffigfeit, bei der das Be: 
mwußtiein der Möglichkeit des unbeabfichtigten vorliegenden Erfolges obwaltete“ 
(leichtfinniges Abwenden der Aufmerkiamkeit vom Erfolge animum ab vertere), 
Unvorſichtigkeit die Fabrläffigkeit, bei der „das Subject zwar fein Bewußt: 
fein von der Möglichkeit des eingetretenen böfen Erfolges batte, ein ſolches aber 
bei gehöriger Aufmerkſamkeit haben konnte“ (animum non advertere), Berner, 
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denkbar. Entweder der Thäter dachte gar nicht an den Erfah: 
rungsfaß; erjt die Wirkung der That ruft in ihm die Erinnerung daran 
wah — „unbewußte” Fahrläfjigkeit. Ober er dachte daran, hoffte 
aber, daß die Umftände des alles den Eintritt des fchlimmen Erfolges 
verhindern, oder gar, daß eine Ausnahme von der Regel Plab greifen 
möchte — „bewußte“ Fahrläſſigkeit. Beide Formen können zufammen- 
treffen. Die zweite ift von größerer ftrafrechtlicher Bedeutung, als die 
erfte. Sie jtellt indeß feine Mittelitufe zwiſchen Fahrläffigfeit und Wor- 
fat dar. 

Der Kern der Strafbarkeit der Fahrläfligfeit ift hienah nicht ſowohl 
ftetö in einem Irrthum zu finden, als vielmehr jtet3 in einem 
Mangel an Aufmerkfamfeit entweder auf Erfahrungsregeln im Allge— 
meinen, oder auf die Einzelheiten der befondern, zur Zeit der That obwaltenden 
Sachlage. Troß aller Aufmerkſamkeit fönnen indeß Irrthümer in wefentlichen 
Thatumftänden eintreten. Dann fällt die Schuld, die Straffälligfeit hin— 
weg. Sie bemißt fich daher auch feineswegd nur und allein nad dem 
eingetretenen Erfolge und irgend einer hier mit hineinfpielenden Fahrläſſig— 
feit. Unvermeidlihe Täufhungen der Sinne und felbit der Gedan- 
ten, 3. B. der Erinnerung, wirken mit der zwingenden Gewalt übermächtiger 


Lehrbuch 8. 98. Bol. Klein, Archiv des Crim-Rechts I ©. 56f. Die nähere 
Beftimmung der obligatio ad diligentiam bat die Wiffenichaft der neueren Zeit 
unausgelegt beichäftigt. S. Feuerbach, Lehrb. $. 55. Dazu Mittermaier 
N. 1. Abegg, Lehrbuch F. S6. Heffter, Vehrbuh $. 67. Hälſchner, 
Spyſtem $. 37. 38. 

„zroß aller Divergenz im Einzelnen bat ſich Doch eine Art communis opinio 
hinſichts mancher Punkte gebildet: daß die Gulpa auf einem Willensfebler 
berube, in einem Nichtthun beſtehe, eine Yerlegung der obligatio ad dili- 
gentiam entbalte, in 2 Hauptarten: bewu'ßte und unbewußte Gulpa zu 
icheiden Sei." Die erſte dieſer Arten hält Köſtlin, Syſtem $. 71, für eine 
Mittelftufe zwifchen dolus und culpa; Andere (nenerdings Zerbft) wollen die 
zweite Art oder ſelbſt alle culpa ganz aus dem Strafrecht entfernen. „In dem 
Ungeitraftbleiben der unvorfichtigen Handlung, die feinen ſchädlichen Er- 
folg nach fih gezogen, bewährt ſich die Nüdfichtnahme auf das Nügliche, daher 
beweiit dieſt Slrafloſigkeit nicht auch die Schuldloſigkeit des Handelnden“. Bek— 
ker, Theorie S. 498. Doch weiter, wegen der außerordentlichen Verſchiedenheit 
der Bildung, Erfahrung und Uebung der Einzelnen kann der Künſtler wagen, 
was der Stümper laſſen muß. Täglich wird bei chirurgiſchen Operationen dies 
in Erwägung gezogen. Der unglückliche Erfolg allein giebt einen objectiv 
haltbaren Ausgangspunkt für die Annahme, daß der Thäter mehr gewagt, 
ald er hätte thun follen, daß er auf Geſchick und Glück vertraut, wo er fi 
vielmehr durch die Nüdfiht auf das Wohl Andrer hätte anders beitinnmen 
laffen ſollen. 
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Naturkräfte, und führen dann mit dem Wiffen auch den Willen des Men- 
ſchen irre, des vorfichtigen ebenfo wie des unvorſichtigen. 

Die neueren Gefehgebungen — wie das Reichs-Strafgeſetzbuch — 
beſchränken die Straffälligfeit der Fahrläffigkeit auf Berlegungen der höch— 
ften Güter des Einzelnen, Leib und Leben, und auf Verlegungen, welche 
eine gemeine Gefahr) mit ſich führen, fei es unmittelbar oder doch mit: 
telbar; das letzte beim Entweichenlaffen von Gefangenen, bei der Strafvoll- 
ſtreckung, und endlih beim Meineive. Neben allen Bergehen aus 
Fahrläffigfeit gehen VBergehen und Verbrechen aus Vorſatz 
mit übrigens gleihen Merkmalen des Thatbejtandes einher; 
dies beim Meineide und der falfchen Strafvolljtredung in der Form der 
Wiffentlichkeit. | z 

Der im Strafgefeg vorausgeſetzte Schaden kann auf dem Zufammen- 
wirken Mehrerer beruhen. Gleichwohl giebt es feine ſolche Gemeinfam: 
feit der Fahrläfjigfeit, wie fie beim Vorſatz möglich wird. Mangel an 
Aufmerkſamleit kann nicht verabredet werden; er geht durch Verabredung 
in vorfägliches Unterlaffen über. Die Fahrläffigkeit bleibt ſtets individuell 
und unübertragbar. Anftiftung und Beihülfe ift nicht denkbar; wohl aber 
gleichzeitige Fahrläffigkeit gleicher Art; ferner Straflofigfeit des Ausführen: 
den bei Straffülligteit des Auftraggebers, da wo nur an diefen, nicht an 
jenen der Anſpruch gemacht werden fann, der Negeln einer befondern Er: 
fahrung in Amt und Gewerbe eingevenf zu bleiben ’?). 


$. 30. 
Vorſatz. 
Literatur: Siehe zu $. 29; ferner Gönner, Reviſion des Begriffs und der 
Eintheilungen des dolus. Landshut 1810. — Derfted, Grundregeln 
der Strafgeſetzgebung. Kopenbagen 1810. — Rosendael, de dolo 


in delictis. Lugd. 1817. — Neues Arhiv des Griminalrehts: Mitter: 


6) Reichs: Strafgefepbuch, Regifter: 6 Fälle mit gemeiner Gefahr, 5 ohne 
folbe — $. 347 nur ein Fall des $. 121 mit einem erſchwerenden Umitande, 

7) Wettfabrt Zweier als ftrafbare Fahrläſſigkeit Beider, wenn nur 
einer von ihnen Perfonen durch Anprall verlegt. S. Oppenh. Rechtſpr. 9, 277. 
Der Kall der Verſchuldung Mebrerer fommt vorzugsweiſe beim Einfturz von 
Bauten in Erwägung: Bauunternehmer, Baumeifter, Pauanfieber, Bauarbeiter 
u. ſ. w. — Bauplan, Bauausführung, Tagedarbeit. — Vgl. Erf. des Ob.-Trib. 
zu Berlin vom 97. Septbr. 1867 und 7. Juli 1870. Oppenh. Rechtſpr. 8, 552 
und 11, 398. Bei gleichzeitiger Thätigkeit ift Gompenfation der Culpa 
denkbar, doch nur für das Gebiet des Civilrechts, nicht des Strafrechko. 8. 4 
Lehre v. Cauſalzuſ. v. Bar. 
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maier IL 515. — Weber, daf. VII. 5497, — Roß hirt daf. VIII. 369 f. 
— Kitka, N. 8.1835 S. 219. — Birn baum, daf. 1887 ©. 276, 4731. — 
Herrmann, 1856 ©. 1f. — Zirkler, in Meisfes Rechtöleric. III. 466 F. 
— Oſenbrüggen, Abbandlungen aus dem deutichen Etrafrebt, Erlangen 
1857. — Ueber den Vorfap v. Wi, Gerichtöfaal 12 ©. 124. Archiv d, 
Crim.R. N. F. 1857 ©. 572. — Der Vorfag und d. Seelenvermögen 
R. A. Mayer, Gerichtsſaal 20 S. 291f. — Geßler, über den Begriff 
und die Arten des dolus. Tübingen 1860. — John, Entwurf zu e. Straf— 
geſetzb. f. d. Nordd. Bund. Berlin 1868. S. 184f. 


Vorſatz iſt der Wille, gerichtet auf Verwirk lichung einer Handlung 
oder Unterlafjung'). Er beſchreitet das Gebiet des Strafrechts nicht durch 
die bewußte Richtung auf gegebene Geſetze und Vorſchriften, ſondern ledig⸗ 
lich durch die bewußte Anwendung derjenigen Form von Thätigkeit, Ge- 
walt, Sinterlift, Unbotmäßigfeit, — welche den äußeren Merkmalen einer 
Strafthat entfpricht. 

Selten ift der, auf ſolch ein Thun gerichtete Wille — eingedenk der 
Unficherheit menfchlicher Berechnungen — in allen Einzelheiten klar beftimmt 
und dadurch feſt begrenzt. In der Regel richtet er ſich in feinen Vor— 
ausfegungen, wie in feinen Erwartungen ein auf eine Verfchiedenheit 
wechjelvoller Möglichkeiten. Sat er einen ſolchen Character der Unbejtimmt: 
heit, infofern der Fall nad) Maßgabe des Vorhandenfeins oder Eintritts 
nicht bloß einer, fondern auch andrer davon verfchiebener Bedingun: 
gen oder Folgen erwogen ift, fo verliert der Vorſatz da durch feine Bedeu- 
tung ſelbſt dann nicht, wenn neben ſtrafbaren auch ſtrafloſe Geſtaltungen 
der That bedacht ſind. 

Der bedingte?) Vorſ ab — bedingt gleichviel ob nur im Vorftellen 
oder nur im Wollen, oder in beidem — bleibt Vorſatz. Mit diefer 
Betrachtung Löfen fich viele Schwierigkeiten in einfacher Weiſe. Hat 
die That fo, wie fie fich volljog, im Bewußtfein und im Wollen bereits 





1) Vorſatz: Selbſtbeſtimmung zur Ansführung eines Gedankens (Herr: 
mann); abgeicdhofiene Selbſtbeſtimmung zu einer That (Temme); der auf 
das Handeln gerichtete Milfe verbunden mit dem Vorberichen des verbreche- 
riihen Erfolges GBekker, Theorie S. 293f) Beziehung des Vorſatzes auf 
die Thätigkeit, durch welche die Ab ficht ihre Verwirklichung finden fell. (Hätfch: 
ner, Syſtem $. 32, 33). : 

2) Sc beiremdlich der Ausdrud ſcheinen mag, fo befigt doch die Deutiche 
Rechtsſprache wohl kaum eine andere Wendung, melde in gleicher Einfachheit 
und Beftimnttbeit die Vorgänge in der Seele dee Verbrechers bezeichnete und 
auch Dem Verſtändniß der Geſchwornen ebenfo zugänglich wäre. Diefem mit 
Rechnung zu tragen, dürfte als ein unabweisliches Bedürfniß der neneren Rechtsl 
entiwidelung anerkannt werden müffen, 
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gelegen, fo ift fie als eine vorfätliche in die Erjcheinung getreten, mögen 
die Nebengedanfen gewejen fein, welche fie wollen. 

Dies hindert die Geſetzgebung keineswegs, in den befondern Straf: 
beitimmungen den Vorfat enger zu begrenzen?), ſei es im Gebiet des Wol- 
lens — Ueberlegung, Abjicht, Zweck, Erfolg, — ſei eö im Gebiet der Bor: 
ftellung der Thatfachen, des Wiſſens, des thatfächlichen, wie des rechtlihen — 
Rechtswidrigkeit, Geſetzwidrigkeit. 

Daraus ergiebt ſich eine außerordentliche Reichhaltigkeit der Beziehun- 
gen, in welche der Vorſatz im Strafgebiet tritt. Als eine allgemeine pflegt 
die Rechtswidrigleit angeſehen zu werden. Richtig iſt, daß die Geſetzgebung 
keine Handlung als eine vorſätzliche mit Strafe bedrohen kann, welche nicht 
einen Eingriff in einen beſtimmten, unter Strafſchutz geſtellten Güterkreis 
der Geſammtheit in ſich ſchließt. Dieſer Eingriff, die Handlung oder 
Unterlaſſung, iſt rechtswidrig, rechtsgefährdend, rechtsverletzend; der auf ſie 
gerichteto Vorſatz ſchließt alſo inſoweit Rechtswidrigkeit nothwendig in ſich. 
Eben deshalb bedarf es einer Hervorhebung dieſer allgemeinen Beziehung 
im Geſetze nicht; hiedurch wird die Möglichkeit gewonnen, da wo in ben be— 
fondern Strafvorfchriften die Nechtswidrigfeit als Gegenstand des fubjec- 
tiven Bewußtſeins ausdrüdlicher Erwähnung bedarf, diefelbe far in die 
einzelnen Merkmale der Strafthat einzureihen ($. 38). 


8. 31. 
Vorſatz. — Dolus. — Eintheilungen der Riffenfdaft. 


Fiteratur: 1. Berner, die Lehre v. d. Theilnabme am Verbrechen u. d. neue: 
ren Gontroverien übes dolus und culpa. Berlin 1847. — Geßler, über 
den Begriff und die Arten des dolus. Tübingen 1860. — Zur näheren Be: 
ftimmung des dolus : Begriffes v. Wädter, Oerictel. 16 ©. 56. 

2. Zur Geſchichte der Gintbeilungen Bartolus an 1, 32 D de- 
positi, 16, 3 — Farinaecius, qu. 87 de poen. temp. n. 4 sq. — 
Decianusl.1 c. 4 (dolus verus — „praesumtus“). — Carpzow, pract. 








3) Mo ſolche Begrenzung fehlt, genügt Die Reititellung der vorfäßlichen 
Verübung der That. Bel den gemeingefährliben Verbrechen ift es daher nicht 
für die Bearifföbeitimmung — ſondern nur für die Strafzumeſſung — von Be: 
deutung, nad dem Zwed zu fragen; insbejondere danach ob derſelbe auf die 
Herbeiführung gemeiner Gefahr oder gar weitgreifender Zerftörung gerichtet ge 
weien. Das Bewuhtiein der Gefährlichkeit genügt. S. Oppenhoff, Reiche: 
Strafgefepb. N. 2 zu Tit. 27. Der Bruch der Beichlagnahme ift ftraffällig, unan— 
geieben des Vorbandenfeind oder Fehlens der Abſicht widerrechtlichen Gewinns 
oder folder Benactbeiligung. Dal. Note 395. zu $. 137; die Beleidigung 
ftraffällig ohne Nüdfibt auf den Zwed der Aeußerung, pikant zu erzäblen, 
Jemanden um feinen Ruf zu bringen, einen Dritten zu ärgern u. dal. m, 
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qu. 1 n. 31, 32 (d. directus — „indirectus*). — Böhmer, elem, jur. 
erim. I. $. 202. ad Carpz. qu. 1 obs. 2 medit. ad C. C. C. a. 137 $. 4. 
Nettelbladt — Glänzer, diss. de homicidio ex int. ind. commisso. 
— Leyſer, medit. ad pand. spec. 597, n. 17 sp. 603: animus nocendi, 
Quelle des dolus generalis, — Püttmann, de distinetione inter animum 
oceidendi directum et indirectum e jure crim, eliminanda Lips. 1789. 
animus oceidendi 1) purus s, simplex; 2) „eventualis® s, conditionalis. 
(Preuß. Allgem. Lande. II. 20 $. 8065.) — Feuerbach, Betradhtungen 
über dolus u. culpa u. f. w. in ſ. Bibliotbef f. peinl. Rechtswiſſ. II. 193 f. 
Lehrb. 8.59. dolus determinatus - „indeterminatus“ s. eventualis. Grund: 
lage „bis in die neuere Zeit”. — Berner, Grundfinien d. crim. Imp. 
Pehre ©, 184. Theilnahme ©. 120f. d. determinatus — eventualis; 
notbwendiger oder nur möglicher Erfolg beabfichtigt. — Hiezu Hälſch— 
ner, Syſtem $. 34 Anm. 


Es iſt ungenau, von Eintheilungen des Borfates hier zu fprechen, da 
die mwifjenfchaftlihen Unterfuchungen der älteren Zeit von dem römiſch— 
rechtlichen Begriffe des dolus ausgehen. 

Im Anflug daran it die neuere Zeit!) beitrebt geweſen, durch Felt 
ftellung des Unterfchiedes zwifchen Vorſatz und Abficht zu feſten, deutſch— 
rechtlich brauchbaren Begriffen zu gelangen, wobei dann ältere Unterfchei: 
dungen theils dem Vorſatz, theils der Abficht untergeordnet worden find. 

Sp unterfcheidet Berner Lehrbuch 8. 94 innerhalb des Vorfates, 
— des Willens al3 der wirkfamen Urſache — das befonnene Mollen von 


1) Die Dogmengeihichte ber Kehre vom Dolnd legt Geßler in 4 Ent 
widelungsitufen dar: 1) das enticheidende Gewicht wirb auf die Art der äuße— 
ren Wirkſamkeit gelegt: italieniihe Jurisprudenz (bei. Bartolus um 1340, 
Clarus 1560, Decianus). Carzov 1638. Nettelbladt be. Glänzer „de 
homicidis ex intentione indirecta commisso“ 1756. J. S. Böhmer 1759. 
Gönner 1810. Hauptpunft der Crörterungen dolus indireetus, 2) dolus 
Juris ald weientlihes Moment im Begriff des dolus im Zufammenbang mit 
den Unterfuchungen über den Rechtsgrund der Strafe; Kleinſchrod 1794, 
Stübel 1795f., Feuerbach 1799, Grolman 1799, im Gegenfag zu ihnen 
Stelzer 1817. „Während Feuerbach und Stübel die culpa als dolus con- 
ftruiren, wird bier der dolus zur culpa geftempelt“. S. 61 bei Gehler. 3) Be: 
wußtjein getrennt vom, doch regelmäßig entfcheidend für das Wollen, (dolus 
facti). Ausfcheidung der Kenntniß des — im Bewußtſein der Einzelnen ge: 
gründet liegenden — Strafgefeßes aus dem Begriff des d. (juris) Hegel 1821. 
Michelet 18247. Köſtlin 1845f. Berner 1847f. Krug 1854. Hälſch— 
ner 1853f. „Auf der 4) Stufe wird das Willensmoment bei Beflimmung bes 
dolus facti wieder felbitftändiger berüdfichtigt, indem aber aleich wie auf der 
dritten Stufe die Elemente der menichlihen Handlung den Ausgangspunft bilden.“ 
Geßler ©. 19. — Rechtsgeſchichtliche Weberfiht bei Hälſchner, Syſtem 
$. 32 Anm. 1 und Anm. zu F. 33. — Geib, Lehrbuch IL S. 248f. Bekker, 
Theorie $. 27f. 
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dem unbefonnenen, alſo Vorbedacht praemeditatio vom Affectwillen impetus, 
— für melden letteren neben der luxuria Köftlin Syitem $. 72 noch eine 
bejondere Stellung auf eine Mitteljtufe zwifchen dolus und culpa bean: 
fpruchte. — Berner unterfcheidet weiter $. 95 innerhalb der Abſicht — 
des „Criminaldolus‘, $. 96 „des Willens in feiner Richtung auf den ver: 
brecherifchen Erfolg“, in $. 97 als regelmäßige Vorausſetzung des Ver: 
brechens bezeichnet, — den dolus determinatus vom indeterminatus 8. 
eventualis, je nachdem der Sandelnde das Eintreten des Erfolges unbe: 
dingt oder nur bedingt beabfichtigt. Neihen ficd mehrere Erfolge an die— 
jelbe Sandlung, fo fönnen beide Formen zufammentreffen. Wie der dolus 
alternativus, der dolus indirectus, und Feuerbachs culpa dolo determinata, 
fo wird auch die Aufftellung des dolus generalis verworfen, da die ein- 
ſchlagenden Fälle fi) der Annahme unterordnen, Daß dolus und culpa zu: 
fammentreffen fünnen. Lehrbuch $. 95 N. 2. $. 99. Dem Zweck im Ges 
genfat zur Abficht $. 96 wird Bedeutung für die moralifche gegenüber der 
juridifchen Beurtheilung beigelegt. 

In den „Erörterungen über den allgemeinen Ihatbeitand der Verbrechen 
nad öſterreichiſchem Recht” von Beyer (Innöbrud 1862) werden im erjten 
Gapitel „vom böfen Vorſatz“, nahdem im erjten Abjchnitt: „Vorſatz, Ab: 
ficht, Zweck“ behandelt worden, die Eintheilungen des dolus in 5 Abfchnit- 
ten durchgegangen: I. determinatus und eventualis, II. praemeditatus und 
repentinus, III. generalis, IV. subsequens, V. indiregtus. 

Die befonders von Köftlin — f. Syſtem ©. 190 f. 201, von Geyer 
Gap. 1 — in den Vordergrund geitellte Anforderung an die Gefeggebung, 
die Abficht, nicht den Vorfat zum Ausgangspunkt für die Begriffäbeitim- 
mung doloſer Strafthaten zu nehmen, hat fich feither nicht erfüllt. Vorſatz 
und Fahrläfjigfeit ohne Zwifchenftufen find ala Grenznachbarn an einander 
geſtellt. So inäbefondere im Preußifchen Strafgefegbud. Ihm iſt das 
Reichs⸗Strafgeſetzbuch im Weſentlichen gefolgt. 

Den Bedürfnifjen des practichen Lebens iſt es für entfprechend erach— 
tet, an jenen ®rundbegriffen feftzuhalten. Es muß anerfannt werden, daß 
damit die feit etwa 100 Jahren in den verfchiedenften Gegenfägen erörter: 
ten Formen des dolus an Bedeutung auferordentlicd verloren haben. Be— 
ruht es auf Täuſchung, oder ijt es neben der Geſetzgebung auch der verän- 
derte Gang des Strafverfahrens, welcher dies Ergebnik weſentlich mit her— 
beigeführt hat? 

Werden verfchiedenartige, ſchwankende Erklärungen vom Angeklagten 
über feine Abſichten abgegeben, fo erfcheinen fie leicht als gleich gemichtig, 
wenn fie durch die Schrift, die Protokolle, die Akten vor Augen geführt 
werden. Ber näherem Erörtern aller Einzelheiten von Mund zu Mund 

103 


188 Die Zurechnungsfäbigkeit und der verbrecheriſche Wille. 


dagegen geftaltet fi die Sache fait regelmäßig anders. Klarheit und Ein: 
fachheit des Willens nebft der Worausficht des eingetretenen Erfolges als 
nothwendig, wahrfcheinlih, möglicd oder unwahrscheinlich pflegt ſcharf zu 
Zage zu treten. Freilich wird der Wille häufig erſt unmittelbar vor feiner 
Vermirflihung durd die That feit, bis dahin in der mannigfaltigften Weiſe 
hin und ber irrend, taumelnd, hoffend, fürdtend, ein Spiel der Einbil- 
dungsfraft und des Gemiljens, bis mit einem rafchen Endentfchluß die Ge 
legenheit zur Ihat nicht länger ungenußt vorüber gelafien wird. Da, wo 
ausnahmsweiſe Unbejtimmtheit in der Willensrichtung ſich bis in bie ent- 
ſcheidenden Augenblide der That Hinein erjtredt, find die älteren Unter: 
fcheidungen der MWiffenfchaft immer noch von Nuten und von Wichtigkeit. 
Infoweit werden die Unterjcheidungsnamen feineswegd „bedeutungsloſe 
Formeln“ over „Icholaftiiher Kram“ (Zachariä Goltd. Ar. 3, 302), 
fobald ſchon Vorſatz vollen Dolus ausmadt. Nur daß die Lehre ſich für 
die Praxis fehr vereinfacht, ift unbedenklic, zuzugeben, und es iſt das Aner: 
fenntniß von großem Gewicht, daß „wir nit mehr als Vorſatz zu voller 
Schuld erfordern dürfen.” (Beder, Theorie S. 310, 320). — 

Von großem Gewicht — troß des Einſpruchs von v. Bar, Lehre vom 
Gaufalzuf. ©. 35 — um deswillen, weil der bisherige Träger aller auf den ver: 
brecherifchen Willen bezüglichen Erörterungen, der Ausdrud „‚dolus‘ weder im 
Römischen, noch im Gemeinen Necht, weder in der Wiſſenſchaft noch in der 
Praxis einen feiten Begriff von ſicher erfennbarem Umfange in ſich fchließt?). 


2) Den Begriff des dolus giebt Geßler dahin: „Dolus ift der, auf die 
Hervorbringung der den Anbalt eines Verbrechens bildenden Erſcheinung 
durd eine Äußere Wirkſamkeit gerichtete Wille“. Es „beftimmt fich biebei die 
Seite des Bewußtſeins dabin, dat das Eubject die Ihatumftände, unter 
welchen es thätig fein will, oder die gewollten concreten Wirkungen feiner Thä— 
tigkeit fo auffaßt, dab bierin vom Standpunkt des objectiven Rechts ein Ver: 
brechen eutbalten ift*. S. 91 a. a. D. Culpa „it die Hervorbringung 
der den Anhalt eined Verbrechens bildenden äußeren Eriheinungen, deren Ein» 
tritt nicht gewollt ift, aber bei geböriger auch dem Handelnden nach feiner In— 
dividualität möglichen Sorgfalt bei Vornahme feiner Handlung hätte vermieden 
werden können“. ©. 95. 

Bauer, Abhandlungen aus d. Strafreht, Göttingen 1840, befinirte den 
dolus als den „Entſchluß zu einer Handlung mit dem Bewußtfein ihrer Straf: 
geſetzwidrigkeit“; „Entichluß zu einer ald Verbrechen erkannten Handlung”. Ue— 
ber diefe von Weber und Mittermaier gebilligte Formel vgl. Bekker, 
Theorie S. 417 f. Weitere Begriffebeftimmungen Geib II. ©. 242f. Als 
directe und indirecte Cauſalität behandelt v. Bar die Lehre v. Gaufalzuf. 
VI. dolus und culpa. „Directes und indirectes Wollen, dolofed und culpoied 
Handeln find unterfcheidbar einerfeitö nach der Vorſtellung, welde der Hans 
delnde fich über Die Wahrfcheinlichkeit des Vermeidens des rechtswidrigen Erfolges 
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Bald wird er — abgejehen vom Privatrecht, inäbefondere der actio doli — 
im Sinne einer „formell“ böfen, verbrecherifchen Abficht, bald als „böfer 
Vorſatz“, bald zur Bezeichnung der Willensfhuld im Allgemeinen, bald 
enger, bald weiter gebraucht. Das dehnbare Fremdwort follte verſchwin— 
den, wie aus dem Schwurgerichtsfaal, jo auch aus den dem heutigen 
Rechte, nicht feiner Vergangenheit gewidmeten Erörterungen, und aus der 
Rechtſprechung. Die deutfhe Sprache iſt reich genug, um alle möglichen 
Schattirungen des Willens einfach, verjtändlih und anſchaulich zu zeichnen. 
Die Gefegebungen der Neuzeit liefern dazu alle wünfchenswerthen ſprach— 
lihen Grundlagen; darin dem Franzöfifchen, und vielleicht jedem fremden echt 
überlegen; zu felbftitändiger Entwidelung und ortbildung befähigt und 
berufen. Ein feiter Kern ift in dem Reichs-Strafgeſetzbuch gegeben und 
allerdings nothiwendig Angejichts der unendlichen Mannigfaltigleit der Be 
griffsbeftimmungen für die gebräuchlichſten einheimifchen, das Willensgebiet 
regelnden Ausdrüde. 

Nicht minder bejtritten, wie der Hauptbegriff, find die Theilbegriffe®) 
des Dolus. Das Nähere ergiebt die Specialliteratur. Im Nachfolgenden 
it verfucht, die entfprechenden Unterfcheidungen im Anſchluß an die Sprache 
des Reichs-Strafgeſetzbuchs“) zur Erörterung zu bringen. 


machte, und andrerfeitö danach, ob der Handelnde in dem lepteren feine Befrie— 
digung juchte oder nit”. ©. 33. 

3) Die Formen, in denen der „dolus“ in der bisherigen Wiffenfchaft er: 
ſchien, treten in anderer Bezeichnung in den Iprachlichen Wendungen der neueften 
Strafgeleggebung hervor; mur nicht der dolus generalis (j. $. 37), indirectus 
und subsequens. Dem legten muß practiiche Bedeutung abgeſprochen werden 
Die Frage ift bei der Sachhehlerei mehrmals zur Erörterung gefommen: Ber 
heimlichung geſtohlener, gutgläubig erworbener Sachen bei jpäter erlangter 
Kenntnig ded Diebftahle. Vgl. Erf. Ober: Trib. z. Berlin v. 21. Febr. 1868. 
Opp. R. 9, 148. Goltd. Arch. 2, 559; 6, 123. Wer, um zu übernachten, eine 
fteigt, und am Morgen das Haus mit Kleidern verläßt, Die er dort, die Gele: 
genheit nügend, geftohlen, bat keinen Diebitahl mittelit Einſteigens begangen, 
Bol. DL. Beichl. d. Ober: Trib. v. 14. Eept. 1857 Goltd, Arch. 5, 700. Geyer, 
Erörterungen — aus d. öfterreih. Recht S. 16F. gegen Glaſer, Abhandlungen 
aus dem öfterreich. Strafreht ©. 421f. v. Bar, Lehre v. Gaufalzuf. ©. 109. 
Biel Streit über den dolus indirectus in $. 1 d. Deiterreih, Strafgejepb. 
Beyer, dal, ©. 21f. 

4) Es ift zuzugeben, daß das Neiche-Strafgefepgbuh „im Anſchluß an den 
voltsthümlichen Sprachgebrauch: Vorſatz, Abficht und Zwed nicht ſo ſcharf ſchei— 
det, wie ed in der theoretiſchen Darftellung zur Sonderung der Begriffe nöthig 
iſt“. Berner, Lehrbuch $. 93 N. 1a. E Die Sprachweiſe folgt der des 
Preuß. Strafgefegbuchs von 1851. An deifen Handhabung lehnen ſich Die oben 
weiter zu entwidelnden Anfichten über die ftrafrechtlihe Bedentung jener und 
damit verwandter Begriffe an. 
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$. 32. 
Vorfag. Behandlung in den Strafgefegbüdern. 


Literatur: J. Kittka, Beitrag 3. Erörterung d. Frage, ob es zweckmäßig 
jet, den Begriff des böſen VBorfages in Strafgeſetzbüchern feſtzuſtellen, Arc. 
d. Crim.R. N. F. 1835 ©. 2197. — Der fg. generelle Vorſatz mit Rück— 
ficht auf die Beitimmungen d. neueften Strafgefepgeb. Mittermaier dal. 
1841 ©.24f. — v. Zeiller, über den böfen Vorfag, nach öfterreich, Ge: 
fepb. über Verbrechen. Wien 1824. — I. Glaſer, Studien zum Entwurf 
des Deiterreichifchen Strafgefeges. Wien 1871. ©. 104f. 


Eine Begriffäbeftimmung des Vorjates !), eine Eintheilung ?) defjelben 
im allgemeinen Theil ift von den neueren Gefeßgebungen vermieden wor: 
den; auch von der deö Neiches. Der „Vorſatz“ wird in vielen Strafbeitim- 
mungen?) als ausdrücliches Erfordernif genannt; keineswegs beſchränkt ſich auf 


1) Neueitend im Grim.:Gelegb. f. Hamburg Art. 22 „Böfer Voriap. 
Mer ſich zu einer Handlung oder Unterlaffung, durch welche das Strafgeſetz 
übertreten wird, mit Abficht beftimmt, iſt als vorläglicher Verbrecher zu be: 
ftrafen“. Hannover Art. 41. Braunſchweig $ 27. Heffen:Darm: 
ftadt Art.58. Baden 8.97. „Jede den Strafgelepen zumwiberlaufende Hand— 
lung, zu welcher fi der Hanbelnde abſichtlich beſtimmt hat, und jeder ftrafbare 
Erfolg derjelben, worauf feine Abficht gerichtet war, wird ibm zum Vorfag zu: 
gerechnet*. Thüringen Art. 29. 

2) Befonders reichhaltig an Bemühungen, den Reichtbum des Vorfapbe: 
griffes in allgemeinen Gejegeäbeftimmungen darzulegen, iſt die Entftebungsge: 
ſchichte des Preuß. Strafgeiehb. von 1851. Bol. Goltdammer Materialien 
Bd. J. „Vorfag u. Fabrläffigfeit“. Entwurf von 1845 $. 40: Ein Verbreden 
ift ald ein vorfägliches anzufehen, nicht nur in dem Kalle, wenn ber Wille des 
Handelnden ausichlieglih auf den eingetretenen gefegwidrigen Erfolg gerichtet 
war (dolus directus), jondern aud dann, wenn der Handelnde diefen Erfolg 
als einen von mehreren mögliden Erfolgen bezwedte, (d. alternativus), felbft 
wenn er den einen oder den andern derſelben vorzugsweiſe bewirken wollte (d. 
eventualis); nicht minder ift das Verbrechen ald ein vorlägliches anzufeben, 
wenn der Mille des Dandelnden auf eine unbejtimmte Nechteverleßung gerichtet 
war, infofern Diefelbe nach dem allgemeinen oder dem Thäter befonders bekannten 
Laufe der Dinge von ber Gefahr des wirklich eingetretenen Erfolges begleitet 
war. (d. indeterminatus). 

Wegen Defterreichs f. Geyer, Erörterungen S. 22f. dolus indireetus. — 

3) S. Reichs Strafgefegb.: Landesverrath $.89—92. Wahlfälfchung $. 108. 
Sefangenenbefreiung $. 120. Verlegung der öffentlichen Ordnung in $. 183, 
136, 137, 141, 142. Eidbruch $. 162. Religionsfrewel 8. 167. Kindesunter: 
ichiebung $. 169. Zweikampf $. 207. Gefährdung des Lebens $. 211 — 221 
des Körpers 8. 228f. Freiheitsberaubung 8.239. Urk.Fälſchung zuflg. 8. 271. 
Briefbruch 8.299. Sachbeſchädigung 8.308 —305, gemeingefährliche Verbrechen 
$.306—308, 312 u. ſ. w. Amtsverbrechen $. 336, 340f., 345, 347f., 353, 357. 
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dieſe feine Wirkſamkeit. Das die Handlung bezeichnende Wort dient 
häufig dazu, ſtillſchweigend den Vorſatz ala Merkmal der That hinzuftellen. 

So pflegt neben Ausbrüden, welche Handlungen der Vorbereitung, 
des Verſuches, der Theilnahme anzeigen, des VBorfages nicht nod) 
Erwähnung zu geichehen: z. B. im Reichs = Strafgefegbuch neben anreizen, 
auffordern, verabreden, herausfordern; fuchen, verfuden, unternehmen; 
Theil nehmen, fich betheiligen!); — auch nicht neben Ausdrüden, welche 
Thätlihleiten in ſich ſchließen: Angriff, angreifen, ausſetzen, beibrin: 
gen, bei Seite ſchaffen, Beifchlaf, Ehebruch, Entführung, Verführung, Zu: 
führen®); — oder neben jolcyen, welche eine gefhäftlihe Thätigkeit 
mit ſich bringen: anwerben, bezeichnen, kaufen, veranjtalten®); — aud nicht 
neben folchen, welche bereits eine beitimmte Willensrihtung wieder: 
geben: befehligen, bilden, beichimpfen, gejtatten, mißbrauchen, hindern, 
ftören, vorſchützen, vorfpiegeln?). 

Wird die Anwendung einer befonderen, verwerflichen Form der Hand: 
lung verlangt, oder die Benutung eines Mittels, einer bejtimmt ges 
wählten Art des Verfahrens, jo bedarf es aleichfalld nicht mehr der Erwäh— 
nung des Borfates; jo wenn die Strafthat durd Gewalt, Drohung, Lılt, 


4) ©. Reichs» Strafgeleßb.: $. 112, 130, 210; — 85, 110-112; — 
201—204; — 81—83, S6, 105, 122, 140, 159, 214; — 115f., 124f., 128f., 
227. — „Unternehmen“ des Umfabrens einer Ghauffeebebeftelle, Strafbarfeit nur 
bei obwaltender Abficht, der Zablung des Chauffeegeldes fib zu entziehen. Erf. 
Ob.Trib. 3. Berlin v. 7. April 1862 Oppenb. Nechtipr. 2, 338; auch 9, 107; 
10, 26; 11, 107. 

5) Neidyg : Strafgeießb. $. 113, 117f., 122, 227, 367 10; — 221; — 219; 
— 281f. 288, 367 1; — $. 173, 175; — 172; — B5f.; 182; — (90) 141. 
$. 367 enthält Uebertretungen! — | 

6) Reichs : Strafgefeßb. $. 84, 141; — 237, 351; — 109, 259, 370 3, 
— 286. 

7) Reichs-Strafgeſetzb. $. 127; — 166, 168, 189; — 285; 354f.; — 34, 
176 f.; 339; — 167, 315; — 126; — 138, 144, 263. Mehr als Vorfag, ein 
Handeln wider befleres Wiſſen wird im Ausdrud „Vorſchützen“ gefunden 
8.138. ©. zu $. 109 des Preuß. Strafgeiegb. Bejeler, Gommentar ©. 275. 
„Amtsmißbrauch“ will Meyer, Reichs-Strafgeſetzb. Nr. 3 zu $. 339 auch bei 
fahrläffiger Ueberfchreitung der Grenzen der Amtägewalt ald Griminalvergeben 
behandeln. Gemeint fein kann nicht Rabrläffigteit im Sinne des Reichs-Straf— 
gefegb.: Unachtſamkeit auf die Folgen von Handlungen. Rechtsirrthum würde 
das Bewußtſein der Widerrechtlichfeit ausichließen. Es kann fih nur um Bälle 
der Gleichgültigkeit gegen Amtsvorſchriften handeln: um mangelhafte Prüfung 
des Rechtspunkts; diefe aber Ändert an dem bier erforderlichen Vorſatz nichts, 
fällt vielmehr unter den Gefichtspunft der Uebereifung oder auch des bedingten 
Vorjaßes. Bol. zu 8. 339 Oppenhoff N. 8 Rüdorff M. 3 
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oder „dadurch“ begangen fein joll, dag Irrthum erregt, oder benußt wor: 
den®) u. dgl. mı. 

Gewalt und Drohung insbefondere durchziehen in diefer Meife das 
ganze Strafgebiet: Gefährdung der Ausübung ſtaatsbürgerlicher Nechte Reiche: 
Strafgefegbuh $- 105—107, der Staatägewalt $. 113— 119, der Frei- 
beit der Neligionsübung $. 167, der Sittlichfeit $. 176— 178, der perfön- 
lichen ‚freiheit $. 234— 236, 240, des Cigenthums $. 249- 255; — Gemalt 
fällt ferner in Betracht bei Hochverrath $. 81, Meuterei $. 122, Gefähr: 
dung der öffentlichen Ordnung $. 124, 125, Bedrohung: ebenhiebei $. 126, 
beim Zweikampf $. 210, dem Amtsmißbrauch $. 339, der Bettelei $. 362. 

Vielfach verbindet jih in den Vorfchriften die Kennzeichnung des Vor- 
ſatzes ſowohl durch das Zeitwort, dad die Handlung angiebt, ald auch durd) 
das Mittel oder die Art des Verfahrens. UWeberall bleibt die Möglichkeit 
bedingten Borfates nicht ausgejchlofien. Insbeſondere kann das Vor: 
jtellen bezüglich fonftiger Merkmale der Strafthat jehr wohl einen bedingten - 
Character an ji tragen: fo würde die Bedrohung mit einer „ſtrafbaren 
Handlung‘ ihre Bedeutung nicht verlieren, wenn der Thäter noch gezwei- 
felt hätte, ob mehr als die Drohung unerlaubter Eigenmacht in feinen 
Morten zu finden fein werde.) Bildung eines bewaffneten Haufens zum 
Schuß gegen eine, die Gegend beunruhigende Diebsbande wäre wohl in 
der Hegel ftraflos, zum Schuß eines an ſich erlaubten Schmuggeltransports 
ftrafbar; nicht anders aber bei Jurüftung zum erjten, mit dem Sintergedan- 
fen an den zweiten, demnächſt wirkſam verfolgten Zwed. Alles Auffor: 
dern, Anreizen, Anjtiften, Verabreden kann ſehr wohl in bedingter Weiſe 
und mit bedingtem Vorſatz zu Stande fommen; ebenfo wie das Beleidigen 
und Verleumben. — 

8) Die Redewendung mit „durch“ erſcheint ſehr häufig; ſ. z. B. Reichs— 
Strafgeſetzb. (abgeſehen von Gewalt und Drohung) $. 129, 131, 140, 150, 
170, 179, 180, 185 (mittels) 189, 243, 263, 269, 282 2, 339. 

Eie kommt allerdings auch da vor, wo es fih um umabfichtliche Wir: 
fungen ſolcher Thätigkeiten handelt, Die an fich nicht oder im geringerem 
Grade ftraffällig find, dies aber in weiterem Umfange werden wegen der aus 
den Folgen erſichtlichen Leichtfertigfeit in der Ausführung; |. 3. B. &. 283 ı 
einf. Banferutt $. 226}. Wirkungen von Körperverlrgung und Schlägerei. — 
Ueber den Begriff der Gewalt f. Heffter, Arhiv des Crim.R. N. 8. 1855 
©. 526. 

9 „Stimmen Sie nit, wie ih will, fo gebraude ich mein Hausrecht, 
und fege alle Ihre Sachen aus der Wohnung.” S. zweifelbafte Drobfälle andrer 
Art bei Dppenboff, Reihs:Strafgeiepb. $. 106 N. 6—8. 
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$. 33. 
Borfaß und Neberlegung. 


Literatur: Die Specialliteratur ſchließt fih an die Unterfcheidung von Mord 
und Todtſchlag an, worauf verwielen werden nu. — Crläuterungen 
an Rechtsfällen von Schwarze im Gerichtsſaal XL. 321F., XII. 481f., 
XV. 229f., 442f. — Die Beitimmungen d. deutſchen Strafgefegbücher über 
Mord u. Todtichlag v. Sohn in v. Holtzendorff's Strafrechtözeitung 1866 
©. 321f., 3697, 417j. 


Die Ueberlegung hat es mit der Entſtehungsgeſchichte des Vorſatzes zu 
thun, mit jeiner Entwidelung bis hinein in den Augenblid der That. Der 
Gegenſatz liegt in der Uebereilung. Um die Art der Bildung des Ent: 
ichluffes zur Ausführung handelt es fih. Ob der vorgängige Be: 
ſchluß, das Verbrechen zu begehen, ob die ihm voraußliegende Berathung, 
welche auf den Weg der verbrecherifhen Gelüfte trieb, lange vorher ftatt: 
gehabt, oder ob fie ſich unmittelbar in die Zeit vor der That zufammen- 
drängen, kann für die Beweisfrage von Bedeutung werden, nicht für das 
Wejen der Ueberlegung !). Nicht minder fönnen in diefer Richtung die zur 
Ausführung angewendeten Mittel Erheblichkeit gewinnen; zumal wenn fie 
erit erzeugt wirden mußten, wie Gifte; aber aus dem Umftande, daß unter 
mehreren Mitteln eine Wahl getroffen worden, läßt fich keineswegs ohne 
Weiteres fliegen, daß mit Ueberlegung gehandelt worden?). Auch das 
übereilte Handeln ſchließt folche in fich; ſowie das überlegte Beginnen regel: 
mäßig doch noch Spuren von Hebereilung?) zur Erfcheinung bringt. Die 





1) Der Schüge, der Chemiker bedarf einer weit kürzeren Zeit der Ueber: 
legung zur Ausführung eines Schuffes, einer Vergiftung als Andre, Die Feſt— 
jtellung eines Mindeſtmaßes von Zeit ericheint willfürtich und wertblos: eine 
halbe Minute nach der Praris in Amerika zufolge Rüdorff, Reiche: Strafgefegb. 
S. 345 a. E. — Keine Ueberlegung obne Vorſaß: Es wäre ein Widerſpruch, diefen 
zu verneinen, jene zu bejahen. Sie „qualificirt den Vorſatz in der Weiſe, daß 
diefer aus ihr hervorgegangen oder durch fie befeitigt worden ift“. Oppen— 
hoff Reichs-Strafgeſetzb. Note 5 zu $. 211. — Köſthin, Syſtem $.59: „pro- 
positum, praemeditatio, vorbedachter dolus“, Derjelbe weit in Note2 darauf 
bin, daß die von ihm entwidelten Gegenjüge, angeſchleſſen an: „Worfag und 
Zufall”, von guten Handlungen ebenfo gelten, wie von böfen. 

2) Eben auch das Greifen nach Arſenik (Gifttodtichlag), das Herausſuchen 
der geichliffenen aus den ungeicliffenen Klingen, der geladenen aus den unge 
ladenen Büchſen kann auf Mebereilung beruben, auf der lodernden Glut ded 
Zorned, welder das Gewiflen blendet, aber nicht das Auge. Anders bei ver 
abredeter Verbindung zu „rechtswidriger“ Rörperverlegung, oder bei nächtlichem 
Aufpafien Bayr. Etrafgelegb. 1861 Art. 234 8. 

3) ©. Entſch. d. 8. Ob.Appell⸗Ger. Dresden bei Schwarze, Allg. 

U. 
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Trübung des Rechtsbewußtſeins, und die daraus erfichtliche größere 
oder geringere Befähigung des Willens zur Zeit der That, das Rechts— 
widrige zu meiden und das Nechtmäßige zu thun, ift es, auf welche allein 
es anlommt. So kann es ich ereignen, daß längäher vorbereitete, aber 
unter ſtetem Gewiſſenskampf zurüdgedrüdte verbrecheriſche Entſchlüſſe in 
einer, die hier geforderte Ueberlegung ausſchließenden Weiſe ausgeführt 
werden. 

Der Unterſchied der Willensrichtung im einfachen Vorſatz und dem 
überlegten Vorſatz gelangt in den Geſetzbüchern zwar nur bei Mord und 
Todtſchlag, theilweiſe bei der Körperverletzung zu grundſätzlicher Anerfen: 
nung; allein er durchzieht das ganze Verbrechensgebiet, und kommt in der 
Praxis im Uebrigen häufig in der Geſtalt mildernder Umſtände oder be— 
fonderer Strafzumeſſungsgründe zur Geltung): fo beim Gelegenheitsdieb— 
jtahl, der Unterfchlagung gefundener Saden, felbit der Wechjelfälfchung 
und Aehnlichem. 





Sächſ. Ser. Zeitg. 10 S. 1197. Die dem Vorſatz und der Abfiht vorangebende, 
berathende und beichliefende Denftbätigkeit äußert fih entweder „ald eine von 
fremden Einflüffen unabhängige verfländige Neflerion, ald Vorbedacht praeme- 
ditatio, oder — als. eine natürlich bedingte und beitimmte in der Form der 
aufgeregten Empfindung, des Affectes, impetus”. Hälſchner, Syſtem $. 35. 
Die Erörterung der Etrafrechtefälle im Gerichteleben führt zu der Ueberzeu— 
gung, dal das „entweder — oder" ſchwer haltbare Grenzen zieht. Es gehört 
zu den größten Seltenheiten, daß wohlüberlegte Verbrechen obne Aufregung 
jur Vollendung gebracht werden. Bol. Berner, Lehrbuch $. 94 a. E. Es 
„bört die mit Beſonnenheit beſchloſſene That nicht auf, eine prämeditirte zu 
fein, wenn der Affect erfi nad begonnener Ausführung und im Verlaufe 
derielben eintritt.“ 

4) Der Ucbereilung, oder allgemeiner des Affeets, des impetus, den 
Köftlin, Syſtem $. 72 als Mittelitufe zwiichen dolus und culpa binjtellt, ge: 
fchieht in den Gejegbüchern felten befondere Erwähnung; neuerdings ald einer 
Art der „mildernden Umftände”. Anreiz zum Zorn, der auf der Stelle zur 
That — Todtichlag — hinreißt. Reichs-Strafgeſetzb. $.213, 225. Diezu Preuß. 
Strafgeſetzb. $. 177, 196. 

Koch, instit. jur. erim. $.455f. (1758 f.) bat den erften Anftoh zur ſchär— 
feren Untericheidung zwiſchen animus deliberatus und impetus gegeben, für 
welche legte Willensbeitimmung (Affect) Ofenbrüggen das alemanniiche Straf: 
recht ©. 133 auf den aftdeutichen Ausdrud „Haſtemod“ verweilt. Geyer, 
Erörterungen ©. 7. 

Nechtsgeihhichtlich wichtiger ald das römische Necht (Cicero. orat. part. 12. 
Hadrianus nah L. 6 $. 7 D. de re mil. 49, 16. L. 1 $. 3 D. ad leg. Corn. 
de sic. 48, 8. D. Pius (qui uxorem deprehensam in adulterio oceidit) L. 383 
$. 8 D. ad legem Jul. adult. 48, 5. L. 18.5 D. 48, 8. Ulpianus ]. 7 pr. 
D, depositi 16, 3. Marcianus 1. 11 $. 2 D. de poenis 48, 19 delinquitur 
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8. 34. 
Vorſatz und Abfiht. — Böswilligkeit. 


Literatur: N. v. Wie, Ueber Vorſatz und Abfiht Noftod 1866. — Herr: 
mann, über Abſicht uud Vorfag und über unbeftimmte u. indirecte Abficht 
insbefondere Arch. d. Erim-R. N. F. 1856 ©. ıf., 441f. — Die Unter: 
fcheidung von Vorſatz und Abficht von Ortloff, Gerichtafaal 16 ©. 70f. 
107f. — Geßler, dal. 12 ©. 369. 


Der Vorſatz hat es mit der Handlung oder Unterlaffung ſchlechthin zu 
thun, die ihn näher bejtimmende Abfiht mit der, dadurch herbeizus 
führenden befondern Rechtsveränderung oder Nedtsbeeinträd: 
tigung. Wird in diefer Richtung die Abficht durch einen Rechtsirr— 
thum beherrſcht, jo tritt Straflofigleit ein. Nicht jo bei bloßen, von thats 
fählihen Zweifeln unabhängigen Rechtsbedenken. 

Wer troß ihrer zu Unrecht handelt, willigt nicht nur im Voraus in 
einen rechtswidrigen Erfolg ein!) (dolus indeterminatus), fondern begeht 
die That mit der Abficht, ein unter Strafſchutz ftehendes Necht zu verlehen 
auf den Fall, daß ihm dies wirklich entgegenstehen follte. Vorausgeſetzt 
wird nicht mehr als die, im Wege der gewöhnlichen Lebenserfahrung ?) 


aut proposito aut impetu aut casu) ift — der Bambg folgend — die Carol, 
in Art. 137 „gebent und zorn“. Hälſchner, Syſtem Anm. 2 zu $. 35. 

1) Die Abſicht am fich erheiicht nicht die Richtung des Willens auf einen 
über die Vollendung der That hinausreichenden Erfolg. Vgl. Bekker, Theorie 
©. 2%. Sie enthält nicht das Wollen des Erfolges als untericheidendes 
Moment vom Vorſatze als einem bloßen Wiſſen des Erfolges dal. $. 2. — 
Daß „die Abſicht ih auf den Erfolg, der Vorſatz auf die Thätigkeit be 
zieht, durch welche die Abficht ihre Verwirklichung finden ſoll“ Hälſchner, 
Syſtem $.32 kann — auch nadı dem Inhalt des Preuß. Strafgeiegb. — nit 
zugegeben werden. — Die Ablicht als „Wiſſen des Gewollten”, den Vorſatz als 
„Wollen des Gewußten“ aufzufaffen (Herrmann) führt ebenfo wenig jur Orien: 
tirung innerhalb der Gejeggebung, ald die theoretiih grundfegende Ausführung 
von Berner, (Theilnahme S.66F.), daß die Abfiht den allgemeinen Ge 
danfen bezeichne, den der Handelnde in Objectivitit fepen will, der Vorſatz 
dagegen die Richtung des Willens auf den einzelnen Punkt, welcher dur die 
Willenstbätigfeit den Anftoß erhalten muß. — Derfelbe, Lehrb. $. 93, erör⸗ 
tert die Entftebung des Dolus — Fortgang von Zwed zur Abficht, von dieſer 
zum Vorjag — fowie die Verwirklichung des Dolus, bei weldyer der Bor» 
fag Die Außenwelt angreift, den von der Abſicht gewollten Erfolg verwirklicht, 
und damit die Befriedigung dem Thäter bereitet, Die ald Zmed die Bewegung 
des Willens hervorgerufen bat, um in ihm auch ihren Abſchluß zu finden. 

2) Daber die häufige Betonung innerhalb der Rechtſprechung, daß bie 
Strafbarkeit nicht bedingt fei Durch die Abſicht, ein Geſetz zu verlegen, insbe: 
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gewonnene Rechtskenntniß. Gleichwohl kommt der Ausdrud vornemlich 
in folden Strafvorjchriften vor, bei deren Anwendung regelmäßig auf ein: 
zelne Geſetze im Gebiete des Civilrechts (Entftehung, Uebergang, Schuß 
des Eigenthums und andrer Rechte) oder des öffentlichen Rechts 
zurüdgegangen werden muß, um die Befugnifje und Verpflichtungen des 
Einzelnen für den einzelnen all zur klaren Abgrenzung zu bringen. 

Die Abficht ericheint in den Bejtimmungen des Reichs: Strafgefeß- 
buches bald als das ganze Gebiet des Vorſatzes beherrfchend, bald als in 
einer bejtimmten Richtung wirkfam. 

Stets eine abjichtlihe Strafthat ftellt der Werfud dar. Die Bedeu: 
tung der Abjicht tritt in denjenigen, vorwiegend dem Schub von Vermögens: 
echten gewidmeten Borjchriften am allgemeinften zu Tage, welche eine 
„rehtswidrige Abſicht“s) zum Thatbeftande zählen; oder doch die 
Abſicht „rehtsmwidriger Zueignung”*); oder endlid die Abſicht 


fondere Steuergejepe zu umgehen, Die Steuer zu hinterziehen. Bgl. Erf. Ober: 
Trib. Berlin 21. Octbr. 1863 Oppenh. Redtfpr. 4, 122. Erf, 8. März 1867 
daf. 8, 159, auch 7, 497 u. 10, 23. Darauf fommt aub die Verneinung bed 
„‚Ipeciellen animus injuriandi” hinaus, ſ. Erf. Ober : Trib. Berlin 14. Juli 
1870 Oppenh. Redtipr. I1, 423, fowie die bei vielen Vergehen oft wieder: 
fehrende Redewendung: daß zum Dolus das Bewußtſein der That genüge, ins: 
befondere alfo das Bewußtſein der Gefepwidrigkeit nicht erforderlich fei. ©. 
auch Erf, Ober:Apvellationsger. Berlin 23. April 1869 Oppenh. Rechtſpr. 10, 
270. 322. 

| 3) Einfache Urkundenfälihung $. 267. Befißentwendung — furtum pos- 
sessionis $. 289. Kür das leptgedachte Vergehen ift im Auſchluß an $. 271 
des Preuß. Etrafgeiebb. angenommen, daß die rechtswidrige Abſicht unzweifele 
baft das Bewußtiein der formellen DVerlepung des fremden Pfand: oder fon: 
ftigen Befigrechtes in fich ſchließe; ftreitig blieb, ob audı Das Bewußtſein einer 
Gefährdung des fremden materiellen Rechts erforderlih? Allein die Gefähr— 
dung des materiellen Nechtes liegt in der Handlung. Das Bewußtfein dieſer 
umfaßt das Bewuhtjein jener, gleichviel ob verbunden mit der Kenntniß vom 
Vorhandenſein anderweitiger Dedungsmittel, oder im Gegentheil mit dem Zweck 
der Gewinnſucht. Eigenmacht genügt bier. Daß Gewinnſucht als Zwed nicht 
ohne Weitered aus dem Titel des 25. Abſchnilts „rafbarer Eigennutz“ zu ent» 
nehmen, erhellt aus ihrer befondern Hervorhebung in $. 301, 302. Bgl. Goft: 
dbammer, Materialien zum Preuß. Strafgeſetzb. $. 271 Bd. 2 ©. 617. Erf, 
db. Ob.Trib. v. 24. Nov. 1858 Goltd. Arch. 7 ©. 116; abweichend v. 26. April 
1852 dal. 1 ©. 255 u. v. 2. Octbr. 1857 bei Oppenhoff, Preuß. Strafge: 
fegb. zu $. 271. Reiche: Strafgefeßb. $. 289. N. 8. 9. 

4) Diebitabl, Raub 8. 242, 249. Bekanntlich wurde bier von der Preuß. 
Spruchpraxis vielfach ein gewinnfüchtiger Zwed ftilihweigend voraudgefegt. Der 
erite Entwurf wollte ihn ausdrüdfich ausgeſprochen ſehen: als Abficht, durch 
die Zueignung fich oder einem Andern Gewinn zu verichaffen. Die Zweckbe⸗ 
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der Benachtheiligung oder Webervortheilung?). Aus Gebieten 
des Öffentlichen Rechtes find hervorzuheben: die Abficht, der Wehrpflicht, 
der Münzhoheit, der Geredhtigfeitspflege zuwider zu handeln; 
hieneben aud die, einen Zweikampf?) hervorzurufen. 

Als erfchwerender Umftand — aber in zwei felten vorfommenden 
Straffällen?) auch als Erfordernif des Thatbeitandes — kommt die Abficht 


ftimmung ift fpäter weggelaffen. Dadurch ift die Abficht wieder in eine Mare 
Beziehung zu der Rechtsveränderung im Eigenthunt getreten. 

Das K. Preuß. Ober: Appellationdger. und mittelft Plen.» Beil. dad K. 
Ober: Trib. hatten fih in dem Sage neuerdings vereinigt: 

Zum Thatbeftande des Diebftahld gehört nicht eine, über die Abficht der 

rechtäwidrigen Zueignung binausgebende gewinnfüchtige Abficht. 
Erf. ded Ober » Appellationsger. v. 6. Jan. 1869. Plen. : Erf. d, Ober » Trib, 
3. Zuli 2869 Oppenboff Rechtſpr. Bd. 10 ©. 5, 484. Bol. die geminnfüchtige 
Abfiht beim Diebftahl, Goltdammer Ardiv 15 ©. 809f. dal. KR. Loyke, 
©. 740. Kerner Br. 17 ©. 548, — Hälſchner, Syſtem II. ©. 437f. 
Berner, Pehrb. 8 IHN. 1. Ullmann, Weber den Dolns beim Diebftahl. 
Mannheim 1870, bei. S. 58 F. 

Würden die Begriffe der Abfiht und des Zwedes in ben 
Strafgelegbühern beftimmter auseinander gebalten, fo müßte 
davon ausgegangen werden, dab die Abficht rechtswidriger Zueignung nicht ab» 
bängig ift von dem Vorbandenfein eines gewinnfüchtigen Zwecks. Diefer reicht 
weiter als jene; er hat ed mit den Rolgen der Wegnahme zu thun. Der Kern 
der Etrafbarkeit ruht bereits auf der Verlegung fremden Eigenthums. — Die 
Streitfälle, fo zahlreich fie fein mögen, löſen ſich durchgängig in die Beweis: 
frage auf: ob aus dem Zwed der That erfihtlich, daß der Angeflagte 
aus Rechteirrtbum fich zu derielben befugt erachtet habe. Dies gilt au für 
die Fälle, in denen die Abficht nicht auf unentgeltliche Zueignung gerichtet 
oder beichränft geblichen. Bol. die Gafuiftif bei Oppenhoff Reichs-Straf— 
gefegb. Note 43—53 zu $. 242. 

Gleiches gilt für Unterichlagung — 3. B. gefundener Sachen, vgl. Erf. 
Ober: Trib. Berlin v. 26. Octbr. 1869 Oppenh. Rechtſpr. 10, 112. 

5) Betrug $. 263, 265. Untreue 266 1. Banferutt $. 281. Vermögens: 
befeitigung vor Zwangsvollitrefung $. 288. Ueberall hier gebt die Willensrich— 
tung über die Abſicht noch binaus auf Zwede, auf äußere Erfolge. Der Ge: 
brauch des Ausdruds „Abficht” zeigt an, das dad Bewußtſein der Unredt: 
mäßigkfeit dieſer gewünfcten Erfolge obgewaltet baben muß. Durd 
auddrüdlihe Erwähnung der Nechtewidrigfeit ift Died beim Betruge in $. 263 
gegenüber $. 241 des Preuß. Etrafgefegb. erkennbar gemacht. 

6) Abficht $. 143 ſich der Erfüllung der Wehrpflicht zu entziehen; $. 146 
faliches Geld ald echtes zu gebrauchen u. ſ. w.; $. 346 Jemanden der geſetzlichen 
Strafe rechtswidrig zu entziehen; 8. 210 abfichtliches Anreizen zum Zweilampf, 
alfo zur Beichreitung eines gelegwidrigen Weges behufs Ausgleichung eines Eh— 
renhandels oder fonftigen perlönliben Streited z. B. über die Geſchicklichkeit 
im Fechten. Val. Goltdammer, Mat. 3. Preuß. Strafgelepb. 2, 353. 

7) Ausbeutung des Leichtſinns Minderjähriger $. 301, 302. 
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hauptfächlich in der Geftalt der widerrechtlichen Gewinnjfudht®) zur Gel: 
tung, auch als Abficht widerrechtlich zu beſchädigen — im Vermögen, wie 
an Leib oder Leben?). Bei der Entführung $. 235 dagegen tritt fie (aus 
ftgliftifcher Veranlaffung) auf in der Richtung. auf die Erreihung eines be- 
ftimmten Zwedes, in gleicher Weife ald Strafmilderungsgrund bei der vor: 
fäglichen Ueberfhwenmung zum Schutz des eignen Beſitzes $. 313. 

Dem Begriffe der Abjicht unterzuordnen bleibt ein Ausdruck, welcher 
ehevem eine größere Rolle in der Gefegebung!) fpielte und fich der mo: 
ralifchen Seite des Vorſatzes zuneigt: der Ausdrud: bösmwillig, aud 
boshaft. Er bezeichnet nicht bloß das Bewußtfein des Unrechts, ſondern 
gleichzeitig die frevelhafte Luft an Störungen der öffentlichen Ordnung und 
guten Sitte. Seine Anmwendung findet er nur bei einigen Straffällen, 
Reichs⸗Strafgeſetzbuch $. 134, 135 und 36013, welche ein fchlimmes Beis 
fpiel, oder Aergerniß und Aufregung zu gewähren pflegen, indeß verhältnif- 
mäßig felten vorfommen. 


8. 35. 
Vorfah und Zwed. 


Der Vorſatz hat feine nächte Beziehung zur Thätigkeit, die Abficht zur 
NRechtöveränderung, der Zmwed zur Beränderung im äußerliden 
Bebiet der Erfheinungen: mögen fie auf eine Verbefferung in ber 
äußeren Lage des Thäters abzielen oder auf Störung, auf Unterwerfung 
des Willens Anderer, bis hinauf zur Umgeftaltung aller ftaatlichen oder 
gefellfchaftlihen Ordnung. Vielfach fpielen hier Nechtöveränderungen un- 
vermeidlich mit; und infofern liegen auch diefe im Umkreis des Zweckes; 


8) Vernichtung amtliber Urkunden $. 133. Kindesunterfchiebung 8. 169. 
Untreue 8. 266. Urfundenfälihung $. 268, 272f., 349. Bei der „gewinnſüch— 
tigen Abſicht“ in 8.133, 169 handelt es fih nah Meyer, Reichs: Strafgefepb. 
baf. nur um rechtswidrige VBermögenevortheife, wie in $. 263, 266, 268. U. M., 
dem weitergehenden Zwed der Vorſchriften entfprechend Oppenhoff, Rü— 
dorff zu 8.133. Vernichtung von Beweisftüden in einer Unterfuchung; Unter: 
ſchiebung eines Kindes, um den angebliben Schwängerer zur Ehe zu beftim: 
men. Val Goltd. Arch. 7, 387; II. 265. 

9) Urkundenfälſchung 8.268, 272f., 349. Schwere Köperverlegung $. 225. 
Zweilampf $. 202, Abficht ein Menſchenleben zu zeritören, 206. Schwerer Haus: 
friedenebrud $. 124. — Bol. Bayr. Strafgelegb. 1861 Art. 101 (Hochverratb), 
156, 168, 182, 

10) Zu einem Verbrechen wird nah Deiterr. Strafgeſetzb. „böler Vorſatz“ 
erfordert —, deſſen Definition „ein fruchtbarer Anlaß zu Gontroverfen geworden 
ift”. Geyer, Erörterungen ©, 1. 
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inſofern auch kann hier Rechtsirrthum in's Gewicht fallen. Im Uebrigen 
iſt der Begriff des Zweckes rein thatſächlicher Natur. 

Ausdrücklich gedacht iſt deſſelben im Reichs-Strafgeſetzbuch — abge— 
ſehen von dem Zweck, welcher in ſtrafbaren Verbindungen!) verfolgt 
wird —, bei den Verbrechen der Einführung falfher Münzen vom Aus: 
lande her, bei der Vorbereitung von Münzverbrechen, bei Entführung 
zu unfittlihen Zwecken, endlih bei der Urfundenfälfhung, aud als 
Uebertretung?). 

Nichts Anderes als eine Zwedbeitimmung aber wird vielfach dadurch 
dem Ihatbeitande eingereiht, daß gejagt wird, „wozu, die Handlung ge: 
dient haben müſſe, oder das in einem, mit „um“ eingeleiteten Nebenfate 
ihr Endziel gefeßt und befchrieben wird. Insbeſondere die letzte diefer bei: 
den Ausdrudsformen — von Schwarze Commentar 3. Bundes:Strafgefeg- 
buch ©. 16 als Characterifirung der Abficht gedeutet — fommt häufig 
vor, jo beim Zandesverrath $. 87, der Verunglimpfung von 
Staatseinrihtungen $. 131, Münzfälfhung $. 146, Tödtung zur 
Befeitigung von Sinderniffen eines Verbrechens (i. w. ©.) $. 214, Ber: 
giftung $. 229, Entführung $. 234, 236, 237, Erprejfung $. 253, 
Mißbrauch falſcher Zeugnifje 5. 279, Beitehung $. 333, Erpreffung 
von Geſtändniſſen $. 343, Futterentwendung $. 3706, „feines Vor— 
theil3 wegen” in $. 258 als Steigerung der Begünftigung zur Sehlereit). 


1) „Dafein, Berfaffung, Zweck“ $.128 „Zwede oder Beihäftigungen” von 
Verbindungen 8. 129. 

2) Zwed: der Verbreitung von Münzen, „eines Münzverbrechens“, „uns 
fittliche Zwede oder Beibäftigungen“ ; Zwede des „bijferen Fortkommens“ $. 147, 
151, 2385, 363. Cs bedarf nicht der „Feſtſtellung“ einer betrügeriſchen „Abſicht'““ 
in $. 147. Oppenh. Strafgefepb. daf. Note 8. — Zwed rechtswidriger Täus 
ſchung. Bayr. Strafgefepb. 1861 Art. 176f. Zweck der Täuſchung Reiche: 
Strafgeſetzb. 8. 267f. 

3) „Zur Vorbereitung eined Hochverralhs““ — Werbungen, Amtsmißbrauch 
u. dgl. $. 84. Auffordern, Nöthigen, Verleiten, Beftimmen, Sich verbinden 
„au ... F. 85, 105, 176, 179, 243 6, 333. Der Zwed erſcheint als 
Strafausichließungsgruud in $.193: Aeuberungen, gemacht „ur“ — d. 5. 
zum Zwed der Ausführung von Rechtsanſprüchen u. ſ. w.; allo in der Hoff: 
nung des gewünjchten Erfolges, gleichviel ob diefe Hoffnung auf Rechtsirrthum 
berubte, auf Rechtsbedenken, auf leichtfertiger Verachtung derjelben, oder auf be: 
gründeten Rechtsanfichten. — Zwed von Zufammenrottungen Bayr. Strafgelepb. 
1861 Art. 109. 

4) Aehnlich praedae causa, furti faciendi causa, lucri faciendi causa, 
nocendi causa u. dal. L.28 $. 12 D.48, 19. L. 1, 3 D.48,8. L.1 8.2, 3. 
L. 56 $. 2 D. 47, 2. animus luerandi, fraudandi, furandi, oceidendi L. 25 
8. 2, 33, 44 &.5D.47,2. L.1D.48,8 L. 10. 9, 16. Auch ce. 5,6 X, 
de homicidio 5, 12. — 
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Der Zwed muß beftimmt gewußt und gewollt werben, obſchon nicht 
rothwendig in einfacher Geſtalt, vielmehr auch in wahlmweifer Verbin: 
dung verfchiedener Endziele. Unzucht oder Ehe, Vortheile für den Thäter 
ober einen Dritten u. dal. m. Auch die Verbindung ftraflofer und ftraf: 
barer Endziele bleibt denkbar: Einführung falfhen ausländifchen Gelves, 
um es Belannten zu zeigen, body mit dem Sintergedanfen es bei etwaiger 
guter Gelegenheit zur Verbreitung zu benutzen; Wechſelfälſchung ala Probe 
der Gefchielichkeit,; doc auch je nach den Umftänden zur Täuſchung und 
Verwerthung. (dolus alternativus; dolus eventnalis.) Untauglide Mit: 
tel, ungeeignete Gegenftände führen zur Straflofigfeit; doch gehört das 
Nähere in die Lehre vom Verſuch. 

Wie die Einheit der Abficht für das fortgefehte, einheitliche Rechts— 
beeinträchtigung durch verfchiedene vollendete wie verfuchte Handlungen — 
fo bildet die Einheit des Zmedes den inneren Träger) für dad gewerbs— 


Die wiffenichaftlie Behandlung des „Zweds bes Verbrechens‘, der „ma: 
teriellen Abficht” Köftlin, Syſtem 8.78. Hälſchner, Syſtem $. 99 — 107, 
bat im Anſchluß an die Würdigung des Motivs eine anfcheinend zu abitracte 
Richtung eingefchlagen. Richtig ift, daß Zwei und Motiv niemals die Kraft 
haben fönnen, eine im Uebrigen nab dem Strafgefepg vorhandene Schuld 
zu tilgen; ebenfo daß beide eine höchſt mannigfaltige Abftufung der Schuld 
zu begründen geeignet find. 

5) An einer folhen inneren Verbindung fehlt es beim bloßen wieder: 
holten, fowie bei dem rüdfälligen Vergeben. Sich etwas „zum Geſchäft 
machen”, $. 144 des Reihe: Etrafgefepb. Fann man, ohne zu einer Mehrheit von 
Hantlungen zu gelangen. Gewerbs mäßigkeit dagegen fept eine folhe Mehrheit 
vorans, mag der Beweis aub hauptſächlich auf eine einzelne Handlung geitügt, 
und daraus auf andere geichloffen werden. Reichs-Strafgeſetzb. $. 260, 294, 361 6. 
Dies gilt auch für die Gewohnheitsmäßigkeit daf. $. 150, 180, 260. Bergl. 
Erf, Ober: Trib. Berlin 8. Septbr. 1870 Oppenh. Rectipr. 11, 440. Wäh: 
rend jene auf Erwerb als den Hauptzwed des Handelns gerichtet, beichräntt ſich 
bei diefer der Zwed auf Die Herbeiführung oder Benupung günftiger Gelegen- 
heit zur Förderung von Unternehmungen, welche die Verkehrsficherheit, die Sitt- 
lichkeit, das Eigenthum und ähnliche Güter gefährden. crime collectif; del. 
collectirum im Gegenfaß zum continuatum, al. Heffter, Lehrbuch $. 77 
Köftlin, Syitem S. 540f. John, Goltd. Ard. 3, 620f. Derfelbe, Die 
Lehre vom fortgefepten Verbrechen u. 1. w. Berlin 1860. Das gewobnheits: 
mäßige, ſowie das „zuftändfih gewordene”, geichäftse, gewerbs:, indbefondere 
bandenmäßige Verbrechen bat Hälſchner, Syſtem $.108—112 unter dem all« 
gemeinen Gefichtöpunft der geftelgerten „Macht des Böſen“ behandelt. Die 
Geſetzgebung, namentlih die des Neiches, gebt von engeren Geſichtspunkten 
aus. Dielen trägt Rechnnng: Dochow: Zur Lehre von dem gewerbs- und ge: 
wohnbeitömäßigen Verbrechen, Jena 1871. Aus dem, in Anlehnung an dad 
Handelögefepbuch und das Gewerberebt gewonnenen Begriff des Gewerbes „ald 
einer fortgeſetzten auf Erlangung eines Gewinnes gerichteten Beichäftigung“ 
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mäßige Verbrechen, — einheitlicher Erwerb, gefucht durch verfchiebene 
Handlungen von ftrafrehtlich gleicher Bedeutung. 

Für das gemwohnbeitämäßige Verbrechen dagegen genügt die gleich: 
mäßige Wiederkehr des, eben hiedurch aller Gewiſſensbedenken enthobenen 
Porfages. Näheres in Abtheilung IX. 


8. 36. 
Vorfak und Wiffen um Thatfaden 
a. der Gegenwart. 


Fordert das Geſetz Wiffen fchlechthin, fo fordert es damit auch Vor: 
fat für die Begehung der Handlung; denn alödann hat jenes die Bedeu— 
tung der Kenntnig von alle demjenigen, was nad der Strafvorfchrift ala 
Merkmal des Thatbeitandes in Betracht fällt, und als Vorbedingung der 
Strafbarkeit erfcheint. 

In diefem Sinne erfcheint das Wiffen im Reichs » Strafgefegbuch bei: 
ſpielsweiſe bei der Anftiftung und Beihülfel) $. 48, aud $. 353, 354; 
ver Begünftigung $. 257, 258, dem Meineide?) 8. 153 f., der Ver: 
legung von Abfperrungsmaßregeln $. 327, 328. 


(&. 15) wird gefofgert (S. 56), da; „derjenige ald gewerbömähiger Ber: 
brecher anzufeben, welcher ans der fortgeießten VBerübung von Verbrechen eine 
dauernde Erwerböquelle zu machen fucht“. — „Die verbrecheriiche Gewohn: 
beit ift ber durch die Wiederholung von Verbrechen in dem Verbrecher entitan: 
dene Zuftand, aus dem Die einzelnen Entſchlüſſe zur Begehung beftimmter Ver: 
brechen bervorgeben”. (S.99.) Es wird verlangt, den Begriff der Gewohnheits— 
mäßigfeit aus dem Strafgejegb. zu entfernen. 

1) „Das wijfentlih des Geſetzes hat auf die Wechſelfälle der Aus- 
führung, Die man garnicht alle vorberwiffen fann, keine Beziehung." Berner, 
Grundfäße des Preuß. Strafr. $. 59. Es ift ausreichend, wenn z. B. „der 
Gehülfe wußte (oder nicht zweifeln fonnte), daß der Thäter geeigneten Falls 
bei der Ausführung der Strafthat diefe oder jene (ftrafichärfende) Handlung be 
gehen werde." („Indirecter oder eventueller Dolus“'). So Oppenh. Reiche: 
Strafgefepb. N. 17 zu $. 49. 

2) Einfacher geftaltet fih die Beziehung des Willens beim Partei» Eibe 
8.158, ald beim Zeugen«Eide $.154. Gegenitand des legten ift nicht ſowohl 
die Ausſage, welche „beſchworen“ wird, als vielmehr die Eidesformel, in welcher 
die Bekräftigung legt: die „volle* Wahrheit und „nichts als" die Mahrheit 
zu fagen; nichts „verſchwiegen“, nichts „binzugefept” zu haben. Hierin liegen 
Elemente eines Urtbeild, dad vom Zeugen verlangt wird, ‚Verſchweigen“ ins: 
befondere ift erft dann ala „wiſſentlich“ erfolgt ftrafbar, wenn es geſchah trotz 
des Bewußtſeins der obwaltenden Nechtöpflicht zu reden. Erf. Ober: Trib. 
Berlin 30. März 1855; 19. März 1856 Goltd. Archiv 3 S. 425, IV. ©. 866. 
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Es erfcheint in Beichränfung auf ein einzelnes weſentliches Merkmal 
vorfäglicher Strafthaten beim Landesverrath?) $. 921, bei Verleum: 
dung und Verwandtem in den Fällen $. 131, 164, 187, 189, bei 
Täufhungsverbtehen wie $. 144, 148, 270, 273, 275, 276, 278, 287, 
324°), bei der Doppelehe $. 1716), 338, der Sadhhehlerei $. 259. 
Thatfächliche und rechtliche Momente fließen in einander bei verfchiedenen 


Daher das häufige Verlangen, den Nichter über die Art feiner Vernehmung zu 
börcn. 

3), Nicht aber bein Landesverrath in den Fällen des 8.89, 90. „Vorſatz“ 
genügt. Das Preuß. Etrafgefepb. 8. 69 forderte Wiffen; wer alfo nur in der 
Vorausficht handelte, daß Die Handlung dem Feinde vielleicht Vorfchub leiften 
könne — 3. B. Die erbetene Betheiligung bei einer Anleihe; der zu hoben 
Preifen verlangte Verkauf von Reinewand, Echuben u. dgl. durch das Hand» 
lungshaus eines neutralen Etaated —, war früher nicht ſtraffällig, wenn fich 
nun ergab, Daß in der That Vorſchub geleiftet worden. Der „Vorſatz“ in 
8. 89f. beveutet aber wicht weiter: Das Wollen dieſes Erfolges als Zweck, 
fondern nur das Hineinzieben deffelben in die, der Handlung voransgebenden 
Neberlegungen. Der Zwed, der in Geldgewinn beftehen kann, ift für das Weſen 
des Vorfages an fidy gleichgültig. ©. PL.-Erf. d. Ober-Trib. Berlin 10. Nov. 
1856 Goltdammer Archiv 5 E. 93 (zu $. 71 des Preuß. Strafgeiehb., jept 
8. 92 des Reichs: Etrafgefepb.),. Vgl. Schwarze, Gommentar ©. 15. „Be 
wußtfein von der befonderen Wirkſamkeit der Handlung — vorlägliches Bor: 
ſchubleiſten“. Die Frage ift, ob die Wirkſamkeit als eine nothwendige ge- 
wußt werden muß, oder ob ed genügt, ihre Wahrfcheinlichkeit, ihre Möglichkeit 
vor Augen zu haben. Zur Strafbarkeit des Vorfages genügt die Herbeiführung 
eben diefer Möglichkeit, jobald fie ſich in der That in die Wirklichkeit um: 
fegt. (dolus eventualis.) 2 

4) Wiſſen, daß Thatſachen erdichtet, entftellt, unwahr find. Gegenſatz nicht 
nur guter, fondern auch böſer Glaube. Die leichtfertige, die böswillige Nach 
rede, getragen von Geklätſch der Nachbarn, ftellt noch kein Handeln wider beis 
feres Wiſſen dor; insbelondere jept nicht eine Verleumdung, fondern nur eine 
Beleidigung, fobald der Nedende nicht etwa dafür gelorgt bat, den Beweis ber 
Wahrheit ficb zu fichern und durchzuführen $- 186. — Bol. Bayr. Strafgefeßb. 
1861 Art. 119. 

5) Verleitung zur Auswanderung, Zablung mit falſchem Gelde, Gebrauch 
falicher Urkunden und Waarenbezeichnungen, Verkauf vergüteter Sachen. — 
Bayr. Etrafgefeßb. 1861 Art. 171, 186, 192f. — Bol. in $, 273 des Reichd- 
Strafgeiegb. Wiffen: um faliche Beurkundung, Zwed: Täuſchung, Abſicht: 
Rermögensvortbeil. 

6) Willen wird nur bei der unverbeiratheten Perſon erfordert; der die 
Doppelehe fchliegende Gatte dagegen ift ftraffällig, wenn er ſich keine Ueberzeu— 
gung von der Auflöiung des Ehebandes verfhafft bat. Vgl. Bayern Etrafge. 
fepb. 1861 Art. 219 „Gin Ehegatte, welcher bei noch fortdanernder gültiger Ehe 
eine neue Ehe eingeht”. Die Fortdauer kann nur durch die Thatſache des 
Todes oder der Scheidung befeitigt werden. ©. weiter $. 40 N. 4. 
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Amtsverbrechen, welche das Wifjen eines wejentlichen Umjtandes vor: 
ausfeen, wie in $. 345, 357; fomwie in dem, felten anwendbaren $. 127. 

Das Wiſſen fteht nicht blos gegenüber dem Nichtwiffen, der Unfennt- 
niß, fondern auch dem Denken, Meinen und Glauben. Es fann nicht er: 
fegt werden duch ein Fürmwahrhalten, ein „Annehmen-müſſen“, eine Wahr: 
fcheinlichfeit; wofern das Geſetz nicht etwa ausdrüdlid eine Ausnahme 
macht, wie bei der Sachhehlerei. $. 259. Wird Wiſſen erfordert, fo genügt 
inöbefondere nicht eine nur bedingte Einficht, eine Einwilligung in die That 
auf den Fall, daß die Verhältnifje fo liegen follten, wie das Geſetz voraus: 
fett. (dolus indeterminatus, indirectus.) Allein auf der andern Seite 
wird auch nicht ein Wiffen gefordert, welches die Probe eines mathema— 
tifchen oder eines juriſtiſchen Beweifes aushält. So find es nicht erſt 
ausdrüdliche Abreden mit dem Thäter, welche den Gehülfen für 
ftrafßhärfende Nebenumftände (Einbruh, Einfteigen) mit haftbar machen, 
fofern jene nur in der Natur der Verhältniffe begründet lagen. Es wird 
die, im gewöhnlichen Verkehrsleben ausreichende Sicherheit der Einficht 
verlangt”), eine, mit der wahren Sadjlage übereinftimmende, von ber 
Ueberzeugung der Nichtigkeit getragene Kenntniß der maßgebenden Thatſachen. 

Sie hat fich genau zu befchränfen auf dasjenige, was das Strafgefet 
für den Thatbeitand fordert, fo dah unmefentlihe Irrthümer mit 
dem Wiſſen fehr wohl verbunden fein können. Dahin gehört der Irr— 
thum in der Perſon des Verbrechers, zu deſſen Verbrechen Sülfe geleiftet 
ift; der Irrthum über die Art der Zufammenfesung falfcher Münzen; der 
Irrthum über den Verfertiger einer gefälſchten Urkunde u. dal. m.; bei 
der Sachehlerei der Irrthum über die ftrafrechtliche Dualification der 
ftrafbaren Erwerböhandlung (ob Diebftahl oder Unterfchlagung oder Be: 
trug u. dal.); Irrthümer, melde allerdings für die Strafzumeffung einfluß- 
reich werden fönnen.®) 


7) Ein „Nicht: Zweifeln: Können“ wird vom Richter oft dem „Willen“ 
gleichgeftellt; d. h. es wird ale Beweis des legten angelehen werden. — „Er: 
kannte Unächtheit“ falichen Geldes Fann vom Gefeggeber nicht in dem Sinne 
gemeint fein, daß ein Münzwardein dem Thäter fein Gutachteu bereitd gegeben. 
©. v. Kirchmann, Reihe : Strafgefegb. ©. 100. Belkanntichaft mit der ge 
fundheitsgefährlichen Beichaffenheit von Stoffen Fann fich auf eine gelegentliche 
Mittheilung eines Sachkundigen, auf eine vereinzelte fchlimme Erfahrung und 
Aehnliches ſtützen. Reichs-Strafgeſetzb. $. 148, 324. 

8) Gleichgültig, ob der Erzähler „Die entitellte Thatſache für gänzlich er— 
Dichtet, oder die erdichtete für nur entftellt hielt.“ Oppenh. Reichs-Strafgeſetzb. 
8. 181 Nr. 12. Bei der Sachhehlerei erfchien fhen nach dem Preuß. Straf: 
geiepb. 8. 237 der Arrtbum über Die rechtlihe Natur der ftrafbaren Handlung 
des Zubringers ebenso gleichgültig, wie ein Irrthum über die näheren Umftände 
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8. 37. 
Vorfag und Riffen um Thatfadhen 
b. der Zukunft; insbef. Zufammentreffen von Vorſatz und Fahrläffigkeit. 


Riteratur: Berner, vorſätzliche Körperverlegung mit tödtlichem Erfolge, Ge» 
richtsſaal 19 ©. I — Weber, N Ardiv d. Grim.:R. VII. (1825) 
S. 565. dolus generalis. Weitere Literatur ſ. zu $. 31. 


1) Die Sandlung und ihre Folgen. 


Die Wirkung von Handlungen und Unterlaffungen befchränft ſich nicht 
auf den Augenblid ihres Gefchehens. Im ewigen Fluß des Werdens fchaf: 
fen die in Wirkſamkeit geſetzten oder belafjenen Mächte der Natur neue 
Erfcheinungen guter und ſchlimmer Art, unabhängig vom weiteren Sandeln 
des Thäters!), Liegen diefelben nod innerhalb der Berechnung — "des 
Wiffens um die nothwendigen oder doch naturgemäßen Folgen — und des 
Willens des Thäters, fo ſchließt fich erft mit ihnen die Ihat felbft ab: fo 
beim Giftmord mit dem, vielleicht erjt nad Monaten eintretenden Tode des 
Opfers. Mit andern Worten: bei den einfachen Strafthaten ftellt fich der, 
nah dem Geſetz erforderliche Ihatbeitand zwar ftet3 ala eine gefchlofiene 
Einheit dar, dies aber nicht in dem Sinne, alö ob alle einzelnen wefent: 
lichen Merkmale auch nad) Zeit und Ort zufammenfallen müßten. Site kön: 
nen in der verfchiebenartigiten Meife aus einander gehen. Als Erfolg ift 





diefer Handlung, ſoweit es Tich nicht um beiondere Erfchwerungsgründe han— 
delte. (Schwere Heblerei, dal. 8.238. Vgl. Neichd-Strafgefepb. 8. 258). PL. Erf. 
Diber-Trib. Berlin v. 22. März 1857. Entſch. 85, 477. Hälſchner, Syſt. II. 
S. 563. Dft aber wendet der, der Heblerei Angeklagte ein, daß er die erfaufte 
Sache nicht für geftoblen aehalten, fontern für gefunden. Beitrafung wegen 
Theilnahme an Fund-Unterſchlagung (Reichs: Strafgefepb. F. 246) erabtet Op: 
venboff N. 61 zu 8.246, N. 11 zu 8.259 für unzuläffig, weil ed an einem 
Thäter fehle; Beitrafung wegen Heblerei für unzuläffig, weil „erjt durch Die 
Veräußerung die Unterichlagung verübt wird‘. Allein das legte kann nach der 
Abändernng, welche 8.225, 226 des Preuß. Etrafgefeßb. durch $. 246 des Reiche: 
Strafgefegb. erfabren haben, nit mehr zugegeben werden. Die rechtswidrige 
„Zueignung‘ bildet die Grundlage der Veräußerung, gebt ihr voraus, vollendet 
das Vergeben. Der Hehler irrt fib alfo in der That nur in der Natur von 
bereits vollendeten ſtrafbaren Handlungen. 

1) Rechtzeitige Abwendung ſchlimmer Folgen durch den Thäter ale 
Strafausihließungs: ber. Minderungsgrund: Brandftiftung, Meineid Reiche: 
Strafgefepb. $. 310, 163 (Nechtönachtheil für einen Andern); Bayr. Etraf- 
geſetzb. Yandesverrath Art. 110. - Aufftand Art. 140. Friedensbruch Art. 155. 
Bol. „Die Wirkung der tbätigen Neue” u. ſ. w. v. Dr. Fornet, Gerichtéſaal 
20 ©. 121F., 1978. 
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dabei jede Wirkung, welche durch die Handlung oder Unterlafjung des Ver— 
brechers verurfacht worden, anzufehen, und zwar auch dann, wenn ber 
ſchließliche Eintritt des beabfichtigten Ergebnifjes unter der Mitwirkung 
nod von ſolchen Umständen geſchah, die außerhalb der Berechnung lagen. ?) 


2) Zufammentreffen von Vorſatz und Fahrläffigkeit. 
culpa dolo determinata (Feuerbad). 


Allein es kann auch geichehen, daß das äußerlich Getrennte einer 
Trennung innerhalb des Willens zur Seite geht. Die Handlung entjpricht 
dem Vorſatz, nicht aber ihr Ergebniß. Die Art der Ausführung beruhte 
auf einer unzureichenden oder irrigen Berechnung ihrer Wirkungen. Der 
Thäter wedte Naturmächte, zu deren Beherrfhung durch Wiſſen und Wollen 
er zur Zeit der That nicht befähigt mar. 

Je deutlicher er jich vorher jagen mußte, daß er ihrer nicht Herr fein 
oder bleiben werde, um fo dringendere Gründe lagen für ihn vor, feine 
That ganz zu laffen; und wenn nicht dies, jo mwenigjtens ihr Grenzen zu 
ſtecken. Andernfalls hat er es fih als Schuld anzurechnen, wenn die Hand- 
lung zwar mit, deren Endergebniß aber wider feinen Willen eintrat. 
So treffen in der bedachten That mit unbedachten Folgen Vorſatz und Fahr: 
läffigfeit zufammen. Die allgemeinen Grenzen der Strafbarkeit der letten 
gegenüber dem Zufall treten auch hier in Geltung: Unterbredung des Gau: 
falzufammenhanges durch ſchädliche neue Einwirkungen unterbricht aud) die 
Haftpflicht. Ebenſo werden felbititändige, außergewöhnlidhe Einflüffe 
dem Thäter infomeit nicht zuzurechnen fein, als er te nicht fannte, und 
feine eigne Thätigfeit neben ihnen nur eine mitwirkende Urfache des ſchäd— 
lichen Erfolges gebildet hat. Eine Abweichung von den Regeln über bie 


2) Vgl. Strafgefeßb. f. d. ER Sachſen Art. 88 Im Auſchluß an 
Art. 143 des Bayr. Strafgefeßb. v. 1813 beſtimmte das Preuß. Strafgelepb. 
v. 1851 in $. 185: „Bei Beititellung des XThatbeftandes der Tödtung kommt 
ed nicht in Betracht, ob der tödtlihe Erfolg einer Verlegung durch zeitige oder 
zwedmäßige Hülfe hätte verhindert werden fünnen, oder ob eine Verlegung 
diejer Art in andern Fällen dur Hülfe der Kunft geheilt worden, ingleichen 
ob die Verlegung nur wegen der eigentbümlihen Reibesbefchaffenbeit des 
Getödteten, oder wegen der zufälligen Umftände, unter welchen fie zugefügt 
wurde, den tödtlichen Erfolg gehabt bat“. Derjelbe Grundiag trat auch bei tödt: 
licher, bei jchwerer Körperverlegung in Anwendung. (laesio in abstracto, in 
concreto lethalis), Vergl. Erf, d. Ober:-Trib. Berlin in Oppenhoff Recht— 
fprechung III. 559. V. 232 u. a. m. 

Iſt der Berlauf von Verlegungen nicht abgewartet, fondern zu früh Anklage 
erhoben und Verurtheilung erfolgt, fo fteht der Erhebung einer neuen Anklage 
ber Grundſatz: ne bis in idem entgegen. Proceffualiich betrachtet, wird Die 
That feine andere, wenn fich auch nad) der Aburtheilung ihre Folgen erweitern, 
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Strafbarkeit der Fahrläffigfeit aber lient darin, daß es nicht darauf an- 
fommt, ob der Ihäter diejenigen Folgen,?) melde ſich aus feiner Handlung 
wirklich entwidelt haben, vorausfehen fonnte, oder nicht. Dies um 
deswillen, weil es ſich im MWejentlihen nur um Straferhöhung bei 
fhon vorhandener Strafbarkeit handelt, und deren Maßſtab aus dem Um— 
fange der in's Leben getretenen Rechtöverlegung zu entnehmen bleibt. 

Die Gefeßgebung Hat jener Geltaltung des Vorſatzes in der 
Meife Ausdrud gegeben, daß die That als Begehung eines ein: 
fahen Vergehens oder Verbrehens erjheint, verfchärft 
durch Hinzutritt eines erfhwerenden Umjtandes. Entweder ge- 
fchieht dies durch Hervorhebung einer „Folge“, oder durch die Angabe 
dejlen, was „verurfaht” — alfo unter der Wirkung des natürlichen 
Cauſalitätsgeſetzes, ohne Rückſicht auf einen treibenden freien Willen zur 
Erſcheinung gefommen fein fol. Als ſolche Folgen find im Neichs = Straf: 
geſetzbuch mit geringen‘) Ausnahmen nur ſchwere Benachtheiligungen für 


3) Unanwendbarfeit des $. 59 des Reichs-Strafgeſetzb. — Die Zurechnung 
zufälliger, dem Thäter nicht befannter Umftände, insbefondere der eigenthüm— 
lichen Peibesbeichaffenbeit des Beichädigten bei jchlimmen nicht beabfichtigten Fol: 
gen vorſätzlicher Körperverlegung ſchließt Bayern 1861 Art. 238 aus, „vorbes 
baltlich der wegen Tödtung oder Körperverlegung aus Babrläffigkeit etwa ver: 
wirkten höheren Strafe. — Vgl. Hälſchner, Syſtem II. S. 1527. Schüpe, 
Lehrbuch $. 42 11. Berner, Lehrb. $. 180 a. E. 

Wichtig find die Motive und Debatten zu 8. 224 des Neichd-Strafgeiegb. 
©. Rüdorff dazu Note 3. Oppenboff dazu Note 10—14. Er fordert zur 
Zurechnung der Folgen anderweitiger fpecielfer Schädlichkeiten deren Kennt: 
niß (abweichende Entfcheidungen in Oppenb. Nechtipr. VIII. 437, IX. 149) — 
Verlegung von Echwerkranfen (Schwangeren?) —; er bält es indeh für zu 
weit gegangen, auch noch den Nachweis zu erbeiichen, daß der Angeklagte ge: 
wußt babe oder babe willen müſſen, wie feine That in Verbindung mit jener 
Schädlichkeit die nachtheilige Folge herbeiführen werde oder könne, (Erf. dal. 
III. 253, tödtlich wirkende Mißhandlungen durch verichiedene, unabhängig von 
einander handelnde Perionen). — Rolgen, welche dur Spätere Vorkommniſſe 
herbeigeführt find, bat der Thäter nicht zu vertreten: fo durch unzmed: 
mäßiges Berbalten des Verlepten. Erk. Ober-Trib. Berlin v. 21. Febr. 1863, 
1. Decbr. 1869, daſ. IX. 149, X. 758. (laesio per accidens lethalis). Dagegen 
fommt es nicht darauf an, ob der Thäter die Möglichkeit des Erfolges feiner 
Handlung vorheriehen konnte — Stoß, in Folge deiten Fall über einen Stuhl 
und dadurch Bruch einer Rippe Erf, Ober: Trib. Berlin v. 6. Dechr. 1866, 
daf. VII. 693; noch auch darauf, ob der Tod die mittelbare oder unmittelbare 
Folge einer vorläglichen Körperverlegung gewelen, Erf. Ober-Appellationsger. 
Berlin v. 2, Juni 1869, dal. X. 383, 

4) Erfolgreiche Aufforderungen zu Straftbaten $. 111 Abi. 1. Folgen von 
Beleidigungen für die Vermögenslage des Beleidigten F. 188. Erfranfungen 
in Folge der Verlegung von Sperrmaßregeln $. 327, 3283. — In Bällen deö 
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die Gefundheit oder das Leben’) von Menfchen in Betracht gezogen. 
Nur mit Vorſatz, auch überlegtem Vorſatz kann Fahrläfjigleit zufammen- 
treffen, nicht mit Abficht oder Zwed. Dieſe ftehen zu ihr im Gegenfat. 
Eben dies gilt vom Wiſſen in dem Umfange, in welchem es in den ein- 
zelnen Strafvorfchriften gefordert wird. Dajjelbe befchränkt fich im Reichs— 
Strafgeſetzbuch $. 324 auf den giftigen Inhalt der Verlaufswaare; hindert 
demnach nicht die Straferhöhung wegen der dadurch verurfachten, nicht be— 
abjichtigten Tödtung eines Menfcen. 


3) dolus generalis. 


Kein Zufammentreffen von Vorſatz und Fahrläffigfeit bei derfelben 
Handlung ſtellen die Fälle dar, welche unter der Rubrik des dolus gene- 
ralis behandelt zu werden pflegen. Täufcht fi) der Thäter über den 
Erfolg feiner Handlung — indem er den Betäubten für todtgefchlagen 
hält — und fchließt er dann eine andere Handlung daran, welche von eben 
jenem Irrthum ausgeht — indem er in dem Betäubten eine Leiche zu ver: 
ſcharren meint, wodurd er erft den Tod herbeiführt, — fo unterbricht eben 
jener Irrthum ſowohl äußerlich wie innerlich die Einheit der urſprünglich 
beabjichtigten Handlung. Es folgen zwei Handlungen, zwei Strafthaten 
auf einander, jede von einem andern Willen getragen, jede in anderer Weiſe 
verlörpert: verfuchter Mord und fahrläffige Tödtung. Der Hirt ftedt 
Schwamm in das Strohdady der herridaftlihen Scheune, wirft in der 
irrigen Meinung, daß jener fortbrenne, den nach feiner Annahme von Fun: 
fen nicht getroffenen Reit des Schwammes weg, der in die Scheune fliegt, 
und hier erjt den Brand der Vorräthe und des Gebäudes hervorruft. 
Verfuchte vorfägliche neben fahrläffiger Brandftiftung. 


8.111 Abſ. 1 wird die Geſtalt, welche der Erfolg erbalten hat, fait immer ſchon 
im Vorjag des Auffordernden gelegen haben. In $. 327, 328 würde durd Aus— 
Dehnung der Abficht auf die Kolgen nicht nur ein Etraferböhungegrund, fondern 
auch die Concurrenz andrer Vergeben ($. 223, 303 Antragsvergeben) und felbit 
Berbrechen ($. 224f.) eintreten. $. 188 gleich $.231 regelt nur den Schadens: 
erſatz. Die Abſicht der Beſchädigung kann keine Erhöhung der Erſatzſumme bes 
gründen. 

5) Bei Widerftand gegen Forjtbeamte $. 118; Notbzucht $. 173; Aus: 
ſetzung $. 221. Zweikampf, Körperverlegung, Schlägerei, Vergiftung $. 206, 
224—227, 229. Preiheitsentziehung $. 239. Raub $. 251 und bei vori. ges 
meingefährlichen Etraffällen aus $. 306-324. — Wer fahrlälfig eine Feuers— 
brunft veranlaßt, und die Weiterverbreitung der Flamme zu hindern unterläßt 
in der — demnächit erreichten — Abſicht, einen Miteinwohner zu tödten, begeht 
2 Verbrechen Heffter, Lehrbuch $. 76 2, nicht eind mit „dolus culpa deter- 
minatus* Werner, Handb. d. peinl. Rechts (1820) $. 274, auch nicht mit 
dolus subsequens. 
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Die häufig zu verneinende Beweisfrage wird allerdings ſtets Schmwie- 
rigfeiten bieten, ob jener Irrthum wirklich beitanden, oder nicht vielmehr 
die urfprüngliche Abſicht — zu tödten, zu zünden— bei der zweiten Sand: 
lung grade um deshalb fortgevauert habe, weil Unficherheit und Zweifel 
darüber bejtanden, ob der mit der eriten gewünjchte Erfolg erreicht fei 
oder nicht. Weber die Beurtheilung der Schuldfrage herrfcht indeß in der 
Wiſſenſchaft ein lebhafter Streit ®). 


8. 38. 
Vorſatz und Rechtswidrigkeit. Rechtsirrthum. 


Literatur: Die Rechteéwidrigkeit der Freibeitsberaubung Goltdammer 
Archiv I S. 7562f. — Von dem Einfluß des Rechtsirrthums im Strafrecht 
Heinze, Gerichtsſaal 13 ©. 397f. — Geßler, daſelbſt 10 ©. 217f., 
307f., 321f. Bd. 14 ©. 232f. — Geyer, Erörterungen ©. 26f. und 
Rechtslexicon v. v. Holtzendorff J. ©. 601. 


Was früher die Strafgeſetzgebung allgemein und ausdrücklich ausge— 
ſprochen hat, erſcheint in neueſter Zeit (ſ. 8. 30) als ſtillſchweigende Vor: 


6) Verſuchtes Verbrechen neben einer — je nach den Umſtänden ftrafbaren 
nachfolgenden Rabrläfigkeit nehmen zabfreihe Neuere an, fo insbefondere Ber: 
ner, Smputation S. 193f. Hälfbner, Syſtem I. ©. 137f. Geßler, über 
d. Begriff u. d. Arten des dolus S. 226f. Geib, Lehrbuch II. 8.97. Gever, 
Erörterungen ©. 12j. Goltd. Arbiv 1865 S.239f. Goltdammer, in Goltd. 
Archiv Bd. 9 ©. 817F., Br. 10 ©. 24f. Walther, Krit. Biertelj.-Schrift 5 
©. 231. v. Bar, Lehre v. Saufalzuf. ©. 66. Berner, Lehrbuch $. 99. Die 
Annahme des d. gen. „enthält eine unftatthafte Vermuthung des Dolus“. 

Andere nehmen ein einziges vollendites Verbrechen — ſog. Weberichen dolus 
generalis — an, alle Ihätigkeiten des Verbrechers zur Einheit (d. g. ale Ers 
Icheinungsform des böſen Vorfages) zuſammenfaſſend, jo Köitlin, Syſtem 
S. 202. Schwarze, Allg. Sächſ. Ger.:Zeit. 1861 ©. 206f. Goltd. Ardiv 10 
©. 217f., Bd. 12 ©. 325f. Häberlin dal. 11 ©. 5alf. Pfotenbauer, 
Gerichtsſaal XV. 429f. oder doch den Cauſalzuſammenhang zwiſchen Abficht 
und Erfolg betonend — animus nocendi Leyfer — Krug, Goltd. Archiv 
10 S. 7341. Buri dal. 11 ©. 753 F., 797f., Bd. 12 S. 3f., Bd. 14 ©. 608f., 
717f. „Zur Lehre von d. Tödtung. dolus generalis. Ein fchwurger. Fall“ 
dai. 16 ©. 482f. 

Heffter wollte als generellen Dolus den beftimmten, aber mannig: 
fahen Vorſatz hinftellen d. determ. compositus s. multiplex, den d. alterna- 
tivus mit umfaljend. Lehrbuch $. 65. 

Schütze, Lehrbuch $. 42 dringt darauf, den dolus indirectus, generalis, 
bie culpa d. det. aufzugeben und ed beim Zufammentreffen 1) verichiedenartiger 
Bahrläffigkeit, 2) verichiedenartigen Vorfapes, 3) von Vorſatz und Fahrlaͤſſigkeit 
bewenden zu laſſen. ©. bei. nch v. Bar, Lehre vom Gaufalzufammenhang 
$.68. 
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ausſetzung des Vorſatzes: die Rechtswidrigkeit in ihrer allgemeinen Bedeu— 
tung. Andernfalld wäre der Henker der Strafe des Mordes nah $. 211 
des Reichs⸗Strafgeſetzbuches!) unrettbar verfallen. Vielfach aber findet fich 
in verfchiedenen Ausdrüden die Rechtswidrigkeit als ein befonderes that- 
fähliches Merkmal einzelner Strafthaten hervorgehoben. 

So wird erfordert: „Borjat und Rechtswidrigkeit)“ bei 
der Sachbeſchädigung 8. 303 — 305; „rehtäwidrige Abſicht“ bei ein- 
facher Urkundenfälfhung und Befigentfremdung $. 267, 2899); „rechts⸗ 
widrige Zueignung” bei Unterfchlagung®); deren Abſicht bei Dieb: 


1) Wer vorjäglich einen Menichen tödtet, wird, wenn er die Tödtung mit 
Ueberlegung ausgeführt bat, wegen Mordes mit dem Tode beitraft. Vergl. da: 
gegen 3. B. Bayern 1861: Wer in der Abficht, einen Andern zu tödten, mit 
überlegtem Entihluß, rechts widrig den Tod deflelben verurfacht, Toll wegen 
Mordes mit dem Tode beftraft werden. Art. 229, auch 231 (Kindsmord). 233. 
Auch im Uebrigen gedenkt bas Bayr. Strafgefebb. mehrfach der Nechtöwidrigfeit 
da, wo das Reihe: Strafgeleßbuch fie ald in der That objectiv fchon liegend vor: 
ausfegt, jo bei Körververlegung Art. 234f., Brandftiftung und andern gemein: 
gefährlichen Handlungen Art. 347f. 

2) Das Bewuhtiein der Nehtswidrigfeit und die Straflofigkeit im Glauben 
an eine vermeintliche Befugniß — ift jept für $. 304 ebenfo zu behandeln, wie 
für $. 303. Im Gegenfag zu $. 281 batte das K. Ober-Trib. zu Berlin für 
$. 282 das Bewußtiein der Nechtswidrigkeit aus den Erforderniffen des That— 
beftandes ausgefchieden. Vol. noch Erf. vom 19. Juni 1868 Oppenh. Rechtſpr. 
9, 397. (8, 119). Dagegen Yüder, Vermögensbefchädigung. Leipzig 1868. 
©. 174. Hälfchner, Syſtem 2 ©. 551 N. 2. Dochow, Strafrechts-Ztg. von 
v. Holgendorff 1868 ©. 5. S. auch ſchon Erf, des Ob.:Trib. Berlin vom 
7. März 1866 Oppenh. Rechtsſpr. 8, 454. 

3) Der Arreitbruch (Neid: Strafgefepb. $. 137) iſt bei Vorſatz ftrafbar; 
Bewußtſein der Nechtswidrigkeit wird nicht gefordert; daher ſchützt der auf 
materielled Recht geftüßte qute Glaube nicht bei einem bewußten Eingriff im 
das formell durch Beſchlagnahme bergeitellte Recht. So entſchuldigt nicht 
die irrige Meinung, daß man feine eigenen, bei einem Dritten in Beſchlag 
genommenen Sachen dieſem Beichlage entziehen dürfe, Oppenh. Rechtſpr. 8, 
667. 11, 427, 565. „Unbefugtes' Handeln fordert Bayern Straf-Geſetzbuch 1861 
Art. 330. 

4) Bei den in Berlin üblichen, fälfchlih fogenannten Möbelleiheontracten 
tritt oft verhüllte Nechtswidrigkeit zu Tage Gin Billard wird für 10 Thlr. 
monatlich auf 12 Monate vermiethet, und foll bei pünktlicher regelmäßiger 
Zablung mit der legten Rate Eigenthum des Miethers werben. Werden bald 
nachher weriblofe Wechſel gegeben, jo pflegt die Behauptung aufgeftellt zu werden, 
da mit deren Annahme die Bedingung des igenthumsüberganges erfüllt 
worden je. Schon im 2. Monat ift das Billard verkauft und der Vermiether 
um fein Gut und deſſen Werth gebracht. Lediglich Rechtsausführungen follen 
dann die Annahme der Nectöwidrigfeit beieitigen. Bol. Erf, Ober:Trib. Ber 
lin vom 13. Julı 1870 Oppenb. Rechtſpr. 11, 406. Auch 10, 574 und 11, 351: 
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ſtahl“) und Raub ($. 246, 242, 249); ein „rechtswidriger Ver: 
mögensvortheil”®) als bezwedt bei Betrug und Erprefiung $. 263, 253; 
Abſicht eines Beamten, Jemanden der Strafe „rechtswidrig zu entziehen“; 
oder „rechtswidrig Beträge zu erheben, Depefchen zu verrathen. $. 346, 
353, 355. — j 

Meberall hier hat der Gebrauch des Ausdruds „rechtswidrig, — 
gleich; dem der „Abſicht“ und in Verbindung hiemit, — ein bejonderes 
Nechtöziel der Handlungen im Auge. Dagegen treffen andere, fonjt glei 
bedeutende Ausdrüde die Handlung und ihre Form unmittelbar. 

„Widerrechtlichkeit neben Vorſatz“)“ wird bei Freiheitsberaubung 


auftragswidrige Verwerthung eined Wechſels. S. Hälſchner, Syſtem II 
©. 506. Köſtlin, Abhandlungen aus dem Strafrecht 1858. ©. 343f. 

5) Vol. Diebftabl des Käufers an der gefauften Sache vor der Uebergabe 
Goltdammers Arhiv 13, ©. 335 f. Der Eigentbumsübergang beim Kauf knüpft 
ſich nach Preuß. Recht an die Uebergabe, nach Gem. Deutiben außerdem an Die 
Zahlung over Greditirung des Kaufpreifes, nad Rheiniſch-Franz. Recht an den 
Bertragichluß. Ueberdies kann derjelbe Gegenitand befonderer Vereinbarung 
werden. Es liegt auf der Hand, wie leibt ein Rechtsirrthum entjteben kann, 
unter dem der Käufer die Sache als eine fremde niht mehr auſehen zu können 
meint. Vergl. Anmerk. 4 zu 8. 34. — Abſicht rechtswidriger Zueignung bei 
Diebftabl und Raub, der Verſchaffung eines redhtswidrigen Vortheils bei Unter: 
ſchlagung, Hehlerei, Erpreffung, Betrug nach Bayer. Strafgeſetzb. 1861 
Art. 271. 293f. 300. 303. 308. 314. 

6) Schon $. 241 des Preuß. Strafgeſetzbuchs, welcher die Rechtäwidrigfeit 
bes zu ſuchenden Gewinnes nicht ausdrüdlich berworbob, ift regelmäßig in dieſem 
Sinne ausgelegt. Vergl. Temme, Lehrbuch S. 979. Goltdammer, Mater, 
2, 576. Golidammer, Archiv 8, 535. Der Eohn eines Handelämanns hatte 
ohne defien Vorwiſſen und ohne Procura zur Ausgleihung der Conti mehrerer 
Handlungsbäufer Wechſel geibidt, von ihm unterzeichnet mit der Firma bed 
Naterd. Aehnlich entitandene Wechlel hatte der Water früber angeblich ſtets 
bonorirt. Diesmal nicht. Angeflagt des Vetruges zur widerrechtlichen Erzielung 
von Zahlungsaufichub für den Vater wurde der Sohn verurtbeilt, da er auf 
die Gefahr bin gehandelt, Daß die MWechielverbindlichkeit gegen den Vater gel 
tend gemacht und zum Nachtbeil der Gläubiger (wie nah Diffeffion im Proceß 
geibeben) erledigt werden würde Allein der Nichtigkeitsrichter vernichtete, weil 
der Einwand nicht thatſächlich gevrüft, fondern verworfen war, daß der Sohn 
in dem „guten Glauben” gebandelt, fein Vater werde diesmal, wie fonft, 
die Wechſel honoriren. Erf. Ob.Trib. Berlin 3. Juli 1868. Oppenh. Nedt: 
fpredyung 9, 433. (Straflofe luxuria, ftrafbar im Rall der Eteigerung zum dolus 
eventualis). 

7) Dad „Bewußtſein der Widerrechtlichfeit”, die Nichtung des Vorſatzes 
„auch auf das Widerrechtliche“ ift befonders bei den Strafvorichriften über Kreis 
beitsberaubung — Giniperren, Abfperren aller Art — praftifch oft zur Erörte: 
rung gezogen. Vergl. Oppenhoff, Preuß. Strafgeießb. Note 1 zu $. 210. 63 
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erfordert $. 239, 240, 341; „widerrehtlihe Zueignung” bei Muni- 
tiongunterfchlagung $. 291; „Widerrehtlichleit” bei der Hausrechts— 
verlegung®) $. 123, 124. 

Daß „unberedtigt” gehandelt worden, wird erfordert bei Zagd- 9) 
und Fifchfreveln $. 292 f., 296, 3704 und bei Zeugnißertheilung $. 277; 
daß „unbefugt“ gehandelt worden, bei Amtsanmaßung!) u. dgl., Sie: 


ift namentlich für die Freibeitöberaubung ald Amtsvergeben von der größten 
Bedeutung, die Willensrichtung des Beamten Ear zu legen. Zu vielfachen Hafte 
nahmen find die Sicherheitäbeanmten verpflidhtet je nach Geſetz und Inſtrue— 
tion. Die Frage ber jtraffälligen Amtsausübung bewegt fich daher durchaus 
auf dem Willensgebiet: 3. B. vorlänfige Feſtnahme allein gehender Frauenzim— 
mer bei Nacht ald der Unzucht verdächtig oder zur Erlangung von Geld für 
die Freilaffung oder aus eigner unzüchtiger Begierde? u. dgl. m, Vergl. Bayr. 
Strafgeſetzb. 1861 Art. 255. 378. 

8) Wer auf Grund eined, wenn aud beftrittenen vertragsmäßigen Rechts 
in eine fremde Wohnung einbringt, macht ſich nicht einer Hausrechtsverlegung 
ſchuldig. Erf. Ob.Trib. Berlin v. 5. Oftbr. 1870 Oppenb. Rectipr. 11, 497. 
DOppenboff dort: „Polizeiübertretungen, welche ein rechts widriges Hans 
dein vorausſetzen, bleiben ftraflos, wenn dem Thäter das Bewußtſein der Nechts- 
widrigkeit fehlt.” Die Gründe des Ober: Tribunals fprechen von Polizeiüber: 
tretungen: „weldye eine wirkliche Rechtsverlegung in ſich ſchließen“. Vergl. jept 
8.367 ı unbefugte Wegnahme von Yeichentbeilen als Webertretung neben $. 168; 
im Preuß. Strafgeießbuh vereinigt in $. 137 ald Vergehen. Hiezu Erf. Ob.- 
Zrib. Berlin 19. Juni 1861 Oppenh. Nechtipr. 1, 445. Zerftörung eines Gra« 
bes nur ftrafbar bei Bewußtfein der mangelnden Befugniß. 

N Die Berechtigungseinrede hat in Preußen für Wald», Feld- und Sagd- 
(nicht Fifcherei:) Frevelſachen eine befondere Regelung des Verfahrens erhalten 
Geſetz vom 31. Januar 1845 Geſ.Samml. &. 95, Gefep vom 14. April 1856 
Art. II. Gel.-Samml. S. 208. Holzdiebftahl Gel. vom 2. Juni 1852 $. 49. 
Die Verwerfung diefer Einrede ift Feineswegs gleichbedeutend mit dem Nachweife, 
daß im ftrafrechtlihen Sinne unberechtigt gehandelt worden. Rechtsirrtthum be 
gründet Straflofigkeit; vgl. Oppenh. Rechtſpr. 11, 217. Erf. des Ober-Trib, 
Berlin vom 1. März 1866 zu $. 17 des Preuß. Zagdpolizeigel. vom 7. März 
1850; dal. 7, 138. — Bayr. Strafgeſetzb. 1861 Art. 289. 

10) Daß „unbefugt” gehandelt worden , fordert dad Bayr. Strafgeſetzbuch 
1861 Art. 169 bei Fälfchung von Geld u, dal. ausdrüdlich; dgl. bei Verlegung 
von Geheimniſſen Art. 334f. Bei der Amtsanmaßung — daſ. Art. 129 — 
tritt der Ball bedingter NRechtewibrigfeit des Vorjages bäufig zu Tage: in 
Preußen inabelondere bei Anmaßung der Befugniffe von Rechts: Anwälten zur 
Parteien » Vertretung durd Herstellung von Scheingeichäften: Scheinceffionen, 
Borfhügung von Berwandtichaftsverbältniffen, oder Handelsaufträgen in Voll: 
machten u. dgl. mı., alles dies neben Nechtsausführungen z. B. aus dem Handels— 
Gelepbuh Art. 47 und andern Geſetzen über Freigebung der Procekvertretung. 
Vergl. Oppenhoff Rechtſpr. 9, 177f. Bd. 1, 201f. Goltd. Ardiv 19 ©. 277. 
Bedenken wegen der Sceinceifion f. in N. 8 bei Oppenhoff Reidis: Straf 
geſetzb. $. 132. 
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gellöfung, Haufenbildung $. 132, 136, 127, bei Pfandmißbrauch, Brief: 
eröffnung, Geheimnißbruch $. 290, 299, 300 — in $. 136, 299 ausdrück⸗ 
lich neben Borfag — endlich bei gewiljen Uebertretungen 8. 360 77.8. 14, 367 1, 
3689 — 11, 3701. 2- 

Alle jene Ausdrüde nehmen ihre Wendung auf die Berfon des Thä- 
terö, auf dasjenige, was er im einzelnen Falle für feine Befugnifje gehal- 
ten hat. Das Urtheil des Einzelnen hierüber tft, glei) dem Spruch über 
die Schuldfrage, ſtets gemifchter Natur. Untrennbar laufen Thatfragen 
und Rechtsfragen, einander gegenfeitig vielfach bedingend und tragend, durd) 
einander. Schüßt die Rechtskenntniß ſelbſt den Richter nach forgfältiger 
Prüfung der Thatſachen nicht immer vor Rechtsirrthum — denn in ihm 
liegt der Träger der Gaflations der Nichtigleits-Inſtanz —, fo erjcheint es 
als eine befondere Aufgabe der Geſetzgebung, ausdrüdlich zu beftimmen, in 
welchen Grenzen die Rechtsunkunde dem Laien als Strafausſchließungsgrund 
zu Gute zu rechnen fei. (©. oben $. 21, 34) Wo Nedhtswidrigfeit des 
Vorſatzes als thatſächliches Merkmal der Strafthat hingeftellt wird, befreit 
der Nechtsirrtfum von Strafe. Die Rechtiprechung pflegt dies in der Form 
auszudrücken: daß der „gute Glaube” Straflofigkeit begründe. Wie dies 
auf der einen, fo erfcheint e& auf der andern Seite als unzweifelhaft, daß 
Rechtslenntniß Strafbarkeit begründe. 

Wie aber verhält es fich bei Rechtsbedenken? — bei unzureichender 
Nechtsfunde? Die Frage ift von der erheblichiten praktiſchen Wichtigkeit; 
denn jie trifft die weitaus größte Zahl der einfchlagenden Straffälle. (©. 
$. 20.) Es fann nur wiederholt werden, was bezüglich) der Abficht in 
8. 34 ausgeführt ift. Wer mit dem Bemwußtfein handelt, daß er das Recht 


11) Hervorzuheben tft $. 3608. Das Anlegen von Amtskleidern und Amts: 
jeihen beruht zuweilen auf irriger Deutung von reglementarifchen oder gefeß: 
lichen Vorſchriſten. Vergl. Erf. Ober-Trib. Berlin vom 22. Febr. 1855 Goltd. 
Arch. 3, 423. Dft beftritten ift die Frage, ob eine Bezeichnung als „Titel“ zu 
betrachten fei oder nicht: Doctor, Prediger, Auftizeommiffar u. dergl. Was die 
mediciniſchen Titel anbelangt, fo find fie in gewiſſem Umfange aus $. 360 8 
(früher $. 105 des Preuß. Strafgeiegb.) durch $. 147 3 der Bundes » Gewerbe: 
Ordnung ausgeichteden; denn bier wird nicht der — fubjertiv und objectiv — 
unbefugte Gebrauch der Bezeihnung als „Arzt“ unter Etrafe gejtellt, fondern 
ſchon der objertiv unbefugte Gebrauch: „ohne hiezu approbirt zu fein“. „Die 
unbefugte Bezeichnung als Ihierarzt wird dur die irrige Meinung einer vors 
bandenen Befugniß nicht ausgeichloffen." Erk. Ob.:Trib. Berlin v. 12. Octbr. 
1870 Oppenh. Rechtipr. 11, 506. Rechtsirrthum als Strafausfchließungsgrund 
auch bei Herbeiführung einer Veränderung des Perfonenjtandes eines unehe— 
lichen Kindes durch Führung eines unrihtigen Namens. Erf. Ob.-Trib. Berlin 
vom 27. März 1867 Oppenh. Rectipr. 8, 201. 
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nicht ſicher klenne, daß er indeß, falls ihm dies entgegenſtehen ſollte, dennoch 
zu feiner That entſchloſſen bleibe, dem fehlt es nicht an der Rechtswidrig- 
feit des Vorſatzes; nur erfcheint fie in bedingter Form. Der Beweis 
des Gegentheils, eines entſchuldbaren Rechtsirrthums, des guten Glaubens 
pflegt in überzeugender Weife dann ſich zu entwideln, wenn zwedmäßige, 
und doch erfolglofe Erkundigungen über den Nechtspunft!?) angeftellt find. 
Fälle der andern Art fommen jehr häufig vor; namentlich bei Diebjtahl 
und Unterfchlagung, fobald Lohn-⸗, Deputat: oder Entichädigungsanfprüche 
im Wege der Selbithülfe haben durchgeſetzt werden follen, ähnlich oft bei 
Hausrechtöverlegungen durch Einzelne, wie durch Rotten. 


8. 39. 
Vorſatz und Gefetesfenntnif. 


Ausnahmäweife !) fommt es vor, daß die Kenntniß beftehender Geſetze 
und ergänzender Worfchriften in die Reihe der thatjächlichen Worausfegun- 
gen eined Verbrechens oder Vergehens tritt. Die Strafbeftimmung iſt auß« 
drüdlih gegen ſolche Perfonen gerichtet, welche beftimmte Gefege nicht nur 
fennen und ſich danach achten follen, fondern fie aud) in den entfcheidenden 


12) So bei den Erkundigungen über den Umfang der amtlichen Befugniffe 
ber Seiftlihen in Beziehung auf Amtafleidung und Ähnliches durch Diffidenten: 
prebiger. — Die Zoll defraudationsſtrafe ift für ausgeichloffen erachtet bei Rechts— 
irrthum über die Zollfreibeit der Sache Erf, Ober-Trib, Berlin vom 13. Mai 
1868 Oppenh. Rechtſpr. 9, 317; Irrthum über Chauſſeegeldpflichtigkeit 
dagegen ift für einflußlos erachtet; ſ. dal. 2, 558. 9, 590. 10, 23. 11, 528. 

1) Geſetzeskenntniß bildet nicht die Vorauslegung zur Anwendung bed Be: 
ariffes einer „strafbaren Handlung” als Mertmals der Straftbat bei Drohung 
mit einer folchen Reichd:-Strafgefegb. $. 106. 107. 240f. bei Sachhehlerei $. 259 
bei falicher Anfchuldigung $. 164 u. a. m. —; aud das Wiffen um den Man- 
gel einer „geieplihen Befugniß“ in $. 127 ift nicht als Wiſſen um die einzelnen 
beitehenden Gefeße zu deuten. Es genügt vielmehr das Zutreffen der Geſetzes— 
vorschriften auf der einen, auf der andern Eeite aber die, für die ftrafrechtliche 
Verantwortlichkeit im Allgemeinen erbeifchte Entwidelung des Rechtsbewußtſeins 
(ſ. oben $. 20). Bal. zu 8. 127 Oppenh. Rechtſpr. 11, 221. Aufforderung zu 
„ungeleplicher Bewaffnung”. Bayr. Strafaefepb. 1861 Art. 116. 

&o reicht nicht hin die Feitftellung einer Bedrohung: „mit der Veräbung 
eined Verbrechens“ fchlechthin; oder nur „mit fchredlichen Bolgen* Erf. d. Ob. 
Trib. Berlin v. 5. Juni 1867, 29. Juni 1865 Oppenh. Rechtipr. VII. 359 
VI. 222, wohl aber mit Mord, Toptihlag, Freibeitsberaubung (Erf. v. 19. Jar 
nuar 1865 dal. V. 424), mit Brand, mit Ueberſchwemmung (Preuß. Strafge: 
fegb. $. 213, vgl. Reichs⸗Strafgeſetzb. $. 126), mit Hundehetzen $. 366 6 bai., 
obne daß es auf den Gebrauch gefeplicher Begriffebeftimmungen in den Drob» 
worten anfommen fönnte. 
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Augenbliden fich wirklich vergegenwärtigen und troßdem ihnen entgegen 
handeln. Inſoweit ſolches „Wiſſen“ erheiſcht wird, ſchließt Unkenntniß die 
Straffälligkeit aus. Auch die ſelbſtverſchuldete — bei Beamten zu Disci⸗ 
plinarmaßregeln führende — Geſetzesunwiſſenheit würde nur inſofern der 
Ahndung nach dem allgemeinen Strafgeſetz unterliegen, als hier Beſtrafung 
auch wegen Fahrlaſſigkeit angedroht wäre, alſo mit wegen Mangels an Auf: 
merkfamfeit auf die Folgen der Unterlafjung eines beſtimmt vorgefchriebenen 
Verhaltens. 

Die Hauptfälle des Reichs = Strafgefebuches find enthalten in $. 345: 
vorfäglihe — (daneben fahrläffige) — Vollſtreckung einer Strafe, von der 
der Beamte „weiß, da fie überhaupt nicht oder nicht der Art oder dem 
Make nad) vollftredt werden darf” — alfo bei falſcher Berechnung der 
Dauer $. 19, bei Einfperrung in das Gefängniß ftatt in das Haft: Lofal 
8.16— 18 u. dgl.; — in $. 357: Beitrafung Amtsvorgefester, welche ftraf: 
bare Amtöhandlungen ihrer Untergebenen veranlaflen oder wiſſentlich ge— 
ſchehen laſſen; — in $. 353, Gebühren: und Abgabenüberhebung mit dem 
Bewußtfein: „daß der Zahlende fie überhaupt oder nur in geringerem 
Betrage verfchuldet” 3. B. bei den, nad) Verfchiedenheit der nothwendig 
werdenden Mafregeln fteigenden Erecutionögebühren; — in $. 354, 355 
Brud des Brief: und Telegraphengeheimniffes in andern als den „im Ge- 
fee vorgefehenen Fällen.” Hier wie bei andern Amtöverbrechen bietet die 
Erörterung der Specialvorfchriften für die Amtsführung häufig eine Reihe 
von Anhaltspunkten zur Prüfung des Vorſatzes, in welchem gehandelt 
worben. 

„Rechtsbelehrung“, Belanntmadung mit beftehenden Geſetzen, ftellt 
beim Meineide von Zeugen oder Sachverſtändigen unter den Vorausſetzun— 
gen des $. 1572) des Meichs : Strafgefehbuches einen Grund zur Ausſchlie— 
fung einer Strafminderung dar. Unterbleibt fie, fo ſoll „die an fich ver— 
wirkte Strafe auf die Hälfte bis ein Viertheil“ ermäßigt werben: nad) 
der MWortfaffung aud) bei dem, der das Geſetz fannte und der Belehrung 
nicht bedurfte, fie wohl als überflüffig ablehnte. Im Uebrigen könnte aus 
der Vorfchrift gefolgert werden, daß Rechtsirrthum, Rechtsunkenntniß den 
Thatbeitand des wifjentlichen Meineides an fich nicht berührt, ſondern höch— 
ftend das Strafmaß beeinflußt. Dem ift indeß nicht fo. Die Grenzen 
zwiſchen Fahrläffigfeit und den ftrengeren Schuldformen ziehen ſich hier 
anders als bei andern Verbrechen. 
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8. 40. 
Grenzbeftimmung zwifhen Vorſatz und Fahrläffigkeit. 


Yiteratur: Ueber Vorſatz und Sahrläffigkeit bei Tödtungen, Körperverl. und 
Mißhandlungen von Staatsanwalt Jeſſe Goltd, Archiv 2 S. 491f. — 
Köftlin, Weber Die gemeingeführlihe Waarenverfälſchung mit bei. Berüd: 
fihtigung von dolus eventualis und luxuria Archiv des Criminalr. N. 8. 
1856 ©. 181f. 2691. — Vorſätzliche — fahrläffige Körperverlepung Ber: 
ner Öerichtäfaal XVIII. ©. 291 F. 


Der Diener, welcher im Auftrage des Hausherren einen angetrunfenen, 
wegen Diebjtahl3 berüchtigten, vergeblich hinausgewiefenen Eindringling zur 
Ladenthür hinaus ftößt, aber fo unvorfichtig, daß derfelbe auf dem Strafen 
pflaſter ſich todt fchlägt, begeht Feine vorſätzliche Mißhandlung mit tödtlichen 
Folgen, fondern fahrläfjige Tödtung. — Der Schankwirth, welcher auöge- 
laufenen Spiritus durch Anzünden vom Fußboden entfernen wollte, ohne 
zu bedenken, daß die Flamme zum Faß hinaufleden und fi) alsbald auf 
das ganze Wohnhaus übertragen würde, beging felbjt nad) dem Preußifchen 
Strafgefegbud; von 1851, $. 287 nicht eine vorfäglihe Brandftiftung an 
feuerverbreitenden Dingen, fondern fahrläffige Brandftiftung. Den vorfäß- 
lihen Sandlungen, welche den Schaben hier hervorriefen, fehlte die Rich“ 
tung bes Willens auf eine Nechtsverlegung!)., — Wer ein frühzeitig 
entwideltes Kind unter 14 Jahren zur Duldung unzüchtiger Handlungen 
verleitet, begeht nicht eine fahrläffige Handlung, fondern tft ftrafbar nad) 
$. 1763 des Reichs-Strafgeſetzbuches, fobald er troß des Bewußtſeins 
handelt, daß das Kind noch unter 14 Jahren fein Fönne. (Bedingter 
Vorfas.) Nur die glaubhaft begründete Weberzeugung vom Gegentheil 
ließe ihn ftraflos erfcheinen?). — Wer dagegen einen Brief ungelefen un- 


1) Das NReichd-Strafgefehb. bedroht die vorfägliche Brandftiftung an eigenen 
Sahen — abgefchen von den Fällen des $. 306, 265, — ſobald fie nad) Beichaffen: 
heit und Page geeignet, fremden Sachen dad Feuer mitzutheilen, nur dann, wenn 
es fih um Gebäude, Vorräthe, Waldungen und ähnliche Sachen von Werth 
und namentlich von folhem Umfange handelt, da die Gefahr einer Anzündung 
für die Umgebung in die Augen fpringt. Der Kern der Strafbarkeit liegt in 
Babrläffigkeit. Sie muß wegfallen, fobald ein außergewöhnlihes Naturereigniß 
erft dem Keuer feine Gefährlichkeit giebt; ein plößlich ausbrechender Sturm; Die 
Erpfofion eines zufällig in den Bereich weitfliegender Funken gerathenen Pul« 
verfaffes oder fonftigen Zündftoffe. Vgl. $. 37 Note 3. Oppenh. Reid: 
EStrafgefepb. $. 303 Note 11. 

2) Proceffualiih andgedrüdt: die feitgeitellte Unbefanntichaft erft 
ſchließt Die Strafbarkeit aus. Pl.-Erk. Ob.Trib. Berlin 12. Juni 1854 Goltd. 
Archiv 2, 807. Kür Mißbrauch eines Mädchens unter 12 Jahren Art. 205 und 
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terfchreibt und abfchiet, in welchem ohne feinen Willen Beleidigungen ftehen, 
begeht eine ſtrafloſe Fahrläfjigkeit; und wenn er ein Rechtsanwalt ift, der 
amtlich thätig geworden, ein Dienjt- ein Diäciplinarvergehen, feine ftrafbare 
Beleidigung?); denn ſelbſt der bedingte Vorſatz fordert Kenntniß der Ein- 
zelheiten, der Vorbedingungen der That, und deren Aufnahme in den Willen. 

Mer eine zweite Ehe eingeht, ohne der Löſung der erjten fich zu ver: 
gerifjern, ift wegen Doppelehe ftrafbar, fobald ſich der Fortbeſtand ber 
eriten Ehe ergiebt: nicht wegen Fahrläffigfeit, fondern weil der Vorſatz in 
bedingter Form zu Tage liegt: zu heirathen, auch wenn die erſte Ehe noch 
beitehen follte. Straflofigkeit tritt indeß ein, ſobald auf Grund eines that- 
ſächlichen oder Rechtö-Irrthums die Ueberzeugung in dem Thäter begründet 
war, daf die erfte Ehe durch Tod oder rechtsfräftige Scheidung gelöft *). — 
Mer Sachen, die durch Diebftahl, Unterfchlagung, Betrug, Fälfhung, Iagd: 


weitere entiprechende Fälle bat das Bayr. Etrafgefegb. die allgemeine Regel 
für nothwendig erachtet: Art. 227: „In den Fällen des Art. 205 — — iſt die 
Unbefanntichaft des Thäters über das Alter der mißbrauchten Perſon ohne Ein: 
fluß auf feine Strafbarkeit.” Val. Schwarze, Gem. ©. 244 „d. indirectus“, 

3) Unbedingte Haftbarkeit des Rechtsanwalts für Ehrverlegungen in von 
ihm legalifirten Procehfchriften batte nach $. 12 I. 12 Allg. Gerichts» Ordnung 
8. 33 der Verordnung vom 21. Juli 1846 das Ober: Tribunal zu Berlin in 
einem Erf. v. 4. Juli 1856 angenommen. Dppenboff Preuß. Strafgefeßb. zu 
Tit. 18 Note „fahrl. Ehrv.“ Auch eine culpofe Verleumdung giebt es nicht. 
Meyer, Reichs: Etrafgefepb. ©. 150, 154 bezeichnet fo den Fall des $. 186. 
Hat indeh der Beleidiger feinen Beweis für die verbreitete, ebrenrührige That: 
ſache, fo fann die Verbreitung nur mit dem Bewußtſein der Beweidlofigkeit er- 
folgen. Dies genügt; ja ſchon das Bewußtſein der möglichen Beweislofigkeit 
muß unter Umftänden ald binreihend angeleben werden. Gebt wirklich vor: 
bandener Beweis bis zum Tage der Aufnahme verloren, jo liegt darin ein Un— 
fall, ein casus, den der Beleidiger tragen muß, ohne daß darum feine Neußerung 
ald eine fahrlälfige — mit unbedachten Kolgen — aufgefaßt werben könnte. Vgl. 
Dppenboff Reichs-Strafgeſetzb. $. 186 N. 25. 

4) Der ftrafbare „Leichtſinn“, deffen zu $. 139 des Preuß. Strafgefepb. 
der Gommilfionsbericht der 2. Kammer erwähnte, ift nicht als Rahrläffigteit 
fondern ale bedingter Vorſatz anfzufaffen. S. Oppenb. Reichs-Strafgeſetzb. $. 171 
N. 5. Rüdorff N. 2, Abweihenn Schüge, Lehrb. 8.43 6: „X. Ichließt eine Ehe 
nichtwiſſend daß feine Gattin noch lebt: nicht Bigamie.“ Nicht nur ein ge 
fälfchter Todtenichein, ſondern auch ſonſtige irrige, glaubhafte Mittheilungen 
über den Tod des Gatten (Ertrinken von Seefabrern) find geeignet, die An: 
nabme eines jtrafausichliegenden Irrthums zu begründen, nicht minder die irrige 
Annahme der Rechtskraft eines Scheidungsurtels ſchon mit dem Augenblid feiner 
Verkündigung vom Richter erfter Anftanz. Erf, Ober-Trib. Berlin 11. Dechr. 
1857 Goltd. Arch. 6, 110. Der Verräther des bedingten Vorſatzes liegt in der 
Regel im Verfchweigen oder gar im Ableugnen der bisherigen Ehe vor dem 
nachfragenden Geiftlichen. 
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frevel oder ſonſtwie ftrafbar erworben find, anfauft unter bedenflichen Um: 
ftänden, ift ftrafbar, fobald er mit dem Gedanken handelt, daß es gleich— 
gültig, ob fie jtraffällig erworben oder nicht; jtraflos, fobald er auf feine 
Nachforſchungen hin meint, von feinem Verdacht zurüdfommen zu müflen. 
Es fommt darauf an, was er den Umſtänden nad) wirklich als wahr oder 
doc ala wahrfcheinlich angenommen hat, nicht was weiter er — als vor: 
fihtiger Mann — etwa annehmen (oder vermuthen Sächſiſches Strafgeſetz- 
buch Art. 292) „mußte. Diefe Wendung im Gefet ftellt ſich nur als 
eine Brüde für die Beweisprüfung dar. Andernfalls würde hier nicht bloß 
der bedingte Vorſatz, fondern auch Fahrläffigkeit in Geſtalt der luxuria 
ftrafbar fein’). — Wer als Zeuge irrig befhmwört, den Angellagten zur 
Zeit der That am Ort derjelben gefehen zu haben, ſchwört wiſſentlich falſch, 
wenn er fih bewußt tit, ihm nicht erfannt zu haben; vorſätzlich aber nicht 
wiſſentlich faljh, wenn er troß Schwankens jeder Selbitprüfung fih ge— 
fliffentlich entzieht; nur fahrläffig falfch, wenn er bei unterdrüdten Zweifeln 
doch vermeint, ihn erfannt zu haben; ftraflos falſch, wenn er etwa durch 
Kleidertaufch und Bartfchnitt in Täuſchung verfegt ift. Gleichwohl fällt 
nad; der neueren Gefeßgebung alles ftrafbare, aber nicht wifjentlihe Falfch- 
Schmwören®) unter den Begriff der Fahrläffigkeit. 

Lediglich für das Gebiet des Meineives und ber falfchen Strafvoll: 
ſtreckung ift der Begriff der Fahrläffigkeit in den des Vorſatzes theilmeife 
von der Geſetzgebung (Reichs-Strafgeſetzb. $. 163. 345) hinübergeleitet; im 
allen andern Fällen läßt fich die Grenze zwifchen den beiden mwichtigen, oft 
hart an einander grenzenden, Schuldformen ficher ziehen: der Frevelhaftig— 
feit und dem bedingten Vorfag: (luxuria — dolus eventualis) dem eiteln 
Hoffen auf dad Ausbleiben fchlimmer Folgen, und dem rüdfichts- 
lofen Sandeln oder Unterlafjen auf jede Gefahr hin,) eben dadurch 


5) Die Abweiſung fahrläffiger Hehlerei in den Vorberatbungen des Preuß, 
Strafgeſetzbuchs hat für das Reichs-Strafgeſetzbuch nicht aufgegeben werden ſollen. 
Wie die Praris fich geitalten wird, muß abgewartet werden. 

6) Wegen Rechtsirrthums kann zur Annahme bloßer Fahrläſſigkeit geſchrit— 
ten werden, fo bei Irrthum über die Verpflichtung zur Angabe einer beflimmten 
Thatſache. Oppenh. Reichs: Strafgefepgbuh $. 163 N. 5, auch neben Special 
vorihriften über bedingte Straflofigkeit — Bayr. Strafgeſetzbuch 1861 Art. 195 
— oder Strafermäßigung Reichs-Strafgeſetzbuch $. 157. 

7) Bei den gemeingefäbrlichen Verbrechen, insbeſondere einer derartigen 
Waarenfälſchung GReichs-Strafgeſetzb. $. 324. C. C. C. 113. „Item, wel: 
her bößlicher und geverlicher weiß mal, wag, gewicht, ſpezerei oder 
ander faufmannichaft felicht und bie für gerecht gebraucht und aufgibt, 
der” —) macht nicht erſt Die Abficht, ſondern hen das Bewußtfein einer 
Serbeiführung der Gefahr, ihres möglichen Eintritts, ftrafbar wegen Bor: 
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eine, als möglich in den wefentlichen Einzelheiten bedachte, ſtrafbare Necht3: 
verlegung zu verüben. 


faßes. Hier wird vom bedingten Vorſatz die frevelhafte Leichtfertigfeit, das prü— 
fungslofe Hoffen auf Unfchädlichkeit, der dolus eventualis von der luxuria im 
einzelnen Ball befonders ſchwer zu jcheiden fein. Wird jenes Bewußtfein durch 
Beftitellung der Unbekanntſchaft mit der Gefahr verneint, fo ift, falls ein Scha— 
den verurfacht worden, Die Möglichkeit der Beitrafung wegen Fahrläffigkeit 
durch Das Geſetz gewahrt. (Reichs-Strafgeſetzb. $. 326, 59.) 
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Erfter Abſchnitt. 


Ueber den Einfluß der YHeifteskrankdeiten auf die 
Zurechnungsſähigkeit. 
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&. 1. 
Allgemeines. 


Unter den Momenten, welche nad) allgemeiner Auffafjung fämmtlicher 
Strafgefehe die Zurechnungsfähigkeit ausfchliegen, ftehen die Geiſteskrank— 
heiten oben an. Theils werben in den Gefeten gewiſſe Formen geijtiger 
Krankheit namentlich aufgeführt („‚Raferei, Wahnfinn, Blödfinn‘ im Preußts 
fchen, Defterreihhifchen, Bayeriſchen, Würtembergifchen, Sannoverfchen, „Mes 
lancholie“ im Hannoverſchen Strafgeſetzbuch) theild wird allgemeiner von 
„Beiltes: oder Gemüths-Krankheit“ (Defterreihifhe Straf: Prozeß-Dronung) 
(8. 95), von „Gemüthskrankheit“ (Hannoverſches Strafgefeß (Art. 125), 
„Seelenkrantheit” (Sachen Strafgefegbuh Art. 86) geſprochen, theil3 wer: 
den gewiſſe Zuftände bezeichnet, welche gerade durch Geiſteskrankheiten allein 
ober vorzüglich herbeigeführt werden, fo die „Beraubung der Vernunft“, 
„Sinnenverrüdung‘, „Sinnenverwirrung” (Oeſterreich), „Verluft des Ver— 
ſtandsgebrauchs“ (Hannover), „Aufgehobenfein des freien Vernunftgebrauchs“ 
durch vorübergehende gänzliche Verwirrung der Sinne und des Verſtandes“ 
(MWürtemberg), „bewußtlofer Zuſtand“ (Defterreih, Sachſen), „Mangel der 
Freiheit des Handelns, der Selbftbeftimmungsfähigteit”, „der freien Willens 
beitimmung“, „Mangel an Urtheiläfraft“, „an Geiſteskräften“. 

Die Freiheit einer Handlung allein ift es, welche diefelbe zurechenbar 
macht, und diefe wird durch Geiſteskrankheit des Thäters in einer oder der 
anderen Weife beeinträchtigt oder aufgehoben. 

Folgendes find die weſentlichſten Bedingungen, welche für den pfychifchen 
Prozeß, deſſen Refultat eine Handlung ift, zutreffen müffen, damit diefelbe 
als frei angefehen werden darf, welche aber einzeln oder insgefammt durch 
das Beitehen einer Geiſteskrankheit negirt werden: 
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1) Der Mensch muß ſich feiner ala des handelnden Subjectes und der 
Dinge der Außenwelt als näherer oder fernerer Objecte der Sand 
lung bewußt fein. Geiſteskrankheit kann das Bewußtſein völlig auf: 
heben. 

2) Er muß fein Verhältnii zur Außenwelt im Allgemeinen richtig beur- 
theilen. Geijtesfrankheit fälſcht dieſes Urtheil durch Alteration der 
Empfindungen, der Gemüthöftimmung, durch Wahnvorftellungen. 

3) Wenn durh Empfindungen Gefühle oder Vorftellungen der Trieb 
oder Anreiz zu einer Handlung hervorgerufen wird, fo darf diefe 
nit unmittelbar — gewiffermaßen reflektoriſch — zu Stande kom—⸗ 
men, fondern es müſſen gewiſſe contrajtirende Empfindungen und 
Vorſtellungen auftreten, wodurch eine Art von Widerſtreit entjteht, 
der zur Ueberlegung führt. Damit muß fi) dann verbinden 
einerjeitö die Erfenntnig der Handlung ihrer allgemeinen morali: 
hen und rechtlichen Bedeutung nad, andererfeit3 die Borausficht 
ihrer nothwendigen, wahrjcheinlichen und möglichen Folgen. Geijtes: 
krankheit kann eine derartige Gemüthsleere und Geiftesarmuth zur 
Folge haben, daß jene Voritellungen (— Urtheile, Erfahrungen, An: 
fihten, Grundfäße), welde ſonſt im Bemwußtjein bereits vorräthig 
und bereit find, vreproducirt zu werden, um als Motive für ober 
wider eine Sandlung zur Geltung zu Tommen, überhaupt nicht mehr 
vorhanden find, und jeder Trieb, jede anreizende Vorftellung, welche 
momentan auftaucht, in eine Handlung unmittelbar übergeht, anderer: 
feit3 fönnen gewiſſe Vorftellungsreihen durch ihre übergroße Leb- 
haftigfeit eine zwingende Gewalt erhalten, unwiderftehlih zur Sand- 
lung treiben und jede andere contraftirende, welche als Gegengrund 
hätte wirfen können, unterdrüden. 

Findet überhaupt eine Meberlegung ftatt, fo fann durd die 
Geiſteskrankheit der Fluß der Vorjtellungen fo träge und fchwerfällig 
werden, daß hierdurch die Meberlegung mangelhaft wird, oder gegen- 
theils können die Worftellungen jo leicht und reichlich zuftrömen, daß 
es nicht gelingt, fie zu firiren und zu verwerthen und durd) fie nur 
ein Zuftand von Verwirrung entjteht. — Die Ueberlegung kann aber 
außerdem durch die Beiftesfrankheit eine fehlerhafte werden, indem 
falſche Vorftellungen bei derjelben ala Vorderſätze für vielleicht for: 
mell richtige Schlüffe benugt werden, und fo die Erfenntniß der 
Qualität der gewollten Handlung ftören oder verhindern. Je lebhaf: 
ter und activer diefe Vorftellungen find, jemehr fie den Bewußtſeins— 
Inhalts durddrungen und verfälfcht haben, deſto nachtheiliger muß 
ihr Einfluß werden. 
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4) Aus der Ueberlegung refultirt beim gefunden Menfchen mit logifcher 
Confequenz und mit Nothmwendigfeit die Willensbeitimmung und die 
That. Freiheit der MWillensbeitimmung und Freiheit der That find 
beide identisch und die Freiheit der Willenöbeftimmung in Ddiefem 
weiteren Sinne ijt jedenfalls als allgemeines Criterium der Zurech— 
nungsfähigfeit anzuerkennen. 

Nicht das Bewußtſein des Ihäters, nicht die Erlenntniß der Qua— 
lität der Handlung und ihrer Folgen, nicht die Ueberlegung an ſich 
machen die Selbitbejtimmung und die That frei, fondern hierzu 
müſſen fämmtliche jene Bedingungen gemeinfam vorhanden fein und 
Beiftesfrantheit kann durch Aufhebung einer einzigen die That zu 
einer unfreien machen. 

Das Deutſche Strafgeſetzbuch ſpricht im $. 51 nicht von „Geiſtes— 
franfheit”, fondern von „krankhafter“ (d. h. durd Krankheit beding: 
ter) Störung der Geilteöthätigfeit. Diefem Ausdrude iſt vom 
mebicinifchen Standpunkt aus allerdings in fofern der Vorzug zu 
geben, weil die Geijtesthätigfeit und deren Veränderungen reip. 
Störungen es vorzüglich find, welche unferer Erforſchung und Be— 
urtheilung zugängig find, und die Natur des Geiftes reſp. der Seele 
an fich bei jener Faſſung ganz außer Frage bleibt, jedoch läßt fich 
nicht verfennen, daß „Geiſteskrankheit“ ein compacterer Begriff it, 
der in der Umſchreibung etwas abgeſchwächt erfcheint. Nicht jede 
durch irgend einen krankhaften Zuftand bedingte Störung der Geiſtes— 
thätigleit würde man als Geiftesfrankheit anerlennen wollen und 
es liegt in der Annahme einer Tranthaften Störung der Geiſtes— 
thätigfeit im concreten Falle noch nicht unbebingt, daß diejelbe einen 
die freie Willensbejtimmung ausſchließenden Einfluß auf die Sand- 
lungen ausüben müſſe. Der $. 51 des Deutſchen Strafgeſetzbuchs 
erfennt daher die krankhafte Störung der Geiftesthätigleit nur info: 
fern als Grund für die Ausfchliegfung der Zurechnungsfähigkeit an, 
als dadurd) die freie Willensbeitimmung aufgehoben wird. — Hier: 
gegen tjt nichts einzuwenden, denn wo der Serichtsarzt zweifelhaft 
wäre, ob eine vorhandene frankhafte Störung der Beiftesthätigleit als 
wirkliche Geiſteskranlheit bezeichnet werden dürfte, da würde er gerade 
den Umftand, ob die eritere einen beftimmenden Einfluß auf die Sand: 
lungen ausübt, alö das mafigebende Griterium betrachten. Krank: 
hafte Störung der Geiftesthätigkeit, welche die freie Willensbejtim- 
mung aufhebt, und Geijteöfrankheit find gleichartige Begriffe. Ein 
gewiſſer „pathologiſcher Zug” in dem pfychifchen Werhalten eines 
Menjchen, leichtere, wenn auch durch (ſomatiſche) Krankheitszuftände 
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bedingte Störungen der geijtigen Thätigkeiten, jogenannte „organifche 
Belaftung”, werden jo lange als Geiftesfrankfheit nicht anerkannt 
werben, fo lange fie die Freiheit der Willensbejtimmung nicht aufheben. 


8. 2. 
Ueber den Grad der Beeinfluffung der Zurehnungsfähigfeit 
durd- Geijtesfrankheit. 


Wenn nun Geiftesfrankheit in jo mannigfacher Weife die Freiheit der 
Handlung vernichten kann, jo fragt es jih, ob alle Handlungen eines 
Geiſteskranken als nothweudig unfreie von vorn herein anzufehen find, 
oder ob aud der Kranke handeln könne, ohne dabei von der Geiſtes— 
frankheit beeinflußt zu fein? Daß nicht alle Handlungen eines Geijtes- 
franten den Stempel feiner Krankheit tragen, ift richtig. Geiftesfranfe 
fönnen nicht nur die gemöhnliden VBerrichtungen des täglichen Lebens 
ebenjo vornehmen, wie ein Gejunder, in ihrem äußeren Benehmen Formen 
und Regeln des Anjtandes, des gejelligen Verkehrs beobachten, eine Gon= 
verjation führen, ohne darin ihre Krankheit jogleich zu Tage treten zu lafjen, 
fie können auch allerlei Geſchäfte zwedmäßig beforgen, event. einem Amte 
vorjtehen und die Functionen dejjelben erfüllen. Namentlich find es Uebung 
und Gewohnheit, weldye e8 ermöglichen, daß ziemlich complicirte feelifche 
Procefje jih abwideln, ohme daß neue Urtheile dazu erforderlih wären, 
eine neue Ueberlegung Platz greifen müßte, faft ohne daß der ganze Hergang 
zum Bewußtjein käme. In ähnlicher Weife lieſt ein geübter Klavierfpieler 
die Noten eines Mufifjtüdes und jptelt dajjelbe fofort, ohne ſich Kar zu 
werden, was er gelefen, ohne einer bejonderen Willensbeftimmung dazu zu 
bedürfen, daß er immer die richtigen, oft jehr jchwierigen Bewegungen der 
einzelnen Finger vornehme. 

Aber auch abgejehen hiervon können Handlungen eines Geiſteskranken 
in ihrer äußeren Erjcheinung ſich ganz ebenfo darftellen, wie die geijtig ges 
funder Menjchen. Diefelben Motive können diefelben Handlungen ver: 
anlafjen und die Art ihrer Ausführung fann aller auffälligen Eigenheiten 
entbehren. Nicht immer ijt eine franfhafte Empfindung oder eine Wahn: 
vorjtellung die Triebfeder, nicht immer läßt fich die Durch Die Krankheit bedingte 
Mangelhaftigkeit des Urtheild und Fehlerhaftigkeit der Ueberlegung nachweiſen. 

Ein Dieb kann, nachdem er geijtestranf geworden, neue Diebftähle ganz 
in ähnlicher Weife ausführen, wie er es gethan, ehe er erkrankte, und der 
Nachmeis, daß "und wie die franfhafte Störung der Geijtesthätigfeit das 
Zuſtandekommen diefer oder jener Handlung eines Geiſteskranken beeinflußt 
habe, wird oft genug nicht zu führen fein. Es wäre aber trogdem fehr 
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gewagt, und für die meiften Fälle zweifellos unrichtig, wenn man annehmen 
wollte, daß folde Handlungen Geiftestranfer aus einer freien Willens: 
beitimmung hervorgegangen und ebenfo zu beurtheilen jeien, wie analoge 
gefunder Menfchen. Der Einfluß, den eine kranke Gemüthsſtimmung, eine 
einzige, anfcheinend noch jo beſchränkte Wahnvorftellung oder Störung der 
intellectuellen Kräfte auf dad ganze pſychiſche Weſen eines Menſchen er: 
fahrungsgemäß ausüben, der Grad, bis zu welchem durch jede Geiftesfrant: 
heit der ganze Menfch innerlich in feinem Fühlen und Denken verändert 
wird, ıjt ein fo hoher, daß bei jedem Geijteötranfen die Präfumtion vor: 
handen it, daß jede That, mit welcher er ſich nicht in dem von früher her 
ausgefahrenen Geleife der Gewöhnung bewegt, fondern welche eine wirkliche 
und bewußte Beiftesthätigfeit vorausſetzt, auch durch die Krankheit in erheb- 
lichſter Weiſe beeinflußt fei. 

Wenn im Givilverfahren ein Menfch für blödfinnig erklärt wird, fo 
ſprechen damit die Nerzte und die Richter aus, daß ein folder Menfch die 
Folgen feiner Handlungen nicht zu überlegen im Stande fei. Dies ift 
gleihfald nur jo zu verftehen, daß bei einem ſolchen Menjchen eine der: 
artige Weberlegung nicht zu präfumiren iſt. Im einzelnen Fall, bei biejer 
und jener Handlung wird diefe Unfähigkeit fich nicht bemerkbar machen, fie 
geht vor ſich wie bei einem Gefunden — aber es iſt hierauf nie mit einiger 
Sicherheit zu rechnen. Während man von einem gefunden Menfchen einiger: 
maßen bejtimmen kann, wie er fich unter gegebenen Verhältnifjen benehmen 
wird, hängt es bei einem Geiftesfranfen von unberechenbaren Umftänden, 
über die er felbjt feine Gewalt hat, von Zufälligfeiten ab, zu welchem Res 
fultat ihn feine Ueberlegung führen wird. Ein Sinnes-Eindrud, eine plöß- 
lich auffteigende Vorftellung, eine völlig bedeutungslos erjcheinende Kleinig- 
feit können auf ihn entſcheidend einwirken. 

Da nun die pfodifhen Proceſſe, aus denen eine Handlung hervorgeht, 
feinesweg3 immer völlig durchſichtige find, dürfte es fehr ſchwer fallen, bei 
einem Geijtesfranten in Betreff irgend einer fpeciellen That mit Sicherheit 
zu behaupten, daß fie Product freier MWillensbejtimmung und unabhängig 
von der Geijtesfrankheit zu Stande gelommen fei.!) 


1) Es erhellt von felbft, wie bedenflih der Zufaß ift, den der Entwurf 
des Strafgefegbudhs für den Norddeutſchen Bund in feiner legten Faſſung gebabt 
bat. Er verlangt den Nachweis, dab die freie Willensbeftimmung „in Bezug 
auf die That” ausgefchloffen fei; dieſer Nachweis wird aber felbft bei dem zwei: 
fellofeft geiftestranfen Menfchen für jede Ihat nicht immer zw führen fein. Eine 
ähnliche Praris beeinflußt die engliichen Strafgefege in ungünftiger Weife. Bei 
ber letzten Lefung des Strafgeſetzbuchs ift im Neichätag dieſer Paſſus wieder 
entfernt. 
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Bei der großen Wichtigkeit, die hiernad) einer jeden Geiſteskrankheit für 
die Beurtheilung jeder Handlung des Kranken beziehentlich ihrer Freiheit 
oder Unfreiheit beigelegt werden muß, wird es als unumgänglich nothwendig 
erfcheinen, genau zu bejtimmen, was unter „Beiftesfranfheit“ zu veritehen 
iſt, wer ala „geiſteskrank“ bezeichnet werden muß. 

Eine derartige genaue Definition jener Begriffe läßt ſich allerdings 
nicht geben, daß durch diefelbe fich in jedem Falle die Grenze zwijchen 
geiftiger Krankheit und Gefundheit fcharf ziehen ließe, und hierburd könnte 
der Anfchein erregt werden, ala ob im Vorftehenden mit Unrecht der Geiftes: 
krankheit an ſich ein fo entfcheivender Einfluß auf die Sandlungsfähigfeit 
vindicirt worden fei und als ob die medicinifche Anfchauung der Sache 
geeignet wäre, dem Richter in zweifelhaften Fällen ftatt Klärung nur Ver: 
wirrung zu bringen. In Wahrheit tft es aber nicht der Fall. 

Allerdings beiteht ebenfowenig eine fcharfe Grenze zwifchen der geiftigen 
Geſundheit und der Geiftesfrankheit, wie zwifchen Gefundheit und Krankheit 
auf dem rein fomatifchen Gebiet, und dort wie hier fommen Zuftände vor, 
von denen ſich mit Sicherheit nicht wird bejtimmen lafjen, ob diefelben noch 
in der Breite der Gefundheit liegen, oder als krankhafte bereits bezeichnet 
werden müflen. Diefes find nun aber diefelben Fälle, in denen man den 
medicinifchen Standpunft verlaffend auf dem Wege einer pfychologifchen und 
philofophifchen Analyfe zu dem Refultate fommen müßte, daß es zweifelhaft 
fei, ob die Handlungen des betreffenden Menjchen frei ſeien oder nicht und 
man die Freiheit der Willensbejtimmung als nicht völlig aufgehoben, aber 
auch nicht ala unbedingt vorhanden, die Fähigkeit der Ueberlegung, des 
Vernunftgebrauchs 2c. für mehr oder weniger beeinträchtigt, aber nicht für 
verloren gegangen, erklären müßte. Es find die Fülle, welche einem Grenz— 
gebiete angehören, deſſen unbeftreitbares factiſches Vorhandenfein durch die 
Annahme verminderter Zurechnungsfähigkeit anertannt werden muß. Wie 
diefe Anerkennung erfolgen fol, ob die Bedingungen, unter denen eine 
verminderte Zurechnungsfähigteit anzunehmen ift, und die Folgen, welche 
eine gefegwidrige Handlung bei Annahme derſelben für den Thäter haben 
foll, in dem Strafgefege ausprüdlich feitgeitellt werden müfjen, oder ob 
ihnen dadurch die erforderliche Berüdjichtigung gewährt werden Tann, daß 
ihr Vorhandenfein als ein mildernder Umftand bei der Abmeſſung der 
Strafe in Betracht gezogen wird, ift nicht Sache des Arztes zu beurtheilen. 
Factiſch hat das Preußische Strafgeſetzbuch, ebenfo wie die meiften anderen 
für gemiffe Fälle ähnlihen Zuftänden bereit? Rechnung getragen. Die 
verminderte Zurechnungsfähigteit iſt bereits dadurch anerfannt, daß der 
Mörderin ihres unehelichen Kindes unter Umftänden für ihr Verbrechen 
eine weit geringere Strafe auferlegt wird, als fonft auf Mord fteht, — 
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lediglich des Gemüthazuftandes wegen, in dem fie fi) während und gleich 
nad) der Geburt befindet. Eine ähnliche Auffafjung liegt den Beftimmun- 
gen des $. 177 des Preußiſchen Strafgefegbuhs zu Grunde, in welchem 
geroifje Affecte als die Zurechnungsfähigkeit vermindernd erfcheinen. Sehen 
wir ab von jenen zweifelhaften Fällen, welche durch die Webergänge von 
geiftiger Gefundheit zur geiftigen Krankheit gebildet werben, fo wird bie 
Unterfheidung zwijchen beiden Zuftänden nicht jo fchwierig fein. 


Zweiter Abfchnitt. 


Begriff und Wefen der Heifteskrangheit. Krankdafte Ver: 
änderung der Heiftesthätigkeiten durch dieſelbe. 


$. 3. 
Begriff und Wefen der Geiſteskrankheit. 


Nahdem man früher in den Geiſteskrankheiten lediglich Seelenkrank⸗ 
heiten gefehen hatte, fie mit der Sünde parallelifirt und fie hauptfächlich 
als übermäßige Entwidelung einer oder der anderen Leidenſchaft aufgefaßt 
hatte, wurde allmählig mehr und mehr eine fonjtiger medicinifcher Anfchauung3: 
weife adäquate maßgebend. 

Griefinger erklärt im Anfchluß an Esquirol die Geiſteskrankheiten als die— 
jenigen Hirn:Affectionen, bei denen Anomalien, Störungen im Vorftellen und 
Mollen die für die Beobachtung hervorftechendften Symptomen-Gruppen bilden. 

Sie find (Eöquirol) in der Regel fieberlofe Zuftände und wenn ſich 
dabei gelegentlich Fieber zeigt, fo iſt diefes nicht Urſache der Alteration der 
Geiſtesthätigkeit. 

Es giebt Gehim-Affectionen, Gehirnkrankheiten, bei denen die Geiſtes— 
thätigfeiten nicht alterirt find, die ſich durch Schmerz, krankhafte Empfindung 
oder Empfindungslofigfeit, Lähmungen und Krämpfe zu erfennen geben, und 
andererfeits iſt bei völlig entwidelten Geiftesfrankheiten weder ſtets an der 
Leiche eine organische materielle krankhafte Veränderung im Gehirn als 
Urſache nadhweisbar, noch läßt fich bei Lebzeiten die Gehirn: Affection anders 
als eben durch die pſychiſchen Krankheits-Symptome erfennen. Wenn wir 
eine Gehim-Affection als die Grundlage aller Geiftesfrankheiten annehmen, 
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fo gefchieht e8 deshalb, weil wir das Vorſtellen, Denten, Urtheilen und 
Mollen als Hirnthätigfeiten auffafjen müſſen und von der Veränderung ber 
Function auf ein Leiden de Organs zurückzuſchließen berechtigt find. 

In vielen Fällen von Geiſteskrankheit zeigen ſich allerdings aud) ander: 
weite Symptome eines Hirnleidens wie 3. B. Veränderungen der Empfin- 
dung als Nervenſchmerzen, Gefühl von Ameifenlaufen, Abgejtorbenheit 
der Glieder, Unempfindlichfeit gegen Berührung, gegen Schmerz; oder 
der Bewegung als leichte Lähmungen der Zunge, welche beim Spreden 
anſtößt, Pupillenveränderung, Unregelmäßigfeit des Ganges, Zittern der 
Glieder, Mustkelzudungen, Krämpfe oder gewiſſe Störungen der Sinnes: 
thätigfeiten oder Sinnestäufhungen oder allgemeine ſomatiſche Krankheits- 
Symptome, welde bei Gehirnleiden vorzulommen pflegen, wie Kopffchmerz, 
Schwindel, Schlaflofigfeit — und diefe Zeichen einer Sirnerfranfung wer: 
den dann bei Feititellung einer Geiſteskrankheit eine aroße Rolle fpielen; 
ihr Vorhandenfein kann wol zu dem Schluß führen, daß ein verbächtig 
erjcheinender Geifteszuftand als Geiſteskrankheit aufgefaßt werden müſſe, 
feineswegs aber fließt das Fehlen jener Hirnſymptome die Geiſteskrank⸗ 
beit aus. 

In der Regel muß hauptjählicd aus der Art der Geiftesthätigfeit ſelbſt 
erfannt werden, daß fie eine frankhafte fei, in dem man das pfychifche Ver: 
halten eines Menſchen vergleicht mit dem des normalen gefunden Menfchen. 
Wenn Jemand durd äußere oder pſychiſche Eindrüde zu einem vollftändig 
anderen Empfinden, Rorftellen und Wollen erregt wird, ala es bei ge 
funden Menſchen zu geſchehen pflegt, jo entjteht der dringende Verdacht, 
daß er geiftesfranf fei. Ein ficheres Urtheil wird hieraus nur in ben 
Fällen herzuleiten fein, mo diefe Verfchiedenheit des pſychiſchen Verhaltens 
eine fehr eclatante ift, weil aud zweifellos gefunde Menfchen unter ein: 
ander fehr verjchieden geartet find und natürlich nicht jeder Menſch, der 
ungewöhnlich empfindet, denkt, urtheilt und handelt, für geijtesfranf gehalten 
werben fann. 

Den beiten Mafitab erhält man, wenn man den Menfchen gemifjer: 
maßen mit fi) felbft vergleichen fann und wenn ſich nachweiſen läßt, daß 
er in feinem pfochifchen erhalten ein ganz andere: geworben ift, ala er 
früher war. Diefe totale Veränderung des geiftigen Wefens ift als für die 
Beurtheilung maßgebend, allgemein anerlannt. Läßt ſich eine folde Ver: 
änderung (aus natürlichen Urfachen) pſychologiſch nicht wohl erklären, geht 
fie in einem verhältnigmäßig kurzen Zeitraum vor fich, haben dabei Momente 
eingewirkt, welche erfahrungsgemäß Geifteöfrankheit erzeugen können, bietet 
der Menſch durch diefe Veränderung bes geiftigen Wefens das Bild einer 
jener Formen, unter denen die Geiſteskrankheiten ſich erfahrungsgemäß dar⸗ 
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ftellen, und laſſen fich noch gar Förperliche Krankheitszuſtände, welche das 
geiftige Weſen erfahrungsgemäß intenfiv zu beeinflufjen vermögen, nad» 
weifen (Hirnkrankheit), fo ift er geiſteskrank. (Griefinger.) 


8. 4. 
Krankhafte Veränderungen der Gemüthsftimmung und bes 
Vorſtellens. 


Die allgemeinen Veränderungen des pſychiſchen Verhaltens in Geiſtes— 
krankheiten machen fich bemerkbar in der Sphäre der Empfindung, des Vors 
ftellend und des Wollens. Mehr oder weniger kann eine oder die andere 
diefer Alterationen überwiegen. Eine Veränderung der Gemüthaftimmung 
ift häufig das, was der Umgebung eines Kranken zuerjt an ihm auffällt. 
Er ift entweder in Traurigkeit, die ſich bis zur Verzweiflung fteigern 
kann, verſenkt, oder in einer erhöhten heiteren Stimmung, die ihn alles 
von ber rofigften Seite anfehen läßt. Diefe Stimmungen und die Art wie 
biefelben fi in Mienen, Geberden und im Benehmen offenbaren, unter 
ſcheiden ſich dadurch von denen der Gefunden, daß fie arundlos find, oft 
mit den Verhältniffen in grellem Widerſpruch ftehen, oder doch, wenn Ur: 
ſachen vorliegen, die fie erklären könnten, in ihrer Intenfität über das ges 
wöhnlihe Maaß weit hinausgehen, den Kranken völlig beherrfhen. Mit: 
unter ift e8 eine gänzlihe Gemüths leere, welde das Weſen des Kranken 
haracterifirt, fo daß er durch Nichts zu Freude oder Schmerz afficirt wird, 
was ihn fonft nad) einer oder der anderen Seite lebhaft ergriffen hätte, — 
oder die Gemüthsftimmung zeichnet fich durch eine auffällige Wandel: 
barteit aus und ganz ohne Grund oder auf die geringite Veranlaſſung 
bin wechſeln Weinen und Lachen, Freude und Schmerz aufeinander, ohne 
daß eine oder die andere Empfindung mehr ala die äußerfte Oberfläche 
bewegt. 

Oft genug haben die Kranken ein mehr oder weniger klares Bewußt⸗ 
fein von der Abnormität ihrer Gemüthsftimmung und kämpfen bei ber 
Entwidlung der Krankheit noch energisch gegen diefelbe an, bis fie fich, 
jeden Widerſtand aufgebend, von ihr völlig beherrfchen laffen. Das Bor: 
ftellen ann fchon allein durd die Gemüthöftimmung intenfiv alterirt wer— 
den. Der Kranke fieht der ihn beherrfchenden Empfindung nad) die ganze 
Welt wie durch ein gefärbtes Glas. Alles, was an ihn herantritt, wird 
für ihn entweder eine Duelle des Leidens, der Dual, der Furcht, oder andes 
rerfeit3 des Entzüdens, der fühnften Pläne und Hoffnungen. Die Men- 
ſchen, mit denen er in Berührung kommt, find feine Feinde, Verfolger und 
er fchreibt ihnen mißtrauifch allerlei Pläne und Anfchläge gegen ſich zu; 
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oder er fieht in jedem einen Freund und Verehrer, der das vollite Ver: 
trauen verdient und auf deſſen Förderung und unbedingte Unterſtützung er 
ſich durchaus verlafien kann. Schon fo wird dem Kranken das Urtheil 
über fih, Welt und Menfchen gefälfht. Schr häufig, wenn aud nicht 
ausſchließlich (Griefinger), tft in der alterirten Empfindung die Urſache von 
Wahnvorftellungen zu erfennen. Der Kranke, der fi feiner Stim- 
mungen bewußt ift, fucht nad) einer Erklärung für diefelben, und da jie 
in realen Verhältnifien nicht gegeben ift, fondern, was er nicht erfennt, 
lediglich in ihm felbit zu fuchen ift, fo kommt er auf Vorftellungen, welche 
völlig falſch und der Wirklichkeit widerfprechend find. Entweder glaubt er 
ſich verfolgt, überall von Feinden beobadjtet und gefchäbigt, hält ſich für 
förperlih ruinirt, feine Seele für verloren, für ewig verdammt, ſich für 
pecuniär zu Grunde gerichtet, glaubt, er muß verhungern ꝛc.; ober 
er fchreibt ſich wunderbare Fähigkeiten und Kräfte zu, großes Vermös 
gen, glaubt eine hochgeftellte Perfon zu fein u. f. w.; oder die völlige 
Gemüthsleere und Gleichgültigkeit führt zu der Idee des Erftorbenfeins 
oder Vertauſchtſeins. 

Ein folder Proceß beweist einerfeitö die Macht der krankhaften Stim— 
mung, anbererfeitö die Abſchwächung, melde das Urtheil und die Ueber: 
legung bereit3 erfahren haben. 

Diefe allgemeinen Borftellungen erhalten oft durch krankhafte Sinnes- 
empfindungen beftimmtere Formen. Jeder unferer Sinne kann durch ab: 
norme Thätigkeit feiner Organe oder des Gehims zu Sinnestäufhun= 
gen führen. 

Die phyſiologiſche ſinnliche Wahrnehmung ift ein ſehr komplexer Act. 
Zuerft reizt eine äußere materielle Einwirkung die peripherifchen Endigun— 
gen der Nervenfafern, diefe leiten die Erregung zum Nerven-Gentrum, hierin 
kommt diefelbe zum Bemwußtfein und ein auf Erfahrung und Uebung bafir- 
tes Urtheil giebt uns dann Auffchluß über die Natur der materiellen Ein: 
wirkung, welche die äußeren Enden der Nervenfafern traf. Die Erregung 
der verjchiedenen Sinnesnerven giebt fpecififch verfchiedene Empfindungen, 
Reizungen der Gehörs » Nerven nur die Empfindung eines Tones ober 
Schalles, der Gefichtänerven eine Befichtö:Empfindung, der Gefühlänerven die 
Taſt⸗ oder Temperatur-Empfindung 2c.. Auch Reize, welche ven Nervenftamm 
treffen, und Erregungen der centralen Nervenwurzeln rufen Empfindungen 
hervor, welche der Natur der Einnesnerven adäquat find. 

Krankhafte oder mechanifche Reizung des Seh: Nemwenftammes (Drud, 
Zerrung) erregt die Empfindung eines Lichtglanzes, feuriger oder farbiger 
Punkte oder Kreife, die des Gehör-Nervenftammes die Empfindung eines 
Tones, man glaubt Saufen oder Raufchen zu hören; Drud auf die Stämme 
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von Gefühlänerven erwedt das Gefühl von Schmerz oder Ameifenlaufen 
in dem Gliede, welches von den betreffenden Nerven erregt wird. 

Slaubt Jemand daß das Raufchen, deſſen Empfindung in diefer Art 
in ihm erregt wird, von Windsbraufen, Bäumen, von der Brandung der 
See herrühren, fo iſt dies eine — allerdings fehr einfahe — Sinnestäu— 
fhung. Befindet fi das Gehirn in einem befonderen Reiz: Zuftande, fo 
fünnen derartige Sinnestäufchungen ſehr viel complicirter werden. Erre— 
gung des Gentrums der Gefichtänerven kann dann Veranlaffung geben, daß 
man bejtimmte Dinge, Perfonen deutlich zu fehen glaubt, der Gehörfinn 
fann dann derart getäufcht werden, daß man beſtimmte Töne, Worte, ganze 
Befpräche zu hören glaubt. Diefe Art der Sinnestäufhung, bei der man 
wegen innerer Erregungszuftände der Nerven fülfchlic auf das Borhanden- 
fein äußerer Objecte ald deren Urfache ſchließt, wird Hallucination ge 
nannt. Bei einer anderen Art von Sinnestäufchungen werden in normaler 
Weiſe die peripherifchen Endigungen der Nerven durch reale äußere Ein- 
drüde gereizt und der Neiz dem Nerven-Gentrum zugeleitet, nunmehr aber 
wird die Empfindung durd ein falfches Urtheil alterirtt. Der Furchtfame 
3 B. fann einen Weidenftamm in der Dämmerung für eine monftröfe 
Menjchenfigur halten, der Abergläubifche ein weißes Handtuch für ein Ge- 
ſpenſt. Die Unbejtimmtheit der finnlihen Wahrnehmung erleichtert das 
Zuftandefommen einer ſolchen Täufchung, die man Illuſion nennt. Hallu— 
cinationen und Illuſionen können auch bei geiftesgefunden Menfchen vor: 
fommen, deuten aber auch bei foldhen auf einen befonderen Erregungszu: 
ftand des Gehirns hin. Bei Geiftesfranfen ift die Ueberlegung nicht im 
Stande, fie zu corrigiren, fie erhalten die Deutlichleit und Ueberzeugungs— 
fraft der wirklihen Sinneswahrnehmungen. Bon befonderer Wichtigkeit 
und auch befonders häufig find die Gehörs-Hallucinationen. Bald hören 
die Kranken das Flüftern und MWispern ihrer Verfolger an der Thür oder 
dur die Dede, bald hören fie, wie ihnen allerlei Beleidigungen und 
Schimpfworte zugerufen werden, bald Stimmen, melde ihnen zurufen, daß 
fie bejtimmte Sandlungen vornehmen follen u. f. wm. Auch die anderen 
Sinne fünnen zu folden Vorftellungen Veranlafjung geben, welche den 
Sinnestäufhungen des Gefihts u. ſ. w. analog find. Manche Kranke 
fihreien laut auf, weil fie die Empfindung haben, geprügelt, gefniffen zu 
werben; die Empfindungslofigkeit einer Sautpartie kann zu der Vorftellung 
Veranlafjung geben, daf ein Bein, ein Arm dem Kranken nicht gehöre, tobt, 
von Stein fei u. f. wm. Die unbeitimmte Empfindung, welche wir nor: 
maler Weife dur das Allgemeingefühl von dem Zuftand innerer Dr: 
gane Haben, Tann die mwunderlichiten Deutungen erhalten, wenn fie 
frankhaft verändert ift. Die Wahnvorftellung, daß magnetiſche Einflüfje 
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auf den Körper ausgelibt würden, beruht oft hierauf und hat der Kranfe 
zugleich ein dunkles Bewußtfein davon, dat ihm das Denken ungewöhnlich) 
fchwer falle, oder daß es vermindert jet, jo führen unbejtimmte Empfin- 
dungen im Kopfe leicht zu der Idee, daß durch jene Einflüffe die Gedanken 
fortgezogen, der Verſtand allmählich) geraubt werde. Ein bypochonderifcher 
Kranker klagte, er fei innen ſchon ganz leer, nur noch die äußere Form ſei— 
nes Körpers fei vorhanden, ein anderer, er werde täglich Eleiner u. ſ. w. 
Eine Kranke hatte die Wahn: Vorftellung, daß ihre Verfolger ihre Möbel 
und Kleider mit efelhaften Schleim überzögen, weil ihre Taſtempfindung 
krankhaft alterirt war. Krankhafte Gefchmadsempfindungen erregen die 
Vorftellung des Vergiftet- Werdens, Geruchsempfindungen bie Idee, daß 
dad Zimmer mit böfen Dünften (mit Rauch) angelafjen worden u. f. w. 
Wenn diefer Art einerfeit® die Sinnestäufhungen ihre beitimmte Form 
durch die vorhandene Gemüthöftimmung erhalten, fo können fie andererfeits 
die Stimmung durd ihren Inhalt beeinflufien, jedenfalls üben fie einen 
höchſt wichtigen Einfluß auf die Vorftellungen aus und find geeignet, den 
ganzen Bewußtfeins-Inhalt zu verfälfchen. 


8. 5. 
Kranthafte Veränderung der Willensthätigfeit. 


Nicht immer jedoch gehen in der oben gefchilderten Weife die Wahn: 
vorftellungen aus der krankhaften Gemüthsjtimmung hervor, fondern es 
tauchen in unerflärbarer Weiſe gewiſſe fremdartige und mit der Realität 
im Widerfpruch befindliche Gedanken im Bewußtfein auf. Sie werben an- 
fangs nicht felten als ſolche erfannt, fegen den Kranken in Erftaunen, in 
Schreden, er kämpft gegen fie an, fie fehren immer wieder, lafien fih — 
im Unterfchied von ähnlichen Vorkommniſſen bei gefunden Menfhen — 
[chlieglich nicht mehr zurüddrängen, der Widerftand des Kranken hört auf, 
fie beherrfchen ihn, mifchen fich überall ein und verfälfchen jedes Raifonne- 
ment. Mitunter können fie durch Sinnestäufhungen hervorgerufen fein, 
doch find dieſe keineswegs ftets ihre Veranlaffung, fondern wie primär 
kranke Empfindungen und Gefühle entjtehen, fo fünnen auch befondere Vor: 
ftellungen und Gedanken ala direktes Product der Krankheit auftreten. 

Co tief alterirt der Gedanken- Inhalt durch Geiftesfrankheit fein mag, 
fo iſt es nichts Seltnes, daß dabei das Denken formell ein richtiges bleibt 
oder wenigitend nicht auffällig von der Norm abweicht. Man hört über 
folhe Kranken dann wohl das Urtheil: „fie fprächen ganz vernünftig“ ober: 
„wenn man ich auf ihren Standpuntt ftelle, fo hätten fie vollftändig Recht”. 
Wenn in folden Fällen die Wahnvorftellungen nicht deutlich als ſolche her⸗ 
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vortreten, indem fie fi noch in den Grenzen des Möglichen bewegen, fo 
fann die Geiftesfranfheit vom Laien leicht verfannt werden. In der Regel 
aber wird auch die formelle Seite des Denkens m. o. w. tief alterirt. 

Hierbei fommt namentlich, wie bereit3 oben angedeutet, in Betracht 
die Schwerfälligkeit des Dentens, das zu langfame Flieken der Vorftellun: 
gen oder jenes Auftauchen und flüchtige Vorüberziehen immer neuer Vor: 
ftellungämaffen, von denen eine die andere verdrängt, und feine die andere 
zur rechten Geltung fommen läßt; — Ideenflucht. — Im Gefpräd zeigt 
fi) dies einerfeit darin, daß der Kranke die Fragen erft nach mehrmaligem 
Wiederholen zu faſſen fcheint, und fie doc nicht ganz erfaßt, fie langſam 
und mangelhaft einfilbig beantwortet, bei der Erzählung oft ſtockt, fich be— 
finnt, fi wiederholt und nicht vom led kommt oder andererfeits in ber 
Haftigfeit des Sprechens von einem Gegenitand auf den anderen ab- 
fpringt. Der Kranke ift nicht im Stande, den Faden des Geſprächs feft: 
zubalten, fommt vom Hundertſten in's Taufendfte und verliert ſich ſchließlich 
meift in defultorifchem Geſchwätz. Eine weſentliche Rolle jpielt dabei häufig 
die Schwäche des Gedächtniffes, welche jo groß fein kann, daß, wenn der 
Kranke einige Zeilen lieſt, er die erjte vor Vollendung der zweiten vergikt 
und fo den Inhalt des Gelefenen zu fallen unvermögend wird. Daß 
Schärfe des Gedädhtnifjes mit Geiftesfranfheit ſich wohl vereinigen läßt, 
verfteht fich nach dem Vorſtehenden von ſelbſt. Wie der Kranke denkt und 
fpriht, fo fchreibt er auch, und es tritt in den Schrifttüden deſſelben Die 
Eigenthümlichkeit des Denkens oft noch deutlicher hervor, als bei der Un: 
terredung. — 

Auch in materieller Beziehung find die Schreibereien der Geiſteskranken 
meift fehr wichtig, weil diefe ſich in denfelben oft viel rüdhaltlofer geben, 
mie fie find, ala es im Geſpräch geſchieht. 

Beim Schreiben ergehen fie fich gleihfam in Selbſtgeſprächen, fie find 
dem Einfluffe, den die Perfönlichkeit des mit ihnen Sprechenden macht, 
entrüdt, fie vergefjen ganz die’ äußeren Verhältniſſe, welche ihnen fonjt 
einen Zwang auferlegen und fie zur Selbjtbeherrfchung anregen. 

Bei den geiftesfranten Duärulanten 3. B. giebt fi) in ihren zahllofen 
Eingaben oft ihr Zuftand zweifellos zu erfennen, während fie durch an— 
fcheinende Bejonnenheit im Gefpräc leicht täufchen. Daß die Alteration des 
Empfindens und Vorftellens aud dem Wollen eine Richtung geben muß, 
verjteht fih von ſelbſt. Die krankhaften Stimmungen können ſich Direct 
dur Handlungen Luft machen, das krankhaft veränderte Borftellen und 
Denken ergiebt ein falſches Streben, Ziel und Zweck des Handelns werben 
verrüdt. Der innere Mechanismus des Handelns ift nicht felten ganz ber 
jelbe wie bei Gefunden und die Handlungen ergeben fich mit derſelben 
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Gonfequenz aus der Gemüthölage und den Vorftellungen und nur die krank— 
hafte Beſchaffenheit der letzteren drüdt auch der That ihren Stempel auf. 
Häufig find plöglihe und unerwartete Handlungen Geiftesfranfer durch 
Einnestäufhungen zu erflären. Außerdem aber fann das Wollen ebenjo 
primär durch Geiftesfranfheit alterirt werden wie das Empfinden und 
Vorftellen. Allgemeine Erregung der Willensthätigleit äußert ſich ſchon 
in dem Triebe zu fingen, zu fchreien, zu laufen, tanzen, zum Zerjtören ber 
Kleider ꝛc. wie er nicht felten auftritt; eine Depreſſion der Willensthätigfeit 
in dem Mangel aller Energie beim Erjtreben eines Zweckes, hülflofer Un: 
ſchlüſſigkeit in den einfachjten Lagen, endlich völliger Willenslofigkeit (Abulie). 
Die triebartigen Handlungen erhalten befonderes Intereſſe, fobald fe ihrer 
äußeren Erſcheinung nad verbrederifche find. 

Kommen fie bei offenbar geiftesfranfen Perfonen vor, fo entitehen hier- 
durch feine Schwierigkeiten für die Beurtheilung, wohl aber fobald ſolche 
Menſchen entweder bis auf die Neigung zu gewiſſen Arten von verbreche- 
riihen Sandlungen völlig gefund erfcheinen oder jobald ein anfcheinend 
geiftig gefunder Menjch plöglich in Folge eines foldhen krankhaften Triebes 
eine einzelne verbrecherifche Handlung begeht, die dann meiſtens eine ge: 
waltthätige und fchredliche ift (Mord, Mord-Verſuch). Was die Fälle der 
erfteren Art anbetrifft, fo fpielten befanntlid Kleptomanie und Pyromanie 
längere Zeit eine größere Rolle. — 

Daß Geiſteskranke Neigung zum Diebftahl haben und wohl auch Feuer 
anlegen, ift nicht felten. Solche Menſchen aber, die ſonſt geiftesgefund find, 
und deren Geiftesfrankheit fih nur im Stehlen und Feueranlegen zeigt, 
giebt es nicht. Kommt Kleptomanie und Pyromanie in Praxi in Frage, 
fo wird man ftet3 zu unterfuchen haben, ob abgefehen von der Neigung 
zum Diebitahl ꝛc. fid) bei dem Angeklagten eine Geiftesfrantheit nachweifen 
läßt, ober nicht, und ift das lettere der Fall, fo hat man feinen Klepto— 
manen fondern einen Dieb vor fih. Derartige Erwägungen wie die, daß 
ein rechtes Motiv für das Stehlen und Feueranlegen nicht erfennbar  ift, 
daß eine ſolche Handlung von der Individualität des Thäters nicht zu er 
warten jtand, 2c. 2c. können dabei nicht entfcheivend fein. — 

Was die zweite Kategorie folcher anfcheinend auf reiner Alteration 
der Willensthätigkeit beruhenden triebartigen Sandlungen betrifft, melche 
bei anfcheinend geiftig gefunden Menſchen plöglic in die Erfcheinung treten, 
fo hat man zu ihrer Erklärung unter Berückſichtigung der Eigenthümlichfeit 
der Einzelfälle befondere Formen von Geiſteskrankheiten aufgeftellt. Hier—⸗ 
her gehört die amentia occulta (Platner), die Mania sine delirio (Pinel), der 
Anreiz durch gebundenen Vorſatz (Hoffbauer). 

Diefe Benennungen haben weber die Natur jener zweifelhaften Zus 
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ftände Harer gelegt, noch ihre Beurtheilung erleichtert, vielmehr für die 
Praris eine unzmweifelhafte Gefahr heraufbefchworen. Wenn für die That 
fih gar fein oder fein zulängliches Motiv finden ließ, wenn fie mit dem 
Character und der ganzen Individualität des Thäters (ſoweit diefelben be: 
fannt geworden) nicht in Einklang zu bringen war, oder wegen der bei der 
Ausführung zu Tage getretenen Wuth und Graufamkeit der menfchlichen 
Natur überhaupt zu widerfprechen jchien, wenn etwa der Thäter fi) unmit- 
telbar nach der That dem Gerichte jtellte, oder fie in ihrer ganzen Entſetz— 
ichfeit nachträglich erkannte 2c. 2c.; jo wurde eine Zeit lang nicht gar 
jelten der Fall ohne genügende Begründung einer jener genannten Katego- 
rien untergeordnet und damit die Sache als erledigt angefehen. Alle jene 
Bezeihnungen find überflüfig und in Wahrheit find es fehr verfchiedene 
Zuftände, welche mit denfelben belegt worden find. Abgefehen davon, daß 
wirkliche Verbrecher, geiftig gefunde Menfchen, mitunterliefen, handelt es 
fih nicht felten in ſolchen Fällen um Thaten gewöhnlicher Beiftestranter, 
deren Krankheit bis zur That überfehen war (Mania occulta), fich wohl 
aber nachträglich auch abgejehen von der lehteren nachweisen läßt. Seltener 
find es Mahnfinnige und Verrüdte, am häufigiten Melancholifche, welche 
ſchon lange unter dem Drud ihrer krankhaften Gemüthsſtimmung ftehen und 
dann ſchließlich zu einer gewaltjamen Handlung getrieben werden; auch 
fpielen Sinnestäufchungen hierbei nicht felten eine hervorragende Holle. In 
andern Fällen ift es plötzlich auäbrechende Geiſteskrankheit, während welcher 
die That auögeführt wird, und die bald nach derfelben wieder — mitunter 
für immer — dem gejunden Zuftand weicht (Mania transitoria). Daneben 
fommen allerdings auch Fälle vor, in denen bei einem fonft nicht nachweis— 
bar geiftesfranfen Menſchen plöglich die Vorftellung einer gewaltthätigen 
Handlung — Selbftmord, Mord geliebter Angehörigen — auftaucht und 
nur Anfangs durch gefunde Ueberlegung zurüdgedrängt immer und immer 
wiederkehrt mit jtet3 zunehmender Gewalt, den Kranken beunruhigt und 
ängitigt und einen verzweifelten Seelenfampf in ihm erzeugt. Beweiſend für 
folhe Zuftände find die Fälle, in denen es dann zur That felbit nicht 
fommt, fondern Anwendung geeigneter Mittel, Zerftreuung, eine Reife und 
dergleichen, die Gefundheit zurüdführte. Mitunter find aber ſolche Zuftände 
derart, daß die dem Geiste fih aufdringende Vorftellung wirflih zur That 
treibt, und erft nad) derfelben tritt Beruhigung und das Mare Urtheil wie 
ber ein. 

Griefinger betrachtet auch diefe Zuftände als zur Melancholie gehörig 
und bezeichnet fie als „blutvürftige Grillen der Melancholiker“. Daß die 
richtige Beurtheilung folder Fälle und ihre Unterfheidung von Verbrechen 
zu ber fchwierigjten Aufgabe für den Gerichtäarzt werden kann, ift erfichtlich. 
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Nach diefem kurzen Weberblid über die allgemeinen Veränderungen, 
welche dad Empfinden, Borftellen und Wollen des Menfchen durch Geijtes- 
franfheit erleiden fann, fer fchließlich bemerkt, daß bald eine, bald die andere 
Seite der geiftigen Thätigfeiten in hervorragender Weife alterirt fein kann. 
Beſonders verdient hervorgehoben zu werden, daß die fo verbreitete Auf: 
fafjung des Laien, die Geiftesfranfheit beitehe Hauptfächlih in einer Stö- 
rung der Verjtandes-Thätigkeit, eine unrichtige ift. Die gerichtsärztliche Praxis 
zeigt, wie ſchwer es dem Sachverſtändigen in (— mediciniſch —) ganz kla— 
ren Fällen wird, den Richter von dem Beſtehen einer Geijtesfranfheit zu 
überzeugen, wenn der Kranke nicht irre redet und nicht mit eclatanten 
Wahnvorjtellungen zu Zage tritt. 


Dritter Abſchnitt. 


Urfachen, Verlauf und Formen der geifleskranßdeiten. 


——— 


8. 6. 
Urfaden und Verlauf der Geiftesfranfheiten. 


Unter den Urfachen der Geiftesfrankheiten fteht zweifellos die erbliche 
Dispofition oben an. Die Kinder eines geiftesfranfen Vaters und noch 
mehr (Eäquirol, Baillarger) die einer geiftesfranten Mutter werben leicht 
wieber geiftesfrant. Bei Geiftesfrankheit der Mutter find namentlich bie 
Mädchen gefährdet. Auch unentmwidelte Geiftesfrankheit, krankhafte Ges 
müthsrichtung, Schwachſinn der Eltern, ſchwere Nervenleiven berfelben 
(— Epilepfie —) geben den Kindern Dispofition für Geiftesfranfheit. 
Wenn bei den Eltern felbit Derartiges nicht vorlommt, jo läßt fich nicht 
felten einer der genannten Zuftände bei den Groß=Eltern oder den Ge 
ſchwiſtern der Eltern nachweiſen. Häufige Fälle von Selbſtmord in einer 
Familie machen eine Familien: Dispofition wahrſcheinlich. — Nicht immer 
äußert fich die erbliche Dispofition darin, daß bei den Kindern geiſteskranker 
Eltern wirkliche Geiftesfrankheit zum Borfchein fommt, oder bevor biefelbe 
in Folge weiterer ſchädlicher Einflüfje ausbricht, läßt fi die Wirkung der 
Herebität bereitö erkennen. Ein Kind kann 3. B. wirklich geiftesfrant wer 
den, ein anderes durch Selbftmorb endigen, ein brittes epileptifch werben, 
andere können von Jugend auf einen perverfen Entwidlungsgang nehmen, 
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fih durch befondere Leidenfchaftlichkeit, Reizbarkeit, fehlerhafte refpective 
verbrecherifche Neigungen 2c. bemerkbar machen (— Morel —). Wenn 
hiernach aus Familien mit Dispofition zu Geiftesfranfheit auch leicht Ver: 
brecher hervorgehen können, fo wird felbitverftändlich der Nachweis, daß ein 
Verbreder aus einer folhen Familie jtammt, an fi feine Zurechnungs⸗ 
fähigfeit noch nicht in Frage ftellen, wohl aber wird durch diefe Thatfache, 
wenn irgend mie der Gemüthszuſtand defjelben ohnehin zweifelhaft iſt, 
der behandelnde Arzt zu befonderer Sorgfamkeit in der Unterfuchung ſich 
veranlagt fühlen. 

Wenn aud bei jeder Geiftesfrankheit ein Hirnleiden vorauszuſetzen tit, 
jo hindert dies nicht, daß eine rein pſychiſche Urfache diefelbe herbeiführe, 
und es ift dies fogar ein jehr häufiges Vorkommniß (Griefinger). Nament- 
lich find es Leidenfchaften und Affeete (Nummer, unglüdlihe Liebe, ge 
kränkter Ehrgeiz, Schred, Zorn, Angjt), welche entweder unmittelbar und 
plöglih, oder, indem fie Veranlafjung zu einem allgemeinen förperlichen 
Leiden geben und dauernde fchmerzhafte Verjtimmung unterhalten, Geiftes: 
krankheit zur Folge haben. Daß und mie Affecte im Stande find, mate— 
rielle körperliche Störungen hervorzurufen, zeigt das Erbleichen bei Furcht, 
das Erröthen bei Scham, das Gallenerbrechen bei Herger, das Zittern, die 
lähmungsartige Schwäche bei einem Schred, des Herzklopfen bei verfchiede- 
nen Gemüthserregungen. Dieſe Erſcheinungen deuten darauf hin, daß 
Unordnungen in der Herzthätigfeit, Blutanhäufungen im Gehirn oder Blut 
armuth defielben, Störung der Circulation in den Unterleib3 = Organen, 
Verdauungsftörungen bei der Entitehung von Geiftesfrantheit aus pfychis 
ſchen Urſachen eine Rolle fpielen dürften. 

Von förperliden Krankheiten zeigen die des Nervenfyitens und 
namentlich des Gehirns den entſchiedenſten Einfluß auf die Entjtehung von 
Beiftestrankheiten, namentlid Hirnhaut » Entzündungen, Schlagfluß mit feis 
nen Folgen, Epilepfie und Hyſterie, Neuralgie. Auch Kopfverlegungen 
laffen ſich nicht felten ala Urſache von Geiſteskrankheit feftftellen. Meijtens 
tritt diefe in Folge der erfteren nach längerer Zeit ein, manchmal aber auch 
unmittelbar; im leßteren Falle meiſtens ala Geiſtesſchwäche, welche in völ- 
ligen Blödfinn übergeht, in dem erjteren unter den verfchiedenften Formen, 
nachdem ſich meift ſchon lange größere Neizbarfeit, geringe Widerjtands- 
fähigkeit gegen jede Art von Schäbdlichkeiten (Aufregung, Spirituofen ꝛc.) 
und eine Veränderung der Gemüthölage bemerkbar gemacht hatte, (Schlager, 
v. Kraft: Ebing). Auch aus anderen acuten (Typhus, hitiger Gelenf-Rheu- 
matismus) und chronifhen Krankheiten (Unterleibsleiven, Herzkrankheiten, 
Zuberculofe) können ſich Geiftesfrankheiten entwideln. 

Bejonderd zu erwähnen wären nod Störungen ber gefchlechtlichen 
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Functionen: Samenfluß, Onanie beim männlichen, Störungen der Men: 
jtruation, Gebärmutterfrankheiten, Schwangerfhaft, Mochenbett, und die 
Periode des Stillens beim weiblichen Geſchlecht. — 

Alle diefe Schädlichkeiten fönnen Geiftesfranfheiten herbeiführen, feine 
einzige aber hat auch nur annähernd mit Nothwendigfeit diefe Folge, und 
wenn auc das Vorhandenfein wichtiger aetiologifher Momente bei der 
Diagnoje der Geiftesfrankheit gebührend wird berüdjichtigt werden müſſen, 
fo ift daraus noch lange nicht zu ſchließen, daß irgend eine auffällige ober 
an fih unklare Handlung des betreffenden Menſchen durch Geiſteskrankheit 
beeinflußt gewejen fein müfle. 


Verlauf, Dauer und Ausgänge der Beiftesfrankheiten. 


In der Regel entwideln ſich die Geiftesfranfheiten allmälig und haben 
einen chronischen Verlauf, enden nicht jelten erjt mit dem Tode deö Kranken, 
Auch in vielen derjenigen Fälle, wo fie plölich entjtanden zu fein ſcheinen, 
läßt fi) oft nachträglich erweifen, daf fie fi) durch Jahre hindurch vorbe— 
reiteten und bereit8 mehr oder weniger entwidelt feit langer Zeit bejtanden. 
Nicht felten trifft dies zu bei Menfchen, welche wegen einer geſetzwidrigen 
Handlung zur Unterfuchung gezogen, oder bereitS verurtheilt in Strafe ges 
nommen find. Diefes häufige Vorkommen folder anſcheinend plöglichen 
Erkrankungen in der Unterfuhungshaft und während der erjten Zeit der 
Strafhaft, welche dem Nichter nicht ſelten den Verdacht einer Simulation 
erregen, beruht überaus häufig nur darauf, daß längjt geiftesfranfe Men— 
fchen, deren Krankheiten aber, weil fie in der großen Stadt ifolirt, ohne 
dab fich Jemand um fie Fümmerte, dahin lebten, oder aus anderen Grün 
den bis dahin von Niemanden bemerkt war, bei der genaueren Beauffichti- 
gung und Gontrolle in der Haft endlich al3 das anerfannt werden, was 
fie find. Der unterfuchende Arzt findet dann nicht felten vollftändig ab» 
gelaufene Procefje vor, die auf jahrelanges Beftehen der Geiftesjtörung mit 
Sicherheit fchliegen laſſen. Außerdem ijt aber aud) eine wirklich plößliche 
Entftehung einer Geiſteskrankheit, namentlid) bei disponirten Menjchen nicht 
fo gar felten. Es kann damit ein jahrelang dauernder Zuftand eingeleitet 
werden, mitunter aber fann die Krankheit auch ſich in einem einzigen fehr 
furze Zeit dauernden Anfall erfhöpfen. Die Krankheit verläuft entweder 
continuirlich, was natürlich zeitweife Nemiffionen und Verſchlimmerungen 
nicht ausſchließt, oder intermittirend, indem ihr Verlauf durch längere oder 
fürzere Zeiten anfcheinender Gefundheit unterbrochen wird. (Lucida intervalla.) 
Mitunter folgt regelmäßig auf eine maniacalifche Periode ein Zuftand von Me: 
lancholie und dann eine Zeit fcheinbarer Gefundheit. (Folie cireulaire, Falret.) 

Wirklich gefund ift der Kranke auch in den Jucidis intervallis ebenfo- 
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wenig wie ein Menſch, der an Wechfelfieber leidet, zwifchen zwei Anfällen 
defjelben und bejondere Schwierigkeiten dürfte die Beurtheilung der Thaten 
eines Geiſteskranken, die er in einem lucidum intervallum ausgeführt hat, 
faum bereiten. — 

Die Geiſteskrankheiten dauern entweder bis zum Tode, oder fie gehen 
in Heilung über. Bemerfenswerth ift auch in forenfifcher Beziehung die 
Neigung zu Necidiven, welche bei einmal pſychiſch Erkrankten nach der Hei— 
lung fortbeiteht und nicht felten wohl auch dadurd) zu erklären ift, daß die 
Heilungen feine volljtändigen waren. Der Umftand, daß ein Menfc einmal 
geiſteskrank geweſen ift, wird fchon allein zu befonderer Borficht in ber 
Beurtheilung aller fpäteren Handlungen defjelben auffordern. Nicht uner- 
wähnt mag bleiben, daß Geiftesfrantheit fehr häufig, nachdem fie unheilbar 
geworden, eine Form annimmt, welde dem Laien den Glauben erweden 
fann, daß völlige oder fajt völlige Genefung eingetreten fei. Wir werden 
bei Beiprehung der Schwädezuftände hierauf zurüdfommen. 


8. 7. 
Formen der Geifteöfranktheiten. — Depreffions-Zuftände, 
Melandolie und Hypodondrie. 


Da die eigentlihen Krankheitsprocefie, die pathologischen Zuftände des 
Gehirns bei Geiftesfrantheiten noch jo wenig befannt find, läßt ſich auf 
Grund derfelben eine Eintheilung nicht geben, fondern wir find darauf an- 
gewiejen, die Aeußerungen der Krankheit allein zu berüdfichtigen, aus den 
Symptomen an der Hand der Erfahrung typifche Krankheitsbilder zufammen- 
zuftellen und analoge Krankheitsbilder in größere Gruppen zu vereinigen. 
Zemehr die Wifjenfchaft das Wefentliche vom Unweſentlichen zu trennen, für 
Scheinbar differente Erfcheinungen allgemeinere Gefichtöpunfte zu gewinnen 
vermochte, deſtomehr ift die früher jo complicirte Eintheilung der Geijtes- 
frantheiten vereinfacht worden. — 

Sn der nachſtehenden kurzen Schilderung der hauptſächlichſten Formen 
der Geiftesftörungen folgen wir weſentlich der muftergültigen Beſchreibung 
Grieſinger's und theilen mit ihm diefelben in drei Gruppen: Depreſſions— 
Zuftände, Eraltations:Zuftände und pſychiſche Schwäche-Zuftände. Zu der 
erjteren gehören die Melandolie und Hypochondrie, zu der zweiten bie 
Tobſucht und der Wahnfinn und zu der dritten Verrüdtheit und Schwach— 
finn refpective Blödfinn. Diefe Grundformen gehen nicht felten in einander 
über und es tft ein gewöhnlicher Werlauf der Geiftesfrankheiten, daß fie 
mit Deprefjions: Zuftänden (Melancholie) beginnen, dann in Craltations: 
Zuſtände und ſchließlich in Schwächezuſtände übergehen. Der Grundzug 
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der Melancholie befteht in einer fchmerzlihen Gemüthäverftimmung, welche 
fi) bald als völlige Verzagtheit nad) dem Bilde eines tiefen Kummers, 
bald als wilde Verzweiflung, mitunter jogar als eine Art von geges Alles 
protejtirenden, gegen Alles fid) opponirenden Mergers daritellen fann. An- 
fangs kann fich der Kranke diefer Stimmungen als unmotivirter krankhafter 
bewußt fein, über diefelben reflectiren, er kann beifpieläweife dem Arzte 
ſchildern, wie er unter denfelben zu leiden habe und ihn aufs Inftändigite 
bitten, ihn davon zu befreien, jehr bald aber muß er zunächſt fi, feine 
Verhältnifje und die ganze Welt in dem Lichte feiner Stimmung jehen, er 
wird durch die geringiten Uebeljtände in hülflofe Verwirrung geſetzt, fürchtet 
für fih und die Seinen von der Zukunft nur das Schlimmite und ift 
außer Stande, Alles, was ihm vortheilhaft und günſtig ift, zu erkennen, 
zu würdigen und zu verwerthen. Im UWebrigen fann hierbei feine Intellis 
genz noch volljtändig frei fein, er fann feinen Geſchäften nachgehen, fein 
Amt verwalten und wird bei feiner Umgebung eher den Glauben erregen, 
daß er von einem geheimen Kummer gequält oder von einem Unglüd be 
troffen, als daß er frank ſei; mit der Zeit aber fommt es auf jenem im 
$. 4 geſchilderten Wege des Erklärungs-Verfuches zu wirflihen Wahn: 
Vorftellungen, deren Inhalt, beſtimmt durch die Perfönlichkeit, die früheren 
Interejien, den Character des Kranken, oder auch durch äußere Umftände 
der Krankheit ihrer äußeren Erſcheinung nad) fehr verfchiedene Formen geben 
fann. Die Erfenntniß, daß er alle Dinge mit anderen Augen anfieht, fie 
anders beurtheilt als früher, kann zu der Vorftellung einer Vertauſchung 
oder Verwandlung der eigenen Perfönlichleit (Melancholia metamorphoseos) 
und wenn abergläubifche oder religiöfe Ideen mit im Spiel find, zu der 
Vorftellung des Behert - Verzaubert = Befefjenfeins (Dämonomanie) führen, 
oder Weranlafjung geben zu der Vorftellung, daß die ganze Welt verän- 
dert und verwandelt fei. Die ſchmerzliche Stimmung felbjt, welche das 
Product der Krankheit ift, und ihren Grund im Innern des Kranken hat, 
führt zu Wahnvorftellungen, welche, oft unterftügt durch Sallucinationen, 
diefelbe als die Folge äußerer Urſachen hinftellen; der Kranke glaubt ſich 
durch Feinde verfolgt, welche feinen Körper und Geift nachtheilig beein- 
flufjen, ihm in feinen Angelegenheiten überall zu ſchaden fuchen, fein Leben 
bedrohen (Verfolgungs-Wahn), oder er bildet ſich ein, fchredliche Verbrechen 
begangen, dadurd dem Geſetz und weiterhin den Strafen des Himmels ver- 
fallen zu fein; er fühlt ſich volljtändig fchlecht, für Zeit und Ewigleit un: 
rettbar verloren, Sinnestäufchungen können ihm wunderbare Simmelszeidhen 
vorfpiegeln, die er mit feinem Wahn in Zufammenhang bringt, und bie 
ihn in demfelben beftärken, oder fie zeigen ihm das Feuer, welches vom 
Himmel fällt, um die ganze fündige Welt zu zerftöven, lafjen ihm die 
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drohende Stimme Gottes hören (Melancholia religiosa) u. f. w. Iſt es 
erit zu derartigen eclatanten Wahnvorftellungen gelommen, fo bietet die 
Beurtheilung des Zuftandes, wenn aus demfelben heraus eine geſetzwidrige 
That vollbracht wird, in Feiner Weife Schwierigkeiten dar und meijtens ift 
dann fchon vorher der Zuftand der Kranken ihrer Umgebung in feiner 
ganzen Bedeutung klar geworben. Anders liegt die Sache, wenn eine in 
dem erften Stadium der Melancholie vollführte Handlung zur forenfifchen 
Unterfuhung des Thäters Veranlafjung giebt. Schon die bloße Gemütha- 
verjtimmung kann Quelle und ausſchließliche Veranlaſſung geſetzwidriger 
Handlungen werden. Sehen wir ab von bloßen Unterlaſſungen oder Fahr: 
läffigfeiten, zu denen fie ſelbſtverſtändlich leicht führt, fo können aud) ge: 
waltthätige und fchredliche Thaten direct aus derjelben, ohne Vermitte— 
lung von Wahnvorftellungen, wenn auch mandmal unter Mitwirfung von 
Sallucinationen hervorgehen. Das pſychiſche Schmerzgefühl kann eine ſolche 
Seftigfeit erlangen, daß der Kranke nur noch die eine Empfindung behält, 
daß fein Zuftand unerträglih ſei und unter allen Umständen irgend mie 
geändert werden müſſe. Es entiteht dadurch der Anreiz zu einer beliebigen 
Handlung der Verzweiflung (raptus melancholicus) wobei meift das Ge- 
fühl einer inneren entfeglichen Angſt, welde hauptfählih in der Magen: 
gegend gefühlt wird (Präcordial-Angſt) eine wichtige Rolle fpielt. Die 
zunächſt liegende That ift in ſolchem Zuftande der Selbftmord, der jedoch 
bei Melancholikern aud) häufig genug, wie es pfychologifh wohl erflärbar 
ift, mit völliger Ruhe und Ueberlegung ausgeführt wird. Ebenfogut wie 
gegen die eigene Perſon kann jedoch auch die Aeußerung des negativen Af- 
fectes gerichtet fein gegen Andere und es find gerade häufig die liebiten 
Angehörigen, die Kinder, oder auch völlig fremde Perfonen, die zufällig 
dem Stranten in foldyen Zuftänden entgegentreten, welche er dann hinopfert. 
" Wurde der Thäter bis zur That für geiſteskrank noch nicht gehalten, fo er- 
geben ſich für feine Beurtheilung Schwierigkeiten, die mitunter fehr groß 
find. Es wird in folden Fällen darauf ankommen, nachzuweifen, daß die 
Veränderung in dem ganzen Wefen des Thäters, welche aud) feine Umge: 
bung in der Regel gemerkt haben wird, feine deprimirte Stimmung, feine 
Verzagtheit, Berfchloffenheit und Menfchenfheu u. f. w. Product einer 
Krankheit waren und durd reelle Verhältnifje feine Erklärung finden, und 
es wird dann ferner die That felbft vom pfychologifchen Standpunfte aus 
genau zu prüfen fein. Was den erfteren Punkt betrifft, fo finden fich mit- 
unter allerdings Umſtände vor, welche eine gewifje Gemüthsdepreſſion pfycho: 
Iogifch erflären könnten und gerade dann kann das Krankhafte des Geiftes- 
zuftandes leicht überfehen werden, jedoch wird es völlig far, wenn fid) 
feftitellen läßt, daß jene widrigen Berhältniffe eine zu ihrer Bedeutung ganz 
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außer Proportion ftehende ungemefjene Reaction im Gemüthe hervorrufen. 
Wenn 3. B. nur ein ganz Heiner Fehler in der Amtsführung, eine leichte 
Nüge der Vorgefehten einen Beamten fo völlig in Verzweiflung fegen, daß 
er fich für entehrt oder für unfähig zu jeder ordentlichen Arbeit hält, von 
der Idee erfüllt wird, daß er den Abfchied befommen und feine Familie 
in's Elend geftellt werden müßte, -— wenn ein reicher Kaufmann nad 
einem Eleinen Berlujt, einer mißglüdten Operation feinen Banferutt vor 
Augen fieht, und ſich bMımt wie Jemand, dem er wirklich bevorfteht, fo 
wird das Krankhafte der Stimmung nicht verfannt werden fünnen. Wo 
ed unmöglich ift, einen tieferen Einblid in die Verhältniffe zu thun, kann 
es allerdings zweifelhaft bleiben, ob man es mit einer durch die Umftände 
gerechtfertigten und genügend motivirten Seelenftimmung oder mit den 
Heußerungen einer Krankheit zu thun habe. Won den in neuerer Zeit 
leider nicht felten vorfommenden Füllen, wo auf den Mord der Familie 
der Selbſtmord des Vaters oder der Mutter folgte, werden gewiß manche 
auf Rechnung melandolifcher Geiftesfrankheit zu ftellen fein, daß es aber 
nicht alle find, wird fchon allein dadurch bemwiefen, daß mitunter 4, 5 und 
mehr erwachſene Blieder einer Familie verabredetermaßen gleichzeitig mit 
eigener Sand ihrem Leben ein Ende machen, nachdem vorher die kleineren 
Kinder getödtet waren. In einem folden Falle gleichzeitige Geiſteskrankheit 
bei den erwachjenen Perfonen anzunehmen, ift offenbar unftatthaft. (Tod 
ber Familie Huth, Mai 1870). Mitunter wird die nachträgliche Schilde: 
rung des Thäterd von feinem Geifteszuftande zur Zeit der That oder fein 
Benehmen bei derfelben oder feine Beobahtung in der Unterfuhungähaft 
Momente ergeben, durch welche ſich Verzweiflung von melancholiſcher Geiſtes⸗ 
franfheit unterfcheiden läßt. Wirkliche materielle Noth kann am leichteften 
zu ſolchen Ihaten der Verzweiflung führen und wo nicht dieſe das Motiv 
it, ſondern beifpielöweife eine Mutter ihre Kinder umbringt, um fie den 
Verſuchungen der ſchlechten Welt zu entrüden, fie durd ihren frühen Tod 
fiherer der Seligkeit theilhaftig zu machen oder Aehnlides, da ift der 
Verdacht einer Geiftesftörung bereits gegeben. Aehnlich verhält es fich mit 
denjenigen, welche zu dem Entſchluß des Selbſtmordes gefommen, denfelben 
nicht direct ausführen, fondern aus Feigheit oder anderen (Schein-)Bründen 
eine dritte Perſon tödten, um dann auf das Schaffot zu fommen. Wie 
Mord und Selbitmord, jo können auch Verlegungen oder Verſtümmelungen 
der eigenen oder fremder Perfonen oder Zerſtörung lebloſer Gegenjtände 
durch Melancpolifer zur Ausführung kommen. 

Nas die Hypochondrie betrifft, fo können wohl nur die äußerjten 
Grade berfelben als wirkliche Geiftestranfheit aufgefaht werden, doch giebt 
es Fülle genug, welche hierzu vollftändig berechtigen. Wenn ſchon der 
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geifteögefunde Sypochonder fich in einer deprimirten Gemüthöftinmung be— 
findet, welche durch krankhafte körperliche Zuftände bedingt, ihn veranlaßt, 
denfelben eine übermäßige Wichtigfeit beizulegen, feine Aufmerkſamkeit mehr 
und mehr auf fein Förperliches Befinden gefefjelt erhält, und die wunder: 
lichten Vorftellungen über die Natur feiner mannigfadhen Krankheiten, die 
auöfchweifendften Befürdhtungen über die Folgen derfelben erzeugt, jo kann 
ſich dies alles in einem Grade fteigern, daß der Kranke fchließlich jedes 
Intereſſe für andere Dinge verliert, feine Pflichten vernachläſſigt, ausſchließ— 
lich in Selbjtbeobachtung verfunfen it, und daß feine Vorftellungen fo exor: 
bitant werben, daß hierdurch die Annahme geiftiger Gefundheit ausgefchlofjen 
wird. Als Beweis wirklicher Geijtesfranfheit wird es angejehen werden 
können, wenn neben jenen unbejtimmten franfhaften Empfindungen, welche 
den Hypochonder hauptfächlich befchäftigen, auch Sinnestäufhungen im Bes 
reiche der höheren Sinnesorgane auftreten, wie 3. B. ein von mir beob- 
achteter geiftesfranfer Hypochonder die Lebensfäfte aus gewifien, übrigens 
völlig normal befchaffenen, Hautſtellen ausftrömen und dann als ein röthlich 
gefärbtes unbeftimmtes Etwas in der Luft umbherfliegen ſah; er fühlte daf- 
jelbe auch und behauptete, daß es eine klebrige Beichaffenheit habe. Außer: 
dem wird ein gewifler Grad von Geiſtesſchwäche bei dem wirklich geiſtes— 
kranken Sppochonder faſt ſtets nachweisbar fein. Gefegwidrige Handlungen 
dürften, wenn man nicht Vernadhläffigung von Pflichten dahin zählen will, 
aus der Sypochondrie faum hervorgehen und fie hat deshalb, namentlich im 
Vergleich zur Melancholie ein ſehr untergeorbnetes forenſiſches Intereife. 


8. 8. 
Eraltations-Zuftände (Mania), Tobſucht und Wahnfinn. 


Die Eraltations= Zuftände, welche mit dem gemeinfamen Namen ber 
Manie (im weiteren Sinne) bezeichnet werden, entjtehen entweder primär, 
oder entwideln fich aus der Melancholie, fo daß die lehtere als ein längeres 
oder fürzeres Vorläuferftadium derjelben erfcheint. Wefentlich ift bei ihnen 
die erhöhte Spannung und Erregtheit der MWillensthätigfeit, verbunden mit 
einer erhöhten erpanfiven Gemüthsſtimmung. Aus diefen Grund-Elementen 
können fich zwei verfchiedene Formen, die Tobſucht und die Manie oder 
der Wahnfinn (im engeren Sinne) entwideln. In der Tobfucht nämlich) 
führt der den Kranken beherrfchenden Drang ſich zu bethätigen, feine immer: 
fort und mit Lebhaftigkeit ſich erzeugenden Willensimpulfe direct zu Sand: 
lungen, und es wird gewifjermaßen durch Grimaffiren, Schwagen, Schreien, 
Singen, Umberlaufen, ober durch Zerftörung von Gegenjtänden der krank— 
hafte Trieb befriedigt. Der Tobfüchtige lärmt, fchreit, zerreißt feine Kleider, 
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zerichlägt die Möbel, und greift Perfonen an, nicht weil er etwas Be- 
ftimmtes damit bezwedt, fondern weil er e8 eben muß und nicht anders 
fann. Wenn auch Wahnvorftellungen oder Sinnestäufchungen feinem Drange, 
irgend etwas zu thun, momentan eine bejtimmte Richtung geben mögen, 
jo find diefelben dod im Allgemeinen zu flüchtig, um auf fein geijtiges 
Weſen einen bejtimmenden Einfluß auszuüben und höchſtens können die im 
flüchtigen Strom einander drängenden Voritellungen einen Zujtand von 
Verwirrung herbeiführen. Der Wahnfinnige empfindet denfelben Drang, 
dafjelbe Treiben, indem fich aber die Empfindung einer gewiſſen Leichtigkeit 
des Vollbringens, die Empfindung erhöhten Könnens, des leichteren Fluſſes 
der Vorſtellungen und einer erhöhten Energie aller pfychifchen Thätigfeiten, 
bejonders geltend macht, fommt er auf dem mehrerwähnten Wege des Er: 
Härung3-Berfuches zu beitimmten Wahnvoritellungen, die fih in ihm firiren 
und fein ganzes geiftiges Weſen dauernd beeinfluffen. Diefe lajjen ihn 
wahnfinnige Pläne entwerfen, ſich wahnwitzige Ziele vorjteden und in dem 
bewußten confequenten Verfolgen derjelben wird der Grundftimmung, dem 
Drange nad) außen Genüge gethan. In formeller Beziehung kann das 
Denfen nicht nur lange Zeit ziemlid richtig von Statten gehen, fondern 
es Tann ſogar der Anfchein fchlagfertigen Witzes, gejteigerten Scharfjinnes 
erregt, das Erinnerungsvermögen erhöht fein, überall jedoch geht der Krante 
der Wahnvorjtellungen wegen von falfchen Prämifjen aus und fommt daher 
zu falfchen Refultaten. Wie bei der Tobfucht, fo fommen beim Wahnfinn 
gleichfalls Sinnestäufhungen häufig vor, unterſtützen die überzeugende Kraft 
der Wahnvorftellungen und erregen neue. Nicht gerade häufig find Tob- 
ſucht und Manie (im engeren Sinne) ganz ftrenge von einander zu fcheiden 
und nicht felten gelangt diefe oder jene gelegentlich in dem Tobſüchtigen 
auftauchende Wahnvorftellung eine größere Perfiftenz als gewöhnlich, wäh: 
rend andererfeit3 auch bei Wahnfinnigen Tobjuchts: Anfälle oder längere 
Perioden einer tobfüchtigen Erregtheit vorfommen. Was den Inhalt der 
Wahnvorftellungen betrifft, fo ift derfelbe bei Tobfüchtigen ein höchft wech: 
jelnder. Beim Wahnfinnigen dagegen beſtimmt er weſentlich die äußere 
Erſcheinung der Krankheit. Befonders häufig macht ſich entfprechend der 
Grunditimmung des Kranfen der Größenwahn bemerflid. In feinen Ans 
fängen zeigt derjelbe ji darin, daß der Kranke feine Fähigkeiten, Körper: 
fraft, Schönheit, Character, Vorzüge einfach überfchätt, bald aber geht er 
über die Grenzen des Denkbarmöglichen hinaus, bildet ſich ein, er fei im 
Beſitz unermeßlicher Neichthümer, der größte Maler, Dichter, Sänger, Kunſt— 
reiter u. ſ. w. feiner Zeit in einer Perſon, er fei Fürft, König, Kaifer, 
Gott, die Dreieinigfeit. Die phantaftifche Selbftüberfhäsung dehnt ſich 
auch aus auf Alles, was mit ihm in Berührung kommt, geftaltet vom Grund 
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aus feine Umgebung um und verjeßt ihn in ein eigenes Zauberreid. Bei 
Vorwiegen einer religiöfen Richtung hält ſich der Kranke für einen Pro— 
pheten, für den Meffias, der die Aufgabe habe, die Welt zu befehren, 
alles Unrecht auszurotten und das taufendjährige Reich herbeizuführen — 
Vifionen, die Stimme Gottes, welde er hört, ftärken feine Weberzeugung 
und werden die Richtſchnur feines Handelns (mania religiosa). Oder er 
fühlt fih zum politischen Neformator berufen, und will auf neuen Wegen 
die Menſchheit der Glücfeligfeit entgegenführen, oder durch neue Erfindun— 
gen Jedermann reich und glüdlidy machen; oder der bei diefen Kranken 
oft jehr gefteigerte Gefchlechtötrieb bejtimmt den Inhalt ihrer Wahnvoritel- 
lungen. Sie fühlen ſich glüdlic als begünftigte Liebhaber von Prinzefjin- 
nen, von Königinnen — oder glauben von jeder beliebigen Dame, die fie 
treffen, Zeichen des Einverftändnifjes und der Aufmunterung zu erhalten. 
Diefe Beifpiele mögen genügen, da bei der unendlich großen Mannigfaltig: 
feit der Formen, welche beziehentlich des Inhalts der Wahnvoritellungen 
der MWahnfinn darbieten fann, das Weſen defjelben doc immer dafjelbe 
bleibt. In der äußeren Erfcheinung des Kranken, feinem Geſichts-Ausdruck⸗ 
der Art feines Benehmens, der Red- und Schreibeweife, in feinem Anzuge 
jpiegelt fi) das oft wieder, was in ihm vorgeht. 

Während die Handlungen des Tobfüchttgen triebartig und unmotivirbar 
find, erfcheinen häufig diejenigen des MWahnfinnigen planmäßig und wohl 
überlegt. In der feiten Ueberzeugung von der Realität feiner Wahnvor: 
ftellungen, kann er ein durchaus gemefjenes Betragen haben und der Wahn: 
witz feiner Handlungen ergiebt fi) mehr aus ihren Motiven und ihrem 
Endzwed ald aus der Art und Weife, wie die Mittel zu feiner Erreihung 
angewandt werden. Bei Tobfüchtigen wie bei Wahnfinnigen ift häufig ihr 
Zuftand ein jo offenbarer, daß die Beurtheilung ihrer Handlungen ſich von 
felbjt ergiebt, und namentlich bei Wahnfinnigen wird man nicht felten die 
That direct mit bejtimmten MWahnvorjtellungen in urſächlichen Zufammen- 
bang bringen können. Die Schwierigfeiten, welche ſich in Praxi ergeben, 
find folgende: Ber der Tobfucht entitehen fie entweder dadurch, daß eine 
geſetzwidrige That in einem fehnell vorübergehenden Anfall der Krankheit 
begangen wurde, oder darin, daß die Krankheit ſelbſt einen nur mäßigen 
Grad der Entwidelung zeigt, jo daß es dem Sachverftändigen ſchwer wird, 
das wirkliche Bejtehen derfelben dem Richter überzeugend zu ermeifen. Die 
Tobſucht tritt nicht felten periodifch auf, und die einzelnen Anfälle, welche 
Stunden oder Wochen dauern können, find durch fürzere oder längere 
Zwifchenräume, während welcher ſich Krankheitserſcheinungen überhaupt nicht 
nahmeifen lafjen, getrennt. Wird in einem ſolchen Anfalle eine jchwere 
That, die dann meiſtens gewaltfam und rüdjichtslos ift, begangen, fo würde 
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der Nachweis, daß ähnliche Anfälle, namentlich auch folche, in melden der 
Kranke fein Unheil angerichtet hatte, vorangegangen waren, für die Be: 
urtheilung von großer Wichtigkeit fein. War jedoch etwa der betreffende 
Tobfuchts-Anfall der erjte, und unter Umftänden fann er fogar der einzige 
für das ganze Leben bleiben, jo wird die Cache fehr ſchwierig; namentlich) 
wenn er fchnell vorüberging, womöglich mit der Ausführung der That auch 
ſelbſt erloſch. Neben der allgemeinen pfychologifchen Würdigung der That 
an fich, welche in ſolchen Fällen mit den wichtigften Theil der Exploration 
ausmachen muß (jiehe unten), wird es darauf anfommen, prädisponirende 
und ätiologifhe Momente aufzufinden, welde erfahrungsgemäß derartige 
Zuftände zu erzeugen im Stande find. Sierher gehört in erfter Reihe die 
Epilepfie, ferner Gehirn-Congeſtion, namentlid bei Säufern, Sonnenftich, 
der Gebär:Act, gewiſſe Intoricationen (Kohlen Dryd, Narcotica). Diefe 
Fälle haben neben den oben erörterten melancholiſchen Zuftänden ein großes 
Gontingent für die mania sine delirio und die analogen Categorien geliefert 
und werden großentheild auch unter den Begriff der mania transitoria zu- 
fammengefaßt. 

Zuftände einer mäßigen tobfüchtigen Erregung, wie fie mitunter dem 
Hervortreten einer prägnanteren Form von Geiftestranfheit vorangehen, 
aber auch Jahrelang beftehen können, ohne daß fich etwas Weiteres aus 
ihnen entwidelt, werben ihrer wirklichen Bedeutung nad) oft ſchwer erkannt. 
Der Kranfe zeigt feine Mahnvorftellungen, er redet nicht irre und wirb 
feines ganzen Verhaltens wegen vom Laien eher für moralifch verfommen, 
charalterlos, liederlich und auäfchmweifend gehalten als für frank und feine 
Krankheit ergiebt fi mehr aus der Prüfung feiner Handlungen als 
aus dem, was er bei Unterredungen mit ihm äußert. Er verläßt bie 
Bahnen eines geregelten Lebens, wird der Spielball feiner Leidenfchaften, 
deren Antrieben er ſich rüdhaltlos hingiebt, fett fi über die Schranten 
bes Anftandes, der Moral und des Gefetes hinweg, verliert die Fähigkeit 
durch regelmäßige Ihätigfeit nach verftändigen Zielen zu ftreben, während 
er mit ungeftiimer Haft und unruhigem Drange bald nad) einer bald nad) 
der anderen Richtung hin ſich bethätigt. Cine genauere Prüfung läßt in 
der Regel troß einer oft blendenven Redeweiſe, troß eines anfcheinenden 
Scharfſinns eine Abfhwächung der Intelligenz erkennen und man findet 
dad Urtheil oberflächlich, beeinflußt durch den jeweiligen Affect und durch 
diefelbe Unruhe und Haft, welde ſich im Bereiche der Willensthätigleit 
bemerkbar macht. Es wird meiftens in folden Fällen fchwer, eine ein- 
zige Aeußerung oder Handlung” aufzufinden, aus der man das Krankhafte 
deö ganzen Zuftandes zweifellos erweifen könnte, und doc giebt es Fälle, 
in denen ein Sacdverftändiger gar nicht im Zweifel fein kann, daß er es 
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mit einem Kranken zu thun habe. Eein Urtheil ftüßt ſich meiſt auf fol- 
gende Momente: 

1) Das ganze Thun und Treiben des Unterfuchten bietet oft in feinen 
Einzelheiten und in dem ganzen Eindrud, den es macht, eine auf- 
fällige Aehnlichleit mit dem Krankheitsbilde der, welches man bei 
Menfhen Wochen oder Monate lang beobachtet, ehe fie in offenbaren 
Wahnfinn, Raferei oder fonft eine unzweideutig ausgeprägte Form 
von Geijteöfrankheit verfallen oder welches zweifellos Geiſteskranke 
zeitweife während der Nemifjion anderweiter Zuftände darbieten. 

2) Sehr häufig zeigt fih in dem Verhalten der zweifelhaften Perfönlich- 
feit eine gewifje Periodicität und man hat Gelegenheit jenen aufge: 
regten Zuftand zu vergleichen mit dem zeitweife zu Tage tretenden 
rubigeren, in welchem das frühere normale Wefen des Menfchen zum 
Vorſchein kommt. 

3) Mitunter läßt ſich nachweiſen, daß der verdächtige Zuſtand in Folge 
folder Schädlichkeiten, welche Geiſteskranlheit bedingen könnten, ſich 
entwickelte, und man hat Gelegenheit, den früheren geſunden Zuſtand 
mit dem krankhaften zu vergleichen. 

4) In anderen Fällen, wo ſich der fragliche Zuſtand mit dem Heran— 
wachen des Menfchen mehr und mehr offenbarte, mo die ganze 
geiftige Entwidelung von vorn herein als eine perverfe erfcheint, wirft 
der Nachweis herebitärer Dispofitionen das richtige Licht auf bie 
Natur deſſelben. Es foll nicht verfchwiegen werben, daß Fälle vor: 
fommen fönnen, in denen ſelbſt erfahrene Sachverftändige mit ein- 
ander in Betreff ihrer Beurtheilung in Widerſpruch gerathen können, 
und wo erjt der weitere Verlauf der Sache mitunter nad Jahren 
die Richtigkeit der einen oder der anderen Auffaſſung ermeift. 

Zu dieſer Kategorie gehört noch eine Form von GBeiltesftörung, welche 
unter dem Namen Querulanten-Mahnfinn befannt ift und häufig die Duelle 
mannigfacher Verationen der Richter und Gerichts-Aerzte wird. Daß, mie 
Caspar annimmt, in der Regel das gekränkte Nechtsgefühl Veranlaſſung 
zu ihrer Entftehung gäbe, fcheint mir nicht in der Erfahrung begründet 
und wenn die Kranfen häufig genug immer und immer mieber auf einen 
beitimmten Fall zurüdlommen, in welchem ihnen ihr Recht nicht geworden 
oder Unrecht zugefügt worden fei, fo beruht dies häufig ſchon auf einer fal 
ſchen Auffaffung der Verhältnifje. Bei Gelegenheit irgend eines Procefieg, 
in bem fie verurtheilt worden, benehmen jich foldhe Kranke ungebührlich, 
bezüchtigen in der Appellation die Zeugen des Meineides, Die Richter der 
Nachläffigkeit oder des Einverftändnifjes mit der Gegenpartei und vermwideln 
fi fo, während fie den erften Procek durch alle Injtanzen treiben, in eine 
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Reihe von neuen Procefjen, indem fie wegen Injurien, Amtschrverlegung 
oder dergleichen angeflagt werden. Weberall zeigt ſich bei ihnen die uner- 
fchütterliche Ueberzeugung, daß fie in allen Stüden Recht haben, und daß 
jever, der ihnen entgegentritt, ein Dummfopf oder Schurke ſei und ein troß 
aller Erfahrungen nicht zu bemältigender Drang, ihr eigenes Recht und die 
Schlechtigkeit Anderer zu erweifen. In ihrer Selbſtüberſchätzung beftärten 
fie ſich meift durch Lefen juriftifcher Bücher und fommen zu der Idee, in 
Rechtsſachen das competentefte Urtheil zu befiten. 

Wenn alle Rehtäinftangen erfchöpft find, wenden fie fid) mit Befchwerbe- 
fhriften und Anfhuldigungen an den Minifter, das Staatd- Minifterium 
und den König und gelangen bald zu der Anſicht, daß, lediglich um fie 
zu unterbrüden, oder zu kränken, ſämmtliche Richter, Collegien und Behör- 
den in einer Art von Complott gegen fie ftänden. Nachdem fie meiſt mehr: 
mal3 wegen Amt3-Chrverlegung und Beleidigung beftraft find, werben dann 
in der Regel ihre Eingaben in Form und Inhalt fo auffällig, ihre ganz 
unmotivirten Anfchuldigungen gegen alle möglihen Perfonen jo maßlos, 
daß es dann endlich zu einer Exploration ihres Gemüthszuftandes kommt, 
welde das Jahre lange Bejtehen einer Geijtesfranfheit nachweiſt. Meift 
ift dann ein erheblicher Grad von Verworrenheit und Schwachſinn bereits 
unverkennbar. 


8. 9. 
Fortſetzung. Paralytiſcher Blödfinn. Epilepfie. 


Die Schwierigfeit, welche die Beurtheilung der Handlung Wahnfinni- 
ger barbietet, wird zum Theil dadurd; bedingt, daß der Wahnſinn derfelben 
nicht fofort zu Tage tritt. Der Richter kann mit ihnen vielfach verhandeln, 
ohne daß fie Wahnvorftellungen producirten oder irre redeten, die betreffende 
Handlung kann planmäßig angelegt und geſchickt durchgeführt fein und das 
eigentlihe im Wahnfinn beruhende Motiv bleibt verborgen. In folden 
Fällen wird es dem Sachverſtändigen meift nicht ſchwer fallen, die Natur 
des Zuftandes zu erfennen, der an fich zu irgend welchen Zweifeln dann 
weiter feine Veranlaffung giebt. Im Uebrigen wird der Wahnſinn zmweifel- 
hafte Zuftände nur bedingen, wo er noch in feiner Entwidelung begriffen 
it. Dies gilt namentlih auch von einer fpeciellen Form des Mahnfinns, 
welche durch die Häufigkeit ihres Vorkommens befondere Bedeutung erlangt 
hat und als progreffiwe Paralyfe der Irren oder paralytiih Blöbfinn 
bezeichnet wird. Cie verdankt diefen Namen dem Umftande, daß fchon früh: 
zeitig fich gewiſſe Zeichen von Lähmung bei dem Aranten bemerkbar machen 
(Anftopen mit der Zunge beim Ausſprechen gewifler Buchitaben, fpäter 
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allgemeine Schwerfälligkeit in den Bewegungen der Zunge, Ungleichheit der 
Pupillen, Unficherheit des Ganges) und daß fie fat ausnahmslos mit 
völligem Blödfinn und Lähmung der verfchiedenften Körpertheile endigt. 
Das dem Blödfinn vorangehende maniafalifhe Stadium zeichnet fi) aus 
durch erquifites Größen-Deltrium, in der oben näher gefchilderten Weife und 
wenn der Kranke ſich für einen Kaifer hält, von den Millionen, die er jähr: 
lich einnimmt, fpricht, von feinen Riefenfräften, feiner Fähigkeit alle Spra— 
hen zu reden u. f. w., dann iſt auch dem Laien fein Zuftand völlig Mar. 
Vorher aber giebt es eine oft fich länger hinziehende Periode, in der Beden- 
fen über die Zurehnungsfähigfeit wohl entftehen fönnen. — Wenn der früher 
ruhige und vorfidhtige Kaufmann in Folge der fich bereits entwidelnden 
Krankheit gewagte Speculationen macht, fid) in unfichere, weit gehende Un— 
ternehmungen einläßt, der früher pünktlihe Beamte und gemifienhafte 
Namilien-Bater feine Pflichten vernadhläffigt, eine unregelmäßige Lebens- 
weife annimmt, fich allen möglichen Ausfhweifungen ergiebt, ohne daß vor- 
läufig Wahnvorjtellungen vorhanden wären, und während ſich nur erſt feine 
ganze Art zu empfinden und zu denken, in auffälliger Weiſe verändert hat, 
oder feine hochgefpannte Selbitempfindung, feine fühnen Pläne bei feinen 
näheren Bekannten Bedenken erregen, dann unterfcheidet ſich mitunter ber 
Zuftand nicht weſentlich von einem foldhen, in dem fich auch gefunde Men: 
fchen vermöge ihres Temperamentes, ihres Character und ihrer Lebens— 
weiſe befinden fünnen, und nicht felten wird die fpäter nur zu deutlich her: 
vortretende Krankheit ald Folge der vorangegangenen Ausfchweifungen oder 
dergleichen fälfchlich betrachtet, während diefe in Wahrheit bereits durch die 
Krankheit bedingt waren. Iene erwähnten oft erſt andeutungsweiſe vor- 
handenen Spuren von Lähmungen geftatten auch in diefem Stadium häufig 
genug den Sachverſtändigen ein ganz entfchiedenes Urtheil. Der Umftand, daß 
dieſe Krankheit oft fehr bedeutende Remiffionen macht, fann auch im weiteren 
Verlaufe derfelben einen ähnlichen Zuftand herbeiführen, wie er in der eriten 
Entwidelung war, und den irrigen Glauben an eine fchnelle Heilung erweden. 

Die befondere Wichtigkeit, melde die Epilepfie für das 
pfychiſche Verhalten des Kranken befist, mag es rechtfertigen, daß 
ih an dieſer Stelle, nachdem jener traurigen Krankheit bereits mehr 
fach vorübergehend Erwähnung gethan worden ift, hier noch im Zuſam— 
menhange, wenn gleih nur in fligenhaften Umriſſen die Geiftesftörun: 
gen der Epileptifer fchilvere.e Die Epilepfie ftellt fih in ihrer gewöhn— 
lichſten Form vorwiegend als ein frampfhaftes Leiden dar; meift geht 
als Vorbote des Anfall ein eigenthümliches Gefühl vorauf, die fogenannte 
Aura, welche bald wie die Empfindung eines fühlen Lufthauches, bald ala 
unbejtimmter Schmerz oder als ängjtliches Gefühl geſchildert wird. Sie 
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beginnt bald aus der Magengegend, bald vom Kreuze her, mitunter von 
der Narbe einer alten Verlegung, fteigt fchnell zum Kopf empor und wenn 
jie dieſen erreicht, ftürzt der Stranfe zufammen und verfällt in heftige 
Krämpfe. Er iſt dabei völlig bewußtlos und empfindungslos, und wenn 
der Anfall vorüber ift, ohne Erinnerung von dem, was mit ihm vorgegan- 
gen. Er glaubt ohnmächtig geweſen zu fein. In der Regel folgt auf den 
Anfall große Mattigfeit und Schlaf. Mitunter wird der Anfall eingeleitet 
oder gefolgt von einem maniafalifhen Zuftande. Der Kranke ift von qual: 
voll beängitigenden Wahnvorjtellungen befangen, durch Sinnestäufchungen 
verwirrt und auf's Aeuferfte erregt. Diefer Gemüthszuftand kann zu Ber: 
ftöorung der den Kranken umgebenden Gegenſtände und zu mwüthenden An— 
griffen auf Perſonen Veranlaffung geben. Mitunter können gewöhnliche 
epileptifche Anfälle mit manialalifchen Anfällen wechſeln und find bie 
eriteren nicht fchon früher beobachtet oder treten fie überhaupt fehr felten 
ein, fennt der Kranke das Webel nicht, an dem er leidet, fo kann die eigent- 
liche Natur diefer mania transitoria unklar bleiben. Außerdem Tann der 
Sadwerhalt verdunfelt werden, dadurch, daß die Krampfanfälle fich über: 
haupt nie völlig entwideln. In verfchiedenen Abjtufungen Fönnen fie fih 
reduciren bis zu einfadhen Schwindelanfällen mit fürzerem oder längerem 
Verluft des Bewußtfeins oder aud nur mit Verwirrung deſſelben. Die 
Andeutungen des vorhandenen Krampfleidens können auf diefe Art fo ge 
ringfügig werden, daß nur intercurrente deutlich ausgeprägte Anfälle, der 
Nachweis, daß früher folde vorhanden geweſen, oder der Umftand, daß 
Epilepfie in der Familie erblich ift, die richtige Würdigung derſelben er- 
mögliht. Wenn die Krämpfe nicht völlig entwidelt find, darf man erfah- 
rungsgemäß daraus nicht folgern, daß deshalb auch der Einfluß der Krank— 
heit auf das pſychiſche Verhalten der Kranken ein geringerer fein müſſe. 
Außer den tobfüchtigen Anfällen fommen bei Epileptilern auch noch andere 
weniger auffällige aber gerade deshalb in forenſiſcher Beziehung defto wich 
tigere Zuftände vor. Während derfelben ift das Bewußtfein völlig aufge: 
hoben oder in hohem Grade verwirrt, ohne daß das Benehmen des Kranken 
fo auffällig wäre, daß man es ihm fofort anmerken müßte, in welchem 
Zuftande er fich befindet. Während diefer Zeit, von welcher die Kranken 
gar feine oder nur eine ganz vermorrene allgemeine Erinnerung zurüdbe: 
halten (epileptifche Lüde), können felbftverftändlih von ihnen auch wider: 
rechtliche Handlungen begangen werden, und die Beobachtung zeigt (mas 
für die Diagnofe eventuell zu verwerthen ift), daß mitunter die Richtung 
diefer Handlungen und die Art und MWeife, wie fie zur Ausführung kommen, 
bei demfelben Kranken in verfchtedenen Anfällen in die Augen fpringende 
Analogien darbietet. Die Beurtheilung in foldem Zuftande ausgeführter 
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Handlungen wird mitunter ſehr fchmwierig fein. Die allgemeinen Griterien 
der Unfreiheit einer Sandlung (fiehe unten) laſſen hier wie fonft oft im 
Stich. Die Angabe des Angefchuldigten, daß er von der Ihat nichts wiſſe, 
oder nur eine traumhafte Erinnerung von derfelben habe, fo entfcheidend 
biefelbe fonft ift, fann auf Simulation beruhen. Es wird Alles darauf 
anfommen nachzuweiſen, daß wirklich ein epileptifches Leiden vorhanden fei, 
ed wird nachzuforſchen fein, ob ähnliche Zuftände von Geiftesabmwefenheit 
oder Verwirrung bereits früher bei dem XThäter beobachtet worden find, 
ohne daß diefelben zu Geſetzwidrigkeiten Veranlaffung gegeben hätten und 
dann mag die fogenannte pfychologifche Analyfe der Ihat felbit verfucht 
und ihr Nefultat berüdfichtigt werden. Selbftverftändlich ift es, daß nicht 
jede verbredherifche That eines Epileptifers ala in unfreiem Zuftande be- 
gangen von vorn herein angefehen werden darf, jedoch wird der bloße 
Nachweis vorhandener Epilepfie zur Borficht bei der Beurtheilung auffor: 
dern. Schließlich jei kurz erwähnt, daß wenn auch Epilepfie Jahre lang 
ohne allen Einfluß auf die Geiftesthätigfeiten bleiben kann, wie zahlreiche 
Beifpiele berühmter biftorifcher Verfönlichkeiten, welche mit diefer Krankheit 
behaftet waren, ermweifen, doch mit der Zeit in der Negel auch abge: 
fehen von allen Anfällen eine dauernde Abſchwächung der Intelligenz, große 
Reizbarkeit und Heftigkeit fich bemerkbar macht und daß nicht wenige Epi- 
leptiter als apathiſch Blödfinnige enden. 


8. 10. 
Schwädhezuftände, Verrüdtheit, Idiotie, Blödfinn. 


Zu den Schwädhezuftänden gehört der Blödfinn, die Idiotie und 
nad Griefinger auch die Verrüdtheit. Unter Verrücktheit verfteht man ben- 
jenigen Zuftand, welcher nur felten primär entftehend, in der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle fih aus den biäher erörterten Formen von Geijtes- 
franfheit herausentwidelnd ſich charakterifirt als eine Schwäche der Intelli- 
genz bei Anmwefenheit von Wahnvorftellungen, häufig auch von Sallucinationen 
und das gleichzeitige Fehlen einer tiefergehenden Gemüths-Affection. Je 
nachdem die Wahnvorftellungen mannigfaltig find oder ſich auf einzelne 
enger umgrenzte Borftellungsgebiete befchränten, unterfcheidet man die all 
gemeine Verrüdtheit (dementia) und die partielle Verrüctheit (firer Wahn, 
fire Idee). Der Unterfchied in dem Verhalten zmwifchen einem Melandjos 
lichen oder einem Wahnfinnigen und einem VBerrüdten, welcher diefelben 
Wahnvorftellungen bat, ift fehr augenfällig. Der lebtere kann die entjeß- 
lichften Dinge, die ihn, fo lange er nod in dem activeren Stadium der 
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Krankheit fich befand, in die äuferite Angft und Verzweiflung verſetzt hät- 
ten, mit größter Ruhe oder gar mit heiterem Geſicht erzählen; er Tann 
wie der Maniakaliſche im Größen: Delirium von feinen Schäben, feiner 
hohen Stellung fpredien, aber die hochgehenvde Empfindung, das ftolze ge: 
hobene Gefühl, aus dem urſprünglich jene Ideen hervorgegangen waren, 
ift verloren gegangen. Mit diefem Erlöſchen der Affecte gewinnen bie 
Kranken wieder eine größere Ruhe und die pfychiichen Thätigkeiten Tönnen, 
fofern nicht die zu große Verbreitung der Wahnvorjtellungen dies verhin- 
dert, fich wieder mit dem Anfchein größerer Gefehmäßigfeit in formeller 
Beziehung richtiger abwideln, wenn aud die Abſchwächung derjelben ftets 
mehr oder minder auffällig fein wird. Nicht felten werden die Wahnvor: 
ftellungen, ſoweit es geht, in Einklang unter einander und mit den that- 
ſächlichen perfönlichen Verhältnifien des Kranken gebracht, fie werden ſyſtema— 
tifirt, und wenn der Kranke ſich vollftändig ausfpricht, erhält man eine 
romanhafte mehr oder weniger phantaftifhe Erzählung, in welcher Wahres 
und Verrücdtes in der wunderbarſten Weife gemifcht ift. Iſt die Verrücktheit 
feine ganz allgemeine, verhindert die Verwirrtheit nicht das formelle richtige 
Denken in zu hohem Grabe, jo fünnen die MWahnvorftellungen mit beitem 
Erfolg verheimlicht werden und nicht felten erfennt man in Männern, bie 
in ihrem Gewerbe arbeiten, fi und ihre Familie erhalten, oder in Frauen, 
welche ihrer Wirthfchaft vorjtehen, wenn irgend eine Veranlafjung die Er: 
ploration berbeiführt, total Verrückte. Es kommt vor, daß mit foldhen 
Perfonen vor Gericht verhandelt, daß über fie geurtheilt wird, und daß 
erſt in der Appellations-Inftanz irgend ein Zufall, ein verrüdter Brief der 
Verurtheilten oder dergleichen, Zweifel über ihren Geifteszuftand refp. ihre 
Zurechnungsfähigkeit erregt. Iſt der Kreis, auf den ſich die Wahnvorftel- 
lungen beziehen, ein jehr enger, ift nur eine fogenannte fire Idee bei 
einem Menfchen vorhanden, fo macht diefes in Wahrheit feinen wefentlichen 
Unterfchied aus und die Tiefe der pfychifchen Läfion ift deshalb für eine 
viel geringere nicht zu halten. Die Anficht, daß ſolche Kranke bis auf ihre 
fire Idee geiftesgefund feien, ift eine irrige und es ift diefes bei der Beur— 
theilung der Handlungen folher Menſchen wohl zu beachten. Erſtlich kann 
man nie gewiß fein, ob die mit Vorliebe geäuferte Wahnvorftellung die 
einzige fei, ferner aber fett diefelbe, wenn fie wirklich die einzige wäre, ftet3 
eine tiefe Störung ſämmtlicher pſychiſchen Thätigfeiten voraus. Denkt man 
fih 3. B. einen Menfchen, der fich einbildet, feine Beine feien von Glas, 
oder der fich einbildet, er fei Kaifer Napoleon: meld eine Menge von fal- 
ſchen Empfindungen, Vorjtellungen und Urtheilen muß vorausgefeht werben, 
damit eine derartige verkehrte Ueberzeugung zu Stande fomme und allen 
Bründen der Vernunft zumider fich behaupte. Wenn ein folder Menfch 
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wirklich anfcheinend vernünftig fpridt und fid in feinen Handlungen fo 
einrichtet, daß er in dem gewöhnlichen Treiben des Lebens, ohne ſonderlich 
auffällig zu werben, mitgeht, jo wird doc) jede feiner Handlungen, die fich von 
dem Gemwöhnlichen einigermaßen entfernt, mit größter Vorſicht aufzufafien 
fein. Nie itt man bei einem ſolchen Menfchen ficher zu fagen im Stande, 
mie weit ſich unter der Oberflähe und unfichtbar die Wurzeln der anſchei⸗ 
nend einzigen Wahpvorftellung verbreiten. Eine Hindeutung darauf erhält 
man nicht felten durch die Entdedung, wie wunderbare, oft mit ihrem Wahn 
zufammenhängende Bedeutungen die derartig Verrüdten völlig gleihgültigen 
(eigenen oder fremden) Sandlungen beilegen, wie fie e8 möglich madjen, irgend 
melde unerheblihen, fie in feiner Weiſe berührenden Begebniſſe mit fich 
und ihrem Wahn in Zufammenhang zu bringen. Die Unterfcheidung diefes 
Zuftandes von angewöhnten Sonderbarteiten und Grillen bei pſychiſch ge 
ſunden Menfchen wird fich zum Theil aus der Anamneje ergeben, melde 
bei dem Partiell-Verrückten auf den primären melandolifchen oder mania= 
kaliſchen Zuftand zurüdführt, theil3 wird eine genauere Prüfung des Ge- 
müthszuftandes eine Abſchwächung der Intelligenz, der Willens-Energie und 
aud meist der Fähigkeit in gewöhnlicher Weife gemüthlich afftzirt zu wer: 
den (Gemüthsleere), ergeben. Wo diefe Eigenfchaften nicht an ſich genügend 
bervortreten, wird man fie entveden beim Vergleiche des Kranken in feinem 
dermaligen Zuftande, mit dem, was er früher in feiner gefunden Zeit war, 
und jene ſchon oft erwähnte Veränderung in dem ganzen Wejen des Men: 
Shen, welche mit der Entwidelung der Krankheit Hand in Hand ging, wird 
meiftens irgend wie fejtäuftellen fein. Auch Caspar'3 Bemerkung, daß ein 
Sonderling die Berührung feiner firen Idee wohl erträgt, fie als folche 
felbit bezeichnet, über diefelbe mitlachen kann, daß dagegen bei dem partiell 
Verrüdten jedes Belämpfen feiner Wahnvorjtellungen, jeder Verſuch fie 
mit Gründen zu widerlegen, jedes Bejpötteln derjelben große Aufregung 
hervorruft, daß es fogar im Sinne diefer Wahnvorftellung faſt ausſchließlich 
bis zu einem energiſchen Affecte noch kommen kann, ift practifch wohl ver: 
werthbar. Uebrigens würde vielleicht eine fachverftändige Erploration bei 
manchen jener Sonderlinge, weldje als Beifpiel dafür angeführt wurden, 
daß mit fonderbaren Schrullen und firen Ideen geiftig gefunde Menjchen bes 
haftet fein können, zu der Entdedung führen, daß fie wirklich frank jeien. 
Die vollftändige Demenz und allgemeine Verwirrtheit hat für die Straf- 
rechtöpflege faum irgend ein Interefje, wird ihr wenigitens nie Schwierig: 
feiten bereiten. Bemerkt fei ſchließlich, daß wenn wir die Verrüdtheit ven 
der Manie und Melandolie im Vorſtehenden fo ſcharf gefchieven haben, 
diefes mit Recht nur bei den vollitändig entwidelten Krankheitsformen ge: 
ſchehen kann. Der Uebergang von der Melandolie und Manie zur Ver: 
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rüdtheit ift ein allmäliger und nur allmälig verblafien die Affecte der er: 
fteren, während die legteren bei ihrer Entwidelung nod) längere oder fürzere 
Zeit einen mehr oder weniger deutlichen Anftrich von derjenigen Krankheits- 
form behält, aus der fie hervorgeht. 

Idiotie und Blödfinn unterfcheiden ſich hauptſächlich durd die 
Urfahen und die Art ihrer Entitehung. Idiotie iſt ein angeborener Zus 
ftand oder entwidelt jih im früheſten Kindesalter in Folge von Krankheits— 
Prozefien im Gehirn. Diefe legteren, wenn fie beim Rinde im Mlutterleibe 
verlaufen, find aud zum Theil die Urfache der angeborenen Idiotie, jedoch) 
kann die leßtere auch herrühren von gewiſſen Einflüffen, welche jchon bei 
der Zeugung wirkſam waren. Die Kinder von Geiftesfranfen, Epileptifchen, 
Tobfüchtigen und taubjtummen Menſchen find nicht jelten Idioten und aud) 
aus Ehen unter zu nahen Bluts-Verwandten gehen oft idiotifche Kinder 
hervor. Die mit bejtimmten Schädelmißbildungen, verfchiedenartiger Ver: 
früppelung des ganzen Körperd und mit Kropf verbundene Art der Idiotie, 
welche in manchen Gebirgsthälern (Steyermarf, Salzburg, Graubündten, 
Wallis) endemifch vorfommen, nennt man Kretinismus. Der Blödfinn 
entwidelt fi) primär in Folge von Krankheiten des Gehirns und feiner 
Häute in jpäterem Lebensalter, oder er tritt bei hochbejahrten Perfonen als 
Theilerfcheinung der Altersfhwäce hervor, oder er bildet den Ausgang 
irgend welcher vorangegangener anderweitiger Geiftesfranfheiten. Bei der 
Idiotie wie beim Blödfinn ift der „Mangel an Seelenkräften® die Grund: 
erſcheinung und man kann verfchiedene Abitufungen berfelben unterſcheiden. 
Wie viele man aufftellen und wie man diefelben benennen will, (stupiditas, 
imbecillitas, fatuitas, amentia) ift gleihgültig, wichtig nur, daß man bei 
Beurtheilung der Zurechnungsfähigfeit ſolcher Menſchen in jedem concreten 
Falle genau den Grad der geiftigen Schwäche wird feftitellen und hiermit 
die Natur der incriminirten Handlung wird in Vergleih bringen müffen. 
In dem äußerten Grade des Blödfinns (apathifcher Blödfinn) und ber 
Idiotie ift von Beiftesthätigfeiten überhaupt faum die Nede und die Kranken 
vegetiren eigentlich nur. Sie zeigen feine Spur von Denfvermögen, von 
Willensthätigfeit, und höchftens die rein thierifchen Triebe machen fich be 
merkbar. Wenn dieje wirklich zu geſetzwidrigen Handlungen führen, wird 
die Beurtheilung nie Schwierigfeiten machen. Bei den geringeren Graden 
des Blödjinns und der Idiotie wird vor Allem die Entwidelung der Intelligenz 
zu prüfen fein. Das Vermögen Gut und Böfe überhaupt unterſcheiden zu 
fönnen, die Erfenntniß der Strafbarkeit einer Handlung allein bereditigt 
jedoch nicht, freie Willensbejtimmung anzunehmen. Einen gewiſſen Grad 
von Unterfcheidungsvermögen für Gut und Schlecht, Verbotenes und Er: 
laubtes findet man aud bei Kindern und man fünnte hinzufegen bei einem 
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dreffirten Hunde, bei Feititellung der Zurechnungsfähigkeit aber wird eine 
weitergehende Erkenntniß der moralifhen und ethifchen, im gewiſſen Grabe 
auch der criminalrehtlihen Bedeutung einer Handlung erfordert werden 
müfjen. Mit diefer Erkenntniß hängt dann weiter zufammen die Miöglid): 
feit, die Folgen einer folden Handlung (für den Thäter und das etwa ge 
ſchädigte Dbject) zu beurtheilen. Außerdem ift nicht aus den Augen zu 
lajien, daß bei ſolchen geiftesfchwachen Perfonen zugleich einerfeit3 die na— 
türlihen Triebe oft energifcher find, DT Tee Ueberlegung 
weniger ein Gegengewicht finden und hierdurch) veiheit der Willens: 
bejtimmung weſentlich beeinträchtigt werden fann, ſelbſt wenn das Unter: 
ſcheidungsvermögen genügend entwidelt erſcheinen follte. 







Vierter Abſchnitt. 


Allgemeine Diagnofe der Neifteskrankdeiten. 
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Allgemeine Diagnofe der Beiftesfrankheiten. 


Aus dem Borftehenden geht, wie ich hoffe, zur Genüge hervor, und 
ih würde hierdurch einen Sauptzwed meiner Arbeit für erreicht halten, daß 
es nicht immer leicht ift, zu erfennen, ob ein Menſch geiftesfrank ift, oder 
zu gewiſſer Zeit geiftesfranf war, daß vor Allem ein Menfch fehr wohl 
pigchifch ſehr erkrankt fein kann, obgleich er dem Nichter gegenüber „ganz 
vernünftig” fpricht, über feine perfönlichen Verhältniffe genügende Auskunft 
giebt, alle auf die incriminirte Handlung und deren Motive bezüglichen 
Fragen anfcheinend ſachgemäß beantwortet und fi namentlich für das 
Auge des Nicht-Sachverſtändigen Beobachterd ganz und gar jo benimmt, 
wie andere Angefchuldigte in derjelben Lage. Sehen wir ab von den Fällen, 
wo die geijtige Störung nur zur Zeit der That vorhanden und bei der 
Unterfuhung ſchon wieder vorübergegangen war, fo kann, wie wir gefehen 
haben, ein Geiftesfranfer vorhandene Wahnvorftellungen verheimlichen, wirt: 
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lich von ihm geäußerte Wahnvorftellungen können, fo lange fie im Bereich 
des Möglichen liegen, und der Widerſpruch, in dem fie mit der Wirklichkeit 
ftehen, nicht feitgeitellt ift, vertannt werben; felbjt ohne bejtimmte Wahn 
vorftellungen kann wirkliche Geiftesfrantheit bei ihm bejtehen. Das Denken 
fann bei ihm in formeller Beziehung ziemlich richtig von Statten gehen, 
wodurch feine Rede- und Schreibweife den Anjtrid des Vernünftigen 
gewinnt, feine in Wahrheit krankhafte Gemüthslage Tann eine foldhe fein, 
wie fie unter Umftg auch wohl bei Getjtesgefunden vorfommt und 
eben deshalb falſch @.: werben. Die That felbjt muß nicht immer 
den Stempel der Verrüdtheit tragen, fie fann planmäßig und mit Ueberle— 
gung ausgeführt fein, es können fich für diefelbe in Wirklichkeit oder dem 
Anschein nad verbrecheriſche Motive auffinden lafjen und nad) der That 
kann fic der Thäter ähnlich benehmen, wie wirkliche Verbrecher, und trogdem 
fann er ein Geiftesfranfer fein. Wenn bei einem folden Menſchen dann in 
der Unterfuhungähaft eine oder die andere auffällige Erfcheinung zur Beob— 
achtung kommt, oder derfelbe anfängt fremdartige Ideen zu äußern, durd) 
welche er mit feinem bis dahin befundeten vernünftigen Verhalten in Wis 
derſpruch zu treten fcheint, fo ift es ungeredhtfertigt, fofort an eine Simu— 
lation zu denken, und wenn der Sachverſtändige nad) vorangegangener Er: 
ploration einen ſolchen Menfchen für geiftesfrant erflärt, darf der Richter 
ein ſolches Urtheil deshalb mit Mißtrauen nicht empfangen, weil die oben 
erwähnten Umjtände ihm gegen das Bejtehen einer Geiſteskrankheit zu fprechen 
jcheinen und der Angellagte dasjenige Bild nicht darbietet, welches fich felbft 
der gebildete Laie von einem geiftesfranten Menfchen zu machen pflegt. 
Obgleich e3 natürlich ift, dab in allen forenfiihen, Fällen bei der 
Unterfuhung des Gemüthszuftandes eines Menfhen hauptfächlich die That, 
melde ihn mit dem Strafgefeß in Conflict gebracht hat und melde die 
Veranlafjung gab, da man ſich für feinen Gemüthszuftand intereffirt, in 
eriter Reihe in's Auge gefaßt wird, und daß man aus der Analyje derfelben 
die für die Beurtheilung derfelben erforderlihen Momente zu erlangen fucht, 
fo iſt diefes Verfahren doch nur in wenigen Fällen vom medizinischen Stand: 
punft aus als zweddienlih anzuertennen. Man wird ſich bejtreben müfjen, 
den ganzen Menfchen in förperlicher wie pfychifcher Beziehung nad allen 
Richtungen hin kennen zu lernen und nicht nur wie er ift, fondern wie er 
zu dem geworden, was er ift. Gewiß werden viele Irrthümer bei ber 
Beurtheilung zweifelhafter Gemüthszuftände mit der Richtung auf Feitftel- 
lung der Zurechnungsfähigfeit nur deshalb begangen, weil die vita ante 
acta des Thäterd oder medizinisch geſprochen, die Anamneſe nicht genügend 
feitgeftellt ift. Die Ermittlung hereditärer Anlage zur Geijtesfrankheit, von 
früheren Anfällen folder Krankheiten bei dem Angellagten, felbft die Art 
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feiner geiftigen Entwidelung vom Kindesalter an, förperliche Krankheiten, 
welde früher durdhgemadt wurden, oder die Einwirkung anderweiter Um: 
ftände, welche für die Entjtehung von Geijtesfrankheiten in ätiologifcher 
Beziehung wichtig find, werden in vielen Fällen von entjcheidender Wich— 
tigfeit fein und zweifelhafte Geifteszuftände in das richtige Licht ftellen. 
Jene mehrerwähnte Veränderung in den Lebensgewohnheiten, der An: 
Ichauungsmweife, dem Temperament und Character eines Menſchen wird na= 
mentlih, wenn fie dur äußere Umftände nicht motivirt und mit einer 
gewiſſen Plöglichleit vor ſich ging, oft ein wichtiges Kennzeichen der Ent: 
widlung einer Geifteöfranfheit abgeben und der Vergleich; des derzeitigen 
Zuftandes mit den früheren normalen den eriteren als krankhaft aufveden 
laſſen. Faßt man denfelben an ſich ins Auge, wie er zur Zeit der Unter: 
ſuchung fi) daritellt, fo würden (von acuten fieberhaften Krankheiten fehen 
wir natürlich ab) MWahnvorftellungen und Sinnestäufchungen ſchon allein 
die Geiſteskrankheit erweiſen können. ind diefelben nicht vorhanden, fo 
ergiebt genauere Nahforfhung oft, da der Erplorat ohne zu deliriren ſich 
und feine Verhältnifje und alle feine Beziehungen zur Welt falſch auffaßt, 
man findet, daß bei ihm die Thätigkeit des Vorſtellens in materieller oder 
formeller Weife nach einer oder der anderen oben gejchilderten Richtungen 
abmweicht, daß fein Urtheil, feine Schlüffe mangelhaft oder unrichtig find. 
Man prüft ferner die Sphäre des Empfindens, unterfucht, wie in dieſer 
Beziehung der Erplorat den auf ihn wirkenden Einflüffen gegenüber reagirt, 
welches feine Gemüths=Berfaffung ift. Ueber den Zuftand der Willens: 
thätigfeit Tann man im Gefängnif nur im beſchränkten Maße Auffchluß 
erhalten, obgleich auch das ganze Verhalten und Benehmen während der 
Unterfuhungähaft und Erploration gemwichtige Fingerzeige darbieten Tann. 
Hat man jo die pfychifchen Thätigkeiten nad) allen Richtungen hin durch: 
forſcht, ſo kann man ſich ein Gefammtbild des GBeijteszuftandes entwerfen 
und wird dann zu prüfen haben, ob daſſelbe ſich von dem eines geiftig ge: 
ſunden Menfchen mehr oder weniger entfernt, und wenn dies der Fall ift, 
ob es befannten Typen von geiftigen Störungen entjpricht oder nicht. Die 
gleichzeitige Unterſuchung des körperlichen Zuftandes wird mitunter durch 
Nachweis von Leiden, welche mit Geiſteskrankheit erfahrungsgemäß in Con— 
ner zu ftehen pflegen, entfcheidende Griterien liefern fünnen. Gelangt man 
auf diefem Wege zu dem Schlufje, daß der Erplorat zur Zeit der Unter: 
ſuchung geiftesfranf fei, fo wird nicht felten die Form der conjtatirten Krank— 
heit ohne Weiteres zu dem Schluffe berechtigen, daß er es auch bereit zur 
Zeit der That geweſen fei, indem nämlich diefelbe eine derartige ift, daß 
daraus auf längere Dauer der Krankheit gefchlofjen werden fann. In je 


dem Falle wird man von der Gegenwart ausgehend bie in etwa conftatirten 
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früheren Handlungen des Kranken fich bemerkbar machenden Spuren ber 
Krankheit jo weit als möglich rüdwärts verfolgen und hierbei natürlich die 
ineriminirte Handlung felbft befonders in's Auge falfen. Kann man durch 
die Unterfuhung zur Zeit vorhandene Zeichen geiftiger Störung nidt fin 
den, fo ift dadurch die Möglichkeit ihres Beftehens zur Zeit der That noch 
nicht auögefchloffen. Man wird an jene vorübergehenden oder periodijchen 
Störungen, welche wir kennen gelernt haben, denfen müflen, fo wie an die 
Möglichleit, daß zur Zeit der Unterfuchung eine jener erheblichen Nemif: 
fionen dauernder Geiftesfranfheiten gerade vorhanden fein lönne, während 
welcher diefelben ji) nur durch ſchwache Andeutungen verrathen. Die feit- 
geftellten anamneſtiſchen Umſtände werden dann hauptfädhlich zur Stellung 
der Diagnofe benugt werden müſſen. Eine Schwierigkeit folder Falle liegt 
darin, daß der Gerichtöarzt mehr oder weniger auf die Angaben des Er: 
ploraten felbit angewieſen iſt, die er doch nur mit einer gewiflen Reſerve 
benußen darf. Indeſſen giebt es zum Glüd eine jo große Anzahl körper: 
licher und pfychifcher Symptome, deren Tragweite felbit der gebildete Laie 
meist zu beurtheilen außer Stande tft und die in ſolchen ihm unbefannten 
Beziehungen zu einander ftehen, daß ihre Mitteilung durch den Erploraten 
doc ein werthvolles Material für die Beurtheilung liefert. Gerade in 
folchen Fällen wird die genaue pſychologiſche Analyfe der incrimi= 
nirten That jelbjt, welde meiſt durch die richterliche Unterſuchung in 
allen ihren Beziehungen Elar gelegt ift, eine Hauptrolle fpielen. 


$. 12. 


Pſychologiſche Analyje der incriminirten That. — Simulirte 
Geiſteskrankheit. 


1) Die That ſelbſt kann ihrer Natur nach eine ſolche ſein, daß ſie 
an ſich den dringenden Verdacht einer beſtehenden Geiſtesſtörung erregt; 
Thaten können ſo ungewöhnlich, reſpective ſo entſetzlich ſein, daß man von 
vorn herrein zur Ehre der menſchlichen Natur geneigt iſt, anzunehmen, 
ein vernünftiger Menſch könne ſie nicht begangen haben. Dagegen iſt 
allerdings nicht aus den Augen zu laſſen, daß die Extreme der Leiden 
ſchaft, der furor, in welchen Verbrecher bisweilen bei Ausübung eines 
Mordes gerathen, der menfhlihen Natur felbit ſich entfremden Fönnen 
und der Thäter über das beabfichtigte Ziel hinmweggreifen wird, und daß 
jelbjt Faltblütige Graufamfeit dem Opfer mitunter unnüge Dualen bereitet 
und fi) an denfelben weidet. Diejenigen Verbrechen, denen der Ge- 
ſchlechtstrieb als Motiv zum Grunde liegt, erfcheinen dem gefunden Ur: 
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theile eines ruhigen und mit den Irrgängen jener Sphäre unbelannten 
Menfchen oft fo unbegreiflih und unerklärlich, daß hierbei leicht der falfche 
Schluß gemadt wird, die in Anklage geftellten Handlungen könnten wohl 
nur einem geiſteskranken Menfchen eine ſinnliche Befriedigung gewähren, 
während der mit diefen Gegenftänden bekannt gewordene ſelbſt für die 
auffälligiten Handlungen diefer Art Analogien finden wird, welche bewei— 
fen, daß zur Erflärung derjelben die Annahme einer Geiftesfranheit nicht 
unumgänglich erforderlich iſt. Faſt nur von der Anthropophagie fünnte man 
behaupten, daß diefelbe (in civilifirten Ländern) an ſich ſchon den Be: 
weis der Geiſteskrankheit des Thäters liefere. Es jei bemerkt, daß wenn 
mehrere Thäter fich bei einer ihrer Natur nad fo auffallenden That be: 
theiligt haben, hierdurch die Vermuthung, daß diefelbe das Product einer 
Geiſteskrankheit ſei, widerlegt wird. 

2) Weiter wird zu vergleichen fein die That mit der Individualität 
des Thäters. Miderfpricht dieſelbe vollftändig dem Character deflelben, 
läßt fie fich aus den Neigungen und Leidenſchaften defjelben in feiner Weife 
erklären, „iteht jie", wie Caspar ſich ausdrüdt, „im geiftigen Leben des 
Thäters ifolirt da*, fo erregt diejes dringenden Verdacht, da dem Wefen 
des Thäters fremde Elemente, eventuell aljo Frankhafte bei ihrem Zuftande- 
fommen mitgewirkt haben. Diefer Punkt fteht: 

3) im engen Zufammenhange mit der Prüfung des Motives für die 
That. Gelingt es ein entjchieven verrüdtes Motiv aufzufinden, die That 
auf Wahnvorftellungen direct zurüdzuführen, fo ergiebt ſich ihre Beurthei- 
lung von felbjt, ebenfo, wenn die That in feiner Weife geeignet war, bie 
durch das Motiv gegebenen Zwede zu realifiren. Läßt fich irgend ein 
Motiv, ſelbſt ein verbrecherifches oder verrüdtes, für die That überhaupt 
nicht auffinden, (hiermit knüpfen wir an den sub 2 befprocdhenen Punkt 
an,) jo wird man zu der Annahme gebrängt, daß innere pathologifche 
Vorgänge diefelbe zur Erfcheinung gebradht haben. In Betreff dieſes 
Schluſſes ift natürlich die äußerfte Vorſicht geboten, und er iſt überhaupt 
nur ftatthaft, wo die ganze MWerfönlichteit des Thäters Mar gelegt iſt, 
weil ja felbjtverftändlich der äußere Anfchein trügen, der Widerſpruch zwi— 
hen Character des Thäters und der That ein fcheinbarer, die verbreche— 
riſchen Motive verborgene fein fönnen. Mitunter fann das wahre Motiv 
überfehen werden, weil es anfcheinend mit der daraus wirklich hervorge- 
gangenen That ihrer Schwere wegen in einem zu argen Mifverhältnif 
zu ſtehen ſcheint, ala daß man beide in urfählihen Zufammenhang mit 
einander bringen dürfte. Der Beurtheiler fann den Fehler begehen, Motiv 
und That von feinem Standpunkte, dem eines gebildeten moralifchen ruhi⸗ 
gen Menfchen aus, zu beurtheilen, während es erforderlich ift, ſich auf den 
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Standpunkt des Thäters zu ſtellen, von welchem aus dann die Sache ſich 
ganz anders darſtellt. Man wird es dann nicht unbegreiflich finden, wenn 
3. B. ein dummer Hirtenjunge, um aus dem verhaßten Dienft nad) Haufe 
zurüdzufehren, oder fih für eine Strafe zu rächen, das Strohdad feines 
Herrn in Brand ftedt, und großes Unheil anrichtet, wenn ein leidenfchaft: 
licher Mensch ſich auf eine gerinfügige Urſache Hin zu einer ſchweren That 
hinreißen läßt, oder ein verhärteter Verbrecher ein Menfchenleben für 
einen nicht zu hohen Preis anfieht, um fich irgend einen geringen Vortheil 
zu verichaffen. 

4) Auch die Art der Ausführung der That, das Benehmen des Thä- 
ters vor, bei und nach derfelben fann bei Geiftesfrankheit characteriſtiſch 
fein. Die That eines Geijtesfranfen wird mitunter ohne Vorbereitungen 
mit erfchredender Plöglichleit in Gegenwart von Zeugen ausgeführt und 
der abnorme Zuftand des Thäters kann ſich in feiner ganzen äußeren Er: 
jcheinung deutlich ausprägen; doch kann auch Leidenſchaft zu ähnlichen Aus: 
brüchen führen und die Wuth des geiftiggefunden Thäters feinem Gebahren 
einen befremdenden Anſtrich geben. Andererfeitö fönnen, wie wir gefehen 
haben, auch zweifellos Getjtesfranfe eine Ihat lange vorbereiten und mit 
Ueberlegung ausführen. Die Art der Vorbereitungen felbit kann mitunter 
die Geiſteskrankheit verrathen. Der Umſtand, daß der Thäter nicht im 
Mindeiten Vorkehrungen trifft, um fi den Folgen feiner That zu ent- 
ziehen, fann einer doppelten Deutung unterliegen. E3 kann unter Umſtän— 
den hieraus geſchloſſen werden, daß der Thäter über die Natur feiner Sand- 
lung im Untlaren war, e8 kann aus dem den geiftigen Zuftand ſtark ver: 
dächtigendem Grunde gefehen, weil der Thäter die Abficht hatte, für feine 
That auf dem Schaffot zu büßen, es kann aber auch hierin fih nur ein 
Zug jener nicht feltenen Rüdfichtslofigkeit leidenſchaftlicher Thaten offen- 
baren. Daf auch Geiftesfranfe die Folgen ihrerThat vorher überlegen und 
denfelben vorzubeugen fuchen, zeigt die täglihe Beobachtung an den Ins 
fafjen der Irrenhäufer, welche mancherlei Unheil in überlegter und verftedter 
Weiſe anrichten und dabei das Bemwußtfein der ihnen drohenden Discipli- 
narfirafen befunden. Dafjelbe gilt 

5) von den Beltrebungen des Ihäters, nach) der That fi den Fol- 
gen derfelben zu entziehen. Sehr entſcheidend ift es, wenn es gelingt, 
nachzuweiſen, daß der Thäter ohne alle Erinnerung von dem ift, mas 
er gethan. Bei Zuftänden hochgradiger Verwirrtheit, bei epileptoiden Zus 
ftänden und manchen von denen, welde in die Gategorie der mania tran- 
sitoria gehören, ijt dies das gewöhnliche. Nicht immer übrigens zeigt das 
Benehmen des Thäters zur Zeit der That, daß er völlig ohne Bewußtfein 
handele. Andere Formen der Geiſteslrankheit geftatten eine genauere Er: 
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innerung. Daß der Thäter nach der That, auch wenn fie heimlich voll- 
führt war, hingeht, fich felbit denuncirt und feine Verhaftung verlangt, 
fann allerdings auch nach Thaten, die in der Leidenſchaft oder Verzweif— 
flung vollbradht waren, vorfommen, es iſt aber etwas Gemwöhnliches bei 
Melandpolilern, und die Art, wie fie ſich anfdhuldigen, wie fie die That 
darſtellen, iſt oft bezeichnend genug. Beſonders hervorzuheben ift, daß das 
bewußte Leugnen der That, der Verfuch, den Verdacht auf Andere zu len: 
fen, keineswegs ficher die Zurechnungsfähigfeit des Thäters ergiebt, fon- 
dern auch bei Geiſteskranken vorfommt, welche dazu durch die nämlichen 
Gründe veranlaft werden fünnen, welche fie zum Fliehen glei) nad) der 
That und dergleichen antrieben. Die Art und Weife wie fie fich dabei 
benehmen, verräth allerdings oft genug unverkennbaren Schwachſinn. 

6) Der Beifteszuftand nad der That. 

Ein heiteres aufgeräumtes Mefen nad einer fchweren That oder eine 
ruhige Gleichgültigleit kann den Thäter der Geiftesftörung verdächtig machen 
und oben iſt namentlid) von jenem Gefühl der Erleichterung bereits ges 
fprodhen, welches ein Melancholiler nad der That empfinden fann, doch 
bietet auch gerade der verhärtete Verbrecher unter Umſtänden ein ähnliches 
Verhalten dar. Reue nad) der That ſchließt anbererfeitö Geiſteskrankheit fei- 
nesweges aus und wird fehr wohl denkbar fein überall, wo die Intelligenz 
und das Urtheil nicht zu fehr gelitten haben. 

Mir fehen, daf es allerdingd mandherlei Züge und Eigenheiten giebt, 
weldye eine That, die aus Geiftesfrantheit hervorging, characterijiren können, 
wenn man fie in ihrer Verbindung miteinander und mit Rüdfichtnahme 
auf die Perfönlichkeit des Thäters betradhtet, nie aber wird aus dem 
Fehlen jener Griterien allein auf die geiftige Gefundheit zur Zeit der That 
zurüdzufchließen fein. 

Die Erkennung der Geiftesfrankheit in forenfiihen Fällen wird ba: 
durch erfchwert, daß die Möglichkeit einer Simulation ſtets mit in's Auge 
gefaßt werden muß. Man kann wohl fagen, daß die Verfuche Geiſteskrank— 
heiten zu fimuliren meiſtens fchlecht gelingen. Es gehört eine befondere Kennt: 
niß derfelben und eine befondere Gefchidlichkeit dazu, wie fie namentlich bei 
Perfonen von geringerem Bildungsftande nicht zu erwarten iſt. Meiſt bezieht 
fi die Simulation auf tobfüchtige Zuftände, apathifchen Blöbfinn oder 
Verrüdtheit. Die Aufdeckung derfelben wird bei genauer Beobadhtung durd) 
den Vergleich desjenigen Bildes, welches der Simulant darbietet, mit den 
Driginalen, die dem Gerichtäarzt frühere Erfahrung gezeigt haben muß, er: 
mögliht. Meift tragen die Simulanten zu ſtark auf, vermifhen Krank: 
heitöerfcheinungen, welche verfchiedenen Formen von Geiſteskrankheiten ange 
hören, verfehen e8 in Bezug auf die Reihenfolge der Erfcheinungen, wie 
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fie der wirkliche Kranfheitäverlauf darbietet, und produciren häufig, fo wie 
man bei einer Unterredung auf die That ſelbſt zu fprechen kommt, vorzuga- 
mweife ihre Künſte. In der Regel giebt auch ein Geiftesfranfer nicht zu, 
daß er geiftesfrant fei, während der Simulant ſich fürchtet, indem er die 
Geiftestranfheit leugnet, den Glauben an ihr Vorhandenfein zu erfchüttern. 
Ber Perſonen, die ſchon früher für geijtesfranf erflärt waren, findet man 
es allerdings nicht felten, daß wenn jie hinterher irgendwie mit dem Straf: 
gejeg in Collifion kommen, fie felbjt von ihrer Geiſteskrankheit fprechen, 
und fie zur Erceulpation zu gebrauchen verfuchen, obgleich fie innerlich von 
ihrer Gefundheit überzeugt find. Bei Schwachjinnigen und Verrüdten fann 
e3 fogar vorfommen, daß fie abfichtlich, wenn es ihnen paßt, Geiftesfrankheit 
fimuliren. Durd eine folde auf dem Grunde wirklich beitehender Geiftes- 
franfheit unternommene Simulation können merkwürdige und verwirrende 
Krankheitsbilder zu Stande fommen und die Gefahr liegt nahe, daß die oft 
meiſt wenig geichidte Simulation aufgededt, die außerdem wirklich vorhan- 
dene Geiſteskrankheit aber überfehen werde. Bon entiheidender Wirkung 
wird in Fällen zweifelhafter Simulation der Nachweis der oben mehrerwähn- 
ten fomatifchen Krankheits-Symptome fein. Wo nur immer der Verdacht der 
Simulation befteht, nicht weniger aber für jeden anderen nicht völlig klaren 
Fall ift, wie Liman richtig hervorgehoben hat, das Gefängniß ein wenig 
geeigneter Ort für die gerichtsärztliche Unterfuhung und im Interefle der 
felben iſt es geboten, den Exploranden einer Irren-Anftalt zu übergeben 
und ihn dort der Beobachtung” zu unterwerfen. 
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Fünfter Abſchnitt. 


Audere, den geifleskrankdeiten verwandte Zuftände, welche 
die freie Willensbeflimmung ausfchließen können. 


$. 18. 


Nahtwandeln, Schlaftrunfenheit, Trunfenheit, Gelüfte der 
Schwangeren, Affeete und Leidenschaften. 


Der Entwurf des Reichs-Strafgeſetzbuchs faßt außer dem durch krankhafte 
Störung der Beiftesthätigfeit veranlaften Ausfchluß der freien Willensbeftim- 
mung auch noch „andere Zuftände”, infofern fie denfelben Effect haben 
lönnen, in's Auge, und wir werden der Betrachtung derfelben noch einige 
Zeilen zu widmen haben. Die Beurtheilung gefegwidriger Handlungen, 
die etwa im Fieber: Delirium ausgeführt würden, bieten Schwierigkeiten 
nit dar. Die in allen Sandbücern erwähnten Nachtwandler haben 
gleichfalls ein geringes practifches Interefie, obgleich Fälle beobachtet find, 
in denen biefelben während ihres eigenthümlichen Zuftandes geſetzwidrige 
Handlungen begingen, ober wirkliche Verbrecher ſich durch Die Behauptung 
des Nachtwandelns zu exculpiren fuchten. Wichtiger find jene Zuftände 
des Halbfchlafes, der Schlaftrunfenheit, welche bei manchen Menfchen 
dem völligen Erwachen vorausgehen. Plötzlich aus einem, namentlich traum: 
vollen Sclafe erwedt, verharren mande Perfonen eine Weile in einem 
Zuſtande von Vermwirrtheit, bedingt durch Vermiſchung der Traum-Vorſtel⸗ 
lungen mit wirflihen Wahrnehmungen der noch umnebelten Sinne. Caspar 
Thayler und Andere berichten Fälle, in welchen folche verwirrte Perfonen 
Verbrehen ausübten. Meift handelt e3 ji) um Mord einer Perſon, die 
mit ihnen zufammenfchlief oder fie aus dem Traume erwedte. Die genaue 
Analyfe des Falls mit allen feinen fpeziellen Umftänden ergiebt die Dia- 
gnofe, welche durch den Umſtand gejtügt werben kann, daß der Thäter nad) 
weisbar ſchon früher beim Erwachen aus dem Sclafe in Zujtände von 
Verwirrtheit gerathen war. 

Ueber die im trunfenen Zustande ausgeführten rechtäiwidrigen Sand» 
lungen urtheilt nicht felten der Richter ohne Zuziehung des Gerichtäarztes, 
doch dürfte die Competenz des letzteren unbejtreitbar fein, wenn man er: 
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wägt, daß der Raufch nichts iſt, als eine accute (Mlkohol): Intorication. 
Die Gefeßbücher erkennen nur die höchften Grade der Trunfenheit als foldhe 
an, welche die Zurehnungsfähigfeit ausfchliegen und es ift allerdings felbit- 
verftändlich, daß bei einem ſinnlos Trunfenen, der ſich in völlig bewußt: 
lofem Zuftande befindet, von einer Freiheit der Willensbejtimmung nicht 
mehr die Rede fein kann. Diefelbe kann aber auch ausgeſchloſſen werden, 
ohne daß der Thäter furz vor und nad) der That den Eindrud der eigent- 
lihen VBolltrunfenheit machte. Der gewöhnliche Lauf des Raufches wird 
mitunter alterirt durch plöglich zuftande fommenden Blutandrang nad) dem 
Gehirn, welcher einen vorübergehenden maniafalifchen Zuftand oder eine 
aufgeregte Verwirrthsit bedingt und hierdurch, fowie durch gleichzeitige Sin: 
nestäufhungen können gewaltfame Thaten hervorgerufen werden. Die Menge 
der genofjenen Spirituofen giebt für die Beurtheilung folder Fälle wentg 
Anhalt, viel wichtiger ift die Erfahrung, daß durch Trunkſucht körperlich 
und geijtig bereits herabgefommene Individuen, ferner folde, die früher 
ſchwere Schädelverletzungen erlitten hatten, früher einmal wirklich geiftes: 
frank waren, und vor Allen auch Epileptifer leicht, wenn fie einmal beraufcht 
find, in derartige Zuftände verfallen fönnen. Große Hitze, vorangegangene 
Aufregung, Schlechte Luft des Lokals, in dem fich die Perfon befindet, oder 
die Einwirkung frifcher Luft nad) dem Berlaffen eines folden Aufenthalts- 
ortes können wefentlich dazu beitragen, bei anſcheinend vorher nur mäßig 
beraufchten Menfchen jene plötzliche Webermältigung der Pfyche herbei- 
zuführen. Der Grad der Erinnerung, welcher aus benfelben zurüdbleibt, 
giebt einen pafjenden Maßſtab dafür ab, in wieweit das Selbſtbewußtſein 
geftört war. Vergiftungen mit Narfoticis können vorübergehende Beiftes- 
ftörung gleichfalls erzeugen, fommen jedoch practifch wenig in Betradht. 
Der eigentlihe Säufer-Wahnſinn iſt die Folge chronischer Trunkſucht, dauert 
meift mehrere Tage, geht entweder in Heilung über, oder endet töbtlich, 
fann aber aud in chronifche Geiſtesſtörung fich fortfegen. Die Kranken 
find erregt, geſchwätzig, die Aufregung fteigert fi) zum Toben, Sinnestäu— 
ſchungen treten dazu (characteriſtiſch iſt, daß fie oft Mäufe, Schlangen, Heine 
ſchwarze Männer und Aehnliches fehen) und die Wahnvorftellungen geftalten 
ſich meift als Verfolgungs-Delirien. Der Schlaf fehlt gänzlich, feine Wie— 
derfehr bezeichnet den Beginn der Genefung. Unter den körperlichen Er: 
ſcheinungen ift namentlid) eine große Muskelunruhe (Zittern, unftäte heftige 
Bewegungen, Undeutlichfeit der Sprache) zu erwähnen. Der Trunlſucht 
al3 Urſache anderweiter Geiſteskrankheiten ift bereits oben mehrfach Erwäh— 
nung gethan. 

Was die fogenannten Belüfte der Schwangeren betrifft, jo muß 
ber Mißbrauch, welcher mit denfelben in der gerichtlihen Medizin früher 
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mitunter getrieben worden ift, allerdings zu einer gewiſſen Zurüdhaltung 
ihnen gegenüber Veranlaſſung geben, andererfeitS aber wäre es Unrecht zu 
leugnen, daß diefelben unter Umftänden ala Folgen eines krankhaften Zu— 
ftandes auftreten und in einer derart zwingenden Weife zur That treiben 
fönnen, daß durch jie die freie Willensbejtimmung als ausgefchloffen be- 
trachtet werden müſſe. Einzelne unwiderſtehliche Triebe, Folgen ifolirter 
Erfranfung der Willensthätigfeit bei ſonſt völlig intacter pfychifcher Befund: 
heit erfennen wir nicht mehr an. Bei Frauen iſt aber in der Schwanger: 
Schaft nicht felten die Veränderung des ganzen pfychifchen Weſens, der Art 
zu empfinden, der Sympathien und Antipathien eine fo bedeutende, daß fich 
daraus wohl aud eine Veränderung der Willensthätigfeit ergeben kann. 
Hierzu kommt, daß ja die nervöfen Affectionen des Magens allgemein be: 
fannt find, jene Pica, die ſich oft auf abjonderlihe und ungewöhnliche Ge: 
genftände richtet, und eö würde hierdurch die Beurtheilung einer geſetzwi— 
drigen Handlung, infofern diefelbe auf directe Befriedigung diefer Pica ge: 
richtet ift, unter Umjtänden wohl beeinflußt werden dürfen. Die Wiederkehr 
folder Sandlungen bei verfchiedenen Schwangerfchaften und ihre Unterlaf- 
fung auferhalb des ſchwangeren Zuftandes würden ſchwer ins Gewicht 
fallen und wenn im concreten Falle dann noch die im vorigen Paragraphen 
beleuchteten Criterien der Unfreiheit der Sandlung fich feftitellen ließen, fo 
könnte man wohl zu der Weberzeugung, daß die Willensfreiheit in der That 
auögefchlofien fei, gelangen, ohne daß man eine wirkliche Geiſteskrankheit 
als vorhanden annähme. Richtet fich dagegen das Gelüfte einer Schwan- 
geren auf werthvolle Gegenftände, die zum Genuß nicht beftimmt find, fo 
entfteht der dringende Verdacht, daß es ſich um einen gewöhnlichen Dieb- 
ftahl handele, und derfelbe wird verftärkt werden, wenn ſich die obenange- 
deutete franfhafte durch die Schwangerſchaft bedingte Veränderung der all 
gemeinen Gemüthöverfaffung nicht nachweiſen Täßt. 

Was die Affecte und Leidenfhaften betrifft, fo werden einige 
derjelben vom Strafgefegeber gewiſſermaßen als mehr oder weniger berech— 
tigt anerfannt. Wer durch eine ihm oder einem Angehörigen zugefügte 
Mithandlung oder fchwere Beleidigung zum Zorne gereizt, und hierdurch 
auf der Stelle zu einem Todtfchlag hingeriffen wird (Reichs-Strafgeſetzbuch 
8. 213) wird mit einer gelinderen Strafe belegt ala ſonſt der Todtfchläger, 
und wenn bei einer jtrafbaren Handlung der Thäter aus Bejtürzung, Furcht 
oder Schreden über die Grenzen der erlaubten Nothwehr hinausgegangen 
mar, (ebendaſelbſt S. 53) fo mwird angenommen, daß eine jtrafbare Sand» 
lung überhaupt nicht vorhanden tft. Im Uebrigen muß im Allgemeinen 
ein jeder Mensch die Folgen auch feiner im Affect begangenen Handlungen 
vertreten und die Erwägung, daß Die Temperamente wejentlich bedingt find 
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durch die allgemeine körperliche Organifation, kann hierin nichtö ändern. Ob 
der Richter durd) den Nachweis, daß z. B. Förperliche krankhafte Zuftände 
bei einem Angellagten vorhanden feien, welche ihn befonders reizbar machen 
und in Affecten einen befonders großen Einfluß auf fein Handeln verleihen ' 
(Leberleiden, fogenannte Stodungen im Blutumlauf des Unterleibes und 
Hehnliches), ein das Verfchulden milderndes Moment anerfennen will, muß 
ihm anheimgegeben werben. Etwas anderes iſt ed, wenn man eine herebitäre 
Dispofition für Geiftesfrankheiten, früher bei dem Thäter felbjt vorhanden 
geweſene geiftige Störung und vor Allem Epilepfie (die Iracundia morbosa 
der Epileptifer ift ja von alteräher befannt) als Urſache krankhafter Ge: 
müthöreizbarfeit und verminderter MWiderftandsfähigfeit gegen die durch Af- 
fecte geſetzten Erregungen nachzuweiſen, im Stande ift; in diefen Fällen 
fann eventuell bei einer im Affect auögeführten Handlung die freie Wil- 
lensbeſtimmung al3 ausgeſchloſſen angefehen werben. 
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Üersuch und Bollendung — 
Bon 


Dr. Schwarze, 


Generalftaatsanmwalt. 


Literatur: Die ältere Literatur f. bei Wächter, Lehrb. 8. S4f. und in dem 
Hauptwerke für dieſe Lehre: Zahariä, D. 8. v. Verſuche der Verbrechen 
Th. II. (Göttingen 1836) in der Seite XIf. befindlichen Zufammenftel: 
lung. — Die neuere Literatur insbei. bei Köftlin, Syſtem L ©. 214f. 
und bei Geib, Lehrbuch I. ©. 277f. — In Bezug auf die Behandlung 
des Verſuchs im Röm. Rechte find insbel. hervorzuheben: Cropp, Com- 
ment. de praeceptis juris Rom. circa puniendum conatum delinquendi. 
Heidelberg 1813. — Lelievre, Comment. de conatu delinquendi. 
Lovanii 1828. — Rein, Erin. R. d. Römer ıc. ©. 123. — Zachariä 
(j. vorjtehend). — Unter den Monograpbien der Nenzeit find bei. zu nen: 
nen (außer Zahariä, |. oben) Luden, Abbandl. Thl. I. (auch unter dem 
Titel: Ueber den Verſuch ded Verbrechens). 1836. — Krug, Die Lehre v. 
Verſuche ꝛc. Leipzig 1854. — Pfotenbauer, Der Einfluß des factiichen 
Irrthums auf die Strafbarkeit verf. Verbrechen. Reipzig 1838. — Dtto, 
Vom Verſuche ded Verbrechens. Reipzig 1854. — v. Bar, Zur Lehre vom 
Verſuche und Theilnabme ze. Hannover 1859. — v. Buri, Zur Lehre von 
der Theilnahme ꝛc. Gießen 1860. — Chop, Ueber Vorbereitung und Ver: 
ſuch. Leipzig 1861. — v. Buri, Abhandl. 1862. — Geyer, Erörter. ıc. 
Inebr. 1862. — Hiernächſt find zu erwähnen: Zachariä, in Goltdammers 
Ark. Bd. II. ©. 162f., 289. Br. V. S. 577f. — Bauer, Abbandt. I. 
©. 307f. (jener mit fpec. Beziebung auf das Preuß. Geſetzbuch). — Mits 
termaier, im N. Archiv des Crim.R. I. S. 1638. IV. ©. 1f. Sepp, 
ebendai. 1836. ©. 31f. und deffen Verſuche ꝛc. ©. 256f. — Vergl. no 
Geßler, Neber Dolus x. S. 105f. — Unter den neuern Lehrbüchern find 
bei. Hälſchner, Syſtem J. ©. 171f. und Köftlin, Syſtem I ©. 214f. 
fowie Berner, Lehrbuch $. 101f. zu erwähnen — Bon den Com: 
mentatoren der neueren Geſeßbücher: (Königr. Sachſen) Krug, Comm. I. 
©. 63f. (Ed. I.); (Preußen) Oppenhoff, Comm. (Ed. VI) ©. 1011. 
u. Befeler, Comm. ©. 137f. (j. oben auch Zachariä in Goltdammers 
Archiv); (Bayern 1861) Weis, L ©. 139f. u. Dollmann, L ©. 224f.; 
(Defterreih) v. Hye, L ©. 302f.; (Hannover) Leonhardt, Comm. I, 
©. 157f.; (Würtemberg) Hufnagel, Comm, I. ©. 125f. III. ©. 64f. 
und Hepp, Comm. I. &.489f.; (Großh. Helen) Breidenbad, J. 2. 
©. 123 f.; (Baden) Thilo, I. ©. 136f.; (Entwurf von Bremen $. 75f.) 
Donandt, Motive I. ©. 260f. . 
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Das Reichs-Strafgeſetzbuch beſtimmt über den Verſuch in $. 43—46 Folgendes: 


$. 43. Wer den Entichluß, ein Verbrechen oder Vergeben zu verüben, Durch 
Handlungen, welde einen Anfang der Ausführung diejes Verbrechens oder 
Vergehens enthalten, bethätigt bat, ift, wenn Das beablichtigte Verbrechen 
oder Vergeben nicht zur Vollendung gefommen ift, wegen VBerfuches zu be: 
ftrafen. 

Der Verſuch eines Vergebens wird jedoch nur in den Fällen beftraft, in 
welchen dad Geſetz dies ausdrüdlich beitimmt. 

$. 44. Das verſuchte Verbrechen oder Vergeben ift milder zu beftrafen, als 
das vollendete, 

Sft das vollendete Verbrechen mit dem Tode oder mit febenslänglichem Zucht: 
haus bedroht, jo tritt Zuchtbausftrafe nicht unter drei Jahren ein, neben wel: 
cher auf Zuläffigfeit von Polizei:Aufficht erkannt werden kann. 

Fit das vollendete Verbrechen mit lebenslänglicher Feftungshaft bedroht, je 
tritt Beftungebaft nicht unter drei Jahren ein. 

In den übrigen Fällen kann die Strafe bis auf ein Viertbeil des Mindeft: 
betrages der auf das vollendete Verbrechen oder Vergeben angedrohten Frei: 
heits- und Gelditrafe ermäßigt werden. Iſt biernach Zuchtbausftrafe unter 
Einem Jahre verwirft, fo ift Diefelbe nach Maßgabe Des $.21 in Gefängniß 
zu verwandeln. 

8.45. Wenn neben der Strafe des vollendeten Verbrechens oder Vergebens 
die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte zuläffig oder geboten ift, oder 
auf Zuläffigkeit von Polizei: Aufficht erfannt werden kann, fo gilt Gleiches bei 
der Verfuchsitrafe. 

$. 46. Der Verſuch als folder bleibt ftraffos, wenn der Ihäter: 

1) die Ausführung der beabfichtigten Handlung aufgegeben hat, ohne daß 
er am Diefer Ausführung durch Umitände gehindert worden ift, welche 
von feinem Willen unabbängig waren, oder 

2) zu einer Zeit, zu welcher die Handlung noch nicht entdedt war, den 
Fintritt des zur Vollendung des Verbrechens ober Vergehens gebörigen 
Erfolges durch eigene Thätigkeit abgewendet bat. 


8. 1. 
Begriff des Verfuhs im Allgemeinen. 
Der Unterfchied, welchen der Sprachgebrauch des gewöhnlichen Lebens 


mit dem „Verſuche“ und der „Bollendung” eines Verbrechens verbindet, 


ftimmt mit dem Unterfchiede überein, welchen die juriſtiſche Redeweiſe mit 
diefen Ausdrüden verbindet. Der „Verſuch“ drüdt ftets etwas Unfertiges, 
wie andererſeits die Richtung einer Thätigfeit auf einen beitimmten, beab- 
fihttgten, aber nicht erreichten Erfolg aus; — die Abficht ging weiter als 
der Erfolg der zur Erreihung derfelben vorgenommenen Thätigfeit; — Die 
Vollendung ift der Erfolg, den der Thäter beabſichtigte. Schon in diefer, 
dem gemeinen Leben angehörigen Auffafjung ift die innige Beziehung und 
Wechſelwirkung zwifchen Abjicht, That und Erfolg ausgebrüdt. Der Vers 
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fuch ift feiner ganzen Wefenheit nach durch die Richtung der Abjicht, welche 
in der Vollendung erfüllt wird, gefennzeichnet, — Ddiefelbe, in ihrer äußern 
Erfheinung ganz gleiche Handlung wird in ihrer Totalität eine verfchiedene 
fein, wenn die Abficht, in welcher fie unternommen worden, eine verfchtedene 
ift. Die Uebertragung diefer Sätze auf den Verſuch und die Vollendung 
eines Verbrechens ergibt von felbit die Unterjchieve beider Verbrechens» 
formen; — der Verſuch ift die Handlung, durd welche der Ihäter den 
Eintritt des von ihm beabfichtigten, als jtrafbar bezeichneten Erfolgs zu bes 
wirfen beabfichtigt; die Vollendung iſt diefer Erfolg; — bei dem Berfuche 
ift das Abſichtsmoment durd die That nicht gededt, der Erfolg derſelben 
bleibt hinter jenem zurüd, bei der Vollendung deden ſich Abficht und 
Erfolg. 

Die Abſicht, ein Verbrechen zu verüben oder einen bejtimmten, rechts— 
verlegenden Erfolg zu bewirken, fann durch jede Handlung manifeftirt wer: 
den. Die Manifeftation iſt durchaus an feine beftimmten Sandlungen ge: 
fnüpft; — die Handlung fann völlig ungeeignet fein, den Erfolg herbeizu— 
führen, fie fann auch in der Wirkung, welche fie zu äußern im Stande ift, 
an ſich noch nicht, fondern erſt in dem Hinzutritte anderer Umftände oder 
der Hinzufügung weiterer Thätigfeitsacte hierzu geeignet fein. Die Frage, 
ob eine Handlung, ihrer Beichaffenheit nad), geeignet fei, den Beweis 
dafür herzuftellen, daß der Thäter bei ihrer Vornahme einen beftimmten 
Zweck und welchen verfolgt habe, ift nicht hierher gehörig, fondern hat nur 
den Beweis für die Beziehung der Handlung zur Abficht des Thäters 
im Auge, nicht auch dieſe Beziehung felbit. Es ift in der That auch nicht 
abzufehen, weshalb irgend eine Handlung eines Menfchen, dafern er nur 
fie für tauglich dazu erachtet, einen beftimmten Erfolg hervorzubringen, nicht 
geeignet fein joll, die Abficht auf diefen Erfolg Fund zu geben. 

Es ift eine andere Frage, ob der Handelnde hierbei fich in einem Irrthum, 
jet er auch noch jo groß und fchwerbegreiflich, befunden, ob er durch diefen 
Irrthum eine völlige Unfenntnif der gemöhnlichiten Vorgänge in der Natur 
gezeigt hat, — es iſt ebenfall3 eine ganz andere frage, ob jede folche Hand— 
lung mit Strafe zu belegen fei, — dies Alles berührt an fich nicht den 
Sat, daß die Abjicht, ein Verbrechen zu begehen, durch jede, auf die Aus: 
führung defjelben gerichtete Handlung fund gegeben werden fann. 


8. 2. 
Die Strafbarkteit des Verſuchs. 
Die Anfiht, daß das neuere Römifche Necht den Verfuch bei allen 
eriminibus legitimis und zwar ebenfo wie das confummirte Verbrechen, 
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dagegen ihn bei den Privatdelicten und meiften® auch bei den criminibus 
extraordinariis gar nicht bejtraft habe, — eine Anficht, welche bei den 
Gloſſatoren dahin formulirt wurde, daß das Römiſche Recht nur bei den 
erimina atrociora den Verſuch beitraft habe, — iſt vorzugämeife in der 
trefflichen Schrift Gropps, de praecept. juris Rom. circa puniendum cona- 
tum vertheidigt worden!). Allein in neuerer Zeit ift, und insbeſondere von 
Zachariä?) ausführlid, der Beweis geliefert worden, daß eine allgemeine 
Negel über die Strafbarkeit der Verfuchshandlungen aus dem Römifchen 
Nechte nicht abgeleitet werden kann. Die Nömer haben bei den fpäteren 
leges publicorum judiciorum einzelne Sandlungen, die wir jetzt als Ver: 
fuhshandlungen dharacterifiren würden, mit der geſetzlichen Strafe bedroht, 
deshalb aber nicht den Satz, daß der Verſuch gleich dem vollendeten Ver: 
brechen zu bejtrafen fei, etabliren wollen; vielmehr ftellten fie einzelne 
Handlungen ohne Rüdjicht auf den Unterſchied zwifchen Verfucd und Voll: 
endung auf und bejtraften fie mit der beftimmten Strafe; die lex fand 
Anwendung, jobald die That die Merkmale an ſich trug, welche in der lex 
bejonders hervorgehoben worden. So finden wir leges, in denen „Ver: 
ſuchshandlungen“ mit der vollen Strafe belegt werden (L. Cornelia de 
sicariis), und leges, in denen nur vollendete Verbrechen mit Strafe belegt 
werben (l. Julia de adulteriis). Daß in dem neueren Römifchen Rechte 
eine Veränderung hierunter nicht eingeführt worden, tft ebenfalls von Za— 
hartä u. U. nachgewieſen worden; insbejondere kann dies nicht aus dem 
befannten Ausſpruche Hadrians: In maleficiis voluntas spectatur, non 
exitus abgeleitet werden. Es handelt diefe Stelle nicht von dem Unter: 
fchiede des vollendeten und verfuchten Verbrechens, jondern von dem bes 
beabjichtigten Verbrechens und der zufälligen Rechtöverlegung®). Auch die Rö— 
mischen Jurijten ſelbſt haben eine technifche Unterfcheidung zwifchen Verſuch 
und Vollendung nicht aufgeftellt; auch fie beſchränken ſich auf die Darftel- 
lung der einzelnen, in den Geſetzen erwähnten ftrafbaren Handlungen, ohne 
die Fälle befonders zu claffificiren, in denen ein gewiſſer eventus oder 
effectus zur Strafbarfeit der Ihat von dem Geſetze verlangt wird. 

Daß die Römischen Rechtsquellen bei den Privatdelicten fehr fpecielle 
Vorſchriften über die Erfordernijje, unter denen die Klage gejtattet war, 
3. B. bei der actio ex Lege Aquilia und dem furtum, enthalten, ift auf 
die vermögensrechtli—he Natur diefer Klagen, +) nicht aber auf den Gedan- 


1) Bol. im Uebrigen noh Geib, Lehrbuch Il. ©. 287f. 

2) Verjuh I. ©. 106f. 

3, Geib, Lehrb. 1I. S. 290. Köftlin, Mord u. Todtfchlag. ©. 110f. 
4) Cropp, pg. 68. Nein, Eriminalredt ©. 181. 
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fen, als ob hier ein technischer Unterfchied zwifchen Vollendung und Verſuch 
etablirt werden jolle, zurüdzuführen. Es iſt befannt, daß dagegen einzelne 
Nechtslehrer von der Annahme ausgehen, dab im Laufe der Kaiferzeit der 
Unterſchied als ein technifcher aufgefaßt und aus dem Grundfage, wie er in 
den leges im Einzelnen zum Ausdrude gelangt war, eine allgemeine Regel 
formulirt worden je.) 

Das Germanifche Hecht?) hat die materielle Nechtsverlegung an erjter 
Stelle im Auge, ohne deshalb den Verſuch ſelbſt für unbedingt jtraflos zu erklä— 
ren. Vielmehr findet man, jedoch nicht in technifcher Ausbildung der verſchiede— 
nen Berbrechensformen, Strafen für den Verſuch und zwar mildere Strafen 
als für das vollendete Verbrechen. Allenthalben läßt ſich aber auch hier 
eine allgemeine Negel nicht annehmen; auch hier zeigt fid) der Mangel eines 
leitenden Grundprinzips. Die einzelne Sandlung wird in ihrer Schädlich— 
feit, bez. Gefährlichteit aufgefaßt und bejtraft. 7) 

Das Grundprinzip der Compojition konnte natürlic) nur den wirklichen 
Schaden in's Auge fallen; — aber aus Diefem Umjtande folgt noch nicht 
die Negel, daß der Verſuch jtraflos jei, vielmehr finden wir auch hier Hand» 
lungen wegen ihrer Gefährlichfeit mit Strafe bedroht. Der Unterfchied, 
welchen man meiltens zwifchen dem Römiſchen echte (in maleficiis vo- 
luntas spectatur, non exitus) und dem Deutjchen Rechte (der Compofition 
des eingetretenen Schadens) in ihrer Grundanſchauung über die Strafbarfeit 
des Verſuchs hat aufitellen wollen, ift daher fein berechtigter. Daß in dem 
Canoniſchen Nechte eine allgemeine Regel über den Verfuc und deſſen Bes 
ftrafung nicht zu finden ſei, iſt ebenfalls von den Rechtslehrern, 3. B. Za— 
dhartä, a. a. D. I. ©. 168f. zur Genüge nachgewieſen worden. 

Auch im fpäteren Deutfchen Rechte läßt ſich wohl nachweiſen, daß ein: 
zelne Handlungen, die wir als Verfuhshandlungen bezeichnen würden, ebenjo 
wie früher und aud im Nömifchen Rechte, mit milderer Strafe als das 
vollendete Verbrechen bejtraft wurden, 3. B. das Eingehen in das fremde 
Haus in Diebifcher Abficht, aber fie wurden nicht als Berfuchshandlungen, 
gegenüber der Strafe des vollendeten Verbrechens, aufgefaßt und milder 
beitraft, jondern als felbitftändige Handlungen, 3. B. jenes Eingehen als 
Frievensbrud. Die Rubrik „Frievensbrudh" bot zur Beitrafung folder 
Handlungen eine genügende Handhabe; — fpecieller find die Rubriken: 


— — 





5) Val. hier noch Köſtlin, Syſtem ©, 215 und die daſelbſt angeführten 
neueren Rechtölebrer, fo wie Geib, ©. 29%. 

6) Dal. Köftlin ©. 216f. und die dal. angeführten Stellen und Rechts— 
lehrer, jo wie Geib, ©. 292. 
7) Vgl. noch Wilda, Strafrecht der Germanen. S. 595f. 
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Heimſuchung“, „Wegelagerung“, „Schwertzücken“.s) Aus dieſer Auffaſ⸗ 
fung entſprang die Anſicht des Mittelalters, auch bei den italieniſchen Ju⸗ 
riſten, daß der Verſuch milder zu beſtrafen ſei, als das vollendete Verbrechen; 
man bezeichnete fie als eine generalis consuetudo totius mundi, während 
man dem Nömifchen Rechte und der aus ihm entlehnten Anſicht von der 
gleichen Strafbarkeit des Verſuchs und der Vollendung die Concefjion 
machte, daß diefe Gleichſtellung bei den delictis atrocioribus oder atrocis- 
simis, in deren fpecieller Angabe aber ein vielfaches Schwanken ſich zeigt, 
eintrete.®) 

Die Carolina hat in Art. 178 in Bezug auf den Verſuch und die 
Vollendung die Verfchievenheit der Beitrafung ganz im Allgemeinen und 
in zwei anderen Fällen, im Art. 119 (Nothzudt) und in Art. 172, 173 
(Kirchendiebtahl), noch befonders anerkannt.) Art. 130 (Giftmord) macht 
feine Ausnahme von diefer Regel. Die Praxis hat diefen Gedanken der 
Carolina fejtgehalten und weiter entwidelt, wenngleih die Gleichitellung 
des Verſuchs und der Vollendung bei den del. atrocioribus bis in bie 
neuere Zeit immer noch vielfache Zuftimmung fand.!!) Insbeſondere hat 
Kreß das Syitem der Carolina entjchieden zur Geltung gebradt. In den, 
für die Entwidelung der deutſchen Griminalpraris ‚wichtigen churfürftlich 
ſächſiſchen Gonftitutionen v. 3. 1572, deren vierter Theil fi mit dem 
EStrafrechte befaßt, werden mehrere Verfuchshandlungen mit befonderer Strafe 
bedroht, aber in ihrer Eigenfchaft als befonders ftrafbare Handlungen, nicht 
als Verfuhshandlungen; — gleiche Beitimmungen findet man aud in an- 
deren Yandesrechten diefer und der fpäteren Zeiten und daher insbefondere 
jelbjt die Androhung der Todesitrafe bei einzelnen Verſuchshandlungen, je 
doch als befonderen Verbrechen.12) Einzelne Geſetzgebungen des vorigen Jahr: 
hunderts und das Dejterreichifche Geſetzb. v. 3. 1803 neigen fi der An: 
ſicht noch zu, daß der Verfuc gleich dem vollendeten Verbrechen zu bejtrafen 
jei; man behandelt den VBerfuh als einen Milderungsgrund, nad) dem 
„Make, in welchem der Verfud von der Wollbringung des Verbrechens 
entfernt geweſen ſei.“ (Defterr. Geſetzb.) 

Das Franzöſiſche Geſetzbuch hat im Allgemeinen bei den crimes den 
Verſuch mit gleicher Strafe wie das vollendete Verbrechen bedroht, dagegen 


8) Val. Zachartä, II. ©. 135f. Köftlin, ©. 218. 

9%) Zachariä, II ©. 141f. 

10) Art. 159 gehört nicht hierher; die Vollendung des Diebftahld wird bier 
vorandgefeßt und nur das Qualificationsmoment des Cinfteigend, der Bewaf: 
nung ꝛc. definirt. 

1) Zachariä, II ©. 163 f. 

12) Vgl. Zabarii, Verſuch I. ©. 194. 
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bei den delits ihn nur ausnahmsweiſe jtrafbar erllärt. Der Code be: 
ftimmte: „Toute tentative de crime, qui aura &t6 manifestee par (des 
actes extörieurs et suivie d’) un commencement d’execeution, si elle n'a 
ôtô suspendue ou si elle n’a manquô son eflet que par des circonstances 
indöpendantes de la volonte de som auteur, est considerde comme de 
crime möme.“ Die eingellammerten Worte find bei der Nevifion im Jahre 
1832 geftrihen worden. Die Unrichtigfeit und Unficherheit diefer Beſtim— 
mung in ſprachlicher Hinſicht ift wiederholt anerfannt worden; — die 
Ueberſetzung derjelben in dem Preußifchen Geſetzbuche hat mehrere Mängel 
befeitigt, leidet aber befanntlidy auch an fprachlichen Fehlern. 

Die Gefegebung Preußens hat in den erjten Entwürfen des Straf: 
geſetzbuchs der deutfchrechtlihen Auffafjung ſich angefchloffen. Erſt der Ent: 
wurf von 1850 gab auch hier dem Drängen der Rheinischen Juriften nad) 
und brad die Continuität der Deutſchen Necdhtsentwidelung auch in diefer 
Lehre ab.) Das Preußiſche Geſetzbuch bejtimmt: „Der Verfuch ift nur 
dann ftrafbar, wenn derfelbe durch Handlungen, welche einen Anfang der 
Ausführung enthalten, an den Tag gelegt und nur durch äußere, von dem 
Willen des Thäters unabhängige Umftände gehindert worden oder ohne 
Erfolg geblieben ift*. „Der Verſuch eines Verbrechens wird wie das Ver— 
brechen ſelbſt beſtraft. Dem Richter bleibt es jedoch überlafjen, bei Feſt— 
fegung des Strafmaßes innerhalb der dafür vorgefchriebenen Grenzen da- 
rauf Rüdficht zu nehmen, daß das Verbrechen nicht vollendet worden.” 

Das Gejehbud) von Bayern v. J. 1813 jtellte ebenfalls eine Definition des 
Verſuchs auf, welche der herrfchenden deutſchrechtlichen Auffaſſung entſprach, 
indem es in Art. 57 beſtimmte: „Ein Verſuch iſt vorhanden, wenn eine 
Perſon in der Abfiht ein Verbrechen zu begehen, äußerliche Handlungen vor: 
genommen hat, welche auf Bollbringung oder Vorbereitung dejjelben gerichtet 
find“. Auch bejtimmte das Geſetzbuch mildere Strafen für den Verſuch. 
Das Geſetzbuch von Bayern v. I. 1861 hat dagegen Art. 49 den Verſuch 
in Bezug auf die Strafbarfeit der Vollendung gleichgejtellt und bei dem 
erjteren nur das Recht zur Strafmilderung dem Richter eingeräumt. Der 
Code pénal von Belgien v. I. 1867 hat fich von feinem Borbilde eman= 
eipirt und beftraft in Art. 51 den Verſuch mit la peine immediatement 
inferieure & celle du crime möme. Die übrigen Gejebücher Deutfch 
lands und nunmehr auch dad Reichs-Strafgeſetzbuch $. 43 halten feit an 
der Regel, daß der Verſuch milder als das vollendete Verbrechen beitraft 
werde, — nur weichen fie in fofern von einander ab, als einige derjelben 


13) Vol. bier Zachariä, in Goltdammerd Arhiv Bd. II. ©. 163F. in 
Verbindung mit Goltdammers Materialien I. ©. 2611. 
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im Allgemeinen beitimmen, daß die Strafe des Verſuchs zwar nad) der 
Strafe des vollendeten Verbrechens bemeſſen werden, aber nicht deren Höchit- 
betrag erreichen foll, andere aber eine Quote diefes Höchſtbetrages oder 
auch der Strafe, weldye für den Fall der Vollendung vom Thäter verwirkt 
worden wäre, mit der Beltimmung, daß diefe Duote nicht überfchritten 
werden foll, feitfegen; beſondere Vorſchriften regeln den Fall, wenn das 
vollendete Verbrechen mit Todes oder lebenslänglicher Zuchthausftrafe be- 
droht it, und beitimmen hier eine geringere Freiheitsitrafe für den Verfud). 

Ebenfo haben einige Deutiche Gejegbücher und nunmehr aud das 
Reichs⸗Strafgeſetzbuch den Satz adoptirt, daß zwar bei den Verbrechen (im 
Gegenfage zu den Vergehen) der Verſuch jtetö, bei den Vergehen aber nur 
in fchwereren, von dem Geſetz ausdrücklich bezeichneten Arten derfelben be— 
ftraft werden fol. Diefe mildere Auffaſſung hat man bereit in dem Morte 
der Carolina „mijlethat” und „peinlich”, welche auf die eigentlichen Crimi— 
nalverbrechen hinmweifen, gefunden, !*) wohin jich ſchon frühzeitig die Praris 
zur Zeit der Carolina geneigt gezeigt hatte und auch fpäterhin fich er- 
Härte!d). Die neuere Praris hatte jedoch den Unterfchied zwifchen ſchwere— 
ren und leichteren Verbrechen in Bezug auf die Verſuchsfrage aufgegeben, 
die Strafbarkeit allgemein angenommen und die Gonfequenz diefer An- 
nahme um jo mehr feitgehalten, als das Bedürfniß nad) einer möglichft 
milden Beurtheilung des Verſuchs in den leichteren Fällen durch die Füg- 
licjleit einer bedeutenden Strafermäßigung gededt war. Erft die neuefte 
Zeit hat auf Grund der Autorität des Franzöfifhen Rechts den Sat auf: 
gejtellt, daß der Verfuch bei Vergehen nur ausnahmsmeife und bei Leber: 
tretungen überhaupt nicht ftrafbar fei, — ein Sa, der nur durd den 
andern Tat erklärt und gerechtfertigt wird, daß der Verſuch ebenfo wie 
die Vollendung geitraft werde, indem er die Härte diefer Gleichitellung in 
den leichteren Fällen befeitigen will, der aber gegenftandslos wird, fobald 
überhaupt diefe Sleichitellung arundfäglich befeitigt wird, wie dies die deutfch- 
rechtliche Anſchauung verlangt.!®) 

Die geringere Strafbarfeit des Verfuchs wird jeht allgemein angenom- 
men. Der böfe Wille entwidelt fich in der fortfchreitenden Thätigfeit ebenfo 
als die Gefahr und die Schäblichfeit der Handlung jteigt, — die Intenfität 
de3 Willens mächjt mit dem Fortfchritte der Thätigkeit, in welchem fie fid) 
zugleich fund gibt. Erſt mit der Vollendung ift aber der Zielpunft der 
That erreicht und mit ihm der böfe Wille erfüllt. In der Vereinigung 


14) Pfotenhauer, J. ©. 181f. 

15) Geib, DM. ©. 296. 

6) Val. Geib, IL ©. 298 und die dajelbft angeführte Yiteratur. 
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des objectiven und des fubjectiven Standpunttes liegt der Maßſtab für Die 
Beurtheilung der Strafbarkeit einer That. Bei dem unbeendigten Verſuche 
ift nicht einmal eine Sicherheit dafür, daß der Wille ftarf genug geweſen, 
um bis zu dem lebten nothwendigen Acte auszudauern und jedes Hinder— 
niß zu befeitigen, vorhanden, und bei dem beendigten Verſuche hat die Hand: 
lung nicht den Schaden angerichtet, welcher das vollendete Verbrechen kenn— 
zeichnet. Der Geſetzgeber hat dur die Ihatbeitandsbeitimmung des voll: 
endeten Verbrechens den Eintritt des Erfolges als die Worausfegung der 
Strafe bezeichnet und kann nicht die leßtere wieder auf einen Fall ausdehnen, 
in welchem der Erfolg nicht eingetreten.“) Es bedarf hierbei feines Ein— 
gehend auf die einzelnen Strafrechtstheorien, wenngleih die Abſchreckungs— 
theorie wohl zu einer Sleichjtellung bei der Schuld grade gelangen fann, 
um die Verfchiedenheit der Strafbarfeit zu rechtfertigen, — die Nechtferti- 
gung liegt unabweisbar in der Ihatjache, daß die That und der Wille fi) 
nicht gegenfeitig deden, und diefer Mangel auch bei dem beendigten Ber: 
ſuche, troß dem, daß hier der Wille fich nicht weiter objectiviren fonnte, 
als geſchehen, einer Gleichjtellung. entgegentritt. 


8. 3. 
Der Anfangspunft des jtrafbaren Verſuchs. 


Der Anfangspunft des Verſuchs ift jede, auf die Ausführung des 
Verbrechens abzwedende Handlung. Allein Theorie und Praxis ftimmen 
darin überein, daß in diefer Allgemeinheit die Strafbarkeit des Verfuchs 
zu weit ausgedehnt fei; fie bezeichnen die erften Vorbereitungen der Aus: 
führung als Vorbereitungshandlungen und erklären fie für ftraflos. 
Die Rechtfertigung diefer Unterfcheidung und der auf fie geftügten Straf: 
lofigleit?) findet man mit Recht in der Ihatfache, daß in den Worbereitungs- 
handlungen ſich noch nicht der entjchiedene Wille fundgebe, das Ver: 
brechen zu begehen; die Veränderlichkeit der menſchlichen Entſchlüſſe und 
die Erfahrung, dat Mancher in der Aufregung einen verbrecherifchen Entſchluß 
faßt und deflen Ausführung vorbereitet, dagegen bald darauf ihn aufgibt, 
fobald er an die Ausführung felbit herantreten foll, fönnen für die Straf: 


17) Vgl. bier noh Hurlebuſch, Beiträge ıc. I. ©. 64f. 

1) Val. insbeſ. Geib, Lehrb. II. ©. 299F. und Köftlin, Syſtem S. 232f., 
fowie die daſ. angez. Piteratur. Köſthin felbit gebt offenbar zu weit in der 
Annahme der Strafbarkeit. Bal. nob Zachariä, Verſuch L ©. 211. 

2) Es gebührt Mittermaier das Verdienſt, dieſe Frage zuerft in ber 
gemeinrechtlichen Theorie aufgeitellt und gründlich erörtert zu haben,,N. Archiv 
des Crim.R. Bd. J. S. 168. II 2. 604f. IV. ©. 20f. 
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lofigfeit angeführt werden. Die Grenzlinie zwifhen Vorbereitung und 
Anfang der Ausführung läßt fih im Allgemeinen nicht in eine Formel 
bringen; — die von einzelnen Rechtslehrern aufgeitellten Momente find 
Geſichtspunkte,“) aber nicht allgemeine Normen; — das richterliche Ermefjen*) 
muß nad) der Individualität des Falles und des Thäters die Grenzlinie im 
einzelnen Falle feſtſtellen und hierbei das gefeßgeberifche Motiv, welches 
der Aufitellung der Grenzlinie zwifchen Vorbereitung und Anfang zu Grunde 
liegt, im Auge behalten. In einem Falle kann diefelbe als Verſuch ſich 
darftellen, welche im anderen Falle als ftraflofe Vorbereitung zu fennzeichnen 
ift;5) — die Entfernung nad) Naum und Zeit, welche zwiſchen einer folchen 
Handlung und der Testen, auf die Ausführung gerichteten Thätigfeit liegen 
würde, wird vorzugämeife in Betracht fommen;*) — auch die Natur des 
Verbrechens, je nachdem deſſen Ausführung in unmittelbarer Gontinuität 
mit der Vorbereitung zu ftehen pflegt, oder längerer Vorbereitungen bedarf, 
wird zu berüdfichtigen fein. Jedenfalls können bloße Kundgebungen des 
verbreherifchen Entfchlufjes (fomweit fie nicht ald Bedrohungen ein befonderes 
Vergehen bilden) nicht ala Verfuchshandlungen angefehen werden. Befon- 
dere Zweifel haben ſich in ber Praris bei dem Verbrechen der Kindestödtung 
bezüglich der Verheimlichung der Schwangerfchaft?) ergeben, — richtiger 
wird fie ald Vorbereitungshandlung angefehen. Dagegen haben die Gefete 
einzelne Worbereitungshandlungen in Rüdficht auf die Gefährlichkeit der: 
felben mit befonderer Strafe bedroht, 3. B. die Verfertigung von Diebs- 
ſchlüſſeln, die Anfchaffung von Werkzeugen zur Münzfälfhung; — bisweilen 
ift hierbei wohl auch das Motiv entfcheidend geweſen, der Schwierigfeit des 
Beweifes für das Verbrechen felbjt durch die Beftrafung der Vorbereitung 
nachzuhelfen und dadurd der völligen Straflofigfeit vorzubeugen, z. B. die 
Beitrafung der Verheimlichung der Schwangerfchaft, bez. der Niederkunft, 
gegenüber dem Beweiſe der töbtlihen Abficht bei der Anklage auf Kindes: 
töbtung oder deren Verſuch. Man hat hierher noch die Strafbeftimmungen 
über die Vorbereitung zum Hochverrathe zu rechnen; auch können hierher 


3) Vgl. v. Bar, ©. 28f. Zahariä, Verſuch J. ©. 199. Krug, ©. 177. 
Dtto, ©. 15f. Geyer, Erörterungen ©. 72f. 

4) Dagegen inäbeiondere Zahariä I. S. 215 und in Goltd. Arch. Bo. V. 
©. 579. 

5) In dieſer Verſchiedenheit liegt daher fein Grund gegen die obige 
Grenzlinie felbft, vgl. aber Köftlin, a. a. O. ©. 236. 

6) Vgl. bei. hier Zirkler, in Hitzigs Annalen Jahrgang 1838 ©. 223f. 
und im Archiv des Crim.R. 1839 &. 276. 292f. 

?) Einzelne Öefepgebungen betrachten die Verheimlichung ala Thatbeftands: 
moment, — bier nimmt fie den Charakter des Verſuchs an, 
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die Bejtimmungen über Aufforderung und Verbindung zu Verbrechen ge: 
zahlt werben. 

Die ältere Anficht beftrafte auch die Vorbereitungshandlungen, welche 
fie unter die Fälle des entfernteren Verſuchs ftellte. Man hat die Frage 
discutirt, ob fie fih nah Römiſchem Rechte und nad) der Carolina recht: 
fertigen laſſe?s) Die Frage erledigt fich in Bezug auf das Römische Recht, 
wenn man annimmt, daß dafjelbe in der Hauͤptſache nur einzelne Sands 
lungen mit Strafe bedrohte, welche allerdings nach unfrer heutigen Rechts: 
anſicht zu den Vorbereitungshandlungen zu rechnen find, nicht aber einen 
prinziptellen Unterfchied kannte, — wogegen die Garolina allerdings „Ichein- 
liche Werke, die zur Mifjethat dienftlic fein mögen” erfordert und entferntere 
Verfuhshandlungen, 3. B. den Giftkauf, nur als Indizien behandelt, 2) ob« 
ſchon zuzugeben, daß zur Zeit diefes Geſetzes die obige ältere Anficht über 
den conatus remotus vielfach, in der Praris anerkannt wurde. 

Die Gefeßgebungen der Neuzeit haben — mit Ausnahme des Geſetz⸗ 
buch von Bayern v. 3. 1813, welches, getreu der Abjchredungstheorie 
auch die Vorbereitung jtraft, — theils ausbrüdlih (3. B. Gefegbud) vom 
Königreih Sachſen Art. 45) theils dadurch, daß fie, nad) dem Vorgange 
des Franzöfischen Gejegbuches, den „Anfang der Ausführung“ verlangen, 
die Straflofigkeit der Vorbereitungähandlungen anerkannt, ohne jedoch eine 
nähere Begriffsbeftimmung berfelben beizufügen. Ueber die Bedeutung der 
Worte „Anfang der Ausführung“ vol. beſ. Mittermaier, im Gerichtsfaale 
1859 ©. 197f. 


8. 4. 
Eintheilungen des Verſuchs.) 


Die Thätigkeit, welche wir als Verſuch bezeichnen, erjcheint in ihrer, 
auf die Erzielung des beabjichtigten Erfolges gerichteteten Entwidelung als 
ein Fortfcreiten, deſſen Endpunkt der letzte, diefen Erfolg bezwedtende 
Thätigfeitäact if. Man hat daher, je nachdem die Thätigleit diefem End: 
punfte näher gefommen ift, von näherem und entfernterem Verſuche ges 
fprochen und hierauf mehrfache Eintheilungen des Verſuchs und quantitativ 
verfchievene Grade gegründet. Es beruhen hierauf die Eintheilungen in 
nahen und entfernten, beendigten und nicht beendigten Verſuch. 


8) Zachariä l. ©. 218f. Luden, Abb. I. ©. 267. 

9) Art. 37 der C.C.C. Zadariä, a. a. O. ©. 222. 

1) Die Literatur bei Geib, Lehrbuch II. S. 302. Vergl. noch beſonders 
Mittermaier, N. Archiv IV. ©. 12f. und Dagegen Hepp, Verfuhe S. 345f. 
und Arhiv des Crim.R. 1836 ©. 232f. 
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Aus Demjenigen, was vorjtehend über das Römiſche und das Ger: 
manifche Recht in diefer Materie vorgetragen worden, folgt von felbit, daß 
diefe Nechtöquellen Teine Grade oder Stufen des Verſuchs Tennen. Aller: 
dings finden wir im Römischen Rechte entfernte Verfuhshandlungen ebenfo 
wie in anderen Fällen nahe Verſuchshandlungen mit Strafe bedroht, und 
man hat aus ihnen den Sat ableiten wollen, daß eine Abjtufung der Be- 
ftrafung nad) Graden bei dem Verfuche wenigitens materiell im Römiſchen 
Rechte enthalten fer.) Allein diefes Unternehmen muß, da der Grundge— 
danke diefer Abftufung dem Römiſchen Rechte ein völlig fremder iſt, als 
verfehlt bezeichnet werden, und das Bejtreben, einzelne Aeußerungen und 
Strafbeftimmungen des Nömifchen Rechts, die nur eine jede im ſich felbft 
ihre Erklärung findet, zu einem ſyſtematiſchen Ganzen zu verbinden, Tann 
unmöglich von gewünſchtem Erfolge begleitet fein.?) Cbenfo wird zwar im 
Sermanifchen Nechte, foweit der Schaden in Betracht fommt, die mehr oder 
weniger vorgefchrittene Thätigfeit, aber nur in Sinblid auf die dadurch 
bewirkte größere oder mindere materielle Verlegung, in Betracht kommen; 
— einzelne Verfuchshandlungen werden als befonders gefährliche oder als 
Brud der gelobten Treue (Verſchwörungen gegen den König) mit Strafe 
geahndet, aber nicht in ihrer Eigenfchaft ald nahe oder entfernte Verſuchs— 
handlungen. 

Die Eintheilung in nahen und entfernten Verfuch ift in ihrer jeßigen 
Bedeutung ſelbſt noch der Gloſſe unbekannt, obfchon fie ebenfo wie bie 
Stalienifchen Practifer das cogitare, agere und perficere einander gegen- 
über jtellt und das aut perduxit ad effectum aut non perduxit unter: 
fcheidet; allein auch hier werden Grade des Verfuches nicht aufgeftellt. Die 
fpäteren Italienifchen Juriſten fingen an, derartige Grade zu unterfcheiden, 
jedoch allenthalben ohne fejtes Prinzip und Uebereinftimmung; man nahm 
bald eine dreigliedrige Cintheilung (actus verbi, a. facti remotus, a. facti 
proximi; — conatus remotus, proximus; del. perfectum), bald eine zwei— 
gliedrige (conatus remotus und proximus) an; zum Theil nur zu dem 
Zwede, um die aus dem Römiſchen Rechte abgeleitete Negel von der Gleich— 
ftellung des Verfuhs und der Vollendung bei den fchweriten Verbrechen 
einer Beichränfung zu unterwerfen. Diefer Auffaffung begegnen wir nod) 
bei den Griminaliften der fpäteren Zeit, ſelbſt noch im 16. Jahrhunderte. 
Allein die Anfänge der Eintheilung waren bereit? nunmehr vorhanden; 
die Frage wegen des Einflufjes der Neue wurde hineingejogen; das delic- 
tum perfectum wurde ald ein all des conatus actui multum proximi 


2) Bl. inöbefondere Cropp, Sect. I. tit. 3. Leli&vre, pg. 38 sq. 
3) Val. insbei. Zachariä, Verſuch IL &. ıf. 
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bezeichnet;*) und die Carolina anerfannte in den Schlußworten des Art. 178 
die Werfchiedenheit in der Beltrafung des Verſuches an, ohne jedod 
Stufen des Verfuchs formell zu unterfcheiden. Auch bei den Gommenta- 
toren der Garolina und felbjt bei Carpzov finden wir zwar Bezeichnungen 
des conatus remotus und proximus, aber ohne beitimmtere Definitionen 
und ohne den Unterfchied zur Haren und fejten Erfenntnig zu bringen. Es 
fann bier auf das Nähere nicht eingegangen werden; ed genüge vielmehr 
die Bemerkung, daß, wenngleich die Verfchiedenheit des Werfuches nad) 
einzelnen Graben immer mehr Anerkennung fand, doch andrerfeit3 vielfach 
der beendigte Verfuch (del. perfectum) dem vollendeten Verbrechen gleich 
geitellt und insbefondere auch der Satz, daß bei den del. atrocieribus dieſe 
Gleichſtellung eintreten müſſe, namentlich) bei dem Verbrechen des Sochver- 
raths, feftgehalten wurde. Die Caſuiſtik fand in den Eintheilungen in 
conatus remotus und proximus mit den Warallelen: del. inchoatum und 
perfeetum, denen man das del. praeparatum oder attentatum (ald Vor— 
bereitungshandlung) entgegenjeßte, einen reichen Stoff zu Unterſcheidungen; 
der conatus remotus wurde auch als Worbereitungshandlung aufgefaft 
und nur in fchwereren Fällen beitraft. 

Gegenwärtig wird wohl nur zwifchen entferntem und nahem Verſuche 
unterschieden und der beendigte Verſuch nur als ein all des letzteren be: 
handelt, obaleich einzelne Nechtölehrer auch hier noch weitergehende Ein- 
theilungen machen und vorzüglich den beendigten Verfuch noch als befondere 
Gategorie neben der des nächſten Verſuchs behandeln. >) 

Das neue Reichs - Strafgefegbuch fennt feine Grade des Verſuchs, ob- 
gleich der Gedanke des beendigten Verfuhs in der Beſtimmung (8. 46) 
über die Abwendung des Erfolgs (thätige Neue) zum Ausdrude gelangt. 


8. 5. 
Inöbejondere von dem beendigten Berfude.!) 


Man hat unter dem beendigten Verſuche, den einzelne Hechtslehrer 
mit del. perfectum bezeichnen, den Fall begriffen, wenn der Thäter feiner: 
feits Alles gethan, was zur Bollführung der That von ihm, nad) Lage der 
Sache, zu thun war oder was er hierzu zu thun für nöthig hielt, der zur 
Vollendung erforderliche Erfolg aber nicht eingetreten ift. Es ergibt ſich 
Ichon hieraus, daß die Unterfcheidung zwiichen beendigtem und unbeendigtem 


9 Zaharii,a. a. O. S. 12f. Köſtlin, Evitem ©. 242. 
5) Val. neh Geib, I. &. 303 f. 
1) Die Fiteratur 1. bei Geib, Lehrb. I. ©. 302 f, 
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Verſuche, wenigſtens in der Hauptſache, nur bei den Verbredien zur Gel- 
tung gelangt, zu deren Vollendung ein befonderer Erfolg der That erfor: 
derlich ift.?) Die Anficht, daß der beendigte Verſuch in der befannten Stelle 
der Carolina über die Strafbarfeit des Verſuchs gemeint fei, kann wenigſtens 
aus dem Wortlaute derfelben „etliche fcheinliche Werke, die zur Vollbrin— 
gung dienftlih fein mögen" nicht gerechtfertigt werden, da diefe Worte 
offenbar auf einen Mangel in den dienftlihen Werten felbft, nicht blos in 
dem Erfolge derfelben hinweiſen, auch verfchiedene Grade des Verſuchs 
ausdrüdlich („in dem einen Falle härter denn in dem anderen“) hervorges 
hoben werben. 

Diejenigen Rechtslehrer, welche den fubjectiven Geſichtspunkt als den 
entſcheidenden anfehen, begrenzen den beendigten Verſuch auf den Fall, in 
welchen der Thäter Alles gethan hat, was er zur Vollbringung der That 
zu thun für nöthig hielt; — der Irrthum des Thäters kommt ihm 
nicht zu Statten: Diefer Anficht pflichtete 3. B. das Königlich Sächfifche 
Geſetzbuch bei; — fie führte aber in der Praris zu willkürlichen Suppofi- 
tionen und zu einer zu fcharfen Berüdfichtigung der zufälligen Individualität 
des Thäters, hierdurdy aber auch zu verfchiedener Beurtheilung gleichartiger 
Fülle. Dies gilt namentlich von den Fällen, in welchen nicht die Handlung 
des Thäters allein die Vollendung herbeiführen fann, fondern die Handlung 
eines Dritten hinzutreten muß; — fei ed auch die des Bedrohten felbft;?) 
— fo wie von ben Fällen, in welchen die Erfolglofigfeit einer Ungefchidt: 
heit des Thäters zuzufchreiben ift. 

Ebenfomwenig befriedigt die ausſchließliche Hervorhebung des objectiven 
Geſichtspunktes, wonach der Verfuch beendigt ift, wenn Alles gethan if, 
was zur Hervorbringung des Erfolges Seiten des Thäters gefchehen mußte. *) 
Das „Außenbleiben" des Erfolges ijt ftetö die Berneinung diefer Voraus: 
fegung; — es läßt ſich ferner auch hier eine beftimmte Grenzlinie nicht 
ziehen; die Verfchiedenartigfeit der Fälle widerftrebt ihr. Der Begriff des 
„beendigten Verfuchs* ift nad) diefer Auffaflung auf untaugliche Verſuchshand⸗ 
lungen?) und auf alle fogenannten formellen Verbrechen nicht anwendbar, 


2) Vol. bier Zachariä, Verſuch I. S. 27f. Leonhardt J. ©. 164. 
Breidenbach, ©. 171f. und hiermit zu vgl. Hälſchner, Syſtem I. ©. 204. 
Köftlin, Syſtem I. S. 243. Berner, im Gerichtöfaale XVIL ©. 81f. 

3) Pol. auch Zahariä, Verſuch II, ©. 33. 

4) Bol, insbeſ. Weber, im N. Crim.Archiv Bd. IV. ©. 24f. ©. 35. 

5) Ta, es Ächlieht ihn Weber fogar in den Fällen aus, in welchen ber 
Erfolg der Handlung durch einen Zufall in der Perfon bes Thäters abgewendet 
worden; 3. B. bei einem Fehlſchuſſe in Folge des Zitterns bei dem Losdrüden 
des Gewehre. 
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während die fubjective Theorie ihn grade bei untauglichen Werfuchen an— 
wenden würde. Bei Verbrechen, wo die ftrafbare Handlung in der Unter: 
lafjung pofitiver Thätigkeit befteht, wird ebenfalld nur felten die Grenzlinie 
zu finden fein. 

Es iſt auch behauptet worden, daß es bei mehreren Verbrechen überhaupt 
nur einen beendigten Verſuch gebe.*) 

Zuerft unter den Deutfchen Gefetgebungen hat das Preußifche Allge: 
meine Landrecht Tit. 20. $. 40. den beendigten Verſuch befonders hervor: 
gehoben. Die Franzöfifche Jurisprudenz unterfcheivet les actes internes 
(die fich jeder criminellen Bejtrafung entziehen), les actes extörieures sim- 
plement preparatoires, les actes d’ exscution (tentative im eigentlichen 
Sinne), und l’exdcution elle-möme quand elle est suspendue ou 
manquee; letteres ift das delit manque, das delictum perfectum, der 
beenbigte Verſuch; — es greift hierbei die Anficht der Franzöfifchen Juris: 
prudenz ein, daß nur fo lange von einem Verſuche die Rede fein Tönne, 
als die Unterbrechung der begonnenen Ausführung noch von dem eigenen 
Willen des Thäters abhängig fei.”) Nach der fubjectiven wie der objec- 
tiven Theorie würde letzteren Falls auch von den Deutfchen Juriſten ein 
delictum perfectum nicht anzunehmen fein; die Möglichleit des Abite- 
hens vom Berfuche fchließt überhaupt den Begriff des beendigten Ber: 
ſuchs aus. 

Die ganze Unterfcheidung verliert ihre practifche Bedeutung, fobald 
man zu der gegenwärtig ziemlich allgemein anerkannten Lehre ſich befennt, 
daß der Berfuch, und fer es felbft der beendigte Verſuch, milder zu beitrafen 
ift, als das vollendete Verbrechen, — eine Lehre, melde nicht blos in cri- 
minalpolitifchen Erwägungen, fondern aud im Rechte felbjt feine völlige 
Begründung findet und durch die Prinzipien der fubjectiven Theorie nicht 
verleugnet wirb.®) 


8. 6. 
Der Verſuch fowie die Fahrläffigfeit und die unbeftimmie 
Absicht. 


Der „Verfuh* Tann nur in Beziehung auf einen beftimmten Zweck, 
melden der Thäter beabfichtigte, gedacht werden.!) Bei der fahrläfjigen 


6) Mittermaier, N. Archiv Bd. IV. ©. 19 nennt beilpielsweiie Die 
Blutichande. 

?) Vol. auch Zahariä, Verſuch II. ©. 42. Köftlin, Syſtem ©. 244. 

8) Vol. bier bei. Zachariä, Verſuch II. ©. 5ıf. 65f. 738. 751. 

1) Wächter, Lehrb. 8. 54. Anm. 66. Geßler, Dolus E. 105f. 133f. 
Hermann, im Archiv des Grim.:R. 1856 ©. 30f. 
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Handlung ift zwar auch ein Zweck und eine hierauf gerichtete Abjicht vor- 
handen, aber der eingetretene Erfolg lag nicht in der Abficht und war nicht 
bezwedt; der Erfolg ift überdies die Vorausfetung für die Annahme 
einer fahrläffigen Sandlung. Es gibt Daher weder einen culpofen Verfud), 
noch den Verſuch eines culpofen Verbrechens. ?) Streitig ift Dagegen, ob 
die Abficht bei dem Verfuche eine beftimmte fein müſſe oder auch unbeftimmt 
fein fönne.?) Wenn man unter „unbeſtimmter Abſicht“ den alternativen 
und den eventuellen dolus verjteht, jo beantwortet fich die Frage von 
felbft, +) — verfteht man aber hierunter nur jenen dolus, der, ohme über 
fein Ziel ſich völlig klar zu fein, die beabfichtigte Verletzung nur ganz all: 
gemein anftrebt, fo kann bei der Beitrafung des Verſuchs die Möglichkeit 
des ſchwerſten Erfolges nicht zu Grunde gelegt werden. 5) Diefer unbeftimmte 
dolus fommt vorzugsweise bei Hörperverlegungen vor; — man fann bei einem 
unbeftimmten animus laedendi zwar dem Thäter die eingetretene Körper: 
verlegung zur Schuld anrechnen, aber nicht aus ihr ohne Weiteres den 
Verſuch einer Tödtung conftruiren. Die Königlih Sächſiſche ältere Praris 
neigte fich der jtrengeren Meinung zu, indem fie in der Körperverletung 
bei befonderen Umftänden, 3. B. bei Anwendung eines gefährlichen Inftru: 
ments einen Verfucd der Tödtung ex dolo indirecto annahm. Es kann 
aus der Wahl des Inftruments 2c. auf die Richtung der Abficht, insbefondere 
auch auf den eventuellen dolus der Tödtung geſchloſſen (das ijt Beweisfrage), 
aber e3 Tann ebenfowenig verfannt werben, daß in der LZeidenfchaft die 
Abficht häufig eine generelle und unklare, ſonach der ſchwerere Erfolg nicht 
einmal eventuell gewollt geweien it. Die Strafen der ſchweren Klörperver: 
legung find daher da, wo diefelbe nicht bejtimmt beabfichtigt war, in ber 
Regel als Strafen einer dolofen Körperverlegung mit einem, zur Fahrläſ— 
figfeit zuzurechnenden fchwereren Erfolge zu beurtheilen und hiernach abzu- 
Stufen. Dabei iſt nicht in Abrede zu ftellen, daß ein unbejtimmter dolus 
auch mit einer gewiſſen Prämeditation verbunden fein kann. 

Das Königlih Sächſiſche Geſetzbuch v. I. 1855 beftimmt, „dem Thäter 
fann in Sinficht auf einen möglichen, aber nicht eingetretenen Erfolg feiner 
Sandlung der Verſuch desjenigen Verbrechens, welches durch den Eintritt 

2) Val. Zahartä, Verſuch J. ©. 34f. Pfotenhauer, Irrthum ©. 42f. 
Dagegen früher bei. Hepp, Verſuche ꝛxc. S. 259f. und Luden, Abhandl. L 
S. 387. 

3) Vgl. insbeſ. Zahartä, Verſuch J. ©. 42f. Luden, Abh. J. ©. 260f. 
Bauer, Abh. J. S. 328f. 

4) Veral. Köſtlin, Syſtem ꝛc. ©. 222f. Geßler, Dolus ꝛc. ©. 105f. 
Hälſchner, Syſtem ©. 780f. Chop, ©. 65f. 

5) Vgl. noch Luden, S. 381 f. 
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diefes Erfolges vollendet worden wäre, nur dann angerechnet werben 
wenn feine Abficht bejtimmt auf Servorbringung dieſes Erfolges gerechnet 
geweſen iſt.“ 

Soviel insbeſondere das Verbrechen des Todſchlags anlangt, ſo liegt 
in der Natur dieſes Verbrechens kein Moment, welches den Verſuch aus— 
ſchließt. Die Abſicht der Tödtung kann hier ebenſo beſtimmt und klar vor— 
handen ſein,e) wie bei dem Morde, — bei dem Todtſchlage fehlt lediglich 
die „Ueberlegung*, deren Gegenfag aber nicht die Unbeſtimmtheit des 
dolus iſt; — die Praris beweiſ't dies unwiderleglich. Die Abficht des 
Zodtichlägers kann auch, ebenjo wie die des Mörders, eine eventuelle ge 
wejen fein; — war fie eine unbejtimmte, fo treten die obigen Grundfäge 
ein. Grade hier bieten auch die Fälle der Kindestöbtung ein reiches Ma— 
terial zur Beurtheilung diefer Verſchiedenheiten; — verfuchte Todtſchläge 
(bei einem beſtimmten, oder eventuellen animus necandi) jind hier nicht 
ſelten. 


8.7. 
Anwendbarleit des VBerfuhäbegriffes auf alle Verbrechen. 


Der „Verfuchöbegriff* iſt als Regel auf alle Verbrechen anwendbar, 
foweit nicht das Gefeg und die Natur des Verbrechens jelbit Ausnahmen 
bedingen. ?) Die Gejege haben einzelne Handlungen, die ſich unzweifelhaft 
als Verfuchshandlungen daritellen, befonders hervorgehoben und mit Strafe 
bedroht. Der wichtigſte Fall diefer Art ift der Verſuch des Hochverraths, 
welcher zumeift noch neben der Strafe des vollendeten Hochverraths mit 
befonderer Strafe bedroht ift, zum Theil jelbjt die Vorbereitung; — ferner 
die Anfchaffung von Werkzeugen 2c. beim Münzverbrechen 2c. Diefe Hand- 
lungen find hierdurch zu felbitjtändigen Delicten nicht erhoben worden und 
ein Verfuch derfelben ift daher nicht annehmbar; — die gegentheilige Mei: 
nung?) überjieht, daß das Motiv des Gejehgebers nicht auf eine Aenderung 
des Nechtöbegriffes, fondern nur auf eine befondere Beitrafung (namentlich) 
bei den an fich ftraflofen Borbereitungshandlungen), beziehungsweife eine 
erhöhte Strafe gerichtet war. — 

Bei den fogenannten Omiffivbelicten, welche nur durch Unterlaffung 








6, Dagegen 3. B. Mittermaier, N. Archiv Bd. IV. ©. 18. 

1) Vgl. indbef. Krug, ©. 33, ſowie Zahariä, in Goltd. Ardiv II. 
©. 170f. Mittermaier, im Crim.-Archiv IV. S. 17f. Letzterer gebt bier 
offenbar von falſchen Prinzipien aus, indem er bei einer Mehrzahl von V. die 
Anwendung des Verſuchsbegriffs leugnet. 

2) Krug, a. a. O. 
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begangen werben Zönnen, wird der Berfud in der Regel ausgeſchloſſen 
fein,®) indem mit der Unterlafjung bereitS der Ungehorfam, deſſen Be- 
ftrafung bezwedt ift, manifeſtirt ift und das Wollen oder Eintreten einer 
bejtimmten Wirkung des Ungehorfams nicht zum Ihatbejtande gehört. An: 
ders bei den Gommifjivdelicten, welche durch eine Unterlaffung begangen 
werden, 3. B. Tödtung des neugeborenen Kindes Seitens der Mutter durch 
Unterlafjung der nöthigen Hilfsleiſtungen; — das Nichtthun ift hier die 
Verlegung einer befonderen Pflicht zur Thätigkeit, welches in der Abficht 
erfolgen Tann, hierdurch einen beitimmten rechtäverlegenden Erfolg herbei 
zuführen; die Verpflichtung zur Ihätigfeit kann auf verfchiedenen Gründen 
beruhen; jie beginnt mit dem Cintritte des betreffenden Zuftandes oder 
Berhältnifies. Der Berfud des Commifjivdelictes ift vorhanden, ſobald 
die bewußte und abfichtliche Unterlafjung anfängt; — der Beweis der, Ab- 
fiht" kann, wenn die Vollendung nicht eintritt, Schwierigkeiten finden, be— 
rührt aber weder den VBerfuchsbegriff, noch defjen Anwendbarkeit. *) 

Der Verfuchsbegriff it nicht anwendbar auf ſolche Verbrechen (for: 
melle Verbrechen), welche durch die Handlung des Thäters felbft vollendet 
werden, ohne daß e3 noch eines bejondern Erfolges derfelben bedarf; z. B. 
bei wörtlichen und thätlichen Injurien,®) bei Gottesläfterungen, überhaupt 
bei Verbrechen, melde durch mündliche Aeußerungen begangen werben. 
Zweifel können z.B bei dem Verbrechen des Meineides, wenn die Ausfage 
dem Eide nachfolgt, infofern entjtehen, als es fich fragt, ob die Vollendung 
bereitö mit dem Ausfprechen der faljchen Angabe oder aber erſt mit dem 
procejjualen Abſchluſſe der Ausfage jelbit, bis zu welchem eine Rücknahme ꝛc. 
der Angabe zuläffig iſt, eintritt; — dieſe Zweifel berühren aber an fich nicht 
den Verfuchsbegriff, jondern finden ihre Löſung in der Begriffsbeſtimmung 
und der procejiualen Auffafjung der „Ausfage‘. Zweifel find bei dem 
Verbrechen der Unzucht mit Kindern entjtanden, indem jede unzüchtige 
Handlung bereits die Nollendung enthalte, eine nicht unzüchtige Handlung 
aber eine indifferente Sandlung fei.®) 

Der Verſuchsbegriff leidet nicht blos auf den phyfifhen Urheber, fon: 


3) Vergl. Luden, ©. 468f. Glajer, Abbandl. L ©. 292. Leon— 
bardt, Comment. I ©. 164. 

4) Vgl. noch Zahariä, im Archiv II. ©. 174. 

5) Vgl. bier bei. v. Buri, Abhandl. ©. 87f. Vgl. noch Hepp, Verſuche 
ıc. S. 290f., jedoeh auch Köftlin, Revifion ©. 440f. Dtto, ©. 40f. und 
Mittermaier, N. Arch, des Erim.:R. IV. ©. 17f. 

6) Auch bier laſſen fih aber Handlungen denken, welche die unzüchtige 
Betaftung vorbereiten und Dies umverfennbar andeuten, — Entfleidung 2c. bed 
Kindes ıc, 
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dern auch auf die anderen Theilnahmeformen Anwendung. Soviel zunächſt 
ben Anjtifter anlangt,?) fo tft fowohl ein Verſuch der Anftiftung, ala 
die Anftiftung zu einem verfuchten Verbrechen anzunehmen. Die Lebtere / 
wird zwar in der Regel von Anfang an als folche nicht auftreten, vielmehr die 
Anftiftung auf die Ausführung und Vollendung des Verbrechens gerichtet 
fein; wenn aber die Thätigkeit des Angeftifteten in den Grenzen deö Ver: 
ſuchs jtehen bleibt, fo ftellt jih in dejjen Folge thatſächlich die Anftiftung 
in Bezug auf den Grad ihrer Strafbarkeit als Anftiftung zu einem ver: | 
fuchten Verbrechen dar; — fobald die Anftiftung gelingt, geht überhaupt 

die Strafbarleit des Anjtifterd und des Angejtifteten bis zur Vollendung 
in gleihem Schritte vorwärts.) Das Mihlingen der Anftiftung d. h. die 
Erfolglojigfeit des Verſuchs, den Anderen anzuftiften, Tann theils darin fich 
äußern, daß der Andere ſchon entſchloſſen (alias facturus) war, das Ver— 
brechen zu begehen, theils darin, daß der Andere die Zumuthung abweiſ't 
oder nachträglich den Entjchluß wieder aufgibt. In diefen Füllen liegt 
das Miplingen in der Perfon des Angeitifteten, — eine Analogie von 
dem Verſuche mit untauglihen Mitteln und am untauglichen Objecte bietet 
ſich von felbjt dar,?) — der fubjective Geſichtspunkt weiſt darauf hin, 
daß der Anjtifter feinerjeits Alles dasjenige gethan hatte, was er thun 
fonnte um den Erfolg herbeizuführen; der Anftifter hat fich völlig der 
Discretion des Anderen übergeben und ijt häufig nicht mehr Herr der 
Situation, fo da felbit, nach Befinden, die fundgegebene Sinnesänderung 
des Anſtifters ihn gegen die Haftung für die Handlungen des Angeftifteten 
nicht mehr {hüten fann.!?) Die- Frage über die Behandlung der Anſtif— 
tung würde hier zu weit führen; nach der Strenge der unvermittelten ſub— 
jectiven Theorie ift jedoch mindeftens dann Verſuch der Anſtiftung anzuneh: 
men, wenn der Angeftiftete den Auftrag 2. übernimmt; — die Aufforderung 
Seitens des Anſtifters allein und an ſich kann dagegen nur als eine Vor- 
bereitungshandlung angefehen werden. Wird die Anftiftung als ein delic- 
tum sui generis behandelt, fo erweitert fi der Umfang des ftrafbaren 
Verfuhs, indem hierdurch die Abhängigkeit der Strafbarfeit von der des 
Angeitifteten weſentlich abgefhwäht wird. Ob und inwieweit die mißlun—⸗ 


N) Val. hier bei. Zahariä, Verfud 1. ©. 57f. v. Bar, ©. 431. 

8) v. Bar, a. a. D. Köftlin, Syſtem ©. 245. 

9) Es iſt jedoch der Unterichted zwiichen dem willenlofen, dev Einwirkung 
des Thäters unterliegenden Mittel und der freien Willensbeftimmung bed Ange: 
jtifteten micht zu verfennen, und es fteht diefer Unterfchied einer Gleichftel: 
lung beider Fälle entgegen. 

10) Berner, Grundſ. a. a. D. v. Bar, ©. 6l. 
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gene Anjtiftung im einzelnen alle als intellectuelle Beihilfe aufzufafjen 
jei, muß hier ebenfalls dahin geitellt bleiben. 

Der Begriff des Verſuchs leidet auch auf die Thätigkeit von Complottanten 
Anwendung.) Der Abſchluß des Complotts ift mehrfeitig als jtrafbarer 
Verſuchsact aufgefapt und behandelt worden, fo 3. B. in dem Geſetzbuch 
von Hannover. Die Frage wird in dem Falle, wenn nicht alle Gomplot: 
tanten zur Ausführung mitwirken, bezüglich der Außengebliebenen practifch. 
Es iſt befannt, daß man das Gomplott vielfach als gegenfeitige Anftiftung 
behandelt hat. Diefe Anjicht kann Hier nicht weiter verfolgt werden, — 
das tägliche Leben widerſpricht ihr.!?) Legt man fie aber zu Grunde, 
fo wird die fubjective Theorie in dem Abjchluffe des Complotts einen Ber: 
ſuch erbliden. Andeverjeits hat man in dem Complotte die Gonftituirung 
eines Geſammtwillens gefunden, welcher in jeder Sandlung eines einzelnen 
GComplottanten Ausdrud finde, fo daß für die letztere ſämmtliche Complot— 
tanten, auch die außengebliebenen, gleichmäßig haften. Diefe Auffaffung 
erblidt in der Zuſtimmung des Einzelnen zum Beſchluſſe einen Auftrag an 
die Mebrigen in Bezug auf die Ausführung; der leßtere kann aber (abge: 
jehen von der Anftiftung) die Nealifirung des Willens durch den Einzelnen 
nicht erſetzen; aud der Auftrag iſt nur eine Willensäußerung und nicht 
ein Anfang der Ausführung, am wenigften in Form einer Fiction, welche 
die Sandlung des Einen als die Sandlung Aller anfieht; der Sat quod 
quis per alium feeit, ipse fecisse videtur paßt nicht hierher. Die Ber: 
theilung der Rollen an die einzelnen Gomplottanten behuf3 der Erzielung 
des gemeinschaftlich gemwollten Erfolges begründet dagegen die Haftung 
ſämmtlicher Gomplottanten für die hierauf gerichtete Ihätigkeit des Einzel: 
nen, — es fegt aber jene Haftung eine foldhe Ihätigfeit voraus. Die 
letztere lann dem Hauptacte vorangehen und ihn vorbereiten, fie fann aber 
auch, obſchon ſolches beitritten wird, ihm nachfolgen und ihn fihern; — 
ob die planmäßige Unthätigkeit ebenfalld hierher zu rechnen, muß bier 
dahingejtellt bleiben. Die objective Iheorie wird die außenbleibenden Com— 
plottanten wegen Verſuchs nicht trafen, fie wird in dem Complotte feinen 
Anfang der Ausführung erbliden; aber aud die fubjective Theorie Tann 
ſich diefer milderen Auffafjung anfdliegen, indem der Entſchluß, ein Ber, 
brechen zu begehen, und die Kundgebung dejjelben deshalb nicht aufhört, 
eine VBorbereitungähandlung zu fein, weil Mehrere ihn faſſen und gegenfeitig 
fundgeben. Eine weitere Ausführung obiger Süße kann hier nicht gegeben 
werden; — nur mag hervorgehoben werden, da in dem vorausgegangenen 


m) Vogl, bier v. Bar, ©. dof. 
12) Dagegen können wohl Anitiftung und Complott zufammentreffen, 
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Beſchluſſe die Annahme der inneren Verbindung und gegenfeitigen Gaufa- 
lität der einzelnen Handlungen zwar ihren Stützpunkt findet, er aber feines: 
wegs an ſich als ein Nequifit für diefelbe bezeichnet werden fann. Es ift 
daher die zufällige Miturheberichaft in Bezug auf die Haftung der einzelnen 
Miturheber gleichmäßig zu beurtheilen. — 

Jedenfalls unrichtig iſt e8, die außengebliebenen Complottanten wegen 
entfernter Beihilfe zu beitrafen; fo 3. B. das Geſetzbuch von Sachen Art. 57. 
Der Wille der Complottanten ging auf eine gemeinfhaftlidhe That, 
feineswegs auf die Unterjtügung einer fremden That; — der Umftand, daß 
fie nad) Befinden intellectuelle Beihülfe durdy ihren Beitritt zum Gomplotte 
den Anderen geleiftet haben, verändert nicht die Willensrichtung derfelben 
und ift, gegenüber der leßteren, nur jecundär. 

Im gemeinen Rechte ift dad Complott nur als Vorbereitungshandlung 
angefehen worden; — das hochverrätheriſche Gomplott hat man dagegen 
mit befonderer Strafe auägezeichnet; es ändert dies die rechtliche Natur der 
Handlung an fich nicht. Einzelne Geſetzgebungen privilegiren das freiwillige 
Abjtehen, beziehungsweife den Rücktritt einzelner Complottanten, unter Anwen: 
dung der Grundfäße von dem Verſuche und dem Küdtritte von demfelben.!?) 

Bei der Frage über die Anwendbarkeit des Verfuchöbegriffes auf den 
Behilfen wird die objective Theorie, zugleich in Hinblid auf den nur accef- 
forifchen Character der Beihilfe, die Thätigleit des Gehülfen erſt dann als 
ftrafbar bezeichnen, wenn der Urheber die Ausführung des Verbrechens, zu 
welchem die Beihilfe geleistet worden, angefangen hat. Die Strafbarkeit 
des Gehilfen hängt nad) diefer Auffaffung von der, nad) Befinden, fpäteren 
Thätigfeit eines Anderen ab; — der Gehülfe hat möglicher Weife feiner: 
ſeits bereits Alles gethan, was er zur Leitung der Hilfe thun fonnte, aber 
feine Thätigfeit foll erſt ftrafbar werden, wenn fie in unmittelbare Be: 
ziehung zu der Hauptthat tritt, und rechtlich gleichgiltig bleiben, wenn 
legtere überhaupt nicht angefangen wird.1#) 

Soviel die Begünftigung anlangt, fo kann auch bei ihr ein Verſuch 
vorfommen. Denn nicht jeder Act der Begünftigung ſchließt bereits die 
Vollendung der beftimmten Art der Begünftigung ab; derjenige, welder 
im Begriffe ift, die gejtohlene Sache zu verſtecken, wird ertappt, ehe er das 
Verſteck erreicht hat. Daß die Begünstigung ſelbſt den beabfichtigten Erfolg, 
wenn auch nur momentan, erreicht habe, wird deshalb noch nicht gefordert. 
Auch die Begünftigung findet ihre Vollendung in der gegenfeitigen Dedung 
des dolus und der That. 


13) Bol, noh v. Bar, ©. 9. 
14) Bol, no v. Bar, ©. 70. . 
IL, 
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$. 8. 
Der Verfudh mit untaugliden Mitteln. 


Literatur: Mergl. über die überaus reiche Literatur bezüglich dieſer Frage: 
Geib, Lehrbuch IL ©. 306F,, womit noch zu verbinden find die Abhand— 
lungen Walthers in Pözls PVierteljahrsichrift Br. V. ©. 26f. und Die 
Abhandlungen in dem Gerichtsſaale: von Mittermaier, XI. ©. 403 f., 
von Häberlin, XVI. ©. 218, von Rubo, XVIL ©. ıf, von Gever, 
XVII. ©. 35 f., von v. Buri, XIX. ©. 60f. und XX. S. 325f. — 


Geyer, Erörterungen ꝛc. S. 35. — Chep (d. är), im Archiv des 
Crim.R. 1842 ©. 519f. — von Goltdammer, in feinem Arhive 
Br. XVI. ©. 553f. — Berner, in feinen Grundſätzen ꝛc. S. 5f. — 


Eicher, vier Abhandlungen ıc. ©. 166 F. 


Die Anfiht, daß zur Strafbarfeit einer Verfuhshandlung ein Caufal- 
zufammenhang zwifchen ihr und dem vollendeten Verbrechen erforderlich fei 
d. h. daß die Sandlung an fich fähig gewejen fei, die Vollendung herbei- 
zuführen, und gleihjam die Momente des objectiven Ihatbejtandes des 
confummirten Verbrechens im Keime an fi trage, iſt wiederholt aufgejtellt 
und aus ihr namentlid) die Antwort auf die Controverfen über die Straf: 
barkeit des Verſuchs mit untauglichen Mitteln und am untaugliden Objecte 
genommen worden. 

Die meiften Nechtölehrer, welche die Straflofigfeit des Verſuchs mit 
untauglihen Mitteln behaupten, befchränfen diefen Sat ausdrüdlid auf 
die Anwendung folder Mittel, welche ihrer Natur nad unter feinen Ber: 
bältnifjen den beabfichtigten Erfolg hervorzubringen vermögen ( „abjolut* 
oder ‚an ſich“ „untauglihe* Mittel); keineswegs dehnen fie die Straflofig- 
fett auf die Fälle aus, in denen ein an fich taugliches Mittel in unzureis 
chender Menge oder in einer, dem beabjichtigten Erfolge nicht entiprechenden 
Weiſe („unzulängliches Mittel") angewendet worden ift. 

Man hat gefagt, daß bei den an ſich untaugliden Mitteln eine ge 
fährlihe Handlung nicht vorliege und diefelbe ihrer äußeren Beſchaffenheit 
nad ein Necht weder verletze noch gefährde.?) Hiergegen ift zu erinnern, 
daß wie unzweifelhaft die „Gefährdung" Dritter an ſich noch feine Sand» 
lung zu einer rechtöwidrigen ftempelt, fo bei dem Verſuche, eben weil es 
nur ein Verſuch ift, die Verlegung des Dritten nicht erforderlich iſt; jeden- 
falls liegt aber in ihm ein, wenngleich unſchädlicher Angriff auf die Rechts: 
ficherheit des Anderen. 


1) Val, bei. Zahargiä, Verjuh I. ©. 245. 
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Einzelne Rechtölehrer nehmen dagegen auch bei den relativ untaug: 
lihen Mitteln Straflofigfeit des Verſuchs an.?) 

Was nun diefen Unterfchied zwischen den abfolut und relativ untaug- 
lihen Mitteln anlangt, fo ift im Allgemeinen daran zu erinnern, dab mie 
von feiner Handlung fo aud von keinem Mittel gefagt werben kann, daß 
jedenfalls, wenn der Thäter die Thätigkeit fortgefegt hätte oder das Mittel 
ander angewendet worden wäre, der beabjichtigte Erfolg eingetreten 
jein würde. In der Unterbrechung jelbit, welche die Wirkfamteit der That 
erleidet, liegt, dafern die Unterbrehung nicht von dem Thäter felbit herbei: 
geführt worden (Abſtehen vom Verfuche), bereits der Beweis, daf der Thäter 
fich über die Fähigkeit des angewendeten Mittels geirrt hat. Eine Gewiß— 
heit, dal das Mittel das geeignete gewejen, grade im vorliegenden Falle 
den beabjihtigten Erfolg herbeizuführen, würde erjt durh den Eintritt 
des letzteren hergejtellt fein. Man kann von einem „urſachlichen Zu: 
fammenhange* nicht fprechen,?) jobald nicht bereits ein Erfolg vorliegt, 
zu welchem das Mittel die Urſache geweſen; entgegengejegten Falls fingirt 
man etwas nod) nicht Vorhandenes und nicht mehr Mögliches als vorhan- 
den und eingetreten und verwendet dafjelbe bei Gonclufionen, ohne leugnen 
zu können, daß der all aud) anders als wie fingirt worden, ſich geftalten 
fonnte, wenn die Wirkfamkeit der Handlung nit unterbroden worden 
wäre. Der Verſuch, welchen Jemand mit einem unzulänglicen Mittel 
vornimmt, jteht in feiner objectiven Erfcheinung und Wirkfamfeit demjeni— 
gen gleich, der mit einem untauglicen Mittel vorgenommen wird; beide 
find nicht geeignet, den beabjichtigten Erfolg zu bewirken, beide find „un— 
gefährlich; * oft find erft Quantum und Dualität geeignet, die „Tauglich— 
feit eine Mittels" herzuftellen. — Eine „zu geringe Dofis* Gift ift un: 
ichädlich und, genau genommen, fein Gift, — es gibt, nad) fachverjtändigem 
Ausſpruche, fein Gift in unſchädlicher Quantität; es iſt dies eine contra- 
dietio in adjecto.t) Die „zu geringe Quantität” fann ebenfalls ein Mangel 
fei, weldyer jede fchädliche Wirkung des Mittels aufhebt. Die zu ſchwache 
Dofis Arſenik und der Zuder find beide gleich unſchädlich. Dies gilt 
ichlieglich felbft von der Schwäche des Mittelö, welche in der Perſon des 
Thäters liegt; die Kugel, welche in Folge jchlechten Zielens bei dem Be: 
drohten vorbeifliegt, ift in ihrer Wirkung ebenfo unſchädlich für den letz— 
teren, als das Schießen aus einer Entfernung, auf welde das Gewehr 
nit ausreicht, — der Irrthum über die Stärke der zu nehmenden Pul— 


2) Nol. insbeſ. neuerdings Geyer, Gerichtsſaal a. a. DO. 

3) Vol. aber Hälfchner, Syitem S. 189 u. A. mehr. 

4) Val. bier die intereffante Ausführung Goltdammers in feinem Arc. 
Br. V. ©. 538f. 
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verladung ebenfo als der Irrthum über das Geladenfein der bereits abge- 
Ichofjenen Piſtole, — der Irrthum über die Yänge der Leiter beim Ein- 
fteigen, über die Tauglichkeit eines Nachſchlüſſels ebenfo als der Irrthum 
über die Erplofionstraft eines Stoffes zur Auffprengung einer Thür oder 
eines ſonſtigen Verjchluffes. >) 

Die Gegner behaupten, daß der Gebrauch eines an ſich untauglichen 
Mittel für die Beſtimmtheit des Willens fein Zeugniß ablege.*) Ebenfo 
jagt man, es fei erforderlich, daß der Wille in der Außenwelt Anderen 
erfennbar ſich objectivirt habe d. h. daß die Richtung des Willens nad) 
der Vollendung aus der, durch die Sandlung bereits hergeitellten Objec- 
tivität erfannt werde. Wan verlangt alfo eine Handlung, welche in ihrer 
objectiven Erjcheinung bereits die Nichtung des Willens auf den beitimmten 
Erfolg zur Erkenntniß bringe Man behauptet ferner, daß das Ge— 
ftändni des Thäters allein nicht hinreiche, diefe Richtung feſtzuſtellen, 
vielmehr das Geſtändniß, wenn es im Widerfpruche mit der vorliegenden 
Objectivität ftehe, vollitändig bedeutungslos fer; fo könne das Geſtändniß, 
mit Zuder einen Giftmord intendirt zu haben, nicht beachtet werden, wenn 
nicht auch zugleich die Objectivität gemügende erflärbare Momente dafür 
enthalte, daß der Sandelnde von der Gıftqualität des Zuckers überzeugt 
geweien ſei. Insbeſondere ſpricht in dieſer Weife neuerdings v. Buri, 
Gerichtsfaal 1867 ©. 62F. fid) aus, obſchon er im Uebrigen fich ebenfalls 
für die fubjective Theorie erklärt. 

Hiergegen tft jedoch Folgendes zu erwidern: Die Exiftenz eines ver: 
brecherifchen Willens und die in der Abjicht, ihn zu realifiren, vorgenom— 
mene Sandlung find bei an ſich untauglichen Mitteln ebenfo vorhanden 
als bei der Wahl eines unzulänglichen Mittels, — bei jenen tert der Thäter 
über die Qualität, bei diefer über die Quantität oder Modalität. Die Bes 
ftimmtheit, wie der Grad des verbrecherifchen Willens hat mit diefem Irr— 
thum nichts zu fchaffen, ausgenommen in den Fällen, in welden die Lei— 
denſchaft des Augenblides zu einem Wehlariffe verleitete, — Fälle, die 
nichts in der Sache beweifen; 3. B. der, welcher ein bereits abgeſchoſſenes 
Gewehr im Irrthume, daß es noch geladen fei, ohne nähere Unterfuchung, 
abdrüdt. — Aus der Wahl eines abjolut untauglihen Mittels kann dem- 
nächſt wohl ein Schluß darauf abgeleitet werden, daß der Thäter eine 
beftimmte Abficht nicht gehabt habe; 3. B. läßt die Beibringung von Zuder 
auf eine tödtliche Abficht nicht ſchließen. Allein wie diefer Sa nur auf 


5) Die Bemerkungen Berners, Grundſ. F. 8 S. 5 a. E. können daher 
die Zweifel nicht löſen. 
6) Zahariä, Verſuch S. 240. 
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die Fälle paßt, in welden ein Irrtum über die Qualität des Stoffes 
nicht vorliegt, der Thäter alfo wiſſend, daß der Stoff nur Zuder ift, ihn 
dem Anderen beibringt, nicht aber auf den Fall, in welchem der Thäter 
den Buder für Arſenik hält, fo kann felbft in den erfteren Fällen nicht 
unbedingt behauptet werden, daß der Wille, ein Verbrechen zu begehen, 
durch die objective Seite der That ausgefchloffen ſei. Die Gegner verwech— 
feln auch hier eine Beweisfrage mit der Thatbejtandsfrage. Denn wenn 
ih auch hier aus der Objectivität nicht auf den böfen Willen fchliegen 
läßt, jo kann leßterer durch) das Geftändnif oder andere Beweismomente 
erwiefen werden.?) Allerdings kann fich der Thäter hiernach als ein ſehr 
einfältiger, vielleicht der Unzurechnungsfähigkeit naher Menſch darftellen; 
allein die Dummheit ift noch fein Beweis für die Unwahrheit; auch 
erjtredt jich die Dummheit nur auf die Wahl des Mittels, nicht aber auf 
die, von ihr völlig unabhängige böfe Abfiht; die letztere documentirt fich 
in jeder, zu ihrer Ausführung unternommenen Handlung; diefe böfe, mani- 
fejtirte Abficht ift das Merkmal des Verſuchs. 

War die Erfolglofigkeit offenlundig, jo kann die Richtigkeit der Be- 
fhuldigung und die Whrheit des Geſtändniſſes bezweifelt werden, — dies 
it, wie gefagt, Beweisfrage. Das „Wijlen* und das „Wollen“ find 
hier verfchiedene Dinge. 

Hiermit widerlegt fich auch die Anficht, bah es an einem äußeren That- 
beitand gebreche.°) Allerdings fehlt es hier gleich anfänglich an einer, die 
Realifirung der Abficht ermöglichenden Handlung; allein diefer Mangel an 
den objectiven, zum Thatbeſtande des vollendeten Verbrechens gehörigen 
Momenten iſt bei jedem Verfuche vorhanden; das Mehr und Weniger in 
diefem Mangel ift für den Begriff gleichgiltig. 

Eine gewöhnliche Anficht ift, daß bei dem Verſuche mit untauglichen 
Mitteln ein „Anfang der Ausführung“ nicht vorhanden fei, weil man das 
nicht „anfangen fönne, was „auszuführen unmöglich fei, — weil, wenn 
das „Ende“ unmöglich ſei, auch ein „Anfang” zu demfelben nicht denkbar 
ſei.) Hiergegen ift zunächſt zu erinnern, daß die Doctrin und die Geſetz— 





7) Wiederholt ift der Fall vorgefommen, daß der Apotheker, aus Mißtrauen 
gegen die Ablicht der Forderung, flatt Nattengift, Abortivmittel 2c., einen un: 
Ihädfichen Etoff verabreicht, Diefer aber in einer feindfeligen Abfiht von dem 
Andern einem Dritten beigebracht worden ift, alfo in dem Glauben, das vers 
langte Mittel erlangt zu haben und zu verabreihen. — Der Dieb, welcher eine 
zu kurze Leiter anwendet, fann fich über die Entfernung irren; — ed fann aber 
bei offenbarer Unzulänglichkeit in Erwägung kommen , ob fein Geftändniß der 
diebifchen Abficht die Wahrheit enthält. 

8) Heffter, Lehrb. $. 75. 

9 Bl. noch v. Bar ©. 15. 
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gebung mit den Worten „der Anfang der Ausführung‘ den Thatbeitand 
des Verſuchs bezeichnen wollen, diefe Worte daher, nad) Befinden, unrichtig 
gewählt fein können; feinesiwegs aber darf aus ihnen ein Rüdjchluß auf 
die Momente dieſes Ihatbeitandes felbit abgeleitet werden. Wenn man 
fodann behauptet hat, daß diejenige Handlung angefangen fein müſſe, 
durch welche der beabfichtigte Erfolg herbeigeführt werden fonnte; oder daß 
in der Handlung bereits ein objectives Moment den Thatbeitandes des vollende- 
ten Verbrechens erfüllt fein müffe, fo fehlt es hierzu an einem juriftifchen Grunde. 
Es ift eben das Mefen des Verfuchs, daß die Handlung den beabfichtigten Erfolg 
‚ nicht bewirkt hat; Teineswegs aber enthält derfelbe bereits nothiendig einen ob- 
jectiven Theil der Vollendung; — der Grund des Nichteintrittö des Erfolges 
ift für den Begriff gleichgiltig; auch läßt ſich niemals jagen, daß ohne bie 
Unterbredjung der Erfolg unzweifelhaft eingetreten wäre. Die entgegenge- 
feste Meinung führt zur Straflofigfeit jedes Verfuchs, weil die eingetretene 
Unterbredhung die Unzulänglichkeit des angewendeten Mittelö, fei es auch 
„abfolut“ noch fo tauglich, nachweiſt, mindeitens die Zulänglichkeit deſſelben 
nicht mehr conftatirt werden kann, da aud) das tauglichſte Mittel im letzten 
Augenblide feiner Anwendung auf Hindernifje ſtoßen kann, die den Eintritt 
des beabfichtigten Erfolges ausſchließen. Die „Abfiht" und der „Anfang“ 
haben überdieß zu einem „Ende*, nämlich zu einer Handlung, geführt, die, 
äußerlich, mit einer Handlung, wie fie die Gegner verlangen und das Ge: 
feß fie bei der Vollendung vorausjegt, volllommen übereinftimmen kann, 
die aber nur die „Wirkfamkeit“ nicht entwidelt hat, weldhe zur „Bollen: 
dung” erforderlich war.) Die „Handlung* kommt nur in Bezug auf 
die in ihr fich manifeftirende Abficht in Betracht, — nicht als der „Theil“ 
eines nicht eriftent gewordenen Verbrechens; — von ihm aibt es 
feinen „Theil. Will man aber eine Handlung vorausfegen, welche bereits 
die Ausführung des Verbrechens in der unmittelbarjten Wirkung auf den 
Erfolg enthält, 3. B. den Schlag mit dem Beile auf den Kopf des Ande: 
ren, jo wird hiermit eine weſentliche Beſchränkung des Verſuchs begründet, 
die überdiek in fich fein allgemein anwendbares Prinzip darbietet. Denn 
folhenfalls müßte man denjenigen, deijen Kugel wegen Schwäche des Ge: 
wehrs und der Entfernung den Bedrohten nicht erreicht, ſowie denjenigen, 
deſſen Kugel von dem Panzerhemde des Bebrohten abprallt, jtraflos laſſen, 
da hier bereits gewiß iſt, daß die Sandlung nicht geeignet geweſen, ben 
Erfolg herbeizuführen. 

Man hat dies auch jo ausdrüden wollen: „die Unmöglichkeit der Aus: 





16) Der Reiter auf dem lahmen Pferde fängt aud eine Reife an, deren 
„Ziel“ er aber nicht erreicht, weil das Pferd lahm iſt; — ein „Anfang der Ans: 
führung“ wird fpradhlic gewiß angenommen werden. 
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führung bei den an fich untauglichen Mitteln ift von Anfang an vorhanden* ; 
man hat hier als Gegenſatz Fälle ftatuirt, in denen die bereitd begonnene 
Wirkfamteit den Erfolg nicht erreichte, weil ein Zwifchenvorfall die Wirk: 
famfeit unterbrach; 3. B. e8 drängt Iemand das Gewehr des Andern wäh— 
rend des Schufjes aus der Schußlinie.!) Allein auch hier wei man nicht 
fiher, ob, wenn dies nicht gefchehen, die Kugel den Bebrohten getroffen, 
ihn verwundet hätte? Es ift auch nicht richtig, wenn man gefagt hat, 
daß der Gefetgeber nicht etwas Unmögliches verbieten und jtrafen fönne;!?) 
— der Verſuch mit untauglicen Mitteln ftrebt „etwa Unmögliches‘ an; 
er kann nicht zur Perfection gelangen; er ift aber vorhanden und eriftent 
und nichts Unmögliches; — der , Verſuch“ ift nur ein Verſuch und feine 
Vollendung; daß die Vollendung nicht möglich ift, macht den „Berfuch“ 
nicht unmöglich. 

Man wird fchließlich durch diefe Erwägungen zu dem Sate gedrängt 
daß das „an ſich untauglihe Mittel dasjenige ſei, welches unter allen 
Umftänden, gleichviel wie fie geftaltet find, „erfahrungägemäß“13) den beab: 
fihtigten Erfolg zu bewirfen unfähig iſt.!) Das ift 3. B. der Zuder als 
Mittel zu einer Vergiftung, das ungeladene Gewehr als Mittel zur Töd— 
tung mittels eines Schuffes. Allein zunächſt würden hier Fälle von der 
Negel der behaupteten Straflofigfeit auszunehmen fein, wie dies aud 
mehrere Geſetzgebungen thun, in melchen der Thäter in einem Irrthume 
über die thatfächlichen Worausfegungen ſich befindet, er alfo den Zuder 
für Arſenik hält. Nehmen wir aber diefe Fälle aus, fo ift nicht in Abrebe 
zu Stellen, daß wir hiermit die objective Theorie völlig verlaffen und den 
Schwerpunkt in den Willen des Thäters legen.) Will man dagegen aud) 
diefe Fälle ftraflos Lafjen, fo fragt man, ob man fodann noch denjenigen 
ftrafen kann, welcher auf einen gut gepanzerten Mann eine ſchwache Kugel 
abſchießt? In diefem Falle ift wie in jenen Fällen die objective Unmög- 
lichfeit vorhanden, — in dem einen Falle in abstracto, im andern in con- 
ereto, wie man zu fagen pflegt. Kann man hier wirklich von einem rechtlich 
beachtlichen Unterfchiede fprehen? Auch in Fällen der letteren Art iſt 
feine „zur Ausübung (Vollendung) führende Handlung“16) vorhanden und 
„stellt fich der Ihatbeftand des beabfichtigten Verbrechens nicht als erkennbar 





11) Berner, Grundſ. ©. 8. 
18) Marezohl, Lehrbuh S. 120 und Andere. Chop, im Ardiv des 
Crim. R. 1842. ©. 519f. 
13) Häl ſchner, Syſtem &.189. Val. biergegen noch v. Buri, Abb. ©. 70f. 
14) Vol. 3. B. Geyer, ©. 731. 
15) Vgl. dagegen Hälfchner, Enftem ©. 189. 
16) Geyer, a. a. O. 
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dar“17). Man fann aud) nit von einer „nuda cogitatio“ ſprechen, „die 
nicht zum reellen Ausbrude in der Handlung fomme*.1) Denn der 
Entfhluß fommt allerding3 zum Ausdrude in einer bejtimmten Handlung. 
Daß die Handlung in ihrer objectiven Natur eine unfhädliche ift, ift richtig, 
— allein felbft bei einer Dofis Arfenif, welche Jemand dem Anderen bei: 
bringt, ift fchlieglich der „reelle Ausdruck“ auch nicht vorhanden, weil dieſe 
Handlung, ohne Kenntnig von der Abjicht des Handelnden, eine rechtlich 
indifferente ift. Man befindet ſich alfo in einem Zirkelfhluffe, wenn man 
mit den Anhängern der objectiven ‚Theorie nicht die Abficht in den Vorder: 
grund jtellt und doch andererjeit in der Handlung eine ungweifelhafte, 
durd fie felbit bewiefene Kundgebung diefer Abjicht verlangt. Be— 
findet fi) der Thäter im Irrthume über das, was er thut, 3. B. er gibt 
ein Gift, welches im Laufe der Zeit feine Kraft verloren hat, fo thut er 
zwar etwas, wodurd er feine Abficht nicht erreichen kann, aber nicht? „ges 
gen feinen Willen“, wie behauptet wird; vielmehr jteht der Wille mit der 
That in Uebereinftimmung, und diefe ift lediglich nicht geeignet, die Ab— 
fiht zu realifiren.!%) Auch hier liegt eine petitio principii vor, wenn 
man die Uebereinjtimmung deshalb leugnet, weil die Fähigkeit der Hand: 
lung zu dieſer Nealifirung nicht vorhanden, indem man nicht jede be- 
jtimmte Manifeitirung des böfen Willens, fondern eine zu feiner Rea— 
lifirung genügende erfordert. Die Handlung ift nur in ihrer Abſicht 
eine bejtimmte; ohne Kenntnig von der Abjicht ift fie juriftifch auch 
dann unbeitimmt oder doch undefinirbar, wenn fie „objectiv eine ge 
fährliche fein’ würde. Die Handlung erhält in jeder Beziehung erit 
durd; die Kenntniß von der Abfiht einen, für Andere erfennbaren Cha- 
racter. Geyer will ſelbſt den Verſuch mit relativ untauglihen Mitteln 
ftraflos laffen, und zwar, weil er (mit Recht) ſagt, S. 74f., daß eine „zu 
geringe Doſis“ Gift Fein Gift fei, indem fie nicht genüge, die Gefundheit 
des Anderen zu fchädigen, — allein mit gleichem Rechte ijt dann der Schuß 
aus der zu ſchwach geladenen Piſtole fein Schuß und die abgejchofjene Kugel 
fein tödtliches Blei, weil fie nicht verlegen fonnte. Wie Geyer diefen Fällen 
denjenigen entgegenitellt und jtrafbar erklärt, wenn Jemand in töbtlicher 
Abſicht dem Anderen nad) und nad fo viele Portionen Gift beibringt, 
daß fie zufammen zur Bewirtung des Todes geeignet find, jo hat ſchon 
v. Buri, ©. 74, diefe Anficht zur Genüge widerlegt und nachgewiefen, daß 
die behauptete rechtliche Verſchiedenheit diefer Fälle nicht vorhanden fei. 

17) Hälſchner, Spitem ©. 183. 

18) Geyer, ©. 61. 

19) Nichtig namentlich andgeführt von Rubo, ©. 12, dagegen Geyer, 
©. 67. Vgl. auch v. Buri, Gerichtsſaal S. 71f. 
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Was foll es auch heifen: „eine zu geringe Dofis Gift‘? Iſt hier eine 
ſolche gemeint, die feinen Menſchen, aud) nicht das ſchwächſte Kind töbten 
fann? oder nur eine foldhe, die grade den Bedrohten, bei deſſen Körperbe- 
Ichaffenheit 2c., nicht tödten fann? Soll es von diefer Beſchaffenheit oder 
z. B. davon, ob der Bebrohte kurz zuvor oder kurz nachher Milch genofjen 2c., 
abhängen zc., ob man ein Mittel tauglich nennen will? Welcher Arzt wird 
dies fchlieglich bei einem Verſuche mit Sicherheit beftimmen lönnen? und 
foll hiervon die Strafbarkeit, beziehungsweife die Straflofigleit des Thäters 
abhängen? — 

Man kann an anderen Fällen noch ſehen, wohin diefe Unterfcheidungen 
führen. Die Wirkfamfeit des Mittels hängt öfters von dem erwarteten 
Hinzutritte anderer Mittel ab. Der Brandftifter rechnet auf die gemöhn- 
liche Deffnung einer Thüre, um durch den Zugwind das angelegte Feuer 
zur vollen Flamme zu bringen, — er entfernt ſich, — die Oeffnung unter: 
bleibt; — ift hier der Brandftoff ein geeignetes Mittel geweſen? 

Im Allgemeinen ift auch hier zu wiederholen, daß man jede ftrafbare 
Handlung nad) ihrer concreten Natur beurtheilen muß, und wie daher 
im einzelnen Falle einerfeitS das relativ unmöglihe Mittel ala ein un- 
mögliches ebenfo wie das fogenannte abfolut unmögliche erfcheint, fo ift 
andererfeits das abfolut mögliche Mittel in dem Falle, daß es feine Wir: 
fung verfehlt, ebenfalls ein in concreto unmögliches (ungeeignetes). 

Eine Unterfcheidung, ob der Thäter das untaugliche Mittel für taug- 
lich hielt, oder ob er das Mittel felbit an ſich zwar für untauglich, jedoch 
die befondere Art, wie er daſſelbe anwendete, für geeignet hielt, ift ebenfalls 
nicht zuzugeben.?°%) Der Thäter, welcher aus Irrthum Zuder für Arfenik 
hält, und derjenige, welcher wiſſentlich Sand zur Ladung eines Feuerge— 
wehrs, jedoch in dem Glauben gebraucht, daß durch Friction ein Schuß 
herbeigeführt werden könne, wenden beide aus Irrthum ein „an fich un: 
tauglihes" Mittel an. Derjenige, welcher eine genügende Portion Gift 
nimmt und fie in der irrigen Meinung, die Wirkung zu verjtärfen, mit 
einem Stoffe, der aber die letztere aufhebt, vermischt, fällt überdieß nicht 
unter eine der beiden obigen Gategorien, dennoch jteht auch er auf gleicher 
Stufe der Strafbarkeit. Schließlich Liegt in beiden obigen Gategorien eine 
tauglide „Anfangshandlung” nicht vor, und keineswegs kann der „Wahn 
in der zweiten Gategovie der That einen anderen Character verleihen, ala 
der ‚Irrthum“ in der erjten Categorie; — in beiden Fällen war der Thäter 
von der Wirkſamkeit des Mittel überzeugt; in dem einen alle irrte er ſich 
über eine Thatfache (über die Qualität des Gegenftandes) ebenfo wie in 


20) Dagegen Goltdammer, in feinem Ard. Bd. XVI. ©. 555. 
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dem anderen (über die Wirkſamkeit des Stoffes); — in „feiner Vorftel- 
lung” bat er „das Mögliche oder doc Wahrfcheinlihe unternommen‘, — 
objectiv war in beiden Fällen nad) Lage der Sache der Erfolg unmög— 
Ih und unwahrſcheinlich. Es Tann nad dem Obigen auch feinen Unter: 
fchied machen, ob der Thäter ein „abfolut untauglices Mittel" aus Aber: 
glauben oder Irrmwahn für ein taugliches hielt, — häufig kommt dies 
bei Abtreibungsverfuchen vor; es kann hier Unkenntniß der Naturgefete, 
genährt durch die Anfchauungen im Publifum über die Wirffamkeit gemifjer 
Stoffe, vorliegen. Man hat häufig die Strafbarfeit in den Fällen des 
Aberglaubens ausschließen wollen, und zwar felbit von Seiten folcher Juriſten, 
welche im Uebrigen die Strafbarkeit bei an ſich untauglichen Mitteln zus 
geben. Allein immerhin kann der Irrthum in der Wahl des Mittels nicht 
maßgebend fein. Der befannte Fall des fogenannten Todtbetens paßt nicht 
hierher; — der Betende rief hier die Hilfe Gottes an; von ihm erwartete 
und erbat er fich den Tod des Gegners.?!) Ebenfo kann es wohl vorkom⸗ 
men, daß der Thäter in Folge feines Aberglaubens „fremde, geheimnifvolle 
Mächte“ durh „Zauberformeln‘ in Bewegung ſetzen will; allein dieſer 
Fall ift demjenigen gleich, welcher fich erit ein Mittel zur Verübung des 
Verbrechens fchafft, durch welches er das Letztere bewirken will; der Thäter 
ift Hier nicht unmittelbar thätig, fondern verfchafft ſich erit ein Mittel oder, 
um fo zu fagen, will einen Dritten zur That, bei welcher er felbit nicht 
weiter mitwirft, anitiften. 


8. 9. 
Fortſetzung. 


Die Quellen des gemeinen Rechts enthalten eine ausdrückliche Ent— 
ſcheidung der Controverſe nicht;!) es läßt fi) aber aus der Allgemeinheit 
ihrer Beftimmungen der Schluß wohl rechtfertigen, daß der Verſuch auch 
in den hier fraglichen Flläen als ftrafbar eradjtet worden. Insbeſondere 
lkann dad Gegentheil aus der befannten Beitimmung in Art. 178 der C.C.C. 
nicht abgeleitet werden; die Worte „etliche fcheinlihe Werke, die zur Voll: 
bringung der Miffethat dienlich fein mögen" können, wie das Wort „mögen“ 
an die Sand gibt, nur auf das fubjective Moment bezogen werben. Die 
gemeinrechtlihe Praris hat in aleihem Maße fich ausgeſprochen und noch 
gegenwärtig ftimmen hiermit viele deutfche Geſetzbücher überein, indem fie 
ausdrüdlich den Verſuch mit untauglihen Mitteln für ftrafbar erflären; 


21) Bol, auch Pfotenbauer, Irrthum ac. ©. 62. 
1) Val. Hälſchner, S. 194f. Geib, a. a. O. ©. 305. 
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nur iſt zu bemerfen, daß fie zumeift hier eine geringere Strafe beſtimmen 
und einige auch die Fälle, in denen der Thäter aus Unverftand oder aber: 
gläubiſchem Wahne ein an ſich untaugliches Mittel anmwendete, auönehmen 
und für jtraflos erklären. Die Gefegbücher Preußens, Oldenburgs und 
Bayerns (v. I. 1861) und das Reichs » Strafgefebuch übergehen die Con: 
troverfe mit Stillfehweigen. Die Preußifche Praxis nimmt ftrafbaren Ver: 
fud bei einem abjolut untauglichen Mittel nicht an, ſchwankt aber bei 
relativ untauglichen (unzulängliden) Mitteln, indem fie e8 der thatfächlichen 
Feſtſtellung (!) überläßt, ob bei einem folchen Mittel ein Verſuch anzu: 
nehmen fei, und bezieht died auch auf die Fälle, in denen die Ungefchidlichkeit 
des Thäterd das Mißlingen des Erfolges herbeiführte;?) — es liegt in 
diefem Verfahren keineswegs Sicherheit und Klarheit,“) fondern ein un— 
fiheres Schwanfen, ein Mangel feiter Grundſätze und hiermit auch eine 
Unjicherheit über die Grenzen der Strafbarfeit felbjt.t) Die Beitimmung 
des Geſetzbuches von Bayern (1861) Art. 47 ift fofort nach dem Erfcheinen 
deifelben von zwei, überdieß bei der Ausarbeitung und Berathung des Ent: 
wurfs wejentlich betheiligten Gommentatoren verfchieden ausgelegt worden 
(vgl. Dollmann, Comm. S.229 u. Weis, Comm. ©. 142f.). Weis fpricht 
fih im Allgemeinen auch für die Meinung aus, daß die Verfuchshandlung 
nah ihrer objectiven Beichaffenheit einen Anfang der Ausführung ent: 
halten müſſe. Es ift von den Gommentatoren des Preußischen und des 
Bayerifchen Gefebuches zur Bertheivigung diefer Meinung auch darauf 
Werth gelegt worden, daß das Geſetz das Wort „enthalten“ in der Ver: 
ſuchsbeſtimmung gebrauche.°) Das Geſetzbuch von Baden $. 110 wird nad 
den Erläuterungen Thilos®) dahin zu verftehen fein, daß derjenige, welcher 
aus „Unverftand* oder „abergläubifhen Wahne‘ ein an fich untaugliches 
Mittel gewählt bat, ftraflos fein ſoll; — ebenſo Braunſchweig $. 36 
(„Mangel an Einfiht‘) und Thüringen Art. 23 („Unverftand ober aber: 
gläubiſchem Wahne*). Die Bezeihnungen „Unverftand* „Mangel an Ein: 
fiht* find unfiher und willfürlicher Auslegung preisgegeben; — die zu 
geringe Pulverladung bei einem Schuffe ift ebenfo die Folge eines Mangels 
an Einfiht (in Bezug auf eine Pulverladung), als die Wahl eines zur 
Vergiftung (dur Berdunftung, durch Sinzutritt anderer Stoffe) untauglic) 


— — 


2) Oppenhoff, Comm. zu $. 31 N. 11f. Hälſchner, a. a. O. 

3) Wie Berner, Grundſätze $. 8 behauptet. 

4, Hälſchner, ©. 196. 

5) Zahariä, Arhiv V. ©. 584. Vgl. dagegen ſehr richtig Goltdam: 
mer, in feinem Archiv Bd. X. ©. 538. 

6) Komm, ©. 139. 
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gewordenen Giftitoffes (in Bezug auf die Wirkfamfeit der eingetretenen 
Veränderung). 


$. 10. 
Verſuch am untaugliden Objecte. 
iteratur: Bol. die Yiteratur bei dem vorigen Paragraphen. 


Diejenigen, welche die Straflofigfeit des Verſuchs mit untauglichen 
Mitteln behaupten, verlangen zumeift zur Strafbarkeit des Verſuchs aud, 
daß die That gegen ein Object gerichtet wurde, an welchem die Voll: 
endung des Verbrechens möglih war. Es find in der Hauptſache auch 
diefelben Gründe, mit welchen dieſes Erforderniß des Thatbeſtandes verlangt 
wird, wenn andererfeits die gleihen Gründe auch hier gegen daſſelbe 
geltend zu machen find, obſchon in einigen, jedoch untergeordneten Richtun- 
gen eine Verfchievenheit in der Behandlung beider Controverfen zu Tage 
tritt.!) Fälle der hier fraglichen Art find die Handlungen deffen, der eine 
Sache ftehlen will, die in dem betreffenden Naume nicht vorhanden (es ift 
überhaupt ein leerer Raum oder in ihm nicht der Gegenſtand vorhanden, 
welchen der Dieb ftehlen will), oder der einem Leichnam, den er für einen 
lebendigen Menſch hält, eine Verlegung in tödtlicher Abſicht zufügt, oder 
der feine eigne Sache im Glauben, daß jie eine fremde Sache fei, ftiehlt. 
Allenthalben liegt auch hier eine Handlung vor, die in fubjectiver Bezie— 
hung vollftändig die Erfordernifje eines Berfuhes an ji trägt, deren 
Qualität als ftrafbarer Verſuch aber geleugnet wird, weil der Thäter eine 
Eigenichaft des Objects vorausfeßte, die nicht vorhanden ift und deren 
Mangel die Möglichkeit der Vollendung ausſchließt. Auch hier führt die 
ſcharfe Accentuirung des objectiven Moments zu denfelben Miderfprüchen, 
welche bereits oben bei den „untauglihen Mitteln? gegen dieſe Theorie 
geltend gemacht worden find. Die Frage, ob der Irrthum des Thäters 
die in der verbrecherifchen Abficht vorgenommene Handlung zu einer traf: 
Iofen made, kann nur verneint werben, wenn man hier den „Anfang der 
Ausführung” in dem obigen Sinne auch bezüglich des Objects verlangt.?) 


1) Val. übrigens noch Lelievre, Comm. eit. pag. 373. Leonhardt, 
Sommentär, Bd. I. ©. 1995. v. Bar, ©. 14. Sie nehmen Straflofigfeit beim 
untauglichen Objecte, — nicht auch beim untauglichen Mittel an. So erklärt 
z. B. dagegen Habicht, rechtl, Erörterungen ıc. (Zerbit 1843) Bo. J. ©. 146f. 
Untauglichkeit des Objects für einflußlos, — Untauglichfeit des Mitteld dagegen 
für Etrafaufhebungs:, wenigſtens Strafmilderungsarund. 

2) Vgl. Berner, Grundſ. ©, 3. 
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Nach diefer Anficht ift derjenige, welcher in der Dunkelheit einen Baum 
für einen Menfchen hält und auf ihn in tödtlicher Abficht ſchießt, — der: 
jenige, welcher eingeltiegen, nichts Geldes werthes findet, das er ftehlen 
kann, — ftraflos, — derjenige aber, deſſen Schuß in Folge Tchlechter Hand: 
habung des Gewehrs oder einer, vielleicht zufälligen Bewegung des Andern 
diefen fehlt, wird geftraft. Eine „Gefährdung“ des Anderen kann aber 
möglicherweiſe auch in den leteren Fällen bei ſchlechter Beichaffenheit oder 
Handhabung des Gewehrs oder weiter Entfernung 2c, nicht vorhanden geweſen 
ſein. Die Anſicht, daß die Rechtsordnung nicht verletzt ſei, wenn die Hand— 
lung nicht gegen ein Object gerichtet ſei, welches durch den ſtrafrechtlichen 
Schutz vor widerrechtlichen Angriffen bewahrt fein folle,3) iſt unhaltbar, 
da der erfolglofe Angriff eben, weil er erfolglos ift, eine Gefährdung in 
diefem Sinne überhaupt nicht enthält, gleichviel, weshalb er erfolglos ge— 
blieben, wie diefe Anficht auch eine petitio prineipii enthält, da das Zu: 
fammenleben der Menfchen, zu deſſen Schute die ftaatlihe Ordnung be 
ftimmt ift, auch durch einen, wenngleich erfolglofen Angriff Einzelner gegen 
diefe Drdnung geftört ift; insbefondere muß dies von den Fällen gelten, 
in denen das Object, welches der Ihäter bei der Vornahme der That irr- 
thümlih als gegenwärtig annahm, wirklich exiftirt; 5. B. A. hält den 
Baum im Dunkeln für den B., und ſchießt auf ihn, — dagegen die C. 
hält fich für fchwanger und nimmt Abortivmittel, ift aber nicht ſchwanger. 

Man hat die Fälle unterfchieden, in denen das irrig vorausgefehte 
Dbject gar nicht exiftirt, und die Fälle, in denen es zwar vorhanden, aber 
nicht fo beichaffen war, daß an ihm das beabfichtigte Verbrechen begangen 
werden fonnte; z. B. ein Mädchen nimmt Abortivmittel ein, und feht irrig 
voraus, daß fie ſchwanger fer, ein Kaufmann meint irrig, daß er infolvent 
fei, und begeht in deſſen Folge Handlungen, welche das Gefet als böslichen 
Bankerutt ftraft, dagegen A. fchlägt in tödtlicher Abficht auf den Leichnam 
des B., den er für lebend hält; B. nimmt eine Sache in diebifcher Abficht 
an fich, fie ijt aber feine eigene oder eine herrenlofe Sache. 

Die „Nichteriftenzg" des Objects iſt wohl auch der „Nichtanmwefenheit 
der vorhandenen Sache“ am Orte der That gleich behandelt worden; — 
ein Dieb findet beim Einfteigen in die Scheune, daß das Horn, weldes er 
mit hineingetragen, nicht mehr vorhanden ift, weil e8 an einen anderen 
Ort gebracht worden; der Eigenthümer hat fein Geld aus dem Schranfe 
des Mohnzimmers, woſelbſt er es, wie der Dieb wußte, aufzubewahren 
pflegte, in fein Schlafzimmer genommen. *) 


dv. Bar, ©. 10. 
4) Bol. 3. B. Bauer, Abhandl. ©. 378. 
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Die Unterfcheidung, über welche insbefondere Goltdammer, Archiv 
Bd. XIII. ©. 556f. zu vergleichen, ift eine gezwungene. Der Dieb, wel 
cher einfteigt, um Korn zu ftehlen, weldes aber in der Scheune nit vor- 
handen, begeht einen Verfuh; — man kann aber nicht jagen, daß die 
Handlung gegenftandslos und deshalb jtraflos fei, weil das Kom nit 
mehr vorhanden; — wie, wenn der Dieb den Gegenſtand, welchen er zu 
jtehlen beabjichtigt hatte, in der Eile nicht findet? Soll hier ein Unter: 
ſchied gemacht werden, je nachdem die Sache früher in der Scheune vor- 
handen war oder nit? Wenn der Dieb die Sache, die er mittels Ein: 
fteigend in das Gebäude dafelbjt zu ſtehlen beabfichtigte, nicht gefunden 
und eine andere Sade nunmehr daſelbſt ftiehlt, würde man mit jener 
Theorie fchließlich zu der Confequenz gelangen, daß das in diebifcher Abficht 
vorgenommene Einjteigen jtraflos, das Stehlen der anderen Sache aber 
(gleihjfam ex dolo novo) ein einfacher Diebitahl je. Es kann in diefen 
Fällen nit darauf anlommen, ob der Thäter befondern Anla zu der An: 
nahme Hatte, daß das Object des Verbrechens vorhanden jei und er ſich 
täufchte, weil inmittels das Thatfächliche ſich geändert hatte, oder aber, ob er 
fih überhaupt über dad Vorhandenſein deijelben irrte. Der Dieb, welcher 
im obigen Falle das im Wohnzimmer nicht mehr befindliche Geld nicht 
jtehlen kann, weil es dafelbjt nicht mehr vorhanden, iſt ebenfo wie der 
Dieb zu beurtheilen, welcher, ohne eine foldhe bejtimmte Kenntniß und Vor: 
ausfegung, in das Wohnzimmer, um dafelbjt Geld zu jtehlen, einfteigt und 
dajelbjt fein Geld findet. °) 

Bei der gegentheiligen Meinung gelangt man zu der eigenthümlichen 
Frage, ob der Mangel des DObjectes ein die Möglichkeit der Ausführung 
von Anfang an ausfchließender Umjtand, oder ob er ein erft nach Beginn 
der Ausführung eintretender, die Vollendung hindernder äußerer Umftand 
ſei, — im erjteren Falle Straflofigfeit, im legteren ftrafbarer Berfud.®) 

Der mit einem undurddringlichen Panzer bewaffnete Mann iſt ſchließ— 
lich ein eben jo „untaugliches Object“, als der todte Menſch; — bei beiden 
ift ein Irrthum des Thäters der Grund zu der Wirkungslofigfeit feiner 
That, wie er es ift, wenn er das wirkungslos gewordene Gift dem Anderen 
beibringt;?) — der Umſtand, daß der Bepanzerte durdy Gift getödtet, alfo 
Begenftand einer Tödtung werben kann, nicht auch der Leichnam, iſt nicht 
entjheidend, da nur die grade vorliegende Handlung und zwar, wie fie 
in concreto vorliegt, aljo aud in der Beziehung des Mittels zum Ob: 


5) Nol. jedoh v. Bar, ©. 24. 

6) Soltd. Arhiv XVI. ©. 559. 

’) Vgl. noch Köftlin, Reviſion, S. 368f. 
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jecte, zur Beurtheilung geftellt werden kann und darf; — fünftige und 
mögliche andere Handlungen gegen dafjelbe Object find einfluplos und die 
Verlegung der Rechtsordnung ift nur in ihrer concreten Geſtalt, nicht 
aud der Umftand, daf; des Object überhaupt einer Verletzung fähig ift,®) 
maßgebend. 

Wenn der Ihäter glaubt, eine ftrafbare That zu begehen, diefer Glaube 
aber auf einer faljchen Nechtsanficht beruht, fo liegt eine jtraflofe Hand— 
lung vor. Der Irrthum ift hier ein rechtlicher ; 3: B. A. concumbirt mit 
der B., die mit ihm in einem Grade verwandt ift, der den Inceſt aus— 
ſchließt, A. hält aber das Gegentheil für gefeliche Beitimmung; — anders 
in dem Falle, wenn A. mit der B. concumbirt und diefelbe irrthümlich für 
die Ehefrau des C. hält; hier liegt Verfuc des Ehebruches vor; glaubt er 
irrig, daß jie bereits gefchieden fei, fo ſchließt ber Irrthum den dolus aus. 
Ebenjo follte derjenige, welcher, ohne Kenntnif von der jtrafbaren Eigen- 
Ichaft der Handlung, fie im guten Glauben vornimmt, jelbjt dann jtraflos 
fein, wenn feine Unfenntniß auf einem Rechtsirrthume beruht; denn joldher 
(nachgewieſener) Irrthum ſchließt den dolus aus. A. glaubt, daß er zur 
Selbithilfe berechtigt fei; das pofitive Geſetz beftimmt aus criminal:politi- 
hen Gründen das Gegentheil. 


5. 11. 


Das freiwillige Abjtehen vom Verſuche und die Abwendung 
des Erfolges durd die Thätigkeit des Verbreders. 


Yiteratur: Die Literatur ſ. bei Zabariä, Verſuch I, ©. 270f. und bei 
Geib, Lehrbuch II. S. 310f., womit zu verbinden find aus der neueften 
Zeit: Berner, im Gerichtsjaale XVII. ©. 81f. — Schwarze, in Bolt: 
dammer's Archiv II. S. 429 f. und in der Sächſ. Gerichtsztg. Bd. VII. 
S. 401f. — Oſenbrüggen, Abhandl. I. ©. 37f. — Geyer, Er: 
Örter. x. S. 87f. — Buri, im Gerichtsſaale XIX. ©. 77f. 


Mit dieſen Sätzen ſteht die Frage in engſter Verbindung, ob das Ab— 
ſtehen, der Nüdtritt von dem Verſuche Straflojigkeit begründe? Einzelne 
Rechtslehrer und Gefehgebungen nehmen das Nichtabftehen in den Begriff des 
Verſuchs auf. Anlaß zu diefer Anficht geben bereits die Worte der Carolina: 
„und doch an der Vollbringung derſelben Mifjethat durch andere Mittel wider 
feinen Willen gehindert wurde”. Ebenſo find ſchon im Nömifchen Rechte 
Beſtimmungen vorhanden, welche auch bei dem Verſuche Strafloſigkeit im 
Falle des freiwilligen Abſtehens zuſichern,)) — wobei allerdings fortdauernd 

8) Dagegen v. Bar, ©. 14f. 


1) Bgl. hierfür beſ. Köftlin, Syftem ©. 237 und dagegen bei. Zachariä, 
Verſuch IL ©. 270 f. 
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die Behandlung des Verfuds im Römiſchen Rechte überhaupt im Auge zu 
behalten ift.?) Diefe Beitimmungen mögen wohl der Carolina zu Grunde 
liegen. Der Code pénal Frankreichs hat gleichfalls die Claufel über das 
Abjtehen vom Berfuhe in die Beftimmung über den Verſuch felbft mit 
aufgenommen; — das Preußiſche Gefegbuch folgte auch hier dem fremden 
Rechte und beitimmte: 3) „der Verſuch ift nur dann ftrafbar, wenn derfelbe 
— an den Tag gelegt und nur durch äußere, von dem Willen des Thä- 
terd unabhängige Umftände gehindert worden oder ohne Erfolg geblieben 
iſt“. Es ift in diefer Beitimmung das Nichtabftehen 2c. als Bedingung der 
Strafbarkeit des. Verfuchs aufgeftellt worden, keineswegs aber als Theil des 
Ihatbejtandes des Verſuchs felbft anzufehen. Das Geſetz fagt „der Verſuch 
ift nur dann jtrafbar, wenn — —“; ſonach gibt dafjelbe, genau genom⸗ 
men, überhaupt feine Begriffsbejtimmung des Verſuchs, fondern ftellt nur 
die Vorausfeßungen auf, unter denen der Verſuch ftrafbar fein fol. Al- 
lerdings führt diefe Nedaction des Geſetzes zu Zweifeln und hat namentlid) 
auch bewirkt, daß das Nichtabftehen in die Frage an die Gefchworenen bei 
Verſuchsanklagen aufgenommen worden ift und hierdurch die Frage jelbit 
häufig eine ſchleppende und finnjtörende Ausdehnung erhalten hat, die um 
jo bevenklicher ift, als der freiwillige Nüdtritt nur felten vorfommt und 
daher in den, zur Entjcheivung vorliegenden Fällen nur ausnahmsweise Anlaß 
zu diefer Ausdehnung vorhanden it. Es ift unpafjend und nadtheilig, 
die Geſchwornen, überdieß in der fchwerfälligen Faflung des Geſetzes, nad) 
einem Thatumſtande zu fragen, der in dem conereten Falle gar nicht that 
ſächlich indicirt ift. Jedenfalls aber ift der Nüdtritt ein, der bereits vor: 
liegenden ftrafbaren Ihat nachfolgender Umftand, welder die lehtere in 
ihrer Fortfegung aufheben, nicht aber, foweit fie vorhanden, wieder befeitigen 
fann, und zwar kann die Befeitigung weder thatfählih, noch rechtlich ge— 
Ihehen; inäbejondere kann der Nüdtritt den dolus, der in der Verſuchs— 
handlung bereits zum thatfächlihen Ausdrud gelangt ift, nicht rückwärts 
annulliven. Der freiwillige Rücktritt ift vielmehr als Strafausfchliegungs- 
oder auch — nad) der Anficht Anderer — nur ala Strafmilderungsgrund 
anzufehen, und jedenfalls die Frage an die Geſchworenen einfadh auf die, 
den Verfuch bildenden Handlungen und lediglicd da, wo die befondere Ge— 
ftaltung des einzelnen alles es bedingt, eine zweite Frage auf den freis 
willigen Rüdtritt zu richten. 


2) Zachariä, a. a. D. ©. 270. 

3) Ueber die Mängel Diefer Baffung u. die Zweifel, zu welden fie Anlaß 
gibt, herrſcht Einverftändniß; vgl. Zahariä, in Goltd. Ard. Bd. III. S. 168. 
V. S. 578. Berner, Grundfäge ©. 14f. Goltdammer, in feinem Arch. 
Br. VOL ©. 622f., 627. 
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Die Glofjatoren und die Italieniſchen Zuriften nahmen Straflofigkeit 
im Falle des freiwilligen RüdtrittS (qui noluit perficere) an, ) wie dies 
aud in der Carolina gejchehen. Erſt in der Doctrin und Geſetzgebung des vori- 
gen Sahrhunderts und im Anfange des jegigen wird der Nüdtritt nur als 
Strafmilderungögrund behandelt, bis die neuejte Doctrin, wohl allgemein, 
ihn wieder als Strafausfhliegungsgrund angefehen hat.°) Das Motiv diefer 
Begünftigung des Rücktritts ift keineswegs nur ein criminalpolitifches; — 
in dem Abjtehen wird ſich vielmehr, in der Hegel wenigſtens, die Ihatfache 
fund geben, daß der böfe Wille nicht ein fehr beharrlicher gewejen. Ein: 
zelne Gefeßgebungen der Neuzeit betrachten den Nücktritt wieder nur als 
Strafmilderungsgrund. 

Die Frage, ob die Begünftigung des Hüdtritt3 von dem Motive ded- 
jelben abhängig fei? wird meiftentheils verneint.) Die Straflofigfeit foll 
feine Belohnung für eine etwaige Befjerung fein. Es ift zuzugeben, daß 
bier häufig Fälle vorfommen, in denen der Nüdtritt nicht beſonders von 
dem Falle der Hinderung durch einen unvorhergefehenen Zufall fid) unter: 
ſcheidet und daher bei foldem Bergleiche die Straflofigleit des Rücktritts 
bedenklich erfcheinen Fünnte. Allein es ift überhaupt nicht geboten, Unter: 
jhiede nad) dem Motive des Nüdtritts aufzuftellen, — fie würden weder 
erihöpfend fein, noch das erſt hierdurch künſtlich heraufbeſchworene Bebürf: 
niß befriedigen und daher Schwierigfeiten in der Praxis erzeugen. Die 
Geſetze fprechen zumeift von „äußeren Gründen" im Gegenfate zu dem eige: 
nen „Willen des Thäters“, ohne Rüdficht auf das Motiv des lebteren.?) 

Deito entfchiedener ift dad Requiſit des Abftehens, daß die Sinderung 
nicht durch äußere Umstände veranlagt worden, feitzuhalten; — es muß 
bier jeder Umstand, in welchem der Thäter ein Hinderniß feiner weiteren 
Thätigkeit erblidte und durch welchen er ſich von deren Beendigung abhalten 
ließ, die Annahme des freiwilligen Rücktritts ausfchließen, auch wenn die 
Auffaffung des Ihäters in Bezug auf diefen Umftand nod fo irrig oder 
für Andere ſchwer begreiflih war; genug, daß der Thäter ſich einer „wirl- 
lichen oder vermeintlihen Nöthigung* fügte.s) Glaubte insbefondere der 


4) Zahariä, Verſuch II. ©. 2827. 

d) Zabariä, Berfuh IL. S. 3035. Hälſchner, Syſtem ©. 201f. 
Köftlin, Syſtem ©. 238. 

6) Bol. insbeſ. Fornet, im Gerichtsfaale XX. ©. 100F., fowie Berner, 
Grund. ©, 16. 

7) Das Geſetzbuch von Heffen Art. 69 verlangt dagegen „Freiwillig aus 
Neue”. 

8) Hälſchner, Syſtem ©. 202. 
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Thäter irrigerweife, daß feine Kräfte oder fein Geſchick nicht Hinreichten, 
das vorhandene oder vermeintliche Hinderniß der That zu befeitigen oder 
die That überhaupt zu Ende zu führen, fo ift ein freimilliges Abftehen 
nicht vorhanden; das vermeintlihe Nichtkönnen ift dem Nichtwollen nicht 
gleichzuftellen.) Die Feitftellung diefer Grenze Tann im einzelnen alle 
ſchwierig fein. Keinenfalld aber ift es richtig, wenn man das Hinderniß 
als einen „unüberwindlihen Widerjtand* characterifirt hat; — aud) in dem 
Falle, wenn das Hinderniß ein übermwindliches nad) der Anficht der Thäters 
fein würbe, derfelbe aber Anjtand nimmt, durch Befeitigung defjelben, nad) 
Befinden, Gefahr für fich herbeizuführen, ift ein „freimilliges Abftehen“ 
nicht vorhanden.!%) Die Ueberrafhung des Thäters bei der That durch 
einen Dritten wird das „freiwillige Abſtehen“ auöfchliegen. Ebenfo kann 
dad Hinderniß in der Perſon des Thäters felbft liegen: Schwäche feiner 
Kräfte (Fall aus der Praxis: bei dem Nothzuchtöverfuche fühlt der Thäter, 
ein Epilepticus, dad Nahen ber, durch die Aufregung veranlaften Krämpfe). 
Jedenfalls gehört auch die Wahrnehmung von der Unzulänglichfeit oder 
Untauglichkeit des Mittels zu den „äußeren Gründen” der Hinderung.i!) 
Indem einige Gejebgebungen verlangen, daß der Verfuch, wenn er ftrafbar 
fein foll, nur durd äußere Umftände gehindert worden fei, fprechen fie 
zugleih mit Recht aus, daß ein „Freiwilliges Abftehen” nicht vorhanden, 
wenn mit den „äußeren Umſtänden“ ein freiwilliges Aufgeben zufammen- 
getroffen; in der Regel wird überdies dann das leßtere nur die Folge der 
erfteren jein. 

Es ift hierbei darüber Zweifel erhoben worden, ob der freiwillige Rüd: 
tritt das gänzliche Aufgeben der verbrecdherifchen Unternehmung, im Gegen- 
fage von dem bloßen Auffchieben der Ausführung, vorausfege? Man hat 
dad „Aufſchieben“ mehrfeitig nicht ala ausreichend für die Annahme einer 
Straflofigkeit anfehen wollen, und mehrere Gefege verlangen das „Aufge 
ben”, das „völlige Aufgeben” als Vorausfegung der Straflofigkeit; — 
man bat zur Rechtfertigung diefer Anſchauung darauf fich bezogen, daß 
nur in bem „Aufgeben” der bösliche Wille rüdgängig gemacht werde, wäh: 
rend er bei dem „Aufſchube“ unverändert bleibe, der Aufſchub beziehe fich 
nicht auf das Verbrechen an fi, fondern nur auf die Zeit und die Art 


9) Bol. Zachariä, Verſuch IL. S. 232f. und in Goltd. Ardiv Bd. V. 
©. 590f. 

10) In diefem Maße bat inäbel. das Ober: Appellationd» Gericht zu Drei» 
den mehrmals entſchieden; — vgl. jedoch gegen diefe Beichränkung des „freim, 
Abſtehens“ Berner, Grundf. $. 17. ©. 17. 

12) Vol. Zahariä, im Archive Bd. V. ©. 591. 
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feiner Ausführung?) Allein diefe Unterfcheidung führt in der Praris zu 
Schwierigkeiten; nur jelten ijt der, durd das Hinderniß überrafchte Thäter 
im Augenblide des hierdurch veranlaßten Abftehens ſich ſelbſt über die weitere 
Thätigkeit und Ausführung Mar; in der Regel entfchließt er ſich hierüber erft, 
nachdem er bereitö zurüdgetveten ijt, und jedenfalls gehört zur wiederholten 
Vornahme des Verſuchs ein neuer Entſchluß, der zumeift noch unficher er⸗ 
ſcheint. Auch Hier führt übrigens die Aufnahme des Hinderniſſes der 
„außeren Umſtände“ in die gefegliche Strafbeitimmung über den Verſuch 
zu Schwierigkeiten und unrichtigen Unterfcheidungen.!?) 

Die Straflofigfeit tritt nur foweit ein, als der Verſuch des beabfid: 
tigten Verbrediens in Frage kommt; fie erftredt ſich nicht auf das in die— 
ſem Berfuche etwa liegende befondere, jedoch geringere und vollendete Delict 
(fogenannter qualificirter Verfud); ſo kann in dem Verſuche der Töd— 
tung das vollendete Vergehen der Körperverlegung liegen, wie in ber Abficht 
zu töbten auch als geringerer Schuldgrad die Abficht der Körperverlegung 
inbegriffen fein wird. Einige Gefete drüden die dadurd aus, dap fie 
bejtimmen: „ver Verſuch als folder ift ftraflos 2c.”14) 

Ebenfo kann bei dem beendigten Verfuche das „Abſtehen“ nicht in 
Frage fommen; — bei demfelben glaubt der Thäter feine Ihätigfeit völlig 
beendigt („ſubjectiv vollendet”) und in feinem Bewußtfein ift fein „Ver: 
ſuch“ mehr in Frage, ſondern nur noch der, einer weiteren Thätigkeit fei- 
nerſeits nicht mehr bedürfende Eintritt des Erfolges. Es kann jedoch die 
thätige Neue, von welcher das „Abſtehen“ nur ein Fall ift, bei dem been= 
digten Verſuche infomweit ebenfalls vorfommen, als im einzelnen Falle 
die Möglichkeit noch vorhanden ift, den wirklichen Eintritt des Erfolges 
durch eine neue Thätigfeit abzuwenden, und der Thäter diefe Möglichkeit 
mit günftiger Wirkung benußt; fo das Auslöfchen des Zünbdftoffes bei der 
Brandftiftung. Diefe thätige Neue kann endlich auch bei dem vollendeten 
Verbrechen vorkommen, infofern fie die, durch dafjelbe verurfachte ober 
drohende Beſchädigung abwendet, 3. B. rechtzeitiger Widerruf beim Mein- 
eide, Erfaß beim Cigenthumsverbredhen.") Das „Abftehen vom Verſuche“ 
befchränkt jich daher auf den nichtbeendigten Verſuch. — Die thätige Reue 
fann dagegen bei einzelnen Verbrechen auch im Falle des beendigten Ber: 
fuches und der Vollendung vorlommen; — die criminalpolitiihen Gründe 


12) Vgl. die bei Köftlin, Syſtem ©. 338f., angeführten Rechtslehrer 
und Gefepe und bei. Zachariä, Verſuch II. ©. 2337. ©. 253. 
13) Zahariä, im Ardiv Bd. V. ©. 592. 
14) Bol. noh Zachariä, Verfuh I. S. 268 und Ardiv, Bd. V. ©. 598. 
15) Diefe verschiedenen Fälle find bei Zahariä, Berfuh IL ©. 255f. 
nicht gehörig gejondert. 
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für die Straflofigkeit, beziehungsmweife die Strafmilderung find in allen 
diefen Fällen diefelben, — ob jene oder diefe mehr zu empfehlen, ift im 
Allgemeinen ſchwer zu beantworten, — die erwähnten Gründe fprechen 
mehr für die Straflofigfeit.'*) 

Das „Abſtehen“ vom Verfuhe ift ein völlig freier Willensact des Thä— 
ters; er unterbricht feine Thätigkeit und führt fie nicht weiter fort; — 
anders bei der Neue, welche eintritt, nachdem der Verſuch beendigt oder 
das Verbrechen ſelbſt vollendet ift. Iſt die Ihätigfeit, in welcher fich dieſe 
Neue fund gibt, nicht von günftiger Wirkung begleitet und tritt troß ber 
angemwendeten Mühe bei dem beendigten Verſuche des Thäters der Erfolg 
der Handlung noch ein oder ift bei dem vollendeten Verbrechen die Reue 
zu jpät gelommen oder nicht im Stande geweſen, den Schaden abzuwenden 
oder auszugleichen, fo ift die objective Vorausſetzung der Straflofigkeit, auch 
wenn fie durch einen Zufall verhindert worden, nicht vorhanden; der Thä— 
ter trägt den Zufall, welder die Vorausfegung der Straflojigfeit aus: 
ſchließt. 

Man hat mehrſeitig in Bezug auf die Geſetze, welche ſo, wie das 
Königlich Preußiſche Geſetzbuch, die Strafbeſtimmung des Verſuchs redigirt 
haben, angenommen, daß das „freiwillige Abſtehen“ in derſelben auch auf 
den beendigten Verſuch zu erſtrecken ſei, weil dieſe Geſetze ſagen: „— ge— 
hindert worden oder ohne Erfolg geblieben“; alſo hierunter auch die Ab— 
wendung des Erfolges begriffen fei. Allein jedenfalld hat man bei den 
legten Worten diefer Faſſung nur die Fälle vor Augen gehabt, in denen 
die abgeſchloſſene Thätigfeit des Verbrecher ohne den erwarteten Er: 
folg geblieben ift, — man hat einerfeitö bie, durch äußere Gründe unter: 
brochene Thätigfeit und andererfeits die zwar abgefchlofjene und beendigte, 
aber ohne Erfolg gebliebene Thätigfeit (dad delit manqu& — manquô son 
effet) als die Fälle des ftrafbaren Verſuchs gegenübergeftellt und daher in dem 
zweiten Falle (dem beendigten Verſuche) die thätige Neue, für welche ohne: 
dies in dem Franzöfifchen und Preußiſchen Geſetzbuche feine Sympathie 
herrſcht, gar nicht in Betracht gezogen; — erſt eine künftliche Interpreta- 
tion der Franzöfifhen und der Preußifchen Zurisprudenz, welcher aud) 
wiederholt widerſprochen worden ift, will fie in das Geſetz hineintragen.!”) 
Das Franzöfifche Recht fieht in dem beendigten Verfuche nicht mehr einen 
Ball des tentative, fondern behandelt ihn gleich dem crime consomm$, 
da bei jenem die Möglichkeit einer Unterbredung durch den eignen Willen 


16) Bol. aber noch Zachariä, ©. 259. 
17) Vgl. hierüber Zahariä, Verfuch II. ©. 322. Bol. u auch Golt⸗ 
dam mer, in feinem Archive Bd. VIII. ©. 628f. 
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des Thäters auögefhlofien ift.'%) Won einer pofitiven Thätigfeit, durch 
welche der Erfolg abgewendet worden ift, ift weder in dem Franzöfifchen 
Geſetze, noch in dem Preußifchen Geſetzbuche aud nur eine Andeutung zu 
finden; vielmehr fpridht das Wort ‚geblieben‘ ebenfo mie das „ou n'a 
manqu6 son effet que par des circonstances‘ für das „Unterbleiben’ des 
Erfolges, ohne jede weitere Thätigfeit des Verbrecher. Die Gefchichte der 
Gefegesbeftimmung in dem Preußifchen Geſetzbuche, welche Boltvammer 
a. a. D. mittheilt, jpricht ebenfalls gegen die Ausdehnung derjelben auf 
den beendigten Verſuch. 

Muß ſich das „Abjtehen‘ in einer, die Cinnesänderung fundgebenden 
Thätigkeit manifeftiren? Die obige Beitimmung des Preußifchen Rechts, welche 
das „Nichtabftehen” in die Strafvorfchrift mit aufgenommen und es als Be- 
dingung der Strafbarfeit aufgefaßt hat, führt dahin, der Anklage den Be- 
weis aufzubürben, daß das Abftehen fein freimilliges geweſen, wogegen 
man bei der Auffafjung des „Abſtehens“ als eines Ausſchließungsgrundes 
die diesfallfige Behauptung der Vertheidigung abwarten kann und die Be 
ſcheinigung defjelben der Vertheidigung zufchiebt. Selbjtverftändlich ift hier 
von einer Vertheilung der Beweislaſt, wie im Givilproceffe, nicht die Rebe; 
die Behandlung der Anklage, wie der Bemweisaufnahme im Strafverfahren 
führt jedoch von ſelbſt zu obiger Unterſcheidung. Jedenfalld wird aber, fei 
es Seitens der Anklage, fei e8 Seitens der Vertheidigung, auf befondere Um- 
ftände, beziehentlich auf das Fehlen ſolcher Bezug genommen werben müfjen, 
um ba8 freiwillige Abſtehen, beziehungmeife die Verhinderung durd) 
äußere Umftände zu befcheinigen; — aud das bloße „Unterlafjen” Tann, 
nad) Befinden, für das freimillige Abftehen genügenden Beweis liefern.!®) 


&. 12. 
Vollendung. — Zurehnung des Erfolges. 


Literatur: ſ. bei Köftlin, Lehrbuch $. 56. — Ueber Gaufalzufammenbang : 
Luden, Thatbeftand. Abhandl. Pd. II. ©. 113ff. — Krug, Abhandl. 
S. 46f. — Oſenbrüggen, Abhandl. I. ©. 45f. — Berner, Imputa— 
tiondlehre S. 190f. 


Bei dem Gegenfage des verfuchten und vollendeten Verbrechens tritt 
auch die Frage über die Zurechnung des Erfolges einer Handlung uns ent: 
gegen. Zunächſt finden wir in einer Mehrzahl deutjcher Gefebücher be- 


18) Vgl. auch die Ausführung ded Ober-Trib. zu Berlin Goltd. Archiv 
Bd. VIII. ©. 624. 
19) Val. bier bei. Bauer, Abhandl. J. ©. 362. 
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fondere Beitimmungen über die Zurechnung bes Erfolges bei dem Verbrechen 
der Tödtung im Anfchluffe an die vielfach in früherer Zeit erörterte Theorie 
von der abfoluten und concreten Lethalität der Wunden. Man hat aud) 
die Lehre von dem Caufalzufammenhang und von der Zurechnung des Er: 
folges, wie fo mande Lehre, zunächſt nur in Sinficht auf das Verbrechen 
der Tödtung erörtert; allein die hier aufgeftellten Grundfäge und die ge: 
mwonnenen Nefultate find ebenfo gut für andre Thatbeſtände zu verwerthen 
und jene enthalten nur die Anwendung allgemeinerer Grundfäte.!) Die 
Beitimmungen über die Töbtlichfeit einer Munde (melche überdies auf die 
Tödtung durch Verlegungen fich befchränfen) haben auch nur die Frage 
über den Gaufalzufammenhang erledigt, ohne zugleich die Frage der Zurech— 
nung vollftändig zu erfaflen. Sehr richtig leitete daher 3. B. das König- 
lich Sächſiſche Geſetzbuch v. I. 1838 diefe Beftimmung mit den Worten 
ein: „Bei dem Verbrechen der Tödtung ift es ohne Einfluß auf die redt- 
liche Beurtheilung der Tödtlichkeit einer Verlegung 2.” Das Gefe- 
buch v. 3. 1855 ftellt dagegen die, in den allgemeinen Theil aufgenom— 
mene Vorſchrift auf: „Als Erfolg ift jede Wirkung anzufehen, welche durch 
die Handlung oder Unterlafiung des Verbrecher verurfaht worden iſt, 
geſetzt auch, daß zur Hervorbringung derſelben Umftände mitgewirkt haben, 
welche der Verbrecher nicht vorausgefehen hat”, ohne die Frage über bie 
Zurechnung des Erfolges felbit gleichzeitig (dies ift in anderen Beftim- 
mungen gejchehen) zu erledigen. Keineswegs ijt jeder Erfolg einer abficht- 
lihen Handlung aud) zum dolus zuzurechnen, — der Unterfchied des inne 
ren und äußeren Zufammenhanges ift ein berechtigter, — beide zufammen 
begründen erft die Zurechnung. Die Zurechnung zur eriminaliftiihen Schuld 
erfordert die Verbindung zwifchen Erfolg und Willen; — das, was ber 
Thäter direct oder doch inbirect gewollt hat, indem er es als eine noth- 
wendige ober doch wahrfcheinliche Folge feines Handelns eingefehen und 
vorhergejehen hat ober einfehen und vorherfehen konnte. Die Grenzlinie 
zwifchen der Zurechnung des Erfolges zum dolus oder beziehungsmeife zur 
culpa wird durch die obenerwähnten Beftimmungen noch nicht feſtgeſtellt, 
findet auch ihre Bafis in andern Grundſätzen, als in denen über den Gau: 
falzufammenhang. Ebenfo ift die Zurehnung zur civilrechtlichen Haftung 
eine auögebehntere ala die criminelle, obſchon die Frage über den Gaufal- 
zufammenhang für beide gleichmäßig zu beantworten ift. 

Zunächſt iſt daran zu erinnern, daß jede Wirkung einer Handlung 
nicht unmittelbar und lediglich der letzteren zuaufchreiben iſt, fondern ber 


1) Val. Luden, Abhandl. Bo. II. ©. 262f. Köftlin, Reif. ©. 4537. 
Berner, Theilnahme ©. 71f. Krug, Abhandl. ©. 49f. 
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Erfolg der Mitwirfung von Kräften ift, die fich nach unmwandelbaren Na- 
turgefegen entwideln, und die durch jene Handlung in Bewegung gefebt 
worden find. Es gibt daher feinen rechtlich beachtlichen Unterfchied zwi— 
fhen unmittelbarem und mittelbarem Erfolge.?) Diefe Mitwirkung ift 
gegenüber der Handlung Feine zufällige; denn fie ift durch Handlung ver- 
urſacht worden und fomit eine Folge derſelben; causa causae est causa 
causati. War nun der Erfolg ſelbſt der beabfichtigte, fo ift es gleichgiltig, 
wenn biefe, im einzelnen Falle eingetretene Mitwirkung in ihrer Art und in 
ihrem Einfluffe nicht häufig vorfommt. Insbefondere kann eine ſolche Mit: 
wirkung auch in der Handlung dritter Perſonen liegen, infofern fie durch 
die Thätigleit des Verbrechers überhaupt verurfacht oder doch in ihrer bes 
fondern, auf den Erfolg hinwirkenden Nichtung beftimmt worden ift. So ift 
3. B. die Feueröbrunft von demjenigen zu vertreten, welcher zwar in ber 
hierauf gerichteten Abfiht nur den Zündftoff angelegt hat, die Flamme 
felbft aber erjt daburd zum Ausbruche gekommen ift, daß ein Dritter eine 
Thüre geöffnet und dadurch Zugluft verurfacht hat. Es ijt hierbei ohne 
Einfluß, ob der Thäter auf dieſe Mitwirfung (mit Rückſicht auf die Ge 
wohnheit ꝛc. des Dritten) gerechnet oder auf fie feine Berechnung nicht mit ge 
richtet hatte. Auch im letzteren Falle ift fie ald ein Zufall zu bezeichnen, 
defien Vertretung dem Thäter zur Laſt zu legen. Es wird hierbei voraus: 
geſetzt, daß der Dritte nicht in ber Abficht gehandelt hat, die That des 
Andern zu unterftügen, fondern daß er unmiffentlich der fremden That 
feine Silfe gemährt hat. Denn außerdem liegt in der Handlung des Drit- 
ten nicht mehr ein zufälliges Ereigniß, welches zur Ihat des Werbrechers 
binzutritt, fondern ein felbftftändiger Willensact des Dritten, in welchem 
der gemollte Eintritt des Erfolges feine felbititändige Urfache findet, — 
der Dritte macht ſolcheñfalls die fremde That nunmehr zu der feinigen, — 
und der Erfolg derfelben ift der von ihm gewollte und durch feine That 
abfichtlih bewirkte. Der Zufall, durch welchen die Wirkfamteit der Hand— 
lung unterftüßt und zu dem beabfihtigten Erfolge geführt wurde, ift, 
dafern er nur in urfachlicher Verbindung mit der Handlung jtand, von 
dem XIhäter zu vertreten; A. ftürzt den B. in töbtlicher Abficht in den Ab- 
grund; es Löft fich durch den Sturz ein Stein los und diefer erfchlägt den 
B., während derſelbe auf Stroh 2c. fällt und durd den Sturz nicht getödtet 
fein würde. Dagegen tritt die Haftung nicht ein, wenn diefe urfachliche Ber: 
bindung nicht vorhanden; der Blitz erfchlägt den Verwundeten, welcher in 
Folge der Wunde das fchütende Dad nicht erreichen Eonnte. 

Der Thäter kann ſich darüber nicht befchweren, daß der von ihm ge 
2) Dal. auch Berner, Teilnahme ©. 91f. 
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wollte Erfolg nicht durch die Thätigkeit Anderer, zu welcher für Diefe viel- 
leicht dringender Anlaß oder ſelbſt eine Verpflichtung vorgelegen, abgewendet 
worden ift, — die Nadjläfjigkeit, Ungefchidlichkeit oder Pflichtverlegung der 
Anderen, durch welche die Nichtabwendung verfchuldet wurde, kann, nad) 
Befinden, eine civilrechtlidhe oder wohl felbit criminelle Haftung der An- 
deren begründen, nicht aber die, Durch die That und deren gemollten Erfolg 
begründete Haftung des Thäters wieder befeitigen. Der Gaufalzufammen- 
hang der That und des Erfolges wird durch jene Unthätigfeit 2c. nicht be— 
feitigt, fondern nur nicht abgewendet. Anders in dem Falle, in welchem 
der Caufalzufammenhang, an fich in der That nicht begründet, erft durch 
die Hinzutretende Thätigkeit eines Dritten hergeftellt und der That eine 
Wirkfamkeit verliehen worden, die fie an ſich nicht gehabt hat; fo wenn 
die an ſich ungefährlihe Wunde durch Die Ungefchidlichkeit des Arztes zur 
tödtlihen Verlegung fich geitaltet; die Ungefchidlichkeit hat hier nicht ſich 
darauf befchränft, die Fortwirkung der Verwundung nicht zu befeitigen, 
fondern hat ihr erſt die tödtlihe Wirkſamkeit verliehen. Es kann dieſe 
daywischentretende Urfache allerdings zumeift nur in einer pofitiven Thätigfeit 
jich äußern, — das bloße Nichtthun des Dritten, ſelbſt wo es als Pflicht: 
verlegung auftritt, verändert den rechtlichen Character der That nicht. 

Die Quellen des gemeinen Rechts berühren die Frage nicht bei dem 
Verbrechen der Tödtung, da bei demſelben die ordentliche Strafe bereits 
bei der animo necandi vorgenommenen Handlung eintrat, wohl aber 
bei dem damnum injuria datum, nämlich bei der Tödtung eines Sclaven 
und der Frage über Anwendung der Lex Aquilia auf diefen Fall. Es 
ift der Fall in fr. 51 pr. $.2 D. IX. 2 behandelt. Die Auslegung diefer 
Stelle, mit welcher fich ebenfo die Giviliften ?) als die Griminaliften*) leb— 
haft befchäftigt haben, ift eine überaus fchrierige” namentlich in Sinblid 
auf die fcheinbar miderfprechenden Stellen in fr. 11 $. 3 fr. 15 $. 1 eod. 
Man bezieht zwar fr. 51 pr. 8. 2 auf eine abjolut tödtliche Verlegung, be- 
hauptet aber, daß auch die anderen Stellen von einer ſolchen Verlegung 
handeln, und fomit ein MWiderfpruch Eonftatirt fei.5) Dagegen beftreiten 
andere Rechtölehrer mit Recht einen ſolchen Widerfprud und führen aus, 
daß die citirten Stellen fr. 11. 15 nicht von einer abfolut tödtlichen Ver- 
wundung fprechen, vielmehr lediglich fr. 51 $. 2 von einer Wunde handle, 
welche nothmendig den Tod herbeiführen mußte, wenn feine andere frühere 


3) Vgl. insbeſ. Bangerow, Pand. III. $. 681 und die dal, angeführten 
älteren und neueren Nechtölebrer. 
4) Val. insbeſ. Wächter, Lehrb. U. ©. 125f. 
5) Bol. insbef. Seeger, Aufl. aus dem Gtraft. (1858). S. 28. 
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Todesurſache eintrat. Nach fr. 51 haftet aber der Thäter für die Tödtung 
des Sclaven auch dann, wenn der Tod durch ein anderes Erxeigniß herbei- 
geführt worden. Es find auch verfchiedene andere Verſuche gemacht wor: 
den, um beide Stellen zu vereinigen, die jedoch hier zu übergehen find.®) 


8. 18. 
Fortfegung, — dolus generalis. 


Literatur: Dgl. die Ältere Literatur bei Wächter, Lehrbuch $. 84 und die 
neuere bei Hälfchner, Evitem I. 137. — Val. noch die Streitichriften 
Schwarze’ in Goltdammer's Ardiv, Bd. X. ©, 217f., 326f., XII. 
©. 325f., Krug's, ebendaf. X. ©. 734f., Häberlin's, ebendaf. XL. 
©. 55f. Vergl. noh Goltdammer, ebendai. IX. ©. 825f., XVL 
©. 482f. — Vgl. noh Berner, Impntationslehre ©. 193f. — Oſen— 
brüggen, Abhandl. ©. 204f. — Gehler, Dolus, S. 228f. — Pfoten 
bauer, im Geridtsfaal XII. ©. 2597. 


Bei der Frage über die Zurechnung des Erfolges ift vorzugsweiſe der 
in neuerer Zeit vielfach erörterte Fall zu erwähnen, in welchem Jemand 
ben von ihm beabfichtigten Erfolg zwar durch feine Thätigkeit verurfacht, 
der fpecielle Thätigfeitsact aber, der dies bewirkte, von der hierauf gerich— 
teten Abficht nicht getragen war, vielmehr der Thäter den Erfolg dur 
einen früheren Thätigkeitsact bewirkt zu haben irrthümlich glaubte und daher 
den fpäteren Thätigkeitsact aus einer anderen Abfiht vornahm. Selſtver⸗ 
ftändlich ift hierbei vorausgefegt, daß die ſämmtlichen, hier in Frage vor: 
fommenden Xhätigfeitsacte ala Theile einer und derfelben Handlung fich 
darftellen und fie auch in ihrer Beziehung auf den Willen des Thäters 
in einer fie als Einheit zufammenfafjenden Verbindung zu einander jtehen. 
Das gewöhnlich gebrauchte, in der Praxis namentlich bei Kindestödtungen 
vorlommende Beifpiel ift: A. fchlägt den B. in töbtlicher Abficht; er glaubt, 
daß B. in Folge des Schlages gejtorben; er vergräbt den Leichnam bes B., 
um das Verbrechen zu verheimlichen; — die Section des B. ftellt feit, daß 
er dur den Schlag nur betäubt worden, durch das Begrabenwerden aber 
den Erftidungstod gejtorben ſei. Man hat hier behauptet, daß der Schlag, 
da er den Erfolg des Todes nicht bewirkt habe, nur als Mordverſuch, das 
Vergraben aber, da es zwar diefen Erfolg bewirkt habe, aber nicht in töbt- 
licher Abjicht, jondern nur in der Abficht der Verheimlihung vorgenommen 
worden, als eine culpofe Tödtung zu beurtheilen fei, ſonach Morbverfuh und 
eulpofe Tödtung concurrire. Ja, man Tann, nad diefer Auffaffung, im 
einzelnen Falle felbft zu der Annahme gedrängt werben, daß die culpofe 





6) Bol, noh Vangerow, a. a. O. 
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Tödtung entfalle, indem nicht ftetö nothmwenbig, wenn z. B. die Betäubung zc. 
eine fehr ſchwere ꝛc. geweſen, in dem Irrthume, daß der Gefchlagene tobt fei, 
eine culpa liegen wird. 

Bei der Beantwortung diefer Streitfrage hat man häufig die Bezeich— 
nung: dolus generalis nad) dem Vorgange Webers im Archive des Crimi- 
nal-Redhts Bd. VII. ©. 565f., der fie zuerft gebraucht hat, (daher in ber 
Praxis auch als der Weberſche dolus generalis bekannt) angewendet, ob» 
ſchon diefe Bezeichnung infofern irrthümlich ift, ala es ſich hier nicht um 
eine befondere Art des dolus, alö vielmehr nur um die Subfumtion des 
Falles unter die allgemeinen Regeln über den dolus hanbelt. 

Zwei Fälle werden bei diefer Controverfe auszufcheiden fein, indem 
bezüglich ihrer ein Zweifel über ihre Behandlung nicht vorkommen Tann. 
Mir nehmen zur Veranfhaulichung wiederum das obige Beifpiel. Wenn 
A., nachdem er den B. gefchlagen, von Reue ergriffen, Rettungsverfuche 
anftellt, ſonach feinen dolus aufgibt, jedoch die Verſuche erfolglos bleiben, 
und er nunmehr von dem Tode überzeugt, den Körper verfcharrt, hierdurch 
aber erjt der Tod des B. bewirkt wird, jo kann davon nicht die Rede fen, 
dem A. den eingetretenen Tod des B. als beabfichtigt zuzurechnen; — ber 
dolus war befeitigt; — eine pofitive, ihm entgegengefegte Thätigfeit bes 
Verbrecher trat dazwischen, — die zweite Handlung fann nicht auf ihn 
zurüdbezogen werden. — Dagegen: A. fchlägt den B. und vergräbt den 
Körper, indem er dolo eventuali für den Fall, daß der Schlag noch nicht 
hingereiht haben follte, den Tod herbeizuführen, deſſen Eintritt von dem 
Vergraben erwartet; — hier ift der Zweifel über den Erfolg des Schla— 
ges der Beweis dafür, daß der dolus felbft noch nicht erfchöpft war und 
eventuell auch den zweiten Thätigfeitsact umfaffe. 

Die Controverfe befchränkt fi auf den Fall, wenn der Thäter ir: 
thümlich glaubte, daß der erfte Act den Erfolg bereits bewirkt habe, und 
er den zweiten Act nicht in der, auf den (feiner Meinung nad) ſchon ein- 
getretenen) Erfolg gerichteten fpeciellen Abficht vorgenommen hatte. Einige 
Rechtälehrer trennen, indem fie die Annahme einer Fortdauer der Abficht 
bei dem zweiten Acte für eine durch die Sache felbft ausgeſchloſſene Sup- 
pofition erklären, beide Acte nad) der einem jeden berfelben innewohnenden 
fpeciellen Willensrihtung und characterifiren fie hiernach in der oben be 
fprochenen Weiſe. Andere Nechtölehrer verwerfen diefe Trennung, indem fie 
die ganze Thätigleit des Verbrehers ala eine Einheit auffafen, wie fie 
fh in Wahrheit auch in der Anfchauung des legteren geftalte, — der 
dolus umfafje die gefammte Thätigkeit des Verbrecher und verbreite fich 
gleihfam über die einzelnen Acte derfelben bis zu ihrem Abſchluſſe, ohne 
dab darauf, ob grade jeder einzelne Act fpeciell und ausfchließlih von 
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dem dolus erfüllt ſei, ein entfcheivendes Gewicht gelegt werden könne. Man 
hat hierbei auch den Fall als Argument herbeigezogen, wenn A. dem B., 
den er zu töbten beabjichtigt, den erften Schlag, um ihn zu betäuben und 
wehrlos zu machen, und den zweiten Schlag, um den Wehrlofen zu töbten, 
verſetzt, ſodann aber feitgeftellt wird, daß B. bereit? an dem erften Schlage 
geftorben fei; — auch hier werde man aus der, durch den dolus vermittelten 
Einheit der Thätigkeitsacte die volle Berechtigung zu der Annahme einer 
vollendeten abfichtlihen Tödtung ableiten. In diefem Falle beftand ver 
dolus fchon bei dem erften Acte, — in den oben angeführten übrigen Fäl—⸗ 
len beſtand er noch bei dem letzten Acte (dauerte bei demſelben fort). Das 
MWürttembergifche Geſetzbuch Art. 56 ftimmt hiermit überein, indem es bie 
Zurechnung ftatuirt, wenn die bezwedte Rechtsverletzung einer Urfache bei- 
zumeffen ift, welche vom Thäter zwar nicht zu jenem Zwecke in Berechnung 
genommen war, jedoch durch die Ausführung feiner unmittelbar auf jene 
Rechtäverlegung gerichteten Handlung zugleih in Wirkſamkeit gefet worden 
ift.?) Allerdings muß das, den Erfolg herbeiführende Ereigniß in urſach— 
licher Verbindung mit der That ſelbſt ftehen, gleichviel ob dafjelbe in einer 
Thätigfeit des Verbrechers felbft oder in der Thätigfeit eines Dritten ober 
in einem Zufalle im engjten Sinne des Wortes befteht; wenn Jemand 
einen Brennftoff in der Abficht der Brandftiftung an das Haus gelegt hat, 
der aber nicht fortbrennt, und der Thäter, ohne Kenntnif hiervon, den Reft 
des Brennftoffs als überflüffig wegwirft und fich entfernt, diefer aber das 
Haus in Brand fett, jo kann die lettgedachte Folge dem Thäter nicht zum 
dolus zugerechnet werben. 

Die Continuität der einzelnen Acte, welche in ihrer inneren Beziehung 
zu einander die einheitliche Behandlung vermitteln, wird auch nad) Außen 
die gefammte That ala eine Einheit erfcheinen laflen, und es ftellt fich daher 
die Frage ſchließlich als eine Bemweisfrage bezüglich des Umfangs und der 
Dauer des dolus dar; inäbefondere gilt dies von der Fortdauer des dolus. 

Nach diefer Meinung ift ein vollendete Verbrechen auch anzunehmen, 
wenn A. den B., in der Abficht ihn zu betäuben und dann zu töbten, 
fchlägt und nad diefem Schlage fich überzeugt, daß B. hierdurch getödtet 
morben, nunmehr den weiteren Act (3. B. ihn, um bie Töbtung des Be: 
täubten zu bewirken, ind Waſſer zu ftürzen) ald unnöthig unterläßt; bier 
hatte nicht die beabjichtigte Handlung, fondern eine fie vorbereitende den 
Erfolg herbeigeführt; beide aber find Theile einer und derfelben Handlung; 
— unmöglic fann man bier nur eine culpa dolo determinata annehmen. 





1) Bal. bier bei. Sepp, Gommentar I. ©. 459f. und die daf. refer. fehr 
interefl. Verhandlung der II. Württemb. Kammer über das Strafgeſetzbuch im 
Sabre 1838. 
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$. 14. 
Zufammentreffen von Verfuh und Vollendung. !) 


Es können mehrere verfuchte Verbrechen, aber auch verfuchte und voll: 
endete Verbrehen und zwar ſowohl ideell ala materiell zufammentreffen. 
Als Fall der iveellen Concurrenz eines vollendeten und eines verfuchten 
Verbrechens hat man den fogenannten qualificirten Verſuch bezeichnet d. i. 
den Fall, in welchem der beabjichtigte Erfolg der Handlung nicht einge: 
treten, die zu feiner Herbeiführung begangene Thätigkeit aber bereit3 den 
Thatbeitand eines anderen Verbrechens enthält; A. verwundet den B. in 
tödtliher Abficht, ohne daß der Tod eintritt. Man hat hier den Verſuch 
der Tödtung in Goncurrenz mit dem vollendeten Verbrechen der Körper- 
verlegung angenommen, andrerfeit3 aber diefe Annahme befämpft,?) weil 
eine Concurrenz auch dann ausgeſchloſſen fein würde, wenn es zur Vollen- 
dung der Tödtung gelommen, ſonach es wiberfinnig wäre, die Concurrenz 
anzunehmen, wenn die That in den Grenzen des Verſuchs blieb. Ebenfo- 
wenig fönne man in einem Nothzudtverfuche zugleich da3 vollendete Ver: 
brechen der Gewalt finden, wie man auch dieſe Concurrenz nit im Falle 
der Vollendung der Nothzucht annehme. Dieſe Meinungsverjchiedenheit hat 
nur für den Fall des freiwilligen Abjtehens vom Verſuche practifche Be: 
deutung. Man wird jedoch in diefem Falle auch ohne Annahme einer Con= 
currenz zu einer Beftrafung der vollendeten Handlung gelangen, da man 
hier, nachdem durch das Abjtehen die Strafbarkeit der ſchwereren Berbre- 
chensform ausgeſchloſſen it, doch die Beitrafung der Handlung noch info: 
weit verlangen muß, als diejelbe durch das Aufgeben der verbrecherifchen 
Abſicht (das Abftehen) gar nicht berührt ift, — es iſt ſolchergeſtalt die 
Beitrafung der That infoweit befchräntt, als in ihr auch noch nad) Befeiti- 
gung der eigentlichen verbrecherifhen Abficht eine ftrafbare Rechtöverlegung 
vorliegt. Die eingetretene Körperverleung, die Vergewaltigung ꝛc. in den 
obigen Beifpielen wird durch das Aufgeben des meiter reichenden dolus 
weder in thatfächlicher Beziehung, noch in Bezug auf die Abficht, diefe Ver: 
legung zu bewirken, wieber befeitigt. 

In gleihem Maße ift der Fall zu beurtheilen, wenn Jemand eine, den 
Thatbeſtand eines Verbrechens erfüllende Handlung vornimmt, um in ihr fi 
das Mittel oder die Gelegenheit zur Ausführung eines anderen Verbrechens, 
auf welches die Abficht des Thäters gerichtet ift, zu verfchaffen. A. Iegt 
Feuer an, um in ber Verwirrung einen Raub zu begehen. Gibt er, nach⸗ 

1) Literatur bei Geib, Lehrb. I. ©. 315 f. 

2) Val. Zahariä, Verfuh I. ©. 266f. 
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dem er das Feuer angelegt hat, die Abficht des Raubes auf, jo wird die 
Brandftiftung felbjt, welche allerdings nur die Vorbereitungshandlung für 
den Raub gewefen, nicht ftraflos. Hat allerdings das Geſetz, wie dies in 
einigen Geſetzgebungen geſchieht, die Brandftiftung qualiftcirt, welche began- 
gen wird, um in der Verwirrung zu rauben, jo erledigt ſich obige Frage 
von ſelbſt; das Qualificationsmoment ift mit der Brandftiftung felbft erfüllt 
und das Aufgeben der räuberifchen Abjicht gegenjtandslos; — eine Concur: 
renz ift nicht mehr in Frage. Keineswegs aber liegt auch in diefem Falle 
ein Anfang der Ausführung des Raubes in der Brandftiftung felbit. Da— 
gegen wird eine bieöfallfige Beurtheilung Plat ergreifen, fobald in dem 
Verbrechen, welches ala Mittel dient, in der That ſchon zugleich der Anfang 
der Ausführung für das andere Verbrechen enthalten ift; 3. B. A. zündet 
die Scheune an, in mwelder B. jchläft, um den B. durch den Brand zu 
tödten. *) 

Ebenfo erledigt ſich die Frage bezüglicd) der Concurrenz in dem Yalle, 
wenn Semand ein Verbrechen mit dem eventuellen Vorſatze begeht, dann, 
wenn dafjelbe nidyt von dem gewünfchten Erfolge begleitet fein follte, zu 
deſſen Erzielung ein zweites Verbrechen zu begehen; keineswegs Tann in der 
Vornahme des erfterwähnten Verbrechens der Verſuch des zweiten bereits 
erblidt werben. 

Es ift die Frage aufgeworfen worden, ob im Falle einer aberratio 
ictus die Concurrenz eines verfuchten und eines vollendeten Verbrechens 
anzunehmen ſei? ) Es tft hierbei der Fall des Irrthums in dem Ob: 
jecte des Verbrechens nicht gemeint, da derfelbe mit der aberratio ictus 
nichts gemein hat. Man darf bei der aberratio und deren Beurtheilung 
wohl die Thatſache zum Grunde legen, daß der Thäter die Perfon zc., die er 
verlegt hat, nicht verlegen wollte, — nicht etwa, weil er den A. für den 
B. hielt, fondern er wollte diefe Berfon (ohne Rückſicht auf ihre Perſönlich— 
feit 2c.) überhaupt nicht verlegen; der eingetretene Erfolg iſt nicht beabjichtigt 
und ber beabfichtigte Erfolg nicht eingetreten; es liegt alfo ein nicht ges 
wollter Erfolg der, auf einen anderen Erfolg gerichteten Sandlung, ſonach 
der Verſuch des gewollten Verbrechens und eine culpofe Verlegung in 
ideeller Concurrenz vor; zumeift wird jener das ſchwerere Verbrechen bilden. 


3) Bol. hierüber und über das Folgende Zachariä, a. a. O. 
4) Bol. die Literatur bei Zachariä, Verfuh I S. 272f. in Verbindung 
mit Geib. 
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Cheilnahme Mehrerer an einem Gerbrechen und 
Begünstigung. 
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Profeifor Dr. U. Geyer. 


fiteratur: E. Ch. Westphal, Diss, de consortibus et adjutoribus cri- 
minum eorumque poena et noxa, secundum leges Germaniae crim. gene- 
ratim. Halae 1760. — W. Wolthers, Diss. de auctoribus, sociis et 
fautoribus delictorum eorumque poenis. Groningae 1523. — Tittmann, 
im N. Archiv des Griminalt. I. ©. 369. — Mittermaier, ebendal. 
III. ©. 125ff. — Stübel, Ueber die Theilnahme mehrerer Perfonen an 
einem Verbrechen. Dresden 1828. (Bol. auch Stübel, Ueber den That: 
beitand der Verbrechen, die Urheber derfelben u. ſ. w. Wittenberg 1805. 
S. 25ff.) — Bauer, Abhandlungen aus dem Strairechte. Göttingen 1840. 
1. Bd. ©. 409. — Kita, Ueber das Zufanmtentreffen mehrerer Schul- 
digen bei einem Verbrechen und deren Ztrafbarkeit. Wien 1840. — 
O. Müller, Diss. de auctorum et ministrorum criminis differentia. 
Halis 1842. — Ziegler, Die Theilnahme an einem Verbrechen nad 
P. G. O. Art. 148. Marburg 1845. — Depp, im N. Arch. d. Eriminalr. 
184. ©. 313 ff. 1848. ©. 262. — Berner, Die Lehre von der Theil: 
nahme am Verbrechen und Die neueren Gontroverfen über Dolus und Culpa. 
Berlin 184%. — H. A. Zacha riä, im N. Arhiv des Griminalr. 1850. 
©. 265 ff., 1851. S. 209. — v. Bar, Zur Lehre von Verfuh und Theil: 
nabme am Verbrechen. Hannover 1859. — v. Buri, Zur Lehre von der 
Theilnahme an dem VBerbrechen und der Begünftigung. Gießen 1860. — 
Berner, Örundläge des Preuß. Strafrechts. Leipzig 1861. ©. 18ff. — 
Gener, Erörterungen über den allgemeinen IThatbeftand der Verbrechen 
u. ſ. w. Snnöbrud 1862. ©.90 ff. — Glaser, im Gerichts]. (XVL) 1864. 
S. 24 ff. (abgedrudt in deifen gefanmelten MH. Schriften I. ©. 19) — 
v. Buri, in Goltdammer's Arbiv für Preuß. Strafrechts (ATI) 1864. 
S. 505. — Deri., im Gerichtsfaal (XIX.) 1867. ©. 278 ff. — Geyer, 
in Goltdammer's Archiv (XVL) 1863. &. 593. — vw. Buri, ebendal. 
(XVII) 1869. S. 2337. — Yangenbed, Die Lehre von der Theilnahme 
am Berbrechen. Jena 1868. — Shüße, Die notwendige Iheilnabme 
am Verbrechen. Leipzig 1869. — Derf. in der allgem. Deutſchen Straf— 
rechtoztg. 1869. Sp. 521. — v. Buri, im Gerichteſaal (XXI) 1570. 
©. 1ff., sı ff., 221ff. 27548. — Herzog in der allg. D. Strafrechtsztg. 
1871 ©. 259 ff. 
Strafgelegbüder: Würtemberg Art. 74—94. (Un die Stelle der Art. 74 
bis 88, 93, 94 traten die Art. 13—16 des Geſetzes vom 13. Auguft 1849.) — 
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Braunfhm. $$. 37, 41-54, 64 Nr. 3, 65 Nr. 3, 66 Nr. 2, Nr. 6litt. a. u. d. — 
Sabf.: Altenb. Ar. 3-41, 44—47. — Helfen: Darmit. Art. 71-98, 
121 Nr. 8 — Baden 88. 119-147. — Thüringen Art. 31—40, 44 
3. 3 und 5. — Preußen $$. 34—39, 112. — Oeſterreich $$. 5, 6, 9, 
10, 211—216, 220-222, 339, 278 litt. i, 307, 45 litt. d, e, 46 litt. e, 
263 litt, k. 264 Hitt. c. — Sachſen Art. 50-72. — Didenburg $$. 30 
bis 35, 107. — Bayern Art. 52—66. — Lübeck $$. 32—37. — Ham: 
burg Art. 33—54, 56 3. 4, 57 3. 2 und 3.5 litt. a. — Oeſterr. Entw. 
88. 18—21 (nach den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes 88. 19—22), $. 24 (Verſuch 
der Anftiftung, vom Ausſchuß der Abgeordneten geftrichen), $. 76 litt. b, c. 
(Ausſchuß: $. 68 litt. d, e), $. 77 (Ausichuß: 8. 69) litt. c,d. — Norb: 
beuticher L Entwurf 88. 40—45, 124, 342, I. (von der Bundesrath3: 
commijfion umgearbeiteter) Entwurf 88. 45—48, 109, 137, 140, 252, 253. 
— Deutſches Strafgeiegbuch $$. 47-50, 85, 111, 112, 257, 258. — Code 
penal art. 59—63, 248. — Code penal belge art. 66-69. 


Erfter Abjchnitt. 


Der Begriff der Theilnafme und die Hiftorifche Ent: 
wickelung deflelben. 


g. I. 
Begriff der Theilnahme. 


Theil nahme am Verbrechen (auch Mitſchuld genannt), concursus 
plurium ad idem delictum, it die doloſe Mitwirkung zu einem Verbrechen. 
Hieraus folgt, da von dem Begriff der Theilnahme ausgeſchloſſen ift: 

1) Jedes nicht:dolofe Mitwirken zu dem Zuftandefommen eines Ber: 
bredjens, jei e8 nun dag dem Mitwirkenden gegenüber der verbreche- 
riſche Erfolg als ein Zufall (casus) erfdeint oder daß jenem eine 
Fahrläffigkeit zur Laſt fällt. Die für die Theilnahme geltenden Re: 
geln jind nicht anzuwenden auf eine bloß culpofe Mitwirkung zu 
einem Verbrechen. Der auf folde Art Mitwirkende haftet vielmehr 
in berfelben Meife für den durch verbrecherifche Thätigkeit eines An: 
dern herbeigeführten Erfolg, wie wenn dieſer Erfolg durch ein von 
ihm vorausfehbares Naturereigniß bewirkt worden wäre!). Allerdings 


1) Mandhe Schriftiteller nehmen auch culpofe Theilnahme an, fo Ouiftorp, 
Grundfäge $. 55, Tittmann, Handbuh J. 8. 104, Martin, Lehrbuch $. 75, 
Borft, im N. Archiv des Crim.R. VII. ©. 674ff., Luden, Handb. ©. 439 
N. 2, Hepp, im N. Archiv 1846 ©. 348ff. Die Faſſung der Gefepbüder 
ſchließt überall die Eulpa aus. Bol. auch 1. 50 $. 2. D. de furt., 1. 53 $. 2. 
D. de verb. sign. c. 6. $. 2. X. de homicid., P. ©. O. Art. 177. 
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wird bet der Strafzumeffung die culpofe Einwirkung auf den Willen 
eines Andern mit in Betracht fommen, fei diefe Einwirkung nun 
eine Veranlafjung zum culpofen Handeln oder eine Beftärkung in 
der Fahrläffigkeit?), fei fie eine culpofe Veranlafjung oder Beſtärkung 
der verbrecherifchen Abficht des Andern. Niemals kann man aber 
den fahrläfjigerweife Mitwirkenden unter einen gemeinfchaftlichen 
Gefihtspunft mit dem Theilnehmer ftellen, fondern muß feine Schuld 
nah den für die Zurehnung zur Culpa feitftehenden Regeln wür—⸗ 
digen. 

2) Ausgeſchloſſen ift von dem Begriff der Iheilnahme die Begüniti- 
gung d. h. der nach verübtem Verbrechen mit der Abjicht die Til 
gung deſſelben zu verhindern geleitete Beiftand. Die Begünftigung 
ijt feine Mitwirkung zu dem Zuftandelommen des Verbrechens fondern 
nur eine Mitwirfung zur Aufrechterhaltung des durch das Verbrechen 
entitandenen mit der Rechtsordnung unvereinbaren Zuſtandes. We— 
gen ihrer Verwandſchaft mit der Theilnahme wird aber die Begünfti- 
gung unten (im V. Abſchnitt) genauer in's Auge zu fafjen fein?). 


8. 2. 
Die fogenannte nothwendige Theilnahme am Verbreden. 


Literatur: (Bgl. befonderd das angeführte Werk von Schütze, „Die noth: 
wendige Theilnahme“. Dieſes haben alle folgenden Berufungen auf 
Shüpe im Auge, wenn nicht ausdrücklich die allgemeine Strafrechtsztg. 
oder Schütze's „Lehrbuch“ miteitiert ift.) 


Unter der fogenannten nothwendigen oder begriffsmäßigen Theil: 
nahme am Verbrechen (concursus necessarius plurium ad idem delictum) 
— ein Ausdrud der zuerft von Martin Lehrbuch $. 72 gebraucht wurde 
— veriteht man das durch den Begriff eines Verbrechens geforderte Zufam- 
menwirken mehrerer Perfonen zur Hervorbringung des Verbrechens. Häufig 
ftellt man diefe fogenannte nothwendige Iheilnahme als einen Gegenfat 
zu der Theilnahme im e. S. hin, welde man dann zufällige Theil— 
nahme (concursus facultativus) nennt, weil fie für den Begriff des 
Verbrechens gleichgültig, zufällig it). Der Begriff des Diebftahls 


2) Diejen gewöhnlich überjehenen Punkt hat neueſtens befonderd Schütze, 
Theilnabme S. 182 ff. hervorgehoben. 

8) Schütze, a. a. O. ©. 388 ff., 389 ff., 413 verräth (in dieſer Hinſicht 
ein Epigoue) große Neigung die Begünftigung zur Theilnahme im w. ©. zu 
rechnen. 

1) ©, ſchon Martin, Lehrb. $. 72, Henke, Handb. I. ©. 278; dann 


Heffter, Lehrb. $. 77 der 1., $. 78 der 6. Aufl., Häberlin, Grundfäge L 
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3. B. fordert feine Mitwirkung mehrerer Diebögenofien, wohl aber ber 
Zweilampf eine Mitwirkung von wenigjten zwei Perfonen. So richtig 
dies an fi ift, fo unrichtig dagegen die von Seffter, Häberlin, Sepp, 
Berner, Abegg, Zachariä, Köftlin, Temme, Langenbed aufgeitellte Be— 
hauptung, daß die allgemeinen Negeln von der Theilnahme bei der foge- 
nannten nothwendigen Iheilnahme nicht oder nur in beſchränktem Maße 
anwendbar feien?). Auc hier gelten vielmehr die Beitimmungen über An: 
ftiftung, Beihülfe und Mitthäterfchaft. Indeſſen iſt amdererjeitö zu beden- 
fen, daf der concursus necess. nicht nothwendigerweife als doloſe Mit: 
wirkung auftritt; es ift alfo überhaupt der Ausdrud „notwendige Theil- 
nahme‘ verfehlt und man follte vielmehr von nothwendiger (oder begriffsmäßt- 
ger Betheiligung reden. Es handelt fich gar nicht unbedingt um eine 
verbrederifche Theilnahme bei den fraglichen Verbrechen (zu denen Zwei: 
fampf, Beitehung, Ehebruch, Doppelehe, Blutſchande u. a. Fälle nicht 
gewaltfamer Unzucht, Aufruhr, Auflauf, Meuterei u. ſ. w. gehören). Dem 
einen der Beifchlaf Pflegenden kann z. B. bei den in Rede ftehenden Un— 
zuchtsverbrechen die verbrecherifche Natur feiner Mitwirkung wegen Zurech— 
nungsunfähigfeit, Irrthums u. ſ. w. unbefannt fein, jo daß alfo fein Mit: 
ſchuldverhältniß entjteht. Sehr richtig ſagt alſo Schütze: Wefentliche 
Vorausfegung des conc. necess. iſt eine gewiſſe Mehrheit zufammenmir: 
fender Cubjecte, nicht eine Mehrheit von Verbrechern?). Eben darum ift 
e3 am lab, denjelben von der eigentlichen Theilnahme zu unterfcheiden. 
Die Gejtaltung der nothwendigen Betheiligung ift übrigens eine fo ver- 
ſchiedene bei den einzelnen Verbrechen, für die fie ein Begriffsmerfmal tft, 
daß jie ihre nähere Würdigung eben nur im befondern Theil an den be 


©. 52, Bauer, Abbandl. I. S. 412, Hepp, N. Archiv 1846 ©. 331 F., 
Berner, Theilnahme ©. 165 ff, Abegg, Lehrb. ©. 111, Zahariä, Neues 
Arhiv 1850 S. 268f., Köftlin, Syſtem $. 89 Anm. 2 (©. 257), Temme, 
Lehrb. des Preuß. Strafr. ©. 324f., Hilfhner, Eyftem ©. 299, Lan gen— 
bed, Theilnabme ©. 141f. 

2) ©. gegen diefe Behauptung Hälfchner, a. a. O., auch Geyer, Er: 
Örterungen S. 91 und namentlich die Ausführungen von Schüße. . 

8) A. a. DO. ©. 321. Schüpe betont dieß zu wiederholten Malen, ver: 
widelt fih aber dabei in den Widerſpruch, daß er trogdem immer von einer 
„begriffsmäßigen Verbrechermehrheit“ ſpricht. Das hindert ihn nicht (S. 321) 
zu erklären, daß von den zu dieſer „Verbrechermehrheit” erforderlichen „zwei 
Zhätern der eine oder andere (oder in concreto gar beide) ftraffrei ausgeben, 
ja jogar am Verbrechen unbetheiligt, nichtichuldig* fein könne. Er meint 
aber, das fei „nichts Beſonderes“, ganz daffelbe könne bei dem conc. facult. 
vorkommen. Nun ift dieß aber fein wahrer jondern nur ein jcheinbarer conc, 
facult. (nur fcheinbare Theilnahme), wenn nur einen oder gar feinem der an 
einer Uebelthat Betheiligten eine verbrecheriiche Schuld zur Laſt fällt! 
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treffenden Stellen finden fann. Man verirrt den Begriff der echten (do— 
lofen) Theilnahme®daburdy, daß man unter ihn auch eine Betheiligung fub- 
fumiert, zu welcher wie oben erwähnt eine verbrecherifche Abſicht gar nicht 
nothmwendigerweife erforderlich iſt. 


8. 3. 
Gefhihtlihe Entwidelung A. Das römifhe Recht). 


Literatur: Birnbaum, im N. Arch. des Erim.:R. 1842 ©. 1. — Plat— 
ner, ebendaf. 1343 ©. 170. — Nein, Das Griminalrecht der Nömer. 
1844 ©, 1831. — Langenbeck, a. a.“O, S. 5ff. — Schütze, ©. 82H. 
— Auch Zumpt, Das Criminalrecht der Römiſchen Republik 1865—1869 
II Bände in je 2 Abtheilungen passim. 


Eine allgemeine Bejtimmung über den Begriff und die Arten der 
Theilnahme findet fi) im römifchen Nechte nicht. Dagegen ergibt fid) aus 
einer Menge von Stellen des C. J. Civ.?), dab den Nömern das Be- 
mwußtfein der Strafbarkeit einer dolofen Betheiligung am Berbrechen nicht 
fremd war. Insbeſondere fällt dabei ind Gewicht die in den legibus ju- 
dicjiorum publicorum gebrauchte Formel: cujus ope consiliove.., cujus 
dolo malo id factum erit,... quive id fieri jusserit faciendumve cura- 
verit. Es findet ſich aber feine feſte technische Bezeichnung für die Theilnahme 
und die einzelnen Arten berfelben. Der Thäter heißt gewöhnlich factor 
oder malefactor, auch qui fecit, manibus suis fecit oder reus principalis, 
reus im e. S., dann je nach Verfchievenheit des fraglihen Verbrechens 
raptor, percussor, aggressor, contreetator u. ſ. w. 


1) Die geichichtlihe Entwidelung der Anfchauungen über die Begünstigung 
bleibt in dem zunächſt Folgenden unberüdfichtigt. 

2) Angeführt namentlich von Langenbeck ©. 20ff., vgl. auch Zumpt 
11. 2 ©. 225 f., 366f., 367 ff. Uebrigens ift wohl zu beachten, daß viele dieſer 
Stellen nur einzelne Arten der Theilnahme als ftrafbar bezeichnen. So bezieht 
fi das cujus dolo factum est oder qui dolo malo fecerit ut häufig nur auf 
ben Anitifter, f. Nein, ©. 186f. Ferner ift über die Theilnahme an mehreren 
Verbrechen, wie 3. B. der Bladphemie, dem Dardanariat, dem Scopelismus, 
dem crim, residui überhaupt gar nichts in den Quellen zu finden. Diele Rüden 
fönnen wohl faum in der Weile umbedenflih ergänzt werden wie es Langen— 
bei ©. 24ff. tbut. Die l. 16 pr. D. de poen. (Aut facta puniuntur ... aut 
dicta ... aut scripta ... aut consilia, ut conjurationes et latronum conscien- 
tia quosque alios suadendo juvisse sceleris est instar) fagt bloß, daß Fälle 
vorkommen, wo aud Anftiftung u. ſ. w. geftraft werde, gibt alio Feine all: 
gemeine Regel, 1. Zachariä Die Lehre vom Verfuche IL. Band ©. 109. Die 
1. 22 C. de poenis geht nur auf einen einzelnen Fall (Impp. Arcadius et 
Hondrius A. A. Eytychiano), woran Die ftitiftiiche Wendung am Schluß der 

Stelle in ihrer jcheinbaren Allgemeinheit nichts ändert. 
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Auctor bezeichnet fehr häufig den Anftifter (manchmal aber überhaupt 
‘den eines Verbrehens Echuldigen wie 3. B. in der J. 22 C. de poenis), 
während für die anftiftende Thätigfeit eine Menge von Ausdrüden ver: 
wendet wurden, wie consilium, jussus, mandatum, qui faciendum curaverit, 
aliquid fieri sollieitaverit, concitaverit, persuadere et impellere u. f. w. 
Der Anftiftung wird das bloße Rathertheilen und Beftärfen durch Zureden 
(instruere consilio, suadendo juvare) entgegengeftellt.?) Der Anftifter 
wird auch mit dem Ausdrud qui caussam dat criminis bezeichnet, der 
aber auch auf die Beihülfe zu gehen fcheint. Für die letztere fpeciell kom— 
men die Ausdrück juvare, adjuvare, adjutorium praebere, satellites, mi- 
nistri, comites vor, während die Bezeichnungen socius, consors, particeps, 
conscius wohl in der Regel Anftifter ebenfo wie Gehülfen, ja zuweilen alle 
eined Verbrechens Schuldigen mit Inbegriff des Thäters umfaſſen. — 

Die Vorausfesung für die Strafbarfeit der Theilnahme war auch nad) 
römiſchem Recht die verbrecherifche Abjicht, wie dieß zum Theil fehon aus 
den angeführten Ausdrücken hervorgeht aber auch noch befonders auge: 
Iprochen wurde. *) 

Sehr häufig wird behauptet, die Nömer hätten, indem fie vorwiegend 
nur auf den verbrecherifhen Willen fahen und weniger auf die äußere 
Thätigfeit und deren Erfolg, ‚auch alle Theilnehmer an einem Verbrechen 
für ebenfo ftrafbar gehalten wie den Thäter, ohne eine weitere Unterfchei- 
dung zu madhen.5) Nur wenige Ausnahmen von diefer Regel will man 
zugeben, indejjen find jener Ausnahmen doc) jo viele, daß man die Regel 
jelbft für das fpätere römische Hecht, welches dem Richter überdieß in der 
Strafzumefung eine freiere Stellung einräumte, wohl aufgeben muß.%) Es 


3) Vgl. 1. 16 pr. D. de poen. cit. In der l. 1 $.3 D. de servo cor- 
rupto beißt es fogar: Persuadere plus est quam compelli ac cogi sibi parere. 

4 ©.1.50 8.2 D. de furt.: Recte Pedius ait...nec consilium, vel 
opem ferre sine dolo malo posse; 1. 53 &. 2 D. de verb. sign.: ut nemo 
ope videatur fecisse, nisi et consilium malignum habuerit. Auch 1. 53 pr. 
D. de furt.: Qui injuriae caussa januam effregit, quamvis inde per alios 
res amotae sint, non tenetur furti, nam maleficia voluntas et propositum 
delinquentis distinguit. 

6) S. z. B. Wächter, Römifch-Deutihes Strafrecht I. 8.88 und bie dort 
Angeführten, ferner Roßhirt, Entwidel. der Grundf. des Strafr. S. 230 ff., 
Luden, Abhandl. I. ©. 293, 298, II. ©. 362f., Rein, ©. 183 ff., Köftlin, 
Syſtem $. 92 Anmerk. 2, Hälſchner, Syſtem I. 301, 325, Geib, Lehrb. II. 
©. 325. 

6) Gegen die gleiche Strafbarkeit aller Theilnehmer nah Römiſchem Recht 
j. Stübel, Thatbeftand 88. 31, 41, Abegg, Lehrb. $. 77, Hepp, N. Arch. 
1846, ©. 317 ff., (wie es jcheint auh Martin, Lebrb. $. 72N. 5) und nament: 
lich Langenbed ©. 37ff. 215. Der Peptgenannte läht fich bei feinen ein: 
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ergibt fich vielmehr, wie es fcheint, wenn man die verfchiedenen Beftimmun- 
gen über bie Beftrafung der Theilnehmer überblidt, daß die Nömer fehr 
geneigt waren, die geringfügigeren Fälle der Theilmahme (alfo namentlich 
die meiften Fälle der Beihülfe) auch geringer zu ftrafen al3 die Thäterfchaft, 
daß fie aber andererfeits zu feiner feiten Norm über die Ausfcheidung und 
begriffsmäßige Feſtſtellung diefer minder ftrafbaren Fälle gelangten, woran 
denn jedenfalls der nichts weniger ala einheitliche Charakter des römischen 
Strafreht3 und namentlich der Umſtand, daß fo viele römische Strafgefeße 
nicht3 anderes als Gelegenheitägefege waren, die Schuld trägt. 


8. 4. 
B. Das fanonifhe Recht. 


Literatur: Langenbed, Theiln. ©. 105ff. 222, — Schüpe, S. ff. 


Das kanoniſche Recht lehnt ſich wie in anderer Hinficht auch bezugs 
der Lehre von der Theilnahme vielfach an das römifche Recht an, was um 
fo natürlicher war, als diefes mit feiner vorwiegenden (wenn auch bei wei— 
tem nicht in dem Maße vormwiegenden, wie oft angenommen wird) Berüd- 
fihtigung des fubjectiven Factor der Strafbarfeit innerlid verwandt iſt 
dem Geiſte des fanonifhen Rechtes. So finden wir im C. J. Can. gera= 
dezu auch Stellen des römifchen Nechts, die fich auf die Theilnahme bezie- 
hen, wieberholt.!) Hieraus ergibt ſich wohl fon, daß im fanonifchen 
Recht ebenfowenig wie im römiſchen Rechte der allgemeine Grundſatz gleicher 
Strafbarkeit der Theilnahme und der Thäterfchaft gegolten habe.?) 


dringenden Unterfuchungen doch zu ſehr durch das Beftreben leiten, dad Römiſche 
Recht in Einklang zu bringen mit unferen jegigen Anfchanungen über die Straf: 
würdigfeit der Theilnehmer. Während die in Note 5 genannten Schriftiteller 
über die „Ausnahmen“ von der Megel, die fie anerkennen, zu leicht weggehen, 
widerfährt ihm wohl Aehnliches in entgegengefepter Richtung. Eine unbefangene 
Würdigung des Für und Wider dürfte zu dem oben im Tert angeführten Ers 
gebni kommen. 

1) Vergl. 3. B. c. 22 C. 6 qu. 1 mit . 5 C. ad leg. Jul. Maj., c. 128 
C. 1 qu. I mit 12 D. de concuss., ferner in Caus. 33 de poenit. qu. 3 
dist, 1 dad cap. 12 $ 3 mit 1. 11 pr. D. de injur., das cap. 15 mit. 1 
pr. und $. 2 D. de extraord. erim., endlich cap. 19 mit der J. 16 pr. und 
88. 1—8 D. de poenis. ©. Langenbeck, a. a. O. ©. 109f. 

2) Gegen die Anficht, daß das kanoniſche Recht ohne Weiteres alle Theil: 
nehmer gleichitelle, welche im Allgemeinen von denfelben Schriftitellern vertheis 
digt wird, welche vom Römiſchen Recht das Gleihe behaupten, |. Mitter: 
maier, Neues Arh. III. ©. 144f., Henke, Griminalr. $. 76, Luden, Ab- 
bandf. II. ©. 342, Ziegler, Theilnahme ©. 52, Hälſchner, Syſtem I. 
©. 303 und namentlih Langenbeck, ©. 112ff. 222ff. auch Iarde, Hand: 
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Man wird bei genauer Betradhtung kaum läugnen können, daß das 
kanoniſche Necht hier wie überhaupt in feinen ftrafrechtlichen Beltimmungen 
vielfach inconfequent ift, indem es hin und her ſchwankt zwifchen den Ge- 
fihtöpunften, die für das forum internum, und jenen, die für das forum 
externum maßgebend find. Daher 3. B. einerfeit3 die übertriebene Beto- 
nung des „Seelenmordes“, welder in jeder Anftiftung liege?), und die 
ftrenge Behandlung der dolofen Nichtverhinderung eines Verbrechens, ande: 
rerfeit3 eine im Wefentlichen fo richtige Würdigung der verfchiedenartigen 


buh I. ©. 222 N. 3. Daß Langenbeck bier ebenfalld etwas zu weit gegan: 
gen, ift im Tert oben angedeutet. 

3) Vgl. darüber Schüße, ©. 95ff. Außer den dort angeführten Beleg: 
fielen 1. namentlich Poenitent. Pseudo -Bedae C. XLIX. 8. 3 GWaſſerſchleben, 
Bufordnungen ©. 281): „Qui perjurat et alios in perjurium sciens et volun- 
tarie indueit, reus erit omnium animarım quos seduxerit*... In den Bußord— 
nungen, welche gewöhnlich von den Schriftftellern nicht berüdlichtigt werben, 
zeigt fich in der Regel eine fehr itrenge Behandlung der Theilnabme, namentlich 
Gleichſtellung derielben mit dem Thäter. Dabei werden überdieß nicht felten 
möglichft unbeitimmte Ausdrücke gemäblt, mie consentientes, scientes et con- 
sentientes, participes, auch cooperantes et conniventes (letzteres z. ®. im 
append, Il. c. 25 zu Regino de synod. causs, ed, Waſſerſchleben), consilium, 
fraus ct exhortatio (Regino II. ce, 49). Man vol. namentlih Regino II. c. 
285 (non solum qui faciunt, sed etiam, qui consentiunt, rei judicantur) mit 
Reg. append. III. e. 42 (qui consentiunt facientibus, rei sunt) — beide Stellen 
and Pfeudeifitor. ©. ferner Reg. II. c. 56, 87 (aus Pauli rec. sent.), 47, 96, 
239, 343, etwa auch 437 —440, app. IIL c. 41. — Aus den Bußordnungen 
beben wir bervor (dabei Die auf Berleitung eines „ignorans“ zum Meineid und 
die auf verſuchte Anftiftung bezüglichen Stellen übergehend): Poenit. Pseudo- 
Bedae ordo ad dand. penit. interrog. 2, und Cap. 49 $. 2; Confess. Pseudo- 
Egberti e. 22; Poenit. Sangerman. interrogat. (Waſſerſchleben ©. 351); Poenit. 
Pseudo-Roman. C. 1 $. 3; Poenit. Hubert. ec. 3, c. 9 und c. 33; Poenit. 
Merseburg. a cap. 3, c. 29 und c. 166; Poenit. Parisiense c. 2 und 23, 
Merseburg c. 22, 24, Cummean. c. 6 $. 14, Marten. c. 51 $. 4, Poenit. 
XXXV capit. c. 1 $. 1, Vigilan. c. 27, Valicellan. I. ce 17, Valicellan. II. 
c. 3, Pseudo-Theod. c. 6 (21) 8. 35, ce. 7 (22) $ 2, c. 8(23)8. 11, c. 20 (35) 
8. 1 a; Corr. Burch. c. 12, 23, 24, 29, 31, 83—85, 120, 124, 172, 180, 234; 
Poenit. Valicellan. TII. e. 21; Civitat. c, 42, 87, 90 (vgl. Canon. poen. Aste- 
san. 21, 23), c. 139; Mediolan. praec. II. c. 5, 12; praec, V. c. 3; pr. V. 
alius Can. c. 5, 6, 12; pr. VIII c. 2. — Kür den consentiens findet fich mildere 
Buße ale für den Thäter bauptlächlih in den fränkiichen mit Columban ver: 
wandten Bufordnungen (wie P, Hubert., Merseb, Parisiense), aber aub und 
zwar febr viel mildere (7 Jahre für jenen, 20 für diefen) im P. Vigilan., deß⸗ 
gleichen mildere Buhe für den consentiens fals. testimonium dicenti im P. 
Pseudo-Theod., Corr. Burch., P. Mediolan. — Man vgl. Dagegen die Gleich: 
ftellung in den übrigen Küllen, Die namentlich mit intereffanter Caſuiſtik durch— 
geführt ift im Corr, Burch. c. 12—14. 
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Verfchuldung derjenigen, die an einem Verbrechen betheiligt find, wie fie 
in dem doch Pönitenzen im Auge habenden berühmten c. 6 X. de homicid. 
und an andern Orten vorlommt. Dieje bedenkliche Unklarheit und Zwie— 
fpältigfeit hat befanntlic auf die Handhabung auch des weltlichen Straf: 
rechts allmälig ihre Hüdwirkung geäußert und während fie dazu beitrug, 
die mehr äuferliche Auffafjung, die im. germanischen Recht hie und da her: 
vortrat, zu mäßigen, hat jie den Strafprocek auf die Pfade der Inquifition 
geführt. Daß jedenfall die Anfchauungen des kanoniſchen Nechts über 
die Theilnahme an einem Verbrechen bedeutenden Einfluß auf die italieni- 
ſchen Praktiker des fpätern Mittelalter8 gewannen, und fchon darum Bead)- 
tung verdienen, wird fich weiter unten zeigen. 


8. 5. 
C. Das Deutfhe Recht bis zyr Carolina. 


Yiteratur: Wilda, Dad Strafrecht der Germanen. Halle 1842. ©. 609. 

Dienbrüggen, Das alamanniidhe Strafredt. Schaffbaufen 1860. 
165. — Derſ., in der Zeitichr. für Deutich. Recht. XVIIL ©. 82 #. 
Ders, Das Strafrecht der Langobarden. Schaffbaufen 1863. ©. 38 ff. 
— John, Das Strafrecht in Norddeutichland zur Zeit der Rechtsbücher. 
I. Band. Leipzig 1858. S. 191. — Langenbed, ©. 119-1355. — 
Shüge, ©. 104ff. 


I @1 


Wenn es aud) eine Uebertreibung tft, mit Jarcke u. A. behaupten zu 
wollen, daß das ältere Deutfche Necht nur auf die „materielle That“ ge- 
fehen und die fubjective Verſchuldung nicht gewürdigt habe, fo bleibt es 
doc unläugbar und pfychologifch recht wohl erllärlih, daß in jener Zeit die 
objective Seite des Verbrechens ganz vorwiegend berüdfichtigt wurde. Da— 
rum finden wir auch in den Volksrechten und Gapitularien al3 Negel feſt— 
gehalten, daß ſämmtliche Theilnehmer (ven Anftifter nicht ausgenommen) 
geringere Strafe trifft als den Thäter.!) Dabei ift es charakteriftiich, daß 


1) S. Wilda, ©. 634: „Weberall erichien der Thäter, gleichſam im Bor: 
dergrunde der ftrafrebtlichen Betrachtung, als Die Hauptperſon, welche vorzugs— 
weile die Verantwortung traf.” ©. 1. Salica XIV. 1-4, XLIV. 16; 1. Ri- 
puarior. XXXIV., LXIV., 1. Frision XVII. 4; 1. Angl. et Ver. X. 9; J. Bajuvar. 
II. 3; Ed. Roth. c. 10-12, 19, 249; 1, Liutpr. e. 72; Carol. M. Cap. a. 805 
11. 10. Dagegen wird unter Umftänden der Anstifter ebenſo hoch geitraft wie der 
Thäter, f.1. Sal, emend. XXX. ; LVII. 6 (namentlich alfo beim Dingen um Lohn), 
leg. Liutpr. .c. 63 vergl. 21, 138. Wenn Jemand auf Befebl feines Herrn 
handelte, jo war nach mittelalterlicher Anſchauung der Befehlende allein ver: 
antwortlich, ſ. 1, Saxon. XI, I, 1. Frision, I. 14, 1. Bajuv. II. 8, Ed. Roth. 
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vielfah in den Quellen Anitiftung und fogenannte intellectuelle Beihülfe 
gänzlid in dem Begriff des „consilium“ zufammengefchmolzen it, während 
dagegen 3. B. das dolofe Waffenleihen?) ebenfo ftreng beftraft wird wie 
die Thäterfchaft. Hierin offenbart ſich recht deutlich der kindliche Stand- 
punkt der Volksanſchauung, welche an dem finnlich in die Augen Fallenden 
vor Allem haftet. Cigenthümliche Beitimmungen finden ſich in den Volks— 
rechten und zum Theil aud noch zur Zeit der Nechtäbücher über die mit 
einem gefammelten Gefolge verübten Verbrechen. Die Gefolafhaft (d.h. 
eine Anzahl von mindeſtens vier oder ſechs freien bewaffneten Männern, 
die dem Verbrecher an den Ort folgen, wo er die That vollführen will, um 
ihn mindeſtens durch ihre Anwefenheit bei der That zu fürdern) wird zwar 
unter den Geſichtspunkt der Theilnahme gebracht, doch beftraft man in 
der Regel, zum Theil nad) fehr äußerlichen Unterfcheidungen vorgehend, nicht 
ohne Weiteres ſämmtliche oft fehr zahlreiche Folger als Theilnehmer, fon= 
dern nur eine gewiſſe Anzahl derfelben.?) 

Im fpäteren Mittelalter wird der Thäter meiftend je nad) dem Ber: 
brechen bezeichnet ala Mörder, Brenner u. f. w., doch kommen auch die 
Ausdrüde Thäter, Handthäter, Selbſchol, Sächer, Urfacher, vor. +) Für 
die Gehülfen finden ſich die Bezeichnungen Folger, Helfer, Geſelle. Der 
Ausdrud „Volleiſt“ (mit fehr mannigfaher Schreibweife) fcheint die bei 
der Haupthandlung den Thäter unterftügende, die Thätigfeit deffelben er: 


c. 19, 238, 241, 249, |. Wilda, ©. 632f.; Dfenbrüggen, langobardifches 
Etrafreht ©. 44. 

2) ©. Ine c. 29, Aelfred c. 19, Ed. Roth. c. 307. Dal. aud) leg. Hen- 
riei I. c. 37, Kaltenbäd Pan: und Bergtaidingbücher II. Bd. CLIV. 29. 
S. ferner die intereffante Beftimmung bei Kaltenbäd Bd. LXLIX. 16. (Es 
foll fainer ... wider ainen anndern weer leihen, noch ained anndern veindt bes 
ſterkhen wer das vberfert, der if zu wanndl vmb 72 Pfenn., und den ſchaden, 
fo daraus get, ſchuldig zu püefjen, ebenjo LI. 21, LIV. 24, LV. 24, LVI. 35. 

3) Bol. namentlich Wilda, ©. 612ff. Defter zahlen die nächſten drei 
Genoffen eine böbere Buße, die übrigen eine äußerft geringe, welche faft einen 
polizeiliben Charakter zu haben fcheint, ſ. 1 Sal, emend. XIV. Defter werden 
auch drei Abftufungen unter den dem Hauptverbrecher (Anführer) Bolgenden ge 
macht, ſ. 1. Sal. em. XLIV. 1, XLV. 3. Aus dieſen Stellen erfiebt man zu: 
gleih, daß hier ebenfo wie nad nordiihen Recht nur der Anführer fammt 
9 Kolgern zur Nechenichaft gezogen wurde, mochte das Gefolge aub ned fo 
zabfreih geweien fein. Die Buße der Folger ift in der Regel bedeutend gerins 
ger ala die des Anfübrers. — Von der „Folge“ als einer Beihülfe ift auch zur 
Zeit der Nechtsbücher die Nede, aber der Begriff ift ein weiterer als in den 
Volksrechten, ſ. Rechteb. nah Dift. IV. c.5d.9,c.8d.1,c.9d.1. Bol. 
Dfenbrüggen, Zeitihr. S. 85, John, ©. 215ff, Fangenbed ©. 122ff. 

4) Hierüber it zu vgl. Dfenbrüggen, alam. Strafreht S. 166, über 
den Ausdrud Orhabe, Urhab derf. Zeitſchr. S. 83 ff. ud Schüge, ©. 110f. 
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gänzende und vollmachende Hülfe zu beveuten.’) Der „Rath“ fteht häufig 
der „Hülfe” gegenüber wie nach neuerem Sprachgebraud) fogenannte intel« 
lectuelle der phyſiſchen Hülfe Die Gehülfen werden nicht felten ebenfo 
hoch wie die Thäter, häufig aber niedriger bejtraft, wobei große Willfür- 
lichkeit unverkennbar it. #) 

Daß man den Anftifter nicht milder beftrafte als den Thäter iſt durch 
viele Quellenzeugniffe belegt (f. Geib, Lehrbuch II. S. 335f.), nur muß 
dabei fejtgehalten werden, daß der Begriff der Anftiftung mit dem der ſo— 
genannten intellectuellen Beihülfe auch in diefer Zeit noch häufig in dem 
„Rath, consilium‘ ungejondert uns entgegentritt. 


8. 6. 
D. Das Deutfhe Recht von der Carolina an. 
Literatur: Schütze, S. 122. — Auch Rangenbed, ©. 126 F., 135 ff., 

280ff. — Hälſchner, Syſtem I. 304. 

Auf die Beftimmungen der peinlichen Gerichtsorbnung über die Theil- 
nahme, fowie namentlich auch die fpätere gemeinrechtliche Doctrin hatten 
die Schriften der italienifhen Praktifer den allergrößten Einfluß, welche 
ihrerfeitS aus römiſchem und fanonifhem Recht ſowie aus dem italienischen 
Statutarrecht fchöpften. Die älteren unter diefen Criminaliften ftellen Thäter 








5) Ueber „Bolleift"” Dfenbrüggen, Zeitihrift S. 84, John, ©. 226, 
Schütze, S. 113. 

6) Gleichſtellung namentlich beim Diebſtahl, aber auch in andern Fällen, 
f. Kaltenbäd, Pan- und Bergt. I Bd. XXX. 9, XL. 8, XCI 15 (vgl. 
Dfienbrüggen, Rechtdaltertb. aus öfterr. Pantaid., Abdrud aus dem XLI. Bd. 
der Edhr. der kaiſ. Akad. d. Wiſſ. ©. 31), Nordhaufen Statut. A. $$. 8-10, 
17, 22, 53; B. 88. 29-31, 34. Speier Stabdtr. $. 10. Brünn Schöffb. 
88. 302, 397. Prag Rebtsb. $. 35. Goslar Stadtr. ©. 38 (vergl. aber 
©. 32). Kulm Stadtr. III. 35, V. 32, 87. Sadfenfp. II. 18, 6. Deut: 
ihenfp. 111, 102b. Schwabenſp. 171, 174, 227, 234. Ruprecht von 
#reiling 1. 113, 148, 152. Rechtsb. nah Diftinct. IV. 9, 1. Straß» 
burg 1249 $$. 5, 6; 1322 $. 175. Baſel Stadtfrieden 1286 $. 2,5. Alt» 
dorf Geſtreng⸗Recht ©. 31, Breiburg 1520 f.97 u. ſ. w. Dagegen geringere 
Strafe der Gehülfen 3. B. Geſchworner Brief von Luzern 1252 (Dfenbr. 
A. Strafr. S. 172). Landbuch von Schwyz; ©. 81, wohl auch Sachſenſp. 
III. 46, 2. Goslar Stat. S. 32. Gtadtreht von Iglau 77, vgl. mit 70. 
Kaltenbäd Pan: und Bergt. I. Bd. II. 24, IV. 49, XXVII. 8, XCVII. 11, 
CVIII. 79, CXL 42; II. Bd. CXCVI. 6. Bal. au Müller 1, 1. p. 45 sqq. 
— Unrichtig ift Die Anficht von Geib, Lehrb. II. ©. 332, der meint, Urheber 
und Gehülfen wurden zur Zeit der Nechtsbücher „ſchlechthin“ mit gleicher 
Strafe belegt. 
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und Gehülfen in der Negel in der Strafbarkeit gleih,') während dagegen 
der Anftifter (mandans) meiſt für ftrafbarer erflärt wird al3 ber Thäter, 
was die Nachwirkung der Lehren des Tanonifchen Rechtes ijt.?) Bollftändig 
ausgebildet erfcheint die Lehre bei Paul Ghirlandus, Julius Glarus und 
namentlich bei Prosper Farinacius.3) Dem principalis, reus principalis (Thä- 
ter) werden gegenüber geitellt die mandatores, consultores und auxiliatores. 
Mandatum und consilium find intellectuelle Theilnahme und werden im Sinblid 
auf die ciwilrechtlichen Begriffe hauptfächlich Darnad) unterfchieden, daß man- 
datum respieit gratiam et utilitatem mandantis, während consilium re- 
spieit gratiam et utilitatem illius, cui datur consilium. Das mandatum 
wird für ftrafbarer gehalten als das consilium, ja nad) der fortwährend 
herrfchenden Anſchauung der Mandant für ftrafbarer erklärt ala der Man- 
datar (fo 3. B. Aegid. Boffius, Jac. Menochius, Farinacius; dagegen für 
gleiche Beitrafung beider Jul. Glarus qu. 89 n. 1). Das consilium wird 
in der Strafbarfeit dem auxilium (d. h. der fogenannten phyfifchen Bei: 
hülfe im Sinn der Neueren) gleichgeftellt und zwar in ber Weife, daß bei 
den crimin. atrocissimis den consultor und auxiliator die Strafe des prin- 
cipalis trifft, bei den übrigen Verbrechen in der Negel eine geringere und 
nur dann die Strafe des principalis, wenn cons. oder aux. caussam dans 
delicto war.*) 

Die Carolina?) nun bat es verfucht, im Art. 177°) eine allgemeine 


1) S. Bartol. ad 1. 34 de furt. A. de Gandino Rubr. de pen. reor. Rubr. 
de homic.; Angel. Aretin. Gloss, Dicto malef. semper astitit.; Hipp. de Marsil. 
Pract. $. constante n. 45—77. Freilich foll nad Gandin. der Gehülfe geringer 
ftrafbar fein, wofern er nicht caussam praebuit delicto. 

2) So auch Apostilli August. ad Angel. Aret. verb. Et Sempronium 
Rodulphi u. 4. Dagegen will ſchon Bonifac. de Vital. Rubr. de insultu 
gleiche Beitrafung des mandans und des mandatarius, 

3) P. Ghirlandus Tract. de poenis omnif. coitus illieiti (im Tract. tract. 
XI. 1) qu. 10—15. J. Clarus $. fin. qu. 88 - 90. Prosp. Farinacius variar., 
quaest. 1. IV. t.15 (qu. 129-135): „De consultoribus, auxiliatoribus et man- 
datoribus“. 

4) ©. über diefen Punft namentlich Farinac. qu. 129 n. 96, qu. 130 
n. 42sqq. Noch die neueften italien. Ifkiſten halten nicht felten feit an dem 
Unterjchied zwiſchen mandatum und consilium in der obigen Weiſe, |. Carrara 
Programma del corso di diritto crim. Parte generale, 3. ed. Lucca 1867. 
88. 439 ff. (vgl. Carmignani elem. jur. crim. $. 264, Giuliani istituz, di dir. 
crim. I. p. 203, Puccioni saggio teorico-pratico p. 105.) 

5) Weber die „Vorläufer“ derfelben namentlih Tit. 19 Buch VI. Theil 2 
der Wormſer Reformation und Bamb. 174, 203, 1. Schütze ©. 128ff. 

6, „Item fo jemand eynem mifftbäter zu übung eyner miſſthat, wiſſentlicher 
vnd geuerlicher weiſſ einicherfen hilff, beiftandt oder fürderung, wie das alles 
namen bat, thut, ift peinlich zu ftraffen, als aber vorfteht, inn eynem fall anderft 
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Vorſchrift über die Theilnahme zu geben, dabei aber unter dem Eindrud 
der damals bei weiten nicht zu feiter Geitaltung gelangten italienischen 
Doctrin fich ſehr unbeitunmt ausgedrüdt und im Wefentlichen nur auf den 
Rath der NRechtöverftändigen verwiefen. Die Doctrin hielt ſich daher, ſo— 
weit fie fich überhaupt mit unferer Lehre befaßte, bis in's 18. Jahrhundert 
herab bei der Dürftigfeit der einheimischen gemeinrechtlichen Quellen haupt- 
fählih an die italieniihen Praktifer.”) Dagegen bezeichnet Kreß?) einen 
Wendepunkt, indem er anlnüpft an Pufendorf?), und fo allerdings wie 
die Italiener noch mandatum und consilium unterſcheidend vorzüglich doc) 
Gewicht darauf legt, ob der Theilnehmer wirklich concaussa des Verbrechens 
war oder nicht, überdie aber das kanoniſche Hecht jehr berüdfichtigt. Auf 
diefer Grundlage entwidelte fich die Doctrin im 18. Jahrhundert weiter; 
insbefondere fußte auf ihr der bedeutendſte Criminalijt jener Zeit, 3. ©. F. 
v. Böhmer!?), welher die ITheilnehmer (soeii eriminis) definirte als 
diejenigen, qui sunt caussa delicti, ejus consummationem quocunque modo 
produeunt, fodann caussa physica und moralis unterfcheidet und unter der 
legtern die Anftiftung und jede Beihülfe, wenn diefe nur nicht caussa im- 
mediata des Erfolges war, verfteht. Caussa physica iſt ihm ſonach die 
Thäterſchaft und jener concursus physicus, qui effectum (criminis) imme- 


dann inn dem andern, darumb follen inn bien fellen, Die vrtheyler mit berich- 
tung der verhandlung, auch wie ſolchs an feib oder leben foll geitraft werden, 
als obfteht radts pflegen.“ Vergl. auch Art. 107, 127, 128, 148. ©. über bie 
2.9.0. Mittermaier, N. A. III. ©. 145ff. Schirach, ebendaf. ©. 425 ff. 
Martin, $. S2. Luden, Abhandlungen II ©. 313 f., 367. Handbuch 
©. 358 N. 4 ©. 436. Köſt lin, N. Rev. ©. 477, Syſtem ©. 274, 279. Hälſch— 
ner, Syiten L ©. 305. Geib, Lehrb. IL. ©. 339f. Schüße, ©. 139 ff. 
Die Particularrechte Des 16. und 17. Jahrh. find von wenig Bedeutung und 
müſſen bier übergangen werden. 

7) ®gl. Damhouder, Prax. rer. crim. c. 135. Carpzow, Pract, qu. 22 
n. 31, qu. 37 n. 59 ff., qu. 42 n. 47, qu. 87 n. 9fl., qu. 89 n. 56fl,, qu. 134 
n. 37. 

8) Commentatio suceineta im C. C. C. namentlich ad art. 177 (p. 567 fl. 
der Ausgabe von 1786). 

#) Sam. Pufendorf, De jure naturae et gentium lib, I, c. 5 $. 14, wo 
die drei Fälle der Mitichuld unterfchieden werden: „vel ut alter prineipalis 
caussa actionis, patrator ıninus principalis habeatur, vel ut uterque pari 
velut passu ambulet; vel ut alter minus principalis, patrator principalis 
caussa sit." 

10) ©. deifen Elem. jurispr. erim. Sectio I, $. XXXVIL, S.II. 8. XXV.; 
Obseryat. selectae ad B. Carpz. Pract, obs. 1 ad qu. 4 und ad qu. 37; vor: 
züglich aber Meditat. in C. C. C. ad art. 177; vgl. Quiftorp, Grundf. 1. 
88. 34ff. 
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diate producit. Feuerbach enblih!!) gab diefer ganzen Entmidelung 
einen gewiſſen Abfchluß durch fyftematifche Formulierung, indem er je nad) der 
„Verſchiedenartigkeit der Caufalität des Handelnden für den gefegwidrigen 
Erfolg” unterfchied zwischen Urhebern und Gehülfen. Urheber (auctor) 
ift jene Perfon, in deren Willen und Handlung die Hinreichende Urfache 
enthalten ift, welche das Verbrechen ala eine Wirfung hervorbradgte. Der 
Urheber ift entweder phyfifcher Urheber oder directer mittelbarer Urheber 
(intellectueller Urheber) oder indirecter mittelbarer Urheber (Sauptgehülfe, 
soeius prineipalis). Der Gehülfe ift bloße Nebenurfache des Verbrechens. 

Hier bietet fih uns ein Nuhepunft für die dogmengefchichtliche Be— 
trachtung, da die neuere Entwidelung in diefem Jahrhundert in die ſyſte— 
matiſche Darjtellung der Lehre felbit zu verweben fein wird. 


11) Revifion des Crim.:Rehts ©. 251 ff. Lehrb. 88. 44-52, 112—115. 
Auf demelden Standpunkt ftehen im Wefentlihen Grolman, Grundi. $$. 33 ff, 
Tittmann, Handb. I. $- 101ff., Wolthers, p. 2, 19sqq., 97sqq., Roß: 
birt, Lehrb. ©. 62, 65, Entwidelung S. 263, Martin, Lehrb. 88. 72 ff. 
Zarde, Handb. I. $. 36. Mehr vermittelnd Abegg, Lehrb. 88. 73f., Heff: 
ter, Lehrb. $$. 78 ff. (Eigenthiümlich find die Anfchauungen von Stübel u Yu: 
den, vielfach verſchieden in ihren verschiedenen Werken. S. Stübel, Thatbeft. 
88. 21ff., Theilnahme $$. 12ff., Luden, Abhandl. I. ©. 232f., Handbuch 
88. 72ff) Im Einzelnen weichen diefe Echriftfteller vielfah von einander ab, 
namentlich in der Terminologie. Häufig unterfcheiden fie im Hinblid auf Die 
verfchiedenartige Strafbarkeit der Theilnabme zwei Hauptarten derfelben, bald 
vollfommene und unvollfommene (conc. plenus und minus plenus) 
bald gleiche und ungleiche Theilnahme (bez. socii aequales et inaequales) 
genannt, wobei die Gränzlinie wieder in mannigfacher Weile gezogen ward. 
Das Bayeriſche Strafgefegbuch von 1813 hält fi vollftändig an die Feuer: 
bach'ſche Lehre, f. Art. 44—46 im Gegenfag zu Art. 73H. Die Eintheilung 
in gleiche und ungfeiche Theilnahme findet fid) auf Grundlage des Sächſ. Erim.: 
Geſetzb. von 1838 Art. 33—37, im Altenb. Strafgeſeßb. Art. 33—37 und im 
Thüring. Etrafgejegb. Art. 3I—35. Diele Strafgeſetzbücher jtellen übrigens 
die „Verleitung“ als ebenfo ftrafbar neben die „gleiche Theilnahme“. — Das 
Braunſchw. Strafgeſetzb. ($$. 41-46; vgl. dazu die Motive und Erläute: 
rungen bei Breymann ©. 202ff.) jtellt die „gleichen und ungleichen Theil 
nehmer” zwiſchen die „Urheber und Anftifter” auf der einen und die Gehülfen 
auf der andern Seite. Der Code pen. art, 60 nennt alle Theilnehmer (im 
Gegenfaß zu den auteurs) complices. Der Code pen. belge art. 66 ftellt zu 
den auteurs auch die Anftifter (mur ift donner des instructions ſtets complicite 
— art. 67) und die fogenannten Hauptgebülfen (vgl. über feßtere unten $. 30). 
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Zweiter Abjchnitt. 


Die Arten der Theilnadme, insbefondere die Anftiftung. 


8.7. 
Arten der Theilnahme. 


Es iſt heutzutage vorherrfchender Sprachgebrauch, Urheberſchaft und 
Beihülfe als die beiden Arten der Theilnahme einander gegenüberzuſtellen. 
Indeſſen gibt dieſe Terminologie zu dem Mißverſtändniß Anlaß, als ob die 
Gehülfenthätigkeit mit der Entſtehung der Uebelthat, zu welcher „geholfen“ 
wird, gar nicht im Cauſſalzuſammenhang ſtände. Denn Urheber eines Er— 
folges im w. S. müſſen wir ja jeden nennen, der zu dem Eintreten dieſes 
Erfolges irgend etwas beigetragen hat. In dieſem Sinne iſt gewiß auch 
jeder Helfer „Urheber“. Andererſeits liegt in dem Wort Urheber nament- 
lih im Hinblick auf deifen ältere Bedeutung!) die Beziehung auf das erite 
Anfangen, die erfte allen andern vorangehende Thätigfeit, was den Aus- 
drud unpafjend macht für die Bezeichnung des fogenannten angeftifteten 
Thäters. Es wird darum ſachgemäßer fein, die Betheiligung an dem Zus 
ſtandekommen eines Verbrechens zu unterfcheiden als Thäterfhaft, An- 
ftiftung und Beihülfe. 

Zedes Verbrechen jet ein menschliches Handeln d. h. durch den Wil 
len eines Menfchen hervorgerufene und ihm zurechenbare Körperthätigfeit 
voraus. Inſofern ed aber begriffsmäßig einen (verlegenden, „üblen”) Erfolg 
in der Außenwelt, die den Handelnden umgibt, haben muß, iſt aud) jedes 
Verbrechen eine That (der Verfuh zum mindejten eine begonnene That). 
Darum empfiehlt fich der Ausdrud Thäter, fo wenig er bei manchen Arten 
der Verbrechen dem gemeinen Sprachgebrauch entjpricht, zur Bezeichnung 
desjenigen, der ein Verbrechen begeht. Dieß umfomehr, ald in dem Begriff 
der That audy nicht die Hinmweifung auf die Abfichtlichfeit des Thuns Tiegt ?), 


1) Vol. über diefe die oben in N. 4 zu $.5 angeführten Schriftiteller. Be: 
treffd der heutigen Bedeutung ſ. Sanders Wörterbuch der Deutihen Sprache. 

2) A. M. ift Krug, Commentar 2. Ausg. 1. ©. 71 3. 3; |. auch deſſen 
Abhandl. S. 109. Bal. Wächter, Sächſ.⸗Thüring. Strafe. ©. 315 ff. (An: 
merk. zu $. 47) und die dort Angeführten. 
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und das Wort Thäter darum ebenfo gut anwendbar iſt für die culpofen wie 
die dolofen Verbrechen. Andererfeits ift die Beziehung des Wortes auch 
auf ein nicht zurechenbares Thun hinlänglich durd den Begriff des Ver: 
brechens ausgefchloffen, da eben Thäter eines Berbredens nur derjenige 
fein Tann, weldem das Gethane mindeftens zur Fahrläſſigkeit zuzurech— 
nen it. 

Bezeichnen wir fonady mit dem Ausdrud Ihäter des Verbrechens den= 
jenigen, welcher das Verbrechen begangen, d. h. gethan hat, was dem Be- 
griff des fraglichen Verbrechens entfprechend Vollendung oder Verſuch des 
Verbrechens ift?), fo haben wir hiermit den Mittelpunkt für die Gruppierung 
der Theilnehmer in ihrer Beziehung zum Verbrechen gewonnen. Hiervon 
ausgehend müſſen wir die Frage aufwerfen: In welder Weife läßt fid) 
eine abfichtliche (Dolofe) Mitwirkung zu dem Verbrechen, das der Thäter 
begeht, denken? 

Die verbrecherifche Thätigkeit nun bietet der Betrahtung zwei Mo: 
mente dar, das fubjective und das objective (oft Willens: und Thatfeite 
genannt) oder den verbrecherifchen Willen und die aus dieſem hervorgehende 
äußere Thätigkeit. Darum läßt ſich unterfcheiden: 

1) Eine dolofe Mittwirkung zur Erzeugung oder forterhaltung und Bes 
ftärfung des verbrecheriſchen Willens und 

2) eine dolofe Mitwirkung zu der verbredherifchen Thätigkeit, welche dieje 
unterjtügt oder fich mit dem Thäter in fie theilt. 

Unter der erjten Vorausfeßung liegt alfo eine Einwirkung pfychifcher 
Art, eine abfichtlihe Servorrufung oder Aufrechterhaltung eines gemifjen 
Eeelenzuftandes (in dem Innern des Thäters) vor, weßhalb man nicht mit 
Unrecht diefe Art der Theilnahme als eine pſychiſche (weniger correct find 
die Auspdrüde intellectuell oder gar moraliſch, pſychologiſch) be— 
zeichnet. Die pfychifche Theilnahme ift aber entweder Anjtiftung ime. ©. 
oder pſychiſche Beihülfe, je nachdem die Mitwirkung zum Verbrechen 


3) Unrichtig ift es, als Merkmal in den Begriff der Thäterſchaft aufzu; 
nehmen, daß der Thäter „Jich felbit Zweck geweien fein müſſe“ (wie Köftlin, 
N. Rev. ©. 464), oder daß er die Abficht „als die feinige verwirklichen wolle“ 
(Köftlin, Syſtem ©. 257 8. 90, audy Berner, Theilnabme ©. 171), oder 
daß er die „Hervorbringung des Verbrechens als feine eigene Angelegenheit be: 
treibe" (Geib, Lehrb. II. ©. 317, vgl. v. Buri, Theiln. S. 5ff.). Eine Ab: 
ficht kann jedermann überhaupt nur ald die feinige verwirktichen wollen, fofern 
aber eine Unterfcheidung zwiihen eigenem und fremdem Sntereife gemeint ift, 
muß man einfach entgegnen, daß mir ein Interefie eben nicht mehr fremd ift, 
wenn ich es gleichviel aus welchem Grunde zu meinem eigenen made. Wir 
kommen übrigens auf dieſe „Jubjectiven“ Theorien fpäter mehr als einmal zurüd, 

15 


Begriff des Anſtifters. 337 


in der Hervorrufung oder der bloßen Forterhaltung und Feitigung des 
verbrecheriſchen Willens beſteht. 

Der pſychiſchen Theilnahme ſteht die phyſiſche gegenüber, melde 
phyſiſche Beihülfe iſt, ſofern ſie als bloße Unterſtützung des Thäters 
erſcheint, während ſie als Mitthäterſchaft auftritt, wenn die Mit— 
wirkung Mehrerer ſich zu gemeinſchaftlicher Begehung des Verbrechens ent— 
faltet. Der Ausdruck phyſiſche Beihülfe iſt allerdings nicht genau, da von 
lediglich phyſiſcher Thätigkeit nicht, ſondern vielmehr von dolofer Mitwir— 
kung die Rede iſt, indeſſen iſt auch der (von Schütze vorgeſchlagene) Aus— 
drud „gemifchte Beihülfe“ wenig bezeichnend, da er über die „Miſchung“ 
ſelbſt nicht Auffhluß gibt und überdieß beachtet werden muß, daß bie 
Wirkungsmweife von Menschen zu Menfhen ftreng genommen jtets eine 
gemischte „geiſtig-körperliche“, weil durch Förperliche Media hindurd ges 
hende iſt.) 

Da ferner bezugs der Beihülfe aller Nachdruck liegt auf der Förderung 
des Verbrechens und dem Verhältniß des Helfers zum Thäter, überdieß die 
phyſiſche Beihülfe in der Regel zugleich pſychiſche Hülfe iſt, ſo werden wir 
beide Arten der Beihülfe in dem nächſten Abſchnitt gemeinſchaftlich be— 
handeln und in dem darauffolgenden (4.) Abſchnitt die Mitthäterſchaft 
in's Auge faſſen, wobei ſich ein natürlicher Anknüpfungspunkt für die Be— 
leuchtung des Complottbegriffs bieten wird.) 


8. 8. 
Begriff des Anftifters. 


Literatur: Mittermaier, N. A. II. ©. 125ff. — Casse, De aucto- 
ribus delietorum psychologicis. Havniae 1835. — Abegg, N.Ard. XIV. 
S. 453 ff. und 1841 S.379 ff. — de Haynau, De auctore delicti quem 
vocant intellectualem. Marburgi 1857. — Zachariä, N. A. a. a. O. 
— F. Roßhirt, N. A. 1852. S. 378ff. — Krug, Abhandl. S. 101 ff. — 
Glaſer, Gerichtsſ. X. (1859) S. 24ff. (kl. Schriften IT ©. 111ff.) — 
Kräwel, Goltd. Arch. XIII. S. 145ff. 


Ueberdieß wird der Ausdruck „gemiſchte Theilnahme“ auch für den 
Fall gebraucht, als jemand zugleich „intellectuell“ z. B. als Anftifter und „phy— 
ſiſch“ (als pbyſiſcher Helfer, Mitthäter) zu demſelben Verbrechen mitwirkte, 
ſ. z. B. Marezoll ©, 126. 

5) Das Deutſche Strafgeſetzbuch unterſcheidet in F. 50: 1) „Den Thäter: 
2) Die Theilnehmer (Mitthäter, Anſtifter, Gehülfen). Den Begriff des An— 
ſtifters nimmt es dabei in dem w. S., wornach er auch die Anftiftung zur 
Beihülfe umſaßt, 1. den Tert von 8. 48 Abi. I (bes. 46 Abi. 1 des II. Entw.) 
im nächſten Paragraphen. U M. Herzog a. a. O. ©. 265. 
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Preuß. Strafgeſetzbuch F. 34. Als Theilnehmer eines Verbrechens oder Ver: 
gehend wird beftraft: 1) wer den Thäter durch Geſchenke oder BVeriprechen, 
durch Drohungen, Mihbraud des Anfehens oder der Gewalt, durch abfichtliche 
Herbeiſührung oder Beförderung eines Irrthums oder durch andere Mittel zur 
Begehung des Verbrechens oder Vergebend angereizt, verleitet oder beftimmt 
bat." Ebenfo Norddeutjc. I. Entw. $. 40 3. 1, nur da hinter beftraft 
eingeichaltet ift: „und zwar: 1) als Anftifter, wer den Thäter” u. f. w. 
Vgl. C. pen. art, 60 ($: 1) und Bayr. Strafgefepb. Art. 54 3.1. Aehnlich 
auch Sächſ. Etrafgelegb. Art. 62. Dazu Sächſ. Art. 63: „Dem Anftifter 
ift gleich zu achten, wer einen Anderen vorjäplih durch Erregung oder Be 
nutzung eines Irrthums zu einer Handlung, Die obne diefen Irrthum dem 
Vepteren als ein Verbrechen überhaupt oder als ein jchwereres Verbrechen 
zuzurechnen fein würde, veranlaßt.“ Der Nordd. II. Entw. $. 46 Abf. 1 und 
das Deutſche Strafgeſetzb. F. 48 Abf. 1 jagt: „Ald Anftifter wird beftraft, 
wer einen Anderen zu der von demſelben begangenen ftrafbaren Hand: 
lung durch Geſchenke oder Verfpredhen, durdy Drohung, durch Mißbrauch bed 
Anfehens oder der Gewalt, durch abfichtliche Herbeiführung oder Beförderung 
eines Arrtbums oder durch andere Mittel vorjäglich beftimmt hat.“ 


Anftifter ime. ©. (oft aud) intellectueller, pſychiſcher, pſychologiſcher, 
moralifcher, mittelbarer Urheber oder Urheber im e. S., auctor criminis 
genannt) ift derjenige, welder den (dolofen) Thäter eines (vollen- 
beten oder verſuchten) Verbredens abſichtlich (dolos) zur Begehung 
des Verbredens bejtimmt hat.') 

Wir gebrauchen hier den Beifat „im engern Sinne” weil wir bloß 
die Anftiftung zur Ihäterfchaft ins Auge faſſen. Es gibt allerdings aud) 
eine Anftiftung zur Beihülfe d. h. eine abfichtliche Verleitung zu verbreche— 
rifcher Sülfeleiftung, allein wenn man diefe würdigen will, muß man bas 
Verhältnig von Thäter und Gehülfen in's Auge fallen und jene Anftiftung 
im w. ©. iſt überdieß, jobald fie nicht vom Thäter ausgeht, nichts Anderes 
als eine diefem geleiftete Beihülfe. Von ihr wird alfo füglid im nächſten 
Abſchnitt zu fprechen fein. 

In unferer Definition ift deutlich ausgejprochen : 

1) Daß die Anftiftung nur eine dolofe fein Tann. Wer bloß unvor: 
fihtiger Weife ohne verbrecherifhe Abfiht den Entſchluß zu einem 
Verbrehen in einem Andern erzeugt, kann unter Umftänden wegen 


1) Verfehlt ift es, wenn behauptet wird, der Anitifter müſſe in feinem 
eigenen Interefie gehandelt, feine eigene Angelegenheit betrieben haben und dgl. 
Derartige Ausiprüde f. bei Müller, 1. I. p. 34ff. (vgl. die Enticheidung des 
in Hitzig's Zeitichr. für die Crim.Rechtspfl. II. ©. 69 ff. angeführten Falles). 
Berner, Theilnahme S. 171f., 293, Krug, Abhandl. ©. 128, v. Buri, 
Theilnabme ©. 9, 30, Geib, Yehrbuch II. ©. 320f. Yangenbed, S. 143. 
Berner bat feine Anschauungen ſpäter geändert. 
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diefer Unvorfichtigteit beftraft werben, infofern ein jtrafbarer culpofer 
Urheber denkbar ift, Feineswegs ift er aber Anjtifter (vgl. die Note 1 
zu $. 1, etwa aud v. Buri, Thln. ©. 24f.). 

2) Daß die anftiftende Thätigkeit in der abfichtlihen Servorrufung eines 
Entſchluſſes (des Dolus) im Angeftifteten befteht (hiervon im $. 9). 

3) Daß Anftiftung nicht vorliegt, wenn der Thäter bloß culpos han- 
delt oder ihm die That gar nicht zurechenbar ijt (hierüber Näheres 
im 8. 10). 

4) Daß die fogenannte „verfuchte oder mißlungene“ Anftiftung nicht 
ſtrafbar iſt (ſ. $. 11). 


8. 9. 
Die anſtiftende Thätigkeit. 


Als Anſtifter ſoll nach dem oben aufgeſtellten Begriff derjenige für 
ein Verbrechen haften, welcher den auf dieſes Verbrechen gerichteten Dolus 
in dem Thäter abſichtlich hervorrief. Wenn wir alſo geradezu vorausſetzen, 
daß der „angeſtiftete“ Thäter ſelbſt ſich in dolo befinden müſſe, fo folgt 
daraus, daß wir in der anſtiftenden Thätigkeit zwar eine beſtimmende 
Einwirkung auf den Angeſtifteten, aber feine ſolche welche die Willensfrei— 
heit des Letzteren ausſchließt, erbliden. Vielmehr wird eine unfrei machende, 
zwingende Einwirkung im nädjiten $. als ein Fall bloß fcheinbarer Anftif: 
tung bezeichnet werden. Gleichwohl beharren wir dabei, daß wenn eine 
Anftiftung vorliegt, der Anftifter den Thäter zur Begehung des Verbrechens 
bejtimmt bat und defhalb als mitwirfend zum Verbrechen, als Mitfchul: 
diger zu beitrafen ijt. 

E3 würde hier zu weit führen, wenn wir in die Tiefen der hiermit 
angedeuteten Frage eindringen wollten. Dieſe Frage ift feine andere als 
die von der Freiheit und Unfreiheit des menfchlihen Willens. !) 

Wir fönnen uns dabei unmöglicd) auf den Standpunkt des Indeter- 
minismus ftellen, der, fobald er confequent fein will, den Willen als caussa 
sui auffafjen und die Möglichkeit einer Einwirkung auf denjelben überhaupt 


1) Betreffs dieſes jchwierigen Problems verweilen wir auf die aus ber 
Herbart'ſchen Schule hervorgegangenen Schriften, namentlich auf Volkmann, 
Grundriß der Pſychologie. 1856 S. 374. 397 ff Drobifch, Die moralifche 
Statifiif und die menschliche Millenafreiheit. 1867 ©. 58ff. Drbal, Empirifche 
Pſychol. 1868 ©. 315. und auf die Ausführung in Wahlberg's in fo vieler 
Hinficht beachtenswerther Schrift: Das Princip der Andividualifierung in der 
Strafrechtopflege. 1869 ©. Gl. 
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läugnen muß. Cr kann und weder eine Erklärung des Vorganges geben, 
welden wir „Anftiftung” nennen, noch darf er eigentlich zugeben, daß der 
Anftifter ſtrafbar ſei. — Wir gehen hier von der Anſicht aus, daß der 
menfchlihe Wille ſtets durch Motive beftimmt wird und daher ftets deter- 
miniert ift. Gleichwohl fann dem mwollenden Individuum das Mollen zuge 
rechnet werben, wenn jenes im Stande war, das Wollen zu beherrjchen. 
Wird nun alfo aud wie bei dem zu einem Verbrechen Angeftifteten das 
Wollen durd) ein ihm von einer andern Perſon entgegengebradhtes Motiv her: 
vorgerufen, jo iſt dennoch für den Wollenden Zurechenbarfeit vorhanden, fobald 
er mit Aufbietung-aller feiner ihm zu Gebote ftehenden pfychifchen Kräfte im 
Stande gewejen wäre jenem Motive ein mächtigeres Gegenmotiv entgegen- 
zuſetzen und fo das verbrecherifche Wollen zu unterdrüden. Auf diefe Weife 
ergibt ſich Zurechenbarfeit des Verbrechens einerfeits für den Angeftifteten, 
jofen er eben nicht durch die fremde Einwirkung in einen Zuſtand 
verfet wird, welcher ihm unmöglich macht eine Gegenwirfung gegen die 
anftiftende Thätigkeit auszuüben, fo daß er aljo die Möglichkeit der Selbit- 
beherrſchung verliert — Zurechenbarkeit der That andererſeits für den An: 
jtifter, welcher durch die gelungene Anftiftung mit der That in Cauflalzu- 
jammenhang getreten tt. Diefer Cauffalzufammenhang muß aber aud) wirk— 
lich vorliegen, wenn man Jemanden ala Anftifter beftrafen will. Stellt 
fich heraus, daß der Thäter auch nicht einmal zum Theil durch jene Motive 
zur That beitimmt wurde, welche ihm ein Anderer als Beweggründe ein: 
flögen wollte, fo fällt mit dem Gaufjalzufammenhang die Anftiftung felbjt 
hinweg. Dagegen haftet der Anftifter allerdings als ſolcher, follte auch 
der Thäter nicht bloß durch die Motive, die der Anftifter auf ihn wirken 
ließ, ſondern außerdem noch durch andere Motive ſich zur Ihat haben be- 
jtimmen laſſen. Genug, wenn nur die anftiftende Thätigfeit mitwirkte zur 
Entjtehung der verbrecheriſchen Abſicht. 


$. 10. 
Scheinbare Anjtiftung. 


Wir haben foeben das Verhältnig zwiſchen dem Anftifter und dem 
dolofen Thäter als ein echtes Theilnahmeverhältnig Tennen gelernt. Es 
zeigt fich bei dem Thäter Haftung ex dolo für das Begehen des Verbre— 
chens, Haftung derfelben Art (ex capite doli) für die Mitwirkung zu dem 
fraglichen Verbrechen bei dem Anftifter. Dagegen liegt nur ein jcheinbares 
(unechtes) Iheilnahmeverhältnig vor, fobald der die Uebelthat Begehende 
Thäter im w. ©.) dabei ohne verbrecherifhe Abſicht handelte. Dieß ift 
der all: 
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1) Wenn Jemand einen Anderen ohne Dolus zu einer gefährlichen 
Handlung bewegt, die einen culpofen Erfolg hat. Sier ift der letztere 
wegen Culpa zu jtrafen, der erftere ebenfalls, wenn bei ihm die Vor: 
ausfegungen der Culpa zutreffen, aber nicht Anftifter.') 

) Wenn der fcheinbare Anftifter den Thäter duch dolofe Erregung 
oder Benügung eines Irrthums, mwelder in dem Thäter den Dolus 
ausſchließt, zu der That bejtimmt, ſei es nun daf in Folge diefes Irr- 
thums der verleitete Thäter volljtändig entfchuldigt ift gder daß er fich 
einer Fahrläſſigkeit jchuldig macht. Der einen folhen Irrthum Er: 
regende oder Benügende iſt nicht Anjtifter, wie aus dem Begriff der 
Anftiftung erhellt, haftet dagegen offenbar ala Meber und zwar 
als dolofer Urheber für die eingetretene Verlegung. Er iſt der Thäter 
des dolofen Verbrechens und der etwa culpos Mithandelnde erfcheint 
in dieſer Sinficht nur alö ein von jenem gebrauchtes Werkzeug oder 
Mittel?) Hierbei wird aber vorausgeſetzt, daß es ſich nicht um ein 
Verbrechen handelt, deſſen Thatbeſtand eine befondere perfönlidhe Ei- 
genſchaft fordert, welche bei dem fcheinbar Anftiftenden nicht vorhan- 
den ift (4. B. die Beamteneigenfchaft). Ja felbit in andern Fällen 
fann die Sachlage jo befchaffen fein, daß der jcheinbar Angeftiftete 
den objectiven Thatbeftand eines Verbrechens febt, ohne daß es mög— 
lich ift, dem „Anſtifter“ eben diefes Verbrechen zuzurechnen. Der 
letztere kann fich hier dagegen nad) Umftänden durch feine Thätigkeit 
eines anderen Verbrechens fchuldig machen ?). 


t0 
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1) Unrichtig Die Entſch. des Preuß. Ober-Trib. vom 24. Febr. 1860 in 
Goltd. Ar. VII. ©. 205#. Bal. Schwarze, Comm. ©. 182. 

2) Bol. Halſchner, Syſtem I. ©. 342, 345f., 349, dafür auch die preußi— 
ſche Praris, vol. Oppenboff, Gommentar (6. Ausg.) N. 2 zu Thl. J. Tit. II. 
(5. 108), N. 3 zu $. 34. Derf., Comm. zum Nordd. Strafgeiegb. (künftighin 
von mir mit ND. bezeichnet) zu $&. 47 N.3. ©. ferner Stemann in Solid. 
Arch. V. ©. 48ff., Goltdammer, ebendaf. VIII. ©. 201 f., IX. ©. 846, 
Hocheder, Comm. I. ©. 233f., Dollmann, Comm. I ©. 280ff., Gever, 
Grörter. ©. 97f., Geib, Lehrb. II. ©. 346, Langenbeck, S.149, Schüße, 
S. 196, 253. A. M. bezugs der Anftiftung zu einem culpoien Verbrechen unter 
den Neueren noh Köftlin, Syſtem ©. 305, Berner, Theilnahme ©. 239 f., 
nicht aber (wie Geib meint) Breidenbahb, Comm. I. Bd. 2. Abth. S. 235 ff. 
Bol. den Fall bei Kitfa, ©. 56 und den von Mittermaier, N. Arch. III. 
S. 142 alö wirklich vorgefommen erzählten Fall. (Eine Ehefrau wandte fih um 
einen Liebeötranf, den fie ihrem Mann reichen wollte, an einen bosbaften Nach: 
bar, der ihr erflärte, daß durch Anwendung eines gewiſſen Pulvers, welches aber 
giftiger Natur war, der Zwed zu erreichen fei. Der Mann ftarb in Folge ber 
Vergiftung, was der Nachbar gewollt hatte) S. uch Schwarze, Comm. ©. 182. 

3) So z. B. einer Freiheitäberaubung, wenn er einen Beamten durch Täu— 
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3) Mar der Verleitete zurehnungsunfähig, jo gilt dafjelbe, was Betreffs 
der abfichtlichen Verſetzung in einen unüberwinblichen Irrthum unter 
3. 2 auögeführt wurde. Es macht auch feinen wefentlichen fon- 
dern höchjtens nur einen Unterfchied für die Strafzumeflung, ob der 
Verleitende wußte, daß; der Verleitete zurechnungsunfähig fei oder 
nicht. 

) Daß feine Anftiftung vorliegt, wenn Jemand einen Anderen mittelit 

*«} fogenangten phyfifchen oder mechanischen Zwanges (vis absolnta) zu 

einer (verlegenden) Thätigkeit nöthigt, bedarf eigentlich nicht der Er- 
wähnung. Wenn dagegen Drohung als Mittel um einen Anderen 
zu einer brechen zu bejtimmen gewählt wird, fo fommt es darauf 
an, ob dem Bebrohten durch die Drohung die pſychiſche Freiheit 
(Sehbftbeherrfchungsfähigkeit) in Bezug auf das verbredheriiche Wol- 
len geraubt (wie man oft fagt fogenannter pſychiſcher Zwang auf ihn 
ausgeübt) wurde oder ob er unter dem Einfluß der Drohung gleich 
wohl mit pfychifcher (wenn auch etwa geminderter) Freiheit hanbelte. 
In dem erſten Fall ift der Drohende Thäter, in dem zweiten An: 
jtifter. 3) 


* 


ſchung zu einer widerrechtlichen Verhaftung veranlaßt ($$. 239, 341 bed Dent- 
ſchen Strafgeſetzb.) — Hierber gehört der inkereſſante preußische Fall bei Golt: 
dammter, Arch. VI 567f. Oppenhoff zu $34 N.26, Derf., Nd. zu 8. 48 
N. 4): A. verkauft eine fremde bewegliche (nicht in feinem Gewahrſam befind- 
liche) Sache an den gutgläubigen B. und veranlaßt diefen dadurch, die Sache 
dem Inhaber wegzunehmen. B. iſt nicht Dieb, alfo auch A. nicht Anftifter zum 
Diebftabl; er kann aber auch nicht als Thäter eines Diebſtahls beftraft werden. 
Seine Handlung wurde ale Betrug aufgefaht (Entſcheid. des Preuß Ob.Trib. 
vom 14. Mai 1858). — Die Bußordnungen behandeln häufig den Fall: „si quis 
duxerit (oder deduxerit) alium in perjurium ignorantem |. (bei Maiferfchleben) 
alt. syn, Luci Viet. $. 5, P. Pseudo-Bedae c. 45 $$. 1, 2, P. Merseb. a 
c. 62, Paris. c. 48, Bigotian. III. e. 3 $. 4, Cummean. c. 5 $. 6, P. XXXV 
Capitul. c. 15 $. 3, Vigilan. c. 19, Pseudo-Gregor. III c. 7, Valicellan, II. 
c. 41, Psendo-Theod. c. IX. (24) $. 4. Buße: die des wifjentlih Falſchſchwö— 
renden, ja felbft eine noch härtere; nur das Poenit. XXXV Capitul, verhängt 
eine mildere Buße. 

4) An diefem Punkt berricht mannigfadher Streit, fomeit ed fih um die 
theoretiiche Begründung des Satzes handelt (über welchen man fo ziemlich ein: 
ftimmig ift), daß Die Drobung als „vis compulsiva“ wirfend unter Umftänden 
die Zurechenbarfeit der That für den Bedrohten aufhebt. Unrichtige pſycholo— 
giſche Anſchauungen, in denen man beftärft wurde durch den befannten Ausfpruch 
bes Juriften Paulus (coaetus volui — 1. 21 $. SD: quod metus — f. Sa: 
vigny, Spitem II. ©. 110) und durch die neuere idealiftiiche Philofopbie, 
welche von der abiolnten Freiheit des menschlichen Willens träumt, haben bier 
viel Verwirrung angerichtet. Man meint gewöhnlid: da die Drobung als Me: 
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Uebrigens darf auch nicht überjehen werden, daf Anwendung von (ge 
ringer) phyſiſcher Gewalt oft wie eine bloße vis compulsiva wirfen fann 
und foll und die freie Selbftbeftimmung desjenigen, gegen den fie gebraucht 
wird, nicht ausfchließt, daher Anftiftung durch Gewalt in diefem Sinn al: 
lerdings möglich) ijt.°) 


tiv auf den Willen des Thäters wirke, diefer Wille alfo durch fie hervorgerufen 
werde, eben Darum ein Wollen des Thäterd bad Verbrechen zu begehen vorliege 
(während bei mechaniſchem Zwang der Gezwungene nur als Maſchine, ohne 
feinen Willen thätig wird), da ferner Fein Wollen obne Freibeit denk 
bar fei (und diefe Behauptung ift der Sit des Irrthums), fo liege Anftiftung 
vor, wenn jemand durch vis compulsiva einen Andern zur Begehung eines Vers 
brechens nöthigt. Die ift aber unrichtig. Wenn die Drobung zwar zu einem 
Wollen beftimmt, aber das wollende Individuum nicht im Stande war der Dro— 
bung zum Trog nicht zu wollen, jo ift demielben die That nicht zurechenbar, 
weil ihm die pfuchifche Freiheit mangelte; dann ift alfo der fcheinbare Anftifter 
der alleinige Urheber, da ein einem Menſchen nicht zurechenbares Wollen für 
das Strafrecht fo gut wie gar fein Wollen ift. Im pofitiven Necht geht man 
fogar fo weit, pſychiſche Unfreiheit unbedingt vorauszufegen (ald praesumtio 
juris et de jure), jobald der Widerftand gegen eine Drohung eine ungewöhns 
liche geiftige Kraft erfordert. Die richtige Auffaffung der Lehre vom Nothitand 
hängt mit unjerer Frage innig zufammen. Ich muß bier auf Geyer, Erört. 
N. 1 zu S. 9 und 113. und Münchener krit. Bierteljabrsihr. V. ©. 78 ff. 
verweilen. Eine Andeutung der richtigen Anficht ſ. z. B. bei Zahariä, N. A. 
1850 ©. 278f. Dagegen argumentieren vom Standpunkt der abfoluten Willens: 
freiheit .. B. Berner, Theilnahme ©. 283, 284, Köftlin, Syſtem ©. 159 f., 
310, Temme, Lehrbuch des Preuß. Strafr. ©. 839, Schweiz. Strafr. S. 203, 
v. Bar, ©. 44. Langenbeck, S.155. Diefe Anſchauungsweiſe führt dazu, 
anzunehmen, dat die Drohung die Freiheit nur aufhebe, fofern fie Bewußt— 
fofigfeit bewirkt. Aber Bewußtiein und Möglichkeit der Selbftbeherrfhung find 
awei fehr verichiedene Dinge. 

5) ©. Glaſer, Abbandl. aus dem Oeſterr. Etrafr. I. 1858 ©. 135. In 
diefem Einne führen mehrere Schriftiteller die „Gewalt“ ala Mittel der Anftife 
tung an, ſ. z. B. Breidenbach 1.2 ©. 242, Heffter, Lehrb. (6. Aufl.) 8. 82 
N. 3, vgl. auch Kitka, ©. 55. Der nah Berner, Theilnahme ©. 285, dem 
Langenbed meiftens folgt, von diefem S. 149 citirte Nechtafall bei Werner, 
Handb, des peinl. R. 1820 ©. 574f. iſt viel ausführlicher und aftenmäßig 
erzählt von Feuerbach (altenmäßige Darftell. merfw. Verbr. 3. Aufl. 1849 
©. 57ff.). Hier findet fich allerdings eine höchſt merkwürdige Mijchung von 
phyſiſcher Gewalt und bloß pfychiſcher Einwirkung auf den einen der Thäter 
(Karl Marſchall), f. a. a. D. ©. 64f. 
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8. 11. 
Die Jogenannte verfuchte (oder miflungene) Anftiftung. 


Derjenige nur ſei Anjtifter, fagt unfere Definition in $. 8, welcher 
den bolofen Thäter eines verfuchten oder vollendeten Verbrechens zu diefem 
bejtimmt hat. Diefe Sabfügung ift defhalb gewählt, weil durch fie die 
fogenannte verfuchte Anftiftung nicht mitgetroffen wird. Denn diefe ift in 
der That nicht ftrafbar, obgleich viele Schriftiteller und manche Geſetzge— 
bungen !) anderer Meinung find. Die Anjtiftung ift nur ftrafwürdig 
als Mitwirkung zu einem Verbrechen, d. h. zu einer Uebelthat welche durch 
das Strafgeſetz verpönt ift, nicht aber ift die Anftiftung ein felbjtjtändiges 
Verbrechen, welches auch dann zu bejtrafen wäre, wenn der Angeitiftete als 
folder gar nichts ftrafbares gethan hat. Audy die in ſich abgefchlofiene, 
wenn man, jo fagen will vollendete (oder noch befier beendigte) anftiftende 
Thätigleit fällt an fich noch nicht in den Bereich des Strafredhts. Wenn 
das bloße Beabjichtigen, der bloße Dolus, das Faſſen des verbrecherifchen 
Entſchluſſes für ſich noch nicht jtrafbar ift, fondern zu diefem inneren Vor— 
gang noch mindejtens eine Verfuchshandlung binzuflommen muß, damit ein 
Verbrechen vorliege, fo kann auch derjenige, welcher zu jenem Fallen des 
Entfchluffes mitgewirkt hat, hierdurch allein noch nicht ftrafbar geworden 
fein. Wenn es dem Willen des Anftifters entfprechend und in Folge feiner 
Thätigfeit zu einem Verfuch von Seiten des Thäters fommt, fo ift jener 


1) Auf dieſe Gelege kommen wir im nächſten Paragraphen zu fprecen. 
Bon Echriftftellern aud Dem gegneriichen Yager nennen wir Wolthers, p. 59sq., 
Bauer, Lehrb. $. 76 N. c. und Abhandl. I. ©. 430, Zahariä, Febre vom 
Verſuch I. ©. 56f. modificiert II. ©. 34 f. (die richtige Anficht vertbeidigt derſ. 
im N. U. 1850 ©. 281f., 1853 ©. 162. 19, in Goltd. Arc. III. S. 298 ff), 
Luden, Abhandt. I. 293 #., 443ff., II. 355 N. 1, 392, Handb. I. S. 461 ff., 
Zirkler, N. A. 1839 ©. 439 ff, Hepp, N. A. 1836 ©. 51 ff. (a. M. derf. 
N. A. 1848 S. 290ff.), Köftlin, N. Rev. S. 484f., 5321ff. 543, Syſtem 
305 ff., 320f., Heffter, 8. 82 N.6, Hälihner, Syſtem L ©. 358 ff, 
v. Buri, Theilnabme ©. 31ff., 56f., Geib, Lehrb. II. ©. 347. In ber 
Hanptfache die richtige (freilich nicht immer richtig begründete) Anficht bei 
Kitfa, ©. 45, Gengler, Vergiftung II. ©. 380 R. 39, Breidenbad, 
a. a. O. S. 265ff., 8 Roßhirt, N. A. 1852 ©. 378ff., Bremer, ebendal. 
1853 Ergänz. ©. 85ff, Berner, Theilnabme ©. 292 ff., 308, Grundi. ©. 30, 
Lehrb. (4. Aufl.) ©. 179, v. Bar, ©. 44f., Temme, Preuß. Straft. S. 341f., 
Schweiz. Strafr. ©. 204, Goltdammer, Mater. I. ©. 309f., Arc. II. 
©. 380ff, Yangenbed, ©, 160ff., Sohn, Entwurf mit Motiven u. |. w. 
1868 ©. 248f., Schütze, ©. 264ff. Lehrb. ©. 152. Vgl. Geyer, Erörter. 
©. 104ff., Oppenboff, ND, zu 43 N. 8. Schwarze, Comm. ©. 189f. 

26 


Die neueren Deutich. Gef. über d. verſ. Anftiftuug u. insbeſ. über d. fog. ꝛc. 345 


al3 mitfchuldig an dem Verſuch, wenn der Thäter das Verbrechen vollen: 
det, als mitſchuldig an der Vollendung zu beitrafen. 

In der fogenannten miflungenen oder verfuchten Anftiftung find übri- 
gens drei Fälle begriffen: 

1) E3 gelingt Demjenigen, welcher einen Andern anftiften will, gar 
nicht, in diefem die verbrecherifche Abficht hervorzurufen; der Lebtere 
läßt ſich gar nicht anftiften (ſogenannte miglungene Anjtiftung 
im e. ©.). Natürlich gehört hierher auch der Fall, wenn der An: 
zuftiftende fich äußerlich fo anftellt, als habe er ſich anjtiften laſſen, 
gefchehe dies aus Furcht vor dem Anitiftenden oder aus welchem 
Brund immer. 

2) Es gelingt zwar die Anftiftung infoweit als der Angeftiftete wirklich 
zu dem Entichluß bewogen wird, das Verbrechen zu begehen, allein 
diefer fchreitet dennoch nicht zur Ausführung feines Vorhabens, fo 
daß es nicht einmal zu einem Verſuch des Verbrechens fommt (ſoge⸗ 
nannte „„erfolglofe Anftiftung‘). 

3) Der Anftiftende ſtößt auf einen omni modo facturus (nad) dem 
Ausdrud in J. 1 $. 4 D. de servo corr.), d. h. auf einen ohnehin 
Ihon zu dem Verbrechen Entjchloffenen, der alfo nicht mehr ange 
ftiftet werden fann. Während unter den früher aufgeftellten beiden 
Vorausfegungen der Anjtiftende unbedingt ftraflos bleibt, kann er 
dagegen in diefem Fall ftrafbar werden, fofern er nämlich durd) feine 
pfychiſche Einwirkung den verbrecherifchen Willen des Andern beſtärkt. 
Iſt dieß der Fall, jo macht er fich der pſychiſchen Beihülfe ſchuldig, 
(f. hierüber den nächſten Abjchnitt), da in dem Willen anzujtiften 
der Wille pſychiſche Hülfe zu leiten als ein Minus enthalten ift. 


$. 12. 

Die neueren deutfhen Geſetze über die verfuhte Anftiftung 

und insbejondere über die fogenannte öffentlihe Aufforde: 
rung zu Berbreden. 


Ebenfo wie die Strafrechtölehrer find auch die Geſetze nicht einig über 
die Behandlung der fogenannten verfuchten Anjtiftung. Mehrere Geſetz— 
bücher belegen diefelbe entweder mit der Strafe des fogenannten beendigten 
ober des nichtbeendigten Verſuches oder auch mit einer noch geringeren 
Strafe. Hierher gehört das Württembergifche Strafgeſetzbuch (Art. 74 
in Verbindung mit 77 und 80), das Braunſchweigiſche 8. 37 





1) S. über deffen Auslegung, die Schwierigkeiten macht, Hufnagel, Com— 
mentar I. ©. 160f. 


27 


346 Theilnahme Mebrerer an einem Verbrechen und Begünftigung. 


3.12), das Altenb. (Art. 36 in Verbindung mit Art. 30), das Bad. 
($. 122 vgl. 128, unter der Borausfegung daß der Auftrag angenommen 
wurde), das Thüringifche Art. 34evgl. 28 (im Allgemeinen wie Baden, 
doch mit Hinweis auf gefeglich befonders hervorgehobene Fälle, in welchen 
felbjt die mißlungene Anjtiftung im e. ©. bejtraft wird), das Oeſterrei— 
chiſche SS. 9, 2393) (Entwurf von 1867 $. 24, mit Recht geftrichen vom 
Ausſchuß des Abgeordnetenhaufes), das Sähfifhe Art 64 Abf. 2 (alle 
Fälle umfafjend, j. Krug, Comm. I. ©. 116 litt. c.). Dagegen folgen 
im Wefentlihen der richtigen Anſchauung das Heſſiſche Strafgeſetzbuch 
Art. 72%) und im Anſchluß an den C. penal art. 605) das Preußifche 
Strafgeſetzbuch $. 34 (vgl. Oldenburg $. 31, Lübed $. 32, Norddeut: 
ſcher I. Entwurf $. 40, II. Entwurf $. 46), fowie das Deutche Straf: 
geſetzbuch $. 48, defgleichen im Allgemeinen das Bayrifche Strafgeſetzbuch 
Art. 54 3. 1. Indeſſen bedroht das Letztere im Art. 56 denjenigen, wel: 
cher einen Andern durd) Verfprechen oder Geben eines Lohnes zur Verübung 
eines Verbrechens oder Vergehens gedungen hat, wenn der Gedungene 
ſich feines ftrafbaren Verſuchs ſchuldig gemacht hat, mit Gefängnifftrafe 
bis zu fünf Jahren.%) Ueberdieß enthalten die letztgenannten Strafgejeh- 
bücher (mit Ausnahme des Lübifchen) eine Beitimmung über die Strafbar: 
feit der öffentlichen Aufforderung zu einer jtrafbaren Handlung”), melde 


2) Nah Brevmann, ©. 201, liegt aber pſychiſche Beihülfe vor, wenn 
der „Anftifter” auf einen bereits Entichloffenen trifft. Das Hannov. Gefepb. 
Urt. 55 droht gegen die verſuchte Anjtiftung die Berjuchsitrafe. 

3) Beifällig äußert fih hierüber v. Hye, Comm. 266f., 337f. Gegen 
den $. 24 des Defterr. Entw. ſ. Geyer, Beipr. des Deiterr. Entw. ©. 21f. 

4) Weber diefen Art. vgl. man Breidenbach 1.2 ©. 271ff. 

5) &. auch den C. pen. belge art. 66 und dazu Nypels, Le Code pen, 
belge interpret&. Bruxelles 1868. p. 133. 

6) Die Commentatoren (unter denen Hocheder ſehr weit interpretiert) 
billigen Diele m. E. unhaltbare Bejtimmung, ſ. StengleinL, ©. 607ff. Hoch— 
eder, I. ©. 277, Dollmann, I. 328 ff. 

7) Bayern Nrt. 57, Preußen $. 36, Oldenburg $. 32, Nordd. J. Ent: 
wurf $. 42. Hier ift überall Aufforderung zu einem Verbrechen oder Vergeben 
(nicht zu einer bloßen Nebertretung) voransgefeßt. Dagegen dehnt der Norbd, 
II. Entw. $. 109 die Beſtimmung aus auf die Aufforderung zu einer Ueber: 
tgetung und ftellt fie in ſehr gezwungener Weile in die Kategorie: „Widerftand 
gegen die Staatögewalt*. Ebenſo das Deutſche Strafgefegbuch, deſſen $. 111 
lautet: „Wer auf die vorbezeichnete Weite (d. 5. öffentlich vor einer Menfchen: 
menge oder durdy Verbreitung oder öffentlihen Anfchlag oder öffentliche Aus: 
ftellung von Schriften oder anderen Darjtellungen — $. 110) zur Begehung einer 
ftrafbaren Handlung auffordert, ift glei dem Anjtifter zu beftrafen , wenn bie 
Aufforderung die ftrafbare Handlung oder einen ftrafbaren Verſuch derfelben 
zur Folge gehabt hat. Iſt die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, fo tritt 
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im Widerſpruch fteht mit dem Syſtem dieſer Gefebücher und die polizei: 
lihe Auffaſſungsweiſe auf das Gebiet des Strafrechts im e. ©. verpflangt. 
Ihren Urfprung verdankt diefe Vorſchrift ſtaatspolizeilichen Rüdfichten und 
namentlich jener Furcht vor dem freien Wort, welche unjere Gefegbücher 
überhaupt durch eine Menge von Ausnahmöbeitimmungen verunftaltet hat®). 

Eine derartige Borfchrift läßt fich nicht billigen, nicht bloß weil fie Die 
erfolglofe Anjtiftung zur Strafe zieht, fondern weil fie überdieß in fich ganz 
unklar it. Denn da es in den betreffenden Gejeten heift, der Aufforderer 
folle „ala Theilnehmer betrachtet” oder „gleich dem Anftifter‘‘ beftraft mwer- 
den, wenn die Aufforderung die ftrafbare Handlung zur Folge gehabt habe, 
fo ift hieraus erſichtlich, daß das Geſetz Strafe eintreten laffen will, ob- 
wohl eigentlih nicht alle Erfordernifje der Anftiftung vorliegen, jo daß 
namentlich betreffs der Dolusfrage eine gänzliche Verirrung in die polizei- 
lihen Sphären der Praxis nahe gelegt ijt?). 

Nicht genug an diefen Abweichungen von dem richtigen Princip. Die 
Geſetzbücher formulieren auch in ihrem befonderen Theil verfchiedene Ber: 
bredhenäbegriffe, welche mit der richtigen Anfchauung über die verfuchte An- 
ftiftung in einem unlösbaren Widerfpruch ftehen. Dabei fehen wir ab von 


Geldſtrafe bis zu zweihundert Thafern, oder Gefängnißftrafe bis zu einem 
Sabre ein. Die Strafe darf jedoch. der Art oder dem Maße nach feine fchwerere 
fein, ald die auf die Handlung ſelbſt angedrohte”. 

8) ©, die intereffanten Bemerkungen über die franzöfiichen Vorläufer des 
preußiſchen $. 36 (und des $. 111 cit.) bei Glaser, Verbandf. des 6. Deut: 
ſchen Zuriftentages I. &. 72. (fl. Echriften II. ©. 26 #.) 

9) Auffallend ift es, dah John, Entwurf S. 233, den Preuß. $. 36 rer 
produciert, obwohl er von der öüffentlihen Aufforderung ©. 258 ſagt, fie fei 
„keine Verlegung der Rechtsordnung, vielleicht nicht einmal eine eminente 
Gefährdung derſelben“. Er nennt fie eine bloße „eminente Ungezogen: 
beit im Rechtsleben“, was aber kaum binreicht, fie ald Verbreden 
zu beftrafen. Es fann ſich bier vielmehr höchſtens um eine Polizetübertretung 
fragen. A. M. Schützze, Strafrechtsztg. 1869 Sp. 538, der die Beftrafung 
der öffentlichen Aufforderung als einer veriuchten Anftiftung billig. — Zu 
welchen Rolgerungen die Aufitellung einer Vorſchrift, wie $. 36 ded Preuß., 
8. 111 des Deutichen Strafgeiepb. führt, zeigt die Interpretation von Oppen: 
hoff zu $. 36 N. 11, ND. zu $. 111 Nr.4. (Es genüge, wenn die That die 
Folge der öffentlihen Aufforderung war, wenn auch der Gaufalzufammenhang 
fein unmittelbarer fei; insbejondere bedürfe es nicht des Nachweiſes, daß ber 
Thäter von der Eriftenz der Aufforderung Kenntniß erlangt habe; es reiche bin, 
wenn nur die That Kolge der durch die Mede u. ſ. w. bervorgerufenen allge: 
gemeinen Aufregung war! — Ganz ähnlich die Argumentation bei Steng: 
lein I. &. 512f. und in den Motiven zu dem Nordd. I. Entw. ©. 94 — zu 
8.42 —. Dal. Schüße, Fehrb. S. 271f. Schwarze, Comm. S. 319f. — 
Auch den Dolus ftellt Oppenhoff a. a. DO. ganz ins Zweifelbafte, 
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den nad) einem anderen Maßſtab zu würdigenden Verbrechen der Beftechung, 
der verbrecherifchen Verbindung und ber Kuppelei, ſowie etwa auch Ner Ver: 
führung zur Unzucht (Deiterr. Strafgeſetzbuch $. 132 III. vgl. Preuß. $. 144 
3 3, Deutſches $. 176 3. 3). Dagegen find an diefem Ort hervorzu: 
heben: 

1) Die fogenannten „Haß- und Verachtungsdelicte“ (vgl. die Preußi— 

ſchen 88. 100, 101; in fehr verbeflerter Geftalt als $. 130 und 
$. 131 des Deutjchen Strafgefegbuchs erfcheinend), deren Thatbeſtand 
fich auf Einflögung gewiffer wie man meint ftaatsgefährlicher Geſin— 
nungen beſchränkt. Abgejehen von allen fonjtigen hier nicht zu be— 
rührenden Bedenken gegen derartige Beitimmungen müfjen fie jeden: 
falls Schon dann befeitigt werden, wenn die Straflofigfeit der verfuchten 
Anftiftung nicht bloß „im Princip“, fondern auch in der That und 
Wahrheit anerkannt werden fol. 
Man meint bei gewiflen Verbreden, wie Staatsverbrechen (vgl. die 
88. 83, 85, 11019), 112 des Deutfchen Strafgeſetzbuchs) und etwa 
dem Meineid (f. Preußifches Strafgeſetzbuch $. 130, Deutſches $. 159) . 
jedenfall auch die verfuchte Anftiftung beftrafen zu müflen. Alle 
diefe Beitimmungen find unhaltbar. Die auf den Hodjverrath bes 
züglichen Ausnahmägefege erklären ſich aus jener Furcht des Staates 
vor feinen Unterthanen, welche uns von einem altersſchwachen Ge— 
meinmejen wenig, jehr aber von einem jugendfräftigen, zulunftsreichen 
Staatögebilde Wunder nimmt. Die erwähnten Vorfchriften geben 
ferner zu der Frage Anlaß: warum gerade bei diefen Verbrechen 
eine Ausnahme? warum beim Meineid, während die verfuchte An— 
ftiftung zum Mord, das Dingen eines Banditen nit ftrafbar 
iſt? 1t) 


18 
— 


10) Weber das, ſchwierig zu beſtimmende, Verhältniß dieſes Paragraphen zu 
8. 111 ſ. Oppenhoff, ND. zu F. 110 Nr. 6, zu F. 111 Nr. 1, wornach 
unter den $. 110 die Aufforderung zu ftrafbaren Handlungen insbefondere dann 
fällt, „wenn Diefe Handlungen nicht jo concret bezeichnet find, daß die Auffor- 
derung unter den Begriff einer Anitiftung oder eines Anſtiftungsverſuchs fallen 
fönnte.” Dieß zeigt Deutlich, dat der Paragraph nur einen polizeilichen Cha: 
rafter bat. S. noch die bedenflie Auslegung a. a. O. zu $. 110 Nr. 7, 8, 10, 12. 

11) Die Motive zum Norbd, I. Entw. S. 146 beantworten diefe Trage mit 
einer Tantologie. Bal. John, Entw. ©. 375#. Der Ausihuß des Defterr. 
Abgeordnetenhanfes bat die Beſtimmung des Entwurfs, $. 176, über-die ver: 
iuchte Anleitung zum Meineid geftrichen, dagegen Hab: und Veradhtungspdelicte 
u. 1. m. beibebaften. 
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$. 18. 


Ueber die Strafbarleit der fogenannten agents 
provocateurs. 


Aus dem leitenden Grundfaß, melden wir für die vorigen beiden 88. 
aufgeftellt haben: da das bloße Mitwirken zu dem Faſſen eines (nit 
auch ausgeführten) verbrecheriſchen Entfchluffes, wenn fie auch abſichtlich 
gejchieht, Feine Anftiftung fer, läßt fich nicht etiwa der Sat ableiten: daß der: 
jenige ebenfalls jtraflos ſei, welcher einen Andern zu einem Verbrechen verleitet, 
nur um deſſen Beitrafung herbeizuführen (eine der franzöfifchen Polizei fehr 
geläufige Praxis, daher der Name der agents provocateurs). Wir haben 
. in diefer Verleitung vielmehr das Gegenjtüd zu der fogenannten verfuchten 
Anftiftung vor und (man könnte fagen: „Anjtiftung zu einem bloßen Ber: 
ſuch“, wenn diefer Ausdrud nicht mißdeutungsfähig und etwas zu eng 
wäre). Eben darum behandeln wir diefe Provocation unmittelbar nachdem 
die verfuchte Anftiftung uns befchäftigt hat. 

Während bei der verfuchten Anftiftung zwar am Dolus nicht zu zwei— 
feln it, indeſſen wegen der Nichteriftenz de3 Verbrechens, zu welchem an- 
gejtiftet werden follte, auch die Strafbarkeit wegfällt, ift bei dem agent 
provocateur häufig der Anjtifter- Dolus nicht vorhanden und er iſt dann 
eben darum nicht jtrafbar, follte gleich das Verbrechen in Folge feiner Thä- 
tigkeit von dem Werleiteten verfudht oder gar vollendet werden. Unter ver: 
brecherifcher Abficht (dolus) ift zu veritehen die Richtung des Willens auf 
Herbeiführung jener Verlegung, melde in dem Verbrechen liegt und um 
deren willen diejes eine ftrafbare Uebelthat ift. Diefe Abficht Tiegt nun in 
der Kegel bei dem agent provocateur nicht vor; was er herbeiführen will ift 
höchſtens die formelle Vollendung des Delicts (mie z. DB. die apprehensio 
beim Diebjtahl) nicht aber die materielle Wollendung defjelben (ſofern ſich 
beides trennen läßt, alfo 3. B. nicht Vermögenäverluft für den Bejtohlenen). 
Er will allerdings, daß der Verleitete mindeftens zu einem Verbrechens— 
verfuch fchreite, damit er, von Zeugen auf der That ertappt, beitraft werden 
könne. Er mag dabei nicht felten von den gemeinften, felbjt geradezu von den 
niederträchtigiten Motiven geleitet fein: gleichwohl ift von einer Anftiftung 
wegen Mangels des Dolus nicht die Nede, fo verwerflich eine derartige Praxis 
der Behörden oder gar eine geſetzliche Sanctionierung derfelben iſt. Treten 
Uebel ein, welche der ag. prov. nicht wollte, aber wenigſtens vorausſehen 
lonnte, fo haftet er wegen einer (möglicherweife ftrafbaren) Culpa (wie 3. B. 
wegen culpofer Tödtung, wenn derjenige, den er nur zum Verſuch ver 
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anlaffen wollte, den Mord vollendet, ehe er daran verhindert werden 
fann).') 

Das Gefagte gilt aber nur unter der Vorausfegung, daß eben der 
Verführer, der die Beitrafung des Verführten herbeiführen will, nicht den Wil: 
len hat die im Verbrechen liegende Verlegung eines Dritten zu bewirken. 
Wenn A. den B. verleitet, wider den C. ein Schimpfwort auözuftoßen, nur 
um jenem eine Injurienklage zuzuziehen, oder „wenn der Bruder den Bruber 
zum VBatermord anftiftet, um nad) deſſen Hinrichtung Mörder und Gemor: 
deten zu beerben” (Glaſer), fo ift über die Strafbarkeit fein Zweifel. Ebenfo 
gejtaltet fih die Sache bei Verbrechen, die wegen ihres ideellen Angriffs: 
objectes feinen Unterfchied zwifchen formaler und materialer Vollendung 
zulafien, wie 3. B. bei der Gottesläfterung. 


8. 14. 
Die Mittel der Anftiftung- 


Sahrhunderte lang wurde über die Frage, ob diefe oder jene Art der 
geiftigen Einwirkung auf einen Andern ein taugliches Anftiftungsmittel fei, 
in einer Weiſe geftritten, weldje wenig Verſtändniß für das Wejen der 
Sache und jenes Kleben an der äußeren Form und Formel verrieth, duch 
das (bald unter civiliſtiſchem bald unter philofophifhem Gewand) fo viele 
Controverfen in das Strafrecht gefommen find, die nie hätten entjtehen 
follen. In neuerer Zeit hat man allmälig eingefehen!), daß die äußeren 
Formen, in denen die Anjtiftung auftritt, fo unendlich mannigfaltig wie 
die Aeußerungen des geiftigen Lebens überhaupt und darum nicht in einige 
abgezogene Kategorien zu zwängen find, daß vielmehr in jedem concreten 
Fall der Schwerpunft darauf liegt nachzuweiſen, daß wirklich der Abſicht 
des Anitifters entfprechend feine Einwirkung mindejtens eines der Motive 
geworden ijt, welche den Thäter zu dem Verbrechen bejtimmten. Für bie 


1) ©. Glaser, Gerichts. 1858 S. 33. (fl. Schriften I ©. 119ff.), 
Geyer, Erört. ©. 143f. — Tolomei, Diritto penale. 2. ed. 1866 p. 282 
(ebenfo wie die Redaction des Eco dei Tribunali Vol. VIIL, p. 293) iſt für 
die Strafbarkeit des ag. prov., weil er die Abficht babe, den verbrecheriichen 
Willen bervorzurufen. S. auch Breidenbach J. 2. ©. 276 uns Hepp, N. N. 
1348 ©. 306. Der agent provocateur muß übrigens nicht nothwendigerweiſe 
ein Polizeiagent fein, fondern kann 3. B. auch von dem fchon öfter Beitohlenen, 
der den (vermutblihen) Dieb auf der That zu ertappen wünfht, zur (ſchein— 
baren) Anftiftung beftimmt werden. 

1) Vgl. Berner, Theilmabme S. 275ff., Grundſ. ©. 26f., Hälſchner, 
Spitem I. ©. 348f., Geib, 1. S. 343, Shüpe, S. 252, Schwarze, Comm. 
©. 186. — Eine Ueberſicht über die fchotaftiichen Diftinctionen der italieni: 
ſchen Praktiker gibt Köftlin, Syitem ©. 306 ff., vgl. ebendaſ. ©. 302 ff. 
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Beurtheilung der größeren ober geringeren Strafbarleit des Angejtifteten 
ſowohl als des Anjtifters ift e8 allerdings nicht gleichgültig, welcher Grab 
der Wirkfamteit von Seiten des letteren entfaltet, welche ſchwächere oder 
ftärfere Gegenwirkung der Erſtere feinem Verführer entgegengefeßt hat. 
Anders wird man das Verhältnif beurtheilen zwifchen dem reichen Signor 
und dem Banditen, der ſich jedem Anftifter zum Mord im Rorhinein 
als ſtets bereiter Handlanger anbietet, anders wieder das Verhältnig zwi— 
hen einem mephiftophelifhen VBerführer und dem von ihm durch taufend 
Lügenfünfte, durch feinangelegte Aufitachelung aller ſchlechten Neigungen 
Verführten, der vor ſich felber ſchaudernd zum Verbrechen fchreitet, auf einer 
Bahn die er nie ohne folden Antrieb betreten hätte. Beachtenswerth wird 
e3 bezüglich der äußern Form der Anftiftung aud) fein, ob die anitıftende 
Thätigfeit in einem ganz vorübergehenden Act bejteht, wie in einem fchnell 
bingeworfenen Wort oder Wink?) oder in einer Kette von zufammenhän= 
genden Handlungen, welde planmäßig ihre Wirkfamfeit auf den zu Ber: 
leitenden äußern follen. In dem leiteren Fall wird im Allgemeinen größere 
Energie des Anftifterwillens vorliegen, feltener ein Anhaltspunkt für bie 
Annahme eines Affects gegeben fein, als in dem erjteren. Indeſſen fann 
fih au in Ein Wort und in Ein Zeichen eine folche Energie des beſon— 
nenften Wollen concentrieren und durch dafjelbe ſich eine foldhe Kraft der 
Wirkfamteit entfalten, daß das höchſte Mai der Strafe zur Anwendung 
fommen muß. Iſt demnach den äußeren Formen, in welchen fi die An- 
ftiftung bewegt, nur eine fymptomatifche Bedeutung beizulegen, fo gewährt 
doc) eine Betrachtung der gewöhnlichſten und etwa auch einiger ganz außer: 
gervöhnlicher unter jenen Formen praktisches Intereſſe namentlich im Sin: 
blit auf die Gefege, welche folhe Formen hervorheben. Wir erhalten 
dabei außerdem manchen Auffchluß über das Maß der Zurechnung und die 
Abgrenzung der Anftiftung von verwandten ftrafbaren oder ftraflofen Thä- 
tigfeiten. Zumeift im Anſchluß an die neueren Geſetze, welche (beifpielö- 





2) Darüber wird wohl heutzutage nicht mehr ernithaft geftritten, daß An- 
stiftung nicht Noß durch geiprodene oder geichriebene Worte, fondern aud) durch 
ſchlüſſige (concludente) Handlungen (Geberden u. |. w.) möglich iſt. Vgl. Klein: 
ihrod, Eptwidel. der Grundbegr. des peinl. R. 2. Ausg. ©. 305f., Henke, 
Handb. I S 268 f., Kitka, ©. 57, Abegg, N. A. 1841 ©. 410ff., Ber: 
ner, Theilnapme ©. 276ff., Breidenbah, ©. 240, Goltdammer, Mater, 
1. ©. 303. Merkwürdig it es freilich, dah Nordd. I, Entw. $. 230 (im Ein: 
Hang mit dem Preuß. $. 234) nur Schriftliche oder mündliche Drohungen als 
Mittel der Erpreſſung anerkennt, als ob Einwirkung auf den Willen eines Ans 
dern nur auf diefem Wege möglich wäre, was dann freilich auch fir die Lehre 
von der Nuftiftung zu beachten jein würde. Der Nordd. II. Entwurf $. 248 
hat jenen Fehler gut gemacht. 
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weiſe) Anftiftungsmittel hervorheben, namentlih dad Bayrifhe (Art. 54) 
und das Deutfche ($. 48 — vgl. Preußen $. 34 3.1), faſſen wir in dem 
folgenden $. einzelne Anftiftungsmittel in's Auge. 


8. 15. 
Einzelne Anjtiftungsmittel.!) 


Es wird unter diefen gewöhnlich hervorachoben: 

1) Der Auftrag (mandatum)?). Obwohl man gerade an diefer Form 
gleihjfam ala der Mufterform (irregeleitet durch civilrechtliche Paral- 
lelen) nach alter juriftifher Tradition die ganze Lehre von der An— 
jtiftung entwidelt hat (woher auch der Ausdrud excessus mandati 
ſtammt, |. $. 16), wird der bloße Auftrag ohne Zuhülfenahme anderer 
Mittel nur in feltenen Fällen als Anjtiftung wirken. In diefen 
Fällen wird dann eben ein befonderes Verhältniß zwifchen Anjtifter 
und Angejtiftetem vorliegen, ſei die ein Verhältniß der ‚Ueber: und 
Unterordnung (Autorität, Pietät, Anjehen) oder irgend ein Band 
inniger Zumeigung, für welche jeder ausgeſprochene Wunſch ein höchſt 
wirkſamer Beweggrund ift. Im jenem Verhältniß der Ueber: und 
Unterordnung nimmt der Auftrag den Charafter des Befehls an. 
Die Handlung des dem Befehl Gehorchenden Tann nun aber jtraflos 
fein, entweder weil der Befehlende von feinem Anfehen Mipbraud) 
machend, eine unmiderftehliche vis compulsiva?) ausübte, oder weil 
wenigſtens durch den Befehl der Irrthum in dem Gehorchenden er- 
zeugt wurde, es handle fid) um etwas nicht Strafbares. Fügt man 

1) Vergl. zu dem Kolgenden beſouders Kitka, S. 5ff. Berner, Theil: 
nahme S. 275f., die Gommentare von Dollmann und Oppenhoff zum 
Bayr. bez. Preuß. und Nordd. Strafgefepbudh, Gever, Erört. S. 110ff., Yan 
genbed S. 151. 

2) Bayr. Strafgefehb. Art. 54 3. 1. Ueber den Befehl, welchen Bayern 
ebenio wie Defterreih $.5 beionders anfübhrt, und auf den das Deutihe Straf: 
gefegb. 8.48 auch mit den Worten „Mißbrauch des Anfehens odſ der Gewalt“ 
(die aber noch Anderes in ſich enthalten) hindeutet, ſ. namentlich Abegg, Unter— 
ſuch. aus dem Gebiete der Strafrehtsw. 1830 S. 90ff. Kitka, “a‚a. O., Lu: 
den, Abhandl. I. S. 334 ff, Köftlin, Syſtem ©.310, vol. ©. JIf., Hälſch— 
ner, Syſtem I. ©. 345 N. 16, 2.350, Brauer, Gerichtel. 156 ©. 381 ff. 
Dollmann, 1. ©. 279f., 303f., Schwarze ©. 217F. (va den Fall bei 
Goltdammer, 4. IX. ©. 2771.) 

3) Die oft, was wohl zu beachten, ohne Aufwand vieler Außerlichen Mittel 
gegenüber unbedingt und blindlings ergebenen oder Enechtifchen feigen Gemüthern 
möglich ift. Man denke aber audı an die wunderbare dämoniſche Gewalt großer 
Männer über die Geiſter. 
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gewöhnlich Hinzu: fobald der Befehl als ein nad) den bejtehenden 
Geſetzen vollkommen rechtöverbindlicher gelte, (welchem nachzukommen 
alſo, da dieß geſetzlich geboten iſt, kein Verbrechen ſein könne) ſei der 
Gehorchende ſtraflos — fo geht man von einem für unſere öffent« 
lihen Berhältnifje nicht haltbaren allgemeinen Grundjaß: dem des 
unbedingten Gehorfams aus, welder ſich nur theilweije für 
militäriſche Dienftverhältnijje anerkennen läßt, während fonft ber 
Dienftbefehl, mag er noch fo genau die vorgejchriebene Form an fi 
tragen, den mala fide handelnden Gehorchenden nicht entfchuldigt®). 
„Der Polizeibeamte, welchem die Verhaftung einer Perſon befohlen 
it, und welder weiß, daß die von dem Oberbeamten nur aus Rach— 
fucht oder Bosheit angeordnet wurde oder der Gefangenwärter, wel- 
her dem Beamten auf deſſen Befehl das gefangene Mädchen vor: 
führt, obwohl er weiß, daß der Lebtere dejjelbe nur zum Zweck einer 
Nothzucht herbeiholen läßt“), kann ſich gewiß nicht zu feiner Ent: 
ſchuldigung auf den erhaltenen Befehl berufen, mag er auch von dem 
competenten Vorgeſetzten in der gefeglihen Form ergangen fein“ 
(Brauer). 
Daß der Auftrag auch ein ſtillſchweigender fein kann, wurde ſchon 
im vorigen $. bemerkt ®). 
2) Den Rath’) jet man (wie ſchon im $. 6 erwähnt) häufig dem 

+ Daß blinder Gehorſam in Civildienſtverhältniſſen nicht gefordert wer: 
den kann, darüber j. Brauer, ©. 384 ff., der dagegen die militäriihe Subordi: 
nation zu fcharf betont. Vgl. auch Zachariä, N. A. 1850 ©. 276 ff, 

5) In dem zweiten Ball liegt vom Thäter ausgehende Anftiftung zur Bei: 
bülfe vor, was aber für uniere Frage gleichgültig. ift. 

6) Wenn das Bayriſche Strafgefeßbuch von „ausdrüdlichem Auftrag” ipricht, 
fo meint ed nur, dab ein bloßes Geſchehenlaſſen oder Nichtbindern noch feine 
Anitiftung Sei, 1. Dollmann, I. ©. 302. 

7) Aeltere Echriftiteller heben gewöhnlich (anfnüpfend unter Anderem an 
bie 1. 50 8.3 D, de furt. (...instruit consilio), den fogenannten inftructiven 
Rath ald Anitiftungsmittel hervor, 1. 3. B. Klein, Note * zu Quiſtorp, 
$. 60, Stübel, Thatbeſtand 8. 59, Kleinſchrod, L ©. 332f. Orolman, 
8. 33 N. b, Henke, 1. S. 270f., Mittermaier, N. U. VII. ©. 339 ff., 
Zittmann, Handb. J. $. 108, Wolthers, p. 79sq., Iarde, Handbuch 1. 
©. 226, Bauer, Abhandl. I. ©. 437f. ©. dagegen Kitfa, ©. 50f. und die 
oben im Tert folgende Bemerkung über den „Unterricht“. Das Defterr. Straf 
gefepbuh nennt im $. 5 „Anratben” und „Unterricht“ neben einander, das 
Bayer., Art. 54, fpricht nur vom Natb, dag Preuf., $. 34 3. 2, führt die An— 
leitung nur als Form der Beihülfe auf, weshalb Goltdammer, Arch. XIV. 
©. 44 (mit Temme, Lehrb. 5.340, übereinftimmend) der Anficht ift, die An: 
leitung Fönne nicht Anftiftungsmittel fein (diefe Möglichkeit verneine $. 34 ftill: 

ll. 55 23 
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Auftrag gegenüber als ein Sandeln im fremden Intereſſe, welches 
daher nur Beihülfe begründe. Allein die Rüdficht auf das Interefje 
it nicht maßgebend und überdieß kann ſich in die Form des Rathes 
auc der nur um feines egoiftifchen Interejjes willen handelnde aber 
vorfichtige Anjtifter hüllen. Daß der Rath ein fogenannter fpecieller 
fein d. h. auf ein in concreto bejtimmtes Verbrechen hinweifen muß, 
verjteht jich hier ebenfo wie bet jever Form der Anjtiftung, wurde 
aber oft beſonders betont, weil allgemeine Rathſchläge (der Nath: 
ſuchende ſolle fih durch Stehlen, da es ja reihe Leute genug gebe, 
aus der Noth helfen u. dal.) öfter vorfommen, als etwa in ähnlicher 
Weife allgemeine Aufträge. — Mit dem Kath verbindet fi) häufig 
eine nähere Angabe der Mittel und Wege zum Verbrechen und etwa 
auch eine Belehrung und Unterweifung in den nöthigen förperlichen 
oder geiltigen Fertigkeiten — alfo Anleitung, Anweifung, Un: 
terricht. In ähnlicher Weife treten, als ein die Wirkſamkeit ver: 
jtärfendes Moment zu dem Auftrag hinzu 


3) Geſchenke und Berfprehen (Bayrifches und Deutfches Strafge- 


jegbuch) und insbefondere das fürmlihe Dingen ‚durd; Geben eines 
Lohnes (Bayern). Nicht felten thut hier der Thäter des Verbrechens 
den erjten Schritt, indem er feinen Dienjt gegen entfpredhenden Lohn 
oder das Verfprechen eines foldhen anbietet. Er ijt alſo „bedingungs- 
weiſe“s) zu dem Verbrechen entfchlofjen, oder bejler gejagt er macht 
eö erit von einer zu erfüllenden Bedingung abhängig, ob er den Ent: 
fhluß zur Ausführung der That fafjen werde. Wer nun (dolos) 
durd Erfüllung jener Bedingung den Entfchluß zum Verbrechen ber: 
vorruft, hat ohne Zweifel eine anjtiftende Thätigfeit ausgeübt. Etwas 
Anderes als diefe Anftiftung des „bedingt Entſchloſſenen“ iſt die 
Genehmigung (ratihabitio) eines verbrecherifchen Vorhabens, rüd- 
ſichtlich welcher lange Zeit ein großer Meinungsftreit (angefacht durch 
civiliftiijche Erwägungen, die hierbei nichts zu thun haben) herrfchte. 
Es iſt Har, daß eine der verbredherifhen Handlung vorhergehende 
Genehmigung unter Umftänden, (namentlich wenn der Genehmigende 
fein befonderes Anfehen in die Wagichale werfen kann) als Anjtif: 
tung wirken tan, und wenn fie als folche auch wirken follte, jo tft 


fhmweigend). ©. dagegen Oppenboff, zu $. 340.35 (unklar Berner, 
Grundiüge ©. 25 unten, vergl. ©. 26). Vergl. auh Oppenhoff, ND. zu 
8.48 N. 18. 


8) Ausdruck des preuß. Ober: Tribunals bei Goltdammer, Arch. AL. 


©. 574 (Entib. vom 29. Juni 1864; val. Oppenboff, zu 8. 34 Nr. 27); 
Deri., ND. zu F. 48 N. 6. 
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eben am Vorhandenfein einer ftrafbaren Anftiftung (falls es zum Ver— 
bredien fommt) nicht zu zweifeln®). Daß nachträgliche Genehmigung 
dagegen nicht als Anftiftung auf vorhergehende Sandlungen bezogen 
werden kann, verjteht fich von felbft. 
Inwiefern die abfichtliche Erregung oder Benutung eines Irrthums, 
ferner die mechaniſche Gewalt und die Drohung Anftiftungs- 
mittel fein fönnen, wurde oben im $. 10 auseinandergefegt. Es fei 
nur furz zufammenfafjend noch einmal gejagt, daß durch diefe Mittel 
nur dann wenn ihre Anwendung den Dolus desjenigen, auf welchen 
fie einwirken, nicht auöfchließt, eine Anftiftung begangen werden 
fann!d). Namentlich ift Anftiftung vorhanden, wenn Jemand in 
einem Andern durch Täufhung einen Irrtum, welcher nur die Be: 
weggründe (Motive) zur That betrifft, hervorruft. Wenn A. bem 
B. vorjpiegelt, C. fei deſſen Nebenbuhler, Feind, jei ein Vaterlands: 
verräther u. ſ. w. und ihn fo abjichtlih zum Mord des C. aufjtachelt, 
fo ift B. Thäter, A. Anjtifter der Mordthat. Natürlich) ändert es 
hieran nichts (mag aber bei der Strafzumefjung in Betradht kom— 
men), wenn wir ſetzen, daß A. ſeinerſeits irrigermweife felbjt an jene 
Eigenfchaften des Gemordeten geglaubt hat. 

5) Die Ueberredung, melde ausdrüdlid im Bayrifchen, Sächfischen 
und in andern Strafgefebüchern als Anftiftungsmittel genannt wird 
(das persuadere des Nömifchen Rechts), und wohl auch durch fchrift- 
liche Zureden, nicht bloß durch geiprochene Worte gefchehen kann, 
läßt ſich allerdings neben den Auftrag und Kath als ein felbitän: 
diges Anftiftungsmittel hinftellen, objchon fie häufig nur dazu dient, 
den Anzuftiftenden für emen Rath oder Auftrag zugänglicher zu j 
machen!!). Jedenfalls jteht fie in einem gewiſſen Gegenjat zu dem 
Befehl, da der Ueberredende ala folcher fi nicht dem Andern über: 
geordnet , befehlend benimmt. Der Befehlende jchreitet aber oft zu 


4 


— 


9), In diefem Einne ift auch der bekannte Ausipruch Ulpian’s, 1, 152 D. 
de reg. jur. (vgl. 1. 1 8.14 D. de vi et viarm.) zu veritehen: „In maleficiis 
ratihabitio mandato comparatur“, der übrigens bloß Privatdelicte im Auge zu 
baben fcheint, j. Zachariä, N.M 1851 ©. 210f. Bol. au Böhmer, ad 
art. 177 8. IX., Henke, Handb. I. ©. 269, Luden, Abhandl. II. ©. 253 ff., 
Berner, Theilnahme S. 290, Yangenbed, ©. 1527. 

10) Drohungen und Irrthum hebt das Bayr. Strafgeleßb. wie das Deutiche 
Strafgeiegb. hervor, jenes außerdem auch Die „Gewalt“, natürlih nur eine 
ſolche, welche den Dolus des Thäters nicht beieitigt, . Dollmann, I. ©. 303. 

11) Nergl. dagegen Zachariä, N. A. 1850 ©. 275 und Dollmann, I. 
S. 301. 
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Ueberredungsfünften, wenn der Befehl nicht gewirkt hat. Die Ueber: 
redung wird zur Verführung (im prägnanten Sinne des Wortes) 
durch feine Berechnung, dod fan die Verführung auch durd Veran: 
ftaltungen der mannigfaltigften Art gefchehen, bei denen das Wort 
eine untergeordnete Rolle jpielt oder ganz ausgefchlofien bleibt. Wer: 
führung wie überhaupt die Anftiftung läßt fich ja denken, ohne daß 
es zu irgend einer unmittelbaren, perfönlihen Berührung zwiſchen 
Anftifter und Angeftifteten Fommt. So können auch dritte Perfonen 
3. B. durch Täuſchungen oder durch Zwang, welcher die Zurechnung 
für fie ausfchlieft, von dem Anjtifter zu einer Einwirkung auf den 
Thäter bewogen worden fein, melde in diefem den verbrecherifchen 
Entſchluß hervorrief. Die dramatifche Litteratur und gute wie fchlechte 
Romane wimmeln von Beifpielen diefer Art. Gebraucht ja oft der 
Ränkeſchmied das auserfehene Opfer felber als Werkzeug, um einen 
Anderen gegen dieſes zu böfer That anzureizen. (Gloſters Baftard im 
König Lear!) 

6) Da die Bitte als Anftiftung wirken kann, wird Niemand läugnen, 
und es iſt nicht nöthig, fie deßhalb als einen verſteckten Auftrag zu 
Gharakterifieren, bei welchem „der Mandant den Mandatar ald den 
Uebergeordneten darſtellt“!?), was ja geradezu dem Begriff des Auf- 
traggebens widerſpricht. Was das Flehen der Mutter (auch im Gu- 
ten — Coriolan!), der Gattin, der Geliebten, des Kindes vermag, 
brauchen wir es zu fchildern? Uebrigens fann man die mit einer 
gewiſſen Ausführlichteit in Worten ausgedrüdte Bitte auch unter 
den Begriff der Ueberredung ſtellen. 

7) Endlich ſei nur noch hervorgehoben, daß die Anftiftung aud) unter 
dem Schein des Gegentheils geſchehen kann. In dem Befehl, 
dem Auftrag, dem Rath, der Bitte, etwas nicht zu thun, felbft in 
dem mit Drohungen verbundenen Abrathen von einer Handlung kann 
eine wirfjame Begehungsweife der Anftiftung fein und zwar in dop— 
pelter Weife. Entweder ift nämlich diefes Verhalten darauf ange: 
legt, dem Andern die wahre Abſicht des Anftiftenden tro des äußeren 
entgegengefeßten Scheines erlennbar zu machen!s), oder es foll in 


12) Dieß die Anficht Berner's Theilnahme S. 288. Das Citat a. a. O. 
Note * aus Kitka (©. 55) iſt eigentlich in Kitka's Werk ſelbſt faſt wörtlich 
aud Mittermaier's Abbandf. im N. Ard. III. (S. 141f.) entlehnt. Dieß 
bemerfen wir nur um Mittermaier's Eigenibum zu wahren. 

13) Hierher gehört der oft citierte Ball, welden Abegg, im N. Ar. XIV. 
S. 458 anführt; vol. denf., N. Arch. 1841 ©. 412, Breidenbad ©. 235 
N. 3, Dienbrüggen, Caſuiſtik S. 117., Gever, Erörter. ©. 113. — Auch in 
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einem halsjtarrigen, eigenmilligen, trogigen Menfchen gerade dadurd) 
der gewünfchte Entſchluß hervorgerufen werden, daß man ihm bie 
Meinung beibringt, diefer Entihluß fei ein unenvünfchter, mißbillig- 
ter, verabjcheuter. Beifpiele (freilich ſelten eriminaliftifcher Natur) 
für die letere Art von pſychiſcher Einwirkung bietet uns nicht nur 
die Lujtfpiellitteratur fondern auch das gewöhnliche Leben. 


8. 16. 


Abweihung des Angeftifteten von dem Willen des Anftifters 
(fogenannte Leberfchreitung des Auftrags, excessus mandati). 


Der Anftifter haftet als folcher, wie wir fagten, für die Mitfchuld an 
der That des Angeftifteten. Wie nun aber, wenn der Angeftiftete nicht 
vollftändig in der Weiſe vorgieng, welche dem Willen des Anftifters ent— 
fpriht ? Haftet der Anitifter immer bei einem derartigen fogenannten Exceß 
des Angejtifteten oder wenigſtens unter gewiſſen Vorausfegungen für die 
That in ihrem ganzen Umfang? Und Fann ihm nicht Culpa zugerechnet 
werden jelbjt mo nicht mehr von Dolus die Rede it? 

Auch bei Beantwortung diefer Frage hat man fich früher durch Prä- 
fumtionen nad) Analogie des Civilrechts zu helfen gefucht, indem man eben, 
wie ſchon der Ausdrud excessus mandati zeigt, an die cwilrechtliche Haf— 
tung des Mandanten anfnüpfte!). Seutzutage ift man wohl ziemlich einig 
darüber, daß auch hier von feiner praesumtio doli die Rede fein kann und 
die allgemeinen Regeln über die jtrafrechtlihe Zurechnung zu Dolus oder 
Gulpa maßgebend find ?). Indeffen wird nicht immer mit gehöriger Vor: 


die Form einer Wette kann ſich die Anftiftung Heiden, was Mittermaier, 
Sächſ. Gerichtoztg. IV. ©. 3ff. überficht, wenngleich in dem von ihm erzählten 
Fall der Dolus nicht vorhanden gewefen fein mag. 

1) Die fpipfindigen, zum Theil bareden Diftinctioneu der alten italienifchen 
Praktiker, welche die Rüdfichtnahme auf Die angebfihe Haftung desjenigen, qui 
versatur in re illicita, für den Zufall, vielfach beeinflußte, 1. bei Köftlin, 
Syſtem ©. 327, Geib, ID. ©. 353 und namentlih Hälſchner, Syſtem I. 
S. 353 ff. 

2) Val. ſchon Kleinfhrod, I. ©. 323 und Henke, I. ©, 530f., Stü— 
bel, Theilnabme ©. 83f. Kitfa, ©. 10#., Berner, Theilnahme ©. 295 ff., 
Grundſ. ©. 32f., Köftlin, N. Reif. €. 544, 558ff., Syſtem ©. 328ff., 
Heffter, 882, N. 4, 8. Roßhirt, N. A. 1851 ©. 547. Ganz richtig 
hen Bauer, Abhandlungen ©, 431f. und ausführliher Hälſchner, Syſtem 
I. ©. 354f., Oppenboff zu $. 34 Nr. 42, Derf, ND. zu $ 48 Nr. 24, 
Bol. noch v. Buri, S. 52f. Geßler, Ueber d. Begriff u. Die Arten des Dolus 
©. 166 ff. 185 ff., Geyer, Erörter. S. 111, ©. 117f. Geib, I. ©. 354 f., 
Langenbed, ©. 166 ff, Schwarze, Comm. ©. 181f. 
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fiht unterfchieden zwischen wirklichen Fällen des Exceſſes und ſolchen die 
gar nicht hierher gehören. In die lette Klaſſe ift es zu ftellen: 


1) 


t0 
— 


Wenn der Angeſtiftete nicht in dem ganzen Umfang thätig geworden 
iſt, wie es der Anſtifter wollte, alſo die Abſicht des Letzteren nur 
zum Theil verwirklicht worden iſt. Hier muß dieſer natürlich für 
das in dem Geſchehenen enthaltene Verbrechen als einen Theil jenes 
Uebels, welches er wollte, haften. Iſt der Thäter nur bis zum Ver— 
fuch des Verbrechens gefommen, oder hat er ftatt Die Sache zu rau: 
ben, wie ihm aufgetragen war, fie bloß geftohlen, fo ift der Anftifter 
eben der Theilnahme am Verfuch beziehungsweife an dem begangenen 
Verbrechen ſchuldig, dDurd das nur ein Theil des vom Anftifter Ge: 
wollten verwirklicht wurde). Man darf aber nit (wie Kitfa*) 
— der fogar noch weiter geht — Berner u. N. gethan haben) 
diefen Sat dahin verallgemeinern, daß er lautet: „ver Auftrag zu 
dem größeren Verbrechen fchließt den Auftrag zu dem geringeren, 
das denſelben Charakter trägt, in fich” und daher z. B. behaupten, 
der Anftifter, der zu einem Diebjtahl Auftrag gab, hafte als folcher 
für den (einfachen) Betrug, durch den ihm der Angeftiftete den Ge- 
genftand verfchafft, (alſo etwa auch derjenige, der zu einer Realinjurie 
verleiten wollte, für die wörtliche Beſchimpfung u. ſ. w.). Dies läßt 
fich nicht fo allgemein hinſtellen, ſondern hier muß in concreto erft 
geprüft werben: ob der Anftiftende fich bezugs des ausgeführten Ver: 
brechens mindejtens in dolo eventuali befand? Im Allgemeinen 
fteht nur feit: daß der Anftifter, der ein quantitativ Mehreres 
wollte, als der Thäter im Vollzug des Auftrags ausgeführt hat, für 
das quantitativ Geringere ohne Weiteres auch Anitifter bleibt. 


) Ein wahrer Exceß des Alngeitifteten liegt ferner nicht vor, wenn an 


die von ihm im Auftrag, mit dem Willen, diefen zu vollführen, be 
gangene That jich üble Folgen angefnüpft haben, welche dem Thäter 
entweder zur Fahrläſſigkeit oder als nicht vorausfehbare gar nicht 
zuzurechnen find, wenn alfo z.B. der zum Diebftahl Angeftiftete bei 
der Ausführung der That unvorfichtigerweife Brand ſtiftet. Fällt 
dem Anitifter eine Culpa in diefer Sinficht zur Laſt, hat er 3. B. 





3) Diejenigen, welche die verfuchte Anftiftung für ftrafbar halten, müffen 
confequenterweile, (wie Wo Ithers, p. 68, v. Buri, ©. 53, Geib, I. ©. 355) 
was aber nicht alle thun, bier natürlich auch von Zurechnung des nicht verübten 
fchweren Verbrechens als eined „Verſuchs“ für den Anitifter reden. Alfo wenn 
diefer zum Raub verleiten wollte und Diebftabl begangen wurde, ift ev wegen 
vollendeten Diebftabls und verſuchten Raubes zu beitrafen ! 

4) Segen Kitka, ſ. Oufnagel, Comm. II. S. 90f. 
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dem Thäter felbft angerathen des Nachts zu ftehlen und fich mit Licht 
zu verfehen, obwohl er wußte da am Ort des Diebitahls ſehr Leicht 
entzündliche Gegenjtände fich befanden, fo iſt er diefer Culpa wegen 
(aber natürlich nicht ala Anftifter) verantwortlich. 

Ein Exceß beiteht alfo darin, daß der Angejtiftete mit einer dolofen 
That über die Gränzen, die der Anftifter eingehalten wiffen wollte, hinaus: 
fchreitet, jei ed nun daß er eine quantitativ größere Mebelthat oder ein 
qualitativ ganz anderes Verbrechen begeht ala jenes, worauf ſich die Ab- 
ficht des Anitifters richtete. Liegt nun ein Ueberfchreiten des „Auftrags“ 
in diefem Sinne wirklich vor, fo Tann der Anftifter unmöglich als dolofer 
Urheber des von ihm nicht Gewollten haften.) Steine der Glaufeln, die 
man diefem Sat nicht felten hinzufügt, fann einen anderen Werth für ſich 
in Anſpruch nehmen, alö den einer mehr oder weniger richtigen Anleitung 
für die Uebermeifung eines läugnenden Anſtifters. Daß eine protestatio 
facto contraria dem Anftifter nichts nüßt, verjteht fich allerdings von jelbit. 
Ebenfo aber auch, daß er nicht ohne Weiteres für alles verantwortlich wird, 
was der Angeftiftete in der Meinung, den Willen des Anftifters zu voll- 
ziehen, verübt. Es mag fein, daß diefer Ausdrüde gebraucht, die eine fehr 
weite Deutung zuließen, daß er über die zu mwählenden Mittel fchmeigend 
nur den Erfolg bezeichnet hatte, den er als in feinem Interefie liegend her: 
beigeführt willen wollte („verſchaffe mir die Sache, liefere mir den Menfchen 
in die Sand’). Gleichwohl wird er dann nicht ala Anftifter für ein ver: 
brecheriiches Mittel haften, deſſen Anwendung er nicht wenigſtens eventuell 
wollted). Um fo weniger it, wie ſich von felbft verjteht, die Rede davon, 


5) Haftung für Culpa nahm ich mit Anderen irrigerweiie früber für den 
Fall an, wenn der über die Abficht des Anitifters hinausgehende Erfolg feinen 
Grund in dem freien Entſchluß des Thäters batte und der Anitifter den Exceß 
vorausiehen konnte — Gever, Erörter. ©. 111f. Damit wäre aber, wie 
Hälſchner, Syſtem I. E. 356 bemerkt, die Möglichkeit einer culpofen Ans 
ftiftung zugelaffen. Val Schwarze ©. 185 Note *. 

6) An mehreren Strafgefegbüchern find unzuläſſige praesumtiones doli be 
zugs der „nothwendigen Mittel“ und „unvermeidliben Folgen“ aufgeftellt, und 
andererieitd wird von denfelben zugleich der protestatio facto contr. eine Be: 
beutung beigelegt, die fie nidt bat. ©. Altenburg. Crim.-Geſetzb. Art. 36 
(wie das Sächſ. Crim.Geſetzb. von 1838; hierüber Krug, Studien J. ©. 71f., 
vgl. denſ, Gommentar I. S. 114f.), Hannov. Criminal : Befeßbuch Art, 54. 
Eine Präfumtion ftellt auch der Art. 65 ded Sächſiſchen Strafgeſetzbuchs auf. 
Mieder in anderer Beziehung bedenflih find Die Vorſchriften über den 
Exceß im Würtemb. Strafgefegb. Art. 76, im Bad. F. 121, im Thüring, 
Art. 34 Ab. 2, im Hamburg. Art. 39. Am beiten Bayern Art. 52 Abi. 2 
und Braunihw. $. 52. Mit Recht verweilen die übrigen Strafgeſetz bücher 
(über das Heſſ. und deſſen Entwürfe ſ. Breidenbad, ©. 285 ff.) durch ihr 
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daß Anftiftung rüdfichtlic) eines Verbrechens vorliegt, welches der Thäter 
wider den Willen des Anftifters und mit dem Bewußtſein, daß dieß der 
Fall fei, bei Gelegenheit der Ausführung des Auftrages verübt, wie wenn 
er 3. B. die Sache raubt oder durd einen Naubmord an ich bringt, ob: 
wohl die Anftiftung (mas der Thäter auch weiß) nur auf Diebjtahl gieng. 

Schwierigkeiten bereitet das pofitive Necht durch die Aufitellung von 
Berbrechenäbegriffen oder Verbrechenäqualificationen, die ein Zufammentreffen 
von Abſicht und Fahrläffigfeit oder gar den Sinzutritt eines zufälligen Er: 
folges zu der abſichtlichen Thätigfeit zum Merkmal haben. Wir erinnern 
nur an die Hörperverlegungen als ein befonderö prägnantes Beifpiel hiefür. 
Iſt nun nad der geſetzlichen Begriffsbeftimmung derjenige etwa Xhäter 
einer fchweren Körperverlegung, welcher mit der Abficht leicht zu verlegen 
handelnd culpos eine ſchwere Verlegung zufügte, jo wird nichts übrig bleiben, 
als denjenigen, der ihn (ebenfalls in jener Abficht) zum Berbrechen ver: 
leitete, als Anftifter zu trafen, wenn er ebenfalld die ſchwere Verlegung 
vorausfehen konnte. Genügt (mas freilich aufs höchſte zu mißbilligen iſt) 
cafueller Erfolg betreffs des Thäters, fo iſt auch der Anftifter hiernach zu 
beurtheilen?). Wendet man gegen diefe Auffaffung ein, daß fie mit ber 
rihtigen Anfchauung über die Theilnahme nicht verträglich ſei, fo fällt die 
Schuld auf die Geſetze. Die entgegengejegte Auffaſſung fchafft überdieß 
ein privilegium odiosum für den XThäter. 


8. 17. 


Fortfegung. Insbefondere Irrthum in dem Gegenftand des 
Verbrechens. 


Es entſteht die Frage: ob dem Anſtifter gegenüber es als ein Exceß 
des Angeſtifteten erſcheine, für welchen jener höchſtens als culpofer Urheber 
aufzulommen habe, wenn von Seiten des Angejtifteten ein Irrthum in dem 
Gegenitand des Verbrechens (error in objecto) vorfällt. Diefe Frage, 
welche ſchon die italienischen Praktifer erwähnen!) und wohl in der Negel 
nicht richtig beantworten, wurde erjt in neuefter Zeit in Folge eines in 
Preußen vorgelommenen Falles ausführlicher behandelt ?). 


Stillichweigen die Praris auf die allgemeinen Grundfäge, die für die Zurechnung 
zu Abficht und Fahrläſſigkeit gelten. 

7) Die Preuß. Praxis ift ſchwankend, ſ. Oppenb,, zu $. 192a. Nr. 11 
zu $. 194 Nr. 4, Goltd. Ard. XI ©. 376 ff. uud namentlib XV. ©. 265 ff., 
Hälſchner I. ©. 155 N. 3, Berner, Gerichtsſ. 1866 S. 303f. u. Lehrbuch 
(5. Aufl.) ©. 416. 

1) ©. Farinacius, quaest. 129 n. 99, quaest. 135 n. 159. 

2) ©. Goltdammer's Archiv VIL ©. 322#., Hälfchner, ebendaf. 

42 





Insbeſondere Irrthum in dem Gegenſtand des Verbrechens. 361 
& 

Rofahl verleitet den Nofe durch das Verfprechen reichliher Entlohnung 
zu dem Entfhluß, den Schliebe zu erfchieen. Nofe, auf Schliebe Iauernd, 
hält den in der Dämmerung herannahenden Harniſch für Schliebe und er: 
ſchießt denſelben. Kann man hier, wie manche wollen, dem Anftifter nur 
Gulpa betreffs des eingetretenen Erfolges zur Laſt legen? 

Wir glauben nit. Der Fall liegt bezugs des fraglichen Punktes 
nicht anders als wenn wir uns den error in objecto auf Seiten des An- 
ſtifters felbft denlen. Sehen wir, Nofahl bei der Ausführyyg der That 
felbjt gegenwärtig ruft, da er den herannahenden falfchlich für Schliebe hält, 
dem Roſe zu: „Schieß' los, dort kommt ber Schurke!“ Roſe handelt dem- 
gemäß und töbtet ben herbeifommmender« Dann iſt Nofahl ohne Zweifel An- 
ftifter de vollendeten Mordes, obwohl er feinen Zweck (fi von einem 
Gläubiger zu befreien) nicht erreicht hat. Nicht anders werden wir urthei= 
len, wenn Rofahl dem Rofe gejagt hätte: „Den Erften, der des Weges 
fommt, jchieße nieder” in der feften Meberzeugung, daß Fein Anderer als 
Scliebe fommen fünne, und wenn nun in Folge pünftlicher Erfüllung des 
Auftrages ein Anderer ald Opfer fällt. 

Wenn Jemand einen Andern zu einem beftimmten Verbrechen anftiftet 
und diefer das Verbrechen ohne quantitativen oder qualitativen Exceß voll: 
endet, wenngleich in Folge einer (für ihn vielleicht ganz unvermeidlichen) 
Berwechfelung an einem andern Gegenstand, jo iſt jener Anſtifter eben Theil- 
nehmer an einem vollendeten Verbrechen und nicht etwa an einem ver: 
ſuchten, welches gar nicht begangen worden iſt. (Dafjelbe gilt übrigens 
aud; von demjenigen, der dem Thäter Hülfe geleistet hat; auch fein Dolus 
wandelt ſich nicht in Culpa um, wenn der Ihäter bei der Ausführung fich 
im Gegenjtand irrt). 

Anders wieder, wenn der Angeftiftete in Folge eines Mikverftändnifies 
glaubt, der Anftifter habe ein anderes Angriffsobject im Auge als wirklich 
der Kal it, und nun an diefem Object das Verbrechen vollzieht?). Hier 


S. 433 #. und Syſtem II. ©. 98ff., Berner, Grundf. ©. 31f., Pfoten: 
bauer, Gerichtsſ. 1861 ©. 292 #., Geyer, Erört. S. 118ff. Dollmann, 1. 
S. 293, Oppenhoff, zu $. 34 Nr. 42. ND. zu 8. 48 Nr. 25. — Zu einem 
unrichtigen Ergebniß gelangen Böhlau, Der Criminalproceß NRofe u. Roſahl. 
1359 und in Öoltd. Arch. VII. ©. 156 f., Gehler, Dolus ©. 240 N. 3, 
Geib, Lehrbuch II. S. 349, Shwarze ©. 185f. Schüpe, ©. 265ff. Der 
Leptere ift im Recht gegenüber denjenigen, die in unſerem Fall einen Verfuch in 
Goncurrenz mit Gulpa erbliden, will aber zulegt eine Sonderbeitimmung, welche 
die verluchte Anftiftung in folhen Fällen für ftrafbar erklärt, erfchridt alſo vor 
der Gonfequenz feiner eigenen Anficht. 

3) A. will den B. zur Ermordung des G. anftiiten, B. verſteht dieß fälfch- 
ich dahin, dak D. der zu Ermordende fei und ermordet in Folge deffen den D- 
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fann man von einer aberratio actus bezugs des Anftifters fprechen, und 
daher diefem was der „Angeftiftete” gethan höchſtens zur Culpa zurechnen. 
Hat aber, wie in unferem Fall oben, der Anftifter wirklich jenen verbreche— 
riſchen Entichluß in dem Andern hervorgerufen, den er ermeden wollte, 
und hat nun der Angeftiftete mit jenem Entſchluß zur That fchreitend das 
Berbrechen vollendet, fo fällt der Gefichtöpunft der aberratio (ven Schüße 
feithält) weg und die doloſe Vollendung iſt beiden Mitſchuldigen zuzurechnen. 
» Die in Diefem $ $. geprüften Fälle bilden den natürlichen Uebergang zu 
der Betrachtung der Wirkung befonderer perfönlicher Verhältniffe des Thã⸗ 
thers auf den Anftiftee und umgekehrt. 
N 18. ” P J 
Wirkung beſonderer perſönlicher Verhältniſſe des Thäters 
auf den Anſtifter. 


Wenn man die Perſönlichkeit desjenigen, der zu einer Uebelthat ange— 
ftiftet wurde, in's Auge faht, fo wird fich ergeben, daß diefelbe zwar in 
verfchiedenem Mafe aber in einem gewiſſen Umfang jedesmal auf das 
Ob? ober doc auf das Wie? der Strafbarkeit von eigenthümlichem Ein- 
fluß iſt. Es iſt ja eben das handelnde Subject, das hier in Frage fteht, 
und das Verbrechen beruht auf der Borausfegung einer Sandlung. Die 
Frage der Zurehnung zur Schuld führt jedesmal, ohne alle Ausnahme, 
zur Würdigung der Perfönlichleit, ſoweit diefe fih in der vorliegenden 
That dargeitellt hat, und aus diefer Würdigung ergeben ſich Gründe für 
dad gänzliche Nichtvorhandenfein eines Verbrechens troß des äußerlichen 
Anfcheins eines folden, oder für die Milderung, Minderung, Erhöhung 
oder Schärfung der Strafe'). Es kann aber fogar fein, daß die befonderen 
Eigenfhaften oder Verhältniffe der Perfon des Thäters den Begriff bes 
Verbrechens felbft umgejtaltend erfaflen, indem fie dem Uebel, welches in 
dem Verbrechen liegt, einen in ftrafrechtlicher Beziehung erheblich veränderten 
Charakter aufprüden. 

Inwiefern nun wirken derartige Verhältniffe des Thäters auf die Straf: 
barkeit des Anftifters? Die Antwort Tann im Allgemeinen zunächſt nur 
lauten: Umftände, die bloß Einfluß haben auf die Strafbarleit einer be 
ftimmten Perſon (aljo einen fubjectiven Charakter befigen), fünnen — 
was ja eine Tautologie ift — nicht die Strafbarkeit einer andern berühren, 
Umſtände dagegen, welde das Verbrechen in ein wejentlich anderes verwan- 


a. Fe 





I) Ton ben Etrafausfhliefungsgründen (nit au verwechſeln mit den 
Gründen, welde von vornherein ein Verbrechen gar nicht zur Exiſtenz kommen 
laffen) wird erſt ſpäter (23) die Nede fein. 
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deln, werden auch rücfichtlich der Strafbarfeit Aller, welche wiffentlich zum 

Zuftandelommen diefes Verbrechens mitwirken, in Betracht kommen (diefe 

Umftände tragen alfo einen fogenannten objectiven Charakter an ſich). 

Die verſteckten Schwierigkeiten diefer Scheinbar fo einfachen Lehre machen ſich 

aber geltend, wenn Einzelheiten geprüft und namentlich überall die Gränz- 

linie zwifchen fubjectiven und objectiven Umftänden gezogen werben follen?). 

Faſſen wir zunächit folche rein perfönliche Umftände in's Auge, welche 

fih auf die Zurechnungsfähigkeit und Zurechenbarkeit beziehen, fo werben 

wir bald finden, daß fie nicht alle den Charakter der Subjectivität im 
obigen Sinn an ſich tragen. Es gehören hierher nämlich: 

1) Alle Umftände, welche die Zurehnung ausſchließen. Iſt der Uebel— 

thäter zurechnungsunfähtg (geiftesfranf, im Kindesalter, volltrunten 

u. f. mw.) gemwefen, fo läßt fih, wie fchon früher bemerkt wurde, — 

nicht von einer Theilnahme an einem (gar nicht vorhandenen) Ver— 

brechen fprechen. Allerdings kann aber ber fcheinbare Anftifter felbft 

dolofer Thäter fein. Derartige Umftände find alfo zwar individuell 

zu würdigen, äußern aber, bei dem einen üblen Erfolg Serbeiführen- 

den vorhanden, die Wirkung, daß fie die Betheiligung Anderer unter 


2) Vergl. zu dem Rolgenden im Allgemeinen Henfe I. S. 530, Martin, 
Lehrb. 8. 81 N. 4—8, Abegg, Pebrb. $. 74, Heffter, 88. 82, 88, Mare: 
zoll, ©. 128. (Mamentlich wird der Gegenfag von fpecieller und genereller 
Theilnabme dabei hervorgehoben, ſſ. weiter unten $.32]), von Wächter, Lehr: 
bub $. 89, Grelman, 8 86, Beuerbad, $. 52 u. A. Vergl. Luden, 
Abhandl. II. ©. 356) ©. ferner Kitfa, S. 21ff, Breidenbab, 1.2 
S. 261ff, Koöftlin, N. Reviſ. $. 1465 und Syſtem $. 99, Berner, Theil: 
nahme ©. 305 Ff., Grundſ. S. 35 ff, Hälfchner, Syſtem I. S. 362ff. v. Buri, 
Theilnabme ©. 38f. u. Gerichtsſ. 1870 ©. 117ff, Geyer, Erört. ©. 130 ff., 
Geib, I. S. 355ff., Yangenbed, ©. 1727, Schütze, ©. 256 ff. 287. 
Strafrechtsztg. Sy. 534. — Einige Strafgefepbücher enthalten (immer unvoll 
ftändige und irreleitende) Beftimmungen, fo das MWürtemb. Art. 404 (vergl. 
Art. 87), Braunichw. $. 54 (vol. 41, 252), Bad. 8. 666, Deiterr. 8. 5 
Abi. 2 (vergl. v. Hye, Sommentar S. 240#., Herbft, Handbuch I. zu $. 5), 
Preuß. $. 35 (und dazu Oppenhoff's Bemerkungen und Gitate) vgl. $. 331 
Abſ. 2, Sächf. Art. 65 (vgl. Krug, 1. ©. 118ff., Ergänz. J. ©. 11f. und 
Ideen ©. 77f.) Banr. Art. 65 Nbi. 3, Hamb. Art. 51, Defterr. Entw. 
ss. 19—21, Nor dd. I. Entwurf $. 41 Abſ. 3. Im Nordd. I, Entwurf fagt 
der $. 48 und im Deutiden Strafgelegbuch der $. 50: „Wenn das Gefeh die 
Strafbarkeit einer Handlung nah den verlönlihen Eigenſchaften oder Verbält- 
niffen desjenigen, welcher diefelbe begangen bat, erhöht oder vermindert, fo find 
dieſe beſonderen Thatumſtände dem Thäter oder demjenigen Theilnehmer (Mit« 
thäter, Anftifter, Gebülfen) zuzurechnen, bei welchem fie vorliegen.’ Cine Be: 
ftimmung, deren Rebaction die Kritif herausfordert. Vergl. Schüße, Lehrb. 
©. 146 N. 10 (nur theilweife richtig). 
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Umftänden in Thäterfchaft verwandeln. Auch der Nothſtand gehört 
in diefe Rubrik. Wer einen im Nothitand Befindlichen auffordert, 
ſich durch Aufopferung fremder Rechte, Verlegung fremder Güter zu 
retten, iſt feinerfeit3 nur dann ftraffrei, wenn der fremde Nothitand 
auf ihn ebenfo wirkte, als ob er fich ſelbſt im Nothſtand befände>). 

2) Sind Gründe vorhanden, welche den Dolus, nicht aber die Culpa des 
Thäters ausfchliegen, fo verwandelt fich die fcheinbare Anftiftung in 
Thäterfchaft oder ift doch jevenfalls nicht ala Anftiftung zu beurthei- 
len (f. $. 10). 

3) Einer ganz individuellen Würdigung unterliegt auch das Verhanden- 
fein diefer oder jener Art der verbrecherifchen Abſicht bei Angeftiftetem 
und Anftifter. Jener kann dolo eveutuali, diefer dolo determinato 
handeln oder umgefehrt; bei dem Einen kann Affectvolus vorliegen 
(auch Anftiftung kann ja im Affect begangen werden), bei dem Ande— 
ren überlegte Abficht. Diefer letzte Unterfchied wird bekanntlich be= 
fonderd wichtig für die Abgränzung zwifchen Mord und Todtſchlag. 
So kann e3 alfo fommen, daß der Angeftiftete ala Todtjchläger, der 
Anftifter als Mörder zu beftrafen it und umgefehrt‘). Die privile- 
gierte Stellung, die der Kindesmorb unter den Tödtungen einnimmt, 
beruht ebenfalls nur auf einem höchitperfönlicen, bet der Mutter des 
Nedgebornen. zutreffenden Grund, bezugs woher geminderte Zurech⸗ 
nung vorliegt oder doch präſumiert wird (die nähere Würdigung 
diefes Punktes iſt hier nicht möglich). Darum haften auch bie 
übrigen bei einem Kindesmord wiſſentlich Mitwirkenden entweder 
wegen gemeinen Mordes (beziehungsmeife wegen Verwandtenmordes) 
oder wegen Todtſchlages 6). 


3) Die Entſcheidung dieſes Falles hängt freilich von der richtigen Würdi— 
gung des fonenannten Notbitandes überhaupt ab; f. Münchener Erit. Viertel: 
jahrsſchr. V. ©. 78ff. Anders nach dem Deutichen Strafgelepb. $. 54. 

4) S. Gever, Crörter. ©. 134. Ebendaſ. ©. 134 ff. über den Einfluß 
bes (im $. 1 des Defterr. Strafgeſetzbuchs definirten) dolus indirectus auf die 
verschiedene Strafbarkeit von Thäter und Anftifter. ©. auch v. Buri, Ge 
richtoſ. 1870 ©. 93, 95, Carrara, Progr. P. spec. $$. 435, 1135 not. Der 
$. 50 des Deutſch. Strafgefegb. ift wohl leider im Sinne der entgegengelegten 
(berrichenden) Anihaunng aufzufallen. S. Oppenhoff, ND. zu $. 50 N. 2, 
NRüdorff, ug 530 N. 4. A. M. Schwarze ©. 21l. 

5) Diefer (herrfchenden) Anficht tritt neueſtens Schütze, ©. 259f. (vgl. 
©. 203, 231, 2997.) entgegen. Man darf nur an den Berführer ber Mutter 
denken, der fie mit berechnender Niederträchtigkeit zum Kindesmord überredet, 
um einzufehen, was die Gerechtigkeit fordert. Nicht das Uebel ſelbſt, weldes in 
ber Tödtung liegt, verliert dadurch an criminaliftifcher Bedeutung, da die Mut: 
ter des Getödteten handelte, nur ihre (Andern doch nicht irgendwie zu Gute 
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4) Endlich, find jene perfönlichen Verhältniffe, welche nicht in Beziehung 
zu dem vorliegenden Verbrechen und insbefondere dem Angriffsobject 
deſſelben jtehen, rein individueller Natur und nicht von einem Mit— 
Ihuldigen auf den Anderen übertragbar. Das begangene Verbrechen 
bleibt unverändert dafjelbe, ob jene perfönlichen Verhältniffe fo oder 
anders geftaltet find, darum bleibt auch der Schuldantheil des zu 
dem Verbreden Mitwirkenden unberührt von folchen bei einem an- 
dern Mitwirkenden vorhandenen BVerhältniffen. 
Der Diebitahl bleibt ftet3 ein und dieſelbe Vermögensverlegung, mag 
er von einem jugendlichen Thäter oder einem reifen Mann, von einem Rück— 
fälligen oder nicht Rüdfälligen u. f. w. begangen fein. Alle derartigen 
Strafzumefjungs: oder Strafänderungsgründe gelten nur als höchitperfün- 
fihe. Die Rüdfälligfeit eines Anderen kann demjenigen nicht zur Laſt fal- 
len, welcher ſeinerſeits nicht rüdfällig ift u. dgl. m. 

Wenn nun aber die perfönlichen Berhältnifie des Thäters dem Verbrechen 
jelbit ihre Eigenthümlichkeit aufbrüden, fo daß für deſſen Beariff die Be 
gehung durch einen in foldhen Verhältniffen ftehenden Thäter gefordert ift, 


fo werben jene Verhältnifje auch für den Anftifter von entjcheidender Widh- | 


tigkeit (natürlich) vorausgefegt, daß diefer von ihnen Kenntniß hatte als 
er anftiftete). Er wollte die That in der criminaliftifchen Bedeutung, welche 
fie durch die Perfon MRS Thäters erhielt, wollte die Verlegung in ihrem 
vollen Umfang und hat fie herbeigeführt durch Anſtiftung. Er wird alfo 
als Anftifter®) demfelben Strafgefeg unterworfen fein wie der Thäter, follte 


kommende) pfychiſche Lage führt zur eigenthümlichen Behandlung des Falles eben 
nur im Hinblick auf die Mutter. Zu empfehlen wäre es, den Kindesmord auch 
gar nicht als befondere Art der Tödtung hervorzubeben, jondern nur befon: 
dere Strafen für die Mutter zu beftimmen. — Auch bezugs der Theilnahme 
am Selbitmord fann ih Schüße, ©. 261, 282 ff. nicht zuftimmen. Der 
Selbitmord ift Fein Verbrechen, an ibm ift nicht Theilnahme möglich. Straft 
man die Mitwirkung zu demjelben, wie Braunfchw. $. 148, Baden $. 208, 
Thüringen Art. 121, Sachſen Art. 158, Hamburg Art. 121, (wofür Vieles ſpricht)h, 
fo geſchieht dieß eben nicht aus dem Gefichtspunft der Theilnabme (jo wenig 
als bei der Kuppelei). Anders liegt die Sache, wenn für ein Berbreden, 
wie der Diebſtahl tft, ausnabmaweife aus befonderen Gründen nach dem Geſetz 
gewiffe Perfonen nicht geftraft werden follen (ſ. $. 228 des Preuß. Strafgefeß: 
buchs — Ramiliendiebitabl u. ſ.w. — vgl. $. 222 Nordd. I. Entw., $. 242 
U. Entw., Deutſch. Strafgeiegb. $. 247). Hier ift der Begriff der Theilnahme 
an einem dolos begangenen Verbrechen nicht ausgeſchloſſen, f. Hälſchner, 
Syſtem I. ©. 373, I. ©. 451ff. Oppenboff, zu $. 228 Nr. 11, ND. zu 
$. 247 Nr. 19, Schwarze ©. 204. Ueber die $$. 189, 463 Defterr. Straf: 
gefepb. und über den Richtiges und Falſches zufammenwerfenden $. 177. Geyer, 
Erörter. ©. 136f. und 133f. 

6) Der Anftifter wird nicht etwa zum Gehülfen, wenn er zu einem Ver: 
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er auch nicht jene perfönlichen Eigenſchaften haben, welche es ihm möglich 
machen würden, das Verbrechen felbit (ald Ihäter) zu begehen. 

Wenn alfo ein Nichtbeamter einen Beamten zu einem Amtsverbrechen, 
eine Frau einen Dann zur Nothzucht, wenn ein extraneus zur Blutjchande 
verleitet u. f. w., fo find diefe Perſonen Anitifter, da alle Merkmale bei 
ihnen zutreffen, welche der Begriff der Anitiftung fordert. 


8. 19. 


Würdigung befonderer perfönliher Verhältniſſe des 
Anitifters. 


Die perfönlihen Verhältniffe des Anftifters wirken allerdings nicht in 
einer ähnlichen Weife wie gewiſſe perfönliche Verhältniſſe des Thäters auf 
den Thatbeſtand des Verbrechens felbjt umgeftaltend ein. Diefer wird feſt— 
gejtellt im Sinblid auf die Thäterfcha ft und nimmt ausnahmsweiſe als ein 
Merkmal eine befondere Dualification des Thäters (daß diefer Verwandter 
des Verletzten, Beamter fein müſſe u. ſ. w.) in fich auf, nicht aber iſt für 
ihn die Dualification der Iheilnehmer bejtimmend. Das Verbrechen, wels 
ches vom Thäter begangen wird, erhält aljo feinen Charakter nit durch 
die Perfönlichfeit des Anftifters, fondern dur die des Thäters. Doch 
müjlen die perfönlihen Verhältniffe des Anjtifters allerdings ihre gerechte 
Würdigung finden. Wenn alfo der Sausfohn einen Fremden anitiftet, 
brechen anftiftet, deſſen Thäterſchaft wegen der hierzu nötbigen perſönlichen Eigen: 
ſchaften für ibn nicht möglich ift. Diele feltiame Anficht ist, feit Stübel (Theil: 
nahme S. 85.) fie mehr andeutete, als feſt formulierte, von vielen Schrift: 
ftellern vertheidigt worden, f. Marezoll, ©. 128ff. Krug, Abbandl. ©. 126f., 
Berner, Grundſ. ©. 35 ff, Yehrbuch $. 110 (S. 187), Geib, Lehrbuch I. 
©. 355. Wohl auch Fangenbed (der bier Wichtiges ganz übergebt) S. 171 ff., 
vgl. S. 2397. Anders wieder Köftlin, der bebufs der reinen Amtsverbreden 
die Möglichkeit der Theilnabme eines Nichtbeamten ausschließt, bei Fleiſchesver— 
geben die allgemeinen Regeln gelten läßt, ſ. N. Reviſ. ©. 535, 539f., Syſtem 
©. 317f. (über die Irrgänge der ital, Praktiker ebendaſ. ©. 317), ähnlich 
Berner, Theiln. ©. 3425. (305.9), 8. Roßhirt, N. Arch. 1851 ©. 516 ht, 
vgl. Hufnagel, Gomment. I. ©. 741 ff, IL ©. Sof, S. 582, Schwarze 
©. 1937, 203. — ©. dagegen für Die richtige Anficht Kitfa, S. 21 ff. und bie 
öfterr. Gommentatoren, Geyer, Erört. S. 126ff., Breidenbad, ©. 6 ff., 
Hälſchner, L ©. 362#., insbefondere &. 367 ff, v. Buri, ©. 45 ff, Doll» 
mann, ©. 381ff., Oppenboff, zu $. 34 Wr. 7, $. 35 Nr. 3, deri, ND. 
zu $. 50 Nr. 3, Rüdorff, $. 50 Nr. 6, Schütze, S. 256 ff., Lehrb. ©. 153 
N. 17, Herzog a. a. D. S. 271f. — Marezoll, ©. 130 N. 4, behauptet, 
zu Ehebruch, Bigamie u. |. w. könne man nicht anftiften, weil man derartige Ver: 
brechen nicht „für fich Durch einen Andern vollziehen laffen könne”. Achntih Krug, 
a. a. O. ©. dagegen Hälſchner, J. ©. 352 N. 8, Yangenbed, ©. 150f. 
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feinen (des Anitifters) Vater zu beftehlen, fo ift ein nichtprivilegierter Dieb: 
ftahl begangen. Allein e8 wird allerdings der Hausfohn nur nach den 
Beitimmungen über den (privilegierten) Familiendiebſtahl zu beurtheilen fein, 
da die ratio legis — Nüdficht auf die Familienverhältniſſe — ſtets zutrifft, 
mag das Familienglied Ihäter oder Theilnehmer fein?). 

Befondere Schwierigkeiten hat in dieſer Hinficht gewöhnlich der Verwandten: 
mord bez. Berwandtentodtjchlag gemacht. Sieht man ihn, wie e8 faſt allgemein 
ber Fall ift, als eine jelbjtändige Art des Mordes an, welche ihre eigenthümliche 
QDualification durch die Perfon des Ihäters erhält, jo fcheint es confequent zu 
behaupten, daß der Sohn, welcher zur Ermordung feines Vaters einen 
Fremden (mit Erfolg) angeftiftet hat, nur der Anftiftung zu einem „ge: 
meinen Mord’ ſchuldig fei, während umgekehrt der Fremde, der den Sohn 
zum Vatermorb anftiftet, wegen Theilnahme am Verwandtenmord zu be: 
ftrafen wäre”). Es muß aber hierbei auffallen, daß der Sohn in dem erften 
Fall gelinder wegfommt alö der Fremde in dem zweiten. Diefes Mifver: 
hältniß iſt hervorgerufen durch eine falfche, freilich auf taufendjähriger Tra— 
dition beruhende Auffaſſung des fraglichen Verbrechens. Nicht der Mord 
jelbjt ändert feinen Charakter, wenn der Thäter und der Getödtete im Ver— 
wandtfchaftsverhältnijje ſtanden, er bleibt hier wie fonft dafjelbe Verbrechen: 
abjichtlihe Todtung eines Menfchen, und verwandelt ſich nicht etwa in ein 
Verbrechen gegen die Familie. Das Verwandtichaftsverhältnig kann alſo 
bloß als ein rein fubjectiver Straffchärfungsgrund in Betracht fommen, 
der nur demjenigen zuzurechnen tft, bei welchem er ſich vorfindet. Faßt man 
die Sache in diefer Weife auf®), jo wird alfo dem Sohn als Anftifter ebenfo 
wie als Thäter (oder als Gehülfen, wie wir gleich hinzufegen) jener Straf: 
Ihärfungsgrund zur Laſt fallen, während er für den Fremden nicht vor: 


1) ©. Dppenboff, zu $. 228 Nr. 2, ND. zu $.247 Nr.2, Hälſchner, 
I. ©. 454. 

2) So ift wohl auch das Preuß. Recht aufzufaſſen, ſ. Oppenboff, zu 
8.35 Nr. 4, zu $. 175 Nr. 21, während das Deiterr. Strafgefepb., $$. 137, 188, 
eigentbümlicherweile VBerwandtenmord annimmt, wenn nur einer der Mitwirken: 
den ein Verwandter desjenigen ift, gegen Den das Verbrechen gerichtet war. 

3) Den richtigen Gelichtspunft bat zuerit Köftlin, Syſtem ©. 318 N. 5 
hervorgehoben. Vergl. ferner Hoceder, Comm. ©. 317 f. (welcher freilich das 
Bayr. Etrafgefepb. Art. 65 nicht für ſich zu baben fcheint. f. Dollinann, L 
€. 3627.), Glaſer, Kl. Schriften I. ©. 172f. Das Deutſche Strafgeſetzbuch 
($. 50) ift ebenfalls in diefer Weile audzulegen, j. Motive ©. 66, Schwarze, 
©. 211, Oppenboff, ND. zu 8.50 Nr. 5, 7, zu 8. 215 N. 5, Nüdorff, 
zu 8.50 N. 1. Eine andere Frage ift es, ob der Etraffhärfungsgrund immer 
dem wirklichen Verhältnis der Verwandten entipricht und ob ed nicht gerathen 
ift, ihn durch eine genügend weite (relative) Strafdrobung für den Mord bez, 
Zodtichlag ganz überflüſſig zu machen. 
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handen ift, mag dieſer als Ihäter oder als XTheilnehmer mit dem Sohn 
zufammenmirten. 

Es verjteht fid) von felbit, dab das Geſagte in analoger Weife auch 
von Körperverlegungen und Injurien, die an Verwandten (Aſcendenten) 
begangen werben, gilt. 

Endlich ift noch Eins zu bemerken: 

Die richtige Würdigung nämlid der Ausnahmsvorfhrift, welche in 
unferem Recht für den Kindesmord gegeben wird, führt wie ſchon erwähnt 
dazu, hier nur den rein fubjectiven Grund der geminderten Zurechnung zu 
Gunſten der Mutter geltend zu machen. Sit dieß richtig, jo wird ihre 
Schuld fi nicht fteigern fünnen, wenn fie als Theilnehmerin (Unftifterin 
oder Gehülfin — was des Zufammenhanges wegen hier vorweggenommen 
fei) zu der Tödtung ihres neugeborenen Kindes mitwirkt. Sie kann fid) 
alſo nicht in diefer Weiſe des gemeinen Mordes fhuldig machen‘). 


$. 20. 
Strafwürdigfeit des Anftifters im Allgemeinen. 


Indem wir nun die Strafwürdigfeit des Anftifters im Allgemeinen 
(in thesi) in's Auge faflen, abfehend von befonderen perfönlichen Verhält- 
nifjen, die bei ihm ober dem Angeitifteten vorhanden fein fünnen, fommen 
wir zu dem Sab (ber einer Vertheidigung nach zwei Seiten hin bedarf): 

Der Anftifter ift im Allgemeinen eben fo ſtrafwürdig wie der Angeftiftete, 
es ift alfo auf ihn jenes Strafgefeg anzuwenden, welches für den IThäter 
gegeben ift (jofern wir die Anjtiftung im e. S., mie ftets in diefem Ab- 
ſchnitt, meinen). Wir fönnen den Sat aud in folgender Weife formulieren: 
Die Anftiftung ift eine ebenfo ftrafbare Art der Mitwirkung zu einem vers 
brecherifchen Erfolg wie die Thäterfchaft. 

Diefer Anſchauung, welche die herrfchende ift!), ftehen noch in neuerer 


4) ©. darüber Goltdammer, Arch. IX. ©. 595f. (vgl. ebendaf. VILL 
©. 574), ferner Marcinowsti, ebendaſ. IX. ©. 743 ff., Hälfchner, 
Ervitem I. S 372, I. ©. 114. Auch für das Defterr. Recht ift Diele Anficht 
die richtige, |. Herbft, zu $. 139 Nr. 2 und ſchon Paſſy, in der Zeitichrift 
für Defterr. Nechtsgelehri. 1835 I. S. 250ff., 1837 1. ©. 223. — Unridtig 
(auch betreffs des Preuß. Rechts) Oppenboff, zu $. 180 Nr 14. Nichtig jetzt 
ND. zu $. 217 Nr. 15. 

1) So z.B. Oerſted, Ueber die Grundregeln der Etrafgelepg. ©. 182 ff., 
Stübel, Theilnahme S. 105 ff., Bauer, Abhandl. I. ©. 432 ff., Wächter, 
Lehrbuch F. SI N. 79, Henke, Handbuch I ©. 528, Heffter, $. 98 Nr. 3, 
Abegg, Lebrb. ©. 115, Köjtlin, N. Rev. ©. 535 ff, Syſt. S. 313f, Ber: 
ner, Theiln. ©.276, 5. Roßhirt a. a. O., S. 499 ff, Krug, Abb. S. 130f., 
Geib, Lehrb. II. ©. 350f., Langenbeck, ©. 170ff., John, Entw. S. 247ff., 
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Zeit zwei andere Anfchauungen gegenüber. Einige Schriftfteller wollen näm— 
lich gelindere Strafe für den Anftifter als für den Angeftifteten?), indem 
fie auf die objective Seite des Werbrechens bejonderes Gewicht legen und 
die überwiegende körperliche TIhätigfeit des Angeftifteten hervorheben, na— 
mentlid) aber betonen, daß der Thäter dadurd, daß er fich nicht ſcheut felbft 
Hand ans Merk zu legen, Hinderniſſe bemältigt u. ſ. w. eine intenfivere 
verbrecherifche Abdficht bethätige ala der Anftifter, der vielleicht nicht im 
Stande wäre, jene Scheu zu überwinden u. f. w. Diefe Gründe haben 
einen gewiſſen Werth als Gegengründe gegen die Meinung anderer Schrift: 
fteller®), welche zu fehr den Umstand im Auge haben, daß der Anitifter 
der Verführer des Thäters ift, und daf jener (mas aber bei weitem nicht 
immer zutrifft!) aus fich felbjt den Entſchluß zur That fchöpft, während ber 
Angeftiftete eben erft der Beitimmung dur einen Dritten bedurfte und 
ohne diefe vielleiht nie Verbrecher - geworden wäre, und darum den Ans 
ftifter im höheren Maß ftrafbar finden als den Angeftifteten. Ueberſehen 
wird dabei namentlich auch, daß die „Verführung“ bei weiten nicht die in 
der Wirklichkeit vorherrfhende Form der Anjtiftung ift, daß oft gemeinfame 
Berathichlagungen den Entſchluß hervorrufen, bei welchen der Angeftiftete 
auf mehr ala halbem Wege entgegengelommen ift, daß diefer (als „bedingt 
Entſchloſſener“ ſ. früher $. 15 Note 8) gewiſſermaßen zur Anftiftung her: 
auöfordert und verlodt, während es freilich andererſeits nicht richtig iſt, 
dem Anjtifter ohne Meiteres einen minder feften Dolus zu Gute rechnen 
zu wollen. Auch dem im Hintertreffen bleibenden Leiter der Schlacht fehlt 


Schütze, ©. 253f. und 414f. — Der Protejt, ebendaſ. ©. 254 bat wohl 
nichts zu bedeuten. Bol. noch Breidenbad, S. 249 ff. 224 ff, Keonbardt, 
Eomm. I. ©. 242 u. A. Ueber dad Nömiiche, Fanonifche und Ältere Deutiche 
Recht |. die 88. 3—6. 

2) So ſchon einzelne ital. Praktiker (betreffs des consiliator); in neuerer 
Zeit Carmignani, Teoria delle I. II. p. 373sqq. vgl. Carrara, Progr., P. 
- gener. $$. 456, 457. Ferner Mittermaier, N. Arch. II. ©. 1431. (halb 
zurüdgenommen ebeudal. VIII. ©. 341f., ſ. aber N. II. zu Feuerbach 
$. 46 und Goltd. Ard. VII ©. 35), Salchow, Lehrb SS. 120, 121, Luden, 
Abhandl. IL. ©. 341 ff., Handbuch I. ©. 356 N. 1 zu ©. 355), ©. 456. 

3) So ſchon Farinacius, quaest. 135 n. 6 und 42; Beuerbad, 
Rev. I. S. 254, Tittmann, $$. 102, 105, Wolthers, p. 175ff., Hälſch— 
ner, ©. 296f., 373f., Geyer, Erört. ©. 169, Hocheder, Comm. ©. 275 
Dieſer Auffaffung ſchließt fih auh das Defterr. Strafgefepbuch au, 1. $. 44 
jitt. d, e, auch $. 263 litt. k. Alle übrigen Geſetzbücher ftellen Anjtifter und 
Thäter glei. (5. aber Bad. Strafgefegb. $. 120.) Vgl. in diefer Hinficht Die 
Motive zum Nordd. I Entwurf ©. 91f. Das Deutihe Strafgeiegbud, 
welches Anfliftung im w. &. (mit Inbegriff der Anſt. zur Beihülfe) nimmt, 
ftellt ($. 48 Abſ. 2) den Anftifter und Angeftifteten auf gleiche Linie. 
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es nicht eo ipso an energiſchem Wollen und der perfönliche Muth ift über: ‘. 
dieß fein nothmendiges Erforderniß für die Reife des Entſchluſſes. Wer a 
durch Lift mehr übles wirft als durch Gewalt, ift darum nicht minder 
ftrafbar. — 

Ermägt man demnad im Sinblid auf das Gejagte, daß einerjeit3 der 
Anftifter den Entſchluß zum Verbrechen und damit dieſes felbit ala wahrer 
Urheber im e. S. hervorruft und daß er nicht bloß fich fondern auch einen 
Andern abjichtlich zum Verbrecher macht, daß andererfeit3 aber doch der 
Angeitiftete das Verbrechen erft zur Ausführung bringt und zwar mit freier 
Selbjtbeftimmung, daß er alfo unmittelbar und wifjentlich die Webelthat, 
welche die Geſetze verpönen, zur Exiſtenz bringt, jo ergibt ſich als Refultat 
das früher erwähnte der Bleichitellung Beider bezugs ihrer Strafbarkeit. 

Begeht aljo der Angejtiftete einen Verſuch des Verbrechens, jo wird 
den Anftifter die Verfuchsitrafet) wegen feiner Mitwirfung zu dem Verſuch 
treffen, vollendet der Thäter das Delict, fo ift die für die Wollendung an— 
gedrohte Strafe auch auf die Anftiftung anzuwenden. Die Strafbarkeit 
des Anſtifters beginnt ſonach mit der des Thäters und hält mit ihr auch 
weiterhin gleichen Schritt®). Sieraus folgt aber nicht, daß die Beitrafung 
des Anſtifters durch die wirkliche Beitrafung des Angeftifteten bedingt fei. 
Hat der Anftifter einmal ein (vollendetes oder verfuchtes) Verbrechen durch 
feine dolofe Thätigkeit zur Entſtehung gebracht, fo bleibt er ftrafbar, fo 
lange nicht ein auch für feine Perjon wirkſamer Strafausſchließungsgrund 
eintritt. In diefer Sinficht werden wir zuerft, ehe wir die übrigen Straf: 


4) Theilnahme am Verfuch oder an der Vollendung find ja allerdings mög: 
lich, nit aber ift die Theilnabme (namentlich Anftiftung) ſelbſt wieder einer 
Steigerung vom Berfuh („verluchten Anftiftung“) zur vollendeten Theilnahme 
fähig. 

5) Relative Strafbrohungen werden natürlich ald allein rationell hier vor: 
ausgeſetzt, damit in concreto Die größere oder geringere Mitwirkjamkeit des 
Einen oder Andern berüdfichtigt werden könne. Der Richter wird ferner, wenn 
das Geſetz ihm geitattet, zwiſchen entehrenden und nicht entehrenden Strafen 
zu wählen, je nad) der Verfchiedenheit der entehrenden oder nicht entehrenden 
Motive, die bei dem Anftifter oder Thäter vorliegen, für den Einen 3. B. Zuchts 
haus, für den Andern Gefängniß als Strafe zuerfennen. — Nicht haltbar ift 
ed, wenn Sohn, Entw. ©. 245f., den Anftifter eben fo beftraft willen will, 
„als ob er das in Folge feiner Anftiftung begangene Verbrechen ſelbſt begangen 
hätte”. Gegen Diele Fiction 1. Schüße, ©. 406ff. — Der Ausdrud „gleiche 
Theilnahme“ zur Bezeichnung derjenigen Mitfhuld, welde ebenſo ftrafbar ift, 
wie die Thäterſchaft (vgl. N. 11 zu $. 6) — alfo nad unferer Auffaffung für die 
Anftiftung — tft unbeftimmt und bezeichnet nicht, worauf ed doch ankommt, 
die Art der Mitwirkung felbft, fondern nur dad Maß ihrer Strafbarkeit. A. M, 
noch Zahariä, N. Arch. 1851 ©. 210 ff. 
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ausſchließungsgründe prüfen, die vielbeſtrittenen Fragen über den Rücktritt 
des Angeſtifteten vor der Vollendung (worunter wir hier, um kurz zu ſein, 
auch die Abwendung des Erfolges — F. 46 3. 2 des Deutſch. Strafgeſetzb. 
— mit verſtehen) und über den Rücktritt des Anſtifters in's Auge faſſen. 


8. 21. 
Nüdtritt des Angeitifteten. 


Es verjteht ſich nach den früheren Erörterungen über die fogenannte 
verfuchte Anftiftung von ſelbſt, daß der Anftifter nicht ftrafbar ift, wenn 
ihm zwar gelungen war, den Entſchluß zum Verbreden in einem Anderen 
hervorzurufen, diefer aber, ehe er noch das Verbrechen aud nur verfucht 
batte, aus welchem Grunde immer die Ausführung des Entſchluſſes aufge: 
geben hat. Wenn dagegen der Angeitiftete, nachdem er bereits eines Ver— 
ſuchs ſich fchuldig gemacht, noch vor der Vollendung zurüdtritt, fo kann 
dieß an fich unmöglich als ein Strafmilderungs: oder gar Strafausſchließungs— 
grund dem Anftifter zu Statten kommen, da die Sinnesänderung des Ange: 
jtifteten ein rein fubjectiver Umſtand ift!). Der Anftifter wird alſo in unferm 
Fall wegen Mitwirkung zu einem Verſuch zu bejtrafen fein. Wenn freilich 


1) Diefer Anfiht find Mittermaier, NR. Arch. I. ©. 179 N. 6, Wol- 
thers, p. 60, Zachariä, Lehre vom Verſuch I. ©. 269, Hepp, N. Arc. 
1836 ©. 47ff., Roßhirt, ebendaf. 1852 ©. 409f., Bauer, Abh.I. ©. 431, 
Zul. Merkel in Weiske's Nechtsler. XIL ©. 140, Hufnagel, Comm. I, 
E. 160F., Breidenbab, S. 2787., Köftlin, N. Rev. S. 556 ff. Syſt. S. 321, 
326f., Seib, II. ©. 351 (von dem falfchen Sefichtspunft des untauglichen Ver: 
fuches ausgehend), Krug, Gomm. I. S. 117 Wr. 6, Hälſchner, I. ©. 360, 
Schwarze &©.191. Kür die Straflofigkeit des Anftifters hingegen find Hepp, im 
N. Arch. 1846 ©. 127f., 1848 ©. 286 ff, Berner, ebendai. 1853, Ergänz. 
©. 107f., Goltdammer, Mater. I ©. 310, Berner, Grundſ. ©. 30, 
Oppenhoff, zud.34N. 43, Derſ., ND. zu 8. 48 N. 26, Hoch eder, Comm. 
S. 246 litt. d, Stenglein, J. ©. 493 u. S. 505 N. 3, v. Bar, ©. 59f. 
Des letzteren Argumentation eignet ſich Yangenbed, ©. 181, an. Indeſſen 
ift fie verfehlt. Das Aufgeben der verbrecheriſchen Ihätigkeit des Angeſtifteten 
geſchehe (ſagt v. Bar), wenn auch gegen den Wunih, fo deh „mit dem 
Willen” (Langenbed fühlte bier das Bedürfniß, wenigftend zu amendieren 
„nicht gegen den Willen‘) des Anftifters, da diefer den ganzen Plan von 
dem Willen des Angeitifteten abhängig gemacht habe und abhängig machen 
wolle. — Dagegen fei nur das Eine bemerkt, daß was jedenfalls obne den 
Willen und die Mitwirkung des Anftifterd erfolgt, nicht auf feine Rechnung zu 
Schreiben ift. Daß es zum Berfuh fam, war mit dem Willen des Anitifters 
geichehen, und deßhalb ift er zu beftrafen. ©. gegen v. Bar aud v. Buri, 
Theilnahme ©. 61 N. 2. (Uebrigens halte ich den Rüdtritt vor der Vollen— 
dung überhaupt nur für einen Strafmilderungsgrund, ſ. Gerichtoſ. 1866 ©. 40 
©. 53ff., vgl. Erört. ©. 87f.) 
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der Anftifter jelbit bemwirft hat, dal es beim bloßen Verfuch geblieben 
ift, indem er die Vollendung in irgend einer Weiſe verhinderte, jo wird 
man fein Verhalten zufolge einer unabmweisbaren Analogie in eine Parallele 
bringen müſſen mit dem Rücktritt vor der Vollendung. Iſt alfo die herr: 
chende Anficht dafür, daß diefer Rücktritt jtraflos made, fo wird fie aud) 
den Anftifter für ftraffrei erklären müfjen, fobald er der Wollendung wirt: 
fam entgegentritt?). Hätte übrigens der Anjtifter etwa von Anfang an 
die Abficht gehabt, es nur bis zum Verſuch fommen zu laſſen, jo würden 
wir in ihm einen agent provocateur erbliden (über welchen zu vol. $. 13). 
War der Verſuch endlich ein qualificierter, fo ift der Anftifter, welcher die 
Vollendung des beabfichtigten Verbrechens verhinderte, natürlich ala Theil: 
nehmer an dem in jenem Verſuch liegenden vollendeten Verbrechen zu be 
ftrafen. 


$. 22. 
Nüdtritt des Anjtifters. 


Daß die bloße Sinnesänderung des Anftifters ihn nicht jtraflos machen 
fann, follte ich eigentlich von felbit veritehen, ijt aber gleichwohl von man= 
cher Seite nicht anerfannt, infofern nämlid die bloße „Zurüdnahme des 
Mandates” d.h. alſo eine an den Tag gelegte (vielleicht gar nur fcheinbare 
und erheuchelte) Sinnesänderung nicht felten ala Straflofigleitsgrund erklärt 
wird!). Die richtige Anficht fann aber einfach nur die fein: daß der An- 
jtifter bloß dann ftraflos ift, wenn er die Ausführung des Verbrechens, zu 
dem er angejtiftet hat, verhindert oder wenn fich herausftellt, daß das 
vom Angeftifteten begangene Verbrechen in der That nicht im Cauffals: 


—— 





2) ©. Geyer, Erört. S. 108. A. M. v. Bar, ©. 63f. und Langen— 
bed, ©. 179. Das Citat aus Berner, a. a. DO, RN. 2, beruht nur auf Miß* 
verſtändniß. Falls man den Rücktritt bloß für einen Strafmilderungsgrund 
hält, wird auch in dem obigen Fall von Strafmilderung für den Anſtifter die 
Rede ſein, was die Richtigkeit dieſer Anſicht wohl zu beſtätigen geeignet iſt. 
Der Fall wird übrigens gewöhnlich unter dem Geſichtspunkt des Rücktrittes 
(der „Sinnesänderung‘) ded Anftifters erörtert, ſ. den nächſten Paragraphen. 

1) Diefer Anficht (welche wieder ein Teidiges Beifpiel der faljchen Ausdeh— 
nung von Givilredtöfäßen auf das Etrafr. ift) find Henke, I &.269, Stüs 
bel, Theiln. S. 121 Art. 7 (mit feltfamen Einfchränfungen), Kitka, ©. 6ff., 
Berner, Theilnahme S. 304, Hye, Comm. S. 263ff. 5. Roßhirt, N. A. 
1852 ©. 405, Temme, Gloſſen S. 103, Preuß. Strafrecht S. 342, Schweiz. 
a ©. 204, auch Held und Siebdrat, Comm, ©. 85, Ortolan, 

0. 1291. 
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zuſammenhang mit der anſtiftenden Thätigkeit ſtand?). Das letztere läßt 
ſich denken, inſofern der Thäter daſſelbe Verbrechen, welches der Anſtifter 
wollte und zu welchem er angeſtiftet war, doch aus ganz ſelbſtändigen, von 
der Anſtiftung unabhängigen Motiven begehen kann, wie wenn z. B. der 
zum Mord Gedungene, nachdem der Auftrag und das Lohnverſprechen 
widerrufen war, den Mord aus Eiferſucht oder um den Gemordeten zu 
berauben u. ſ. w. ausgeführt hat. 

Es kommt alſo darauf an, ob die Anſtiftung in dem vom Angeſtifteten 
begangenen Verbrechen wirklich noch eine Fortwirkung äußert oder nicht. 
Der Beweis für dieſe Fortwirkung trotz geſchehenen Widerrufs, Abmah— 
nens u. ſ. w. hat ſeine beſonderen Schwierigkeiten, kann aber deßhalb nicht 
durch Präſumtionen für oder wider den Anſtifter erſetzt werden. Aller: 
dings ift eö aber ein Strafminderungs: nad) Umftänden auch ein Milde: 
rungsgrund für den Anftifter, wenn diefer ernftlih widerrufen und fich 
(obwohl fruchtlos) bemüht hat, das Verbrechen zu verhindern. 

Wenn der Anftifter den Auftrag nur theilweife widerruft (nachträglich 
einfchräntt), fo gelten dieſelben Grundſätze. Hat der theilweife Widerruf 
bewirkt, daß der Anftifter die Vollendung des urſprünglich beabfichtigten 





2) Diefe Anficht (obwohl häufig mit Modificationen, die fich nicht halten 
laſſen, verbrämt) ift die berrihende, f. Zachariä, Lehre vom Verſuch IL 
©. 265. (unrichtige Präfumtionen zu Gunften des Anftifterd bier und bei bem 
von Zachariä citierten Bauer, Anmerf. zum Hannov. Entw. I. ©. 283, vgl. 
Bauer, Abb. I. S. 364, 431), Köftlin, N. Rev. ©. 561f., Syſtem ©. 332 ff. 
(bier auch über die principienlofe Gafuiftit der italien. Praftifer; unrichtiger- 
weife will Köftlin Straflofigfeit des Anftifterd, wenn er nur die Staatsge— 
walt rechtzeitig von der verbrecheriichen Unternehmung in Kenntniß gelegt habe; 
noch weiter gebt übrigens in diefer Richtung Geib, II. ©.352), 8. Roßhirt, 
a. a. D. ©, 403 ff. (wie Köftlin). Ebenfo der (1849 aufgebobene) Würtemb. 
Art. 77 und Heſſ. Art. 72 und dazu Breidenbadh, ©. 272ff. Hälfchner, 
I. ©. 352, 360f. (fur; und treffend), v. Buri, S. b9ff., Berner, Grund]. 
S. 38ff., v. Bar, ©. 6Off, Geyer, Erörter. ©. 107. Dollmann, I. 
S. 310ff., Langenbed, ©.178ff., Carrara, Progr. $.496. Mehr oder 
weniger gefünftelt find die Beftimmungen mehrerer Gefeßb., wie die Braun« 
ſchw. $$. 51, 66 3. 6 litt. d, 69 3. 3, ferner die Bad. 88. 123 und 124, 
der Sächſ. Art. 64 (vergl, Krug, Gomment, L ©. 116f. und Ergänzungen 
1. ©. 11) und der Hamb. Art. 52. Für die richtige Anficht wohl auch Heffter, 
$. 82 N. 7 und jegt Oppenhoff, zu $. 34 Nr. 46, |. noh Stemann 
in Goltd. Arch. XVIL. ©. 321, Oppenhoff, NO. zu 8.48 N. 29, Schüpe, 
Lehrb. ©. 154, Schwarze ©. 191f. — Diejenigen, welche die gänzlich mißlun— 
gene (wirfungslofe) Anftiftung für ftrafbar anfehen, müſſen eigentlich zugeben, 
daß bei Dieler Fein Rüdtritt des Anftifterd möglich (weil keine Gegenwirkung 
gegen Wirkungsloſes denkbar) ift, daher die wirkungsloſe Anftiftung ungünftiger 
zu behandeln_wäre als eine theilweife wirfiame! S. Geyer, Erört. ©. 108f., 
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Verbrechens unterließ und bloß den jehigen eingefchränften Auftrag vollzog, 
fo ift analog anzuwenden, mas im vorigen $. über die Verhinderung ber 
Vollendung durch den Anftifter gefagt wurde. 


8. 28. 


Die Strafausfhliegungsgründe in ihrer Beziehung auf die 
Lehre von der Anftiftung?). 


Schon am Ende des $. 20 haben wir bemerkt, daß die Beitrafung 
des Anſtifters nicht bedingt ſei durch die Beftrafung des Angeitifteten, und 
ebenfo gilt der Sat umgekehrt rücjichtlic des Letzteren. Dieß ift zuvör- 
derſt einleuchtend, wenn die Beitrafung bloß thatſächlich (factifch) unmög- 
lich ift. Wenn der Tod oder der Umftand, daß man den Verbrecher nicht 
ermittelt hat oder deſſelben nicht habhaft geworben ift oder daß er fid) Doch 
der Beitrafung durch die Flucht entzogen hat, die Zufügung der Strafe 
für fein Verbrechen unmöglih madt, fo kann dieß die Strafbarfeit der 
übrigen am Berbrechen Betheiligten nicht befeitigen. Dem Tod fteht aber 
natürlih aud der Fall glei, wenn der Verbrecher fpäter (durch Geiftes- 
frankheit) dauernd zurechnungsunfähig geworben ift. 

Ebenfo wirkt die Begnadigung des einen am Verbrechen Bethei: 
theiligten nicht auf einen Anderen. Natürlicherweife fommt es in biefer 
Hinſicht auf eine richtige Auslegung des Begnadigungsactes an, welcher auch 
alle Betheiligte oder nur eine gewiſſe Claſſe derfelben umfafjen kann. Wird 
duch jenen Act das Verbrechen als folches für vollftändig getilgt erklärt, 
fo wirft er eben auf alle Betheiligten unbedingt. Bei allgemeinen Begna- 
digungen (Amneftien) werden bekanntlich nicht felten Ausnahmen bezugs 
gemwifjer in hervorragender Weiſe Betheiligter (Rädelsführer, Anſtifter von 
Complotten, Bandenhäuptlinge — f. den 4. Abfchnitt) gemacht. 

Nüdfihtlih der Privatverzeihung (bei den fogenannten Antrags: 
delicten) hängt die Entſcheidung von der Vorfrage ab, ob bezüglich bes 
Strafantrags und des Verzichtes auf denfelben das Princip der Theilbar: 

1) Bol. zu diefem Paragraphen, deffen Gegenftand häufig nur flüchtig be: 
rührt und unvollitändig behandelt wird, Heffter, 8. 190 N. 7, Abegg, N. A. 
1841 ©. 385 ff, Breidenbab, S. 259f. Hye, Comm. S. 267 f., Köftlin, 
Syſtem ©: 316f., 331f. Hälſchner, IL ©. 372f., Berner, Grund. ©. 29, 
Lehrbuch S. 179 N. I, vw. Buri, ©. 48, Gever, ©. 140ff., Geib, II. 
©. 347, Schütze, ©. 287f. Dollmann, ©. 284f. (und die dort Gitierten; 
bad Citat aus Hocheder foll lauten: „S. 243, 316). Oppenboff, zu $. 84 
Nr.13, Der ſ. ND. S. 97 Nr. 14, Schwarze S. 191. ©. auch Bayr. Strafgefepb. 
Art. 65 Abi. 3 (rückſichtlich der Gründe, welche „die Strafbarkeit tilgen“). — Am 
eingehendſten wird gewöhnlich betreffs unſerer Frage die Verjährung berückſichtigt. 
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feit ober der Untheilbarfeit gilt. Wo erfteres der Fall ift, wirkt der Ber: 
zicht des Antragsberechtigten eben nur betreffs der Perfon, Hinfichtlich wel: 
cher er erfolgt?). 

Einige Schwierigkeiten erheben ſich betreffs der Wirkung der Verjäh— 
rung. Man bat fie noch vermehrt durch Serbeiziehung einer Frage, die 
zunächſt aus einem ganz andern Gefichtäpunft zu würdigen ift, der frage 
nämlich: ob überhaupt der Ablauf einer längeren Zeit zwifchen der anitif- 
tenden Handlung und der Ausführung des Verbrechens die Straflofigfeit 
des Anſtifters (auch wenn Verjährung jedenfalls nicht vorliegt) bewirke? 
Diefe Frage muß fo wie fie geftellt ift verneint werben?). Sat die An: 
ftiftung, wenn auch erjt nad) langer Zeit, vielleicht nad Jahren, die Aus: 
führung des Verbrechens zur Folge gehabt, fo daß dieſe auf jene als eine 
ihrer Urfachen zurückweiſt, jo iſt der Anftifter der Theilnahme ſchuldig, follte 
er auch fein Interefje mehr an der Ausführung feines Auftrags haben, 
ja ſich defjelben vielleicht gar nicht mehr erinnern. 

Läßt ſich eine folde Fortwirkung der Anftiftung nicht nachweifen, fo 
fommt dieß dem Anſtifter natürlich zu Gute, und der Beweis wird mit 
juriftifchen Mitteln häufig nicht herzuftellen fein. Dagegen kann ſich ande: 
rerſeits der Anftifter nicht auf den etwaigen vor der Ausführung des Auf: 
trage eingetretenen Ablauf der Verjährungszeit berufen, da die Verjährung 
nicht läuft, fo lange die Mebelthat im Entjtehen begriffen ift. 

In dem eben ausgefprochenen Sab liegt ſchon die Beantwortung der 
Frage: wann die Verjährungszeit (betveffs der Verjährung der Straftlage) 
für den Anftifter beginne? Da die Anftiftung ftrafbar ift als Mitwir- 
fung zu der That des Angeftifteten, fo läuft die Verjährung für jene erft 
von dem Zeitpunkt an, in welchem die Verjährung für dieſe den Anfang 
nimmt#). Diejenigen allerdings, welche auch die nicht wirkſame Anftiftung 


3) Ueber bie angebeutete Vorfrage kann bier keine genauere Erörterung 
ftattfinden. Vielleicht wäre es zu empfehlen, bei jenen Antragdbelicten, bei denen 
das Privatinterefie ganz vorberrfchend ift (Injurien u. dgl.) die Theilbarkeit, bet 
den anderen (wie 3. B. Nothzucht, Schändung u. ſ. w.) hingegen die Untbeil: 
barkeit ald Grundfag aufzuftellen. 

3) Schon bie italienifchen Praktiker waren vorberrihend diefer Anficht, 
f. Farinac. qu. 129 n, 150, 151 und namentlich qu. 135 n. 185; vgl. Henke 
1. ©. 270, Stübel, Theilnahme ©. 115 Nr. 6, Kitka, ©. 49 Gegen 
Abegg (N. Ar. 1841 ©. 337 ff.), der zu viel Gewicht auf Dad Intereffe des 
Anftifterd legte, f. Breidenbach, ©. 279. Vgl. noch Berner, Theilnahme 
S. 304f., Köftlin, Syſtem ©. 331 (zieht unrichtigerweije die Eulpa mit heran), 
v. Buri, ©. 49, Langenbed, ©. 169. 

Y S. Schwarze, N. N. 1843 ©. 460f. Schwarze bat fich aber in 
feinen Bemerkungen zur Lehre von der Verjährung (1867) ©. 71f. der unrich« 
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für ftrafbar halten, fehen ſich genöthigt, für diefen Fall die Verjährung 
von dem Abſchluß der anftiftenden Thätigfeit an zu berechnen, da ja dieſe 
„mißlungene Anftiftung‘” nad folcher Anfchauung ein felbjtändiges Ver- 
brechen iſt. 

Die Verjährung der zuerfannten Strafe läuft natürlich ebenfalls felbft- 
ftändig für den Theilnehmer, wenn etwa die Verurtheilung defjelben zu 
einer anderen Zeit erfolgte, ala die des Thäters. 

Die Verjährungsfriſt kann zu verfchiedenen Zeiten für den einen oder 
anderen Mitfchuldigen ablaufen: 1) weil die Straffäte, welche bekanntlich 
mehr oder weniger maßgebend für die Dauer der Verjährung find, zumeilen 
nad) den Geſetzen für den Einen oder Anderen verſchieden beſtimmt erjchei: 
nen (mir erinnern in dieſer Sinficht an den Einfluß der perfönlichen Duali- 
ficationen, von dem früher die Rede war, an die Geſetze über Aufruhr 
u. f. m.); 2) weil die Unterbredhung der Verjährung auch bloß rüdfichtlich 
bes Thäterd oder eines Theilnehmers allein eintreten kann (namentlich wenn 
für die Verjährung gewiſſe fubjective Bedingungen gefordert werben mie 
z. B. daß fein neues Verbrechen während der Verjährungszeit begangen 
werde, der Verbrecher nicht die Flucht ergriffen haben dürfe u. f. w.). — 


8. 24. 
Mitanftiftung (Miturheberfhaft im e. ©. Zufammentreffen 
mehrerer Anftifter). 


Ein Zufammentreffen mehrerer Anftifter (im e. ©.) in Bezug auf ein 
und dafjelbe Verbrechen läßt fich in verfchievener MWeife denen. Da em 


: Verbrechen mehrere Thäter haben kann (fogenannte — f. 8. 38), fo 


ergeben ſich nämlich folgende Fälle: 
J. Wenn nur ein Thäter in Betracht kommt: 


tigen Anſicht Krug's (Comm, II ©. 197 Nr. 4) angeſchloſſen, daß die Ver: 
jährung für den Anjtifter mit Der Beendigung ber anftiftenden Thätigfeit beginne, 
wenn er den Thäter nur in deſſen Intereffe zu der That veranlagt bat! Richtig 
betreffs der Angft, nicht betreffs der Beihülfe, Schwarze, Comm. ©. 263. — 
Ganz verfehlt ift Die Entideidung der Frage von Etenglein, J. S. 612, 
Dollmann, Syſtem des Bayr. Strafproc. I. ©. 136, Riſch in der Forti. 
von Dolimann's Comm. zum Strafgeſetzb. I. S. 869, nad welcher die Ver: 
jähbrung für die Iheilnehmer von der Zeit der Verübung der Theilnahmshand— 
fung laufen fol. ©. dagegen Hoche der, S. 508f. Iſt die Anftiftung ein 
felbitftändiges Delict, wie nach $. 9 des Defterr., Art. 56, 57 des Bayr. Straf: 
gefegb., (auch $. 36 Abſ. 2 ded Preuß., $. 111 Abf. 2 des Deutfchen Strafge: 
ſetzb.), To läuft natürlich für dieſes Delict die Verjährung felbftändig (ſ. oben 
das im Tert Kolgende). 


* 
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a. Anftiftung deffelben vermitteljt einer dolos handelnden Zmifchenperjon 
(mittelbare oder „fucceffive” Anftiftung)'). Ungmweifelhaft ift bie 
Anftiftung zur Anftiftung nicht minder ftrafbar als die unmittelbare 
Anftiftung zur Thäterſchaft und es gelten betreffs jener dieſelben 
Grundſätze wie für diefe (namentlich betreffs des Beginns der Straf: 
barkeit) 2). 

b. Anftiftung des Thäters durch („‚nebeneinander auftretende‘) mehrere un- 
mittelbar auf ihn einwirkende Anftiftende’). Stier fann man nun wieder 
unterfcheiden die jogenannten zufälligen Miturheber (zufällig Mitan: 
jtiftenden) von denjenigen, welche mit dem Bemwußtfein des gemein: 
famen Zwedes als Mitanftifter thätig werden *), gleichviel ob in dem 
legteren Fall (der bewußt gemeinfamen Mitanftiftung) eine vorherige 
Verabredung über die gemeinfame Anftiftung ftattgefunden hat oder 
nicht. Liegt nämlich nur ein rein zufällines Zufammentreffen der 
anftiftenden Thätigleit Mehrerer vor, die von einander nicht wiſſen, 
fo kann auch feine Mitfchuld an der That des Andern, fondern nur 
die tfolterte Schuld eines Jeden diefem zugerechnet werden. Anders 
hingegen bei demjenigen, welcher ſelbſt ald Anftifter thätig darum 

1) Bon der mittelbaren Anftiftung jchweigen viele Schriftſteller ganz, da 
fi bei denfelben alles Intereffe auf den (unhaltbaren) Begriff des Complotts 
ald eined Zufammentreffend von „Miturbebern* im mw. S. concentriert. Cr: 
wähnt wird der Begriff z. B. von Berner, Theilnabme ©. 401 (nur betreffs 
des Gomplottes), Grundf. ©. 29, Lehrb. ©. 184, Geyer, Erörter. ©. 124, 
Hocheder, ©. 236, Dollmann, Gomm. ©. 306. Bol. 3051, Temme, 
Preuß. Strafr. S. 338, Oppenboff, zu$. 35 Nr. 28 (richtige Entfcheidungen), 
Derſ., ND. zu F. 48 N. 10, Krug, Comm. J. S. 117 Nr. 8, Schütze, 
©. 263f. Schwarze, Comm. S. 192. Andere Schriftſteller ſcheinen nur bie 
Fälle im Auge zu haben, wo Anjtifter neben einander auftreten, vgl. 3. B. 
Feuerbach, Lehrb. $. 46 (f. N. 2 hierzu von Morftadt und deilen baroden 
Borfhlag N. 6), Stübel, Theiln. S. 109, Breidenbad, ©. 234. 

2) Gegen die Gleichitellung der mittelbaren und unmittelbaren Anftiftung 
erffärt fih Heinze in einer mir nicht zugänglichen Abhandlung. ©. Dagegen 
Krug, Ergänz. 1. S. 7. — Wie vie Annahme einer fogenannten verfuchten 
Anftiftung weiter führen müfle zu der einer verfuchten Anjtiftung zur Anftiftung 
u. ſ. w. in infinitum, darüber Geyer, ©. 124 fi. 

3) Vgl. Berner, Grundſ. ©. 25, Lehrb. a. a. O. v. Buri, ©. 38, Geyer, 
S. 123, Dollmann, ©. 305 f., Schütze, S. 261ff. ©. auch die Literatur 
über das Gomplott $$. 39, 40. 

4) Gewöhnlich nennt man „zufällige Miturbeber“ Diejenigen, welche ohne 
vorherige Verabredung (Gompflott) ald Mittbäter wirfiam werden. Wird diefer 
Begriff auf die Anftiftung übertragen, fo wären „zufällige Mitanftifter” Dies 
jenigen, welche mit Bewußtfein des gemeinfamen Zweckes, aber ohne vorherige 
Verabredung zur Anitiftung zulammenwirken. Allein der Ausdrud paßt nur 
in dem oben angegebenen Sinn, 
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weiß, daß ein Anderer mit ihm zufammenwirft. Er muß dann in 
feiner eigenen Thätigfeit eine Unterftütung der fremden, einen Bei: 
trag zu der Wirkfamfeit derfelben erkennen und wird ſonach, wenn 
er troßdem feine Thätigkeit nicht unterläßt, auch mitverantwortlich 
für den Erfolg des fremden Wirkens. Die Vorausfegung ift aber 
dabei, daf er allerdings wirklich felbjt irgend einen Beitrag zu dem 
verbrecherifhen Erfolg geliefert hat. Wenn alfo feine anftiftende 
Ihätigfeit gar nicht unter den Beitimmungsgründen der vollführten 
verbrecherifchen That (zu der eine Anftiftung beabfichtigt war) ſich 
vorfindet, jo tft er auch Fein an diefer That wirklich Betheiligter. 
Verfuchte Anftiftung mag ihm allerdings zur Laſt fallen, aber dieſe 
ift nach unferer Anfchauung nicht ftrafbar. Das foeben Gefagte gilt 
auch, was der Hervorhebung bedarf, für den Fall, wenn neben bem- 
jenigen, der anftiften will, ein Anderer ohne Dolus in bderfelben 
Richtung thätig ift, nur daß dann natürlich nicht von einer Mitan- 
ftiftung die Rede ift, fondern bloß von einfacher Anftiftung. 

Iſt derjenige, welchen ein Anderer anjtiften will, bereit3 von irgend 
einem Dritten angeftiftet worden, in Folge deſſen alfo bereitö zu dem Ber: 
brechen entſchloſſen, fo liegt ebenfalld nur ein Fall der fogenannten ver: 
fuchten Anftiftung vor. Sofern etwa der die Anjtiftung des alias facturus 
Verfuchende durch feine Thätigfeit eine Beſtärkung in dem fchon gefaßten 
verbrecherifchen Entſchluß erzielt, würde ihm pfychifche Beihülfe zur Laſt 
fallen. 

II. Wenn Mitthäterfhaft vorliegt, tritt noch hinzu, daß eine Mehrheit 
von Anftiftern (im Sinne von a. oder b.) bezugs eines oder mehrerer 
Mitthäter vorfommen kann. Die Regeln hierfür ergeben ſich aus dem eben 
Bemerkten und aus $. 38. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Beihälſe. 


?iteratur: Bon der Beihülfe insbelondere handeln O. Müller, in der citierten 
Differtation, ferner die oben ebenfalls citierten Ausführungen von Zachariä, 
im N. A. 1851, Slafer, Gerichtsfaal XVL, v. Buri, Goltd. Arch. XL. 
und XVII und Gerichtsfaal XIX., Geyer, Goltd. Arc. XVL, ferner 
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Fr. a Sinner, Dissert. de auxiliatoribus et sociis principalibus in de- 
linquendi conatu. Berolini 1853, Krug, Abhandl. aus dem Strafredt 
©. 73. 

Geſetze: Preuß. Strafgelegb. $. 34. Als Theilnehmer eines Verbrechens 
oder Vergehens wird beitrait: ...... 2) wer dem Thäter zur Begehung bes 
Verbrechens oder Vergehens Anleitung gegeben hat, ingleichen wer Waffen, 
Werkzeuge oder andere Mittel, welche zu der That gedient haben, wiſſend, 
daß fie dazu dienen follten, verfchafft bat, oder wer in den Handlungen, welche 
die That vorbereitet, erleichtert oder vollendet haben, dem Thäter wiſſentlich 
Hülfe geleiftet“. Ebenfo der Nordd. I. Entw. $. 40 3. 2, nur ift im An: 
fang vor den Worten: „wer dem Thäter“ u. ſ. w. hinzugefügt „ald Ge: 
bülfe*, (wer u. ſ. w.). Val. Cod. pen. art. 60 ($$.2, 3), und Bayr. Straf: 
gelegb. Art. 54 3. 2—4. Biel beffer der Nordd. IL. Entw. $. 47 Abi. 1 
und dad Deutſche Etrafgefegb. $. 49 Abſ. 1: „Als Gehülfe wird beftraft, 
wer dem Thäter zur Begehung des Verbrehens oder Vergebend durch Rath 
oder That wiffentlih Hülfe geleiftet hat." Ganz ähnlich das Hamburg. 
Strafgelegb. Art. 44 (und ſchon dad Bad. $. 134). Unter allen Strafgelep: 
büchern ftellt fih nur das Sächſiſche auf den fubjectiven Standpunkt, indem 
es im Art. 53 jagt: „Als Gehülfe ift zu betrachten, wer zu einem nicht von 
ihm, fondern von Anderen beſchloſſenen Verbrechen vor oder bei der Ausfüh: 
rung mitgewirkt, oder Rath und Anſchlag gegeben bat, ohne jedoch den Ent: 
ſchluß zur That zu dem feinigen zu machen.“ Vgl. Art. 50 Abf. 2. Ueber 
die Terminologie des Altenb., Ihüring. und Braunfchweig. Strafgeſetzbuchs 
ſ. die N. 11 zu 6 Noch Zachariä, aa. O. ©. 216, bezeichnet Die 
Beihilfe als „ungleiche Theilnahme*. 


8. 25. 
Begriff des Gehülfen. 


Gehülfe (Helfer, Berftänder, ungleicher Theilnehmer, auch auxiliator, 
minister oder socius criminis genannt) ijt derjenige, welcher die doloſe 
verbrederifhe Ihätigfeit eines Andern abſichtlich (dolos) be- 
fördert. 

In diefer Definition ift alfo gejagt: 

1) Daß die Beihülfe nur eine dolofe fein fann!). Es ift zwar fehr 
wohl denkbar, das Jemand die verbrecherifche Thätigfeit eines An- 
deren umterftügt ohne es zu wollen, allein in einem folchen Fall 
fann höchſtens — wenn die Vorausfegungen für die Annahme einer 
Gulpa gegeben find — Zurechnung eines fahrläffigen Verbrechens, 
nicht aber der Beihülfe als folder ftattfinden. Nicht felten fommt 
es auch vor, daß (polizeiliche) Strafgefee gewiſſe Handlungen, welche 


1) AM. Tittmann $. 104, Martin $. 75, Borft, im N. A. VI. 
©. 674ff., Yuden, Handbuh ©. 439 N. 2. 
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9) 


— 


leicht zur Förderung einer verbrecheriſchen Thätigkeit dienen können 
(wie z. B. den Verkauf von Gift, gewiſſen Waffen, Nachſchlüſſeln 
ohne die gehörigen Vorſichtsmaßregeln), wegen ihrer Gefährlichkeit ala 
Polizeiübertretungen mit Strafe bedrohen, was natürlich) aus einem 
ganz anderen Gefichtöpuntt als dem der Beihülfe zu beurtheilen ift. 
Daß die Beihülfe eine dolofe verbrecherifche Thätigfeit vorausfegt, zu 
welcher fie als unterftügend, fürdernd Hinzutritt. Keine (erbreche— 
rifhe) Beihülfe ohne dolofe Thäterſchaft; die Beihülfe verhält 
fih im Allgemeinen zu der letteren wie ein Accefjorium zum Prin- 
cipale (ein Sa, der aber vorfihtiger Anwendung bedarf, da hier 
nicht von Haupt- und Nebenfadyen, ſondern von menfchlicher zurechen: 
barer Haupt: und Nebenthätigfeit die Rede iſt). — 

Dolofe Unterftügung einer bloß culpofen verbrecherifchen Thätigkeit 
ift demnach nicht Beihülfe?). Dagegen kann ſich foldhe fcheinbare 
Beihülfe in Wirklichkeit als (dolofe) Begehung (Thäterſchaft) eines 
Verbrechens herausftellen, in welcher Hinfiht ganz Analoges gilt wie 
bezugs der entjprechenden Fälle der fcheinbaren Anftiftung ($. 10 
3. 2). In der gleichen Weife find auch jene Fälle zu beurtheilen, 
in welchen Jemand einen Zurechnungsunfähigen mit verbrecherifcher 
Abficht bei deſſen Thätigfeit unterftügt, oder bei einer That dolos 
fördernd mitwirkt, welche dem Thäter nicht zurechenbar ift (4. B. we 
gen unüberwindlichen Irrthums deſſelben u. f. w.). Der fcheinbare 
Gehülfe wird hier felbft zum Thäter (wenn nicht gerade das fragliche 
Delict Dolus von Seiten de3 unmittelbar durch feine Thätigkeit die 
Vollendung SHerbeiführenden fordert). Wer z. B. einem Tobfüchtigen 
animo occidendi ein Meffer reicht, als diefer auf einen Andern [os- 
jtürzt, haftet für die nun erfolgende Verlegung als Mörder (be 
ziehungsweife wegen Verfuchs), nicht als Mordgehülfee — Iſt der: 
jenige, welcher in Wirklichkeit einen Zurechnungsunfähigen oder eine 
unzurechenbare That unterjtügt, der Meinung, daß der Thäter dolos 
handle, fo wird dieß zwar an der objectiven Geftaltung des Verhält- 
nifjes nichtö ändern, gleihmwohl wird in diefem Fall nur die Ge: 
hülfenftrafe auf ihm anzumenden fein, da er in der Vorausfegung 
handelte, daß feine Thätigkeit nur eine unterjtügende ſei, alfo fein 
Wille bloß auf eine beihelfende Thätigkeit gerichtet war. Anderer: 
ſeits ift derjenige, welcher dolos einen dolos Handelnden unterjtüht, 
dabei aber der Anficht ift, diefer habe feine verbrecheriſche Abficht, 


2) A. M. nur Wenige, wie 3. B. Luden, Handb. ©. 440f., Kitfa, 


©. 91f. Bgl. ud Schütze, ©. 182ff. ©. Geyer, Erört, ©. Yaf. 
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troß diefes Irrthums nur Gehülfe, mag auch bei der Strafbemef- 
fung feine jubjective Anſchauung in Betracht fommen?). 

3) Es ergibt fi aus der obigen Begriffsbeftimmung ferner, daß die 
Gehülfenthätigfeit in der bloßen (dolofen) Förderung einer fremden 
verbrecherifchen Thätigkeit beſteht. Dies bedarf einer näheren Aus— 
einanderfeßung in dem nächſten Paragraphen. 


$. 26. 


Die Thätigkeit des Gehülfen. Verhältniß deſſelben am 


Thäter und zum Anitifter. — £ 


Die Thatigkeit des Gehülfen iſt eine untergeordnete im Verhältniß zu 
der Thätigkeit des Thäters und des Anſtifters. Der Gehülfe begeht nicht 
das Verbrechen ſelbſt, welches er fördert, er übt auch nicht ſo wie der An— 
ſtifter wiſſentlich einen beſtimmenden Einfluß auf den Thäter aus. Er er— 
ſcheint alſo allerdings als ein „Nebentheilnehmer“, allein man darf dieß 
nicht in dem Sinne jener älteren Criminaliſten nehmen, welche von einem 
einſeitig objectiven Standpunkt ausgehend, zwiſchen Haupt- und Nebenur— 
ſache unterſcheidend, den reus principalis als caussa principalis, den Ge— 
hülfen als caussa secundaria des Verbrechens charakteriſieren wollten!). 
Auf ſolche Weiſe würden ſcholaſtiſche Kategorien von Urſachen an die Stelle 
verſchiedener Abſtufung der Verſchuldung geſetzt. In dieſer Hinſicht war 
es eine berechtigte, wiſſenſchaftliche Reaction, welche gegen die übermäßige 
Berückſichtigung der quantitativen Betheiligung an dem Zuſtandekommen 
des Verbrechens ankämpfte. Allein fie fchießt über das Ziel hinaus, wenn 
fie nun den Unterfchied zwifchen „Urhebern“ und Gehülfen alö einen ledig: 
lich fubjectiven hinftellt. Die mannigfaltigen Ausdrudsweifen und For: 
meln für diefe fubjective Theorie lafjen ſich etwa auf folgende Sätze zurück— 
führen: Urheber eines Verbrechens ijt derjenige zum Verbrechen Mitwir: 
fende, welcher das Verbrechen als fein eigenes oder in feinem eigenen 

3) u. unrichtige Anichauungen finden fich bei Köftlin, Syſtem 
©. 283, v. Buri, ne ©. 68f., Gever, Erört. ©. 157f. ©. dagegen 


Sälfhner, Syſtem L ©. 334 (dem Langenbed ©. 133 N. 1 u ©. 182 
wörtlich folgt) und Beib, Rehrb. U. ©. 377 oben, welche jedoch wohl irriger: 
weife den Begriff des Verjuches auch bier für anwendbar balten. ©. ferner 
Geyer, in Goltd. Arch. XVI. ©. 604 f., 607 Note. Vergl. noch Breiden> 
bach I. 2 ©. 357 Hitt. c., Dppenhoff zu $. 34 Nr. 3, Derf., ND. zu 
Thl. 1. Abichn. III. Nr. 5, Dollmanı, Comm. I. ©. 283f. Auh Krug, 
Comm. I. ©. 99 3. 6. 

1) Betreffs dieſer älteren Schriftfteller f. oben $. 6, namentlich die 
Noten 8—11. 
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Interefje will (oder wer „das Verbrechen alö feine eigene Angelegenheit 
betreibt“, wie Geib ſich ausdrüdt). Gehülfe ift derjenige, der das Ber- 
bredien nur als ein fremdes, im fremden Interefje will (e8 als fremde 
Angelegenheit betreibt, die Abficht des Urhebers nur „als eine fremde 
unterftüßt)?). SHiergegen ift nun einzumenden, daß die bloße Verſchieden— 
artigfeit der Motive weder eine helfende Thätigkeit in eine urheberifche noch 
umgefehrt Urheberfchaft in Beihülfe ummandeln könne. Die Unterfceidung 








2) Zeuerbach, der im Allgemeinen diefer fubjectiven Richtung nicht ange: 
bört, thut doch in feiner Nevifton II. ©. 243 einen Ausſpruch, der das „eigene 
uhmittelpare Jutereſſe“ zum Merkmal der Urbeberichaft macht. S. ferner ſchon 
Westphal, Dissert. eit. p. 9sqq., 17sq. und Griminalrebt ©. 52f. ($. 3); 
dann Henfe, Handb. I S. 286 ff., 529, 531, Wächter, Deutih:-Röm. Straf: 
recht I. ©. 147f., Bauer, Lebrb. $. 75, Abhandl. I. S. 418 ff. 427 ff. 455, 
Müller, Dissert. eit. p. 50, Breidenbadb, ©. 354f., Häberlin, Grund: 
ſätze J. ©. 65f., Köftlin, Neue Revifion ©. 448 ff, Syſtem S. 37 ff. 275 ff., 
Berner, Theilnahme S. 207ff., v. Buri, Theilnabme ©. 1ff., 64, Ab: 
handl. S. 116 f., Derjelbe im Gerichtsl. (1867 und 1870) und in Goltd. Ardy. 
a. a. O., Geib IL ©. 317 ff, Yangenbed ©. 143, 181f., 202f., 215F., vgl. 
auch Sinner p. 15f., John, Etrafreht in Norddeutichland u. ſ. w. ©. 262. 
Dob geben diefe Schriftiteller zumeift zu, daß der Gehülfe die Hauptbandlung 
nicht begeben könne (jo namentlid Berner, Geib, Langenbed, zum Theil 
auch v. Buri). Einen vermittelnden Standpunkt mit vorwiegender Betonung 
des fubjectiven Mowmentes nehmen ein Hälſchner, Syſtem J. ©. 311ff., 324 ff. 
und v. Bar ©. 651. Wieder anders vermittelt Krug, Abbandl. S. 73 fl. 
Eine eigentbümliche Anfhauung, zufolge weldyer der Gehülie ſich dadurch vom 
Urbeber unterfcheiden foll, daß ihm Fein eigentliher Dolus, fondern nur ein 
„unbeitimmter Vorſatz“ zur Laſt falle, entwidelt Glaſer. ©. darüber v. 
Buri im Gerichtefaal 1867 a. a. DO. und Gever, Goltd. Arch. XVI. ©. 599ff. 
Unter den Neueren betonen das objective Moment Temme, Preuf. Strafredt 
©. 332f., 335, 349 ff., Schweizeriſches Strafrebt S. 208, 209, Berner, 
Grund). ©. 41ff. und Lehrbuch ©.182, Gever, Grörterungen ©. 149ff., 
v.Aräwel, Entwurf ©. 158ff, Dollmann, Gommentar I. ©. 313, Sobn, 
Kritiken ftrafrechtlicher Enticheidungen 1866 S. 29ff., Schütze S. 74ff, 
und Etrafrechtsztg. 1868 Sp. 528, auch H Meyer, Das Nordd. Strafrecht. 
1869 ©. 35f. ©. noch Berner, Kritif ded Entw. 1869 ©. 61f. Eine 
gänzliche Nicytberüdfichtigung des fubjectiven Momentes ift damit natürlidy nicht 
gemeint, ſ. Gever, Goltd. Ard. a. a O. — Die Strafgefepbücher (mit Aus: 
nahme des Sächſ.) und die neueren Entw. baben die fubjertive Theorie nicht 
aufgenommen. Freilich führen fie die richtige Theorie meift nicht conjequent 
durch (namentlich betreffd der „Hauptgehülfen” und zum Theil des fogenannten 
Gomplottes; ſ. fpäter). Die preußiiche Praris neigt fih nicht felten zu ber 
fubjectiven Theorie; ſ. 3. B. die Entſch. des preuß. Ober Trib. vom 13. Sept. 
1852, 23. Februar 1866, 8. Januar 1868 (Goltd. Arch. XL S. 379, XIV. 
©. 355 #., XVI. 218f). Das Deutihe Strafgeſetzbuch jteht ganz auf dem ob» 
jectiven Standpunkt, obwohl die Motive (zum IL. Entw.) ihwanfen. Schwan» 
end und unflar uh Schwarze, Comm. ©. 170, vgl. S. 197, 200f. 
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zwifchen eigenem und fremdem Interefje iſt überdieß, wie fchon erwähnt, 
ganz ungenau, da mein Interefje an einem fremden Interefje eben doc) 
das meinige ift. Die bloße Lebhaftigkeit des Interefjes aber iſt für unjere 
Unterfcheidung nicht verwerthbar, wenn fie ſich nicht in der Thätigfeit felbjt 
daritellt. Das bloße befondere Interejje macht den Mordgehülfen nicht zum 
Mörder, wenn er nicht zur That des Mordes felbit, zur Begehung des- 
felben jchreitet. Thut er dieß aber wijjentlid, dann hat er aud) die Schran- 
fen der Beihülfe überfchritten. Darum hat ſich auch eine große Anzahl 
jener Schriftiteller, welche der jubjectiven Theorie anhängen, bemüfjigt ge 
funden, von derfelben infofern abzuweichen, als fie zugeben, daß derjenige, 
welder die Saupthandlung des Verbrechens begeht, auch dann nicht 
Gehülfe fondern Thäter fei, wenn er nur im fremden Interefje handelt. 
Läßt man fo die objective Natur der Dinge, die Art der Thätigfeit in 
einem Falle mapgebend fein, jo iſt nicht einzufehen, warum jie nicht auch 
betreff3 der Nebenhandlungen entjcheidend fein fol. Wer bloß folche 
Handlungen, alfo eine unterjtügende, helfende Thätigkeit jest, muß Gehülfe 
fein auch dann, wenn er dabei ein jogenanntes eigenes Interefje verfolgt. 
Gehülfe ift uns ſonach jener, welcher dolos zu einem Verbrechen mit: 
wirfend, weder Anjtifter zu demfelben ift?), noch die Saupthandlung des 
Verbrechens ſelbſt (mwifjentlich) ausführt. Der Gehülfe ordnet feine Thätig— 
feit, wie umfangreich und wichtig fie im Uebrigen fein mag, jener des Thä- 
ters unter, da er es diefem anheimftellt, die Haupthandlung zu begehen, 
d. h. jene Handlung, welche das Verbrechen, ohne weitere WVermittelung 
dur die dolofe Thätigfeit eines Dritten, der Vollendung zuführen fol. 
Er will 3. B. nicht ftehlen und ftiehlt nicht felbjt, er will bloß einen An- 
dern beim Diebjtahl unterftügen und handelt demgemäf. Seine Thätigkeit 
ift Nebenhandlung. Er kann, fofern er Gehülfe bleiben will, die Haupt: 
handlung gar nicht begehen. Die Hülfe ift auch feine Verfuhshandlung, 
da dieje ebenfalla den Willen vorausfegt, das Verbrechen ſelbſt zu begehen. 
Nach dem Gefagten iſt es nun allerdings nicht gleichgültig, wie der 
Wille der an einem Verbrechen Betheiligten befchaffen jei, und man mag 
immerhin zmwifchen animus auctoris und animus socii unterfcheiden, falls 
unter dem erfteren der Wille verftanden wird, das Verbrechen (d. h. die 
Haupthandlung befielben) zu begehen, unter dem leßteren der Wille, das 
Verbrechen nicht felbft zu begehen, fondern nur dejjen Begehung zu für: 


3) Natürlich kann jemand zugleich Anftifter und Gehülfe zu demielben 
Verbrechen fein. Dann wird die Beihülfe nur ald Strafzumeſſungsgrund in 
Betracht kommen, ſ. Oppenhoff zu $. 34 Nr. 15, Ders, ND. zu Thl. I. 
Abſchn. IL Nr. 17. 
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dern (gleichviel aus welchem Bemweggrunde diefer animus hervorgeht). Wer 
mit Wiffen und Willen die Haupthandlung begeht, iſt Ihäter, wer fie über- 
haupt nicht begeht, kann nur Gehülfe fein; wer fie nicht wiſſentlich (mit 
dem auf ihre Begehung gerichteten Willen) begeht, ift nicht dolofer Thäter, 
fondern entweder nur culpofer Thäter oder zugleich Gehülfe, falls er mit 
dem SHelferwillen handelnd einem Thäter zur Seite fteht, der mindeſtens 
einen Verſuch begangen hat?). 

Die Thätigkeit des Gehülfen begründet alfo, für ſich allein, niemals 
den Verſuch oder gar die Vollendung des Verbrechens, zu deſſen Entftehung 
die Hülfeleijtung beitragen foll. Sie bedarf immer noch de3 Hinzutretens 
einer Handlung des Thäters, damit dieſes Verbrechen (ala verfucht oder 
vollendet) vorliege?). Darum eben bleibt fie eine untergeordnete gegenüber 
der Hauptthat. Und ebenfo behauptet fie ihre untergeorpnete Stellung 
gegenüber der Anftiftung, da in diefer der dolofe Anfangspunft des Ver: 
brechens liegt, ſowie andererfeit3 in der Thäterfchaft fich der dolofe End- 
punft des Verbrechens darftellt. 


8. 27. 
Bon den Arten der Beihülfe im Allgemeinen. 


In früheren Zeiten, namentli im vorigen Jahrhundert und am An- 
fang des jegigen, hat die Doctrin fih in einer Menge von Eintheilungen 
der Theilnahme, die ſich hauptſächlich auf die Beihülfe beziehen, gefallen, 
ohne daß dadurch theoretifch oder praktiſch Erhebliches zu gewinnen war!) 
Viele diefer Eintheilungen find geradezu unhaltbar oder wenigſtens ganz 
überflüffig. Das erjtere ift der Fall mit der Eintheilung in vorausgehende, 


4) Wenn A. um dem B. bei der Ermordung des C. zu helfen den Hund, 
der den ©, begleitet, erſchießen will, aber den C. jelbft (in Folge einer Abirrung 
der Handlung) erſchießt, während der gleichzeitige auf den C. gemünzte Schuß 
des B. fehfgebt, fo ift A. der culpofen Tödtung und der Beihülfe zum Mord: 
verſuch jchuldig. 

5) Nur in diefer Beſchränkung ift es richtig, daß die Gehülfenhandlung 
eine ſolche fei, „welche kein felbititändiges (verfuchtes oder vollendetes) Verbrechen 
in ſich enthalten dürfe" (vol. Shüke ©. 278), Es verfteht fich aber von 
jelbft, daß Beihülfe auch geleitet werden kann durch Begehen eines felbftftän: 
digen Verbrechens, 3. B. Beihülfe zum Mord durch Diebitahl (und Weberliefe: 
rung) eines Mordwerkzeugs, Beihülfe zum Diebftahl durch Brandftiftung. Dann 
wird als ideal zufammentreffend eben jenes felbftftändige Delict und außerdem 
die Beihülfe zu beitrafen fein, Vergl. John, Kritiken S. 30, Schüpe, Lehr 
buh ©. 156 N. 4 a. ©. 

1) Am weiteften trieb die Eintheilungswuth Borft im N. Arch. VII. 
©. 698 ff., der zwölf Arten und zwei und vierzig Grade der Theilnahme aufzählt! 
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gleichzeitige und nachfolgende Theilnahme (concursus antecedens, concomi- 
tans, subsequens), da nachfolgende Theilnahme vielmehr unter den Begriff 
der Begünftigung fällt?). Ebenſo unhaltbar ift die Eintheilung in be— 
ftimmte und unbeftimmte Beihülfe?). Unter der letteren foll eine foldhe 
verjtanden werden, welche fich nicht auf ein einzelnes Verbrechen fondern 
„auf Beförderung einer gewiſſen Art von Verbrechen z. B. der Unzuchts- 
verbredhen, oder gewifjer Arten der Fälſchung u. f. w. richtet”. Won diefer 
unbejtimmten Beihülfe gilt ungefähr, was von dem fogenannten unbe= 
ftimmten Vorſatz zu jagen ift, der angeblich auf gar feine beftimmte Vers 
legung gerichtet fein fol. Sofern eine Gehülfenhandlung mit dem auf ein 
bejtimmtes Verbrechen wenigitens eventuell gerichteten Dolus begangen ift, 
muß man natürlich von „bejtimmter” Beihülfe fprechen, und der etwa von 
dem Gehülfen außerdem gehegte Gedanke an mögliche künftige Verbrechen, 
die er unterjtügen möchte, ift an ſich criminaliftifch unerheblich und fommt 
erſt zu einer verbrecherifchen Eriftenz, wenn ein ſolches Verbrechen wirklich 
verſucht und unterjtügt worden iſt. Daß aber Jemand durch eine Hand— 
lung wifjentlid zu mehreren Verbrechen mitwirken kann, z. B. durch Liefe- 
rung von Nachſchlüſſeln zugleich zu Diebitahl und Entführung, bedarf faum 
der ausdrüdlichen Erwähnung. 
Einer befonderen Hervorhebung bedürfen dagegen die Eimtheilungen: 

a. in phyſiſche und pſychiſche (intellectuelle) 

b. in unmittelbare und mittelbare 

ce. in wefentlihe und nicht wefentliche 

d. in pofitive und negative und 

e. in allgemeine und bejondere Beihülfe. 


8. 28. 
a. Phyſiſche und pſychiſche Beihülfe. 


Auf diefen Gegenfat wurde ſchon früher ($. 7) hingewieſen. Die fos 
genannte pſychiſche (intellectuelle, moralifche, geiftige) Beihülfe befteht in 
einer (dolofen) pſychiſchen Einwirkung, durch welde ein Anderer in feinem 
verbrecheriſchen Entſchluß beftärkt, unter Umjtänden aud in deſſen 
Ausführung gefördert wird, mährend man unter der phufifchen 
Beihülfe (gemifchten oder Thathülfe im Gegenfag zu der Rathhülfe) die 





2) Weber Die genauere Beitimmung des Zeitpunktes, in welchem eine Theil: 
nahme nicht mehr möglich tft, ſ. $. 44. 

9 Eie findet fid noch bei Bauer, Lehrb. $. 78, Abhandl. I. ©. 458, 
ferner in Köftlin’s N. Reviſ. S. 482, 485f., in den früheren Auflagen von 
Heffter's Lebrb. und nach diefen (mit ſehr ſchwachen Gründen gegen Luden's 
Abhandl. J. S. 346 N. 2 vertbeidigt) felbit noch bei Sinner l. 1. p. 11. 

U. 


67 2 


386 Teilnahme Mehrerer an einem Verbreden und Begünftigung. 


Förderung der verbrederifhen Thätigfeit durch dolofe körperliche Thä— 
tigfeit, wie SHerbeifchaffung von materiellen Mitteln für dieſelbe ober 
Befeitigung von Hindernifjen, die ihr im Meg ftehen, u. f. mw. begreift!). 
Die Gränzlinien zwifchen beiden Arten der Beihülfe find ziemlich fließend 
und ed wäre darum verfehlt, eine derfelben für höher ftrafbar zu erklären 
ala die andere. So wie ſich die pſychiſche Beihülfe an Bedeutung der 
Anftiftung annähern kann, ift andererfeits eine ähnliche Annäherung der 
phyſiſchen Beihülfe an die Thäterſchaft möglich. = 

Menn mande Schriftiteller meinten, pſychiſche Beihülfe könne nur in 
der Form des Nathes auftreten, jo ift die natürlich irrig. Die äußeren 
Formen, in welche die den Entſchluß des Verbrecher feitigenden Einwir— 
fungen fich Heiden können, find höchſt verfchiedenartig und an ſich crimina= 
Kiftifh gleichgültig. Ja es können geradezu alle jene Formen, in denen die 
Anftiftung auftritt, auch Formen der pfychifchen Beihülfe fein. Im Ein- 
zelnen fei hier folgendes hervorgehoben: 

1) Pſychiſche Beihülfe liegt vor, wenn derjenige, der einen Anderen 

anftiften will, diefen ſchon zum Verbrechen entſchloſſen findet, die 
„verſuchte Anftiftung” aber den Entſchloſſenen doch in feinem Vor: 
haben bejtärft (f. $. 11). 
Pſychiſche Beihülfe liegt auch fast jedesmal in der Leiſtung der phy: 
fifchen Hülfe. Denn in der Regel wird der Thäter, dem Hülfe geleiftet 
wird, gleichviel ob er weiß oder nicht, daß die Hülfe nicht zu— 
fälligerweife fondern durch menfhlihe Abfiht ihm zu— 
fommt, durch fie in feinem Vorhaben fich beftärkt fühlen (fo 3. B. 
wenn er ein taugliches Werkzeug zu feinem Verbrechen entvedt, wel: 
ches ohne fein Wiffen eine helfende Hand zurecht gelegt). Gewöhnlich 
meint man: Nur wenn der Thäter wife, daß ihm ein Helfer zur 
Seite jtehe, werde die phyfifche Beihülfe zur pfychifchen. Aber gerade 
in dieſem Fall find Ausnahmen von der obigen Negel nicht ganz 
jelten, weil manchmal der Gedanke, einen Mitfhuldigen (und mög: 
lichen Berräther) gefunden zu haben, nicht beſtärkend auf den Willen 
des Verbrechers wirkt?). 


2 


— 


1) ©. z. B. Feuerbach, Lehrb. F. 50, Wolthers p. 115f. (Wächter 
8. 90), Bauer, Lehrb. 8. 74, vergl. $. 78, Abhandl. I. ©. 457, Berner, 
Theilnahme S. 2607, Köftlin, N. Reviſ. ©. 482f., Syitem S. 237ff., 
Haälſchner ©. 325, 328f,, Geyer, Erört. ©. 152, Dollmannl. ©. 316ff. 
Geib I. ©. 372, Langenbeck ©. 191, Shüpe ©. 306f., Schwarze 
©. 1985. Bergl. Hıfl. Strafgefegb. Art. 83, Bad. $. 135, Bayr, Art. 54. 

2) Wie ich nachträglich ſehe, macht diefe Bemerkung auch v. Buri, Ge— 
richtsfaal 1870 ©. 84. 
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3) Auch in der Zufage einer zu leiftenden Beihülfe Liegt ſelbſt fchon 
(pſychiſche) Beihülfe?). 

4) Ebenfo ift eine intellectuelle Hülfe, das Verfprechen eines dem Ber: 
brecher nad) vollendetem Verbrechen zu leiftenden Beiftandes (Ber: 
fprehen der Begünftigung), ein Fall der öfter in den Geſetzen 
als das Gegenſtück zu der (nicht vorher zugefagten) Begünitigung 
ausdrüdlich hervorgehoben wird). 


8. 29. 


b. Unmittelbare und mittelbare Beihülfe. (Ansbefondere An— 
ftiftung zur Beihülfe.) 


Beihülfe kann jowohl durch eine unmittelbare Unterjtügung oder geiftige 
Beitärfung des Thäters geleiftet werden, als aud durch eine, zunächſt die 
Thätigfeit eines Anftifterd oder Gehülfen fördernde Mitwirkung zum Vers 
brechen. Je nachdem alfo der Gehülfe feine Thätigfeit in unmittelbare Ver— 
bindung fegt mit jener des Thäters oder nicht, ift er entweder unmittel: 
barer oder mittelbarer Gehülfe!). 

Demzufolge läßt jich denken: 

1) Eine Beihülfe zur Beihülfe („Hülfshülfe“; hier kann man von 
einem „Selferöhelfer” im eigentlihen Sinne des Wortes fprechen) 


3) Darum iſt es nicht haltbar das (angeblich ftraflofe) Verbrechen einer 
Beibüffe zu einer „die That vorbereitenden Handlung” und die (ftrafbare) Zus 
ſage einer bei der Ausführung zu leiftenden Beihülfe zu no wie 
ed das Bayr. Etrafgefepb. Art. 54 3. 8 thut und Hocheder J. ©. 240 zu ber 
gründen jucht. 

9) ©. z. B. Hannöv. Erim.Geſetzb. Art. 68, Braunfchw. 8. 46, Altenburg. 
Art. 38, (Heſſ. Art. 83 3. 3, Bad. $. 135 3. 3, Preuß. $. 38, Sächſ. Art. 61 
Abi. 2) — vgl. Würtemb. Art. SI im Auf, Nah Oeſterr. Recht (Strafgeiep: 
buch $. 105) find die zum Verbrechen dolos Mitwirkenden entweder: 1) Mit: 
ſchuldige (worunter Anjtifter und alle Gebülfen mit Ausnahme der unter 2 zu 
erwäbnenden gehören) oder 2) Theilnehmer, wenn ibre Thätigfeit die oben im 
Tert unter 4 bezeichnete ft. Vgl. Geyer, Erört. ©. 163. Dieſer feltfame 
Sprabgebrauh hat zu Mißverſtändniſſen Anlaß gegeben, wie 5. B.Berner’s 
(Theiln. ©. 6) gegen Kitka (S. 75 ff.) gerichteter Borwurf eigentlich vor allem 
an die Adreffe des Deiterr. $. 5 zu richten gewejen wäre. Der Defterr. Ents 
wurf folgt übrigens dem wiffenichaftlihen Sprachgebrauch. 

1) Val. im Allgemeinen namentlih Berner, Theilnahme S. 265 ff., wo 
Beihülfe zur Veibülfe durch eine feltiame Argumentation für ein „Unding * 
erklärt wird ; dagegen Hocheder I. 238, Stengleinl. &. 504, Dollmann 
I. S. 288f., 307, 320], Geyer, Erört. ©. 121, 146, Yangenbed ©. 194, 
Schütze ©. 251, Schwarze ©. 192, 198. 
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und zwar gleichviel ob pſychiſche oder phyſiſche Beihülfe unter der 
einen oder der anderen veritanden wird?). 

2) Eine Beihülfe zur Anftiftung, und zwar ift diefe eigentlich ftet3 
(au wenn fie in der Form der phyfiichen Beihülfe z. B. der Ein- 
räumung eined Local zu einer Zufammenkunft zwiſchen Anftifter 
und Anzuftiftendem auftritt) pfychiiche Beihülfe, fofern man fie wür- 
digt in ihrer Beziehung zu dem Thäter, zu deſſen Anftiftung ver 
Gehülfe eben wiſſentlich einen Beitrag leiftet. 

3) Endlich ift au die Anftiftung zur Beihülfe der ihr zu Grunde 
liegenden Abficht nach wie ihrer Wirkfamfeit nad) nichts anderes ala 
Beihülfe zu dem Verbrechen des Ihäters (vgl. oben $. 8). Ob Je— 
mand einem Verbrecher dadurd Hilft, daß er ihm 3. B. ſelbſt die 
Werkzeuge zum Verbrechen verfchafft, oder dadurch, daß er einen An- 
deren zu diefer Hülfeleiſtung bemegt, ift infofern doc gleichgültig, 
ald in beiden Fällen eine gleich kräftige Mitwirkung zu dem Ber: 
brechen vorhanden ift. 


2) Die Anſicht Berner's (f. Theiln. S. 251ff., 265 ff., val. die voran: 
gehende Note 1), wie es fcheint Geib's (Pehrb. IT. ©. 373) und zum Theil 
der preuß. Praris (vgl. Oppenb. 5. Aufl, zu 8.34 N. 19) gebt dabin, daß es 
zwar Anjtiftung zur Beihülfe aber feine Beihülfe zur Beibülfe gebe. In der 
preußijchen Praris machte fich aber auch die Anficht geltend, es gebe über: 
haupt Feine „Theilnahme an der Theilnahme“. Eo auch Temme, Preuß. 
Etraft. ©. 339, 349, 350, Schweiz. Strafe. ©. 208, Berner, Grund. 
©. 28, 41, Oppenboff, 6. Aufl. zu $. 34 N. 18. Allerdings läßt $. 34 3. 2 
des Preuß. Strafgeſetzbuchs diefe Interpretation zu, welche auch ziemlich unſchäd— 
fi gemacht ward dadurch, daß man fagte: es ſtehe nichts im Wege in einem 
folhen Fall doch „Theilnahme an der Hauptthat“ anzumebmen und dann zu 
firafen. Das Deutſche Strafgefegbuch $. 48 ftellt Die Anftiftung zur Beihülfe 
unter den Begriff der Anftiftung, was freilich an fich nicht richtig ift (ſ. krit. 
Vierteljahreſchrift XIL. S. 192 f.), praktiſch aber infofern doch zu einem richtigen 
Ergebniß führt, als die für die Handlung des Angeftifteten feitgefegte Strafe 
maßgebend ift für die Strafe des Anftitters, dieſer allo wie ein Gehülfe be» 
handelt wird, wenn er einen Andern zur Beibülfe anjtiftete. Vgl. Schüße, 
Lehrbuch S. 150 N. 4, ©. 154, Nüdorff zu 843 N. 4. Unrichtig Oppen: 
hoff, ND. zu Thl. J. Abichn. IL N. 20. Was die Beihülfe zur Beibülfe be 
trifft, fo ift ihre Beitrafung nach dem Deutihen Strafgeſetzbuch nicht dadurd) 
ausgeſchloſſen, daß $. 49 jagt: „wer dem Thäter.. Hülfe geleiitet bat“. (A. M. 
Herzog ©. 265f.) Beihülfe zur Beihülfe ift eben, da ihr ja die Begriffs: 
merfmale der Iheilnabme (Dolus u. |. w.) eigen fein müffen, ſtets Beihülfe zur 
Hauptthat. Wenn A, dem B. bei feiner den ©. unterftügenden Thätigkeit bilft, 
fo unterftügt A. auch den C. (mittelbar). Die Untericheidung, welche (ſich an: 
(ehnend an die in Preußen herkömmliche Anſchauung) Schüpe, Lehrb. 155 N. 3 
und zum Theil die Gommentatoren zum Nordd. Strafgeſetzbuch machen, ift daher 
bedeutungslod. Richtig Schwarze a. a. O. " 
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Die „Mittelbarkeit” Tann natürlid bei der Beihülfe ebenfo mie bei 
der Anjtiftung eine noch weiter gehende fein. Weber die „Logik“ noch die 
Gerechtigkeit kann etwas dagegen einmwenden, wenn die Anftiftung oder Bei- 
hülfe zu einer mittelbaren Beihülfe ebenfall3 für ftrafbar erflärt wird, wie 
fih von ſelbſt verjteht unter der Vorausfegung, daß in einer derartigen 
Thätigkeit fich dolofe Mitwirkung zu einem Verbrechen verkörpert hat. 


8. 30. 


c. Weſentliche und unweſentliche Beihülfe Der fogenannte 
Hauptgehülfe. 


Anknüpfend an die ältere Doctrin, welche feit der Zeit der italienifchen 
Praktiker unterſchied zwiſchen dem auxiliätor delicto caussam dans und 
dem auxiliator simplex (fo daß der erjtere ebenfo ftrafbar fein follte wie der 
Urheber), macht man noch heutzutage nicht felten einen Unterfchied zwiſchen 
dem Haupt- und dem Nebengehülfen, oder auch (Ausdrücke die das 
Preußische Necht gewählt hat) zwischen weſentlicher und nicht weſent— 
licher Beihülfe ?). Dabei ift es die Abficht den Hauptgehülfen in der Straf: 
barfeit dem Thäter gleichzuftellen, oder mwenigftens es möglich zu machen, 
daß er ebenfo ſtreng wie der Thäter — alfo jtrenger alö der „Nebenge- 
hülfe“ — bejtraft werden könne. Man verfteht gewöhnlid unter biefer 
fogenannten Haupt: oder wefentlihen Hülfe eine ſolche Unterftügung, ohne 
welche die That nicht begangen werben Tonnte. Nun Tann aber von jeder 


1) Vgl. Stübel, Thatbeftand S. 327}. und dagegen denſelben Theiln. 
©. 24#., Feuerbach, $. 44 und dazu Morftadt, N. 4, Eicher, Abhandl. 
©. 145, Derfted, Grunde. ©. 188 ff., Wolthers, L1.p. 42sqq., Quben, 
Abb. II. ©. 391 ff., Breidenbach ©. 361ff., Bauer, Abh. I. ©. 457f., 
Lehrbuch 8. 738 3.1, Hufnagel J. ©. 151, I. ©. 85f, Häberlin J. 
©. 66, Goltdammer, Mater. I. S. 324 ff (7.—. Württemb. Strafgefepbud 
Art. 75, 85, Heil. Art. 73, Bad. $. 139, Preuß. $. 35 (verb.: „Wird feitge: 
ſtellt, daß im Kalle bed 8.34 Nr. 2 die Theilnahme eine nicht weſentliche war”), 
Sächſ. Art. 53 („nahe und entfernte Beibülfe“), vgl. Krug I ©. 100. — 
Gegen die Unterfcheidung f. Tittmann im N. A. I. ©. 377ff., Weigand, 
Erört. S. 90f. Mittermaier zu Fenerbach $. 44 N.IV., Berner, Theil: 
nahme ©. 217 ff. (vgl. aber dens. Grundſ. ©. 55f., Lehrb. ©. 177), Müller 
1. 1. p. 51549., Dollmann, Krit. Ueberih. I. ©. 159 ff. (vgl. denf. Comm. I. 
©. 314), Geib I. ©. 374, Rangenbed ©. 306f., Schüpe ©. 304. Gegen 
die Formulierung im Nordd. I. Entw. $. 41 Abi. 2 (falld nicht „die Hülfe eine 
folche war, daß ohne fie die That nicht hätte begangen werben fönnen) |. Geyer, 
Krit. Viertelj. XII. ©. 194, 9. Meyer, Das Nordd. Strafr. ©. 35, Binding, 
Entwurf 1869 ©. 96. Mit Recht hat der Nordd. II. Entwurf die betreffende 
Beftimmung befeitigt. Vgl. noh John, Entw. ©. 250ff. 
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Hülfeleiftung behauptet werden, daß ohne fie die That, jo wie fie begangen 
wurde, (in concreto) nicht möglich war, während es anbrerfeit3 ganz will- 
fürlih ift, den Gefichtspunft entfcheiden zu laflen, ob das Verbrechen in 
irgend einer anderen Weiſe (in abstracto) vielleicht ohne jene Hülfe hätte 
begangen werben fünnen. Ueberdieß wird bei jener Faſſung der Definition 
gar feine Rüdficht auf das Wiffen des Gehülfen um feine Unentbehrlic: 
feit genommen. Berner u. A. haben diefes Merkmal dem Begriff hinzu: 
gefügt, indefjen wird wenig damit gewonnen, da trogdem dad Dilemma 
ftehen bleibt, daß jede Beihülfe in concreto weſentlich, in abstracto (von 
GSingularitäten abgefehen) unmefentlich ift. Faßt man endlich den Begriff 
fo, wie das Sächſiſche Strafgeſetzbuch („nahe” Beihülfe fei diejenige, ohne 
welche „das Verbrechen nicht auägeführt worden fein würde‘), fieht alfo nur 
darauf, ob gerade der Thäter, dem geholfen wurde, „nad; feiner Indivi- 
dualität und den fonftigen Umſtänden“ (Krug) das Verbrechen auch ohne 
die Beihülfe begangen haben würde, jo wird man zu Präfumtionen die Zu- 
flucht nehmen müfjen?), oder von den Ausfagen des Thäters über das, 
was er vielleicht gethan haben wirde, das Geſchick des Gehülfen abhängig 
machen. 

Die Eintheilung in Haupt- und Nebengehülfen iſt demnach in allen 
dieſen Geſtaltungen verwerflich, wie denn überhaupt, was hier zugleich be— 
merkt ſein mag, jede allgemeine Unterſcheidung zwiſchen mehr und minder 
ſtrafbarer Beihülfe (verſchiedenen „Graden“ der Beihülfe) — gewöhnlich 
als nahe und entfernte Beihülfe bezeichnet — nicht haltbar ift?). Es 
muß dem Ermefjen des Richters überlaffen werden, je nad) der Intenfität 
des Dolus und dem Umfang der Wirkfamkeit die Strafe des Gehülfen 
innerhalb des gefeglihen Strafrahmens zuzumefjen. 








2) Eine ſolche Prälumtion ftellt Krug, a. a. O. ©. 101, auf, wenn er 
forbert, der Gehülfe müſſe Umftände darthun, aus denen es wahrfcheinlich wird, 
daß ber Thäter ohne feinen Beiftand das Verbrechen ausgeführt haben würde, 

3) Wegen der Unterfcheidung zwiſchen socii proximi et remoti verweifen 
wir auf Wolthers l. 1, p. 117ff., wo über die Dogmengefchichte Auskunft 
gegeben wird, vgl. auch p. 46 und p. 185. Zwei Grade der Beihülfe kennt 
auch das Bayr. Strafgeiegb. von 1813 Art. 74, 76 und in ähnlicher Weile das 
Hannov. Crim.-Geſetzb. Art. 67, 68. — Das Defterr. Strafgefegb. kennt im 
Allgemeinen feine ähnliche Abftufung , unterfcheidet aber feltfamerweife bei dem 
Mord zwilchen den „unmittelbar Mitwirkenden“ (weiche die Todesftrafe trifft) 
und den „entfernten Mitfchuldigen oder Iheilnehmern® — 88. 136, 137. Noch 
weiter gebt der Defterr. Entw. $$. 77 litt. c., 226—229, |. Geyer, Beſprech. 
bes Deiterr. Entw. ©. 17, vgl. ©. 167ff. 
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8. 31. 


d. Pofitive und negative Beihülfe (Nihthinderung von Ver— 
breden und Nihtanzeige eines bevorftehenden Verbrechens.) 


Die Ausdrüde „pofitive und negative Beihülfe” (oder concursus posi- 
tivus, negativus) werden oft in fehr ungehöriger MWeife angewandt. So 
begreift namentlich Köftlin!) unter negativer Beihülfe nicht bloß die vor 


1) Syſtem ©. 294 ff., vgl. die dort ©. 294 N. 3 angeführte Literatur und 
den. N. Revif. ©. 486 ff. Grolman, Grundf. $. 35 und Wächter, Lehrb. 
8. 91 N. 88 nennen die Nichthinderung eines Verbrechens „Begünftigung vor 
der That”, S. noch Salchow, Lehrb. $. 55, Bauer, Lehrb. $. 74, Abh. I. 
©. 424f., 456, Wolthers, 1.1. p. 121, Luden, Handb. ©, 454ff., 459f., 
Hufnagel II. ©. 99, Glaſer, Abh. J. S. 324f., Geyer, Erört. ©. 153 ff., 
Hoceder 1. ©. 239, Dollmann L ©. 317, Yangenbed © 195ff. — 
Ueber die Berpflihtung zur Hinderung von Verbrechen und Anzeige bevorftehen: 
der Verbrechen, welche im kanoniſchen Recht als eine allgemeine aufgeftellt war 
(c. 7, 8, 11, Causs. 23 qu. 3) und ebenfo im älteren Deutichen Recht faft all: 
gemein anerkannt ift (vgl, Raiferrecht II. 19) ſ. die treffliche Ueberficht bei 
Geib II. ©. 388 ff. und dazu Berner, Lehrb. ©. 505f., Hälſchner, 
Syftem DI. €. 565 ff, John, Entwurf ©. 262 ff. — Was die Strafgefegbücher 
betrifft, fo zerfallen fie in mehrere Gruppen: I. Einige bedrohen die Nichtanzeige 
(bez. Nichthinderung) bevorftehender Verbrechen ganz allgemein mit Strafe. So 
das Würtemberg. Art. 93 (aufgehoben durch Art. 16 des Gef. vom 13. Aug. 
1849, vgl. Sepp, im N. A. 1851 ©. 54ff.); daneben enthält das Strafgefeh- 
buch beiondere Strafbrohungen in Art. 143 (modificiert am 13. Auguft 1849 
Art. 21), 213, 215, 216 Abſ. 4. Hierber gehören ferner das Altenburg. 
Geſetzbuch Art. 39, das Thüring. Art. 39, das Sächſ. Art. 70. II. Andere 
faffen nur Die Nichtanzeige u. f. w. beftimmter fchwerer Verbrechen in's Auge. 
So dad Braunfhw. Geſetzbuch $. 48 (f. Breymann ©. 209f.), das Heff. 
Art. 134, 188 (dieſes fordert daneben von dem Hausvater Verhinderung der 
Verbrechen, die deffen Frau oder Kinder begehen wollen — Art. 883.2 — und 
ftraft Beamte, die verpflichtet find, Die Begehung von Verbrechen zu bindern, 
ald Gehülfen, wenn fie die Verhinderung vorfäglich unterlaſſen — vgl. Brei— 
denbah S. 401ff., 416ff.), das Bad. $. 146, dad Preuß. $$. 39, 112 (vgl. 
Dppenboff, dann Goltdammer, Mat. I S. 343 ff, I. ©. 190f., John 
0.0. D.), das Defterr. $. 212 (bodhafte Nichthinderung eined ‚Verbrechens“, 
alfo nicht eines „Vergehens“ oder einer „Webertretung” ; vgl. unten Note 3), 
das Dfdenburg. Art. 35, 107, das Bayr. Art. 62 (allgemeine Pflicht für 
Beamte Art. 63; ſ. namentlih Dollmann I. &. 360 ff.), das Lübiſche $. 37 
und dad Deutiche $. 139 (f. unten). — IH, Das Hamburg. ift dad einzige 
Deutiche Strafgeiepbuch, welches feine derartige Strafdrohung enthält. (Hier 
bemerken wir übrigens, da die Art. 103 und 136 des Code pénal durch das 
Geſetz vom 28. April 1832 aufgehoben wurden.) Der Defterr. Entw. bedroht 
8. 285 die abficytlihe Nihthinderung von „Verbrechen? mit Strafe, |. Geyer, 
Beipr. S. 221f. Achnlich wie das Preuß. Strafgelepbucd regelt die Brage der 
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fäglihe Nichthinderung eines Verbredens, fondern rechnet es ſogar hierher, 
wenn Jemand ‚‚die Nichtanzeige eines Verbrechens für den Fall, daß es be- 
gangen fein werde, zum Voraus zufagt”. Eine foldhe Zufage iſt aber in ber 
That mindeſtens eine durch pofitive Einmwirfung auf den Verbrecher began- 
gene pfuchifche Beihülfe. Ia die Zufage, das Verbrechen nicht zu hindern 
oder nicht anzuzeigen, kann fogar eine Form der Anitiftung fein. 

Um Klarheit in die hier einfchlagenden, nicht unbejtrittenen Fragen zu 
bringen, müfjen wir diefelben trennen. Sonad haben wir folgendes zu 
bemerfen: 

1) Es gibt allerdings auch eine negative d. h. eine durch bloße Un- 
terlaffungen begangene Beihülfe, die aber fehr wohl von der blo- 
ken Nichthinderung eines Verbrechens unterfchieden werden muß. Soll 
in einem (dolofen) Unthätigbleiben Beihülfe zu einem Verbrechen 
liegen, fo muß jenes Nichthandeln in einem Cauſſalzuſammenhang 
mit dem Verbrechen ftehen, fo daß eine wirkliche Förderung des let- 
teren eingetreten ift. Dies ift nur ausnahmsweiſe der Fall, nament- 
lich wenn ein Unthätigbleiben trot des Vorhandenfeins von Verhält: 
niffen befonders verpflichtender Art ftattfindet. Da unter einer ſolchen 
Vorausſetzung die begründete Erwartung bejteht, daß der Unthätig- 
bleibende vielmehr thätig fein werde und in diefer Erwartung ander: 


Norbd. I. Entw. $$. 45, 124 und troß der Dagegen gemachten Einwendungen 
der II. Entw. $. 137 (noch etwas weiter ald der $. 45 des I. Entw.) und 
$. 140 (Nichtanzeige einer bevorftehenden Defertion; geftrihen vom Nordd. 
Reichötag). Der $. 137 eit. ericheint jept als $. 139 im Deutichen Strafgeſetz— 
buch und lautet: „Wer von dem Vorhaben eines Hochverraths, Landesverraths, 
Münzverbrehend, Mordes, Raubes, Menſchenraubes oder eines gemeingefährlichen 
Verbrechens zu einer Zeit, in welcher die Verhütung des Verbrechens möglich 
ift, glaubhafte Kenntnih erhält und es unterläßt, hiervon der Behörde oder der 
durch das Verbrechen bedrohten Perfon zur rechten Zeit Anzeige zu machen, ift, 
wenn das Verbrechen oder ein ftrafbarer Verſuch deffelben begangen worden it, 
mit Gefängniß zu betrafen“. Dazu vgl. man nun die Bemerf. Oppenboff's, 
wornach z. B. „glaubbafte Kenntniß“ auch vorliegt, wenn der Angeklagte nicht 
an bie Vollführung des Vorhabens glaubte, ed quaestio facti iſt, ob die An: 
zeige „zu rechter Zeit“ geſchah u. ſ. w.! Aehnlich Schütze, Lehrbuch S. 285 
N. 32 (vergl. ©. 90). Richtiger Schwarze ©. 363. — Nicht einmal eine 
Befreiung der Berwandten von der Anzeigepflicht ftatuiert dad Dentiche 
Strafgefepbuh (fo wenig wie das Preußiſche Strafgeſetzbuch), während bie 
älteren Gefepbüder die Angehörigen des Verbrechers bier in ähnlicher Weife 
berüdfichtigen, wie bei der Begünftigung (f. unten $. 46); vergl. Würtem: 
bergiiches Strafgeſetzb. Art. 94, 143 (Hepp a. a. D. ©. 64), 213, Braun: 
fhw. $. 49, Heff. Art. 134 Abi. 4, Bad. $. 147, Altenburg. Art. 41 
3. 2, Thüring. Art. 4N, Defterr. $. 212, Sächſ. Art. 72, Bayr. Art. 62 
Abi. 2, Lüb. $. 37 (i. felbit das Oldenburg. Art. 107 8. 2). 
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weitige Vorlehrungen gegen das Verbrechen unterlaſſen werden, die 
ein Hinderniß gegen deſſen Ausführung gebildet hätten, ſo liegt in 
jenem doloſen Nichthandeln allerdings ein Beſeitigen von Hinderniſſen 
des Verbrechens, mithin ein wirkliches Fördern deſſelben. Wenn z. B. 
ein aufgeſtellter Wächter die Bewachung des Gartens unterläßt, da— 
mit geſtohlen werde, ſo iſt er Gehülfe des wirklich erfolgenden Dieb— 
ſtahls?). 

Jedenfalls iſt dagegen die bloße Nichthinderung von Verbrechen, 
wenn ihr auch der Wunſch zu Grunde liegen ſollte, daß das Ver— 
brechen begangen werden möge (Connivenz, ein Fall des „erimen conni- 
ventiae‘‘) feine Beihülfe zu demfelben, fofern eben in ihr feine För- 
derung deſſelben liegt, in welchem alle fie nach den unter 1) ange 
gebenen Befichtspunften zu beurtheilen wäre. Daflelbe muß von der 
Nichtanzeige eines bevorftehenden Verbrechens gefagt werden, da bie 
Pflicht, eine foldhe Anzeige zu machen, unter der Pflicht, das Ver— 
brechen zu verhindern, als ein minus mitbegriffen ift?). Ja man 
muß noch weiter gehen und Nichthinderung wie Nichtanzeige für 
ftraflos erflären. Da beide in gar feinem Caufjalzufammenhang mit 
dem etma begangenen Verbrechen ftehen, auf das fie fich beziehen, 
alfo eigentlid) für das Strafrecht nur nudae cogitationes find, fo 
fönnte eine Bejtrafung höchſtens aus dem polizeilichen Gefichtspunft 
zuläffig erjcheinen, aber felbjt gegen eine ‘Bolizeiftrafe erheben fich 
hier fchwere Bedenken. Soll man Nidthinderung, Nichtanzeige be: 
ftrafen, felbft wenn das nicht gehinderte „Vorhaben“ fpäter gar nicht 
zur Ausführung kam, wie es der polizeiliche Standpunkt fordern 
würde? Wenn man aber das Gegentheil beflimmt (mie die meiften 
Gefegbücher), ift dafür feine Begründung zu finden, da ja die Nicht: 
hinderung u. f. w. feine Mitwirkung zu dem Verbrechen ift. Straft 


2), Schütze, ©. 305f., meint, das ſei Feine „eigentliche* Beihülfe, wenn 


fie nicht „den Thäter verheißen ift, fet es vor ſei es im Beginn der That“, 
weil er eine „eigentliche* Hülfe überhaupt nur dann annimmt, wenn ein Gin: 
verſtändniß zwilchen Thäter und Gebülfen vorliegt (vgl. S. 186 ff.). „Uneigent 
liche* 
Zemme, der übrigend meint, Theilnahme durch Unterlaſſung fei überhaupt 
nidyt möglich, verlangt „gegenfeitiges Cinverftändnig* zur Theilnahme, |. Preuß. 
Strafreht S. 323, Schweiz. ©. 196. 


Beihülfe ift nun freilich doch auch nichts anderes ala — Hülfe! — Schon 


3) Ganz verfehlt ift es daher, wenn das Oeſterr. Strafgefeßb. $. 213 Die 


boloje Nichtbinderung des Hochverraths und mehrerer anderer Verbrechen (vgl. 
bie $$. 60, 67, 92, 95) ala „Mitſchuld“ erklärt, und ebenfo die Nichtanzeige 
gewiffer Verbrechen behandelt ($. 215, vgl. die 88. 61, 67, 92 des Strafgeſetzb. 
und die $$. 312, 323, 326, 330 des Defterr. Militär Strafgefehb.). 
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man die Nichthinderung bezugs aller Verbrechen (mie Würtemberg, 
Thüringen und Sachſen), fo verlegt dies die Verhältnigmäßigfeit der 
Strafprohung bezugd der Verbrechen, für deren Begehung fein be— 
befonderes Strafminimum beiteht, in der grelljten Weife; trifft man 
eine Auswahl unter den Verbrechen, fo führt dieß zu willfürlichen 
Unterfheidungen und den größten Ungeredtigfeiten. Namentlich 
fommt dabei auch in Betracht, daß im pofitiven Recht in der Regel 
der Cat gilt: error juris nocet. Und ein Rechtsirrthum kann ges 
rade in unferem Fall in doppelter Weife vorliegen. Es Tann Je— 
mand 1) die Nichthinderung beziehungsmeife Nichtanzeige für ftraflos 
und erlaubt halten, aber er kann auch 2) die ftrafbare Sandlung, der 
er nicht entgegentritt, aus Rechtsirrthum für ftraflos halten. So 
fommt man zulegt fehr leicht zu einer Beftrafung, obwohl nicht ein: 
mal nuda cogitatio, fondern bloß die Fiction einer foldhen und 
nicht3 weiter vorhanden iſt! — 

Durd die voranftehenden Bedenken wird übrigens, mas faum der Bes 
merfung bedarf, die Beitrafung des Beamten nicht ausgefchlofien, der feiner 
Dienftpfliht nicht nachkommend, ein Verbrechen nicht hindert ober nicht 
anzeigt, in welchem Fall eben ein Amtöverbrechen vorliegt. 


8. 32. 


e. Allgemeine und befondere Beihülfe. Einfluß der perfönliden 
Verhältniffe des Gehülfen und der übrigen am PVerbreden 
Betheiligten. 


Im Hinblid auf gewiſſe Verbrechensarten unterfcheivet man den be— 
fonderen Gehülfen (socius specialis) von dem allgemeinen (s. gene- 
ralis). Liegen nämlich die perfönlichen Berhältniffe, welche beim Thäter 
vorhanden find und den Charakter des Verbrechens modificieren, auch bei 
deſſen Gehülfen vor, fo heißt diefer ein befonderer Gehülfe (mie 3. B. der 
Dientbote, der zu einem Dienjtbotendiebitahl, der Beamte, der zu einem 
Amtöverbrehen hilft!). Hier entfteht nun freilich die Frage, inmiefern 


1) ©. Feuerbach, Lehrb. $. 52, Grolman, Grundi. $. 36, Kono» 
pad im alten Arhiv VII ©. 297#., Klein, Grundi. 8. 138, Wächter, 
Lehrbuch $. ION. 85, Bauer, Abb. I. ©. 425, 459 ff. Lehrb. 8.74, Heff: 
ter, Lehrb. 88. 81, 88, 98, Luden, Abb. II. ©. 356 ff, Handb. ©. 448ff,, 
Bradenhöft im N. Arch. 1840 ©. 410ff., Hufnagel II. ©. 103f. Ber: 
ner, Theiln. ©. 207 ff., 239 f., Grund. ©. 53ff., Lehrb. ©. 183, Köftlin, 
N. Reviſ. S. 484 ff., Syſtem ©. 283ff., 8. Roßhirt, N. Archiv 1851 
©. 518ff., Geib, Lehrbuch II. ©. 373, Langenbeck S. 339ff., (Örolman, 
Konopad und Klein, fowie Wolthers p. 132f., ber Hauptiächlich 
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überhaupt perfönliche Berhältnifje des Thäters maßgebend einwirken fönnen 
auf die Beftrafung des Gehülfen und immiefern die perfönlichen Verhältniſſe 
des Gehülfen felbft Erheblichkeit haben? Diefe Frage ift nicht einfach mit 
dem Sinweis auf die fogenannte acceljorifche Natur der Beihülfe — und 
den Satz: accessorium sequitur principale — zu erledigen, fondern in 
ähnlicher Weife, wie rüdjichtlic des Werhältnifjes zwiſchen Anftifter und 
Thäter 88. 18 und 19) zu prüfen, und wird dann auch zu einem ähn— 
lichen Ergebnif führen. Wir können hier zum Theil alfo geradezu jene 
früheren Ausführungen recapitulierend verfahren und heben hervor: 

1) Liegen Umftände rücdfichtlich des Thäters vor, welche für ihn bie 
Zurehnung zum Dolus ausfchließen, fo tt der jcheinbare Gehülfe 
defjelben jedenfall nicht Gehülfe, möglicherweife aber Thäter, wenn 
die Vorausſetzungen für die Thäterfchaft eines Delictes gegeben find. 

2) Individuelle Würdigung fordert die Art des Dolus rüdfichtlich jedes 

am Verbrechen Betheiligten; der Gehülfe kann alfo ala Mörder, der 
Ihäter als Todtſchläger zu behandeln fein?). Bezugs des Kindesmordes 
ſ. 8.18 3. 3. 

Subjective Strafzumefjungd: und Strafänderungdgründe find nur 
jenem an dem Verbrechen Betheiligten zuzurechnen, bei dem fie vor: 
liegen (f. $. 18 3. 4). In diefe Kategorie gehört auch dad Ver: 
wanbtfchaftsverhältnig bei Tödtungen und Körperverlegungen (f. $- 19. 
In demfelben Paragraphen haben wir vom Kamiliendiebitahl geſprochen). 
Es gibt perfönliche Verhältniffe, die fih, wie man zu fagen pflegt, 
objectivieren, d. h. welche für den Begriff des Werbrechens felbit 
weſentlich find (Beamteneigenfchaft bei Amtsverbrechen, nahe Ver: 
wandiſchaft bei gewiſſen Unzuchtöverbrechen u. f. w.). Es folgt nun 
aus dem Begriff der Beihülfe, daß Perfonen, bei welchen die frag- 
lihen Verhältniſſe nicht obwalten, doch zu einem folden Verbrechen 
ftrafbare Beihülfe zu leiften vermögen (es ift alfo ein fogenannter 


3 


— 


4 
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Steltzer und Stübel folgt, nehmen den Begriff des soc. spec. in einer 
anderen als der gewöhnlichen Bedeutung; Temme, Preuf. Strafr. S. 327f,, 
354, Schweiz. Strafr. S. 229 ff., meint, es gebe feine generelle Theilnahme). 
S. noch über den Einfluß der perfönlihen Berbältniffe in Bezug auf Thäter 
und Gehülfen Hufnagel I. ©. 176ff., One, Comm. ©. 241 ff., Hälſchner, 
Syſtem I. ©. 334 ff, v. Buri, Theiln. ©. 72#., Geyer, Erört. ©. 157, 
Schüpe ©. 299. Würtemb. Strafgefepb. 88. 87, 404, Braunfhw. 
88. 54, 252, Bad. 8. 137, Preuß. 88. 180, 228, 331, Sächſ. Art. 55, 69, 
Bayr. Art. 231, Hamburg. Art. 207, Deutſch. Strafgeſetzb. 88. 50, 247. 
Vgl. die Citate oben zu den $$. 18 und 19. 
2) Anders die preußifche Prarie |. Oppenhoff zu 8. 35 Nr. 5. 
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socius generalis allerdings ftrafbar). Da der Gehülfe wegen man- 

gelnder perſönlicher Eigenschaften das Verbrechen als Thäter nicht 

begehen konnte, würde von Bedeutung fein, falls er es „verſucht“ hätte, 

Thäter zu werben, dieß aber fteht nicht in Frage, wenn er als Ge- 

hülfe thätig war. Wer einen Beamten bei einem reinen Amtöver- 

brechen wifjentlich unterftügt, hat dolos mitgewirkt zu der Entftehung 

der jtrafbaren Verlegung von Rechten des Staates, und gleichviel 

ob er felbit Beamter ift oder nicht — ift er der Beihülfe fchuldig®). 

Die Borausfegung dabei ift natürlih, daß der Gehülfe von den per- 

ſönlichen Berhältnijfen, die auf den Begriff des Verbrechens von Einfluß 

find, Kenntniß habe, — die über den factifchen Irrthum geltenden 
Regeln eintreten. 


$. 33. 


Umfang ber Saftung des Gehülfen für die objectiven Straf: 
erhöhungs- und Schärfungdgründe. 


Die Betradhtung der perfönlichen Verhältnifje des Thäters leitet uns 
hinüber zu der Frage: ob der Gehülfe ohne Weiteres als Mitfchuldiger 
hafte für die vom Thäter verübte That, wenn dieſe nur der Art nach nicht 
ein anderes Verbrechen ift, als zu welchem die Hülfeleiftung beabfihtigt 
war. Soll alfo, wenn Jemand nur weiß, daß er zu einem Diebftahl Hülfe 
leiftet, er jedenfalls aud für den irgendwie (als bewaffneter, Haus-, Kir 
chen⸗, Einbrudsbiebitahl u. f. m.) qualificierten Diebftahl, den der Unter: 
ftüßte begeht, haften, auch wenn er von diefer qualificierten Begehungsmeife 
nichts wußte, ala er feinen Beiltand gewährte? 

Die Beantwortung diefer Frage follte nicht zweifelhaft fein. Cine 
Vermuthung des Dolus ift auch dann nicht geftattet, wenn der Beweis für 
da3 versari in re illicita geführt ift. Es darf auch nicht einmal dem Ge- 
hülfen die Beweislaſt zugefchoben werden, wenn er behauptet, es falle ihm 
betreffs eines jtraferhöhenden Umftandes fein Dolus zur Schuld. Hier 
gilt alſo daffelbe, wie betreff3 der Haftung des Anftifters. Man muß fich 








3) A. M. find Breidenbadh I. 2. ©.376, Köftlin, Syſtem S. 285 und 
Schwarze ©. 202, jowie das Würtemb. Strafgefegb. Art. 404 (über Diefen 
ſ. Hufnagel II. S. 741 ff., vgl. IL ©. 80ff., 582 f., ber übrigens — |. nament- 
fh a. a. D. IL ©. 744 unten — mit dem Gefeß nicht einverjtanden tft), Dad 
Braunfhw. $. 252 (dazu Breymann S. 325 unten). ©. dagegen die Ent- 
fcheidung des öſterr. oberft. Gerichtöh. vom A Det. 1856 (Defterr. Gerichtsz. 
1856 Nr. 148, Herbft, Enticheid. 3. Aufl. S. 28) u. Gever, Erört. S. 129f. 
(über Inconfequenzen des Oeſterr. Rechts). 
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überall hüten, aus dem in „ver Natur der Sache begrimbeten Einverftänd- 
niß“ zwiſchen den Mitfchuldigen zu viel zu folgen‘). Wird dem Gehülfen 
nicht mindejtens dolus eventualis aud) in Bezug auf den die Strafe der That 
erhöhenden Umſtand nachgewieſen, fo ift er in Hinſicht auf denſelben nicht 
Gehülfe. 

Vollftändige Einigkeit herrfcht darüber, daß den Gehülfen als folden 
feine Berantwortlichfeit trifft für einen eigentlichen Exceß des Thäters d. h. 
für den Fall, daß diefer ein ftrafbareres Verbrechen begeht, als dasjenige, 
auf welches der Dolus des Gehülfen gerichtet war (alfo 3. B. Raub oder 
gar Raubmord ftatt des Diebftahls, zu welchem die Hülfeleiftung beab- 
fichtigt war)?), während man nicht allgemein geneigt iſt, dafjelbe gelten zu 





1) Aus diefem folgernd kommt Berner, Grund. 52f. (vgl. deif. Theil. 
©. 210f.) zu bedenklihen Schlüffen, welche felbit Yangenbed ©. 244 ff. ji 
nur theilweife aneiguet. — Kitka ©. 85ff., Bradenböft, N. Arch. 1840 
©. 417. und Goltdammer, Mat. 1. S. 327 haben nur den Exceß im e.S. 
(ſ. oben im Tert) im Auge; unbeflinmt drüden fih Yuden, Handb. S. 447 
und Geib IL ©. 382 aus. S. dagegen für die richtige Anfiht Grolman 
$.36 Note 6, Köftlin, N. Revif. ©. 494f. und Syſtem S. 285. Unklar und 
nur theilweife richtig Breidenbab 1.2 S. 381ff. Die richtige Anficht fcheint 
die preuß. Praris zu befolgen, 1. Oppenhoff zu $. 34 Nr. 61 und die Eutich. 
ded Ob. Tr. v. 25. Sept. 1861 in Goltd. Arch. IX. S. 545 (zunächſt die Anftiftung 
betreffend). Gut Oppenhoff, ND. zu. 49 Nr. 19u. SE hwarze ©. 195 (ganz im 
Einn des Geſetzes felbit). Vgl. noch Würt. Strafgefegb. Art. 86 (ſ. Hufna— 
gell. ©. 1755), Braunihw. $. 52, Bad. $. 138, Sächſ. Art. 56, Bapr. 
Art. 52 (f. Hocheder ©. 251ff., der zu ungebeuerlihen Gonfequenzen kommt, 
zu denen das Strafgejegb. feinen Aulaß gibt; vgl. Dollmann L ©. 293 ff., 
welcher im Welentlihen mit Berner übereinftimmt). Die franzöfiiche Juris— 
prudenz nimmt auf Grundlage des art. 59 des C. p. an, daß alle causes d’ag- 
gravation, die dem auteur zur Laſt fallen, auch auf den complice wirken, 
follte dDiefer au von den Umftänden, an welche fie geknüpft find, gar keine Kennt» 
niß baben. Der complice, der ſich dem Verbrechen zugeſelle, unterwerfe ſich 
eben allen Wechjelfällen, die daſſelbe beeinfluffen, f. Darüber (und dagegen) Or- 
tolan Elem. I, No, 1305. — Der Urt. 69 des C. p. beige begünitigt eine 
richtigere Interpretation, indeilen argumentierten die belgiichen Juriſten gerade 
jo verkehrt wie die fanzöfifchen bezugs der circonstances aggravantes inherentes 
au crime wie 3. B Vescalade, l’effraction u. |. w. ſ. Nypels p. 146 ff. Gegen 
jolche dem 19. Jahrhundert nicht zur Ehre gereichende Anſchauungen |. Carrara 
Progr. $.509, der freilih $. 500 seqq. einen nicht haltbaren Unterfchied zwijchen 
eccesso nei mezzi und nel fine aufitellt. 

2) Enthält, wie in dem angeführten Beifpiel, das vom Thäter begangene 
Verbrechen jenes ald ein minus in fich, für welches die Beihülfe beabjichtigt 
war, fo ift allerdings der Gehülfe wegen Beibülfe ftrafbar, ſoweit fein Dolus 
mit verwirklicht ift (alfo im obigen Fall als Gebülfe zum Diebftabt, der implicite 
mitbegangen it), was Sinner 1. 1. p. 60 sq. nicht zugeben will, 
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lafien, auch wenn der Exceß in der Ausführung eines Verbrechens befteht, 
das im gleihen Grad oder noch minder jtrafbar tft, als das vom Gehülfen 
in's Auge gefafte. 

Betreff jener Delicte, bei welchen das Geſetz den Eintritt eines cul- 
pofen oder gar eines cafuellen Erfolges als maßgebend Hinftellt, gilt für 
die Beihülfe dafjelbe, was für die Anftiftung (ſ. $. 16 a. E.). Ebendieß 
ift zu bemerfen, für den Fall, als die Abficht des Gehülfen auf ein ſchwe— 
reres Verbrechen gieng und der Thäter nur ein geringeres ausführte, und 
eö wäre ganz verfehlt, hier etiwa von einem Verſuch der Beihülfe zu dem 
(nicht begangenen) ſchwereren Verbrechen zu reden. — 


8. 34. 
Der fogenannte VBerfud der Beihülfe. 


Die Beihülfe ift nicht ein felbjtändiges Verbrechen, jondern bloße Mit- 
wirfung zu dem Verbrechen eines Anderen. Die verbrecherifhe Abficht des 
Gehülfen ift erſt dann volljtändig verwirklicht, wenn die Webelthat, welche 
er fördern wollte, von dem Thäter vollendet worden ift, fie iſt theilmeife 
verwirklicht, wenn der Thäter einen Verſuch des Verbrechens begangen hat. 
Es gibt aljo zwar ftrafbare Beihülfe zu einem Verſuch, nicht aber einen 
jtrafbaren Verſuch der Beihülfe'). Im Begriff des Verſuchs ift als Merk: 

1) Derielben Anficht find Feuerbach, Reviſ. I. S. 247f., Martin 
©. 182 N. 17, Luden, Abh. J. S. 439ff. 450ff. Handb. ©. 460 ff., Heffter 
8.85 N. 3, Breidenbabl 2 ©. 379, Temme, preuß. Strafr. S. 360f., 
Zahariä, Lehre vom Beriub I S. 62ff., N. Arch. 1851 ©. 223, Goltd. 
Arch. II. S. 298f, Bradenböft, N. Ar. 1847 S. 83ff., Köftlin, Syſt. 
©. 292f., Goltd. Mat. I. ©. 323, Stengleinl ©. 4853 N. 3, ©. 505, 
Hodeder S. 245f. Dollmann I ©. 256 ff., 320, Langenbeck ©. 184 ff, 
Oppenhoff, NO. zug. 49 Nr. 21,Nüdorff,äug.sINT.H, Schwarze S. 201 
(wie es ſcheint auch Hepp im N. Arch. 1848 ©. 202f). — AM. dagegen 
Mittermaier, N. Arch. I. ©. 179f, Bauer, Lehrb. 8. 78 N.d. und Abb. 1. 
©. 342, 459, Depp, N. Arch. 1836 S. 41 F., Köftlin, N. Reviſ. ©. 504 ff, 
Berner, Theiln. ©. 220 f., ©. 261f., Häberlin, Grund. 1. ©. 71, Krug, 
Lehre vom Berfuh S. 39f., Hälihner, Syſt. J. S. 329f., v. Buri, Theiln. 
©. 64. u. Gerichtoſ. 1870 ©. 38 f., Schüpe E. 287ff., auch Hufnagel L 
E. 181 Note III, ©. 104 ff. — v. Bar ©. 70. will zwar von einem Ber: 
fuch der Beihülfe nichts willen, nimmt aber auf Grundlage feiner Verſuchs— 
theorie an, daß der Gehülfe auch in ſolchen Fällen, in welchen der Urheber deffen 
Thätigkeit „nicht benußt’’ (der Gebülfe alfo nicht mitgewirkt) hat, unter gewilfen 


Vorausſetzungen, wegen Verſuchs des Verbrechens zu ftrafen ſei. — Vgl. noch 
Geyer, Erört. ©. 147. — Die „Beihülfe” zu einem Verbrechen, auch wenn 


der Unfang zu defjen Ausführung noch nicht gemacht ift, bedroht mit Strafe 
der $. 37 bed Braunſchw. Strafgefehb. (f. Breymann ©. 199, 200 3. 2). 
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mal die Abficht enthalten, das Verbrechen ſelbſt zu vollenden, gerade dieſe 
Abficht mangelt aber dem Gehülfen. Im Begriff der Vollendung ferner 
liegt es, daß das Uebel, im Hinblid auf welches jedes Verbrechen als 
eine beſtimmte Mebelthat ſich charakterifiert, eingetreten tjt. Es kann darum 
ebenjo wenig der Begriff der Vollendung wie der des Verfuchd auf die 
Beihülfe angewandt werden. Die beihelfende Thätigfeit wäre dem Begriff 
der Beihülfe gemäß immer ſchon „vollendete Beihülfe”, fobald irgend eine 
Hülfe wirklich geleitet worden; allein wie ſoll man von Vollendung reden, 
wenn in dem, was gejchehen ift, noch nicht im Entferntejten eine volle 
Verwirklihung des Dolus vorliegt, da diefe erſt eintritt, wenn der Thäter 
das Verbrechen vollendet? 

Der Begriff der fogenannten verfuchten Beihülfe begegnet uns übrigens 
bet den Anhängern defjelben in verfchiedener Bedeutung: 

1) Manche fprechen von verfuchter (ja beziehungsweife ſogar von vollendeter) 
Beihülfe, ſelbſt ſchon in dem all, wenn Beihülfe geleistet oder auch 
nur zu leijten „‚verfucht‘ wurde, ohne daß derjenige, deſſen Verbrechen 
fie fördern follte, diefes Verbrechen auszuführen verſucht hat (fo 
Dauer, Köftlin in der N. Revif., v. Buri; vgl. das Braunſchw. 
Strafgeſetzbuch $. 37). Da man eine folde Anficht nur vertheidigen 
kann unter der Annahme, daß die fogenannte fubjective Verfuchs- 
theorie die richtige fei, und da mittelbare Beihülfe doch auch nichts 
anderes als Beihülfe ift, fo fommt man auf diefem Mege zu der An: 
nahme des jtrafbaren Verſuchs einer mittelbaren Beihülfe zu einer 
verjuchten Beihülfe, die zu einem niemals zur Eriftenz gelommenen 
Verbrechen geleijtet wurde!?) 

2) Die Meiften halten an dem Satze feit: „Leine Beihülfe ohne Thäter- 
Schaft”, und nehmen alfo „verfuchte Beihülfe” nur unter der Vor: 
ausfegung an, daß ſchon mindeitens ein Verſuch von Seiten des 
Thäterd begangen iſt. Es iſt aber nicht einzufehen, wie Jemand 
jtrafbar fein fol, der zu diefem Verſuch nichts beigetragen, alfo an 
ihm nicht theilgenommen hat. Soll das bloße „Mitwirken-Mollen“ 


2) So hat denn 3. B. das Sächſ. Oberappellationägeridht, obwohl ber 
Art. 53 des Sächſ. Straigefepb. den Verſuch der Beihülfe ausfchließt, mit ana- 
loger Anwendung des Art. 43 (über „Unternehmungen mit unmöglichem Erfolg“) 
„verfuchte Beihülfe zu einem nicht eriftent gewordenen Verbrechen‘ als nicht 
beendigten Berfuch der Beihülfe zu dem nicht beendigten Verſuch des betref: 
fenden Verbrechens beurtheilt! (Erf. vom 20. Aug. 1860, Sächſ. Gerichtöz. IV. 
©. 393 ff. Der Fall war folgender: Die A. hatte der ichwangeren B. behufs 
der Abtreibung ihrer Leibesfrucht Rath gegeben — die B. aber biervon feinen 
Gebrauch gemacht und überhaupt die Abficht der Abtreibung nicht gehabt). 
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zu einem Verſuch jtrafbar fein, dann müßte ebenfo das „Begehen- 
Wollen” eines Verſuchs, auf welches die Ausführung nicht folgt, 
ſtrafbar fein. 

Viele Verwirrung hat in dieſer Frage die unrichtige Beurtheilung der 
bloßen nicht erfüllten Zufage, Beihülfe zu leisten, hervorgerufen, in welcher 
man nicht felten einen bloßen Verſuch der Beihülfe erbliden wollte, während 
fie in der That nichts anderes ift, ald (wirklich geleijtete) pfychifche Beihülfe. 


8. 35. 
Nüdtritt des Thäters oder des Gehülfen. 


Ueber die Wirkung, welche der Nüdtritt des Thäterd auf den Gehülfen 
äußert und umgekehrt, ijt im Weſentlichen dafjelbe zu jagen, wie über bie 
analoge Frage betreffs des Angeftifteten und des Anftifters (vgl. die 88. 21 
u. 22). Der Nüdtritt des Thäters, welcher ſich bereits eines Verſuchs 
ſchuldig gemacht hat, kommt jonad dem Gehülfen nicht zu Gute, fondern 
diefer bleibt wegen Beihülfe zum Verſuch jtrafbar!). Sat aber der Ge: 
hülfe die Vollendung des Verbrechens verhindert, fo iſt er eben fo zu be: 
handeln, wie ein vor der Vollendung Zurüdtretender. (Auch die Ausfüh— 
rungen über den agent provocateur im $. 13 finden analog auf den fchein- 
baren Gehülfen Anwendung, der die Abjicht hat, es nur bis zum Verſuch 
fommen zu lafjen. Ebenjo gilt hier analog das im $. 21 am Schluß über 
den qualificirten Verſuch Bemerkte.) — 

Die bloße Sinnesänderung des Gehülfen kann diefen natürlich eben: 
falls nicht jtraflos machen. So lange er noch feine, und zwar auch nicht 
einmal pfychifche Beihülfe z. B. durd ein Verſprechen der Linterftügung 
geleistet hat, ijt er überhaupt nicht ftrafbar. Ebenfowenig tritt befanntlic) 
Strafe ein, wenn der Unterftügte nicht bis zum Verſuch vorgeſchritten iſt. 
Iſt dieß aber gefchehen, jo muß der Gehülfe entweder die Vollendung ver: 
hindern oder es muß fich herausitellen, daß das vom Thäter begangene 
Verbrechen mit der geleifteten Hülfe nicht im Caufjalzufammenhang jteht, 

1) Kür Diefe Anſicht ſprechen fih aus Bauer, Abſ. J. S.459, Breiden: 
bay L2 ©. 382, Hufnagel J. ©. 180, II. ©. 108ff., Köftlin, Syſtem 
©. 283, 286, 291, v. Buri, Theiln. ©. 70, Sinner 1. 1. p. 63 (f. thesis IL), 
Carrara Progr. $. 492; a. M. find bingegen (bauptlächlih wegen des Satzes 
accessorium sequitur principale, vor deſſen unbehutfamer Anwendung wir ge: 
warnt haben) Berner, Thbeiln. ©. 219 #., 241, 267, Hepp im N. Arch. 
1848 ©. 297 f., Hälſchner I ©. 330, Goltdammer, Mat. I ©. 323, 
Geib U. ©. 381, v. Bar ©. 78, Hodeder ©. 246 litt. d. Häufig wird 
die Frage ganz mit Stillfchweigen übergangen. Willfürliche Beitimmungen über 
die „thätige Reue“ im Sächſ. Art. 59. 
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d. h. mit andern Worten, daß die Hülfe nicht wirklich Hülfe zur That 
war, ba fie zu berfelben nicht mitgewirkt hat. Ein bloßes Widerrufen ber 
Zufage einer Unterftügung wird darum nicht immer Straflofigteit herbei- 
führen, da durch den Widerruf allein nicht jedesmal die Förderung des 
Verbrechens, welche in jener Zufage lag, befeitigt und der Caufjalzufam- 
menhang zwifchen ihr und dem troß des Widerrufs vom Thäter ausgeführten 
Verbrechen nicht nothwendigerweiſe zerjtört ift. Bejtand die pſychiſche Beis 
hülfe in einem Rathſchlag, oder gar einer Unterweifung über Mittel und 
Wege zum Verbrechen, jo wird ihre Fortwirkung nur entweder durch eine 
wirfjame Abmahnung vom Verbrechen oder durch fonftige Verhinderung 
des Verbrechens (durch eigenes Einfchreiten oder erfolgreiche Anzeige an 
die Obrigkeit u. |. m.) zu befeitigen fein. Die vor der Ausführung der 
That geleistete phyfifche Beihülfe ift weder dann, wenn der Thäter von ihr 
bei der Ausführung feinen Nuten zieht (4. B. die Nachſchlüſſel, die ihm 
geliefert wurben, bei der That aus irgend einem Grund nicht anmendet), 
noch jelbft dann ohne Weiteres ſtraflos, wenn der Beihelfer die von ihm 
zu Gebote gejtellten Mittel dem Thäter noch vor der Ausführung wieder 
entzogen hat. In beiden Fällen fann nämlich der pſychiſche Eindrud, 
den bie urfprünglich geleiftete Beihülfe hervorrief, in dem Thäter fortwirken. 
Indeſſen ift freilich der Beweis hierfür jo fchwer zu erbringen, daß man 
in ber Regel in jenen Thatjachen einen Grund für die Straflofigkeit der 
Beihülfe annehmen mag (ſchon wegen des in dubio in mitius). Auch für 
den fogenannten phyſiſchen Gehülfen wird jedenfalls Straflofigfeit eintreten, 
wenn er die Vollendung des Verbrechens verhindert. Sollte die Verhin— 
derung dem Gehülfen nicht gelingen, fo fünnte das nachgewiejene Bejtreben 
das Verbrechen zu verhindern (4. B. die an die Obrigfeit gemachte An: 
zeige) höchitens bei der Strafzumefiung in Betracht fommen?). 


2) Die ftrenge aber allein confequente Anfight, die oben im Text vertheidigt 
wird, wird im MWefentlichen getbeilt von Bar ©&78 (dem Rangenbed ©.188 ff. 
folgt) — ber übrigens fo weit gebt, daß er den Gehülfen, jelbft wenn 
diefer die Vollendung des Verbrechens verhindert hat, nicht für ftraflos erklärt 
(womit wir einverftanden wären, wenn bie herrfchende und vom Geſetz 
angenommene Anficht über den Nüdtritt vom Verſuch eine andere wäre), 
ferner von Buri ©. 70 ff., Hodeder I S. %35ff. und Dollmann L 
©. 322. (die aber beide, Iſ. Hocheder ©. 241] die Beitimmung im Art. 54 
3.8 des Bayr. Strafgefeßb. billigen, zufolge weldyer das Verſprechen der Bels 
hülfe unbedingt ftraflos wird, wenn ed vor angefangener Ausführung zurüd: 
genommen wurde). Vgl. noh Geyer, Erört. ©. 160ff. — Gewöhnlich findet 
man ed genügend, wenn nur ber Gehülfe re integra feinen Rüdtritt dem Urs 
beber anzeigt oder der Obrigkeit rechtzeitig die Anzeige macht; |. Luden, Handb, 
©. 466, Köftlin, N. Revil. S. 509, Spyiten ©. 292f., Hufnagel IIL 
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Betreffs der Beziehung der Strafausfhliegungsgründe auf die 
Lehre von der Beihülfe verwiefen wir auf Das oben im $. 23 (zum Theil 
antieipando) Bemerfte. (Vgl. auch noch Breidenbad I. 2 ©. 667 hin- 
fichtlich der Verjährung der Beihülfe.) 


8. 36. 


Strafwürdigfeit des Gehülfen im Allgemeinen und insbefondere 
nad dem Strafgefegbud für das Deutſche Reid). 


Die Beihülfe ift (abgefehen von den bejonders zu würdigenden per: 
fönlihen Verhältniffen, wie denn 3. B. der rüdfällige Gehülfe vielleicht 
höher zu ſtrafen ift als der nicht rüdfällige Thäter) minder ftrafbar als die 
(dolofe) Thäterfchaft, denn fie jteht diefer als eine untergeordnete Thätigkeit 
gegenüber, welche nicht mit dem Willen begangen wird, das Verbrechen 
felbft der Vollendung zuzuführen. Diefer Sat muß ohne alle Ausnahme 
auch für die fogenannte weſentliche Beihülfe (Thätigfeit des Sauptgehülfen 
— ſ. $. 30) gelten. Er iſt aber nicht etwa in dem Sinne zu verjtehen, 
als könnte nie ein Gehülfe ebenfo ftrafbar fein, als der Thäter eines Ver- 
brechens derfelben Art in einem anderen Fall. Es kann fehr mohl 
fein, daß derjenige, welcher zu einem einfachen Diebjtahl eine ſehr wichtige 
Hülfe leitete, ftrafbarer ift, als derjenige, mwelder irgend einen anderen 
einfachen Diebftahl ſelbſt verübt hat, dem aber wichtige Strafminderungs- 
gründe zu Gute fommen. Das aber fteht feit: daß der Gehülfe zu einem 
Verbrechen mit einer milderen Strafe zu belegen ift, als diejenige ift, welche 
ihn treffen würde, wenn er das vorliegende Verbrechen felbft begangen 
hätte. Da nun aber die Strafgefepbücher in ihrem befonderen Theil ihre 
Strafdrohungen (von vereinzelten Ausnahmen abgefehen) im Hinblid auf 
den Thäter feftjtellen, die Strafe der Thäterfchaft mithin als die auf das 
Verbrechen gejeßte ordentliche Strafe bezeichnet werden Tann, fo läßt ſich 
unfer Sat auch dahin fornggfieren: daß für die Beihülfe eine außeror— 
dentliche Strafdrohung geboten fei; oder endlich können wir im Sinblid auf 
die geſetzliche Form der Verwirflihung unferes Gedankens es ausfprechen: 

Die Beihülfe iſt ein Strafmilderungsgrund, welder in dem 
allgemeinen Theil des Strafgejegbudes als folder bezeichnet 
werden muß. — 


©. 106f., Hepp, N. Arch. 1848 ©. 301, Breidenbadh S. 378f., 382. — 

Ebenſo Würtemb. Etrafgeiegb. Art 88 (. Hufnagel J. ©, 181), Heſſ. 

Art. 86, Bad. $. 141. Das Braunſchw. Erim.-Gefepb. 88. 51, 69 läßt bei 

Zurüdnabme der Zufage Strafmilderung, bei gemachter Anzeige Straffofigkeit 

eintreten (f. Breyumann ©. 210f.). — Goltdvammer, Mat. I. ©. 333 

unten, fcheint der richtigen Anficht zu folgen. Unrihtig Schwarze ©. 202. 
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Wir find gewohnt, die arithmetifche Formel für diefen Strafmilde: 
rungögrund in der Weife aufzuftellen, daß die Strafe der Beihülfe als ein 
Bruchtheil der ordentlichen (Thäter-)Strafe erfcheint, fo daß z. B. das Mari: 
mum der Strafe für die Beihülfe *,, oder °,, des Marimums der ordentlichen 
Strafe, das Minimum jener Strafe Y,, oder ’/, des Minimums der let- 
teren beträgt. Dabei wird gewöhnlich der Verfuc des Verbrechens (d. h. 
natürlich der Verſuch der Thäterfchaft, da es einen Verfuch der Theilnahme 
nicht gibt) in der Strafbarkeit der Beihülfe zum vollendeten Verbrechen 
gleichgeftellt, während für die Beihülfe zu einem Verſuch fi) die oben 
angegebene Proportion zwifchen der Strafe des Thäters (der den Ver: 
ſuch begangen hat) und des Gehülfen wiederholt!). 

Am meiften willkürlich ift jedenfalls bei diefem Worgehen die Feititel- 
lung de Marimums der Gehülfenjtrafe auf */, oder */, der höchſten ordent- 
lihen Strafe. Da fih überdieß Fälle ereignen, in welden die Beihülfe 
mit Rückſicht auf vorliegende fubjective und objective Straferhöhungsgründe 
nahezu die Strafwürdigfeit der Ihäterfchaft erreicht, fo ift e8 wohl am 
beiten, das Marimum der Gehülfenftrafe nur negativ dahin feftzuftellen, 
daß es ein geringeres fei, als dasjenige, welches für den Thäter angebroht ift. 
Diefem Gedanten hat das Strafgeſetzbuch für das Deutiche Reich Ausdruck 
gegeben. Der $. 49 fagt nämli in feinem zweiten Abſatz: „Die Strafe 
des Gehülfen ift nach demjenigen Geſetze feftzufegen, welches auf die Sand- 
lung Anwendung findet, zu welcher er wiſſentlich Hülfe geleiftet hat, jedoch 
nad den über die Beitrafung des Verſuches aufgejtellten Grundfägen zu 
ermäßigen”. Dieje Grundſätze aber find im $. 44 in der Weiſe aufgeftellt, 
daß gejagt iſt: „Das verfuchte Verbrechen (oder Vergehen) iſt milder zu 
beitrafen, alö das vollendete. Iſt das vollendete Verbrechen mit dem 
Tode oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bedroht, fo tritt Zuchthausitrafe 
nicht unter drei Jahren ein, neben welder auf Zuläffigleit von Polizeiaufs 
fiht erfannt werden fann. Iſt das vollendete Verbrechen mit lebensläng- 
licher Feftungshaft bedroht, jo tritt Feitungäftrafe nicht unter drei Jahren 
ein. In den übrigen Fällen Tann die Strafe bis auf ein Viertheil des 


1) Wie fich von felbit verftebt, fönnen dieſe Proportionen nicht angewandt 
werden, wenn die ordentlihe Strafe die Todesitrafe oder lebenslängliche Frei 
beitöftrafe ift. Diefe Strafmittel bewähren eben auch bier wieder ihren irras 
tionalen Charakter. — Wenn wir im Tert jagen, die Beibülfe fei ald Straf 
milderungdgrund im allgemeinen Theil aufzuführen, fo verlangen wir nicht etwa 
die Einreihung diefer Beftimmung in den von der Strafaumwendung handelnden 
Abichnitt; fie muß vielmehr in dem von der Theilnahme handelnden Abichnitt 
bed Strafgefebbudhs ftehen. 
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Mindeitbetrages der auf das vollendete Verbrechen oder Vergehen anges 
drohten Freiheits- und Gelditrafe ermäßigt werden ....... “2, 

Die Parallele zwifchen Verfuh und Beihülfe zu einem vollendeten 
Verbrehen ift infofern gerechtfertigt, als bei der leßteren, die in dem vor: 
ausgefegten Fall allerdings Mitwirkung zur Vollendung ift, dennoch bie 
Vollendung nicht durch den Gehülfen erfolgt. Verſuch und Beihülfe kann 
man alſo ‚„unvolllommene Verbrechensformen“ nennen). — Beihülfe zu 
einer Webertretung ift nad dem Strafgeſetzbuch nicht ftrafbar. 


$. 37. 


Die fonftigen neueren Gefetgebungen über die Strafwürdigkeit 
des Gehülfen. 


In den neueren Strafgefegbüchern, welche dem Deutſchen Strafgeſetz⸗ 
buch vorausgiengen, begegnen wir rüdfichtlich der Strafbarkeit der Gehülfen 
fehr ungleichförmigen Beitimmungen. Im Allgemeinen kann man zwei Grup— 
gen unterjcheiden, je nachdem die Geſetze jich entweder der deutſchrechtlichen 


2) Fine Ähnliche Rormulierung bei Krug, Ideen ©. 66 (Art. 7, Abi. 1) 
freilich mit einem verfeblten Zuſatz im Abi. 2, welcher auf der eigenthümlichen 
Anſchauung Krug's über die nahe und entfernte Beibülfe (vgl. Ideen ©. 77, 
Gomm.I ©. 100.) beruht. Ueber Das Deutſche Strafgefepb. |. Schwarze S.210f. 

3) Daß die Gehülfen milder zu ftrafen feien als die „Urheber“ ift jept 
die berrfchende Anſicht, . 3. B. Feuerbach, Lehrbuch $. 112 und Mitter: 
mader Note II. zu Feuerbach $.45, Martin, Lehrb. $. 82, Henke, Hand: 
buch I. ©. 525f., 531, Wolthers p. 153849., Abeag, Lehrb. ©. 218f,, 
Heifter $. 98, Bauer, Abhandl. I. ©. 460, Luden, Abhandl. IL ©. 365f,, 
Handbuch S. 435 ff., 470ff, Ziegler 2. 66, Köftlin, N. Reviſ. ©. 472 ff, 
Syſtem S. 275, 278, Depp im N. Arch. 1846 ©, 341, Berner, Tbeiln. 
S. 211f. Hälfhner, Syſtem I. ©. 332f}., 337 ff., Gever, Erört. S. 169f., 
Geib I. ©. 376, Tangenbed ©. 201f., 207f., Schüpe ©. 309f. Die 
Begründung und die Bedeutung des Sapes iſt freilich eine verichiedene, weil 
der Begriff der Beihülfe felbft in verfchiedener Weile beftimmt wird. — Viele 
Schriftitellee unterjcheiden überdieß den Hauptgebülfen oder Die „weientliche 
Theilnahme” von Nebengebülfen (bez. „unweſentlicher Theilnabme*) und jtellen 
jene den Urhebern in der Strafbarkeit gleich, f. darüber oben $. 30. — Ja ein: 
zelne deutfche Griminaliften vertheidigen fogar Die franzöfiich » redhtliche Anſchau— 
ung, dab alle Mitjchuldigen gleicher Strafe unterliegen; fo Schirach, N. A. 
IL ©. 415f. Eine gewifle Hinneigung zu diefer Anficht zeigt Stübel, 
Theiln. S. 98ff.; auch Dollmann in der krit. Ueberihau I. ©. 173 ff. (freis 
lih unter dem Einfluß der falſchen Gomplottlehre), Im Comm. I. ©. 324f. 
ift er für mildere Beitrafung des Gehülfen, falld diefer nicht „weientliche* Hülfe 
leiftete. Die neueſte engliſche Geſetzgebung ftellt den accessary (oder accessory) 
before the fact in der Strafe dem Hauptichuldigen gleich, f. Glaſer, Anklage, 
Wahripruch und Rechtsmittel, 1866 S. 184f. 
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Anſchauung anfchließen, welche feit dem 16. Jahrhundert menigftens nicht 
für unbedingte Sleichitellung aller Mitfhuldigen war oder — zum Theil 
unter dem Einfluß des Franzöfifhen Rechtes — möglichfte Gleichſtellung 
von „Urhebern” und Gehülfen anftreben. 

Zu der leßtern Gruppe gehört vor Allem: 

1) Das Defterreihifhe Strafgefeßbucd (88. 5, 239), welches alle 
„Mitfchuldigen und Theilnehmer” dem „unmittelbaren Thäter“ in 
der Strafbarkeit gleichjtellt, die Beihülfe indefjen doc) ala einen Straf: 
minderungägrund gelten läßt ($$. 44 litt. e., 263 litt k.) und über: 
dieß bei einer Reihe von Verbrechen mildere Strafen für die Ge 
hülfen oder die entfernteren Mitfchuldigen feftfett!). Diefes Syſtem 
findet fich übrigens im Wefentlichen fchon in der Theresiana Art. III. 
88. 6, 8— 11, im Iofephin. Strafgeſetzbuch 5. 7 (und Sof = Decret 
vom 25. Mai 1787), endli im Strafgefeßbuch von 1803 $. 5. 

2) Iſt hierher zu jtellen der Code pen. art. 59 fammt feinen Tochter- 
rechten. Die von den meiften franzöfifchen Schriftjtellern getabelte 
ungerechte Härte des C. pen. (welcher im befondern Theil übrigens 
Ausnahmen von der Gleichjtellung macht) ift feit 1832 — auf eine 
an fi wenig nahahmensmwerthe Weiſe — durch das Syſtem ber 
mildernden Umftände jo gut mie befeitigt. Der C. pen. belge ordnet 
im art. 69 für die complices der crimes Strafmilderung (vgl. die 
art. 79—81) an und bejtimmt, daß die Strafe der complices eines 
delit nicht zwei Drittheile jener Strafe überfchreiten darf „qui leur 
serait appliqude s’ils 6taient auteurs de ce delit“. Der C. pen. b. 
erflärt aber freilich die unmittelbare Mitwirkung bei der Ausführung 
für Urheberfchaft. Ebenfo das Toscan. Strafgefeßbud Art. 49, das 
Sardin. Art. 102?) und der Italien. Ent. Art. 59 $. 2. 

3) Mehrere Deutfche Gefee nähern jih den Principien des C. pen. 


1) Bgl. hierüber Geyer, Erört. ©. 170ff. Der Defterr. Entwurf $. 18 
geht leider von derfelben Grundanſchauung aus und macht bloß die „entfernte 
Hülfeleiftung* zu einem Strafminderungsgrund. ©. darüber Geyer, Beipred. 
©. 17 und Defterr. ©. 3. 1867 Nr. 104 ©. 420, Berner, in der Dejterr. 
G. 3.1867 Nr. 54, Mittermaier ebendaf. Nr. 59, Dfenbrüggen, Nr. 63, 
v. Kräwel, Gerichtäballe Nr. 61, v. Holgenborff, Strafrechtszeitg. 1867 
Sy. 244, Merkel, Bemerk. I. Heft ©. 10f., Beggiato, im Eco dei Tri- 
bunali N. 2014 p. 545sq. Rauter Gegner der Gleichftellung! Weber den Ent: 
wurf von 1870 ($. 20 Abi. 3), ſ. Glaſer, Studien ©. 117ff. 

2) Diefe Gefeßbücher find dabei in Webereinftimmung mit der in Italien 
(und auch in Frankreich) vorherrfhenden Anichauung der Doctrin, f. die Citate 
in Glaſer's H. Schr. I. ©. 154 ff. und Carrara, Progr. 88. 466 fl. Gänz- 
liche Gleichſtellung im Maltef. Gejepb. Art. 39. 
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(in verfchiedenem Maß). So das Würtembergiſche Gefeb vom 
13. Auguft 1849 Art. 13, weldes indeſſen Strafmilderung für die 
Gehülfen wenigftens geftattet. Ferner das Preußiſche Strafge- 
ſetzbuch $. 35, deſſen urfprüngliche Faffung nur in dem Fall für die 
„nicht wefentlihe Theilnahme“ die Strafe mildert, wenn dem Thäter 
Todes: oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe gedroht ift, während durch 
das Gefe vom 30. Mai 1859 (fowie durch das Dldenburgifce 
Strafgeſetzbuch Art. 31 wenigſtens bezugs aller Zuchthausftrafen) die 
Strafmilderung für die ‚‚nicht weſentliche“ Beihülfe ganz allgemein 
angeordnet wurde?). Das Bayriſche Strafgeſetzbuch Art. 55 gejtattet 
(wie das cit. Wiürtembergifche Geſetz) Strafmilderung rüdfichtlich aller 
Gehülfeny. Das Lübiſche Strafgefegbud 8. 33 (vgl. $. 30) läßt 
die Beihülfe ın der Negel nur ald Strafminderungsgrund gelten; 
itatt der dem Thäter gedrohten Todes: oder lebenslänglicheu Zucht: 
hausſtrafe trifft aber den Gehülfen eine Freiheitäftrafe von höchſtens 
zwanzig Jahren. 

Das Braunfhmweigifhe Strafgeſetzbuch 88. 42—46, das Alten= 
burgiiche Crim.-Geſetzbuch Art. 33, 37 und das Thüringiſche 
Strafgefegbud Art. 31, 35 fommen unter dem Einfluß der über 
das Complott aufgeftellten Doctrinen dazu, überall „gleiche Theil- 
nahme‘ (oder nach der herrſchenden Terminologie „Miturheberfchaft‘) 
anzunehmen, wo eine dolofe Mitwirkung zu der Ausführung felbft 
(cone. concomitans) oder überhaupt eine dolofe Mitwirkung auf 
Brundlage einer ausdrüdlichen oder ſtillſchweigenden Webereintunft 
vorliegt. As milder zu beftrafende „ungleiche Theilnahme‘” oder 
„Beihülfe‘‘ erfcheint fo nur die ohne Uebereinktunft erfolgende vor 
der Ausführung ftattfindende abfichtliche Förderung des Verbrechens ®). 

3) Vgl, über die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes vom 30. Mai 1859 
Goltd. Arc. VII. ©. 125ff., 239ff., 419f. (namentlich Götzze's Rede über 
den urſprünglichen $. 35 ©. 239 ff.); über die Mängel dieſes Geſetzes ebendaf. 
vom. ©. 78f. — ©. noch Mittermaier ebendaf. VII. ©. 32ff., v. Krä- 
wel, Entwurf ©. 163ff, Sohn, Entwurf ©. 250. — Ueber den Nordd. 
I. Entwurf, der im $. 41 Abf. 2 ebenfalls die weſentliche Beihülfe hervorhebt, 
f. die im F. ION. 1a. E. angeführten Schriftfteller und Heinze, Staatsrechtl. 
und ftrafrechtl. Grört. 1870 ©. 2097. 

4) Bol. hierüber namentlih Dollmann I. ©. 324ff. 

5) Auf die einzelnen Unterichiede der höchſt willfürlichen cafwiftiichen und 
gerade darum lüdenhaften Beftimmungen diefer Geſetzbücher können wir nit 
eingeben. ©. über das Braunihw. Breymann ©. 204 ff. (der meint, das 
Geſetz babe die Lehre von der Theilnahme auf möglichit einfache Begriffe zurüd: 
zuführen gefugt!), über das mit dem Altenburg. übereinftimmende Sächſ. 
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5) Das MWürtembergifche Strafgeſetzbuch Art. 75, 84, 85, das Def: 
fifhe Art. 73, 83, 84, dad Badifche 88. 134—136 und das 
Hamburgifche Art. 44, 45 unterfcheiden im Allgemeinen zwar die 
Beihülfe richtig von der „Urheberſchaft“. Die drei erſtgenannten 
Geſetzbücher ordnen auch Strafmilderung für den Gehülfen an, wäh— 
rend das Hamburgifche Beihülfe nur zu einem Minderungsgrund 
macht, bei deſſen Vorhandenfein die Strafe zwei Drittheile der dem 
Urheber angebrohten Strafe nicht überfteigen darf. Daneben ent: 
halten aber alle diefe Strafgefegbücher bejondere ftrengere Anord- 
nungen über das Complott, und das Würtembergifche und Heffifche 
Strafgeſetzbuch ftellen überdieg den fogenannten Sauptgehülfen dem 
Thäter gleih®). Das Sächſiſche Strafgefegbud Art. 53—55 be 
handelt die Beihülfe gleichfalls als Strafmilderungsgrund, geht aber 
dabei von der fubjectiven Theorie aus und bejtraft (Art. 50) die 
Gomplottanten, wenn fie nur bei der Ausführung gegenwärtig ge: 
weſen jind, als Urheber’). — 

Bei diefer Zerfahrenheit der in den bisherigen Geſetzen nievergelegten 
Anfhauungen kann man den Fortfchritt, den das Strafgefegbud für das 
Deutfhe Reih gemacht hat, gerade auch mit Rüdficht auf die Lehre von 
der Theilnahme nur mit Genugthuung begrüßen. 


Vierter Abjchnitt. 
MittHäterfhaft, Complott, Bande. 


®iteratur: Chr. H Busmann, Diss. de societate delinquendi sive con- 
juratione, Groningae (Oomkens) 1824. — Schirach, im N. Arc. des 
Griminalr. I. ©. 516f. — Cucumus, ebendaj. XIV. ©. 1ff. — Jage— 
mann, ebendaf. 1851 ©. 345f., v. Buri, Abbandl. aus dem Strafrecht 


Crim.Geſetzb. Krug, Studien (1. Aufl.) I. ©. 72ff,. Schaffrath, Grund: 
willenid. ©. 545fi., 567, Held und Siebdrat S. 80, 86f., Krug, 
Gomm. I. ©. 86 f. Bat. ferner Häberlin, Grundf. I. ©. 72ff., Köſtlin, 
Syſtem S. 280f. 

6) ©. über dad Würtembergiſche Strafgeſetzbuch Hufnagel J. ©. 151 ff., 
172ff., II. ©. 85f., 99ff., 644; über das Heſſ. Breidenbach S. 283ff. 
352, über das Badiſche Thilo ©. 1562ff. Bal. Häberlin J. &. 65ff. 

7) Vol. dazu Krug, Comm. I. ©. 987. 
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S. 115f. — Goltdammer, Arch. für Preuß. Strafr. XI. S. 369 ff. 
Glafer, in der Sächſ. Ger.:Ztg. IX. S. 321. (Kl. Schr. I. ©. 159 ff.). 
Gefepe: Württemberg Art. 73-83. — Braunfhweig $$. 43—45. — 
Altenburg Art. 33. — Heffen Art. 74-82. — Baben 88. 125—138, 
— Sachſen Art. 50-52. — Hamburg Art. 40-43. — Dad Preußiſche, 
Deiterreihifhe und Baverifdhe Strafgeſetzbuch, der Defterreid. Ent: 
wurf und der Nordd. I. Entw, enthalten fich jeder Vorfchrift über die Ge: 
genftände diefes Abſchnittes. — Der Nordd. I. Entwurf fagt im $. 45 
und dad Deutſche Strafgefepbuh im $. 47: „Wenn Mehrere eine ftrafbare 
Handlung gemeinichaftlih ausführen, fo wird Jeder als Thäter beftraft.“ 


$. 38. 
Bon der Mitthäterfhaft im Allgemeinen. 


In ähnlicher Weife wie oben ($. 24) von einer Mitanftiftung durch 
mehrere nebeneinander auftretende Anjtifter die Rede war, können wir von 
einer zufälligen Mitthäterfchaft!) fprechen, bei der eine Mitfchuld nicht 
in Betracht fommt, und im Gegenfat dazu von einer Mitthäterfchaft im 
e.©., bei welcher zum mindeften einer ber Mitthäter das Bewußtſein haben 
muß, daß mit ihm ein Anderer abfichtlih zur Ausführung des Verbrechens 
zuſammenwirkt. Damit Jemand aber Mitthäter fei, muß er vor Allem 
auch felbjt Thäter fein, er muß alfo a. mit dem Willen, die Haupthand- 
lung felbjt zu begehen, mindejtens eine Verſuchshandlung begangen haben. 
Er muß ferner b. als Thäter eine Wirkfamfeit entfaltet haben, welche 
mit der verbrecherifchen Thätigkeit des anderen Mitwirkenden in einen Cauf: 
falzufammenhang getreten ift, fo daß in dem Ergebnif diefer fremden ver- 
brecheriſchen Thätigfeit zugleih ein Ergebniß feiner eigenen liegt. Unter 
biefen Borausfegungen haftet er ala Mitthäter aud für die dolofe zunächft 
durch feinen Mitthäter herbeigeführte Vollendung des Verbrechens, da er 
feine eigene Ihat zugleich wiffentlih als Mitwirkung zu der fremden aus: 
geführt hat. Er wird alfo als Mitthäter des vollendeten Verbrechens 
mit derjenigen Strafe zu belegen fein, die dem Thäter des fraglichen De: 
lictes angedroht ift. Bei der Strafzumeliung iſt aber Rüdjicht zu nehmen 
einerfeit3 auf den Umfang feiner Wirkfamfeit (natürlich auch der etwaigen 
pſychiſchen Einwirkung auf den Mitthäter), andererſeits auf die perfönlichen 
Verhältniffe. Bezugs der lebteren ift Daran zu erinnern, daß, wer nicht Thäter 
eines bejtimmten Verbrechens fein, auch nicht der Mitthäterfchaft an dem- 
jelben jchuldig werden kann (die gilt 3. B. für Nichtbeamte bezugs der 
Amtöverbrecden, für Frauen bezugs der Nothzucht u. ſ. w.). Abgefehen 
hiervon gelten im Wefentlihen bei der Beurtheilung perfönlicher Verhält« 
I) Vgl. über die Terminologie oben Note 4 zu $. 24. 
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niffe diejenigen Grundſätze, die betreffs der Anftiftung und Beihülfe ent- 
widelt wurben, auch betreff3 der Mitthäter 2). 

In Folge der Schwierigkeiten, welche der Beweis im Fall einer Mit: 
thäterfhaft — namentlich bei Raufhändeln — darbietet, geht durch die Ge: 
fchichte des Strafrechtes bis auf die neuefte Zeit herab ein Zug nad) Prä- 
fumtionen und Fictionen, zum Theil der feltfamften Art, damit diejenigen, 
welche irgendwie bei der Ausführung eines Verbrechens gegenwärtig waren, 
ala „Miturheber” der poena ordinaria unterworfen werben können. 

Unter den erwähnten Fictionen tritt befonder8 der Begriff des foge- 
nannten Complotts (im Gegenfab zu dem ber „zufälligen Miturheber: 
Schaft” nad) der gewöhnlichen Ausdrudsweife der neueren Schriftfteller) 
hervor, welcher einer eigenen Betrachtung bedarf. 


8. 39. 
Das fogenannte Complott. 


Ein Complott (eine verbrecdherifche Verbindung, societas delinquendi, 
conspiratio, auch conjuratio, welcher lettere Ausdrudf aber ebenfo wenig 


für alle Fälle paßt, wie der entfprechende deutfche „Verſchwörung“) liegt 
vor, wenn ſich Mehrere abfichtlich zum Zweck der gemeinfamen Ausführung 
eined Verbrechens verbinden. Aus diefer Verbindung fol ſich nun, wie 
fehr viele Schriftfteller behaupten!) ergeben, daß alle Gomplottanten als 


& 

2) Einen Kal, wo ed fi um Beurtheilung perfönlicder Verhältniſſe handelt, 
beſpricht in fehr intereffanter Weife Glafer a. a. O. ©. auferdem über bie 
Mitthäterſchaft (abgefehen vom Complott), als „zufällige“ d. h. (nicht verabrebete) 
„phyſiſche Miturbeberfchaft" namentlich Köftlin, N. Rev. ©. 562ff., Syſtem 
©. 335 ff, Berner, Theiln. ©. 348ff., Grundſ. S. 22ff., Lehrb. $. 111, 
Hälſchner, S. 376 ff., v. Bar, ©. 81,91, Langenbed ©. 2770f., Schütze 
©. 199. Die Beitimmung im Deutichen Strafgeſetzbuch $.47 fteht (troß bed 
Schwankens der Motive) der richtigen Behandlung der Mitthäterfchaft nicht im 
Wege (vgl. Schütze, Lehrbuch S. 147f.), ift aber mehrbeutig (mie Die Com— 
mentatoren zeigen). Es ift beffer, wenn das Gele ſich auf die definitio pericu- 
losa gar nicht einläßt! 

1) Ueber die Dogmengefchichte vgl. man Köftlin, Syſtem ©. 339 ff. und 
Schütze S. 205f. Uebrigens findet fih der Ausdrud Complott nicht zuerft 
bei Kreß, wie Diefer meint, fondern auch ſchon vor diefem bei einem beutichen 
Schriftiteller, nämlich in Brölich v. Frölichsburg's Comm, Ausg. von 1714 
I. ©. 184 verb.: „dba einer aus denn Comploten und zufammengeihwornen“. 
Anhänger der unrichtigen Gompfottäfehre find insbefondere Feuerbach $. 47, 
Shirad aa. D. ©. 517, Tittmann m N. A. I. ©. 376 (und danach 
Kitka ©. 131ff), Cucumus a. a. DO. ©. 3f., Busmanın |. |, (Definition 
p: 12), Ziegler ©. 7ff., Köftlin, N. Rev. ©, 577ff., Syſtem ©. 338 ff. 
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„Miturheber“ für das geplante Verbrechen zu haften haben, da fie geroiffer- 
maßen zu Einem Subject geworden, ihr Gefammtmwille fi in einer Ge 
fammtthat realifiert u. dgl. m. Diejenigen Schriftfteller, welche der fubjec- 
tiven Theorie anhängen, fügen dabei noch inäbefondere das Merkmal hinzu, 
daß die Complottanten nur dann als wahre Complottanten (beziehungsmeife 
Miturheber) erfcheinen, wenn fie den animus auctoris (im fubjectiven 
Sinne) haben, alfo das Verbrechen als ihre eigene Angelegenheit betreiben, 
während fie ohne diefen animus blofe socii ex compacto fein follen, bei 
welchen die Regeln über die Beihülfe gelten. 

Zunädjft muß hiergegen bemerkt werben, daß die Aufftellung des Com- 
plottes als einer befonderen Schuldform in den gemeinrechtlichen Quellen, 
auf welche man fich eine Zeitlang mit aller Zuverficht berufen hat, feinen 
Anhaltspunkt finden. Weder im Römifchen noch im Kanoniſchen Recht, 
noch in den einheimifchen Nechtäquellen läßt fi nad) gemeinem Recht ein 
privilegium odiosum für die Complottanten behaupten. Werben die „Ver: 
ſchwörer“ nicht felten in der Strafbarleit einander gleichgeftellt, jo kommt 
dieß daher, daß überhaupt diefe Gleichftellung bezugs aller Theilnehmer 
und in den Quellen öfter begegnet?); es handelt ſich alfo dabei nicht im 
Mindeften um eine Sonderftellung der fogenannten Complottanten. 


Berner, Theiln. ©. 393 ff. (Berner ift aber fchon in der 1. Aufl. feines 
Lehrb. 8. 112 ſehr mißtrauiſch gegen die „mit gefährlichen Präfumtionen er 
füllte* Theorie geworden und fcheint in der 4. u. 5. Aufl. $. 112 dad „Somplott* 
nur um der ibm einmal liebgewordenengDreitheilung willen beizubehalten, vgl. 
auch feine Grundf. des Preuß. Straft. ©. 56 fi), Häberlin, Grundi. I. 
©. 58 ff., Bauer, Lehrb. $. 77, Abhandl. I. ©. 440ff, Sagemann a.a. O., 
Hälſchner 1. ©. 375, 384 ff, v. Bar ©. 8ıff.. Geib, Lehrb. I. ©. 322f., 
357 ff, Goltdammera. a. D., Rangenbed ©. 246f., Schwarze ©. 172ff. 
u. v. A. ©. dagegen fon Wächter, Deutſch-Röm. Straft. 1.$.89N.83,Abegg, 
Lehrb. S. 116, Stübel, Theilnahbme S. 31 f., 76f. (ſchwankend Dollmann, 
Krit. Ueberſchau ©. 171, 173, Comm. ©. 271f.), Marezoll ©. 197f., v. 
Buri, Theilnahme S. 11ff., Abhandl. a. a. D., Gever, Erört. ©. 177ff., 
John, Krititen S. 22f., Entwurf ©. 285ff., Schütze ©. 211ff., Ste 
mann in Goltd. Ar. XVIL ©. 322, Temme, Preuß. Strafr. ©. 373f,, 
Schweiz. Straft. ©. 220. Daß aber unter den Anhängern ebenfowenig als 
unter den Gegnern Einigkeit in den Anfchauungen berrfeht, ift zum Theil im 
Text angedeutet und ergibt fich aus der Berfchiedenheit der Ausgangspunkte, 
welche in der ganzen Lehre von der Theilnahme eine nur allzugroße ift. 

2) Die Stellen des Römiihen Rechts, welche in dieſer Richtung citiert 
werden, wie l. 1 pr. D. de effractor., 1. 13 D. de custod. reor. 1, 1 $. 1. 
l.4 pr, 1.8 D. ad leg. Jul. maj., I. 39 * D. ad leg. Jul. adult., 1. 3 pr. 
D. ad leg. Jul. de vi publ, .1$.1,.$®8.3, 1.20 D. ad 1. Corn. de fals., 
1.2 pr. D. ad leg. Jul. de annona u. f w., (fiehe die Gitate bei Hälſchner 
1. S. 386 Note 1 und bei Schütze ©. 208f.) ſprechen allerdings von factio, 
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Daß ferner der ſogenannte animus auetoris oder das gleiche, gemein- 
fame, felbftändige Intereſſe u. dal. aller Complottanten diefen feine Aus— 
nahmsſtellung zumeift, iſt aus unferen früheren Ausführungen erfichtlich. 
Ebenfo wenig fann in der Verabredung an fi ein Grund zu einer 
Straffhärfung liegen, man müßte ſich denn (wie noch Langenbed ©. 261, 
263) auf den Standpunft der Sicherungstheorie ftellen und aus ber „Ge 
fährlichfeit” des Complottes argumentieren. Inſofern die Verabredung mit 
Ueberlegung (Befonnenheit) ftattfindet, iſt diefe letztere der Gtraf- 
erhöhungdgrund (nicht aber die „Worverftändigung” an fih?), welche auch 


pactio, societas, conspiratio, conjuratio, dolo malo coire u. dgl., allein obne 
daran beiondere Prälumtionen zu fnüpfen. — Ganz unridtig faßt Rangen- 
bed ©. 265f. c. 21 und 22 C, 11 qu. 1 auf, wenn er darin etwad Anderes 
fehen will als eine von ſtaats- und kirchenpolizeilichem Terroridmus geichaffene 
Ausnabhmabeftimmung. Die Beftrafung der „consentientes“ als correi fommt 
auch fonft in kanoniſchen Rechtsquellen vor. Man jagt 3. B. P. Pseudo-Rom. c. 
1 $. 3, Poenit. XXXV Capit. c. 1 $. 1. Poen. Civitat. c. 139, Poen. Mediolan. 
praec. V., al. Can. c. 12; Regino de synod. causs. II. c. 285 (Pseudoisid.) 
wo gelagt wird: „non solum, qui faciunt, sed etiam qui consentiunt, rei ju- 
dicantur* (vgl. Waflerihleben Note 576 zum IL. Bud; inc. 5 C. 17 qu 4 
beißt es ebenfalld: par enim poena et agentes et consentientes comprehendit), 
Regino append. III., c. 42 (Pseudoisid., wo ed heißt: „non solum, qui fa- 
eiunt, sed, qui consentiunt, rei sunt). Vgl. dagegen das fpeciell von Verſchwö— 
rung handelnde c. 440 des II. Buche, deifen Quelle Caroli M. Capit. a 805 II. 
10 (Pertz, Monum. Ill. p. 133) ift, wo härtere Sirafe für die auctores, 
mildere für bie adjutores gedroht wird. Daß c.6 X. de homicid. keine Stüge 
der Gegenanficht ift, liegt auf der Hand. — Im Recht des Deutichen Mittel: 
alters ift von einer befondern Stellung der Gomplottanten nicht die Rede, wie 
felbft Rangenbed ©. 268 zugibt. Die Stelle aus Rupr. v. Breifing II. 38 
(Seib H. ©. 336) geht gleichwie Schwabenfp. c. 234 auf Mitthäterichaft (rich 
tig bemerft von Schütze ©. 209). Dafjelbe gilt aber auch von den Beitim: 
mungen im Hamburger Recht von 1270 XI. 3 und dem Leipziger SE chöffenipr. 
(bei Zobel Bl. 558 a l. 2), in welchen John, Strafr. in Norddeutichland 
©. 209, die moderne Anichaunng über das Complott zu finden glaubt. (In 
dem Schöffenfpr. beift es: „alio das fie willen und fürlag gehabt hetten, jhm 
fodt zu Schlaben und zu ermorden“, und bezugs der Beitimmung im 
Hamburger Recht ſ. John felbft S. 204. — Daß aus dem Art. 148 der P. G. D. 
fein Argument für den modernen Begriff des Complottes zu ſchöpfen jet, hat 
ſchon Wächter a. a. D. angedeutet. 

3) Das Ieptere behauptet namentlich mit groher Entjchiedenheit Schütze 
©. 221 ff. (befonders ©. 225 unten). Vorerſt überfieht er dabei, daß am aller: 
wenigften bei einer „dem Beginn des Thatactes unmittelbar vorhergehenden Vor: 
verftändigung” (Schütze ©. 200) praemeditatio nothwendigerweife vorhanden 
tein muß, ja dab überhaupt nicht die praemeditatio als ſolche, fondern die be: 
Tonnene Faltblütige Ueberlegung Straferhöhungsgrund ift. Sodann ift ed gewiß 
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im Affect gefchehen kann). Uebrigens ift nicht außer Acht zu lafjen, daß 
nicht felten Complottanten von andern Theilnehmern am Complott zu Thaten 
verführt werden, die fie aus eigenem Antrieb nicht unternommen hätten, 
und da die Macht der fremden Einwirkung alfo für fie ftrafmindernd in's 
Gewicht fällt. 

Unzmweifelhaft ift es wohl aud, daß eine Verabredung denjenigen nicht 
zum Thäter machen fann, der in Wirklichleit nur eine helfende Thä— 
tigkeit entwidelt. Die Präfumtionen, weldje, wie es fcheint, hauptſächlich 
dadurch zu Ehren famen, daß man fi von einer nicht zutreffenden Analogie 
mit der civilrechtlichen societas verführen ließ, müflen fallen. Es ift ganz 
einfadh in den Fällen des Gomplottes ebenfo wie in allen anderen Fällen 
ber Theilnahme bezüglich eines jeden Mitfchuldigen zu fragen, ob er als 
Anftifter, als Thäter (beziehungsweife Mitthäter) oder als Gehülfe zu be 
ftrafen fei, nur wird es nicht felten vorlommen, daß diefer oder jener Be 
theiligte zugleich Anftifter und Mitthäter oder auch Gehülfe war, mas 
natürlich ala Straferhöhungägrund zu berüdfichtigen ift. Die Sonderbe— 
ftimmungen, welde die am Anfange diefes Abfchnittes citierten Strafgefet- 
bücher über das Gomplott enthalten, find demnach nicht zu billigen“). Ia, 
es läßt fih aud nur vom polizeilichen Gefichtöpunft aus vertheidigen, wenn 
das auf gewiſſe Verbrechen gerichtete Gomplott, wie 3. B. das hochverräthe: 
rifhe Complott im Deutfchen Strafgefegbud) $. 83 oder im Sächſiſchen 
Strafgefegbuh 117, im Bayrifhen Art. 102, 1035), ala ein felbftändiges 
Verbrechen respect. als eine ausnahmsweiſe zu beitrafende Vorbereitungs⸗ 
handlung mit Strafe bedroht wird. 


verfehlt in der pſychiſchen Einwirkung, welde von Seite des einen im Einver, 
ſtändniß handelnden auf den oder die Uebrigen geübt wird, einen für Jeden 
wirkenden Straferhböhungsgrund zu erbliden, während bei den Verführten, Ein: 
geichüchterten, durch das Beilpiel Kortgeriffenen u. |. w. gelindere Strafe am 
Platz ift ald bei dem dur „Einzelentſchluß“ als Alleinthäter zum Berbrechen 
Schreitenden. 

Es ſcheint mir darum ein nicht ſehr verdienſtliches Unternehmen zu fein, 
wenn bie preufifche Praxis den angeblich „gemeinrechtlichen" Gomplottbegriff 
in dad Preußiſche Strafgelegbuch bimeininterpretiert hat (f. Goltdammer, 
Archiv XL. ©. 369 ff). Bol. dagegen ſelbſt Hälſchner, Syftem I. ©. 895 ff., 
Berner, Grundf. a. a. D.; dann Sohn, Kritifen S. 22. Das preußiiche 
Dber:-Appellationsgericht fcheint in der Entich. vom 9. Juni 1869 (Goltd. Arch. 
XVII. ©. 532f.), foweit das Preußiſche Net in Frage kommt, der richtigen 
Aufhauung zu huldigen, 

5) Es verfteht fih von felbit, (mad nur nebenbei bemerkt fei), daß wir ed 
noch viel weniger billigen, wenn dieſe und andere Strafgefeßbücher (mie nament: 
ih in der maßlofeften Weife das Defterreichiihe Strafgeſetzbuch $. 58 thut) 
überhaupt alle bochverrätherifchen Vorbereitungsbandlungen mit Strafe bedrohen. 
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Im Sinblid auf die weitverbreitete Annahme jedoch, daß das Complott 
eine befondere Schuldform fei, tft eine zuſammenfaſſende Darftellung biefer 
Lehre im nächſten Paragraphen zu geben. 


$. 40. 


Meberfiht der Anfhauungen über des Complott bei den Ans 
hbängern der modernen Lehre von demfelben. 


Was zunächſt den Begriff des Complottes betrifft, jo beftehen haupt: 
fächlich zwei Controverfen: 

1) Die herrfchende aber nicht unangefochtene Meinung ift die, daß ber 
dem Gomplott zu Grunde liegende Vertrag auch ftillfchweigend ges 
ſchloſſen werden kann i). 

2) Viele Schriftſteller behaupten, jeder Complottant ſei nothwendiger⸗ 
weiſe allen anderen gegenüber Anſtifter, während Andere richtiger 
bemerken, daß die pſychiſche Einwirkung gerade in dieſer Hinſicht eine 
äußerſt verſchiedenartige fein könne?). 

Was die Strafbarkeit des Complottes betrifft, ſo wird wie erwähnt 
behauptet, alle Complottanten ſeien als „Thäter“ oder „Urheber“ zu be— 
ftrafen, wenn fie nur eben wirkliche Complottanten find, gleichviel in wel— 
der Weile fie dann im Uebrigen an dem Verbrechen fich beteiligt haben?). 


1) ©, Heffter 870.2, Oufnagel Ill S. 94ff, Marezoll ©. 133 
N. 3, Geib, Lehrb. I. ©. 358. Auch mit einigen Einſchränkungen Köftlin, 
N. Rev. S. 586 ff., Syſt. ©. 342, 347, Berner, Theiln. ©. 404 f., Hälſchner, 
Syſt. J. ©. 388, Langenbed ©. 247, Schwarze ©. 172. Val. Braunſchw. 
Strafgefeßb. 8. 43, Altenb. Art. 33, Thüring. Art. 31, Sädf. Art. 50 
(und dazu Krug l. ©. 91), Hamburg. Art. 4. — U. M. Busmann 
p. 218990. Schirach ©, 517f. Henfe J. S. 275, Bauer, Abb. I. ©. 442f., 
Cucumus ©. 14, Breidenbad J. 2 ©. 305, Ziegler ©. 8. 

2) Kür bie erfte Anficht Feuerbach $$. 46, 47, Martin $. 76, Denke 
1. ©. 276, Cucumus ©. 1f, Hufnagell. ©. 163, Köſtlin, N. Rev. 
©. 577, Syſtem ©. 343, 349, Berner, Theiln. ©. 426, 440ff. Dagegen 
3: B. Stübel, Theiln. S. 33 ff, Bayer, Lehrb. 8. 77 N. c, Abhandt. I. 
©.443, Heffter 87N.4, Ziegler S. 10 N. 1, v. Bar ©. 80ff. Hälſch— 
ner, Syit. I. ©. 389ff., Geib II. ©. 359, Rangenbed ©. 248, Schwarze 
©. 176f. 

9) S. Schirach S.521ff., Tittmann, N. A. II. S. 376, 382, Bauer 
Abhandl. I. ©. 447, Berner ©. 456f., Köſtlin, Syſt. ©. 346, Geib U. 
©. 361, Langenbeck ©. 250, 260, Schwarze ©. 174ff., Heſſ. Strafgefepb. 
Art. 74, Bad. 88.125, 126, ſ. aber $. 127. — Höchſt feltiame Unteriheidungen 
im Braunfhw. Grim.:Gefepb. 88. 43. Das Hamburg. Strafgefegb. ftellt alle 
Gomplottanten (Art. 41) als „Theilnehmer“ dem ‚Urheber‘ (Art. 38) gegen: 
über, beftraft aber jene glei dieſem (Art. 42). 


95 


414 Theilnahme Mebrerer an einem VBerbrehen und Begünftigung. 


Ueberdieß ſoll noch dazu das Complott ein Straferhöhungsgrund fein ®). 
Bejonders ftrafbar erjcheinen aber (und freilich aus guten Gründen, bie 
auh ohne „Complotttheorie“ beſtehen bleiben): a. der Gomplottjtifter 
ald wahrer Urheber im e. ©.; b. der Rädelsführer (dux criminis), der 
bei dem Entwerfen des Planes, und c. der Anführer, der bei der Aus- 
führung felbft die Leitung übernimmts). Daß überhaupt die Strafe der 
Complottanten nur in thesi nicht in hypothesi eine gleiche fein folle, wird 
heutzutage wohl allgemein zugegeben®). Dagegen wird darüber geftritten, 
ob das Complott ſchon als foldyes, ohne daß eine weitere verbrecherifche 
Xhätigfeit zur Ausführung deſſelben folgte, ſchon als Verſuch des verab- 
redeten Verbrechens zu trafen fei oder nicht”). Ebenſo gefällt man ſich 
zum Theil in willfürlihen Meinungen über den Einfluß des Nüdtrittes vom 
Complott auf die Strafbarkeit, wobei nicht felten zwifchen ausdrücklich er- 
klärtem Rüdtritt und einfacher Nichtleiftung der verfprochenen Thätigkeit 
unterjchieven wird ®). 

4) © Schirach S. 521 (der wenigftend wie Rangenbed ©. 261 ger 
radezu erklärt, daß Die „Gefährlichkeit des Complottes der — unferes Grad): 
tens verwerflide — Grund diefer Anjchauung ift, Busmann p. 49 sq., Bauer, 
Abh. I. S.444, Geib IL. ©. 360f. Bol. Würtemb. Strafgefegb. Art. 109 
Nr. 2 (dazu Hufnagel L ©. 234 vgl. S. 163 F.). 

5) ©. Bauer, Lehrb. $. 87, Abb. I. ©. 444, Breidenbad ©. 316, 
Köitlin, N. Revif. ©. 577f., Syftem ©. 348, 350, Berner, ©. 393 ff., 
4277, 454M., Geib II. ©. 360. Bloß „wominelle Anführer‘ (f. Langen: 
bed ©. 262 Note 4) find natürlich nicht gemeint. 

6) Busmann p. 64 sqq., Bauer, Lehrb. $. 87 N. b, Abt. I. ©. 448, 
Kitka S.132f., Ziegler ©. 77, Breidenbab ©.314, Berner S. 456 ff, 
Jagemann ©. 361ff., Köftlin, Syſt. ©. 350, Hälſchner I. ©. 394f,, 
Geib I. ©, 361, Langenbed ©. 261f. Würt. Gtrafgefepb. Art. 79, 
Heſſ. Art. 75, Bad. 88. 126, 127, Thüring. Art. 31, Sächſ. Art. 51, 
Hamburg. Art.42. (Kür unbedingt gleiche Beitrafung Schirach S. 527ff., 
Tittmann ©, 376.) 

7) Für die erfte Anfiht Bauer Abh. I. ©.341, 444ff. Zirkler, N. A. 
1839 ©. 441, 449 ff, Köftlin, N. Rev. ©. 577, 585, Syſt. ©. 352, Geib I, 
©. 363, ſ. ferner Braunfchw. Crim.-Geſetzb. $. 37, Heil. Art. 76, Altenb, Art. 30, 
Bad. $. 128, Thüring. Art, 28, Ss. Art. 58, Hamburg. Art. 47 (in biefen 
beiden ift aber eine geringere ald bie Verjuhäftrafe gedroht). Vgl. dagegen 
Mittermaier zu Feuerb. 8.47 N. VL, Heffter $. 37, Cucumus ©.9ff., 
Berner, S. 413ff. (diefe beiden wollen aber polizeilihe Beitrafung), Hälſch— 
ner ©. 397#., v. Bar ©. 91 fl, Langenbeck ©. 252f. 

8) Die Geſetze verführen dabei nicht weniger willkürlich ald die Schrift: 
fteller; vgl. Würtemb. Strafgefepb. Art. 81, 83 (und Gefep vom 13. Aug. 
1849 Art. 14), Braunſchw. $$. 43, 45, 51, 69 3. 2, 3, Heff. Art. 76—79, 
Bad. $$. 128—132, Sächſ. Art. 59 (auch Hamburg. Art. 52). Betreffs ber 
Doctrin ſ. Stübel, Thatbeit. S. 75ff., Theiln. ©. Sıff., Busmann p. 
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Dean hat zuweilen die ungerechte Behandlung des Complottanten fo 
weit getrieben, daß man die Häupter des Complottes ſogar für einen Exceß, 
der bei der Ausführung vorfiel, aud wenn fie zu ihm nicht mitgemwirkt 
hatten, verantwortlich machte! ?) 


8. 41. 
Die Bande. 


Unter Bande (oder Rotte) verfteht man die Vereinigung mehrerer 
Perfonen zur Verübung mehrerer, noch nicht im Einzelnen beftimmter Ver: 
breden!). Die Ueberzeugung, daß die Bildung einer Bande und der Bei- 
tritt zu einer folden an ſich nicht ftrafbar ift, wird allmälig zur allein= 
herrſchenden, da die polizeilichen Anfhauungen auf dem Gebiete des Straf- 
rechtes immermehr an Boden verlieren. Können wir nit einmal in dem 
Complott einen ftrafbaren Verſuch erbliden, da fonft auch in der Selbſt⸗ 
berathung, die der Einzelne mit fich pflegt, und dem daraus entjpringenden 
Entſchluß zum Verbrechen ein Verfuch liegen müßte, fo ift die Vereinigung 
zur Bande umfoweniger ein Verbreden. Sie kann nicht Verſuch eines der 
auf das „Programm“ geſetzten Verbrechen fein, da doch alle diefe Verbrechen 
nur erjt der Art nad) und nicht individuell beftimmt find, und daher noch 
nit einmal von einem Entſchluß zur Begehung bejtimmter Verbrechen 
ſondern nur von einer „erllärten Neigung zur gemeinfchaftlihen Begehung 


425qq., 505qgq., Eucumus S.5ff., 11ff., 17, Roßhirt, Entwid. S. 268 ff., 
Zachar iä, Verſuch J. S. 58ff. II. ©.268, Bauer, Abh. J. S. 446f., Kitfa 
©. 134ff., Ziegler S. 68ff. Köſtlin, N. Rev. ©. 577, 584, Syſt. S. 353 ff., 
Berner ©. 461ff. 474ff, Geib II. ©. 363ff, Langenbeck ©. 255ff. 

9) So die Anmerkungen zum Bayr. Strafgeſetzb. J. S. 168f. S. ferner 
Würtemb. Strafgelegb. Art. 82 (vgl. 76) — der ſehr unklar iſt, obwohl ihn 
Hufnagel (I, ©. 168) ganz Har findet; Hannov. Art. 62 (dazu Leon— 
hardt, Comm. I. ©. 273 ff.). — Nichtigere (nicht immer richtige!) Anfichten 
bei Busmann p. 63 sq., Arnold, N. Archiv 1844 ©. 190, Berner 
S. 47uff, Köftlin, Syſtem ©.352f, Geib II. S. 366f., Tangeubed 
S. 260. 

1) Die neueren Strafgeſetzb. erkennen gewöhnlich den Begriff der Bande 
nur in Bezug auf beftimmte Verbrehensarten (namentlich Vermögensdelicte) an, 
ſ. Würtemb. Art. 185, Bad. $. 482, Preuß. $. 218 3. 7, $. 232 3. 2, 
Thür. Art. 224, Sächſ. Art.60, Bayr. Art. 274 3.5, Art. 301 3.3, Art. 303 
3. 1, Dentſches Strafgefepb. $. 243 3. 6, 8. 250 3. 2, vgl. Schwarze 
©. 586, 560. — Das Hei. Strafgefeßb. Art. 81 verlangt Richtung auf gleichartige 
Verbrechen; ganz allgemein ift die Saffung im Ham b. Art. 48. Mande Schrift: 
fteller unterſcheiden auch „generelle” und „Ipecielle* Bande, |. Schirach ©. 519, 
Bauer, Abb. I ©. 449, Berner ©. 494, Geib I. ©, 366 (der Name 
findet fih nur bei Geib). 
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von Verbrechen” (Häl ſchner) geſprochen werden kann. Die Strafzumeffung 
fordert ald Grundlage ein bejtimmtes in ſich abgeſchloſſenes verbrecherifches 
Thun. Es erinnert an gemwifle mittelalterliche Beitimmungen über ben 
Verfuh, wenn man nun gar in der bloßen Einigung zur Bande einen 
Verfuh des ſchwerſten der Verbrechen ſehen will, zu deren Verübung die 
Bande fich gebildet hat?). Nur das läßt fich zugeben, daß bei Beitrafung 
eines von Banden oder Mitgliedern derfelben auf Grundlage des „Pro: 
gramms“ begangenen Verbrechens die verbrederifhe Verbindung fehr 
oft als Straferhöhungsgrund in Betraht fommen wird und daß den 
Anftifter oder Anführer (Häuptling, Hauptmann) der Bande, häufig befon- 
ders hohe Strafe treffen muß, obwohl aud) diefer keineswegs ftet3?) Mit⸗ 


2) Diefe Anfiht bei Cucumus ©. 21f., Bauer, Abh. I ©. 450f,, 
im Braunfhw. Grim.-Gefepb. $. 38, ja felbft no bei Geib II. ©. 368 und 
im Hamb, Strafgefegb. Art. 48. — Köftlin, Syſt. S. 358 will für bie 
Strafbarkeit der Bande einen Durdichnittsmahftab, den er freilich felbft nicht 
im Entfernteften zu präcifieren im Stande ift. Seine Polemik gegen andere 
Beftimmungen über die Strafbarkeit der Bande a. a. D. ©. 359 ff. beleuchtet 
recht deutlich die Unhaltbarkeit jeder Strafdrohung gegen die Bande als folche. 
— Als ein jelbftändiges Delict wird die Vereinigung zur Bande behandelt vom 
Würt. Strafgefeßb. Art. 185, vom Heff. Art. 82, Bab. $. 482, Sächſ. 
Art. 60. — Diejenigen Schriftfteller, welde im Eingehen eines Complottes 
noch feinen Verſuch ſehen, find natürlich auch für Straflofigkeit der Einigung 
zur Bande, vgl. Hälfchner, Syft.L S. 427f. v. Bar ©. 95ff, Langenbeck 
&.142, Shwarze ©. 180. S. noch Geyer, Erört.S.185 1. — Berner S. 4095ff. 
will für die Bande nur Polizeiftrafe (ebenſo Hälſchner S.428 und für Ausnahınd« 
zuftände Shüße ©. 242), — Ueber das Wefen der Bande im Allgemeinen 
namentlih Berner ©. 12, 482ff., Hälſchner a. a. O. Schütze ©. 234ff. 
— Daß eine „Bande“ nicht anzunehmen ift, wenn nnr verabredet ift, auf einem 
beftimmten Jahrmarkt, einer Meſſe u. dgl. mehrfache Diebftähle zu begeben, 
darüber ſ. Stenglein, Comm. II. ©. 371f., Sächſ. Gerichtözeitung V. 
©. 408, IX. S. 142, Entfcheidung bed Preuß. Obertribunald vom 14. Januar 
1859 bei Goltdammer, Arch. VIL S. 396, Schwarze ©. 180, 536, A. M. 
Oppenhoff, ND. zu $. AFP Nr. 97. Der C. pen. art. 2655qq. behandelt die 
association de malfaiteurs envers les personnes ou les proprietes als ein Ber 
brechen gegen den öffentlichen Frieden. Aehnlich C, pen. b. art. 322—326. 

13) A. M. Cucumus ©. 28f., Bauer, Abb. J. ©. 451, Köftlin, 
Syit. S. 359, 361f., Hocheder ©. 272f, Schütze ©. 241. Diefe Schrift: 
fteller (außer Eucumus) machen fogar alle Bandenmitglieder wegen „Ber: 
ſuchs“ oder pſychiſcher Beihülfe für den obenerwähnten Fall verantwortlid. 
Allein die in der Bandenbildung gelegene Beſtärkung in ber verbrecderiichen 
Neigung ift noch Feine Theilnahme an dem Entſchluß zu dem beftimmten ein- 
zelnen Verbrechen, dad begangen wird. S. Ienull, Comm, (3. Aufl.) L 
S. 120, Busmann p. 68 sqg. und die dort N. zu p. 69 Gitierten, Berner 
©. 499f., Hälſchner ©, 428f. Gever ©. 185f., Geib II. ©. 369f. Bal. 
auch Heſſ. Strafgeſetzbuch Art. 81 Abjag 3 (und dazu Breidenbad ©. 345 ff.). 
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fhuldiger jedes von Bandenmitglievern verübten und dem Programm der 
Bande nicht zumwiderlaufenden Verbrechens ift. 

Der Begriff der Bande jteht alfo ebenfo wie der des Complottes nicht 
als gleichberechtigt neben den eine eigenthümlihe Art der Theilnahme um: 
faſſenden Begriffen der Anftiftung und der Beihülfe, und Mitglieder der 
Bande find ebenfowenig wie Complottanten ala ſolche ſchon „Miturheber” 
eines aus der Verabredung entipringenden Verbrechens. 


Fünfter Abjchnitt. 
Begünfligung. 


Literatur: Die Schriften, die fich mit der Theilnahme und der Begünfti: 
gung befaffen, find ſchon früher angeführt worden. Bloß von der Ber 
günftigung bandeln Sander im N. Arc. 1833 ©. 431 ff., 1839 ©. 248 ff. 
396 ff. Held, N. fühl. Jabrbücer IV. S. 138 ff. 

Strafgefegbüder: Würtemb. Art. 89 — 92, Braunſchw. $$. 47, 49, 

Heff. Art. 87—91, 93; Altenb. Art. 38, 40, 41, 46; Bad. 88. 142 - 145, 
Thüring. Art. 36, 37, Preuß. 88. 37, 38, Deiterr. 88. 6, 211, 
214—16, 220—22, 307, Sädj. Art. 61, 70, 72, Oldenb. Art. 33, 34, 
Bayr. Art. 58-61, 65, üb. 88. 35, 36, Hamb. Aut. 58, 54. — Code 
p6nal art. 61-63, 248. Codo pen. belge art. 68, 133, 324, 339. Deiter 
reid. Entw. 8. 288. Norddeutiher I Entw. $$. 43, 44, Il. Entw. 
88. 252, 253, Deutiches Straigeießb. 88. 257, 258 (im 21. Abjchnitt Des 
2. Theiles: „Begünſtigung und Hehlerei“). Die Definition im 8. 257 
lautet (im Weſentlichen übereinftimmend mit der des Preuß. Strafgeſetzb.): 
„Wer nah Begehung eines Verbrediend oder Vergehens dem Thäter oder 
Theilnehmer wiſſentlich Beiftand feiftet, um bdenfelben der Beitrafung 
zu entziehen oder um ibm die Vortbeile des Verbrechens oder Vergehens 
zu fihern“ u. ſ. w. (Die hervorgebobenen Worte fommen im Preuß. Straf: 
geſetzb. $. 37 nicht vor). 


$. 42. 
Begriff der Begünftigung. 


Die fogenannte Begünftigung der Verbrechens!) (auch Vorſchub⸗— 
leiftung genannt) ift ein Verbrechen gegen die Nechtöpflege, wird indeſſen 


1) Diejer Name wurde früher (f. noch Wächter römiſch-d. Strafr. $. 91 
N. 88, Iarde, Handb. I ©. 231 f., Ziegler ©. 55, 61) auch für die Nicht: 
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gewöhnlich in der Doctrin wie in den Strafgefegbühern in Zufammenhang 
mit der Theilnahme am Verbrechen gebracht, was zum Theil einen hiftori- 
fen Grund hat, da man die Begünftigung bis auf die neuefte Zeit herab 
nicht jelten mit dem Namen der nachfolgenden Theilnahme (concursus sub- 
sequens ad delictum) bezeichnete, ja fie als eine Art der Beihülfe beftraft 
haben wollte. Der Begriff der Begünftigung fteht aber auch in einer inneren 
Beziehung zu dem der Theilnahme, denn während diefe als abfichtliche Mit: 
wirkung zu dem Entjtehen eines Verbrechens bezeichnet werden muß, 
ift die Begünftigung eine abfihtlihe Gegenmwirfung gegen die recht— 
lichen Folgen des Verbrehens. Wenn alfo der Gehülfe die Entitehung 
deö Uebels, welches das Verbrechen zur Uebelthat macht, fördert, fürbert 
dagegen der Begünftiger (fautor criminis) die Fortdauer des fchon entjtan: 
denen Uebels, indem er entweder darauf hinwirkt, daß die jtrafrechtliche 
Ausgleihung und Seilung defjelben nicht erfolgt (den Schuldigen der Straf: 
verfolgung oder dem Strafvollzug entzieht), oder daß die civilrechtliche Aus: 
gleihung vereitelt wird (dem Schuldigen den aus dem Werbredhen gezogenen 
Gewinn fihert). Nicht richtig aber ift es, wenn manche Geſetzbücher (mie 
das Dejterreichifche, Seffische, Ihüringifche) auch denjenigen als Begünftiger 
behandeln, welcher aus einem Verbrechen wiſſentlich Vortheil zieht”), da 
binderung von Berbrecben gebraucht, und Temme, Preuß. Strafr. ©. 379, 
351 reiht die Nichtangeige eines verbrecheriſchen Vorhabens unter die Begünfti: 
gung-ein, während andererjeitd noch neuere Schrijtiteller die Begünftigung als 
nachfolgende Theilnahme aufführen, ſ. z. B. Abegg, Lehrb. ©. 111, 119f. 
und $. 461, Heffter $. 86, Roßhirt, Lehrb. ©. 65, 63, Entwid. S. 275ff., 
Birnbaum, N. Ardh. 1842 ©. 46f., 495, Hye, Comm. ©. 2369 ff. (und 
felbit noch Schütze ©. 383 ff., 389 ff. 413 neigt fich zu dieſer Auffaflung bin). 
— Eigenthümlich v. Buri, Theiln. ©. 85, Abhandl. S. 93. — Dügegen 
wird die Begünitigung ald ein jelbftändiges Verbrechen hingeftellt im Weſent— 
lichen fchon von Böhmer ad art. 177 8.9 und von Klein, Grundf. $$. 138, 
139, 141 3.6, noch entichiedener aber von Martin 8. 73 (der in den 
88. 241—244 Die einzelnen Fälle unter die Verbrechen wider die Nechtöpflege 
einreibt), von Sander a. a. O.; Mittermaier Note IL. zu Feuerbach $. 58, 
Luden, Handb. ©. 451 f., Köftlin, N. Reif. ©. 479 ff., Syſt. ©. 261 ff., 
Marezoll S. 137, 1997, Berner, Theiln. S. 6f., Lehrb. S. 181, Grund. 
©. 47, ZahariäN. U 1850 S.269f., (auch Platner ebenda 1843 S. 270f.), 
Geib I. 2.324, Langenbed ©. 141f., Hälichner, Syfl. I. 556 fl. (wo der 
Begriff noch ſchärfer feitgeftellt ift als es von v. Buri a. a. O. und wieder anders 
bei Geyer, Erört. ©. 200f. geſchab). Vgl. auch die Gommentatoren zu den Straf: 
gelegb. und Hälſchner, Beitr. ©. 67ff. — Uebrigens bat fhon die There- 
siana Urt. 3 $. 12 die Begünftigung als ein felbftändiges Delict behandelt; 
ihr folgte das Joſephin. Strafgeſetzb. I. $. 8 (f. aber das entgegengejegte 
Princip dafelbft II. $. 3 betreffs der „politifchen Verbrechen"). 

2) So bad Deiterr. Strafgefeßb. $. 6 (vgl. Die $$. 185, 156, 464: „Theil: 
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hier dad harakteriftifche Merkmal der Begünftigung fehlt, obwohl ſich aller« 
dings bei dem Begünftiger mit der Abficht, den Verbrecher gegen die recht 
lihen Folgen feiner That ficherzuftellen, auch das Streben nach eigenem 
Vortheil verbinden Tann. Ift dieß der Fall und ift das Hauptverbrechen, 
auf welches ſich die Begünſtigung bezieht, ein Vermögensverbrechen, ſo wird 
dieſelbe von mehreren neuen Geſetzbüchern Hehlerei genannt). Sofern 
aber Hehlerei noch in einem anderen Sinn, als ein Vermögensbelict mit 
einem von bem ber Begünftigung verfchiedenen Thatbeitand auftritt (vergl. 
$. 259 des Deutſchen Strafgeſetzbuchs), ift fie nicht hier fondern im Zus 
fammenhang mit den Vermögensbelicten zu behandeln. 


8. 48. 
Geſchichtliche Entwidelung des Begriffs der Begünftigung- 


Im Römischen Recht findet ſich Fein technifcher Name für die Begün— 
ftigung (fautores fommt in den juriſtiſchen Quellen nicht vor; einmal da⸗ 
gegen — in ber 1. 8 8. 3 C. de repud. et jud. de mor. — erfcheint in 
diefen der Ausbrud: fautrix). Die Begünftigung wurde in älteren Zeiten 
nur in dem falle des furtum conceptum beftraft. Cine Strafdrohung 
gegen Begünſtiger enthielt auch das SC. de Bacchanalibus!). In der 


nehmung an Diebſtahl oder Veruntreuung“ und dazu Geyer, Erört. ©. 192 ff.), 
das Heli. Art. 88 (ſ. Dagegen Breidenbad I. 2 S. 400f.), das Thüring. 
Art. 36. Hierfür find auch Feuerbach $.53, Wolthersp. 144sq., Jardel. 
©. 235f., Sander, N. Ar. 1838 ©. 440ff., 1839 ©. 270f., Bauer, 
Abhandl. I. ©. 477, Berner, Theiln. ©. 6f., Köftlin, Syſt. ©. 261, 268. 
Das Sächſ. Strafgefegb. Art. 292 (vgl. au das Altenb. Art. 239 und ähn— 
lih dad Hamb, Art. 201, wo die Titelüberfchrift zum Inhalt nicht paßt) nennt 
das fragliche Verhalten Partiererei (dafür Geib I. ©.384 u. A.). Tie richtige 
Begränzung der Begünftigung findet fih namentlich auch im Preuß. Recht und 
bei Marezoll ©. 135, Berner, Lehrb. und Grundf, a. a. O. und Hälſch— 
ner a. a. DO. Binding, Entw. ©. 106 ff. ftellt die Sicherung widerrechtlicher 
Bermögensvortheile unter den Begriff der Heblerei und will überdieh das 
Theilnehmen an ſolchen Vortheilen ebenfalls als Heblerei behandeln. 

3) ©. das Würt. Etrafgefeßb. Art. 343, 350, dad Bayr. Art. 308. Dad 
Deutſche Strafgefegb. 8.258 fagt: Wer feines Vortheils wegen fi einer Be: 
günftigung ſchuldig macht, wird als Hehler beftraft, wenn der Begünitigte: 
1) einen einfachen Diebftahl oder eine Unterichlagung begangen bat, mit Ges 
fängnif, 2) einen fchweren Diebftahl, einen Raub oder ein dem Raube gleich 
zu beftrafendes Verbredien begangen bat, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren. 
Eind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnig nicht unter drei Mo: 
naten ein, 

1) Aus dem 3. 568 der Stadt, ©, die Stelle aus Livius bei Geib IL 
S. 328. Bol. überhaupt über das Römiiche Recht Platner im N. Arch. 1843 . 
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Kaiferzeit erfcheint das crimen der receptores oder recoptatores als ein cri- 
men extraordinarium und begreift wifjentliches Aufnehmen und Verhehlen 
der Verbrecher überhaupt, fowie Hehlen der durch Diebftahl oder Raub 
erlangten Sachen in ſich. 

Im germanischen Recht wird in älterer Zeit das Hehlen geraubter 
und geftohlener Sachen und das Beherbergen (Haufen oder Hofen) von 
Verbrehern häufig mit befonderer Buße oder dem Königsbann belegt; ſpäter 
wird es zur Regel, daß den Begünftiger gleiche Strafe wie den Begünitigten 
triffte). Da die P. ©. D. (Art. 40) der Sehlerei nur als einer An- 
zeigung gedenkt (dabei aber allerdings eine ziemlich genaue Befchreibung 
des Thatbeſtandes gibt), jo wurde zwar im Anſchluß an die italienifchen 
Juriſten die Anficht herrichend, daß die Begünftigung eines Verbrechens 
milder zu firafen fer ala die Ihäterfchaft, aber durch die Ausdrucksweiſe 
der Peinl. Gerichtsordn. (art. cit: oder... sunst in andere dergleichen weg, 
geuerlich fürderung, radt oder beistandt thut, vgl. Art. 177) auch Anlaß 
gegeben zu dem Umfichgreifen der Meinung, daß die Begünjtigung nichts 
anderes fei alö eine nachfolgende Theilnahme), bis diefelbe in dem Jahr: 


S. 171, Rein, Röm. Griminalr, S. 201f., 346ff., Geib II. 5. 328 ff, 
Hälſchner, Syſt. 1. ©. 554. — Dig 1. XLVII. tit. 16, 1.3 $. 12 D. de 
SC. Silaniano, 1.9 C. de malefic. u. v. a. Stellen. Nur ausnahmsweiſe werden 
die receptores milder beftraft ald die Thäter, . Li pr,1.3 8. 3 D. de abig,, 
l. un. $. 3 C. de rapt. virg 

2) Das Ältere Recht, welches ſogar zur Pflicht machte, den Verbrecher zu 
verfolgen und zu ergreifen, mußte umſomehr die Begünitigung für ftrafbar 
balten, f. Wilda, Strafe. S. 635. ©. 1. Ripuar. 78, Bajuvar. IX, 7, 13—15 
(nad dem text. leg. prim. in Pertz XV.), Burgund. 47, Childeb. II. et. Chlot. II, 
pact. 593 ec. 3, Cap. Tiein. 801 c. 4, 7, Cap. a. 806 c. 2, Cap. Aquisgr. 809 
c. 3, Const. pacis Dei 1085, Henriei reg. treuga 1230 e. 8, 17, Fridr. I, 
const. 1156 c. 5, 1153, contr. incend, 1187 (Pertz IV. p. 184), Sachſenſp. 
U. 13 8.6. Schwabenfp. Art. 174, Dfener Stadtrecht Art. 272, Tiroler 
Malefizordnung $. 53 u. v. a. Stellen. Namentlich zahlreiche Beitimmungen 
in den Defterr. Pautaidingbüchern. — S. im Allgemeinen Ofenbrüggen, 
Alamann. Strafe. ©. 1737, John, Etrafr. in Norddeutſchland S. 234 ff., 
Dfenbrüggen, Yangeb, Etrafr. ©. 44, Geib I. ©. 3317.,336 ff, Hälſch— 
ner a. a. O. S. 554f. Ueber das Verbot der Beherbergung und fonfligen 
Unterftüßung des Sebannten |. neueſtens auch Ficker, Forſchungen zur Neicht: 
und Rechtsgeſch. Italiens J. S. 126 f., 165, 211f. 

3) Bgl. iiber die controverie Auffaſſung der Art. 40 und 177 der P.G.O. 
betreffs der Unteriheidung zwifchen Theilnabme und Begünftigung Die Citate 
bei Geib IL. S. 340 und Schüpe ©. 1397. Betreffs der fpäteren gemein: 
rechtlichen Doctrin Farinacius qu. 132, 133, Carpzov. qu. 87 n. 3ösgg., 
qu. 134 n. 37 sqq., Damhouder c. 135 n. 4, 8, c. 136, Clasen ad. art. 177 
Lin £, U. n. 3, Kress ad art. 40 und ad art. 177 n. 7, 8, Blumbader I. 
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hundert feit der Therefiana allmälig immer allgemeiner als ein Sonder: 
verbrechen anerfannt worden tt). 


8. 44. 


Nähere Beitimmung des VBerhältniffes der Begünftigung zur 
Theilnahme. 


Um dieſes Verhältnig Har zu ftellen, iſt zweierlei zu bemerken: 

1) Zur genaueren Bezeichnung der Gränzlinie zwifchen Theilnahme und 
Begünftigung muß man im Auge behalten, daß die letztere eine 
Förderung der Fortdauer des durch das Verbrechen zur Erijtenz ges 
fommenen Uebels ijt, welde dadurch geſchieht, daß der civil: 
und ftrafredhtlihen Ausgleihung deſſelben entgegengetreten wird. 
Es ift darum aud nicht der Moment der Vollendung des Ver: 
brechens der entfcheidende Zeitpunkt, nad) weldem zu beſtim— 
men ift, ob noch Xheilnahme an dem Verbrechen oder nur Be: 
günftigung deſſelben möglih iſt. Die Vollendung des Ber: 
brechens ijt nicht felten jchon vorhanden, ehe der vom Verbrecher 
beabfichtigte Erfolg, welcher das Verbrechen al3 Uebelthat charak— 
terifiert, eingetreten ift, fo daß jene „formelle Vollendung oder Con⸗ 
fummation‘ nod) bei weitem nicht mit der „materiellen Conſumma— 
tion” zufammenfällt. Wer zu der leisteren wiſſentlich beiträgt, iſt 
nicht Begünftiger. So alfo derjenige, welcher dem Dieb die geitoh: 
lene Sache mit wegtragen hilft, oder wer die Löfchung des geftifteten 
Brandes zu verhindern jtrebt. Ebenfo derjenige, welcher bei einem 
dauernden Verbrechen zur fortdauernden Verübung deſſelben z. B. zu 
einer Gefangenhaltung mitwirkt, wenn aud hier fchon die (formelle) 
Bollendung des Delictes zur Zeit der Mitwirkung vorliegt!). Da: 


©. 376#., Boehmer, Elem. jurispr, erim. II. $$. 25, 26, 352, Quiftorp 
88. 57, 58. 

4) Als ein ſolches wird die Begünft. (zum Theil im Hinblid auf die neuere 
dentſche Doctrin) auch aufgefaßt von Ortolan, Elem. n. 1273 sqq. (vgl. n. 1308 
sqq. die Daritellung der harten und lüdfenhaften Beitimmungen des C. pen.), 
und von Carrara Progr. $$. 476 sqq. (die continuatori, weldye diejer den fau- 
tori entaegenftellt, find aber nicht immer continuatori), — 

1) Heffter $. 86 litt. a. (vgl. and Bauer, Abbandi. I. ©. 476f.) ev 
bfieft in der „Beförderung Der Folge der Mißthat nad dem Willen des Mißthä— 
thers“ (wozu die oben erwähnten Rälle geboren) Begünſtigung. S. Dagegen 
Geyer, Erört. S. 201 ff. Vgl. Wolthers p. 146sq, Derfted Grundregeln 
©. 197 ff, Sander, N. A. 1839 ©. 258ff, Breidenbah S. 394 ff, Golk 
dammer, Mat. I. ©. 340f., Hocheder S. 289, Dollmann I. ©, 319f, 
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gegen fann freilich der Beginn der begünftigenden Thätigkeit felbft 
in die Zeit vor der Vollendung des Verbrechens, auf das fie fich 
bezieht, fallen, ohne daß defhalb, wenn der Verbrecher nichts von 
jolden Vorkehrungen (zur Beförderung feiner Flucht nach begangenem 
Verbrechen u. dgl.) erfährt, Theilnahme zur Laſt fällt, während aller: 
dings eine folche in der vor Beendigung der verbrecheriichen Thä— 
tigfeit (ehe delictum perfectum vorliegt) dem Verbrecher gegebenen 
Zufage der Begünftigung liegt. Wird die Zufage in einem ſolchen 
Fall erfüllt, fo it Concurrenz von Theilnahme und Begünftigung 
vorhanden, falls nicht ein Geſetz ausdrücklich das Gegentheil be 
ftimmt ?). 

Es verjteht jich wohl von jelbit, daß es feine Begünstigung ift, 
wenn Jemand das von einem Anderen begonnene (verfuchte) Ver: 
brechen vollendet (er ift dann eben Thäter), daß aber Begünftigung 
zu einem verfuchten Verbrechen allerdings hinzutreten kann, infofern 
ja auch wider den Eintritt der rechtlichen Folgen eines ftrafbaren 
Verſuchs eine Gegenwirktung möglich ift?). 

2) Die Strafe der Begünftigung wird allerdings mit Nüdficht auf die 
Strafbarkeit des Verbrechens, deſſen Beitrafung u. f. w. vereitelt werben 
jol, (de8 „Hauptverbredens“, wie wir der Kürze wegen fagen 
wollen), zu bemejjen fein, allein darum erfcheint die Begünftigung 


350f., Oppenboff zu $ 34 Nr 58, zu &37 Nr. 1, Derfelbe, 
ND. zu F. 49 Nr. 15, zu 8. 257 Nr. 7, Krug, Gommentar J. ©. 112. 
Auch u Buri, Theilnahbme ©. 86 betont die materielle Conſummation, 
entwidelt aber feine Theorie von der „Körderung der Fortdauer der Rechtäver- 
letzung“ in einer Weife, dab gerade die wahre Begünftigung nicht unter den 
Begriff fällt; 1. Dagegen die Ausführung von Hälſſchner a. a. O. ©. 559 ff. 
Dot. noh John, Entw. S. 260, we ©. 260 unten im Wefentlichen die 
richtige Auffaffung fich findet, während ©. 262 freilich die Begünftigung nur 
ald Verhinderung „der Verfolgung und Beitrafung der Schuldigen“ bezeichnet 
wird. 

2) Die herrſchende Anficht will dieß nicht zugeben, fondern läßt die Be 
glinftigung in der Theilnahme ganz aufgehen, eine Verkennung des von ber 
Theilnahme weſentlich verfbiedenen Charakters der Begünftigung. Nach dem 
Deutſchen Strafgeſetzb. $. 257 Abi. 3 iſt die Begünftigung als Beihülfe zu 
betrafen, wenn fie vor Begehung der That zugefagt worden ift. 

3) v. Buri ©. 86 muß dieß allerdings bei feiner Auffaffung der Begün— 
ftigung in Abrede ftellen. S. dagegen Bauer, Abhandl. S. 470 Note *", 
Köftlin, Spit. S. 263, Temme, Preuß. Strafe. ©. 313, Geib IL ©. 388, 
Hälſchner U. €. 557, Dollmann ©, 350f., Oppenhoff zu $. 37 Nr. 3 
(1. bie Entfch. des Ob.Trib. bei Goltd. Ar. VII. ©. 823f., Derf., ND. zu $. 257 
N. 8, Schwarze ©. 569 N. ”*), Goltdammer, Mat. I. ©. 340 zieht wohl 
RE den Begriff des delictum perfectum mit heran. 
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doc keineswegs ald ein accessorium des Sauptverbredhens in dem 
Sinn wie die Beihülfe. Dieſe tft immer eine verbrecherifche Ver: 
legung jenes Objectes, gegen welches das Verbrechen des Unter: 
ftüßten fich richtet, die Begünftigung hingegen wie erwähnt ftets ein 
Verbrehen wider die Nechtäpflege.e Darum gibt es auch unzweifel⸗ 
haft eine Begünftigung culpofer Verbrechen. Dagegen iſt es zu 
billigen, wenn die Begünftigung von WBolizetübertretungen wegen 
ihrer Geringfügigfeit jtraflos gelafjen wird H. 


8. 45. 
Der Thatbeitand der Begünftigung im Einzelnen. 


Eine Begünftigung begeht nach dem oben Gefagten: 

1) Wer einen Verbrecher der Strafverfolgung oder dem Strafvollzug 
zu entziehen ſucht. Die kann zunächſt durch eine Thätigfeit ge: 
ſchehen, welche fih auf die Perſon des PVerbrecherö bezieht, indem 
diefem Beiftand geleistet wird durch Gewährung von Unterkunft, 
Verbergung, Hülfe zur Flucht u. dal. Hierher gehört ferner die 
Unterdrüdung von Spuren und Beweismitieln des Verbrechens mie 
3. B. Verhehlung des Leichnams eines Getödteten (nad) dem C. pön. 
art. 350 eine befondere contravention), Vernichtung der gefälfchten 
Urkunden u. f. m. 

2) Der Begünftigung ift fchuldig, wer dem Verbrecher die durch das 
Verbrechen gewonnenen Bortheile zu fihern fucht, alfo zu dieſem 
Zwed die durch das Delict erlangten Sachen (um die traf: ober 
eivilrechtliche Verfolgung zu vereiteln) verhehlt, deren Vertrieb beforgt 
u. f. mw. 

Ueberall ift aber hierbei vorausgefegt, daß die begünftigende Handlung 
nicht in ein anderes, befonders benanntes Verbrechen wie Sehlerei, Be- 


4) Die iſt der Fall nach Preußiſchem Recht, vgl. Oppenhoff zu $. 37 
Nr.2; wohl auch nach Bayrifchen bezugs der Nebertretungen, vgl. Dollmann 
©, 349. Ebenſo nah dem Deutſchen Strafgeſetzb. Anders das Defterr. 
Strafgefegb. $. 307, welches merkwürdigerweiſe Die „Vorichubleiftung” in Bezug 
auf Webertretungen mit einer Strafe bedroht, die härter iſt ald viele der fonft 
für Nebertretungen gedrobten Strafen! — Die Strafdrohung gegen Begünfti: 
gung im Bad. Polizeiftrafg. $. 159 Abi. 2 (vgl. $. 15 Abſ. 3) betrifft nicht 
wahre Poligeiübertretungen fondern Begünftigung von Vermögensdelicten. Da: 
gegen ift Begünftigung von Polizeiibertretungen ftrafbar nah dem Würtemb. 
Polizeiſtrafg. Art. 107 (6. Knapp ©. 154); nicht aber nach dem Seit. Polizet: 
ſtrafg. 
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fretung eines Gefangenen, falſches Zeugniß, Meineid u. f. m. übergeht — 
Delicte, auf deren Thatbeftand wir hier nicht einzugehen haben. — 

Begünftigung kann, wie fi aus dem Vorhergehenden ergibt, nur 
dolos begangen werden!). Sie iſt abjichtlihe Gegenwirkung gegen die 
rehtlihen Folgen einer ftrafbaren Handlung. Es muß alfo auch bei dem 
Begünftiger das Bewußtfein vorhanden fein, daß er einen Verbrecher unter: 
ftügt. Der Zweifel, ob die Handlung, auf welche fich die Begünftigung bezieht, 
ftrafbar fei oder nicht, fchließt natürlich den dolus eventualis nicht aus. 
ESpecielle Kenntnig von der Art und Strafbarkeit des Hauptverbrechens 
ift nicht Vorausſetzung für die Strafbarfeit der Begünftigung, wird aber 
bei der GStrafzumeljung zu berüdfichtigen fein. Wer in Folge faljcher 
Kenntniß der Thatfachen der Meinung ift, er begünftige bloß eine Ueber— 
tretung, ijt ftraflos, falls die Begünftigung einer Webertretung vom Geſetz 
nicht mit Strafe bedroht ift?). Handelt Jemand in der Meinung, daß er 
einen Verbrecher begünftige, während diefer in Wirklichkeit Fein Verbrechen 
begangen hat, fo bleibt er firaflod. «Die Anhänger der fubjectiven Ver— 
fucdystheorie müffen hier confequenterweife allerdings Verſuch annehmen.) 

Da die Begünftigung ein felbjtändiges Verbrechen iſt, ftände auch der 
Annahme eines ftrafbaren Verſuches derfelben an fich nichts im Wege. 
Da indeflen zur Vollendung nicht gefordert wird, daß es gelungen fei, den 
Zweck der Begünftigung zu erreichen, vielmehr jedesmal, wenn nur eine 
abſichtliche Gegenwirfung wider den Eintritt der rechtlichen Folgen eines 

I) Hierüber berrfcht Einftimmigkeit; v. Buri ©. 88 redet allerdings von 
einer culpofen Begünftigung, verteht aber unter Begünstigung überhaupt nicht 
jene Tbätigfeiten, welche wir unter dieſem Begriff zufammenfaffen. Diejenigen 
Geſetzgebungen, welche Die auf Gegenwirkung wider die rechtlichen Folgen des 
Verbrechens gerichtete Abficht nicht gebörig bervorbeben,, find in übertriebener 
Weile getadelt worden von Breidenbad ©. 397f. ©. dagegen Hufnagell. 
©. 183. Wer einen verwundeten Verbrecher über Nacht bei fih behält, Damit 
er nicht in Schredlicher Witterung auf der Straße den Tod finde, ift gewiß nicht 
Begimitiger (aub nicht nad Art. 89 des Würtemb. und Art. 87 des Heil. 
Strafgeſetzb. um fo weniger nach $. 142 des Bad. Strafgeſetzb.). 

2), Die für die Beihülfe betreffs des Dolus geltenten Regeln können nicht 
(wie freilich febr häufig behauptet wird) ohne Weiteres auf die Begünstigung 
übertragen werden, da bei der feßteren gerade in Diefer Hinficht das felbftändige 
Object Der Verlegung — die Rechtepflege — einflußreih wird. Vol. übrigens 
Sander, N. A. 1839 ©. 257, 308, 402, Bauer, Abb. I. ©. 473, Bolt: 
dammer, Mat.I. S. 338, 341 Nr. IV. u. Ard. V. ©. 231 ff., Köſtlin, Syſt. 
©. 262f., Oppeuhoff zu $. 37 Nr. 5, zu $. 237 Nr. 18, 36, Derſ., ND. zu 
8. 257 Nr. 9, zu $. 258 Ne. 4f., (zu $. 259 Nr. 9), Schwarze ©. 570, 
572, Dollmann ©. 353f., Hälſchner a. a. D. ©. 557. Ueber dolus even- 
tualis ſ. N, ſächſiſche Jahrb. I. 2 ©. 133f. 
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Verbrechens bethätigt it, eben fchon Begünstigung und nicht bloß Verſuch 
derjelben vorliegt, it die Annahme eines ftrafbaren Verſuchs allerdings 
ausgeichlofien?). 

Theilnahme an der Begünftigung läßt fich fehr wohl denken und es 
ijt ebenfowenig ein Grund vorhanden, diefelbe für ftraflos zu erklären, ala 
ein folder für die Straflofigteit einer etwaigen Begünftigung der Bes 
günftigung anzuführen iſt. Iſt die Begünftigung ein felbftändiges Delict, 
jo fann fie auch als Sauptverbrehen auftreten. Wer den Schler eines 
Mörder vor der ihm nachforfchenden Obrigkeit verbirgt, hat ein Verbrechen 
begünftigt, ift alſo ftrafbar 9. 


8. 46. 
Strafe der Begünftigung- 


Die Strafe der Begünftigung wird, wie ſchon früher erwähnt wurde, 
mit Rüdficht auf das Sauptverbrechen, ſoweit der Begünftiger von dem: 
felben fpecielle Kenntniß hat, außerdem aber ftet3 nach jenen objectiven und 
fubjectiven Gründen zu beftimmen fein, welche überhaupt für die Zumeffung 
der Strafe gelten. Die Strafvrohung muß eine viel niedrigere fein ala 
die gegen die Beihülfe gerichtete und es ift ganz verfehlt, wenn die Geſetz— 
bücher fogar Zuchthausſtrafe für die nicht qualificierte Begünftigung an— 
drohen. Als qualificiert wird nicht mit Unrecht gemerbömäßige Begün— 


8) AU M. Sander aa. O. S. 416, Bauera a. D. ©. 442, Held 
a. a. O. S. 146 (dem Sidf. Eriminalgefegb. allerdings entſprechend), Geib IL. 
S. 383. ©. dagegen Zachariä, Verfuh I. S. 65, Entich. des Preuß. Ober: 
trib. vom 16. Juni 1853 (Goltd. Arch. I. ©. 578), Oppenboff zu $. 37 
Nr. 9, Derſ. ND. zu $. 257 Nr. 13, Schwarze ©. 571, ſ. aber S. 572 
unten! Bol. ferner Stenglein I. S. 520, Hälſchner a. a. O. © 558. Be 
zeichnet ein Geſetz eine beſtimmte Handlung, von welcher fich ein Verſuch denfen 
läßt, als Bezünftigung (wie z. B. das Oeſterr. Strafgeſetzb. $. 214 verb. 
„wer den Verbrecher .... verbirgt”), fo muß man auch Straibarfeit des Ver: 
fuchs annebmen, 

4) Segen die Annahme einer itrafbaren Begünſtigung der Begünftigung 
Breidenbah ©. 405 (der fegar von einer Etrafbarkeit der Theilnahme an 
der Begehung nichts wiſſen will), Häberlin, Grundst. LE. 81. Schaff— 
ratb, Grundwiſſ. ©. 573 N. 10, ſ. dauegen Held, N. ſächſ. Jahrb. IV. 
©. 146, Held u. Siebdrat, Comm. ©. 87f., Hocheder S. 291, Schwarze 
©. 570. Daß man durch Vermittelung eines Dritten auch einen Unbekannten 
begünftigen Fann, nimmt mit Necht Die preuß. Praris an, ſ. Oppenhoff zu 
$. g7 Nr. 13, Derſ., ND. zu $. 257 Nr. 14; vergl. Stenglein I. ©. 519 
N. 4. — Temme, Preuß. Strajr. ©. 350 fagt, ed gebe Feine Beihülfe zur 
Begünftigung. 
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ftigung hervorgehoben !). Indeſſen darf diefe feineswegs, wie öfter behauptet 
worden iſt, als Beihülfe betrachtet werden ?). 

Befondere Berüdfichtigung findet mit Recht, nad) den neueren Gefeß- 
büchern der Umftand, daß der Begünftiger zu dem Begünftigten in einem 
nahen perfönlichen Verhältnig (der Verwandtſchaft, ehelichen Gemeinfchaft, 
Schwägerſchaft) fteht. Man wird hier aud das Verhältnig der Brautleute 
und „nahe häusliche Verhältniſſe“*) nicht außer Acht lafjen dürfen. Unter 


1) Die Deutihen Strafgeiegb. geben, zum Theil noch unter dem Bann 
der Auſchauung ftehend, daß die Begünftigung eine „nachfolgende Theilnahme” 
fei, in ihren Strafdrobungen weit auseinander. Das Höchſtmaß der Strafe ift (bez. 
war) bald nur ſechs Monate (Lübed), bald 1 Jahr Gefängniß [bez. Corrections⸗ 
baus, wie in Heffen] — (fo in Heflen, Baden, Preußen, Oldenb., Hamburg, in 
beiden Nordd. Entwürfen), bald zwei Jahre Gefängniß (Württemb., Bayern); 
Dagegen in Braunfchweig Zwangsarbeit bis zu 5 Jahren, in Oeſſerreich ($$. 215, 
221) 5 Sabre ſchweren Kerkers (nah dem Defterr. Entw. Zuchthaus bis zu 
einem Jahr), in Thüringen 10, in Altenburg 12 Jahre Zuchthaus, nach dem 
Sid. Strafgeſetzb. ein Drittel des Höchſtbetrages der Strafe des Hauptver— 
brebens! In Bayern Eonnte (nach Art. 60) überdieß auf Eintritt der recht: 
lihen Folgen erfannt werden, die Fraft des Gefehes (Art. 28) mit der Ver: 
urtheilung zur Todes: oder Zuchtbansftrafe verbunden find. Nach dem Deutſchen 
Strafgelegb. $-257 ift das regelmäßige Marimum Gefängnig von einem Jahr; 
wenn aber bie Begünftigung bed eignen Vortheild wegen geſchah, Gefängniß 
von fünf Jahren. Dazu kommen nun (abgejehen von dem befondern Verbrechen 
der Heblerei oder der „Iheilnchmung“ — |. oben $ 42), die höheren Strafen 
gegen gewerbsmähige Begünftigung. An Würtemb. (Art. 91) war die höchſte 
Strafe für Diele 6 Jahre Arbeitshaus, in Braunfchweig 8. 47 (vgl. 88. 45, 
36, 14) fogar Kettenftrafe bis zu 15 Jahren, in Helen (Art. 90) fünf und in 
Baden ($. 144) ſechs Jahre Zuchthaus. (Gewerbsmäßige Heblerei wird aud 
im Thüring. Strafgeſetzb. Art 231, im Sächſ. Art. 293, im Bayr. Art. 310, 
dann im Deutſchen Strafgefepb. $. 260 hervorgehoben.) Ueber den Begriff der 
Gewerbsmäßigkeit (der eriminaliftiich jedenfalls beifer zu verwerthen ift ala der 
der Gewohnbeitämäßigkeit) f. Held ©. 158 ff., Breidenbah ©. 409 ſ., 
Schwarze, Eädi. revid. Strafgefegb. (1868) S. 176f. und die dort citierten 
Präjudicien (vgl. Hufnagel II. ©. 123f.); neueftend Dochow, Zur Lehre 
u. |. w. 1371. Die Definition des Bayr. Strafgefepb. Art. 310 ift offenbar 
feine der Gewerbömäßigkeit, fondern der qualif- Wiederholung bez. des Rüdfalls. 

2) Beihülfe fehen in der gewerbsmäßigen Begünftigung z. B. Derftebd, 
Grundr. ©. 197, Hente J. ©. 279, Bauer, Abbandf. I. ©. 465F., (ähnlich 
Sander, N. A. 1839 ©. 403ff., der aber chen verfchiedene Bedenken bat), 
Köftlin, N. Rev. ©. 480, Syſtem ©. 263. ©. dagegen Stübel, Theiln. 
©. 56f., Marezoll ©. 124 N. 3, 135 N. 2, v. Buri ©. 98ff., Geib I. 
©. 336. Bergl. aber felbft noh das Hamburg. Griminafgefegb. Art. 53, 
2. Abſatz! 

8) Diefer Ausdruck findet fih im Sächſ. Art. 72. Der betreffenden Be 
ftimmung (Straflofigkeit der Begünftigung, wenn fie „aus Rüdficht auf ver 


108 


Nichtanzeige eines begangenen Verbrechens, 427 


folhen Vorausſetzungen ift Straflofigfeit geboten, wenn die Begünfti« 
gung nicht um eigenenen Wortheiles oder Interejjes willen, fondern nur 
aus perfönlicher Theilnahme an dem Verbrecher, um denfelben der Straf: 
verfolgung oder der Strafvollitrefung zu entziehen, ftattgefunden hat. 


8. 47. 
Nihtanzeige eines begangenen Verbrechens. 


Im Allgemeinen herrfcht heutzutage Einigkeit darüber, daß Begüniti- 
gung infofern nicht durch bloße Unterlafjungen begangen werden ann, als 
in folchen feine Gegenwirkung gegen die Ausgleihung des Verbrechens Tiegt?). 
Auch darüber herrfcht fein Streit mehr, daß in der nachträglichen Geneh— 
migung oder Billigung eines Verbrechens feine Begünftigung, wohl aber 
unter Umjtänden ein felbjtändiges Delict anderer Art enthalten ift?) (z. B. 
in der Gutheißung der Injurie eine Injurie, in der Gutheifung ftrafbarer 
Handlungen überhaupt nad) manchen Gefeten ein angebliches Delict gegen 
die öffentlihe Ordnung u. dal... Einer befonderen Betrachtung bedarf 
dagegen noch die ‘Frage, ob die Unterlaffung der Anzeige eines begangenen 


wandtichaftliche, Schwägerfichaftliche oder nahe häusliche Verhältniffe, und weder 
um eigenen Vortheils willen, noch aus eigenem Autereffe an der That“ ftattge: 
funden bat) wird mit Neht von Berner, Lehrbuch ©. 554 Note 4 
der Vorzug vor anderen geleplihen Beftimmungen über diefen Punkt ge: 
geben. Doc wäre auch das Verhältniß der Brautlente (f. oben) und (mie z. B. 
im Bayr, Strafgefeßb. Art. 61) das von Vormund und Mündel, Pflegeeltern 
und Pflegekindern zu berüdfihtigen. Ob die Verwandtiſchaft ehelich oder unehe— 
lich iſt, kann nidt maßgebend fein. Das Preuß. Necht war bier überall zu ftreng, 
ſ. Bernera.a. DO. (Dagegen ift mit diefer Strenge einverftanden Golt- 
dammer, Mater. I. ©. 342.) Der $. 37 berüdjichtigt nämlich nur Teibliche 
Alcendenten und Defcendenten, Gefhwifter und Ehegatten. Der Nordd. I. Ent: 
wurf $. 43 aud nahe Verfchwägerte, Das Deutfhe Strafgeſetzbuch fagt im 
$. 257 Abſ. 2: „Die Begünftigung iſt firaflos, wenn diefelbe dem Thäter oder 
Theilnehmer von einem Angebörigen gewährt worden ift, um ibn der Beflrafung zu 
entziehen. („Angehörige* find nach $. 52 Abi. 2 Verwandte und Berichwägerte auf: 
und abiteigender Linie, Adoptiv: und Pflege:Eitern und »Kinder, Ehegatten, Ge: 
ſchwiſter und deren Ehegatten [warum nicht and Ehegatten der Geſchwiſter?7) 
und Verlobte.) Zwedmäßig ift übrigens die (freilich nicht gut redigierte) Be: 
Rünmung im Deutih. Strafgeſetzbuch $. 257, daß die Strafe der Beglinitigung 
nie eine ſchwerere fein dürfe als die für das Hauptverbrechen angedrohte, ſ. Gla— 
fer, Bemerk. zum Zürcher Entwurfe S. 28 oben. Berge. Hocheder ©. 293 
(ihwanfend Dollmann ©. 357). 

1) Es gilt bier aber daſſelbe wie betreffs der Beibülfe (i. 8. 31). Auch 
durch Nichtverſperren eines Thores u. dal. kann allerdings Begünftigung geübt 
werden. Bol. noch Hälſchner a. a. O. ©. 558. 

2) Vgl. ftatt aller Köftlin, Syſtem ©. 263 N. 6, 7. 
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Verbrechens beitraft werden folle. Sie ift unzweifelhaft zu bejahen, wenn 
in der Unterlafjung Verlegung einer Dienftpflicht liegt). Abgefehen hier: 
von fprechen ähnliche Bedenken gegen die Beitrafung derfelben, wie fie 
gegen die Nichtanzeige bevorjtehender Verbrechen (im $. 31) geltend gemacht 
wurden. Ja in unferem all fchwebt die Begründung der Strafbarfeit 
no mehr in der Luft, als dort, da die Nichtanzeige hier in demfelben 
negativen Verhältnig zur Begünftigung fteht, in melches fie dort der Bei- 
hülfe gegenüber zu ftellen war®). Daß die vor ber That erfolgende Zu: 
fage, das Verbrechen nicht anzuzeigen, Beihülfe oder ſelbſt Anftiftung fein 
fann, bedarf kaum der Servorhebung (vgl. 8. 31 a. Anf.). 

Im gemeinen Recht finden fich allerdings verſchiedene Anhaltspunkte 
für die Strafbarleit unterlafjener Anzeige eines begangenen Verbrechens 5). 
In den neueren Gefebüchern ift dagegen die richtige Anficht immer ent- 
ſchiedener zum Durchbruch gekommen ®). 


3) Beſonders hervorgehoben im Würtemb. Strafgeſetzbuch Art. 402, im 
Braunfchweig. $. 270, im Heff. Art. 93, im Bayr. Art. 64 (dazu Doll: 
mann ©. 373ff.) und noch im Hamburg. Art. 206, 223. 4 

4) Val. im Allgemeinen Derfted, Grundr. ©. 205 ff. (für die GStrafbar: 
feit), Henke, Handb. I. ©. 282 (wie alle folgenden gegen die Etrafbarkeit), 
Wolthers p. 148, Wächter ©. 155 oben, Hepp im N. U. 1837 ©. 30ff., 
1849 ©. 109f8., 292 ff, Berner, Tbeiln. S. 227, Lehrb. S. 551f., Köftlin, 
N. Rev. S. 481, Syſtem S. 269f., Geib I. ©. 186 ff. 

5) Im fpäteren Römiſchen Recht ift Die Anzeigepflicht in Bezug auf einzelne 
Verbreden anerfannt (ſ. die Gitate bei Geib a.a. O.); im kanoniſchen Recht 
begegnen wir der Denumneintionspflicht der Synodalzeugen (vol. namentlich Re- 
gino de synod. causs. 11. c. 1—5), im älteren Deutihen Recht der Rügepflicht 
und and abaefehen hiervon der Verpflichtung, gewiffe Verbrechen anzuzeigen. 
Nah Reichsgeſetzen wurde namentlich Nichtanzeige von Hodverrath (aoldene 
Bulle Kap. 24 $. 9), Münzfälſchung (Münzorbnung von 1559 88. 161ff.) und 
Gottesläjterung beitraft (R.P.O. von 1548 und 1577 Tit. 1 88.2, 4, 5). Die 
Praris dehnte dieß meift auf alle crimina atrocissima aus, f. Carpzov qu. 134 
n.56sqq. und dazu Böhmer, Observ. 5. Noch im Bayriſchen Strafgeſetzb. 
von 1813 Art. 87, 88 finden fich allgemeine Strafdrohungen. 

6) Das Würtemb, EStrafgelegb. Art. 94 (anfgeboben durch dad Geſetz 
vom 13. Auguft 1849, vol. Sepp, im N. Arch. 1851 ©. 60 ff.), das Braun» 
ſchw. 8. 48 Abi. 2, das Altenburg. Art. 40, das Thüring. Art. 38, das 
Sächſ. Art. 71 verlangen unter Androbung von Strafe (im Altenburg. fogar 
Drohung der harten Begünitigungsitrafe) Anzeige zur Nettung eines in Unter‘ 
fudung gezogenen Unſchuldigen (gebilligt von Jul. Merkel, Rechtolex. XII. 
©. 144 und Berner, Lehrb. E. 552 Note 3). Für die Angebörigen des Ver: 
brechers wird natürlich Etraftofiafeit ausgeſprochen, ſ. Braunfhw. $. 49, 
Altenburg. Art. 41 3. 2, Thüring. Art. 40, Sächſ. Art. 72. 
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Die Strafmittel 


Don 


Profeſſor Dr. Wahlberg. 


Erſter Abjchnitt. 
Allgemeine Charakteriftik. 


Literatur: Welder, Die legten Gründe von Recht, Staat, Strafe. 1813. 
— Roßhirt, Entwidl. d. Grundi. d. Strafe. 1828. — Bentbam, 
Grundf. der Griminalpolitit von Hepp. 1839. — Mebhring, Zukunft 
der peinl. Rechtspflege. 1851. — Beranger, De la r&pression penale, 
1855. — Jicinsky, Die Strafmittel. Oeſterr. Vierteljabrefchr. für Rechto— 
wiſſenſch. 1864. — Wahlberg, Princip der Individualifierung in der 
Strafrechtöpflege. 1869. — v. Holkendorff, Handb. d. Deutich. Strafr. 
1871. 


8. 1. 

Die Lehre von den Mitteln des Strafzwanges bebarf einer 
Revifion auf rechtapolitifchgefchichtliher Grundlage. — 

In feiner anderen Lehre des Rechtes macht fich der fittlich-fociale 
und der volkswirthſchaftliche Kulturjtand fowie die Anfchauung von 
dem Werthe der Güter und von dem Maße ihrer Unterwerfung 
unter die Staatägewalt mit größerer Kraft geltend. Wie Ihering’s 
geflügeltes Wort befagt, fpiegelt fih die Seele des Volles am deut— 
lichiten in dem Begriffe der Strafe, dem Höhenmefjer feiner Gefittung- 
In feinem Zweige des Nechtes zeigt das Vollsrehtsbewußtfein fo 
wirkſam feine reformatorifche Macht. Ohne ein qutes, dem Rechtsbewußt⸗ 
fein der Gebildeten, entfprechendes Strafſyſtem trägt das ſcharfſinnigſte 
Geſetzbuch nur faule Früchte. — 

Der das Unrecht befämpfende Rechtszwang ift weſentlich Vergel— 
tungsmaßregel. Das Misfällige bei unvergoltenen Rechtöverlegungen 
wird nicht fhon durch eine Maßregel aufgehoben, welche Misbilligung 
ausdrückt. 
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Im Wefen der Bergeltung liegt die Forderung, daß das nor: 
male Verhältniß zwifhen dem rechtswidrigen Einzehwillen und dem 
Gemeinmwillen hergeftellt werde. Dieß gilt bei allen Formen des 
Unredtes. 

Worauf beruht es nun, daß für gewiſſe Klafjen des Unrechtes Ent: 
ſchädigungszwang als genügende Vergeltung angefehen, für andere 
Klaffen des Unrechtes Strafzwang gefordert wird? 

Die gewöhnliche Antwort auf diefe Frage geht dahin: der Strafzwang 
trete dort ein, wo die Nechtöverlegung nicht in äußere Zuftände eingreift 
oder nur in folde, welche ihrem Weſen nad eine Wiederheritellung aus: 
Schließen, und bei Vermögensbefhädigungen, welche auf eine nad) dem Ver- 
fehrögebrauche unentfchulobare Weife unmieberbringlihen Schaden ſtiften. 
In anderen Fällen erjcheine der Entſchädigungszwang ausreichend. 

Das Ungenügende diefer Antwort liegt auf der Hand. Sie paßt nicht 
auf den polizeilihen Strafzwang, fie erklärt nicht, wozu gegen den 
Vermögenäverbreher neben dem Entjchädigungszwang noch der Straf 
zwang geboten ift, zumal anerfannt wird, daß aud der Entjchäbigungs- 
zwang gegen den Willen des Verletzers gerichtet ift, um deſſen Wider: 
ftreit gegen dad Recht aufzuheben. Mag nun das ciwile wie das ftreafbare 
Unrecht ein Vermögensrecht, das Recht oder ein Necht verlegen, immer ent- 
hält es einen Widerfprud; gegen die rechtliche Ordnung und zu diefer gehört 
auch die Willensherrichaft des Berechtigten. 

Alfo kann der Unterfchied zwifchen den beiden Formen des Unrechtes 
nicht im Objekte der Nechtäverlegung liegen. Auch nicht in dem Wil- 
lensmomente, denn das civile wie das jtrafbare Unrecht kann dolos oder 
culpo3 begangen werden. Der Unterſchied kann einerfeitö nur in der fitt- 
lihen Qualität der Berfon des Nechtöverlegers, befonders in deren Gemein- 
gefährlichleit, andererfeits in der Werthgebung des verübten Unrechtes 
aus dem Geſichtspunkte der Gefellfchaftszwede gefucht werden. Das Unrecht 
it in dem Maße und Grade zu vergelten, was es fubjeftiv mit Nüdficht 
auf die rechtliche, fittliche, wirthſchaftliche Berfönlichfeit des Verletzers und 
des Verletten objektiv für die Zwede der allgemeinen Rechts-, Sitten- 
und Wirthſchaftsordnung werth ift. 

Der rechtswidrige Wille ift bei dem civilen Unrecht gegen ein Ver: 
mögensrecht gerichtet. Der Gegenftand des bürgerlichen Rechtsſtreites 
it lediglidy ein Vermögenswerth. Hier mwaltet die freie Dispofition des Ber 
rechtigten. Mas diefem recht ift, daran läßt es fich die Nechtögefellichaft ge- 
nügen. Ein Mehreres der Vergeltung zu fordern, liegt nicht im Ber 
dürfnifje des Gemeinlebend. Dieb gilt nicht von anderen Rechten der 
Perfon in Bezug auf Leben, körperliche Unverfehrtheit, Freiheit u. ſ. w. 
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Aus diefem Grunde ift die Verlegung des Vemögensrechtes im Allgemeinen 
geringer bewerthet wie die anderer unveräußerlicher oder unerjeßbarer Rechte 
und Güter. Nur unter befonderen Vorausfesungen, 3. B. der Gemeinge: 
fährlichkeit, gilt die Vermögensbeſchädigung als ftrafbares Unrecht. In der 
Regel genügt der Entſchädigungszwang, wobei von der fittliden Qua— 
lität der individuellen Perſönlichkeit des Vermögenäverlegerd ab- 
gefehen und vornehmlich die objective Genugthuung und Gutmachung, die 
Leitung des entjprechenden Aequivalentes bezwedt wird, weil in dem civilen 
Unrechte das antimoralifche Verhalten des Verleger noch nicht den Cha- 
ralter der Gemeingefährlichfeit an ſich trägt und ein direkter perfönlicher 
Drud auf die ganze Perfönlichkeit deijelben für die Wirkfamfeit der Ver— 
geltung nicht geboten erfcheint. Die Haftung mit dem Vermögen gilt noch 
ald ausreichend; die Haftung der Perfon mit Leib und Leben, Freiheit 
und Ehre fett bereit eine intenfivere und ertenfivere Depravation und 
Gefährlichkeit des Nechtöverlegerd voraus. Diefe tritt im criminellen Un: 
rechte am fchärfiten hervor. In der Hegel giebt ji) in diefem eine ge— 
fteigerte, die Perfönlichleit des Uebelthäters erfüllende Mis- 
ahtung des Rechtes Fund, in der Regel iſt fein Verbrechen eine 
rehtswidrige, antimoraliihe und antiöfonomifche Webelthat 
zugleih. Dafjelbe kann von feiner Individualität nicht in gleicher Weife und 
in gleihem Umfange losgelöft gedacht werben wie ein begangenes civiles 
Unrecht, abgefehen davon, daß letzteres auch ein individuell unverfchuldetes 
jein fann, während jedes jtrafbare Unredt eine inbividuell:per: 
ſönliche Berfhuldung vorausſetzt. Dazu fommt das Moment der 
Gemeingefährlichkeit, welches eine Gegenwirfung im öffentlichen Interefie 
nothwendig fordert. Diefem gegenüber erjcheint der bloße Entſchädigungs— 
zwang nicht mehr ausreichend. Nicht das Vermögen, die Perſönlichkeit des 
Mebelthäterö felbft muß für den Bruch der rechtlihen Ordnung haften. 
Da das civile Unrecht möglicherweife ein perſönlich unverjchuldetes fein 
fann, das ftrafbare Unrecht ein perfönlich verfchuldetes fein muß, ſo' findet 
das eigenthümliche Weſen des letzteren nur durd die Individuali— 
fterung der Webelthaten und der Webelthäter feinen erjchöpfenden Aus: 
drud, was in gleicher Weife nicht von dem Civilunrechte gilt. Hierin 
Iheint nun dasentfheidende fpecififhe Moment der Unterſcheidung 
zwifchen den beiden Formen des Unrechtes und der Vergeltung zu 
liegen. Während die Nothwendigkeit der Individualifierung civilrechtlich 
nicht begründet erfcheint, müffen jtrafbares Unrecht und deſſen 
VBergeltungsmittel individualifiert werden. Es entbehrt jede ſtraf— 
gejeglihe Definition wie jedes jtrafbare Unrecht der nöthigen Bejtimmtheit 
ohne individualifierende Rückſichtnahme auf die Perjönlichkeit des Uebel: 
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thäterd und die eigenartige Beihaffenheit der Webelthat. Hiernach müſſen 
die Mittel des Strafzwanges dem individuellen Charakter der Webel- 
that und des Webelthäters angepaßt werben, während von einer indivi- 
duellen Accomodirung des Entſchädigungszwanges nicht bie 
Rede ift. 

Nach diefer Auffafjung des Verhältniffes zwifhen den beiden For: 
men bes Unrechtes und der Vergeltung leuchtet es auf den. erjten Blid 
ein, warum ber Strafzwang die Perfönlichfeit des Lebelthäters in 
ihrem Innerſten ergreifen muß und der Entſchädigungszwang, obgleid) 
auch gegen ven Willen des Rechtsverletzers gerichtet, zunächſt auf fein über: 
ragendes antimoralifches perfönliches Moment hinweifet. 

Mie die Strafwürbigfeit geht auch die Vergeltung in der Form eines 
zur rechtlichen Ausgleihung der Uebelthat auferlegten, derfelben angemejjenen 
Zwanges auf das perſönliche Dafein des Uebelthäters zurüd in ber 
Sphäre feiner Freiheit, feiner Ehrenrechte, feiner öffentlichen Wirkſamkeit 
und feines Vermögens. Gewiß thut auch die Vergeltung des Entjchä- 
digungszwanges dem perfönlichen Dafein Abbrud, allein nur in der ifolirten 
Richtung gegen die wirthſchaftliche Perfönlichkeit des Rechtsverletzers; 
nur jener Rechtszwang, welcher auf das ganze perfünliche Dafein drückt 
und nicht ausſchließlich auf der Bermögensfphäre d. 5. auf dem 
wirthſchaftlichen Körper der Perſon laftet, bringt in der Negel zur 
volliten Erfenntnig und Sühnung des begangenen Unrechtes. Aus diefem 
Grunde findet die Vermögensſtrafe auf ſchwere Verbrechen allein regel 
mäßig feine Anwendung. — 


8. 2. 

Es iſt nicht richtig, das begrifflihe Wefen der Strafe in die Form 
eines fünjtlid veranjtalteten äußeren Leidens zu feßen. Das: 
felbe gehört nicht bloß dem Rechtsgebiete, auch anderen Gebieten des fitt- 
lichen Lebens, der Ethik, der Theologie, der Pädagogik, der Bußzucht an. 
Wir müflen die Mittel des ftaatlihen Strafzwanges begrifflid 
unterfcheiden von der Privatbuße, der Conventionalitrafe, von der Ge: 
nugthuung für Schimpf und Schaden; von den Disciplinarjtrafen im 
Kirhen:, Militär, Givildienfte, von den Tugendmitteln der Selbſt— 
demüthigung und Selbitpeinigung; von der Erziehungsſtrafe in 
Schul: und Beilerungsanftalten. Die Formen der Verwirklichung 
der Vergeltung im Geifte der Uebelthat mit Rüdjicht auf die 
Individualität des Uebelthäters find nothwendig verſchieden nach den Ge: 
ftaltungsprincipien der beftimmten Gebiete des fittlichen Lebens und wan— 
delbar in den gefchichtlichen Fluß der Dinge geftellt. Sie können nicht 
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als ewige Bildungen der vergeltenden Gerechtigkeit in der Morpho— 
logie ber Strafformen Anfprud machen und mwechjeln je nad) dem focialen 
Kulturgehalte des Volkes mit den je vorwaltend regierenden Strafzweden. 

Einrihtung und Auswahl der Vergeltungsmittel des Strafrechtes des 
Staated werden duch die Zwede der genugthuenden, befjernden 
und abjhredenden Vergeltung vorherrfchend in der Gegenwart be 
jtimmt. Der Strafzwang geht auf diejenigen Güter des Uebelthäters, 
welche der Staatögewalt in ihrer Sphäre zugänglid find. Jede Straf: 
rechtöperiode ftraft vorwaltend an jenen Medien der Perfönlid: 
feit, die ihrem Sauptcharafter am meisten gewachſen find; die eine an 
Vermögen und Bürgerrecht, die andere an Leib und Leben, die dritte an 
Freiheit und Ehre. Und in dem Maße als die Achtung der Perfönlichkeit 
und die Gemeinehre in der bürgerlichen Gejellfhaft an Kraft gewinnen, 
verjittlihen und humanifiren ſich auch die Mittel und Formen der Strafe. 
Doch halten ftagnirende Geſetzgebungen veraltete Strafmittel fejt als Larven 
erjtorbener Bildungen. Auch kommen in politiſch und olonomiſch ſchlechten 
Zeiten Rückſchläge in verwildernde Abſchreckungspeinigungen vor. 

Sobald ein Strafmittel mit der beſſeren Ueberzeugung der Gebildeten 
und mit der politiſch-wirthſchaftlichen Geſittung in unverſönlichen Wider— 
ſpruch geräth, wirkt es entſittlichend, wird ohnmächtig. Dann tft die Zeit 
des widerſinnig veraltet gewordenen Strafmittels um, welches zu ſeiner 
Zeit als gerecht und zweckmäßig gebilligt worden iſt. 

Ein Univerſalſtrafmittel für die manigfaltige Zweckthätigkeit 
der Strafe bejteht nicht; fo wenig allen Bäumen diefelbe Ninde wächſt, 
fo wenig paßt das nämliche Strafmittel für alle Uebelthaten und Uebel: 
thäter. Selbſt die Strafzelle ift nicht für alle Verbrecher anwendbar. — 


8. 3. 

Mit Ausnahme des gerichtlichen Verweiſes und einiger Ehren: 
ftrafen, haben alle Strafarten, inäbefondere die Freiheitsitrafen, eine her- 
vorragende volkswirthſchaftliche Bedeutung, einen Kojten= und Be: 
brauchswerth. Die Strafe erfcheint als der Preis des begangenen 
Verbrechens, weldes in der Mehrzahl der Straffälle gegen Vermögen 
und Verfonen eine antiölonomisfche Hebelthat ijt. Durd den Werth: 
begriff wird das Verhältniß zwifchen der Strafbarkeit und dem Ber: 
brechen bejtimmt ; in der Strafe foll gezahlt werden, was die Uebelthat in 
der rechtlichen, fittlihen, ölonomifhen Ordnung werth ift. Die Strafen 
felbjt entziehen dem Webelthäter — Leben, Freiheit, Güter, deren Ber: 
letzung das Geſetz ald ftrafbares Unrecht erflärt. Sie wirken als antiöfo- 
nomifche Schädigungen, wenn fie nicht nach dem Principe der Wirth: 
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Ichaftlihfeit im Dienfte einer gerechten und humanen Bergeltung einge: 
richtet werden. Diefe Auffaflung liegt meinen „eriminaliftiichen und öfono- 
mischen Geſichtspunkten“ 1871 zu Grunde. 

Antiökonomiſch find die zertörende Todesſtrafe, die lebensläng- 
lichen und allzu langen Freiheitsſtrafen. Wir fordern, das die Strafmittel 
mit der geringften Zebensaufopferung an Arbeit und Capital 
die größten Strafeffefte erreichen. Wir verwerfen jedes zu theuere 
Strafmittel. Zu theuer find, wie fhon Bentham bemerkte, diejenigen 
Strafen, deren Erfolg durch einen geringeren Aufwand von Zwangs- und 
Verwaltungämaßregeln erreicht werden kann. 

Daß der rationelle Vollzug der Freiheitöitrafe auch öfonomische Brauch— 
barfeiten ſchafft, und die Freiheitsſtrafe durch eine künftlihe Schätzung des 
Verbrechens in Geld nad dem Preiſe der Zeit, etwa dem Tagelohne ge— 
ftaltet werden fönne, darauf haben ſchon die Anfangsgründe des philofo- 
phifchen Griminalrechtes von K. S. Zachariä vereinzelt hingemwiefen. Gerade 
die individualifirende und die nationalölfonomifhe Durchdrin— 
gung des Strafredtes eröffnen neue fruchtbare Geſichtspunkte für unfere 
Wiſſenſchaft. — 

Der Ausgangspunkt der ftrafrechtlihen Entwidelung binfichtlid der 
Strafen führt überall auf die Nachemittel und auf einige wenige Gapital- 
ftrafen unter Einwirkung religiöfer Anfichten zurüd. Es folgt die Periode 
der VBermögensbußen, des Gompofitionen = Syftems, weldes nur allmälig 
in Uebergängen und verfchiedenzeitig auf befonderen Rechtsgebieten dem 
Spyfteme der öffentliden Strafen weicht bis auf die legten Reſte 
der Privatitrafen. — 

In der Periode der Kompofition und der Talion find Strafen an 
But und Leib vorwaltend. In der Periode des polizeilichen und theofra- 
tiſchen Abfolutismus iſt das Schaffot der Netter der allgemeinen Sicherheit. 
Abjhredungs: und Peinigungsmittel der graufamften Art, Blut: und Pro: 
feriptionsftrafen find auf der Tagesordnung. Es folgen Stod, Ruthe, 
Pranger, ſchwere Eifen, Brandmarkung den unmenſchlichen verftüummelnden 
Leibesitrafen und verpeftete Kerler. Erſt im 17. Zahrhunderte beginnt die 
Strafarbeit allmälig organifiert zu werden. Mit der vorjchreitenden 
Gefittung und Rechtsachtung wird die Freiheitäftrafe der Mittelpunkt 
des neueren Strafenfyftemes. 

Bon dem jchmählichen Reichthume der graufamen Strafmittel des zer: 
fahrenen, alten, gemeinen Rechtes, find im deutſchen Reichsſtrafrechte nur 
noch übrig geblieben, in milberer, von finnlofen Peinigungen gereinigter 
Form, richtiger gegliedert: die einfache unverſchärfbare Todesſtrafe, bie 
lebenälängliche und zeitige Zuchthausitrafe und Feitungsftrafe, das zeitige 
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Gefängniß, die Haft, die Seldftrafe als Hauptitrafen; die Stellung unter 
Polizeraufficht, die zeitigen Chrenftrafen, die Geldbuße, die Einziehung ein- 
zelner Vermögensftüde, instrumenta sceleris, als Nebenitrafen. 

Relative Strafbeftimmungen, auch wahlmweife alternative Strafdrohun: 
gen verleihen dem reformirten Strafſyſteme eine erhöhtere Biegſamkeit. Doch 
immerhin gilt hier Berner's Ausfpruch: Jede Neform des Strafenfyftems, 
welches die Todesftrafe beibehält, hält uns noch theilmweis auf der alten 
Grundlage zurüd. Erjt diejenige Neform des Strafenjyftemes, welche 
auch die Todesjtrafe — und ſetzen wir hinzu — die lebenswierige 
Freiheitsſtrafe abfchafft, führt uns in die Pforte der neuen Zeit ein. — 

Die Feltitellung der Quantität und Qualität der Strafmittel ſchließt 
fih in dem Reich3-Strafrechte vom 15. Mai 1871 an die vielfach ange: 
fochtene Dreitheilung der ftrafbaren Sandlungen. Dem Strafenfyfteme 
liegt der Plan eines progreffiven Strafdrudes von dem geringften Straf: 
mittel bis zum fchwerften Strafalte zum Grunde. Die Höchſtbeträge der 
Arten der Freiheitöftrafe find 15, 5 Jahre, 6 Moden, die Mindejtbeträge 
1 Jahr, 1 Tag. Der Mindeitbetrag der Geldſtrafe iſt bei Verbrechen 
und Vergehen 1 Thaler, bei Uebertretungen ein drittel Thaler. — 


8.4. 

Zu den hauptfähliditen Eigenfhaften der Strafmittel, melde 

nicht auf die thierifche Furcht oder auf Erzeugung körperlicher Peinigung, 
vielmehr auf die fittlich-vernünftige Natur des Menfchen berechnet 
find, gehören: 

a. Die Moralität des Strafmitteld. Die Strafe darf den Sträfling 
nicht verfchledhtern oder entfittlichen, vielmehr foll fie guten Impulfen 
zugänglicher machen, als Beflerungämittel auf die Lebensgewöhnung 
und den Charakter wirken. 

b. Die Theilbarkfeit. Die Strafe muß nah Schuldunterfchieden 
abftufbar und fteigerungsfähtg fein im Verhältniſſe der größeren 
Schuld. 

c. Berfonaliät und Eremplarität. Das Strafübel foll empfindlich 
und nachhaltig, jedoch feine Wirkung thunlichft auf die Perſon des 
Strafwürdigen allein beſchränkt fein. 

d. Die Commenfurabilität ober Abfchägbarfeit mit anderen Straf: 
mitteln und mit der landesüblichen durdhichnittlihen Behandlungs: 
weife der freien Leute in untergeordneten Stellungen wie Tage- 
löhner, Knechte, Mägde, Vaganten. 

e. Die Delonomie und Sumanität des Strafmitteld mit möglichft 
aeringem Aufwand von Koften und Uebeln. Das humanere Straf: 
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mittel ift das beflere, wenn es die nämlihe Wirkung herbeiführt 
wie das ftrengdrüdende. 

f. Die Widerruflichfeit und Kürzungsfähigfeit des Strafmittels. 

g. Die Gleihmäßigfeit, eigentlich erträglichite Ungleichheit in der 
Wirkung des Strafmittels auf die verfchiedenften Individuen. 

Roſſi faßt das Ideal der Strafmittel in folgenden Präbifaten zufam= 
men: personelles, morales, divisibles, appr6ciables, röparables ou rémis- 
sibles, instructives et satisfaisantes, exemplaires, reformatrices, rassu- 
rantes. 


Zweiter Abjchnitt. 


Hedeutſame Strafformen des alten fremden Kechtes. 


— 


6.5. 


Deutfchland hat fein fremdes Strafſyſtem alö Ganzes recipirt, 
fo tief einfchlagend ſich auch die Macht des römischen und des moſaiſch— 
canonifhen Beifpieles in der deutfchen Pönologie erwiefen hat. In 
neuefter Zeit find einzelne Strafeinrichtungen der franzöſiſchen wie der 
nordamerifanifchen und englifcheirifhen Strafpraris entlehnt worden. 

Die meiften Mittel des alten peinlichen Rechtes in Deutfchland waren 
roh und graufam auf Reinigung oder Unfhädlihmahung, auf phyfifches 
und wirthichaftliches Werverben mie auf lebenslängliche Entehrung der 
Vebelthäter abgefehen. 

Die Strafformen haben eine verfchieven individuirte Geſtalt, jenach— 
dem die Strafe vormwaltend als Privatrecht des Verlegten und feiner 
Familie oder ala Necht des föniglihen Beamtenthumes, fpäter des 
Staates, oder ala Pflicht eines Oberen, mwelder die feiner Zucht: 
gewalt untermorfene Perſon um ihrer individuellen Schuld willen zur 
Nechenfhaft zu ziehen und zu bejjern hat. So herrſcht im Römiſchen 
Strafrechte das rechtlichepolitifche Element, im Germaniſchen Rechte 
das privatredhtlich-fociale Element vor, während im Canonifhen 
Strafrehte dad moralifch-religiöfe Element das Uebergewicht behauptet. 
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Freilich gilt dieß nur im Großen und Ganzen. Den Parallelis- 
mus verfchievener Gefichtspunfte finden wir im Nömifchen Privat: und 
Staats-Straf rechte, in den empfindlichen vindifativen Strafmitteln der 
Kirche neben disciplinaren Bußmitteln, in einigen öffentlihen Strafarten 
des älteften Germanifchen Rechtes neben Buß- und Rachefällen. Aus den 
von Jarcke, Pauly (Realenciclopädie II. VI.), Geib, Zumpt, Laboulaye, 
v. Holtendorff, die Deportation als Strafmittel 1859, deffen Einleitung 
in das Strafreht. Separatabdrud 1871. gezeichneten Kormen der Römi- 
hen Straffunft feien hier nur einige Strafformen hervorgehoben. — 

Die Zeit des Freiftantes! Die Todesftrafe nur ald außerordent- 
liches Strafmittel beibehalten, von Cicero vor dem Wolfe ala ein Behelf 
fönigliher Graufamfeit gefcholten. Die edle Form der freimilligen 
Berbannung. Regelmäßige Strafen am Bürgerrecht und Vermögen. 

Als Gegenſtück der hausväterlihen Strafgewalt — die cenforifche 
Mannszucht. Der Grundtypus aller cenforifhen Strafformen ift 
Ausſchließung aus gefuchter und geehrter focialer und politifher Stellung, 
aus ber höheren Tribus, aus dem Senate, felbft aus dem Theater, oder 
Reprobation. Diefer altrepublifanifche Strafapparat erfcheint wie die Ruine 
eines zufammengeftürzten Tempels, die in die fpätere Henkerwirthſchaft ent» 
artender Zeiten Hineinragt. Die Verbannung, die ältefte Form ber 
Freiheitsftrafe, bedeutet den Verluft der Civität, den politifchen Tod 
in ber Form der aquae et ignis interdietio. Nach den Profcriptionen 
verwandelt fi die Verbannung in die härtere Form der zwangsweiſen 
Wegſchaffung von einem beftimmten Orte und der Aufenthaltsanmweifung, 
der Relegation. Tiberius fhafft aus diefen Beitandtheilen der Interdiktion 
und der Relegation die Form der überaus ſchweren Confisfations- und 
lebenälänglichen Deportations-Strafe. 

Die von Claudius eingeführte Verftridung enthielt glei) der Inter 
diktion und der Straffnehtfhaft in Bergwerken Elemente der Straf: 
haft. Theoretiſch wurbe jedoch der Sat Ulpians durch Jahrhunderte feit- 
gehalten, daß das Gefängniß nur zur Verwahrung, nicht zur Strafe diene. 
Die Gefängnißftrafe erlangte im Römiſchen Rechte nicht die Entwidelung 
einer felbftändigen capitalen Strafform, wenngleich von berfelben bereits 
Gebrauch gemacht worden ift. Die Form der Relegation übertraf biefelbe 
an Biegfamkeit und Manigfaltigfeit, theild ald Reſt der alten Interbiktion 
in der Form einer negativen Freiheitäbefchränfung durch Ausmeifung aus 
beftimmten Gebieten, teils in der Form einer Anmweifung eines Wohnfites 
mit mehr oder weniger Beſchränkungen der Freiheit. Mit den Formen 
lebenswieriger ober zeitlich beſtimmter und fteigerungsfähiger Verweiſungen 
und Relegationen werben auch Bermögensftrafen verbunden. 
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Im Gleihbilde mit der Deportation der Bornehmeren war das opus 
publicum für die Geringeren, welde Strafform aud die Civität aufhebt. 
Hierher gehören die Bergwerfsarbeit, damnatio in metallum, in zwei Graben 
ad metalla und ad opus metalli mit leichterer und ſchwerer Feſſelung, 
zeitlich oder lebenslänglich ausgemeſſen, in mehreren Strafklaſſen vollftredt. 
Dazu kamen Verurtheilungen zu Sülfsarbeiten für die Bergleute, für We— 
ber und jchwächlihe Männer, fowie Hülfsdienft bei öffentlihen Bauten, 
Strafarbeiten in Steinbrüchen, Schwefelgruben u. ſ. w. 

Noch in der erften Hälfte des vorigen Jahrhunderts wird in Defter- 
reich auf die Strafe der Bergwerksarbeit erperimentell zurüdgegangen, um 
Surrogate für Nelegation und Fuftigation aufzufinden. 

Unter den drijtlihen Kaifern werden moſaiſche Strafüberlieferungen 
bedeutfam fär die römischen Talions- und Abfchredungsitrafen, wodurch das 
Strafenfyftem einen graufamen Charakter erhält und für Die ganze 
fpätere Entwidlung der Strafformen in den Ländern der Juſti— 
nianifhen Rechtsbücher ein verderbliher Rückſchlag bewirkt 
worden iſt. Die orthodore Kirchlichkeit der byzantinischen Zeit begnügte 
ſich nicht damit, der Ketzerei bloß durch Deportationen entgegenzumirten. 
Das mangelhaft abgeftufte Strafenſyſtem büßt dadurch jenen tieferen ethifchen 
Gehalt ein, der in der altrepublifanifchen Zeit im Zufammenhang mit der 
Volksreligion fi ausgeprägt hatte. — Für die Angefehenen blieb e8 bei 
der Schwertjtrafe wegen todeswürdiger Verbrechen. Für die humiliores 
galten der Feuertod, die Kreuzigung, crux, aus dem Aufhängen an ben 
arbor infelix entjtanden, jpäter durch den Galgen, furca, verdrängt, das 
Erdrofjeln im Kerfer, laqueus, das Erfäufen in einem ledernen Sade nad) 
vorgängiger Geifelung aufs Blut bei unfeufchen Veftalinen in Gebraud) 
gewejen, das Lebendigbegraben. In gewiſſer Beziehung gehört auch die 
Cirkusſtrafe in viererlet Formen hierher. 

Dieſen Capitalftrafen gegenüber, welche den phufifchen oder den bür- 
gerlihen Tod, die Vermögenskonfiskation und die servitus poenae nad) ſich 
zogen, jtanden die nicht Fapitalen Strafen mit abgejtufter Schmäle- 
rung der existimatio gegenüber. Als ſolche galten die förperlichen Strafen 
und zwar die Verjtümmelungen wie Abhauen der Hand, des Fußes, Kajtra- 
tion, die Brandmarkung, ferner die körperliche Züchtigung, flagellatio, fusti- 
gatio und vinculorum verberatio. Die Züchtigungsinſtrumente waren der 
Stod, die Ruthen, gewöhnlich aus Birken — oder Ulmenholz, die Geißel, 
aus Leder geflochten mit Stacheln oder Kugeln, die Riemen und bergl.; 
ferner die geringen Grade der Freiheitöftrafen, insbeſondere ber Aarcer, 
am häufigiten ala Polizeiftrafe und Militärftrafe, die custodia honesta 
oder der Hausarreft. Endlich ift der Ehrenftrafen zu erwähnen, die entweder 
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in der infamia oder in der Entziehung gewiller Ehrenrechte bejtanden ala 
Folgen bejtimmter Strafen und der Sapitalverbredhen. Belanntlich pielt 
die Privatftrafe im Römischen Rechte theils allein, theils wahlmeife, 
theils cumulativ mit öffentlichen Strafen eine große Rolle, welche durch 
das Deutfche Recht bis über das Mittelalter hinaus, ja bis auf die neuere 
Zeit wenigftens in einigen Weberbleibjeln anerkannt und namentlih an 
Wächter im Archiv für civilift. Praris 23 einen warmen Vertheidiger ge: 
funden hat. Wer das Syſtem der Antragsdelikte billigt, wird principiell 
gegen ein gehörig begrenztes Syitem der an den Verletzten zu verbüßenden 
Privatitrafe kaum ftreiten fönnen. In der Geldbuße des Deutichen Straf: 
rechtes — hat ſich ein Nachklang defjelben erhalten. — Ebenfo ift an Be: 
lanntes zu erinnern, wenn der damnatio memoriae bei Majeitätöverbrechern 
gedacht und bemerft wird, dab es Gelditrafen, admonitiones und com- 
minationes gab, welche die existimatio nicht berührt haben. 


8. 6. 


Die canonifhen Straf: und Bußformen find fomohl im öffent: 
lichen Intereffe der Aufrechterhaltung der Firhlihen Ordnung als aud 
um des individuellen Geelenheiles wegen nachgebildet oder aeichaffen 
worden. Siceritellung ihrer gefeglichen Autorität galt auch der Kirche ala 
Har bewußter Strafzwed. I. Timoth. V, 20. Nur dort, mo der Beſſe— 
rungszweck vorangejtellt ift, bezeichnen die Ganonen das mildere Zuchtmittel 
ala Genfur und Seelenmedicin im Gegenfaß zur poena juris seu vindi- 
catio. Der allgemeine Charakter der Kirchenitrafe wird durch das Schlag: 
wort Befferungsftrafe nicht richtig erklärt. Die Erfindung der ſoge— 
nannten Befjerungsjtrafe ift feine Transformation der alten Kirchen— 
ftrafe. Die Kirche verhängt die eigentliche Strafe feineswegs bloß um 
des Seelenheiles des armen Sünders willen, als Wohlthat. Die 
poena medicinalis ijt bloß eine Art der firhlihen Poenitenz Auf 
allen Seiten der Kirchengefchichte kann man es lefen, daß es der Kirche bei 
ber Ausübung ihrer Strafgewalt um weltliche Nützlichkeitsrückſich— 
ten, nicht lediglih um Beiferung des Sünders zu thun war. 
Hierbei ift zu bemerken, dab die Kirche im Gegenfage zu dem altrömifchen 
und altdeutſchen echte des peccatum als eine Angelegenheit der 
Kirche betrachtet und deshalb von vornherein den Begriff einer öffent: 
lihen, der kirchlichen Autorität dienenden Strafe feitftellt. 
Das Irreligiöfe und Unfittliche wird überhaupt neben den Berlegungen 
ber Gejammtheit früher als die Verlegung der Rechte Einzelner 
öffentlichen Strafen unterworfen und diefe Bermengung des Sitten und 
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Religionägefehes mit dem Strafgefege ſchwindet eben nur allmälig mit 
der größeren Reife der ftantlihen Bildung. — 

Die Firhlihen Strafen find gemeine Strafmittel und befondere 
bloß für Kleriker geltende Strafmittel. Die Strafen zerfallen in Bußen 
oder Pönitenzen, Cenfuren und eigentlihe Strafen. Die Cen: 
furen für Laien und Klerifer beftehen in der Erfommunitation und 
dem Interdikt, für Kleriker allein in der Suspenfion. Infofern biefe 
ausnahmsweiſe auf beftimmte Zeit verhängt werden, verlieren fie ihren auf 
die individuelle Schledhtigleit und Beſſerungsbedürftigkeit berechneten Cha- 
rakter einer die Seele berührenden Genfur und nehmen vorwiegend den 
Charakter der eigentlihen Strafe an. Die Anwendung firchlicher 
Genfuren fest ein fortdauernd geſetzwidriges Verhalten voraus, mit: 
bin, wenn die Genfur nicht latae sententiae ift, vorangehende Mah— 
nungen. Unterwirft fich der Gemwarnte, fo entgeht er der Cenſur. Da- 
gegen fhließt die Befferung die Verhängung der eigentlihen 
Kirhenftrafe nicht aus arg. Conc. Trid. XIV. c. 8 de poenit. Eben: 
fomwenig fteht der Empfang des Bußſakraments der Firchlichen Strafver- 
fügung entgegen, weil fid) die Kirche ihre eigene Rechtsordnung durch bie 
Strafe fihern will. 

Im Zufammenhange mit dem Bußfalramente tritt der Beflerungs- 
und Reinigungszwed in den Kirhenbußen am ftärkften hervor. 

Die Kirche legt vielfach harte Buße auf, mit individualifierender 
Berüdfihtigung der Motive des Vergehens, und fordert zuweilen 
größere Schadloshal tung des Verlehten wie das weltliche Redt. 
In der fpisfindigen Kafuiftif der Bußordnungen werben nicht bloß das 
Thun und Laffen, fondern auch böfe Gedanken und Wünfche der Firchlichen 
Zucht unterworfen. Die ftrenge Klofterdisciplin wird ala Mufterbild 
auf weltliche Lebenskreiſe übertragen. Außerdem lag ber burd bie 
Kirche geübten Sitten: und Gefundheitspolizei auch der Gedanke 
zum Grunde, nicht nur die peinliche Rechtspflege zu unterftügen und 
zu ergänzen, fonbern auch alle zum Sittenverderben oder zur Gefährbung 
der Rechtgläubigfeit führende Handlungen zu verhüten und zu ahnden. 
Vor Allem follten die Bußcanonen die gefchlechtliden Sünden, die Trunfen: 
beit, Unreinlichkeit, Sabgier, die Weberbleibfel des heibnifchen Aberglaubens 
bekämpfen durch die normale Privatbuße des Faſtens, durch Pfalmenfin- 
gen, Almofengeben, Eril, Speifung der Armen, Kafteiung: 
peniteat cum pane et aqua per mensuram et abstineat se a vino et a 
carnibus; peniteat et det pecuniam; jejunet et extoris existat in pa- 
tria sua donec impleatur numerus VII annorum; peniteat et det heli- 
mosinam pro anima sus... fo lauten die gewöhnlichen Formeln. Auch 
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die aus Deutfchen Bußbüchern entlehnte Bußdisciplin zeigt die lebens— 
volle Manigfaltigkeit der ergreifenden und tiefwirfenden 
Bußformen. Durch Redemtion der auf innere Buße und Abftinenzen 
berechneten Faſtenpönitenz in andere Bußformen verlor die Pönitenz 
ihre urfprünglihe Bedeutung als Befjerungsmittel und Berhütung 
ewiger Strafen, und der vergeltende Charakter der mehr äußerlich 
gewordenen Slirchenftrafe trat in berfelben hervor. Nach dem Beichtbuch 
Theodors follte dur; Zahlung des Wehrgeldes die firhlihe Buße 
auf die Hälfte reducirt werden. Auf diefe Weiſe fuchte die Kirche bie 
Blutrache dur Begünftigung der Compofition und deren Einfluß auf 
die Buße zu befeitigen, wodurd eine äußere Leiftung als eine Art Erſatz 
der Buße und Beflerung angenommen, beziehungäweife die Idee der kirch— 
lihen Pönitenz corrumpirt worden ift. Die Pönitenzen wurden in 
mehreren Bußftadien vollzogen nad der Größe des Vergehens und 
der Intenfität der Simbhaftigkeit. 

Hierin laſſen fih Anfänge eines progreffiven Strafvollzugs 
erfennen, zerftreute Funken, die erſt Jahrhunderte [päter in einem Licht: 
ftrahle befierer Einficht fich vereinigen. — 

Vebrigens hat die firhliche Zuchtpolizei bis ind 17. Jahrhundert 
den ftädtifchen Polizeiordnungen vielfah zum Mufter gedient und 
läßt fich noch die Ausbildung der Gefängnißftrafe in manden Beziehun- 
gen auf kirchliche Einflüffe zurüdführen. — 

Nah der Anficht der Kirche follte die Strafe nicht die Vernich— 
tung des Schuldigen bewirken. Sie mißbilligte die Todesftrafe, die leib- 
liche Peinigung, die Verftümmelung im Principe, ließ aber in Hinblid 
auf das mofaifche Recht und das meltliche Schwert, diefe Strafmittel zu, 
von benfelben wie von der Folter in den gräuelvollen Ketzer- und Seren: 
proceffen undriftlichen Gebrauch mahend. Auch Stod- und Ruthen- 
ftreiche, Galeerenarbeit, Brandmarfung, Infamirung wurden 
nicht verfhmäht. Zur Erklärung dient, daß rechtliche und dogmatifche 
Begriffe ineinanderfließen bei der Behandlung der erimina capitalia als 
derjenigen, von melden das Fegefeuer die Seele nicht reinigen 
könne, fofern fienicht fchon dieffeitsabgebüft werden. Bereits bie 
Bußcanonen erflärten: Si autem non satis egerit, non recipiatur in eternum. 

Mit dem Ablaf- und Indulgenzenmwefen ift die Zeit der Buß— 
canonen um — 

Zu den gemeinen Kirchenſtrafen gehört zunächſt der große Kirchen: 
bann, die excommunicatio major, wodurch die Theilnahme an dem 
chriſtlichen Erlöfungswerfe und aller Gemeinſchaft der Heiligen und aller 
gefellichaftlichen Stellung in der Kirche verloren geht. 
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Die Ausfchliefung von liturgifhen Sandlungen läßt denjenigen feine 
faframentale Gnade gewinnen, welden, wie Tertullian fagt, das 
futari judicii praejudicium getroffen hat. Berharrt der Erfommunicirte 
in feiner Schlechtigfeit und Berblendung, fo wird ihm das kirchliche Urtheil 
in der Form des Anathem bekannt gegeben. 

Der Feine Bann fchlieft vom Empfange der Sakramente und jenen 
Kirchenämtern aus, die zu diefem Empfange führen. Genau beſtimmt tft 
die canonifhe Form und die kirchlich-ſociale Wirkung der theilweifen Ber: 
ſagung firchliher Gnaden und Rechte. 

Interdifte, lofale und perfonale, bezeichnen die Unterfagungen ein: 
zelner kirchlicher Sandlungen, wie die des Gottesdienftes, der Ausſpendung 
ver Salramente der Lebendigen, des kirchlichen Begräbnifles. In diefen 
Normen wurde das von der älteren Kirhendisciplin auf ganze 
Reiche ausgebehnte Anathem gemildert. 

Die Canones fprechen aud) von der cessatio a divinis, von der Irre 
gularität alö der Folge eines Tirchlichen Vergehens und von der VBerfagung 
des kirchlichen Begräbnijfes. Kirchliche Benediktionen follten 
nur für die in der firhlihen Gemeinfchaft Verbliebenen beftimmt 
fein. — Das kirchliche Begräbniß wurde daher allen notorifch einer ſchwe— 
ren Sünde Schuldigen und ohne bußfertigen Sinn BVerftorbenen verweigert. 
Dagegen darf felbit der reuigen Sinnes geftorbene Verbreder des 
kirchlichen Begräbniffes nicht entbehren. Auf Grund mißveritandener 
Stellen des römiſch-canoniſchen Rechtes wurde gemeinrechtlich mit 
der vollbradhten Selbitentleibung ein fchimpfliches Begräbniß in 
Zufammenhang gebradt, während nod neuere Landesgeſetze das kirch— 
lihe Begräbniß von der Zurehnungsunfähigleit des Selbſtmörders 
abhängig gemacht haben! — 

Unter den Klerifalftrafen ift die Degradation bie fchwerfte in 
der Form folenner Ausſtoßung aus dem geiftlichen Stande, welche als das 
Gegentheil der Ordination äußerlich und innerlich aufgefaßt wird. Mit 
Morten und Geremonien follen Stüd für Stüd alle Vollmachten und 
Weihen hinweggenommen werden. Auch gehörte die Auslieferung des De: 
gradirten an den weltlichen Arm zum Wefen dieſer feierlichen degradatio 
actualis, wobei der Degradator bei dem Richter die Fürbitte einzulegen 
hatte, er möge den Auägeftoßenen mit der Todesſtrafe verfchonen. Gelbit 
die ausgeftoßenen Diener der Kirche follten im Principe gegen diefe Strafe 
geſchützt fein; ſchwerſte Buße, lebenslängliches Gefängniß mit oder ohne 
Duntelhaft follten dieſelbe erſetzen. 

Die deutfchen Ariminaliften nahmen Anftand, die Strafe des ewigen 
Gefängniſſes nach dem Vorgange der Kirche zu verhängen. Die ge: 
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meine Anficht bejtritt das Recht zu einer lebenslänglichen Gefängnißjtrafe, 
weil dieje an Stelle der Todesftrafe tritt, ala ewige Straffnechtichaft und 
eine Kapitalftrafe nicht von dem Ermeſſen des Richters abhängig gemacht 
werben dürfte. Praelati hoc jubentes existimantur homicidae et irre- 
gulares! 

Den Degradirten eignet übrigens der character indelebilis des Geweihten, 
daher im Falle einer Begnadigung nur eine Reftitution der Infignien und 
Privilegien des geiftlihen Standes, feine neue Weihe erfolgen kann. — 

Die Depofition oder Abjegung erfcheint al3 diejenige Form der 
Kirchenſtrafe, vermöge welcher die Klerifer aller Amts: und Ehrenrechte, der 
Beneficien und der Fähigkeit, diefelben zu erwerben, auf immer verluftig 
gehen und den Laien gleichgeftellt werden, ohne jedoch der mit der Weihe 
verbundenen Verpflichtungen enthoben zu werden. Neben der vollftändigen 
Depofition kdann eine partielle Abſetzung in der Form einer depositio ab 
altaris ministerio oder ab officio sacerdotali oder in der Form einer de- 
positio ab administratione oder ab officio ecelesiastico, aud) in der Form 
einer depositio a beneficio ftattfinden. 

Die Suäpenfion des Klerikers bezielt die Befjerung des Schuldigen 
und feine Rückkehr zur Pflichterfüllung ald Hauptzwed, während die De- 
pofition vor Allem die Sühne der verleiten Rechtsordnung, die Vergel— 
tung des begangenen Unrechtes bezwedt. Deshalb fommt die Depofition 
in Anwendung, wenn auf Umkehr und Befferung feine Hoffnung 
mehr bleibt. 

Es darf jedoch der Unterfchied nicht jo aufgefaßt werben, alö ob bie 
Suöpenfion bloß die Beflerung und die Depoſition ausſchließlich die 
genugthuende Vergeltung zum Zmwede habe; die Kirhenftrafen verfolg: 
ten hierbei immer beide Zwede. 
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Dritter Abjchnitt. 
Aeltere Deutfchrechtliche Strafformen. 
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8. 7. 


Dreierlei Formen der Vergeltung für Mifjethaten treten im Germani: 
ſchen Rechte hervor: die Form der Blutrade und WPrivatfehde, die 
Form der Kompofition mit der Unterfheidung der Buße und des 
Sriedensgeldes und für einige Verbrechen gegen das Bolf und Seer, 
den Fürften und die Nationalreligion ſchon in den älteften Zeiten die 
Horn öffentliher Strafen an Leib, Xeben, Ehre. Die Rache einerſeits 
und der Begriff des Friedens andererfeits, erfcheinen in den germanischen 
Verhältnifjen mit einer zähen Mächtigleit ausgeprägt. Die ältefte Strafe 
für den Friedensbruch ift die Friedlofigfeit oder der Waldgang. Wer 
den Frieden ftörte, die Grundlage des Nechtes nicht achtete, war es nicht 
werth, daran Theil zu haben. 

An Stelle diefer uralten Form der Ausſchließung aus der Friedens—⸗ 
und Rechtsgemeinſchaft, welche den Mifjethäter dem Elende der Recht: und 
Heimatlofigfeit preisgab, trat bei unfühnbaren Verbrechen die Todesitrafe. 
Das alterthümliche Racherecht des Verletzten und feiner Familie, auf der 
Vorftellung des Verbrechens als einer zunächft dem Einzelnen und feinem 
Geſchlechte zugefügten Privatbeleidvigung beruhend, wird durch das Volks: 
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recht immer mehr befchräntt, bis eö der Doppelmadt des Königthums und 
der Kirche gelingt, die Nacheübung durch die Form der Bußforberung all: 
mälig zu verdrängen. 

Die von Tacitus gefchilverten öffentlihen Strafen, das Hängen auf 
Bäumen für proditores und transfugae, dad Verfenfen und Berfchütten 
im Sumpf für ignavi, imbelles und corpore infames, die Rechtlofigkeit 
der Ausreißer und der Feigen im Kriege, fcheinen nicht die einzigen gebräuch- 
lihen Strafen gewejen zu fein, wenn deſſen Bericht aus den norbifchen 
Quellen, Sagen und Ghroniften ergänzt werben darf. Bon einer uralten 
Tobesitrafe des Zerftoßens mit Mühlfteinen berichtet neuerlich Lieb— 
recht in Benfey's Vierteljahrsſchrift, Orient und Dccident. 1864. — Be: 
zeichnend ift die von Tacitus hervorgehobene distinctio poonarum ex de- 
licto. Selbft in der alten Todtſchagsbuße ſcheinen fhon privatrechtliche 
Genugthuung und Sühne zufammenzufallen, wie die Vermö— 
gensbufße überhaupt nit bloßer Schadenserfag und Preis für 
den Frieden, aud fühnende Vergeltung ift. 

Diefe rechtlide Zwitternatur verbunfelt nod dad Strafmo— 
ment. Die Strafthätigkeit der Geſammtheit erfcheint gering neben dem 
Rechte des Verletzten, zumal eine öffentlihe Strafe in der Regel bei 
fühnbaren Uebelthaten nur da verhängt wird, wo die Buße und das 
Friedensgeld nicht gezahlt werden fann oder will. 

Das Wergeldfyftem durchläuft mehrere Entwidlungsitufen 
bis zu dem Punkte, wo das Wergeld in eine fürmliche Bußfagung um: 
Ihlägt, die nad) den perfönlihen Verhältniſſen der Parteien be 
ftimmt wird. Frauen haben Bußen in anderem Maaße wie Männer, 
verfchieden ift die Buße des Freien, des Angefehenen, des Geringen, des 
Unfreien, des Greijes, des Kindes u. ſ. w. 

In diefer capitis aestimatio erfcheint Jedem fein Werth verſichert 
nah Geburt, Geſchlecht, Stamm, Stand, Befig. Selbſt die Thiere 
im Haufe und Hofe find tarirt. Und von diefer individualifirten 
Bußtare, emenda, ijt das Friedensgeld, fredum, Wedde, Gewedde abhän- 
gig, welches hinter der Bußforderung fteht. — 

Neben den wirklihen gerihtlihen Bußen kamen fymbolifche Kompo— 
fitionen, Sheinbußen vor, wenn Jemand aus einer rehtmäßigen Urs 
ſache erfchlagen, ein Rechtlofer getödtet worden find, und Spuren dieſes 
alterthümlichen Brauches finden fih noch in Defterreidifhen Pantai— 
dbingbüdhern des 17. Jahrhunderts, nach welchen die Tödtung eines Heim- 
ſuchers auf frifcher That durch das Legen zweier Pfenninge auf die Wunden 
des Erjchlagenen gebüßt wird. — 

Der beſitzariſtokratiſche Geift des freiheitätrogigen deutfchen Man- 
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nes wiberjtrebt der demüthigenden Pein einer öffentliden 
Strafe. Wer nicht hinreihenden Befit hatte, haftete mit Leib und 
Xeben, büßte durch förperlide Züdhtigung, mußte feinen Leib 
für die Schuld verpfänden, fih in Knechtſchaft ergeben, felbit 
mit dem Leben zahlen, wenn nicht Freunde und Herren für ihn einſtanden. 
In diefer Stellung der Vermögensbuße zu der öffentliden 
Strafe liegt ein Doppeltes Maß der Bergeltung für Arme und 
Befigende, die Grundlage der Standesjtrafen, fnehtifche kör— 
perliche Strafen für Unfreie und Geringe, Vermögensbuße und Frie— 
denögeld für Freie und Angefehene. Lange befteht der Dualismus des 
Bußenrechtes und der öffentlihen Strafen und wenn auch letztere 
in der farolingifchen Zeit unter der Einwirkung der Faiferlichen Beamten 
mächtiger vordringen, jo ſchützt noch das Straflöfungsredt, das Richten 
nad Gnade vielfah vor der Schmad und Bein förperlicher Strafen. Die 
Kirche unterjtüht das Anfehen der königlichen Befehle mit Androhung 
von Strafen, zumal wo es fih um Privilegien für Kirchen handelt, ins 
dem von göttlichen ewigen Strafen, von Zom Gottes und feiner 
Heiligen, von den Strafen der Hölle die Rede iſt. In königlichen 
Urkunden wird andererfeits mit dem Kirchenbanne bange gemadjt. 

Der Ledigung der verwirkten Strafen entfprad ein analoger Vor: 
gang in der kirchlichen Bupdisciplin durch Umfah der Strafe in 
Geld. 

AL Surrogate oder Ergänzungen weltliher Strafen kamen aufer: 
legte Kirchenbußen und religiöfe Leiftungen vor wie Bußfahrten, Ab— 
bitte in der Kirche, Procejfion im Bußgewande zum Grabe des 
Betödteten, Stiftung einer ewigen Meffe. Beſonders tritt dieſer 
Zug in der Sühne des Todtfchlages mit oder ohne Mitwirfung der 
Kirchenbuße hervor. Das fogenannte pace machen hat ſich 3. B. in Trient 
bis ins 18. Jahrhundert erhalten und wurde formell erft 1773 aufgehoben. 
Waren auch bei einigen Stämmen Tobesftrafen gegen Freie wegen Privat: 
verbrecyen ſchon frühzeitig herfümmlih, fo galt doc die Regel, daß nur 
Unfreie förperlich bejtraft werben uud zwar bei Mifiethaten gegen ihren 
Seren oder andere Unfreie defjelben Herrn von diefem fraft feines Züchti— 
gungsrechtes, bei Verlegungen dritter von der öffentlichen Gewalt gleich— 
fam in GStellvertretung jenes herrfhaftlihen Züchtigungs— 
rechtes. In dem Maße ald die öffentliche Strafe auch auf Perfonen 
von freiem Geburtsſtande Anwendung fand, trat in derſelben das 
Moment der familienrehtlihen Zühtigung zurüd. — 
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8. 8. 

Mit dem Wachsthume des firafredhtlihen Stoffes in ben 
Gapitularien und Volksrechten und der aufitrebenden Idee des von der Strafs 
gewalt der Beamteten gehandhabten öffentlichen Strafrechtes kommt bie 
Strafe ihrem Begriffe näher, nur mehren fih die Zahl und Arten 
harter Sicherungs- und Abfhredungsitrafen: verftümmelnden 
Strafen wie Abhauen der Hände und Füße, das Ausreißen der Zunge, 
das Ausftechen der Augen, das Abfchneiden der Ohren und der Nafe, die 
Kaftration. Die Todesitrafen durch Enthaupten, das Hängen auf den 
Galgenbaum, die Weiberjtrafe des Ertränfens; das Rädern, das Lebendig: 
verbrennen, das Steinigen, das Erjtiden im Schlamme; die ſchimpflichen 
Strafen und Aufzüge mit abgefchnittenen Haaren, das Catteltragen, das 
Sundetragen, bei Weibern das Tragen des Klapperfteines, ferner der Pran- 
ger, die Brandmarkung, Ehrenſtrafen; befonders gegen Perſonen höherer 
Stände die Berbannung mit VBermögensfonfisfation, 
Niederreißung des Haufes u. f. w. Selbſt von der Gefängniß: 
ftrafe wird zur Zeit der Volksrechte vor dem Eindringen der 
fremden Rechte, wenn gleih nur ein untergeorbneter Gebrauch ges 

madt. — 

So finden wir für die Sturm: und Drangperiode des deutſchen Mittel» 
alter8 einen mannigfaltigen barbarifhen Strafapparat vorbereitet. Dem 
Sächſiſchen Stammesrechte will eine befondere Dinneigung zu Todes» 
ftrafen zugefchrieben werden, im Gegenfage zum Fränkiſchen. Die An— 
ordnungen der Gapitularien über die damnatio legibus praefixa, die casti- 
gatio, districtio, correctio, ihre Sentenzen über den Strafzwed lafjen jedoch, 
wie Böhlau zeigt, erkennen, dab die Strafen gegen die Vermögens: 
bußen begünftigt werben follten, — abgefehen von dem fränkiſchen 
Königsbann, der zur Erhaltung des Föniglihen Anfehens beſtimmten 
Geldſtrafe. 

Aeltere Reichsgeſetze bedrohten mindeſtens ſchwerere Verbrechen 
mit öffentlihen Strafen an Leib und Leben. In dem Reichsfriedens— 
gefehe von 1235 wird hingegen auffallend die Androhung von Leibes— 
und Lebensſtrafen vermieden und gegen diefe die emenda begünftigt, 
woraus fid) die irrige Meinung erklärt, als beitänden öffentliche 
Strafen in der Regel nur für Die niederen vom Waffenredhte aus— 
gefhloffenen Stände des Volkes. — 

Nach Auflöfung des Karolingiſchen Staates in die Feudalherrſchaften 
in Folge der Ummwälzung ber Grundbeligve ltniſſe tritt die örtliche und 
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ftändifhe Zerfplitterung des Strafredhtes hervor in einem bie 
Grundlagen defjelben tief erfchütternden Kampfe. — 

In dem befonderten Lebensfreije des Lehensweſens find 
gegen Mächtige des Adels Achtserklärungen als Strafe des Unge: 
hborfams gegen den Gerihtsbann und eigentlihe Geldftrafen die 
bezeichnendften Formen. Als armfelige Transaktionen der reichsrecht— 
lihen Ohnmacht erfcheinen die bedingten Anerfennungen des Fehde: 
rechtes. — 

Die Lehensherren juchten die Städte den Hofrehten mit der Ten- 
denz zu jtrengen öffentlihen Strafen zu unterwerfen, während diefe 
mit ſchwerem Gelde und feiten Muthe mit der ftädtifhen Freiheit auch 
die Fortdauer des milderen Bußenrechtes erfämpften. Das ftädtifche 
Strafredt des Mittelalters hatte das Streben, die Geldjtrafe an Stelle 
anderer Strafen zu jeßen, mit dem Rechte der Zeit fo gut gemein 
wie die Verfeftung des Ungehorfams gegen den Gerichtöbann. — 

Allein in vielen Städten wurde die Contumacia felbjt bei ſchwerſten 
Verbrechen als Geſtändniß angenommen und fonnte der flüchtige Ber: 
brecher auch ohne Verfeftigung, von dem ihn gefangen vor Gericht bringenden 
Kläger überfiebent und fofort verurtheilt werden. Der Verbannung oder 
Stadtverweifung wurde geradezu neben der Buße die Sauptitrafe mit 
oder ohne Niederreißung des Hauſes des Verbannten, wie mit Vermögens: 
fonfisfation. 

Einige Beifpiele. Im Brünner Stadtrechte wird der an einem geweih: 
ten Orte dur) Verwundung verübte Friedensbrud dreifach gebüßt, dem 
geiftlichen Richter als Bruch des Kirchenfriedens, dem weltlichen Richter als 
Brud des Stabtfrievens, dem Beſchädigten. In ſchweren Fällen zieht die 
Stadtaht die Rechtloſigkeit nach fih. Der Stadt verwiefen wird, wer einer 
körperlichen entehrenden Strafe unterworfen worden ift. Das ift die ſchimpf— 
lihe Verweifung nad vorgängiger Züdtigung. Im Iglauer 
Stadtrechte trifft die Gottesläfterung bloß eine Kirchenbuße, der Abfauf der: 
jelben ift zum Bejten des Kirchenbaues gejtattet; im Wiener-Neuftäbter 
Stadtrechte ift diefelbe That mit dem Ausreißen der Zunge unlösbar bedroht. 
— Der Gefängnifftrafe im Stod wird nur einmal im Iglauer Stadtrechte 
als eines Surrogates der Geldbuße gedacht. 

Die Durhführung harter, abjchredender Strafe fand vorzugsmeife 
nur gegen übelberüdtigte, fchädliche oder geringe Leute, fo wie gegen 
Fremde Statt, während anjäfjige Bürger noch die Vergünftigung ge 
nofjen, Strafen mit Geld löſen zu dürfen. Co ftanden in ben ver: 
ſchiedenen Rechtsquellen des Mittelalters Geldbußen, öffentlihe Strafen, 
Verbannung und Acht unvermittelt nebeneinander. 
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Die auf eine ganze Klafje von Verbrechen gedrohten Strafen des Mit- 
telalter8, wobei die Arten der Todesjtrafe nad dem präfumirten Cha- 
rakter gewiffer Berbrechen feitgejtellt oder der Wahl der Nachrichter 
überlajjen wurden, find im Allgemeinen die der vorhergehenden Periode. — 

Die ſchimpflichſte Sinrichtungsart ift die fpecifiihe Diebftahl3- 
jtrafe des Hängens für Männer, der Galgen das Zeichen der peinlichen 
Gerichtöbarfeit. Die uralte Sitte, an Bäumen aufzuhängen, erhält ſich auch 
in dem Gebraude der Vehmgerichte, im Schwabenfpiegel in dem „richten 
mit der wide” felbjt noch in den fogenannten grünen Zandgerichten. Die 
Strangftrafe an Juden wird noch mit einem befonderen Galgen und Auf: 
hängen von Sunden verbunden. Das Ertränfen und Lebendigbegraben 
erhält fich regelmäßig als fchwerfte Weiberjtrafe. 

Die Form des im Schwabenjpiegel, im Altprager Rechte u. a. beichrie- 
benen Säckens ijt zweifelhaften deutfhen Urfprungs. Bei einigen Ber: 
brechen hat der Talionsgedan ke Einfluß auf die Wahl des Strafmittela. 
Das Verbrennen auf dem Sceiterhaufen, befonders für Zauberei, Keberei, 
Abfall vom Chriftenthum, widernatürlice Unzucht, Vergiftung, Branbdftif: 
tung, Geſchlechtsgemeinſchaft zwiſchen Juden und Chriften; das Rädern mit 
und ohne Gnadenſtoß für meuchlerifche, ehr: und treulofe Miflethat; als 
ehrlihe Todesart gilt das Enthaupten. 


8. 9. 

Zu den verftümmelnden Leibesjtrafen gehören das Abhauen 
der Hand, der Schwörfinger, das Ausreigen der verläumberifchen Zunge, 
das Abichlagen des Daumens, der Ohren, des Fußes. Bei Anwendung 
der förperlihen Züchtigung wird insbefondere der Unterfchied zwifchen ehr: 
lihen und unehrlichen Sachen berüdjichtigt. Die Strafe an Haut und 
Haar ift nicht zu verwechfeln mit dem Abſchlagen der Haut mit 
dem Haare oder dem Auswinden der Haare mit der Haut. — 

Im Gegenfage zu Verbrehen zogen bloße Frevel weder Verfeitung 
no peinliche Strafe nah fih. — Entehrende Frevel traf eine rechtlos 
machende Strafe an Haut und Saar. Die Gewedde war an den Richter 
auch dann zu zahlen, wenn feine Privatverlegung vorlag. 

Dem Sadjfenfpiegel vor Allen gelingt es, dieſe Strafformen 
in eine feitere Ordnung zu bringen im vormwaltenden Interejfe der 
Herrfhaft öffentliher Strafen. 

Die Friedensbrüche oder Verbrechen werden mit Strafen, welche an 
Leben oder Hand gehen, bedroht. — Geſetzlich beftimmt find auch bie ver 
ftümmelnden Leibesftrafen. Diefe Strafarten fhließen die Vermö- 
gensbuße aus. 
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Ehr: und Redtlofigkeit find Nebenftrafen anderer öffentlicher 
Strafen. Die Verfeitung und Acht findet als procefjuales Zwangs— 
mittel Anwendung oder trifft den um Ungericht geklagten Dingflücdhtigen. 
Wird derfelbe gefangen vor Gericht gejtellt und überführt, jo verfällt 
er ohne Nüdficht auf die ihm zur Laft liegende Größe der Schuld der 
Todesſtrafe. Entzieht ein Verfejteter ſich der Geftellung vor Geridt, fo 
folgt die Königsacht, nad) Jahr und Tag, der Oberacht, welche Rechtloſigkeit, 
Verluſt von Eigen und Lehen nad) fich zieht. In Bezug auf gewiſſe Ber: 
brechen ift das Recht, die verwirkten Strafen mit Geld zu löfen, ausge: 
ſchloſſen, in einigen Fällen erjcheint dafjelbe von der Zuftimmung des An- 
klägers abhängig, worüber fih aud der Schwaben: und Deutjchenfpiegel, 
das Oeſterreichiſche Landrecht u. a. ausſprechen. Nicht nur Verbannung 
und Verftümmelung, ausnahmsweiſe find ſelbſt nod Todesitrafen 
zu löfen. | 

Dagegen nähern fi die Vermögensbußen immer mehr den 
öffentlihen Strafen in dem Sinne, daß das privatrechtliche Mo— 
ment der Schabloshaltung des Beſchädigten weniger gilt ala die voronge- 
itellte Gewedde des Richters, wodurch der biöherige Dualißmus des 
Bußen- und Strafredtes allmälig befeitigt wird. 

Die Marimilianifchen Haldgerihtsordnungen, die auf verſchiede— 
nen Stufen der ftrafrechtlichen Entwidlung ftehen, wie ich dieß in der 
Defterr. Vierteljahrfchr. 1859 nachgewiefen, geben ein deutliches Bild der 
Strafpraris vor der Bambergenfis. 

In der Tyrolenſis von 1499 und ihren Nachbildungen für Radolfzell 
und Laibach iſt das Bußenrecht bereits durch das Syſtem der öffentlichen 
Strafen verdrängt. In der H.G.O. für Unteröſterreich von 1514 kom— 
men noch Ueberbleibjel der Bermögensbußen und der Zedigung öffentlicher 
Strafen vor. 


$. 10. 


Mit Fug find die Strafmittel der Bambergenfis wegen ihrer 
Unmenſchlichkeit verrufen; allein jie waren nicht barbarifcher als ihre Zeit 
und ſchloſſen ji an den ſüddeutſchen Strafgebraud an. In diefer Gejeß- 
gebungäperiode lag den Echwerpunft in der Strafpraris des deutfchen 
Südens, welder um eine Stufe höher ftand als der Norden. Daß 
die graufamen Strafen den damaligen Rechtsanſichten entfprochen haben, 
beweist deren Aufnahme in der Carolina von 1532 und der Umftand, daf 
fie in Hinſicht einzelner Verbrechen, namentlich mit veligiöfer Färbung, durch 
mehr alö hundert Jahre fpäter erfchienene peinlihe Geſetze an Graufamteit 
und Härte noch überboten worben find. Und das Alles im Namen der 
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gottliebenden Gerechtigkeit, "wie die Ferdinandea von 1656 beſagt. Man 
erinnert fich hierbei auch an das preußifche Edikt von 1720, welches ber 
Kindesmörberin mit der Strafe des Südens droht, an das preußiſche Edikt 
von 1739, das querulirenden Advokaten den Strang, verfchärft durch Hän- 
gen neben einem Hund, in Ausficht ftellt, wenn fie über abgethane Sachen 
dem Könige Wemoranda übergeben. 

Es genügt hier die Bemerkung, daß die Carolina ben Begriff der 
peinlihen Strafen an Hals und Hand feitzuftellen bemüht war, die Er- 
findung und Anwendung anderer nicht angeführter peinlidher Stra- 
fen im Interefje der Strafrechtögemeinfamteit verboten und geringere 
Strafen an Leib, Gut und Freiheit nur des Zufammenhanges wegen 
erwähnt hat, während heute das Deutfche Strafgefegbuh an der Dreis 
theilung der ftrafbaren Sandlungen und ihrer Strafen feithält. Das 
gemeinredhtlihe Strafenfyftem nad der Carolina, welches durch den 
milderen Gerichtögebraud) und einzelne Landesgeſetzgebungen namentlid im 
Laufe des vorigen Zahrhunderts wefentlid mobdificirt worden, läßt 
fi auf daſſelbe Schema der Strafmittel zurüdführen, welches noch in 
dem Codex juris Criminalis Bavarici von 1751 und in der Therejiana 
von 1768 aufgejtellt ift. 

Das treibende Element in der Aenderung des hergebradhten gefetlichen 
Strafenfyftems bildeten die Erperimente mit der Anwendung und Bermeh: 
rung der Formen der Freiheits- und Arbeitäftrafen. 

Schon feit dem Ausgange des 17. Jahrhunderts beginnt die Straf 
praris in Auflehnung gegen die mit Blut gefhriebenen Reid: 
und Zandesitrafgefege die orbentlihen Strafen in außerordentliche 
umzuwandeln oder auch die fchwerften Straffälle einzuſchränken. 
Zu den ganz beliebig erfundenen Strafformen gehörten dad Ein- 
fperren in ein Spital mit Eifen und Hungerkoſt, dad Verurtheilen zu 
Kriegsdienften gegen die Türken, auf die Galeeren zu Genua, Venedig, Ans 
haltung zu Straßenarbeiten, zum Bergwerksbau u. f. m. 

Die im 18. Jahrhunderte noch für zuläfjig erfannten Strafen waren: 

Härtere Todesftrafen wie Viertheilen, Radbrechen, Feuertod, ver: 
ſchärfbar durch Schleifung zur Richtjtätte, Reißen mit glühenden Zangen, 
Riemenfchneiden, Zungenabfchneiden; gelindere Tobesftrafen: Schwertſchlag 
und Galgen, verfchärfbar durch Flechten des männlichen Leichnames auf das 
Rad, Handabſchlagung, Durdpfählung des Leichnames, Anheftung bes 
Kopfes auf den Pfahl, an den Pranger, Aufhängung eines Heinen Galgens. 
Der Todesſtrafe gleichgeachtet wird das ewige Gefängnig im Gnadenwege. 

Leibeöftrafen waren: Staupenfhlag, Nuthenftreihe, Karbatſch- oder 
Stodjtreihe, Brandmarfung auf dem Rüden. Deffentlihe Arbeitsjtrafen 
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in Band und Eifen, Schanzarbeit, Straßenkehren. Freiheitsftrafen: 
Gefängniß, Spinn- und Zuchthaus, Schloß, Feitungs:, Stadt:, Hausarreſt, 
Verweifung aus einem Orte oder Lande, Landeöverweifung, Konfinirung. 
Schandſtrafen: Pranger oder Schandfäule mit oder ohne Anhängung 
eines das Verbrechen bezeichnenden Zettel, Narrenhäufel u. dgl. 

Als außerordentlihe Strafen fonnten alle in den Landesgeſetzen 
üblihe Strafen verhängt werden mit Ausnahme der Todesftrafe und ber 
Vermögenstonfisfation. 

Obgleich die Freiheitäftrafe noch nicht den legalen Mittelpunft des 
Strafenfyitemes der Thereftana gebildet hat, war man allenthalben bemüht, 
für die Bermehrung der Zudhthäufer zu forgn. Maria Therefia 
gründete in Gent 1772 das großartige Werk- und Befjerungshaus für 
Defterreihifch- Flandern, in welchem die fpäter eingeführte Gefängnißordnung 
als Vorläuferin des fogenannten Auburn’schen Gefängnißſyſtems bezeich- 
net werben konnte. Sorgfältiger wurden die Ehrenfolgen der ftrafgericht- 
lichen Berurtheilung geregelt und Verbrechen, die nicht nothwendig einen 
Ehrenmakel nad) ſich ziehen, im Gegenfage zu den von Rechtswegen 
entehrenden Verbrechen gefondert. Die gefeglid oder urtheilmäßig 
verhängte Ehrlofigkeit fonnte durd einen Ehrenbriefim Gnaden— 
wege oder durd gemeine Ehrlihmahung im Rechtswege behoben 
werden. Nicht mehr follte die Strafart oder der Strafort oder 
der Strafprocek als infamirend gelten: nur aus dem Verbrechen 
ſelbſt, welches in ehrlofer Gefinnung mwurzelt, follte die Ehrloſigleit abge 
leitet werben. 

Bereitö 1764 vertheidigte Sonnenfels in Wien öffentlich den Lehr: 
fag: die Todesjtrafen find den Zmweden der Strafen entgegen, 
fchwere anhaltende öffentlihe Arbeiten jagen benfelben mehr zu und 
machen bie Beitrafung des Verbrecher für den Staat nuhbar. 

Die kaiſerliche Refolution vom 2. Januar 1776 fchaffte die in Preußen 
fhon 1740 befeitigte Folter aud in Defterreih mit dem Auftrage an die 
oberjte Juſtizſtelle ab, die Frage au berathen, ob nicht auch die Todesftrafe 
abzufchaffen oder nur auf die delicta atrocissima zu befchränfen wäre. 


8. 11. 

Das Zofephinifhe Kriminalgeſetzbuch vom 2. April 1787 be 
feitigte die Tobesitrafe in dem ordentlichen Strafverfahren, nachdem fchon 
vordem die Zuchthausftrafe regelmäßig an Stelle der urtheilamäßigen Todes: 
ftrafe getreten war. 

Dieſes Geſetzbuch unterfchied friminelle Verbrechensſtrafen und 
politifche Verbrechensſtrafen oder Wolizeiftrafen. Richtig wurde er: 
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fannt, daß ald Surrogat der bejeitigten Todesſtrafe eine fpecielle 
Art der Freiheitsſtrafe gejchaffen werden müſſe und daß die Strafffala 
burh den Wegfall der Todesftrafe einer Steigerung bedürftig fei. 
Allein die Aufklärungszeit vergriff ih in der Wahl der Mittel. 

Anfhmiedung mit einem um bie Mitte des Körpers gezo- 
genen eifernen Ring bei Tag und Nadt, bei Waffer und Brod, 
abgefhnitten von jedem Verkehr mit der Außenwelt; lebendig 
begraben, an die bürgerlihe Gefellfhaft nur durch öffentliche 
Sühtigung an Gedenktagen gemahnt, — das war bad Loos 
bed Unglüdlichen, dem ein rafher Shwertfhlag noch ala Wohl: 
that erfcheinen mußte. 

Das erjtemal erfheint das Syftem der Freiheitsftrafen ge 
feglich geregelt. 

Die Gefängnifftrafe wurde nad der Strenge in drei Grade geglie- 
dert. Hartes Gefängnig mit minder ſchwerem Eifen und abmechfelnd anima= 
lifcher Nahrung. Gelindes Gefängnif mit leichterem Eifen und beſſerer Ver: 
pflegung. Nach der Dauer wurde die Freiheitäftrafe für Kriminalverbrechen 
in langwieriges, anhaltendes und zeitliches Gefängniß in zwei 
Graben unterfchieden, eritered nie unter 30 Jahren und abenteuerlid 
genug bis auf 100 Jahre, im erften Grade nie unter 15 Jahren und bis 
auf 30 Jahre, leteres im zweiten Grade nie unter 5 und über 8 Jahren, 
im eriten Grade nie unter 1 Monat und über 5 Jahre. 

So dilettantifch diefer erſte legislative Verſuch einer Organifation 
der Freiheitsſtrafe erfcheint; — Angefihts der Buntfhedigfeit der 
Freiheitsftrafen in den fpäteren Deutſchen Strafgefegbüdern 
wird der Gefchichtsfchreiber der Morphologie der Strafen zu einer 
nachſichtigeren Beurtheilung gejtimmt. Arbiträr waren die Grabbeftimmun« 
gen der öffentlichen Arbeitzjirafen. Als Leibesitrafen wurden beibehalten: 
Stod-, Karbatſch- und Ruthenſtreiche, als Schandftrafen noch: die Aus- 
ftellung auf der Schandbühne, Bublifation des Strafurtheiles. Als kultur: 
geſchichtlich denkwürdige Verirrung des philanthropifchen Aufflärungspro: 
grammes kann hervorgehoben werben, daß bei langmierigem Gefängniſſe im 
zweiten Grade die graufame Verfchärfung eintreten durfte: öffentliche Brand» 
markung durch Einfchröpfung des Galgenzeihens auf beiden Wan- 
gen! Eine Strafarabeöfe byzantiniihen Styles! 

Bei allen Kriminalitrafen waren die Schärfungen der öffentlichen 
Kundmachung, des Adelöverluftes, des Verluites des Fruchtgenuffes von dem 
Bermögen, die Verwendung eines Theiles defjelben zur Unterhaltung der 
Arrefte und Frohnfeiten gejtattet. Straffolge der Anſchmiedung, des ſchwer— 
ften und harten Gefängnifjes war: Ungültigfeit aller ſchon nad) der Ber: 
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haftnehmung und während der Strafzeit errichteten letztwilligen Anorbnun- 
gen. Dazu kam nod die neuerfundene Strafe des Schiffäziehens an ber 
Donau, welde barbarifche Menfhenfhändung nad) wenigen Jahren befeitigt 
werben mußte. In verwildernder Gemeinfchafthaft wurben bie Freiheits- 
ftrafen vollzogen. Die Zwecke der Strafe und der wahre Werth ber Frei- 
heitsſtrafen wurden noch nicht Mar und richtig gerwürdigt. Der vorzligliche 
Werth der Freiheitäftrafe wurde fpäter nicht felten überfhägt. Und über 
die zweckmäßigſte Art ihrer Einrichtung, die anfangs troftlos gewefen mar, 
ift heute noch Streit. So lange die Einzelhaft nicht die regelmäßige Frei- 
heitzftrafe geworben ift, kann eine Werfchievenheit der Intenfität bei den 
Arten und Vollzugsitadien der Freiheitsftrafe nicht entbehrt werben, da bie 
Verfchiedenheit der Dauer allein den großen Unterſchieden des Schuldgrabes 
nicht genügen fann, und zwar um fo weniger, je mehr die Freiheitäftrafe 
das am häufigiten zur Anwendung kommende Strafmittel bildet. — In 
Deutfchland waren vor dem 17. Jahrhundert Die Freiheitsftrafen ver- 
bunden mit Zwang zu planmäßiger Arbeit fo gut wie unbelannt. 
Es beftanden nur wenige Zucht: und Arbeitshäufer; Gefängnip- 
ftrafen hießen nad) dem gewöhnlichen Vollzugsorte auh Thurmftrafen. 
Selbit die fpäter errichteten Zuchthäuſer waren anfangs nicht für Ari» 
minalverbrecher beftimmt. Die Würtembergifche Landesgefeggebung 
zeichnete fih, wie Wächter hervorhebt, vor den meijten der übrigen beut- 
ſchen Länder dadurch aus, daß fie die Verwerflichkeit der entehren: 
ben meift durch die Hand des Henkers zu vollziehenden Krimi- 
nalftrafen erfennend, fon im Anfange des 17. Zahrhundert3 einen 
Schritt zu ihrer theilweifen Befeitigung that. 

Die Verurtheilung ad operas publicas follte das Auskunftsmittel bieten. 
Näheres theilte ich mit in meiner Schrift: Das Princip der Individualifirung, 
1869, eine Geſchichtsſkizze der Freiheitäftrafe enthaltend. Der Gedanfe 
ber Urbeit madte Propaganda; es wurde aber biefelbe nod nicht 
als Bejferungsmittel erfaßt und organifirt. Wie es in den Zucht: 
bäufern ausfah, erhellt aus der Bemerkung, daß es für eine Seltenheit 
ausgegeben wurde, wenn ein Züdhtling länger ala 10 Jahre lebte. Opus 
publicum, auch Schellenwerke oder Arbeit in herrfchaftlichen Gebäuden, in 
ungarischen Grenzhäufern u. ſ. w. genannt, galt unter biefen Umſtänden 
anfangs für ein geringeres Strafleiven. Die Strafe der öffentlichen Ar- 
beiten follte nad) Zweck und Einrichtung keinen unheilbaren Nachtheil für 
die Ehre herbeiführen. Allein die Ehrenfchmälerung war faktiſch unver: 
meibliche Folge in den Augen des Publikums und der Zunft des beitraften 
Genoſſen. Diefe Anficht verband ſich noch mehr mit der Zuchthausftrafe 
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in folgender Zeit, welche die Volksmeinung ala bie härtefte und ſchimpf— 
lichfte anzufehen lernte. 

Schon vor diefer Zeit wurden einige der graufamften Tobesftrafen als 
das Schinden, Lebendigbegraben, Ertränfen und Pfählen, wie auch dad 
Viertheilen und Radbrechen bei Weibern, das Epiefen außer Gebraud 
geſetzt. Daſſelbe gilt von den antiöfonomifchen verjtümmelnden 
Strafen. 

Die Verftümmelung des Hand: und Fingerabhauens durfte nur noch 
zur Verfchärfung der Todesftrafe verhängt werden. Ausführlicheres über 
diefen Wendepunkt in der Morphologie der Strafen in meiner Abhand- 
lung in der Defterr. Gerichtäzeitung 1862 Nr. 33, 34. 

Die Abneigung deö gebildeteren Theiles der Richter unter Einwirkung 
der öffentlihen Meinung, durch gefteigerte literarifche und journaliſtiſche 
Thätigkeit vermittelt, nicht bloß die fich in weiteren Kreifen verbreitende 
Yumanität, waren hier beftimmende Faktoren, zumal die Erfah: 
rung taufendfältig bemwies, daß derlei barbarifhe Strafen nidt 
nurabftumpfen, fondern zur Verzweiflung und neuen 
Miffethbaten treiben. Immerhin ſah es noch ſchlimm aus mit den 
Gefängnißreformen in Deutſchland, einige Sächſiſche u. a. Zuchthäufer aus 
genommen, und wie hart nody die Strafmittel, wie ungeregelt die Freiheits— 
ftrafen waren, zeigt am deutlichſten das Preußiſche Landredit. 

Noch die Strafgefegbücher für Bayern, Oldenburg, Hannover behielten 
in den erjten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts qualificirte Todes— 
ftrafen bei. 

Nach dem Vorgange des Code pénal, welcher den zum Tode Ver: 
urtheilten im Hemde, mit bloßen Füßen, den Kopf mit einem 
Ihmwarzen Schleier bevedt, zum Richtplatze führen, dem bes 
Elternmorbes Ueberwiefenen aufdem Blutgerüfte die rechte Sand ab» 
bauen ließ, fchrieb das Bayeriſche Strafgefegbuch von 1813 vor, daß 
der Delinquent mit entblößtem Kopfe, gekleidet in einen grauen 
Kittel, mit einer Tafel auf Brujt und Nüden, worauf fein Ver: 
brechen genannt ift, zum Richtplatze geführt und bafelbit enthauptet 
werben foll, eine Berfhärfung der Todesſtrafe, welche erit 1849 abaeihafft 
worden ift, neben den antiquirten Strafen der Brandmarkung und der öffent: 
lichen Ausſtellung. Wo das Geſetz von 1840 in Hannover gefhärfte 
Todesſtrafe beftimmte, da follte der Verbrecher auf einer Kuhhaut zum 
Richtplatze gefhleift werden! — 

Die Todesſtrafen nad den Landesſtrafgeſetzbüchern wurden öffentlich 
durch Enthauptung volljtredt, nur in Defterreih durd) den Strang. In 
Darmitadt trat 1841 an der Stelle des Schmwertes oder Beiles die Sins 
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rihtung mit dem Fallbeile. Der Zahl der tobesmürdigen Verbrechen 
mwurbe feit 1838 allmälig mehr befchränft, die vermirkte Todesſtrafe 
immer häufiger im Gnadenmwege umgewandelt, die Vermögensfonfisfation 
zu Gunften der Erben aber nicht allgemein befeitigt; nur die Behandlung 
bed Delinquenten wurde allgemein humaner. Der Körper des Hinge- 
richteten follte entweder außerhalb des Friedhofes verfcharrt oder nad) 
dem Sächſiſchen Geſetzbuche an die anatomische Anftalt abgeliefert werben. 
Später fand eie Beitimmung des Code penal allgemeine Aufnahme, daß 
der Zeihnam des Hingerihteten den Angehörigen übergeben 
und in aller Stille beerdigt werben fann. 

Das Sädfifhe Kriminalgeſetzbuch von 1838 bezeichnet einen 
Wendepunkt in der Nenderung des Strafenfyftemes, nicht ſowohl durch 
die Minderung der Fälle der Todesſtrafe, ald durch eine rationellere Rege— 
lung der Strafarten, der Strafzeiten, des Spielraumes des richterlichen Er- 
meſſens. Vergl. Scletter'8 Jahrbücher der Deutſchen Rechtswiſſenſch. 1855. 
Die Freiheitsftrafen zerfallen in die entehrende Zuchthausſtrafe mit 
jtrengem Arbeitöjwange, die Arbeitshausjtrafe und die Gefängnifß- 
ftrafe, deren Surrogat in beftimmten Fällen die Sandarbeitäftrafe bildet. 
— Das Criminalgefegbuh ftufte die Zuchthaugftrafe in zwei Graden ab 
Den härteren Grad fennzeichneten das Beineifen bei Männern, ein am 
Fuße mit einer Kette befeftigter Kloß bei Weibern. Die entehrende Zucht: 
hausſtrafe fonnte gefhärft werden auch durh Dunlelarreft bis auf 
30 Tage, Hungerfoft, hartes Lager, Ruthenhiebe; — in Bayern 
mittelft öffentlicher Ausftellung, körperlicher Züchtigung beim Eintritte in 
den Strafort, auch mitteld Einfperrung in einem einfamen finfteren 
Kerfer abwechſelnd bei Waſſer und Brod bis auf 8 Tage. 

Die Arbeitshausftrafe wurde erſt 1838 zu einer nicht entehrenden 
Kriminalftrafe erhoben, mit Zwang zu ftrenger Arbeit, verbüßt im Haufe 
mit der vorgefchriebenen einfarbigen Kleidung, mit befonderen rechtlichen 
Folgen und Schärfungsarten. Die Gefängnißftrafe erfcheint als eine 
einfache nicht entehrende Freiheitsentziehung ohne zudtmäßigen Zwang zur 
Arbeit, in Gerichtägefängniffen, in der Regel im Landesgefängnifie verbüßt, 
Die Berhängung der Handarbeitsjtrafe war für Perfonen berechnet, 
welche ihrem Stande nach Handarbeit verrichten, mit oder ohne Unterbrechung 
der Straftage. — 

Baden, Würtemberg und andere Deutſche Länder hatten die Ketten: 
ftrafe bereits für entbehrlich angefehen, während diefelbe in Bayern, Oeſter— 
reich, Braunſchweig, Hannover feitgehalten wurde, zum Theile mit ver 
ichiedenen Folgen, Strafzeiten, Schärfungsmitteln, Vollzugsmodalitäten. 
In Defterreih wurde die Kettenſtrafe am 15. November 1867 ab: 
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geſchafft; desgleichen die förperlihe Züchtigung als Neben: oder Ver- 
ſchärfungsſtrafe. Auch der ſchwere Kerferfträfling foll nach dem Juſtiz— 
Minifterial-Erlaß vom 14. Februar 1866 thunlichit mit Nüdjicht auf feine 
Bildungsftufe, früheren focialen Verhältniffe und gemöhnten Beichäftigungen 
zur Arbeit angehalten werden. In Sadjen wurden 1868 die Schärfungen 
der Zuchthausftrafe aufgehoben. Ausgezeichnete Kleidung für Zuchthäusler 
fchreiben die meiften Geſetze vor; Beichäftigung innerhalb des Zuchthaufes 
verfügen Baden, Bayern, Würtemberg u. a., einfache Zwangsarbeit Bayern, 
Würtemberg; harte Arbeit und ſchmale Koft Baden. 

Diefelbe partikulariftifche Behandlung findet ſich bei der Zucht: 
hausſtrafe wie bei der Arbeitshausftrafe vor, in Darmſtadt Corrections— 
hausftrafe, in Braunfchmweig Zwangsarbeit genannt, mit äußerlichen, 
zum Theil unſicheren Unterfcheidungsmerlmalen. Die in einem Theile Deutſch— 
lands beitehende Mittelftufe zwifchen Zuchthaus und Gefängnig wurde 
fpäter theild fallen gelafjen oder wie in Mürtemberg der Zuchthausftrafe 
gleichgeftellt, theils lebhaft als principlos und überflüffig angefochten. Die 
dem Preußifchen Strafgefege nadhgebildeten Gejegbüder fen: 
nen die Arbeitshausſtrafe nicht. 

Die Gefängnißitrafe ſchmälert die bürgerliche Ehre nicht und unter: 
wirft meift feiner Anhaltung zu erniedrigenden, die perfönlichen Fähigkeiten 
und Verhältniffe ignorirenden Arbeiten. Als individualifirende Aus- 
gleichs⸗ oder Surrogatitrafe haben, abgefehen von Hannover's früherem Staat3- 
gefängniß, Würtemberg, Bayern, Heflen die Feftungsitrafe angeordnet, 
wofern diefe mit Rüfificht auf die Uebelthat und die bisherige Unbefcholten: 
heit des Uebelthäters nad) richterlichem Ermeſſen begründet erfcheint. Anhalt, 
Preußen, Nafjau haben Feſtung als eine befondere Strafart, Baden ala 
Surrogatjtrafe für einzelne Fälle, welden fein entehrendes Motiv 
zu Grunde liegt. 

In den nicht genannten deutſchen Ländern fonnte die Strafe nur 
im Gnadenwege in Feltungsitrafe umgewandelt werben, wie in Thü— 
ringen. — 

Hier dürfte nur noch eine Meberficht der Strafen des preußiſchen 
Strafgejeges von 1851 am Platze fein, zumal dajjelbe revidirt dem 
Norddeutichen Strafgefese hauptfählich zum Grunde gelegt worden ift, 
und hierbei die neuejten legislativen Arbeiten in einzelnen deutſchen Staa- 
ten, in der Schweiz, in Belgien und Italien eine verhältnigmäßig geringe 
Beachtung gefunden haben. — 
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8. 12. 


Gegen den Code penal fteht das Preufifche Strafgeſetzbuch, wie 
Goltdammer auögeführt hat, in den Strafarten eine Stufe niedriger. 
Die Schärfung der Todesftrafe im Code fehlt, ebenfo eine ben travaux 
forces gleichftehende Kettenftrafe; die r&elnsion entfpriht dem Zuchthaus, 
die einfache Freiheitöftrafe ohne Arbeitszwang fehlt dem franzöfifchen Syiteme 
gänzlich. Im Gegenfage zu dem allgemeinen Landrechte follte das Strafgeſetz 
felbft die verfchiedenen Strafarten durch die Vollzugsart charakteriſiren und 
nahdem die vorgefhlagene Klafjifitation in ehrenrührige und nicht ent: 
ehrende Verbrechen aufgegeben ward, kam der Gedanke zu Geltung, daß in 
der Regel nur entehrende Verbrechen mit der Zuchthausfirafe zu bedrohen 
feien und außer diefer abfolut infamirenden Strafe nur die ftrafbaren Hand- 
lungen, welche an ſich entehrend find, dur das Acceſſorium zur Strafe, 
die Unterfagung der Ehrenrechte, als ſolche qualificirt erfcheinen, wodurch 
die Strafen eben nur in conereto zu entehrenden werden, ohne es in allen 
übrigen Fällen zu fein. — 

Die Straffäte diefes Geſetzbuches enthalten viele fehreiende Härten, 
bie nur zum Theile durch Novellen befeitigt worden find. 

Die einfache Todesftrafe ift in mehr ala einem Dutend Artikeln, mit: 
hin nicht felten und zwar abfolut, angebroht; die Vollſtreckung derfelben 
mittelft Fallbeiles, gefchieht intramuran in Gegenwart von Urkundäper: 
foren. Die Vollziehung des Todesurtheiles in dem umfchlofjenen Raume 
wird durch Läuten einer Glode angefündigt, welches bis zum Schluße ber 
Hinrihtung andauert. Der Leichnam bes Hingerichteten iſt feinen Ange 
börigen auf ihr Verlangen zur ftillen Beerdigung zu verabfolgen. Mit der 
Zodesftrafe fann der Verluft der bürgerlichen Ehre verbunden werben, 
wenn bieß für einzelne Fülle nicht imperativ im Geſetz feitgeftellt ift. 

Die Freiheitsftrafen find: die Zuchthausftrafe mit dem Mindeft- 
maß von zwei Jahren, lebenslänglicy oder bis zu 20 Jahren. Die zu 
diefer Strafart Verurtheilten find ohne individualifirende Würdi— 
gung ihrer perfönlihen Fähigkeiten und Verhältniſſe in ber 
Anftalt zur Arbeit anzuhalten. Mit dem Antritte diefer Strafe beginnt 
bie Unfähigkeit zur Vermögensverwaltung, die auch fortdauert, wenn ber 
Berurtheilte Urlaub erhält oder ſich eigenmädhtig aus der Anftalt entfernt. 
Der Verluft der bürgerlichen Ehre tritt in Folge jeder Verurtheilung zur 
Zuhthausftrafe Traft des Geſetzes, ohne ausdrüdlichen Richterfprud ein, 
melder umfaßt: die Unfähigteit, öffentliche Aemter, Würden, Titel, Orden, 
Ehrenzeihen zu führen oder zu erlangen, die National-Kokarde zu tragen, 
den Verluft des Adels, des Nechtes, Waffen zu tragen, die Unfähigfeit, 
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Geſchworner zu fein, in öffentlichen Angelegenheiten zu ftimmen, zu wäh: 
len, gewählt zu werben oder die aus öffentlihen Wahlen hervorgegangenen 
oder andere politifchen Nechte auszuüben, die Unfähigkeit, als Zeuge oder 
Sachverſtändiger eidlid; vernommen zu werden, VBormund, Kurator, gericht: 
licher Beiftand, Mitglied eines Familienrathes zu fein u. f. w. Im Ge 
genfage zum lebenslänglihen Verluft der bürgerlihen Ehre, wel- 
der imperativ eintritt, bewirkt die Unterfagung der Ausübung der 
bürgerlihen Ehrenrechte nur die Unfähigleit, gewiſſe Rechte in der 
urtheilmäßig bejtimmten Zeit auszuüben. Die Zeit foll wenigjtens 1 Jahr, 
längftens 10 Jahre betragen. Die zeitige Unfähigfeit zur Bekleidung öffent: 
licher Aemter fol auf die Dauer bis zu 5 Jahren erkannt werben. 

Die zweite preußifche Freiheitsjtrafe iſt die Einſchließung, nur 
dem Namen nad) mit der r&clusion übereinftimmend. Sie ift nicht wie 
diefe, eine entehrende Strafe, befteht nur in Freiheitsentziehung mit Beauf- 
fihtigung der Beihäftigung und Lebensweiſe der Gefangenen; fie wird in 
Feſtungen oder befonders dazu bejtimmten Räumen volljtredt und kann bis 
zu 20 Jahren dauern. Die zur Gefängnißfirafe Verurtheilten werden in 
einer Gefangenanftalt eingefchlofjen und können daſelbſt in einer ihrer Ins 
dividualität angemefjenen Weife befchäftigt werden, höchſtens bis zu 5 Jah: 
ren. Das Verhältnig der Einfchließung zur Zucdthausftrafe tft wie neun 
zu vier, einjährige Einfchliegung einer achtmonatlichen Gefängnißftrafe, ein- 
jährige Gefängnißſtrafe einer achtmonatlichen Zuchthausſtrafe gleich zu achten. 
Die Ummandlung einer Freiheitsitrafe in eine gelindere erfolgt im Gnaden» 
wege. — 

Geldbußen können nicht unter Einem Thaler erkannt werden. An 
Stelle derfelben tritt bei Uneinbringlicjfeit die Gefängnißitrafe bis zu vier 
jähriger Dauer. 

In bejtimmten Fällen läßt das Geſetz die Wahl zwifchen Gefängnif 
und Geldbuße mit Rückſicht auf die Vermögensverhältnifje des Angeklagten. 
Zuläſſig ift die Konfiscation einzelner Gegenftände mit ihren Pertinenzien; 
bei Mebertretungen nur da, wo fie ausdrüdlich angedroht wurde. 

Das Strafgefeß hat für die Chrenfolgen der ftrafgerichtlihen Ber: 
urtheilung wie für die Stellung unter Polizeiauffiht bis zu 10 Jahren 
genaue Friſten vorgefchrieben im Anfchlufje an eine Freiheitäftrafe. — 

Die Polizeiauffiht kann mit Unterfagung des Aufenthaltes an 
beftimmten Drten verknüpft werden. Gegen Ausländer Tann ftatt der 
Stellung unter Polizeiaufficht auf Zandesverweifung erfannt werden. Alle 
über fünf Jahre lautende Strafurtheile find durch das Amtöblatt öffent: 
lich befannt zu maden. — 
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8. 18. 

Das gemeine Deutfche Strafgejehbud hat gegenüber dem Preußifchen 
Gefegbuche einzelne unverfennbare Verbeſſerungen eingeführt, allein die in 
Sachſen, Oldenburg, Nafjau bereits abgefchaffte Todesftrafe an die Spike 
des Strafenfyitems gejtellt und mithin eine Führung der Deutſchen Straf: 
gefeßgebung im Sinne einer fchöpferifhen, großartigen Reform nicht be 
zwedt. Für vollbradten Mord und gemifje Fälle des Hochverrathes iſt die 
Zodesitrafe noch — abfolut angedroht worden. Die Vollzugsart befteht 
in der Enthauptung. Auch die Lebenslänglichleit der Zuchthaus- und der 
Feſtungsſtrafe blieb beibehalten in der Form abfoluter Strafvrohungen. 
Nur in einigen Fällen it die Annahme mildernder Umftände anerkannt. 
Dadurch erſcheint die durch die Gerechtigfeit gebotene Individualifirung ge: 
rade bei den ſchwerſten Strafarten am meiften eingefchränft. 

Das Strafgefegbud für das Deutfhe Reich enthält Feine 
näheren Borfchriften über die Erefutionsmittel der Enthauptung und In: 
tramuranhinrichtung $. 13. Die Freiheitsftrafen unterſcheiden ſich zu— 
nächjft durch den Arbeitszwang. Derfelbe ift im $. 15 bei der Zucht: 
hausjtrafe am jtrengften und zwar ohne Verpflichtung zur Indivi— 
dualifirung der Züchtlingsarbeiten vorgefchrieben. Der Sträfling muß 
die in der Anftalt eingeführte, wenn auch für ihn unpaflende und nad) 
theilige Arbeit übernehmen. Nur zur Außenarbeit muß er nicht gezwungen, 
wohl kann er aber dazu angehalten werden. Das erziehlihe Moment der 
Arbeit iſt bei der Zuchthausftrafe nicht gebührend gewürdigt worden. 
Mit der fakultativen Fafjung des $. 16 Abſatz 2, welcher eine individuali- 
firende Beichäftigung der zur Gefängnifftrafe Berurtheilten geftattet, 
wurde die weitere Feltjtellung der Arbeitöfrage in dem Strafvollzuge den 
Landesgefebgebungen überlafien. Der Hödjtbetrag der Zuchthaus- und 
der Feitungsitrafe iſt 15 Jahre, der Gefängnißftrafe 5 Jahr. Der 
Mindejtbetrag der Zuchthausitrafe 1 Jahr, der Feltungshaft 1 Tag. Bruch— 
theilftrafen können bei dem Verſuche und der Beihülfe 88. 44, 49 vor: 
fommen, jo daß in diefem Falle die Strafe auch unter 1 Jahr Zuchthaus 
fein kann und nad) $. 21 die verwirkte Zuchthausftrafe in Gefängniß ver: 
wandelt werben kann, was freilich auch in zahlreiheren Fällen hätte 
gejtattet werden follen. Dürftig find die Beitimmungen über die Behand- 
lung der Gefangenen. Ein eigenes Gefe über den Strafvollzug verdient 
jedenfalls den Vorzug vor allzu vielen Detailbeftimmungen im Allgemeinen 
Strafgefegbud. Im $. 57 find befondere Beftimmungen über die Behand: 
lung jugendlider Sträflinge gegeben. Feſtungshaft und die 
Daft Schließen den Berluft der bürgerlihen Ehrenrechte aus und 
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beitehen lebiglich in der Freiheitsentziehung, neben welcher die Feſtungs— 
haft mit der Beauffichtigung der Beihäftigung und Lebensweiſe verbunden 
ift. Die geringfte Hauptjtrafe ift der Verweis für befonders leichte Ver- 
gehen jugendlicher Perſonen nad) $. 57. — 

Das Gefeb läßt in gewifjen Fällen die Wahl zwiſchen Zuchthaus und 
Feſtungshaft, jenahdem die ftrafbare Handlung aus einer ehrlojen Ge— 
finnung entjprungen tft ober nicht. 

Zuchthaus: und Gefängnißftrafe können ganz oder theilweife in Ein— 
zelhaft vollzogen werden, jedoch darf ohne Zuftimmung des Zellengefan- 
genen die Zellenftrafe nicht die Dauer von 3 Jahren überfteigen. Die zu 
einer längeren Zuchthaus: oder Gefängnißitrafe Verurtheilten können nad) 
Verlauf von drei Viertheilen der Strafzeit bedingt entlafjen, gegen 
Widerruf beurlaubt werden. Ueber Disciplinarjtrafen in den Straf: 
anftalten enthält das Deutſche Strafgefeßbud Feine Beltimmung. Die 
nähere Regelung diefer Punkte ift befonderen Inftruftionen vorbehalten, 
die an anderer Stelle Berüdjihtigung finden. Durch einige alternative 
Androhungen verſchiedener Freiheitäftrafmittel ift wenigſtens der Anfang 
zu einem rationellen, die Individualifirung richtiger mwürdigenden Straf: 
ſyſteme gemadt. Die Geldftrafe im Unterfchievde von der Geldbuße 
nad 88. 188, 231, fommt cumulativ oder alternativ auögebehnter 
zur Anwendung, namentlid) bei VBermögensverbrechen. 

Als Nebenftrafen blieben die Polizeiaufficht, die Verweiſung, die 
Correktionsnahhaft, die Einziehung von Vermögenägegenftänden. — 
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Vierter Abſchnitt. 


Eintheilungen der ötrafen 
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8. 14. 


Die Strafen werden in Saupt: und Nebenftrafen unterſchieden, 
je nachdem ſie felbjtändig oder nur in Verbindung mit einer felbjtändig 
zu verhängenden Strafe in Anwendung fommen. Manche Strafmittel 
dienen theild ala Hauptſtraſe theils ala Nebenftrafe. So ijt die Einziehung 
oder Confiskation im Deutjchen Neichsftrafgefege in der Negel eine Neben- 
ftrafe, als welde fie die Verurtheilung in der Hauptſache und eine dies: 
fällige in das GStrafurtheil aufzunehmende Entſcheidung vorausſetzt. Sie 
foll, wie die Motive fagen, ala eine Nebenjtrafe zur Sicherung des Straf: 
zwedes dienen und inäbefondere zur Verhütung fernerer ftrafbarer Hands 
lungen mitwirfen. Nach $. 42 kann die Einziehung felbftändig erkannt 
werden, wenn die Verurtheilung einer bejtimmten Perfon nicht ausführbar 
it. Hier ift die Einziehung gleichſam eine Hauptſtrafe, richtiger bezeichnet, 
eine objective polizeiliche Mafregel, welche nicht die Bedeutung einer gegen 
das Vermögen des Schuldigen gerichteten Strafe, vielmehr einer unmittelbar 
gegen die betreffende Specied gerichteten Sicherungsmaßregel hat. Nur ins 
fofern die Einziehung Nebenftrafe ift, fest fie die Verurtheilung voraus, 
während jie als polizeiliche Maßregel felbitändig verhängt werden kann. 

Mit Sinfiht auf diefen im $. 43 des Deutfchen Strafgeſetzbuchs nor: 
mirten Fall fo wie auf den $. 16 des Oeſterreichiſchen Geſetzes über Preß— 
ftrafverfahren vom 17. Dezember 1862, welcher die Vernichtung einer 
Drudfcrift jtrafbaren Inhaltes in Fällen, in welchen gegen feine beftimmte 
Perfon eine Strafflage erhoben wird, gejtattet, hat man die Strafen in 
fubjective und objektive eintheilen wollen; allein der Begriff einer 
objektiven feinen Schuldigen treffenden Strafe ift unhaltbar und bedeutet 
eigentlih nur sein preßpolizeiliches Sicherungsmittel. Cine Strafe ohne 
Sträfling ift ein Ung.danfe. Die Strafe foll nur den Schuldigen treffen. 
Leider weicht das Deutſche Strafgefegbud von diefem Fundamentalſatze 
gerade bei der Konfiskation im $. 295 ab zu Gunften der Jagdpaſſion. 
Dem unberedhtigten Jäger find auch Jagdgeräthe, Hunde u. f. w. zu con⸗ 
fiöciren, die dem Verurtheilten nicht gehören. 

36 


Fintheilungen der Strafen. 465 


Die Eintheilungen in gefeglihe und mwillfürlihe, ordentliche und 
außerordentlidhe Strafen haben in dem heutigen Rechte ihre Bedeutung 
eingebüßt. 

Die in dem Neichäitrafgefete beibehaltenen Nebenftrafen find der 
Verluft der Ehrenrechte, die Aberkennung bejtimmter Chrenrechte, die Zu: 
laffung der Polizeiaufficht, die Werweifung aus dem Neichsgebiete, die No— 
tiontrung zum Arbeitshaus nad) verbüßter Strafe $. 362, welche richtiger 
als eine polizeiliche Nachitrafe bezeichnet wird. 

Die in den ältern Landesftrafgefegen enthaltenen geſetzlichen Ver: 
Ihärfungen oder Nebenftrafen der Freiheitäftrafe, wie Verſchärfung durch 
Faften, hartes Lager, Dunfelarreft, Prügel, find in dem Reichöftrafgefetge 
nicht beibehalten worden, weil derlei Berfchärfungen der Strafe ihren Haupt: 
werth ala Disciplinarmittel haben, als ſolche der Individualität angepaßt 
werben können, ohne den Zwed der bejiernden Gefängnißzucht zu ftören, 
wie diek fhon Krug in den Ideen zu einer gemeinfamen Strafgejeßgebung 
für Deutjchland 1857 hervorgehoben hat und von Zugſchwerdt in ber 
Schrift: die Schärfungen der Freiheitsſtrafe 1865 aut begründet wor— 
den ilt. — 

Dan theilt auch die Strafen in entehrende und nicht entehrende 
ein; gewiß entehrt das aus einer ehrlofen Gefinnung hervorgegangene Uns 
recht, und eben fo gewiß; follte die Vergeltung dejjelben wohl demüthigen, 
aber nicht entehren. Die Ehrenfolgen find nicht an die Strafart, 
jondern an dad entehrende Delikt zu fnüpfen. Der entfittlihenden 
Einrichtung der Gemeinfchaftähaft der alten Zuchthäufer und Kerker ift es 
zuzufchreiben, daß fchon das Zufammenleben mit verworfenen Sträflingen 
als entehrend betrachtet werden mußte, abgejehen von der jittliden Quali: 
tät des begangenen Unrechtes. Wäre die Zellenftrafe für alle Uebelthäter 
zuläfjig, fo fönnte die der Volljtredungsart und Wirkung der Freiheits: 
ſtrafe entlehnte Unterfcheidung entehrender und nicht entehrender Strafmittel 
ganz über Bord geworfen werben; es wwiderjtrebt diefelbe dem Straf: 
zwede und dem Weſen der Strafe. Allein da zwei Arten des Voll: 
zuges der Freiheitäftrafe unentbehrlich find und die zwei Arten der Frei— 
heitsſtrafe: Zuchthaus und Gefängnif allgemein als Strafarten für enteh: 
rende und nicht entehrende Webelthaten angefehen und in den Gefeßen 
behandelt werden, jo hat die erwähnte Eintheilung immerhin einige Berechti— 
gung. Dabei darf nicht überfehen werden, daß gejeglich nicht immer die Zuchts 
hausftrafe von der Niederträchtigkeit der Uebelthat abhängig gemacht wird, 
daher der Charakter derjelben nicht immer und nothwendig dem des 
entehrenden Verbrechens entſpricht. Es giebt eben ſchwere Verbrechen, 
welche eine ehrlofe Gefinnung nicht vorausfegen, und leichte Delikte, die 
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aus verderbter Gejinnung entfpringen. Die Gefebgebung für das neue 
Deutjche Reich hat nun dem Richter die Wahl zwifchen Strafarten mit 
oder ohne die Hechtsfolge des Verluftes der Ehrenrechte überlafjen, jedoch 
nurin bejtimmten Fällen. Weder die Zudhthausftrafe, noch die Fyeitungs- 
ftrafe wirft an fich entehrend oder nicht entehrend. Das richterliche Er: 
fenntniß entjcheidet, weldyes die Chrenrechte mit diefer oder jener Strafart 
aberfennt. Die Bolksanficht widerſtrebt jedoch diefer Verſchiedenheit der 
Wirkung und Behandlung derſelben Strafart hinfichtlih der Chrenfolgen. 
Die Aberfennung gewiſſer Ehrenrechte ſowie die Verluftigerflärung der be: 
Heideten öffentlichen Aemter kann felbjtändig mit der Berurtheilung zu 
Feltungshaft oder zur Gefängnißitrafe verbunden werden bei Sochverrath, 
Zandesverrath, Beleidigung des Landeöherrn. Auf Zuchthaus darf bei 
alternativen Strafbrohungen nur bei Uebelihaten erfannt werden, die aus 
einer ehrlofen Gefinnung entjprungen find $. 20, obgleid; dem Syſteme 
des Reichs-Strafgeſetzes in der Sauptfache alternative Strafdrohungen 
fremd find. 

Hier liegen bloße GCompromißbejtimmungen wegen Salbheiten im 
Syſteme des Geſetzbuches vor. Die Feſtungshaft, in Preußen Einſchließung 
genannt, hat den Charakter einer custodia honesta und neben diefer im 
Interefje der Individualifirung geſchaffenen Surrogatitrafe hat das 
Einführungögefeg für Länder, in welden die Sandarbeitsjtrafe bei kurzen 
Gefängnißſtrafen wie in Sachſen und Thüringen, an deren Stelle tritt, 
diejelbe fortbeitehen lafjen. — 

Die Strafen zerfallen auch in fogenannte Griminalftrafen und 
Bolizeiftrafen, jenachdem fie für Verbreden und Vergehen oder für 
Uebertretungen polizeiliher Natur bejtimmt find. 

Außer diefen Strafarten beftehen Haus, Schul, Dienftes- und andere 
Disciplinarjirafen und Straffeftfegungen durch die Vermaltungäbe: 
hörden, fogenannte Drdnungsbußen. 

Endlich unterfcheivet man gemeine und befondere Strafen. 
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Fünfter Abjchnitt. 


Die einzelnen Strafmittel 


Fiteratur: Berner, Abſchaffung der Tobesitrafe. 1861. — Mehring, Die 


Frage von der Tobesftrafe. 1867. — Chriſtianſen, Die rechtliche Un: 
möglichkeit der Todesitrafe. 1868. — Hegel, Die Todesitrafe in ihrer 
kulturgefchichtlichen Entwidlung. 1870. — Geyer, Ueber die Todesftrafe 
mit Noten von Sarrara. 1869 — v. Holpendorff, Allgem. Deutiche 


Strafrechtözeitung. 1868 ff. — Benz, Das Strafgeſetz für Zürich. 1871. 


8. 15. 
Die Todesftrafe. 


Vor dem Jahre 1849 wurde in Deutfchland die Todesjtrafe im or— 
dentlihen Strafverfahren nur in Defterreih von Kaifer Joſeph LI. 
abgeichafft, jedoch nach 7 Jahren wieder eingeführt. Selbit die abfolutiftifche 
altöjterreihifche Regierung fand ſich veranlaßt, bei der Wiedereinführung 
der Todesſtrafe ausdrüdlicd zu erllären, daß weder eine der Aufhe— 
bung diejer Strafart nadhgefolgte Vermehrung der ſchwerſten 
Verbrechen noch die Rohheit der Sitten der öfterreichifchen Völker die 
Wiederherftellung der Todesftrafe für einige Gattungen der Verbrechen 
außer dem Standrechte motivirt habe. 

Erjt die deutfhe Nationalverfammlung bejchlog im Jahre 1848 die 
Tobesftrafe abzufchaffen, ausgenommen in Fällen, wo das Kriegs: 
recht jie vorfchreibt oder das Seeredht im Falle von Meutereien 
fie zuläßt. Den Deutſchen Grundredten $. 9 gemäß wurde die Todes— 
jtrafe bejeitigt im Anhalt'ſchen, Sahjen-Weimar, Koburg, Echwarzburg, 
Kurhefjen, Würtemberg, Hefien: Darmjtadt, Baden, Nafjau, Braunfchweig, 
Bremen, Oldenburg, Frankfurt, Hamburg, Schleswig: Holftein. In den 
übrigen deutfchen Ländern wurde wenigens die Scheu vor der Vollſtreckung 
der Todesſtrafe durch diefen Beichlu der Nationalverfammlung in der 
Paulskirche noch mehr verjtärkt und in der Negel die erfannte Todesitrafe 
im Gnadenmwege in eine andere Strafe abgeändert. 
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In den wenigjten beutfchen Staaten blieb es jedoch bei diefer ver: 
meintlichen revolutionären Errungenfchaft und mit Leichtfertigkeit wurde 
wieder das Echaffot zur Sicherung des öffentlihen Wohles mit ziemlich 
unbedeutender Majorität, jedoch unter Beſchränkung auf eine immer Fleinere 
Zahl von Berbrechen eingeführt. Nur Didenburg, Bremen, Anhalt, 
Naffau bis zur preußifchen Annerion, blieben auf dem Standpunkte der 
Deutſchen Grundredte ſtehen. Preußen, Baden, Dejterreih, Bayern, Sad: 
fen bis zum Jahre 1868, behielten die Todesjtrafe bei: Der Deutſche 
Zuriftentag von 1863 hatte ſich mit großer Majorität im Sinne der 
Deutihen Grundrechte ausgefprochen. 

Noch überwiegt die Zahl der Anhänger der Todesitrafe in den Kreifen 
der Legislation und des nichtjuriftifchen Publikums, während in der Fach— 
literatur, im Unterrichte der Univerfitätslehrer, in der Iournaliftif die Bei: 
behaltung der Todesitrafe vorherrfchend misbilligt wird. 

Die alte Kontroverfe über die rehtliche Zuläffigfeit oder Unzu: 
läffigfeit der Todesftrafe ift mehr in den Hintergrund geftellt durch neuere 
Unterfuhungen über die Entbehrlichfeit der Todesjtrafe vom ftraf- 
politiſchen und religiös:moraliichen Standpunkte. Es genügt hier aus der 
überfließenden Literatur der Todesftrafe nur einige Gefichtspunfte 
anzuführen. — 

Unter den Gründen für die Befeitigung der Todesftrafe ftehen obenan: 
die Untheilbarkfeit, Unwirthichaftlichfeit, Unabſchätzbarkeit und 
Unmwiderruflichkeit diefer Strafart. 

Abſolute Strafdrohungen find principiell zu verwerfen, weil fie die 
gerechte Strafzumefjung nad Schuldimterfchieden unmöglid; machen. Die 
Rodesitrafe als eine abjolut beftimmte, jede Individualifirung des 
Falles und die Strafabmeſſung ausjchliegende Strafe, verjtößt gegen die er: 
weisbare Wahrheit der bejtehenden verfhiedenen Schuldgrößen wie 
gegen die Forderung eines fteigerungsfähigen Strafmittels im Ber: 
hältnifje der größeren Schuld. Gäbe es abjolut gleich ſchwere, nad) 
Schuldgraden nicht abjtufbare Verbreden, wie Wächter irrig behauptet, 
fo ließe fich eine untheilbare ſchwerſte Strafe für folde Verbrechen noch 
rechtfertigen; allein es giebt fein unter allen Umjtänden gleid: 
ſchweres, die Strafabmeifung nah Schuldunterfchieden ausſchließendes 
Verbrechen; felbjt bei dem ſchwerſten Verbrechen des Mordes tft 
die Feſtſtellung mildernder Umstände ein Gebot der Wahrheit und Ge: 
rechtigfeit. 

Wie volllommen aud der Strafproceh eingerichtet und geführt 
werde, die Möglichkeit, daß ein Unfchuldiger [huldig befunden, daß 
ein Beiftesgeftörter für zurehnungsfähig erklärt wird auf Grund 
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unrihtiger Zeugenausfagen oder fehlerhafter Gutachten, ift nie auge: 
ſchloſſen, wodurch der un widerruflichen Todesitrafe das entfegliche 
Gebrechen anklebt, daß ein Juſtizmord nicht einmal annäherungs— 
weiſe wieder gut gemacht werden kann. 

Selbſt das Geſtändniß des Angeklagten giebt keine die Mög— 
lichkeit des Gegentheiles ausſchließende Gewißheit. — Auch das 
Geſtändniß macht nicht unter allen Umſtänden jeden Zweifel verſtum— 
men. Legt man demſelben irrig die Bedeutung einer regina probatio- 
num bei und fordert man das Geſtändniß als eine Bedingung der An— 
wendbarkeit der Todesſtrafe, wie neuerlich noch Mill vorſchlug, ſo erreicht 
man, daß die Todesſtrafe mehr und mehr den geſtändigen, ge— 
wöhnlich minder verhärteten Verbrecher trifft, während der vers 
ftodte und verlogene Mifjethäter für fein Yäugnen mit der Befreiung 
von der Todesſtrafe prämiirt erfcheint. 

Diefer Strafe fehlt auch jedwede Abſchätzbarkeit mit anderen Straf: 
mitteln. Der Unterfchied zwifchen der ſchwerſten Freiheitsſtrafe und 
der Zodesitrafe it ein infommenfurabler, er bedeutet den Unter: 
fchied zwifchen Leben und Tod, Erhaltung und Vernichtung des Webelthä- 
ter8 und dieſe zwifchen der Todesſtrafe und der reiheitsitrafe nicht zu 
überbrüdende Kluft bedeutet einen Sprung ins Unbegreifliche, einen 
salto mortale der gerechten, der Größe der Schuld anzupafjenden Bergel- 
tung, ein hiatus, welcher zmwifchen den Schuldgradationen der Verbrechen 
eben nicht nachgewieſen werben fann. Mit Recht darf man fragen, 
wo in der Schuldprogrefiion der Verbrechen die Stelle der Todeswürdig— 
feit anhebe, und wenn ein fnapp vor dieſer Stelle ftehendes Verbrechen 
noch nicht den Tod verdient, ob dafjelbe zu dem ſchwerſten 
todeswürdigen Verbrechen in einem ſolchen Verhältniſſe jtehe wie das 
ſchlechteſte Leben zu dem Tode? 

Die Todesftrafe ift in der Negel nicht unabmweisbar, um bie Nechts- 
ordnung zu fhüten. In ihrer regelmäßigen Entbehrlichfeit Liegt ein triftiger 
Grund ihrer Unjtatthaftigfeit für das ordentliche Strafverfahren, 
zumal die mit feierlicher Zurüftung im Namen der Strafjuftiz verhängte 
Todeäftrafe mit den fittlihen Zwecken der Beilerung und der wirth— 
fhaftlidhen Erhaltung der Verfönlichfeit des Uebelthäters im Widerſpruche 
fteht, ganz abgefehen davon, daß die weltliche Strafgeredtigfeit 
eben nur von diefer Welt tft und dieſelbe weder dad Recht noch die 
Pflicht begründen kann, über die Grenzen des Serrfchaftgebietes 
des weltliden Strafrehtes hinaus in das Gebiet des individuellen 
Mikrokosmus, in das metaphnufifche Geheimniß des Menſchenle— 
bens überzugreifen, welches jenfeits der Aufgabe des Staates 
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und feiner Strafthätigkeit liegt. Der Staat ift auf das Recht gebaut, 
darum darf derfelbe von der traurigen Nothmwendigfeit eines unvermeiblichen 
Krieges abgefehen, die Beifpiele diefer nothgedrungenen Barbarei 
nicht vervielfältigen und kann Niemand wegen der Begehung eines 
Verbrechens mehr verlieren als feine Redtszuftändigfeit. Das 
Leben, das mit der menfchlihen Perſönlichkeit gegeben tft, darf 
kraft des Geſetzes nit verloren gehen, infofern nod) der vermwor- 
fenfte Menfh Subjeft des Sittengefeges bleibt. ntzieht 
der Staat demfelben zur Strafe das Leben, fo jtraft er den Uebelthäter 
an einem Gute, welches fein Recht ift, an einem Gute, welches der Staat 
zu fchügen, nicht aber zu zerftören hat. Won der Unftatthaftigfeit der Todes- 
ftrafe für politifhe Verbrecher inäbefondere ift wohl kaum ernſtlich 
mehr zu fprechen, nachdem Regierungen in dem Sturm und Drang des 
Wechfels der Negierungsfyiteme das politifche Schaffot ſelbſt desa— 
vouirt und verurtheilte, ungehängt gebliebene Sochverräther zur Bekleidung 
hoher Staatsämter für fähig erklärt haben. — 

Mit Ausnahme der Fälle des Nothitandes läßt es fich nicht bemeifen, 
daß die Vernichtung der Webelthäter als einziges Mittel ihrer Unſchäd— 
lihmahung unumgänglic; geboten ift. Mit tief eingemurzeltem Selbfler: 
haltungätriebe wie mit ſtärkſtem fittlichen Abfcheu kämpft die Menſchlich— 
feit gegen die Todesherrfchaft in ihrer ſtrafgeſetzl ichen Erfcheinung, 
die durch Machtiprüche und fühne Griffe die göttliche Drbnung des Lebens 
und Sterbens forrigiren will, der gemeinen Sicherheit wegen. Und doch 
beweist jede Ummwandlung einer Tobesftrafe im Gnadenwege, daß 
die Anwendung derfelben nicht unentbehrlich, ihre juridifche und focial- 
ethifhe Nothwendigfeit lediglih erperimentell fei von Fall zu Fall. 

Nicht einmal das Duetelet’fhe Wort von dem conftanten Budget 
der Schaffote fann zu Gunften der Todesftrafe angeführt werden, denn 
diefe Strafform hat das Eigenthümliche in ihrer Anwendung, daß fie in 
ſtetiger Abnahme begriffen ift und bezüglich ihrer Unausbleiblichkeit 
fih durd den geringiten Procentfat auszeihnet. Die Gewiß— 
heit ihrer fiheren Vollſtreckung ift am geringften, — unter allen 
Strafarten. Diefe Thatfahe der Kriminalftatiftit beweist, daß die Todes- 
ftrafe das allgemeine Bedürfnif, zwifhen Verfchuldung und Vergel: 
tung ein Gleihgewicht herzuftellen, am allerwenigften befriedigt. Gerade 
die Kriminalſtatiſtik liefert die fchlagendften Daten, wie fi) das Verbrechen 
in verſchiedenen Alteröflafjen je nach dem Geſchlechte, Givilftand, Erziehungs- 
einfluß, Erwerb und Befig in einer fontinuirlihen und zählbaren Weiſe 
entfaltet und diefer pathologischen Negelmäßigkeit der individuellen 
Vetheiligung an dem Verbrehen nicht durch das Kopfabfchlagen, 
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fondern nur durch fittlich ftärfere Gegenmotive in der Form einer 
die Beſſerung ermöglichenden Strafe, wie durch wirthfchaftlicdhe und politifch- 
fociale Reformen entgegengewirft werden Tann. Alſo felbit wenn bie 
Strafe ala Reaktion des Gemeingewifjens oder des Gefetes gegen die Aus: 
ſchreitungen eines dem Gejellfchaftsförper gleihfam innewohnenden penchant 
au crime aufgefaßt werden Fönnte, ließe fich die Todesſtrafe nicht vor 
der charfrichterlichen Selbjtkritif der Gefellfchaft mit ihrer fogenannten Gol- 
leftivfchuld rechtfertigen, wie v. Dettingen u.a. Theologen meinen. Denn 
wenn der Todeöjtrafe die focialethifche Wirkfamfeit hinfichtlich der Verringe— 
rung der blutigjten Verbrechen abgefprochen werden muß und deren Ohn— 
madht ala Abſchreckungsmittel ftatiftifch nachgewiefen werden kann, 
dann läßt ſich deren Beibehaltung auch nicht moraljtatijtifch rechtfertigen. 

Deswegen ijt auch der Todesitrafe in den Kulturftaaten, die nur den 
Krieg als einen ehten Nothitand anerkennen, deren Strafan: 
ftalten felbit den ſchwerſten Verbrechern ohne Schaffot gewachſen find, das 
Tobedurtheil zu fpredhen, darum iſt die Beibehaltung der Todesſtrafe tn 
mwohlgeordneten, energiih und human vermalteten Rechtsſtaaten nicht3 an— 
deres alö eine ungerehtfertigte Beibehaltng der Kriegsregel 
im Frieden; eine Anomalie in dem Rechtsleben des jtaatlihen Gemein: 
wefend, in melcher fi) die Symptome der no zurüdgebliebenen 
Strafbarbarei gleihfam concentriren. — 

Diefe Strafform iſt nad ihrer Wirkung auf den Verurtheilten nichts 
anderes ald eine Todesdtortur, ein Duälen und Foltern mit der 
Todesangſt bis zur legten blutigen Arbeit, deren virtuos rafche Verrich- 
tung offenbar nicht als ein Grund für die Gerechtigfeit diefer veralteten, 
die heutige beffere Gefittung anmidernden Strafart auögegeben 
werben Tann. 

Die Strafe verliert ihre rechtliche, wirthichaftliche und focialethifche Be- 
deutung, wenn fie nicht auf die indivibualifirende Reaktion gegen 
den ftrafgefegmwidrigen Willen des Uebelthäters und auf die das 
Rehtsbemußtfein der Geſellſchaft fanktionirende Genugthuung für 
das verübte Unrecht berechnet iſt. Subjektiv genommen ift Strafe aud) Zei: 
ftung einer Schuldverbindlichkeit, zur Nehabilitirung des Uebelthäters in der 
Rechtsgeſellſchaft. — Die Hinrichtung macht diefe Leiftung unmöglich. 

Strafen heit in diefem Sinne nit Die phyfifche Perſönlichkeit 
des Uebelthäters vernihten, von deſſen Unthat nod nicht auf die 
unbedingte Nihtsmwürdigfeit und Unverbefferlichfeit des ganzen 
Menfchen gefchlofien werden darf, vielmehr nur den Webelthäter einer der 
vorliegenden Schuld angemefjenen, die Möglichkeit einer Beflerung nicht aus: 
fchließenden Vergeltung nad der Nechtsüberzeugung des Gerichtes unterwerfen. 
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Einen Menfchen aus den Lebendigen vertilgen, weil er etwas Böfes 
begangen hat, heißt, wie Schiller fagte, eben foviel alö einen Baum um: 
hauen, weil eine feiner Früchte faul ift. — 

Darin liegt die antiöfonomifche Signatur der Tobesftrafe. 

Die Todesftrafe fteht auch mit wefentlihen Strafproceßgrund- 
fügen in Widerfprud. Diefe fordern im Dienfte der materiellen Wahr: 
heitserforjchung, daß fein Strafurtheil abjolute Rechtöfraft habe, unabänder- 
lich ſei. Selbſt jedem zu lebenslanger Freiheitsſtrafe Verurtheilten ift das 
Rechtsmittel der Wiederaufnahme des Strafverfahrens zuge: 
ftanden. Diefes Recht ift dem zum Tode Verurtheilten, der fich nicht durch 
Flucht dem Gerichte entzogen, ganz illuſoriſch. Eine Strafart, welche wider 
diefe Fundamentalgrundfäte des Proceſſes der Gerechtigkeit reitet, iſt auch 
rechtlich unzuläffig, eine Verleugnung des anerfannten Dogmas der mög- 
lichen Fehlbarkeit aller Strafurtheile. — Nur Hohmuth und Unmifjenheit 
pochen auf Unfehlbarteit. 

Aber auch aus dem Standpunkte der gerichtlihen Pſychiatrie und 
Pſycholo gie läßt fich die Tobesjtrafe nicht vertheidigen, zumal es bei ber 
forgfältigften Exploration vorkommen fann, daß eine Geijtesftörung bes 
Uebelthäters nicht richtig beobachtet und in Folge fehlerhafter Gutachten 
ein Geiſteskranker hingerichtet werde. 

Wenn behauptet wird, daß die Zeit der völligen Abfchaffung der Todes: 
Ätrafe erſt komme, bis die fortfchreitende Geſittung die verbrecherifchen Leiden: 
fchaften abgefhmwächt und die Mörder abgefchafft habe, fo bedeutet dieſe 
Hinweiſung auf den ewigen Frieden eben nur die Befeitigung der Todes: 
ftrafe im Princip, jedody die empirische Beihaltung derfelben für alle 
Zeiten. 

Die Aufhebung der Todesjtrafe heute ald eine Zeitfrage auf die 
lange Bank fchieben, heißt fie nicht durchführen wollen. Einen 
fprechenden Beleg für diefe Auslegung bieten die Debatten des öfterreichi- 
ſchen Abgeordnetenhaufes über die Todesftrafe in der Sitzung vom 16. Juli 
1867. — 

Die Beibehaltung der Todesftrafe in den civilifirten deutfchen Ländern 
erfcheint gegenwärtig regelmäßig nicht mehr als eine jtrafpolitiiche Noth— 
wendigkeit, weil die meilten Todesurtheile abgeändert werden und nad ber 
allgemeinen Anfiht nur ſolche Strafmittel beizubehalten find, welche 
regelmäßig und wirffam zum Bollzug gebracht werden können; die Beibe- 
haltung der Todesjtrafe in Deutfchland hat fich in mehreren Staaten nur 
al3 ein verjchämter Ausdrud des Unvermögens oder des Widerwillens der 
Staatöverwaltung erwiefen, ſolche Anftalten zu treffen, welche die Rechts— 
ordnung aud ohne Hinrichtung fehlen. Gerade darum ift an die Spitze 

44 


Die einzelnen Strafmittel. 473 


einer wahrhaften Reform des heutigen Strafenfyitemes mindeſtens die For— 
derung der Befeitigung der pefjimiftifchen Todesſtrafe im ordentliden 
Strafverfahren zu ftellen, — und wenn felbit mit dieſer noch nicht 
durchzudringen wäre, die Forderung der Cinfhränfung der nur 
relativ anzudrohenden Todesftrafe auf die in den ſchändlichſten 
Motiven wurzelnden, im Geſetze genau fpectalifirten ſchwerſten Fälle des 
vollbradten Mordes. — Infofern die gegebenen Gefellichafts: und Ver: 
waltungszuftände die antiöfonomifche Todesftrafe noch nicht gänzlich zu be- 
feitigen geftatten, haben die aufrichtigen Gegner diefes Strafmittels minde— 
ftens darauf zu beitehen, daß die Todesitrafe nur alternativ neben 
einer reiheitäftrafe angedroht, als verjührbar erflärt, und daß zur 
Schöpfung eines Todesurtheiles Stimmeneinhelligfeit des Ge: 
richtöhofes gefordert werde. Sehr wichtig ift es, die frage nad) der Be- 
feitigung der Tobesitrafe zu fpecialifiren und hierbei die todesmwürdigen 
Fälle nad der von Sohn in dem Entwurfe mit Motiven zu einem Straf: 
gefete für den Norddeutſchen Bund 1868 empfohlenen Methode auf das Ge: 
nauejte zu bejtimmen. Dazu fommt die Forderung einer rationelleren 
Regelung der Begnadigungsinftanz Macht man die Vollitredung 
der Zobeöurtheile von der zufälligen, wedhfelnden Zufammen: 
fegung eines Senates, von perfünlihen Stimmungen des Referenten 
u. a. abhängig, dann erfcheint der Fall der Anwendung der Todesſtrafe 
als ein die vergleichende Kritik bedenklich herausfordernder Fall der 
Gnadenvermweigerung. Selbſt wenn die Tobesjtrafe im Gefege abjolut 
beftimmt angedroht wird, beitimmt fi) das Schickſal des zum Tode Ver: 
urtheilten im Gnadenwege nur zu häufig danach, ob der über die 
Vorlage urtheilende Auftizbeamte ein Anhänger oder Gegner der Todes: 
ftrafe ift. — 

Die Todesftrafe nimmt in den Deutſchen Strafgefeßbüchern gegenwärtig 
noch die Stellung der ſchwerſten Strafe ein, doc wird diefelbe nur bei den 
ſchwerſten Fällen einzelner, immer mehr reducirter Verbrechen angedroht 
und in vielen Fallen nicht vollitredt. In diefem Sinne fann man bie 
Zodesitrafe ala eine Ausnahmsjtrafe in dem heute geltenden Deutfchen 
Strafrecht bezeichnen, abgefehen von dem erceptionellen Erfordernif der 
Beitätigung des Todesurtheiles durch die oberſte Staatsgewalt vor der 
Vollſtreckung deſſelben. 

Die Enthauptung des Uebelthäters bedeutet deſtruktivſte Arbeit, 
die Zerſtörung einer produktiven Lebenskraft, die Vernichtung des gan— 
zen Fähigkeitenkapitales eines Menſchen, wegen einer Uebelthat, die 
nad $. 70 des Reichs-Strafgeſetzes als verjährbar erklärt iſt. — 

Das Strafgeſetz für den Norddeutſchen Bund von 1870 behielt die 
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Todesstrafe bei in den 88. 80 und 211, obgleich die Preußiſche Regie: 
rung ſchon mittelft a. h. Botfchaft vom 12. Dftober 1848 bei der Frank: 
furter National: Berfammlung einen Entwurf einbringen ließ, in welchem 
die Todesjtrafe fortan nur nod im Falle eines Kriegs: oder Belagerungs: 
zuftandes für zuläfjig erklärt worden ijt. An Stelle der Todesſtrafe follte 
im Bezirte des Nheinifchen Appellgerichtshofes die lebensmwierige Zwangs— 
arbeitäftrafe, in den übrigen Landestheilen lebenswierige Zuchthaus: ober 
Feſtungsſtrafe treten. — 

Die Auflöfung der National:Berfammlung ließ diefen Preußifchen Ent: 
mwurf nicht mehr zur Berathung gelangen, welchen die Negierung nad) 
20 Jahren bei dent Auffchwunge zu der großen nationalen Arbeit eines 
neuen gemeinen beutfchen Strafrechtes nicht wieder aufgenommen und 
die Kortjchrittspartei aus — Opportunitätsrüdfidhten im Stiche ge 
lajien hat. — 

Neben der Todesjtrafe fann fogar auf den Verluft der bürgerliden 
Ehrenrechte erfannt werden! Die im urfprünglichen Entwurf vom Juli 1869 
aufgenommenen Vorfchriften über die IntramuranSinrichtung jo wie über 
die Verabfolgung des Leichnames des Dingerichteten an die Angehörigen 
auf deren Verlangen, wurde in dem Entwurf vom 31. Dezember 1869 
geftrihen. Was fonnte der beherrichten Majorität nod) an diefen Dingen 
gelegen fein, nachdem fie in wenigen Wochen ihre Weberzeugung über die 
Vermwerflichfeit der Todesjtrafe preiögegeben hatte! 

Daß die Hinrichtung mehrerer Mifjethäter abgefondert, nicht in Gegen: 
wart der übrigen Delinquenten ftattfinde, mußte erft das neuere Recht 
vorjchreiben. 

Die öffentlihe Bollftredung der Todesftrafe wurde zuerft in 
Sadjfen- Altenburg bejeitigt und feit etwa zwanzig Jahren erfolgt in den 
meiften Deutfchen Staaten die Vollftrefung in einem umſchloſſenen Raum, 
gewöhnlih auf einem Platze innerhalb der Mauern des Befängnifjes in 
Gegenwart einer Gerichtäfommiffion und anderer von der Intramuran: 
hinrichtung amtlid in Kenntniß gefeßter oder ſonſt zuläffiger ermachfener 
Perſonen. 

Wenn es richtig iſt, daß das Strafgeſetz durch die Drohung der Todes⸗ 
ſtrafe Alle von todeswürdigen Verbrechen abhalten ſoll und dieſe Drohung 
erſt durch deren offenfundige Realijirung ihre abjhredende Kraft be 
haupte, jo liegt das Erforderniß der Deffentlihfeit der Hinrichtung 
in dem Gedankenfreife diefer Abſchreckungst heorie. 

Die moderne Oeffentlichkeit der Strafrechtäpflege bejteht jedoch 
nicht darin, fo viel ala möglich Zufchauer zu der Gerichtshandlung zugus 
lajien, vielmehr darin, daß dem Strafverfahren im Wege der freien 
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Preffe in den weiteiten Kreifen Bublizität gegeben werben fünne. Die 
wahre Deffentlichkeit vermittelt die freie Prefie. Und in diefem Sinne ge: 
nügt"die beſchränkte Deffentlichfeit einer Intramuranhinrid: 
tung, welde jedenfalld die Skandale und Demoralifirenden Ein— 
flüffe unbedingt öffentlicher Vollftredungen der Todesitrafe verhütet. Aber 
felbft die hHumanfte Art der Intramuranhinrichtung vermag nicht einen ver: 
fittlichenden würdigen Eindrud zu bewirken oder gar die tieferniten Be— 
denken gegen die Todesſtrafe abzuſchwächen und es ehrt wohl der Bormurf 
zurüd: hier wird nicht mehr geftraft, vielmehr einfach vernichtet, 
wenn der Delinguent vor Todesangft zufammenbricht und ala ein bebender, 
bewußtlofer Klumpen abgethan wird. — Immerhin verlegt eine nicht un- 
mittelbar durch Menfhenhand volljogene Hinrichtung das menſchliche Ge- 
fühl meniger, daher iſt als Sinrichtungsinftrument in den meilten beutfchen 
Ländern neben dem Beil neuerlich faft allgemein das Fallbeil eingeführt 
worden. In Delterreich ift es bei der alten Strangftrafe geblieben. In 
Fällen militärifcher Verurtheilung wird das Todesurtheil dur Erfchießen 
volljtredt. Verurtheilung zu Pulver und Blei gilt noch ald minder ſchimpf— 
li denn das Hängen, fogar ald Gnade, obgleich das Erſchießen weder die 
fiherfte noch fchmerzlofefte Form der Tödtung iſt. 

So tief und lang hat die gefegliche Herrſchaft der Todesitrafe fett dem 
Untergange der Volksrechte in das deutſche Kulturleben eingegriffen, daß 
ihr ftatt eined mohlverdienten Nefrologes eine ganze Literatur zu Theil 
geworben ijt und felbjt über die rationellften Hinrichtungsinftrumente einige 
artige Abhandlungen mit neuen und fcharffinnigen Konjtruftionen der Mord: 
technik erfchienen find. — 


Sechſter Abjchnitt. 


Die Freiheitsſtrafen. 





?iteratur: Zachariä, Anfangsgründe des philoſophiſchen Kriminafrechts, 
1805. — Fries, Neue Kritit der Vernunft. III. 1807. — Welder, Die 
legten Gründe von Recht, Staat und Strafe. 1813. — Röder, Befle: 
rungeftrafe. 1864. — 9. Richter, Das pbilsfopbiihe Strafrecht. 1829. 
— v. Holgendborff, Die Deportation ald Strafmittel in alter und 
neuer Zeit. 1859. — v. Holpendorff, Die Kürzungsfähigkeit der Frei: 
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beitöftrafen und Die bedingte Freilaſſung der Sträflinge. 1861. — Deſſen 
Kritiihe Unterfuchungen über die Grundfäge des iriiben Strafvollzuges. 
1865. — Edert, Blätter für Gefängnißkunde feit 1865. — Rueßlin, 
Die Grundbedingungen jeder Gefängniß-Reform im Sinne der Einzelhaft. 
1565. — John, Entwurf mit Motiven zu einem Norddentichen Strafge- 
feßbuche. 1868. — Zugihwerdt, Vollzug der Freibeiteitrafe. 1867. — 
Glaſer, Etubien zum Entwurf des Strafgeſetzes. Oeſterr. Gerichtsztg. 
1871. — Bruun, Bollziehung der Strafarbeit, von Elvers. 1869. — 
Wablberg, Die Ebrenfolgen der ftrafgerichtlihen VBerurtheilung. 1864. 
— Deifen Princip der Individwalifierung in der Strafrechtspflege. 
1869. 


$. 16. 


Die Freiheitsftrafe wird gewöhnlich ala eine möglichft empfindliche Be: 
fchränfung der perfönlichen Freiheit des Uebelthäters, foweit diefe ohne kör— 
perlihe Leiden defjelben thunlich ift, definirt. Man hat bei diefer mislun— 
genen Definition einfeitig die Strafhaft im Auge, und zwar in der Form 
des Zuchthaufes, obgleich die Freiheitöftrafe auch in den Formen einer un- 
gleih weniger empfindlichen Freiheitäbefhränfung felbit als Hausarreſt oder 
custodia honesta, ferner in den Formen der Berbannung ala Aus: 
weifung aus einem Orte, Bezirfe, Lande, als Berftridung, Interni« 
rung und Gonfination, Deportation, Polizeiauffiht, bedingte 
Entlaffung vorfommen kann. Diefer Formenreihthum darf den Blid in 
das reine Weſen der Freiheitsitrafe nicht verwirren. Das Mini- 
mum ber Freiheitsbeſchränkung beiteht in der Verbannung ohne Zuthat. 
Dieſe Ausftellungsftrafe unterfcheidet fich von den übrigen Formen der Vermei- 
fungöftrafen durch ihren negativen Inhalt. Sie enthält nur die Unterfagung des 
Aufenthaltes in einem beftimmten geographifch abgegrenzten Raume. Die übri— 
gen Verweifungsftrafen enthalten pofitiven Aufenthaltszwang. Die in Straf: 
anftalten vollftredte Freiheitöftrafe hat einen ganganderen Charafter. 
Sie ift nicht nur zwangsweise Anhaltung de3 Uebelthäters in einem Ge- 
fängnifje, fonbern au mehr oder weniger Unterwerfung unter 
die Zmangälebensordnung dejfelben, umfaßt Daher eine Summe 
von Beſchränkungen der perfönlichen Freiheit, welche in der Verwei— 
fungsftrafe nicht enthalten ift, und fteigert fich bis zu einer fyreiheits: 
entziehung, deren geregelter Mehanismus jeden Schritt und Tritt 
vorzeichnet, um melde Stunde aufzuitehen, vorfchriftsmäßig zu beten, das 
Bett zu machen, fih zu mwafchen und zu fümmen, die Nahrung zu nehmen, 
zu arbeiten, das Abendgebet zu verrichten, zu ſchweigen, die Yagerftätte zu 
ordnen, zum Spazier- oder Kirchengang anzutreten, die Wäſche zu wechſeln, 
der Arreſt zu reinigen tft, u. f. m. 

48 


Die Freibeitsitrafen. 477 


Nur in den nie derſten Graden der Strafhaft beſchränkt ſich die 
Strafe auf einfahe Freiheitsentziehung. 

Schon die Feſtungsſtrafe beiteht in Freiheitsentziehung mit Beauf: 
ſichtigung der Beihäftigung und Lebensweiſe der Gefangenen. 

Den zu Gefängnißftrafe oder ftrengerem Arreft Verurtheilten werden 
die der Individualität der Gefangenen angemejjenen Arbeiten gewöhnlich ge- 
stattet. Die zum Zuchthaus BVerurtheilten werden mit den eingeführten 
Arbeiten zwangsweiſe beichäftigt. In den höheren Graden der Strafhaft 
ijt Die Freiheitsſtrafe keineswegs bloß empfindliche Beſchränkung der perfön- 
lichen Freiheit, fondern auch die Auferlegung von vorgefihriebenen Arbeits: 
leiftungen, mithin zugleich Arbeitsjtrafe, ferner die Unterwerfung 
unter zahlreihe durd die Hausreglements vorgefchriebene Beſchränkungen 
und Entbehrungen, endlich dort, wo ungetheilte Gemeinſchaftshaft be— 
fteht, die Zufügung des moralifchen Uebels, felbft mit den verworfen- 
jten Sträflingen zufammenleben zu müſſen. In Gefängnifjen, in welchen 
nicht für die zur Erhaltung der Gefundheit nöthige Verpflegung und bau: 
liche Einrichtung geforgt ift, artet die Freiheitsjtrafe auch zu einer 
Gefundheitäftrafe aus, abgejehen davon, daß nicht jelten eine lange 
Befangenfhaft an fih eine Krankheitsurſache ift und eine ge— 
fundheitsfhädlide Befhäftigung in der GStrafanftalt den Keim 
zum Siechthum und frühen Tod aufzwingt. — 

Dazu fommt, das mit der Auferlegung diefer Befchränfungen der per- 
ſönlichen Freiheit in der Strafhaft unberechenbare, durch die Individualität 
des Sträflinges und deſſen frühere Lebenögemohnheiten bedingte Leiden 
verbunden find, welche die Intenfität der Wirkung der Freiheitsſtrafe in- 
dividuell aufden Gefangenen erhöhen, die arbeitäfcheuen problemati= 
ſchen Eriftenzen ausgenommen, welde in firenger Winterözeit die unentgeltliche 
Wohnung und Koſt in dem Gefängniffe nicht felten vorübergehend auffuchen. Die 
Leiden und Entbehrungen, welche den Gefangenen durch die Verſchließung 
in miasmatiſche Schlaf: und Arbeitöarrefte und durch die Beſchränkung 
auf den Gebraud der nothwendigſten Utenfilien zur Verbringung 
einer hausordnungsmäßig geregelten Lebenszeit auferlegt find, werden mehr 
oder weniger von den Häftlingen je nad) ihrer Individualität empfunden 
und fönnen in den gefehlihen Strafbeitimmungen nicht erfchöpfend feſtge— 
ftellt werden. Man hat Unterfchiede der Arbeit der Zucht: und Ar- 
beitshäusler und der Gefängnißfträflinge zu machen gefucht, auch Unter: 
Ihiede der Kleidung, Verpflegung, des Verkehrs mit der Außen: 
welt, allein in der Praxis der Strafhaft verwiſchen ſich mehrfach diefe 
Kriterien und es fteht nur feit, daß mit der Freiheitsentziehung bei den 
ſchweren reiheitäftrafen ein zudtmäßiger Zwang zu Arbeiten ver 
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bunden wird, während bei den geringeren reiheitäftrafen der Schwer: 
punkt in die bloße Detention verlegt ift. 

Die Gefeggebungen begnügen fih nicht damit, dDiefe Summe von Uebeln 
mit der Freiheitsftrafe aufzuerlegen: kraft des Geſetzes follen noch künſt— 
liche Verſchärfungen in der Strafleivenäzeit und Straffolgen nad) über: 
ftandener Strafhaft eintreten. Das find die von einigen Geſetzbüchern 
noch beibehaltenen gefeglihen Strafverfchärfungen und gewiſſe Ehren: 
folgen der jtrafgerihtlihen VBerurtheilung zu einer fchwereren 
Freiheitsſtrafe. 

So lange die Einzelhaft nicht „die regelmäßige Freiheitsſtrafe 
bildet, welche mehr als zwei Arten derfelben entbehrlich macht, werben, 
ganz abgejehen von der angefochtenen Dreitheilung der jtrafbaren 
Handlungen, immerhin 3 Arten der Freiheitsjtrafen nothmwendig blei- 
ben, und zwar eine Strafart mit unbedingten Chrenfolgen, eine 
Strafart, welche Ehrenfolgen ausſchließt, endlid eine Strafart, welche 
die fafultative Verknüpfung mit Chrenfolgen von all zu Fall zu: 
läßt. — 

Die neuefte deutfche Strafrechtliteratur glaubt mit drei Feiheits- 
ftrafen für Verbrechen und Vergehen ausfommen zu fünnen, weil weſent— 
liche unterſcheidende Kriterien für noch mehr Freiheitsjtrafen faum 
aufzufinden find. Der neueſte Italienifche Strafgejeß-Entwurf kennt 
noch — fieben Freiheitäftrafen! während die ftrafpolitifche Tendenz im 
Sinne der modernen Gefängnißzucht auf thunlidjte Vereinfahung der 
Freiheitsftrafe hinausläuft. — 

Die Freiheitsftrafen für Verbrechen und Vergehen find Zuchthaus: 
ftrafe mit Ehrenfolgen und unbedingtem Arbeitszjwang, Gefängnif- 
ftrafe und Feitungshaft. — 

Die Zudhthausftrafe unterwirft den Gefangenen einer methodi— 
hen Zudt. Die Gefängnißſtrafe begnügt ſich mit mehr oder weniger 
Beichränfungen der perfönlichen Freiheit ohne den Uebelthäter einer metho: 
diſchen Zucht zu unterziehen. Dazu fommt, daß das Was der Freiheits- 
ftrafe wejentlid) von dem Wie ihres Bollzuges abhängt, daher die ge: 
meinfhaftlihe Strafhaft als eine von der Zellenſtrafe verſchiedene 
Strafart erfcheint. — 

Melde Stellung die Zellenftrafe im Straffyfteme einnehme, dar: 
über herrſcht no zur Stunde Meinungsitreit. — 

Die Strafhaft bildet den Mittelpunkt des neueren Deutjchen 
Strafenfyftemes. Seit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhundertes kam 
die Anfiht allgemeiner auf, daß die Zuchthausftrafe bei einer gelinveren 
Geſetzgebung als lange Straffnechtfchaft diejenige Stufe in der Strafenftala 
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einnehmen Fünne, welche der Todesitrafe bei einer ſchär feren angewieſen it; 
ferner bildete fich unter der Herrfchaft der abjtraften Straftheorie die Ueber- 
zeugung aus, daß in der gefammten Straffkala, joweit dies möglich, 
eine Lücke bis zur ſchwerſten Strafform nicht beftehen dürfe. — 

Demungeadhtet blieb es bei nicht wenigen abjolut bejtimmten Strafen. 

Noch lagen bei aller Tendenz zum Beſſeren die Strafanitalten und die 
Grundfäge über das Verhältnig der Freiheits- und Leibesitrafen unter 
einander fo im Argen, daß bei Verfhiedenheit der Strafübel, melde 
mit einer Zuchthausftrafe in Verbindung ftanden, bei dem Durcheinander 
der Grade derfelben, bei der Buntfchedigfeit der peinlichen Geſetze, ohne 
principielle Neform bes Strafenſyſtemes und des Gefüngnigmwejens 
eine Klaſſifikation der Strafarten als eine vergeblihe Mühe ericheinen 
mußte. 

So wurde an einigen Orten ftatt des Staupenfchlages mit emwiger 
Zandeöverweifung eine lebenslängliche Zuhthausitrafe erfannt; 30 jährige 
Spinnhausarbeit mit Brandmarkung, Pranger und Ruthenzüchtigung ge 
ſchärft, und 15 jährige Zuchthausitrafe als eine gelindere auferordent- 
lihe Strafe angefehen, hingegen an anderen Orten ſchon 10 Jahre dieſer 
Strafart der Todesitrafe gleihgefegt und im Falle einer gelinderen außer: 
ordentlichen Strafe höchitens auf 8 Jahre erkannt. 

Wie unklar der Begriff der Zuchthausſtrafe entwidelt war, 
zeigen die am Ende deö vorigen Jahrhunderts noch gangbaren Anfichten. 
So lehrte Stelzer 1790, daß diefe Strafe unehrlich mache, wenn fie gleich 
nicht durch unehrliche Perſonen vollzogen wird, und deshalb ungerecht fei, 
wenn fie nicht auf Xebenszeit erkannt wird. In Preußen fei ihr 
diefe Ungerechtigkeit nicht eigen, weil fie immer, mit Vorbehalt der Chre, 
auf bejtimmte Zeit erfannt werde. Sie fei eine der zweckmäßigſten Strafen, 
weil fie bejjert, zur Arbeit gewöhnt, fichert und dem Staate Nuten bringt. 

Wenn fie nur mehr warnte, weniger die Unſchuld drüdte! die nicht 
öffentliche Strafarbeit fünne nicht öffentlich warnen, die Angehörigen des 
Zuchthäuslers verlieren ihren Ernährer! deshalb jollten die Züchtlinge 
zuweilen öffentlich arbeiten und deren Kinder während der Strafzeit, 
auf Staatäfoften unterhalten werden. — 

Angefichts folher Zuftände einer zerfahrenen Strafpraris erklärt ſich 
die Selbſttäuſchung der Gefeßgebung von 1794 hinſichtlich des billigen 
und gemäßigten Verhältniſſes zwifhen Verbrechen und Strafen, daß 
der Genius einer menfchenfreundlichen und fanften Philoſophie manchen 
Schönen Sieg über den Geiſt des älteren peinlihen Rechts davongetragen 
habe. — 

In den Zeiten, welche die landesfürjtlihde Gewalt mit dem 
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Nimbus der Omnipotenz und Unfehlbarfeit befleideten, war 
aud die beſte Abjicht bei der Einmifchung der Gabinet3juftiz in den 
Lauf der Etrafrechtöpflege gefährlich für die Unabhängigkeit und Ge- 
rechtigfeit derfelben und es wurden über Unglüdliche, welche fidh den Haß der 
Mächtigen zugezogen hatten, die willfürlichiten Freiheitsberaubungen, zumeilen 
jelbjt unter Shnödem Misbraud gerichtlicher Formen, anbefohlen, 
wie die Beijpiele von I. 3. Moſer, Schubart, die Schlözerfchen Staats: 
anzeigen, Lang's Memoiren aus Bayern, die Lettres de cachet Friedrich 
Auguft's IL. bezeugen. 

Nie die noch in den Fefleln der Abſchreckungstheorie jtedende Auf: 
Härungszeit bei der humanſten Abjicht zur Erfindung neuer grau: 
famer Surrogatjtrafen für die Todesitrafe verleitet worden ift, zeigte am 
deutlichiten die entfeßliche lebenslänglihe Anfhmiedung und die 
Strafe des Schiffsziehens in dem neuen Sofephinifhen Strafen: 
fyiteme. Diefe erften mislungenen Erperimente im Aufbaue eines 
Strafenfyitemes ohne Todesftrafe blieben vereinzelt bis auf einige Ge- 
ſetzbücher der neuejten Zeit, welche an Stelle der aufgehobenen Todesſtrafe 
die lebenslänglihe Zuchthausſtrafe gefet haben. Angefehene deutfche Ari: 
minaliften, welche jih um Ideen zu einer gemeinfamen Strafgefeggebung 
für Deutfchland literarifch verdient gemacht, wie Krug 1857, v. Krämel 
1862, jtehen einander hinfichtlich der lebenslänglichen Zuchthausſtrafe ge— 
genüber. Letzterer ſchlug vor, in allen Füllen, in denen das gemeine Deutjche 
Strafgefeb die Todesjtrafe androht, auf lebenslänglide Zuchthausftrafe er: 
fennen zu laſſen, während Erfterer gegen diefe Strafe nody weit gegrün— 
detere Bedenken als gegen die Todesitrafe erhebt. Die lebenslänglide 
Zuchthausſtrafe ſtört das ganze Strafiyitem, indem fie Feine 
Abſtufung zuläßt. Dies ift zwar auch bei der Todesjtrafe der Fall. 
Diefe läßt ihrer Natur nad) feine Abſtufung zu, ift mit feiner anderen Strafe 
vergleichbar. Die Freiheitäftrafe wird aber erit dadurch zu einer abfoluten 
und unvergleihbaren Strafe gemacht, daß man fie auf Lebenszeit an- 
droht. Die lebenswierige Freiheitsitrafe it aber, wie Krug fagt, aud irra= 
tionell, weil jie nad) dem Syſteme mit Todesstrafe die zweite fein fol, 
während ſie von vielen Verbrechern weit ſchwerer als die Todezitrafe 
empfunden wird und weil jie ihrem Weſen nad gang verfchieden 
it und wirft. 

Ohne Zweifel macht e8 einen bedeutenden Unterfchted, ob ein zwanzig: 
jähriger Jüngling oder ein fiebzigjähriger Greis zu [ebenälänglicher 
Sreiheitsitrafe verurtheilt wird. Bei zeitlicher Freiheitsitrafe tritt ein 
ähnliches Verhältnig nur zufällig ein. Der Unterfchied einer dreißigjährigen 
Zuchthausſtrafe von einer lebenslänglichen befteht mehrin der Idee als 
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in der Mirflichfeit. Demungeachtet iſt die Uebereinftimmung der Ges 
fegbücher in der Beibehaltung der lebenslänglihen Zuchthausſtrafe 
noch größer, als in der der Tobesitrafe. 

Eben fo verſchieden find die Geſetzgebungen über die niedrigfte und 
höchſte Dauer der Freiheitäftrafen; felbft bezüglich des Höchſt- und Min: 
deftbetrages der zeitigen Zuchthausſtrafe fommen buntfchedige Abweichungen 
vor. Sachſen kannte Freiheitsitrafen bis zu 30 Jahren. Preußen forderte 
mindeſtens fhon 2 Jahre, höchitens 20 Jahre Zuchthaus, Bayern und 
MWürtemberg nicht weniger als 4, nicht mehr als 20 Jahre, Thüringen nie 
über 20 Jahre, aber auch nie unter 1 Jahre, Heſſen nicht unter 2 Jahren 
und nicht über 18 Jahre, Lübeck mindejtend 3 Monate, höchitens 20 Jahre, 
Samburg mindejtens 6 Monate, höchſtens 25 Jahre, Baden nicht weniger 
als 3 Jahre, höchitens 30 Jahre. Dazu kam noch der Defterreichifche Straf: 
gejegentwurf von 1868 nad) den Vorſchlägen des Strafgefegausfhufies mit 
einer Zuchthausitrafe auf unbeftimmte Dauer über 20 Jahre hinaus. 
Das Deutfhe Strafgefeß kennt eine höchitens 15 jährige und eine min— 
deſtens 1jährige Dauer der Zuchthausſtrafe. Die Motive erwähnen, daß 
es bei dieſer Aufitellung der höchſten Dauer nicht an gewichtigen Stimmen 
gefehlt hat, welche dieſe Strafzeit noch für zu hoch eradtet 
und als höchſte zeitige Freiheitsftrafe 10 Jahre Dauer angerathen 
haben. 

Strafen, die über 10 Jahre hinauswähren, ſchwächen fi, je län: 
ger, deito mehr in ihrem Gewichte ab. Der volle Ernft der Zucht: 
hausſtrafe kann höchitens durch dieſen Zeitraum aufrecht erhalten werden, 
ohne den Leib zu ſchädigen und den Geiſt erfchlaffen zu maden. 

Erfahrene Strafhausverwalter erklären eine Ueberfchreitung diefer Zeit: 
dauer nicht nur für unnüß, ſondern aud für ſchädlich, infofern die 
Energie gebrochen wird, die in der Haft gefaßten guten Vorfäße 
und den zur anderen Natur gewordenen DOrdnungsfinn und 
Fleiß in der Freiheit zur Ausführung zu bringen. Mit Rück— 
fiht auf die Verbüßung der ftrengeren Sfolirhaft erfcheint ſelbſt eine 
10 jährige Saft als zeitige Strafe zu hoch. Was in 6 oder 8 Jahren nicht 
erreicht wird, iſt fiherlich fpäter noch weniger zu erreichen. — Es war fein 
geringes Verdienſt der preußiſchen Regierung, diefer Erkenntniß durd die 
Beröffentlihung der Gutachten von Strafanitalts- Direktoren und 
Gefängnißärzten Nachdruck gegeben zu haben. 

Die Deutfchen Geſetzbücher gehen auch binfichtli der Arten der 
FSreiheitsjtrafen auseinander. — Die wenigjten glauben mit weniger 
ald 3 Arten auskommen zu können. Doch zeigt ſich immerhin im Allge: 
meinen eine fortfhreitende Vereinfahung der Arten und 
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Formen der Kreiheitsitrafe und diefem Charalterzuge der neueren 
Geſetzgebung folgte auch die Befeitigung der meiften peinigenden ober 
erniedrigenden Zuthaten der älteren Zuchthaus: oder Kettenftrafe wie 
die Prügel zum Willkomm und Abjchied, das Abfchneiden der Haare, die 
ſchimpfliche Sträflingsfleidung, die öffentliche Ausftelung, die Brandmar- 
fung u. dgl. Dank der fortgefchrittenen Menſchlichkeit. Die heutige 
Freiheitsftrafe ift in Form und Inhalt eine neue geworden 
auf Brundlage der reformirten Strafgefehe und der veränder: 
ten Behandlung der Strafgefangenen. 

Preußen hatte drei Formen der Freiheitsftrafen: Zuchthaus, Einfchlies 
kung, Gefängniß. Das Deutſche Strafgefeg Tennt Zuchthaus, Gefäng: 
niß, Feftungshaft, Haft. Sachſen hatte Zuchthaus, Arbeitshaus, Feſtungs⸗ 
Strafe, jedodh nur gegen Givilperfonen im Wege der Begnadigung, und Ge: 
fängniß. Bayern fchreibt neben Zuchthaus, Gefängniß, Arreft die Feſtung 
als Surrogatjtrafe vor, während das neuere Strafgefegbud für Lübeck nur 
zwei Freiheitsſtrafen beibehält: Zuchthaus und Gefängnig, von dem Ge: 
danken einer Unterfcheidung zwifchen nicht entehrender und entehrender Frei- 
heitsſtrafe geleitet. 


8. 17. 

Ein weiterer Fortichritt der Freiheititrafe beiteht in der Einzel: 
haft oder Zellenjtrafe im Sinne des neueren Syſtemes der Pöniten- 
tiarbehandlung der Sträflinge und im Gegenfage zu der rohen oder 
pietiftifhen Quälerei der einfamen Saft oder des solitary confine- 
ment zu Philadelphia von 1786. 

Die großartig padende Idee der Zellenftrafe, welche das verbrede- 
riſche Leben in feiner fchlimmften Wurzel faſſen und den Sträfling durd 
Ifolirung von verderblidem Umgange wie dur pofitive Ein- 
wirtung auf die Charakterbildung für die Gefellfhaft retten und als ſitt— 
liche Perfönlichkeit erhalten will, ohne Peinigung, Kettengerafjel, Prügel, 
Erniedrigung, hingegen mit den erlöfenden Wohlthaten einer pajjen- 
den Arbeit, anregender Beſuche und Bildungsbehelfe bei aller Strenge der 
Gefängnißdisciplin, — bradte die Strafreform redt eigentlid erſt 
in Fluß, obgleich) zur Stunde noch darüber gejtritten wird, ob die Zellen- 
haft eine felbitftändige Art der Freiheitsjtrafe ober bloß eine 
Vollzugsmodifilation bedeute. — Das Deutſche Strafgefehbud ent- 
ſchied ſich für die letztere Auffafjung. 

Das Princip der Individualifirung brad fi allmälig Bahn, 
nicht nur durch die fortfchreitende Verdrängung der abjoluten Strafbro: 
ungen, durch die Erweiterung des rihterlihen Strafänderungsrechtes, jon- 
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dern auch durch die Forderung der fogenannten Surrogatitrafen und über: 
haupt durch eine umfafjendere Beachtung des Beijerungszwedes, der Schuld: 
unterfchiede, des Einfluffes der Individualität und der perjönlichen Berhält- 
nifje auf die Schuld» und Strafgröße. — Zunächſt wurde die Feitungs- 
ftrafe für gebildete bisher unbefholtene Sträflinge gefordert, 
wenn die nach dem Gefehe verwirkte gemeine Strafart von jo außer— 
ordentlidher Härte für den Sträfling begleitet wäre, daß dadurd ein 
rihtiges Verhältniß zwiſchen Verbrechen und Strafe aufgehoben 
würde. 

Im Dienſte der ausgleichenden Vergeltung erſchien hier eine Surrogat⸗ 
ftrafe für gebildete bisher unbefcholtene Verbrecher geboten, die nichts mit 
einer privilegierten Standesjtrafe gemein hat, zumal wenigſtens 
von einigen Griminaliften der richtige Gefihtäpunft betont wurde, daß bie 
wahre materielle Gleihheit vor dem Gefete und die Gerechtig— 
feit erheifche, Ungleihes ungleid zu behandeln, dort, wo nad) 
der Individualität der That und des Thäters das äußerlich gleiche Webel 
für denfelben ein ungleich härteres wäre als für Andere, diefe Un: 
gleihheit des Strafübels durh eine individualifierende 
Vollzugsmodififation auszugleiden. 

Allgemeiner wurde anerkannt, daß das freie Ermefjen innerhalb rela— 
tiv bejtimmter Strafgefee im Dienfte der Individualifierung unabmweisbar 
ſei und daß dieſes Princip aud im Strafvollzuge durchgängig zur Gel: 
tung kommen müfje in der Gemeinfhaftshaft wie in der Iſolirungs— 
haft. Bergl. Efert, Blätter für Gefängniffunde. 1868. 

Zu einer allfeitigen Durchdringung dieſes WPrincipes in dem 
Strafgefege, Strafenfyfteme und Strafvollzuge ift es in der 
Doktrin und Praris der Gegenwart noch lange nicht gekommen. Einzelne 
Kriminaliften, wie Merkel, verfennen die Bedeutung und Tragweite des— 
felben noch heute. — 

Der Grundfag der relativen Gleichheit, aus der Einficht von der 
Ungerechtigkeit abſolut beftimmter Strafen und ihrer äußeren Gleichheits- 
macherei hervorgegangen, wurde mindeſtens foweit hinjichtlic der Straf: 
mittel und der Strafvollitredung anerkannt, daß die fchreienditen Härten 
in Art und Maß der Strafe für innerlich ungleihe Verbrechensfälle ver: 
mieden werden konnten; doch blieb auffallend genug die Preußische Straf: 
geſetzgebung in der Berüdjichtigung der Perfönlichkeit des Verbrechers bei 
dem Bollzuge der Zuchthausſtrafe hinter anderen, namentlich hinter 
ſüddeutſchen Gefegen zurüd, hinfichtlich der Beichäftigungsmeife und 
Urt der Zwangsarbeit, der Ernährung, Kleidung, Separation u. f. w. 
Noch das Norddeutſche Strafgefegbuch läßt die zur Zuchthausftrafe Ver: 
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urtheilten zu den in der Strafanftalt eingeführten Arbeiten an, 
halten, wie zu öffentlichen Arbeiten außerhalb der Anftalt verwenden; nur 
die zur Gefängnißftrafe Verurtheilten in der Anjtalt auf eine ihren Fä— 
bigfeiten und Verhältniſſen angemefjene Weife bejhäftigen. 
Verdienen etwa die Abjtufungen der Schuld, die Verfchiedenheit des Cha— 
rakters, der Lebenslagen, der Bebürfnifje, der Bildung, der Arbeitsfähigfeit, 
der Empfänglichleit für befjernde Motive bei der Zuchthausitrafe im deut: 
chen Norden feine angemejfene Würdigung ? 

Nicht zu überfehen ift, daß die neuen Deutſchen Strafgefeßbücher immer: 
hin viel genauer bejtimmen, worin die fonfrete Strafe beitehen joll, 
fo daß Quantität und Qualität derfelben in Grundzügen geſetz— 
Lich feitgeftellt wird und der Strafrichter jo wie dad Publikum das zuges 
mejfene Strafübel in feinem Gewichte beiläufig fennen. — Beinahe 
alle Strafgefege jind auf den Vollzug der Freiheitsitrafe in gemein— 
Ihaftliher Haft berechnet, abgefehen davon, daß in den meilten 
Strafenfyitemen die Einzelhaft bisher entweder als Schärfungsart der 
Strafe und als Disciplinaritrafmittel oder ala eine Bollzugsmodififation 
der Freiheitsſtrafe erjcheint. — 

Durch diefe Forderung, den Strafvollzug nit im Berordnungs: 
wege, vielmehr geſetzlich zu regeln, wurde die Volljtredung der Strafe 
erjt zu einer eigentlihen Juſtizſache und bloß adminijtrativer 
Willkür entrüdt, ein nicht hoch genug anzuſchlagender Fortichritt! Dod) 
bleibt derfelbe auf hHalbem Wege ftehen, wenn, wie die in Preußen ber 
Fall war, die Zucthausftrafe auch in Einzelhaft vollzogen werden konnte, 
obgleich dieſe Strafart einer gefeglihen Grundlage im preußi- 
ſchen Strafrehte entbehrt hatte. Es muß daher, da Einzelhaft und 
Gemeinschaftähaft meines Erachtens von einander verfchiedene Arten 
der Freiheitsjtrafe find und nicht bloß Wollzugsmodalitäten in 
der Anmwentung eines gleich intenfiven Strafübels bilden, gefeß- 
lic) die Frage beantwortet fein, unter welchen Borausfetungen die 
eine oder die andere Strafart rechtlich zuläffig einzutreten habe. Aus 
demjelben Grunde ift es geboten die Zellenitrafe in das geſetzliche 
Straffyftem aufzunehmen. — In diefem Sinne hat fih auch der achte 
deutfche Iurtjtentag 1869 ausgeſprochen. 

Reformatoriſch ift der namentlich zuerſt durch Mittermaier umd 
v. Solgendorff in Deutfchland vertretene Grundfaß des progrejfiven 
Strafvollzuges in Verbindung mit der Einrichtung der bedingniß- 
weifen Entlajfung aus der Strafhaft. Sachſen ergriff die Initiative 
in der verjuchsweifen Anwendung der fogenannten Beurlaubung der Sträfs 
linge, freilih nur im Gnadenwege. Der Ausgangspunkt diefer neuen 
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an den Strafvollzug in verfhiedenen Strafftadien anfnüpfenden 
Strafform liegt in dem Gedanken der Kürzungsfähigfeit der reis 
heitäftrafe, beziehungsweife in der Konfequenz des Gedanfens der Nelati- 
vität der urtheilsmäßig zuzumeſſenden Freiheitsſtrafe. 
v. Holtzendorff hat dieſen aus engliſch-iriſchen Strafverhältniſſen ent— 
ſtandenen Gedanken, befreit von dem fremdländiſchen Außenwerk, in die 
Sprache der Deutſchen Strafrechtswiſſenſchaft überſetzt; mit Recht, da es 
in Deutſchland nicht auf das Kopiren der iriſchen Crofton'ſchen 
Strafvollzugsmethode, lediglich auf das jelbitftändige Erfaſſen und 
Umbilden defielben im beutfchen Beifte nach Maßgabe der gegebenen Zus 
ftände anfommen fann. Cine genauere Darftellung und Begründung ber 
modernen Haftſyſteme ift an diefer Stelle nicht vorzunehmen; wohl gehört 
aber hierher zunächit die Erwägung, welche Bedeutung die Urlaubs: 
zeit des gegen Miderruf entlaffenen Sträflinges vor Nblauf der urtheils- 
mäßigen Strafzeit für den Inhalt der Freiheitäftrafe habe. Diefe Urlaubs: 
zeit wird im Falle des Widerrufes in den betreffenden Geſetzen nicht als 
Strafzeit angerechnet, obgleich die proviforifche Beurlaubung ala ein 
Strafjtadium gilt und die bedingte Entlaffung als ein Rechtsinſtitut, 
nicht alö eine bedingte Begnadiaung aufgefaßt fein will. 

Das Deutſche Strafgeſetzbuch $. 24 gejtattet den Widerruf der vor: 
läufigen Entlajjung bei fchlechter Führung des Entlafjenen mit der Wir: 
fung, daß die feit der vorläufigen Entlaffung bis zur Wiebereinlieferung 
verflofiene Zeit auf die feſtgeſetzte Strafpauer nicht angerechnet wird. Zit 
die feſtgeſetzte Strafzeit abgelaufen, ohne daß ein Widerruf der vorläufigen 
Entlaffung erfolgt ift, fo gilt die Freiheitäftrafe alö verbüßt. — 

Unter der Einwirkung der Forderung des heutigen Rechts, daß bie 
Art und Weife des relativ bejtimmten Strafgefeges mit ber 
Art und Weife der Strafvollftredung in principiellem Zuſam— 
menhange jtehen und das Individualifieren auch in dem Strafvollzuge 
eine angemejjene Berüdjichtigung finden müffe, wurde die Kürgungsfähig- 
feit der urtheilamäßigen Strafzeit nit nur aus dem Gefidhtäpunfte 
des neuerlih mehr und mehr vorangeitellten Beflerungszwedes, fonbern 
auch aus dem Gefichtspunfte eines Correktivs der mit jeder 
längeren Gefangenschaft verknüpften Hemmungen der Frei— 
thätigfeit und der moralifhen Miderjtandsfraft des Sträf: 
lingeö gegen Verfuhungen aufgefait. Dem Folgeübel der mit der 
längeren Freiheitsſtrafe gewöhnlich verbundenen Erfhlaffung foll 
entgegengewirft werden, damit der vorläufig Entlaffene auf einer Leber: 
gangsſtufe von dem vollen Strafdrude zur vollen Freiheit in 
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dem Gebrauche der vorenthalten gewefenen Freiheit ohne Gefahr für das 
Gemeinwefen fih üben und erproben fönne. 

In diefem Sinne kann die Urlaubszeit nicht bloß. als eine 
Prämie des MWohlverhaltens beurtheilt werden. Auch wird die pro— 
viforifche Beurlaubung durdy die Erfahrung motivirt, wie entmuthigend und 
brüdend für die meiften und zwar gerade beſſeren Sträflinge die Ausficht 
auf, eine troftlofe Reihe von Strafjahren zu wirken pflegt, eine biö zur ab» 
ftumpfenden Verzweiflung gehende Wirkung, die inäbefondere bei einer auf 
unbejtimmte Zeit erfannten Strafe von den ſchlimmſten Yolgen begleitet 
fein würde. — 


8. 18. 

Zur allgemeinen Charafteriftil der Behandlung der heutigen 
Freiheitsftrafen dient ferner deren Verhältnik zur Arbeitsfrage in 
den Gefängnifien, wie deren Abgrenzung in dem Verhältniſſe zu der 
Geldſtrafe. 

Roſſi ſagte von der Gefängnißſtrafe: sa tendance est morale, sur- 
tout lorsqu'il est accompagne de l'obligation du travail. — Un travail 
regulier peut contribuer à effacer peu à peu les mauvaises habitudes; 
il donne à l'existence un but immediat, aussi utile que moral; il tend 
à r6veiller des idees d'ordre et de regularits, à ramener la pensde de 
ses funestes dgarements, à relever à ses propres yeux l'homme döchu, 
et avili par le crime. Damit ijt nur bie focialethifche Seite der Frage 
bezeichnet. 

In der Ausbildung der deutfchrechtlichen Arten der Freiheitsſtrafen 
ſpielt der Arbeitszwang eine tiefeingreifende Rolle. 

Kameraliftifche, rechtliche, moralifche, ftrafpolitifche Gefichtspunkte waren 
an der Verbindung von FFreiheitsentziehung und Arbeitspenfum betheiligt. 
Zunädft waren es vollswirthfchaftlidhe und finanzielle Gründe, 
welche in Deutfchland feit dem Ausgange des 17. Jahrhundertes nach dem 
Vorgange der bewunderten holländischen Werkhäufer zur Verwerthung 
der Arbeitäfräfte der Häftlinge geführt haben. Der Uebelthäter follte 
im Dienſte der Geſellſchaft ein nügliher Arbeitszwängling wer: 
den. Es mehrten fi die Stimmen für die Abänderung der Todes: 
ftrafe in nüglide und dur die Deffentlichfeit abſchreckende 
Strafarbeit, da die Scheu vor der Arbeit eine Hauptquelle der Ber: 
brechen iſt. In diefem Sinne plaidirten Jufti und Sonnenfels für 
Öffentliche Arbeitsftrafen. Man fah es für ein Gebot der allgemeinen 
Wohlfahrt und der herrfhenden Bevölterungspolitif an, die vorhans 
dene Arbeitskraft zu erhalten und die Produktivität der Gefangenen 
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zu erhöhen. Daran wurde allmälig auch der in den Straftheorien mehr 
bervortretende Gedanke der Befferung der Sträflinge durch Anhaltung 
zur Arbeitfamfeit gefnüpft, wodurd ein neues Aulturelement in den 
Strafvollzug eintrat. Der Gefahr einer Shonungslofen Ausbeutung 
der Arbeitöfräfte der Gefangenen fuchte die Aufflärungzeit mit Gründen 
der Humanität entgegen zu wirken, doch wurde die Lichtfprache derfelben 
in den Zuchthäufern und Gerichtögefängniffen bis auf die neuere Zeit nur 
wenig verftanden. Soviel wurde allgemein anerkannt, daß es hart und 
graufam fei, den Gefangenen zum Müffiggang zu verurtheilen 
und ihm die Wohlthat einer Befhäftigung zu entziehen. Immerhin 
führte die beffere Drganifation der Straf: und Zwangsarbeit 
zu einer menfclicheren Behandlung in der Strafknechtſchaft. Diefelbe hörte 
principiell auf, lediglich in mehanifher Unfhäblihmadhung, gei— 
ftiger Berftümmelung und leibliher Peinigung zu beitehen. 

Die Arbeiszuht wurde ein Faktor des Strafvollzuges, die 
fittigende Macht des Arbeitögeifte® nun planmäßig aud) in der verwahrt: 
Iosten Kerferwelt erprobt. Arbeitsmarken follten Impulfe zur gefteigerten 
Produktion und befjeren Aufführung abgeben. Allein noch klebte dem 
ftrengen Arbeitszwange bei den öffentlihen Beihäftigungen ber Ver— 
brecher ein Ehrenmalel an und nur entehrende VBerbrechenäftrafen brachten 
nothwendigen Arbeitäzwang mit fi. Auf diefem Wege wurde der Arbeits: 
zwang ein Attribut ſchwerer oder entehrender Freiheitsſtrafe. — 

Bezeichnend für den Standpunkt der älteren Strafgefete ift, daß für 
die Anhaltung zu harter Arbeit die Strafgattung und nit die In— 
dividualität des Sträflings maßgebend war und in einigen neueren Ge 
feßen, felbft in dem Deutfhen Geſetze, zum Theil noch gegenwärtig ift. 
Die Konfequenz diefes Gefichtspunftes mußte zu Ungeredhtigfeit und Grau» 
famteit führen, ftatt rationell die mit der Freiheitsftrafe verknüpfte Arbeit 
zum wirffamften Befferungsmittel zu erheben. 

Nicht minder verfehlt ift, wenn bei der Zutheilung der in ben Straf: 
anftalten eingeführten Arbeiten finanzielle Nüdfichten, zumal bei dem 
Syſteme der Verpachtung der Arbeitäfräfte der Sträflinge den Ausſchlag 
geben. 

Un der Berechtigung des Staates, den Sträfling zur geeigneten Ar 
beit zu zwingen, wurbe bis in die neuere Zeit nicht gezweifelt. In Betreff 
ber Zuchthaus» und Arbeitshausftrafe wurde fie allgemein anerkannt, 
nit allgemein hinfichtlid; der Gefängniß- Arreft: oder Feitungsftrafe. 

Das Defterreihifhe Gefek von 1803 verfnüpfte mit dem Arreft 
bes erften Grabes feinen Arbeitszwang, wenn ber Berurtheilte fih aus 
eigenen Mitteln den Unterhalt verfchaffen konnte. Die Wahl feiner Bes 
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ſchäftigung blieb dem bemittelten Arreftanten überlaffen. Es gehörte die 
Arbeit nicht zum Inhalt diefer Arreititrafe, das eigentliche Straf: 
übel bejtand bloß in der Verfchliefung in einem Gefangenhaufe, während 
die Anhaltung zur angemefjenen Arbeit einen Bejtandtheil des Ar: 
reftes des zweiten Grades bildete. Das Bayeriſche Strafgeſetzbuch 
von 1813 forderte Anhaltung zu angemefjener Beichäftigung bei längerem 
Gefängniß. In dem älteren Sächſiſchen Strafgefege ift die Gefängniß- 
ftrafe dem öfterreidifchen einfachen Arrejte in der Arbeitsitrafe gleichgeftellt. 
Das Mürtembergifhe Strafgefep hält die im Bezirksgefängniß Ber: 
wahrten nicht zur Arbeit an, dagegen werden die im Kreisgefängnifie An- 
gehaltenen aus Gründen der Hausordnung fowie zum Zwecke der Dedung 
ihrer Unterhaltungsfoften angemefjen befhäftigt. Das Braunfhweigifche 
Kriminalgefeg von 1840, auch das Thüringiſche Strafgefegbudh, läßt alle 
Strafgefangene zu Arbeiten anhalten, welche ihrer Körperbefhaffenheit 
und ihren früheren bürgerlichen Verhältniſſen thunlichſt entſprechen. So: 
weit ſolches mit diefem Grundſatze verträglich it, find die zu ſchwereren 
Strafen Beururtheilten zu ſchwereren Arbeiten zu verwenden. 

Zu Gefängnifftrafe Verurtheilte können wider ihren Willen weder 
zu öffentlichen noch zu folden Arbeiten gebraucht werden, in deren Verrich— 
tung nad) ihren bürgerlichen Berhältnifjen eine Erfchwerung der Strafe für 
fie liegen würde. Der Ertrag der Arbeiten gebührt den Sträflingen nur 
infomweit, als der Veberverdienft, zufolge der Beitimmungen der Hausord⸗ 
nungen, ihnen überlafjen wird. Gefängnißjträflinge, welche die Koften des 
Strafvollzuges ſelbſt beftreiten, können ſich die mit der Gefängnißordnung 
verträglichen Arbeiten oder Beichäftigungen wählen, und deren Ertrag ver: 
bleibt ihnen. — 

Die Strafe der Zwangsarbeit befchräntte diefes Geſetzbuch auf die här- 
teren und leichteren Verbrechen, welche Niedrigleit der Gefinnung voraus: 
fegen und nach der Bollsanficht entehren, beſchränkt wie auf Diebftahl und 
Betrug. 

Hier finden wir ein Abweichen der Geſetzbuches von der biäherigen 
Unterfcheidung der verfchiedenen Strafarten durd die Arten von 
Arbeiten, ferner ein Betonen der Individualifierung im Dienſte 
ber Menſchlichkeit, durch welche eine eigene Strafart für die 
gebildeten Stände, der Feftungsarreft, entbehrlich gemacht wer: 
den follte. 

Baden befchäftigt die im Kreisgefängnik Berwahrten innerhalb des 
Haufes auf eine ihren perfönliden Verhältniffen gngemeffenen 
Weiſe; die im Amtsgefängniffe Verwahrten nur dann, wenn das Ge 
richt dieß im Urtheile befonders verfügt hat, nämlich bei Verbrechen, welchen 
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befondere Bosheit, Eigennub oder fonft eine fchändlihe Gefinnung zu 
Grunde liegt. Hier bedeutet Anhaltung zur Arbeit, Schärfung ber 
Strafe. 

Das Sächſiſche Strafgefetbuch geitattet denjenigen, welche Gefängnip- 
ftrafe in den Gerichtägefängniffen zu verbüßen haben, fofern fie im Stande 
find, außer den Unterſuchungskoſten ihren Unterhalt ſelbſt zu bejtreiten, fich 
eine beliebige, mit der Disciplin des Gefängniffes vereinbare Beſchäftigung 
zu wählen. Diejenigen, melde die Koſten ihres Unterhaltes nicht 
beftreiten fönnen, find, infoweit es thunlich ift, mit einer ihren Kräften 
und perfönlicden Berhältniffen angemefjenen Arbeit zu befchäftigen, von 
deren Ertrag die Hälfte zur Sportelfaffe zu berechnen, die andere Hälfte 
ihnen bei ihrer Entlafjung auszuhändigen ift. 

Auf Sandarbeitöftrafe ift niemals das Erkenntniß zu richten. Bei 
GSefängnißitrafen, welche im Gerichtögefängnifje vollftredit werden, Tann jedoch 
der volljtredende Richter ſolchen Perſonen, welche ihrem Stande nad) Band» 
arbeit verrichten, diefe Strafe durch Handarbeit verbüßen lafjen, jedoch nicht 
über die Dauer von 4 Wochen. 

Solden Perfonen kann der Richter eine Unterbrediung der Strafarbeit 
geitatten, doch find diefelben in jeder Woche mindeflens zur Verbüßung von 
drei Straftagen anzuhalten. — 

Das Anhalten zu den in einem Zuchthaus eingeführten Ar: 
beiten fchrieben vor Preußen, Heſſen, Lübeck, Bayern, Baden, Würtem— 
berg, Sadjfen, jet auch das gemeine Deutſche Strafgefegb. $. 15; Deiter: 
veih, Thüringen, Braunfhmweig berüdjichtigen hierbei die früheren 
bürgerlihen Berhältniffe, die bisherige Beihäftigungämeife, 
und die Bildungsjtufe, während insbefondere dem Preußifchen Strafe 
gefege die Intention zugefchrieben wurde, mit der Zudthausftrafe ab: 
foluten Arbeitszwang ohne Anfprud auf individuelle Berüd: 
fihtigung nad perfönlidhen Fähigkeiten und bisherigen Lebens— 
verhältniffen zu verbinden auf Koften des Principe der Individualis 
firung. 

Näheres in Elert'3 Gutachten in den Verhandlungen des Sechsten 
Deutfchen Juriftentages 1866 und in Ortloff's Gutachten über die Beſchäf— 
tigung der Gefängnißfträflinge 1862. — 

Ueberblidt man die verfhiedenen Arten der Feiheitsftrafen in 
den bisherigen Deutſchen Geſetzbüchern, fo ergiebt fich, daß die Zucht: 
hausſtrafe, die Zwangsarbeit oder Arbeitshausftrafe, nad) einigen Gefegen in 
beitimmten Fällen noch bie jtrengere Gefängnifitrafe der Befchäftigung der 
Sträflinge den Charakter einer Strafarbeit oder Straffhärfung aufprägte. 

Bei den erftgenannten Freiheitsftrafen befteht das Strafübel wefentlich 
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nur in der Sreiheitsentziehung fondern auch in dem Arbeitszwange. Da- 
durch büßt die Arbeit ihre Bedeutung als Beflerungsmittel für jene nicht 
ein, welchen fie Bebürfnig und Mohlthat ift; dagegen erhält fich die Wir- 
fung eines Verſchärfungsmittels der Freiheitsentziehung für jene, welchen 
geregelte Thätigkeit und Arbeitfamkeit Laft und Dual ift. Zu melden Ber- 
fehrtheiten die Auffaffung der Beihäftigung der Sträflinge als einer Ber: 
fhärfung der Freiheitsjtrafe führe, hat namentlih Zugſchwerdt in der 
Schrift: der Vollzug der Freiheitäjtrafe 1867 gegenüber der Anficht nad: 
gewiefen, nad) welcher der Arbeitszwang als ein aus ber Idee ber Ges 
rechtigfeit abzuleitendes nothwendiges Attribut aller Freiheitsitrafen bezeichnet 
wird. Nichtig ijt die Forderung, es fei unter feiner Bedingung zu dulden, 
daß ein Sträfling müffig gehe. Folgt aber hieraus die Nothmwendigfeit 
bes unbedingten Arbeitszwanges? 

In den leihteren Feiheitsftrafen kommt in Deutfchland gegens 
wärtig bie Anficht zu allgemeinem Ausdrud, daß die Erhaltung ber Ges 
fundheit der Sträflinge durch Beihäftigung bedingt, jedoch ein zuchtmäßiger 
Zwang zu Arbeiten bei diefen Strafarten nicht erforderlich, vielmehr die 
Anhaltung unbemittelter Sträflinge zu angemefjenen Arbeiten zum Theile 
in ber Dedung der Koften motivirt fei. 

Auch zeigt fi) in den Beftimmungen über die Wahl der Beſchäfti⸗— 
gungen und bie Verwendung des Arbeitserträgnifles ein Fortfchritt in ber 
Anerkennung des aud im Sträflinge nicht untergegangenen Rechtes der Per: 
fönlichkeit und der darauf beruhenden Zumeifung eines ausreichenden Pe⸗ 
culiums. Go beftimmt der Erlaß des Defterreichifchen Juſtizminiſteriums 
vom 14. Februar 1866, welcher die Vertheilung der Arbeiten nad 
ber Individualität der Sträflinge vorfhreibt und auf die Stei— 
gerung der Erwerbäfähigfeit gebührend Gewicht legt, daß das Ar: 
beitäerträgniß in erfter Linie zur Dedung bes für den Sträfling vom 
Staate gemachten Aufwandes dient, die Hälfte des Arbeitslohnes dem 
Sträfling überlafjen werde, damit er an diefem Ermwerbe den Werth eines 
orbentlichen, arbeitfamen Lebens erkennen lerne. Betragen die Berpflegungs- 
fojten weniger als die Hälfte, fo fällt der Ueberfhuß dem Sträfling zu- 
Die Hälfte feines Ueberverdienftes kann derſelbe zur Anfchaffung der er 
laubten Nebengenüffe verwenden. 


&. 19. 


Die Deutfchen Strafgefeßbücher behandeln die Fälle genau, in melden 
ftatt ber Gefängnißftrafe auf Geldſtrafe zu erkennen ift, auch find 
bei zahlreichen Verbrechen die Strafprohungen alternativ auf beiverlei Straf: 
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arten gerichtet. Das ältere Bayriſche Strafgefegbud hatte die Verwand— 
lung einer Freiheitäftrafe in Gelditrafe verboten. — 

Die Verwandlung diejer Strafarten in förperlihe Züchti— 
gung iſt aufgehoben. Der Abfauf der Gefängnißftrafe durch ein Straf: 
geld ift jedoch nur unter gewiſſen Beſchränkungen bei geringfügigen Straf: 
ſachen, unabhängig von der Wahl des Verurtheilten, nach richterlichem 
Ermefjen zuläffig und es ift bezeichnend für bie moderne Schäßung der 
Freiheit der Perfon, mit weldjem Betrage ein Tag Gefängniß, Arreft oder 
Haft bezahlt werden fann. — 

Das ältere Bayerifche Geſetzbuch beftimmte, daß bei einer Verwand— 
lung ber Geldftrafe in Gefängniß die Summe von 25 Gulden bayerifcher 
Reichswährung einer Stägigen Gefängnißftrafe gleich geachtet werde. Das 
Sadjfen-Altenburgifche Criminalgeſetzbuch fchrieb vor, daß ein Tag Gefängnik 
einer Gelbftrafe von zehn Neugrofchen bis zu einem Thaler je nach den 
Vermögens- oder fonftigen Verhältnifien des zu Beltrafenden gleich zu 
achten it. In Würtemberg foll bei Verwandlung der Geldbußen in Ges 
fängnißftrafe die Summe von Einem bis vier Gulden einer Gefängnißitrafe 
von 24 Stunden gleich geachtet werben. Kann bie zuerfannte Geldſtrafe 
nicht beigetrieben werben, fo muß fie nach dem Geſetzbuche für Seflen- 
Darmftabt im Gefängnig und zwar mit 24 Stunden für jeven Gulden, 
verbüßt werden. In Baden wird bei der Verwandlung von Gelbitrafen 
in Gefängnißftrafen die Summe von Einem bis zu vier Gulden einer 
24 ftündigen Gefängnißftrafe gleich gerechnet. Wenn Geldtrafen den Be: 
trag von 1000 Gulden überfteigen, fo fünnen diefe in Arbeitsſtrafe ver: 
wandelt werben, mobei die Summe von Einem Gulden dreißig Kreuzern 
bis ſechs Gulden der Arbeitshausftrafe von 24 Stunden gleich geachtet 
wird. 

An Preußen follte die an die Stelle einer Geldbuße tretende Gefäng- 
nißftrafe jo beftimmt werden, daß der Betrag von Einem Thaler bis zu 
drei Thalern einer Gefängnißftrafe von Einem Tage gleich geachtet wird. 

Nah dem Antritte der fubftituirten Freiheitäftrafe fann die Abbüßung 
des Neftes nur durch Zahlung der ganzen Geldbuße abgemendet werden. 
Wenn eine zu verwandelnde Geldbuße neben Zuchthaus auszuſprechen tit, 
fo fol die Geldbuße in Zuchthaus, unter Verfürzung der Dauer verman- 
delt werden. Läßt das Geſetz zwiſchen Freiheitsſtrafe und Geldbuße eine 
Wahl, fo ift auf die Geldbuße in den milderen Fällen zu erkennen, mit— 
bin war bei diefer Mahl auf die Bermögensverhältniffe des An: 
gellagten Feine Nüdjicht zu nehmen. — 
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$. 20. 


Das Deutſche Strafgefet; läßt eine nicht beizutreibende Geldftrafe wegen 
einer Uebertretung in Saft ummwandeln. Iſt bei einem Bergehen Geld— 
ftrafe allein oder an erjter Stelle, oder wahlweiſe neben Saft angedroht, 
fo kann die Gelbitrafe in Haft verwandelt werden, wenn die erfannte Strafe 
nicht den Betrag von 200 Thalern und die an ihre Stelle tretende reis 
beitöftrafe nicht die Dauer von 6 Wochen überſteigt. — 

Der Verurtheilte hat ſich durch Erlegung des Strafbetrages, fo weit 
biefer durch die erjtandene Freiheitäftrafe noch nicht getilgt ift, von ber letz⸗ 
teren freizumadien. Bei Umwandlung einer Geldftrafe ift der Betrag bis 
zu 5 Thalern einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleich zu achten. 

Zwei Grundſätze traten in der neueren Gefängnifwiflenfchaft in den 
Vordergrund. Die bloße Zeitdauer giebt der Freiheitäftrafe nod 
nicht einen bejtimmten Inhalt fo wenig wie der Name dieß thut; 
fie erhält erſt dadurd einen bejtimmten Inhalt, daß die wefentliden 
Merimale der Strafeinrihtung und der Straforte feftgeitellt, die Höhe 
und ber Umfang des Strafdrudes bezeichnet und mit Bezugnahme auf bie 
Individualität des Sträflingd zuerkannt werden. Das Syſtem des Voll« 
zuges der Strafen ift daher als ein weſentlicher Beſtandtheil des 
Strafenfyjtemes aufzufaffen, ein eigenes, ins Detail eingehendes 
Geſetz muß die Volljtredungsart der Strafen fo regeln, daß inner 
halb der relativ beſtimmten gfeglihen Grenzen die Individualität der 
Mebelthaten und der Lebelthäter Berüdjichtigung finden kann. 

Dieß gilt vor Allem von den Freiheitsftrafen, welche mehr als jedes 
andere Strafmittel eine qualitative und quantitative Abftufung geftatten. — 

Die Berbejlerungsvorfchläge Hinfichtlih der zweckmäßigſten Ein— 
rihtung der Strafanitalten laffen ſich auf drei Schlagworte zurüd: 
führen: das Vereinzelungsiyiten, das Klaſſifikationsſyſtem mit oder ohne 
Schweiggebot und Sclafzellen, das Progreſſivſyſtem. 

Das Iſolirungs- oder pennſylvaniſche Zellenfyitem ging von dem Grund» 
gedanten aus, daß das Zufammenleben von Sträflingen an Leib und Seele 
verdirbt, was noch zu verheeren ift, und daß ohne befjernde Gefängnißzucht 
die Strafe fruchtlos bleibe. Die urſprüngliche rohe, durch quäferifche 
Askeſis verfälfchte Form der Iſolirung der Sträflinge durch die Einrichtung 
einer arbeitslofen, lebensfremden Wereinfamung, der most rigid and 
unremitted solitude, mußte im Namen der Menschlichkeit bald aufgegeben 
werben. Die Modifikation der Zellenhaft durch Arbeit, häufigere Be: 
fuche, anregenden Unterricht, Spaziergänge im Dienfte der Beſſerung und 
der Gefundheitäpflege wurde ala unabweisbar anerfagnt und erſt von dieſer 
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mit einem rvationellen Umbau der engen ungefunden Sclafzellen in ange: 
meſſene Arbeitäzellen begleiteten Form der Einzelhaft datirte der reforma- 
torifhe Einfluß der nordamerifanifhen Gefängnißkunde auf die civilifirte 
Welt im Geifte des in Deutichland verbefjerten Pönitentiarfyftemes. 
Der Gedanke der nothwendigen Trennung des Sträflingg von anderen 
Verbrechern wurde von den gegen die erften Misgriffe des Solitary: 
Syſtem zu Philadelphia reagirenden Gefängnißgefellihaften zu Bofton und 
New-York modificirt verwerthet. Es follte der Zweck der moralifchen 
Iſolirung der Gefangenen mittelft des Schweiggebotes erzwungen werben 
in Verbindung mit gemeinfamer Arbeit bei Tag und Klafjififation nach der 
Arbeitsfähigkeit. Bei Nacht follte jeder Gefangene auch mechaniſch in einer 
Schlafzelle von Mitgefangenen abgefondert werden. Das ift das Schmeig- 
ſyſtem nach dem Muftergefängnifje zu Auburn, welches fich durch geringere 
Koitfpieligkeit der baulichen Einrichtungen und Beförderung gemwinnbringender 
fabritsmäßiger Veichäftigung zahlreiche Freunde erworben hat, ungeachtet 
fi) das verbitternde ftrenge Schweiggebot bald als illuforifch und die Noth- 
wendigfeit eines zahlreichen Aufpafjerperfonals als theuer und für die Ge- 
fängnißdisciplin nachtheilig erwiefen hat. 

Daran fchließt fich das jogenannte Genfer oder Klafiififationsfyiten 
mit einer problematischen, ftet3 nur experimentellen Abtheilung der Gefange- 
nen nach ihrer moralifchen Beichaffenheit. In der maison de penitence 
follten die erſte Klafje bilden die zur Zwangsarbeit oder zur Einſchließung 
unter erfchwerenden Umſtänden Verurtheilten und die Rüdfälligen. In die 
zweite Klaſſe kamen die zur reclusion ſchlechthin Verurtheilten, in die dritte 
Klafje die Correftionellen, in die vierte Klaſſe die jugendlichen Verbreder 
und die Gebefjerten mit Avancements und Degradationen je nad) dem Ber: 
halten mit Zellenhaft bei Nacht und an Nuhetagen, mit Schweiggebot bei 
Zag in den gemeinfamen Arbeitsfälen. Die kurzzeitige Sfolirhaft bildet 
einen Faktor des Strafvollzuges und fommt als Disciplinarmittel zur An- 
wendung. Diefe Miſchung verſchiedener Elemente des Strafvollzuges ver: 
dient, abgefehen von der Unhaltbarkeit einer moraliſchen Klaſſiſikation der 
Sträflinge, nicht den Namen eines felbftändigen Haftiyftemes. Den Krebs: 
ſchaden der alten Zuchthäufer, die verbrecheriſche Anſteckung und die ver: 
derblichen Kameradſchaften befeitigt diefe Form der Klaſſifikation nur höchit 
unvollitändig, worin eben ein abfoluter Vorzug der nach dem Mufter des 
Bruchſaler Zellengefängnifjes eingerichteten Einzelhaft befteht, abgefehen von 
deren relativen Worzügen in Betreff der individualijirenden Behandlung 
und humanen Schonung der Sträflinge fo wie der nadhaltigeren Nepref- 
fivfraft der Zellenjtrafe. Für die Ausbildung derfelben war wohl Baden's 
Vorgang nad) dem Vorbilde des Zellengefängnifes zu Pentonville am be 
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deutfamften, defjen Beifpiel nicht nur in Preußen fondern auch in Deiter- 
reich das Interefje für das Iſolirſyſtem dauernd angeregt und das Ver— 
ftändniß des wejentlichen Zufammenhanges der Gefängnißbaukunſt mit 
der bejjernden Gefängnißzucht vermittelt hat. — 

Allein noch immer herrſcht die Anficht vor, daß die Einzelhaft nichts 
anderes als eine bejondere Vollſtreckungsweiſe der Freiheitsſtrafe fei, wäh: 
rend die richtigere Auffaffung die Zellenftrafe als den reinen 
unverfälfdten Ausdrud der Freiheitsſtrafe beurtheilt, in deren 
Begriffe das erniedrigende und nur zu leicht entfittlihende 
Moment des Zufammenlebens mit [hlehten Sträflingen nit 
enthalten ift. 

Nicht weil der Beſſerungszweck, wie irrig behauptet wird, der alleinige 
Strafjwed iſt, foll die Einzelhaft alö regelmäßige Form der Freiheitäftrafe 
gelten, vielmehr aus dem Grunde, meil die Freiheitsftrafe ihrem reinen 
Weſen nad durch den Vollzug in gemeinfamer Haft alterirt wird. Alle 
quälende und ſchädliche Zuthat, die dem Gefangenen aus dem Zufammen: 
leben mit verworfenen Sträflingen erwächſt, ift unverdient, ein Unrecht an 
der fittlihen Unverfehrtheit und Erhaltung der bejjeren Sträflinge. — 

In der neueren Entwidelung des fontinentalen Gefängnißweſens wurde 
auf Transaktionen zwischen der Trennungs- und Gemeinſchaftshaft zurück— 
gegriffen, zu welchen fi ſchon 1845 die Boftoner Gefängnißgeſellſchaft her: 
beigelajjen hatte. Seither befteht das noch ungelöste Problem einer allge 
mein anwendbaren, glüdlichen Verſchmelzung beider Haftmethoden, als deſſen 
fojtbarfte Früchte die Neformverfuche mit Mittelftufen der Strafovll: 
ftrefung bis zur unbedingten Entlafjung des Sträflings bezeichnet werben 
fönnen. 

Mehrfeitig wurde bereits der gefhihtlihe Zufammenhang des 
Gedankens eines progreffiven Strafvollzuges mit der englifchen 
Zransportationsjtrafe nahgemwiefen auf Grund bes fogenannten 
Probationsſyſtems. Diefes Probefyitem hatte die Transportation zu feiner 
Vorausſetzung. Die Zellenhaft zu Wentonville in London war nur eine 
probatorifhe Durchgangsſtation zur Straflolonie mit Verbannung 
aus dem Mutterlande und Anmweifung auf ein neues Leben in der 
Fremde. 

Schon zur Zeit des erſten Transportes nach Van Diemensland kam 
es zu einer Uebergangsſtation auf Portland von der Einzelhaft zur gemein⸗ 
famen Zwangsarbeit im Interefje einer leichteren Klaſſifieirung. Doc er 
probten fi) die Strafitadien, Arbeiterfompagnien, Führungspaß, Urlaub: 
ſchein in den Händen der englifchen Verwaltung nicht, obgleich für die fich 
gut verhaltenden Sträflinge zu Portland und Durtawor special service 
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classes errichtet wurden, freier disciplinirte, an die fpäteren irifchen Zwifchen- 
anftalten erinnernde Arbeitstlaſſen. England ließ 1857 die Transpor— 
tation ala Strafmittel fallen. Die neue Strafart der penal servi- 
tude der Strafknechtſchaft in Berbindung mit furzzeitiger Zellen 
haft follte diefelbe erfegen. Die Parlamentsakte for secundy punishment 
ermächtigte fogar zu einer Nachbeſtrafung mitteljt Verlängerung der 
urtheilamäßigen Strafzeit für Unverbefjerlihe. — 

Erntliche Beachtung verdient das fogenannte irische oder Crofton ſche Sy: 
ſtem der Zwiſchengefängniſſe, intermediate prisons, deſſen Grundgedanfe in 
der allmäligen Heranbildung des Sträflinges zur Freithätigfeit und Selbjtän- 
digkeit bejteht, beziehungsweife in der Stärkung der Widerſtandskraft gegen 
Verjuchungen durch Vorrüdung von der Einzelhaft in leichtere Strafitadien 
mit Gemeinſchaftshaft. Die Zwifchenanftalten follten den Uebergang aus 
dem Gefängnifje zur völligen Freiheit vermitteln, das Vlistrauen der Ge- 
jellihaft gegen erprobte entlafjene Sträflinge beheben und dadurch ben- 
jelben den Weg zu einem ehrliden Forkommen bahnen. Diefe neue Form 
beö graduirten Strafvollzug hat drei räumlid) getrennte Stationen. 
— Zuerjt furzzeitige Einzelhaft ind Worbereitungsftadium für die gemein- 
fame Zwangsarbeit in Klafienabtheilungen, dann die Zwifchenanftalt ohne 
Disciplinaritrafen, an welche fih im Wege der Begnadigung, nicht ale 
ein Rechtsinſtitut, die bedingte oder unbedingte Freilaffung der gebefierten 
Sträflinge anfchließt, infofern eine Zurüdverfegung in frühere Strafitadien 
nicht eintreten muß. Folgerichtig ſchließt die Abftufung der Straffnecdt- 
haft mit der fogenannten Beurlaubung (ticket of leave), die fich in 
Irland ſchon aus diefem Grunde auch ungleich befjer bewährt wie in Eng: 
land. — Den Arbeiten von Mittermaier, v. Holtendorff, v. Groß, 
Sohn, Elvers u. a. verdankt unfere Literatur intereffante Studien über 
die Anwendbarkeit der Grundfäge des iriſchen Strafvollzuges auf 
deutſche Verhältniffe. 

Die Literatur begünftigt gegenwärtig den Fufionägedanfen einer 
weder ausſchließlichen Ifolirhaft noch ausſchließlichen Gemein- 
Ihaftshaft fo wie die Idee der Strafvollftredung in verſchie— 
denen Strafjtufen mit dem Abſchluſſe durch eine vorläufige Ent: 
laffung der bejjeren Sträflinge, obgleich die Zellenftrafe in den wenigen 
beutfchen Ländern, welche ſich zu einer rationellen Durdführung der: 
felben aufgefhwungen haben, für mehrere Kategorien von Sträflingen 
große Borzüge nahmweifen kann. Auch fpricht für die gefeglihe Aufnahme 
ber Zellenftrafe in das deutfche Strafenfyftem das moralifhe Gewicht der 
Rechtsüberzeugung des achten deutfchen Juriſtentages. So lange aber die 
erforderlichen Zellengefängnißbauten in genügender Zahl nicht her= 
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geftellt find, läßt es fich nicht gutheißen, die Zellenftrafe im Gefegbuche 
als die regelmäßige Yreiheitäftrafe anzuerfennen, weil die Strafpraris 
diefer bloß auf dem Papier jtehenden Regel täglih entgegenhandeln 
müßte. — 

Sehr beachtenswerth find die landwirthſchaftlichen Strafitationen 
und die fogenannte Aderbaufolonie für jugendliche Verbrecher. Je 
größer die Noth an freien landwirthſchaftlichen Arbeitern wird, 
defto mehr empfehlen fih Urbarmadhungen, Holzarbeiten in abge 
legenen Walvdiftritten, Flußregulirungen durdh auswärtige Gefan— 
genenjtationen, wie foldhe in Bayern, Sadfen, Preußen mit nicht ge 
ringen Vortheilen für die Gefundheitspflege und Hebung der Erwerbsfähig— 
feit der Sträflinge bejtehen. — 

Beringe Aufmerkfamfeit hat bisher die deutſche Miffenfchaft ver Grün- 
dung von Berbrederfolonien gewidmet. Literariſche Nachweiſungen 
gaben Mitiermaier, Julius, Hudtwalfer, Roſcher, der Bericht der Novara- 
erpedition, vor Allem v. Holgendorff in der Schrift über die Deportation 
ala Strafmittel in alter und neuer Zeit 1859. 

Die Deportation, im Römifchen, Engliſchen, Franzöfifhen, Ruffi- 
chen Rechte als ein ſchweres, dem Hange nad) der Todesjtrafe nahe jtehen- 
des Strafmittel in verfchiedener Ausgeftaltung benügt, ift in Deutſchland 
fo gut wie fremd geblieben, abgefehen von einigen verunglüdten Anläufen 
in Defterreih und in Preußen, welches 1802 die Deportation nad) Sibirien 
in Betracht nahm, ohne davon Gebrauch zu machen. 

Die Vorausfegung diefes Strafmittels ijt ein vom Mutterlande 
entferntes, für fich abgefchlofjenes, nur für Deportirte angewiefenes 
Gebiet, in weldem die Sträflinge unter ftrenger, auf Beſſerung berechneter 
Disciplin zuchtmäßigen Arbeiten unterworfen werden, mit Vorrüdung der 
bejjeren Züchtlinge in Zmifchenanftalten und allmäliger Aufhebung der 
Straffnehtfchaft bis zur Rehabilitation als freier, vollberechtigter Colonift. 
Der Miscredit, in welchen die Deportation als Strafmittel gerathen ift, 
betrifft nicht das Princip, vielmehr die verfehlte Einrihtung und 
Verwaltung. Gemeinfam mit allen übrigen Freiheitsftrafen in weiterem 
Sinne hat die Deportation die Theilbarkeit der Zeit nad umd die 
Möglichkeit einer Verbindung mit dem Arbeitszwang; nur ift 
fie durd) eine längere Strafdauer und zugleich ftrengere Disciplin bedingt. 
Eigenthümlih ift ihr der untheilbare Beitandtheil der Entfernung von 
dem Mutterlande und der lebenslänglihe Verluft der Freizügig- 
feit des entlafjenen Sträflinges in der Colonie. Gerade das pſychologiſch 
und ftrafpädagogifch fo wihtige Moment der weiten Entfernung ala 
ftrafrechtliches Präcipuum fpriht gegen die Verwendung der nah gelege- 
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nen Dalmatinifhen Infeln. Mit der Verleugnung der Ausftoßung des 
Verbrechers als eines ftrafrechtlich gefonderten felbjtändigen Beſtand— 
theils fchwerer Freiheitsftrafen hört die Deportation, die nad ihrer 
einmaligen Vollſtreckung erſchöpft ift, auf, eine felbjtändige kriminelle 
Freiheitsftrafeneben den übrigen mit Iwangsarbeitverfnüpften 
Freiheitsitrafen darzuftellen. Was ihr aber einen hohen Werth ver: 
leiht, ift der entjchieven vollzogene Brucd mit der Vergangenheit 
für den Verbreder und die Aussicht auf ftetige Verbefferung feiner 
Lage durd Wohlverhalten. — 

Hingegen haben die Verweifungsitrafen des heutigen Rechtes nur 
den Charakter polizeiliher VBerwaltungsmaßregeln. Der neue 
Italieniſche Strafgefeentwurf kennt die Confinirung und die Verbannung, 
esilio. Der Berbannte hat 20 Kilometer von feinem und des Verletzten 
Wohnort entfernt Aufenthalt zu nehmen. Urtheilsmäßig kann demjelben 
das Betreten des Auslandes verboten werden! — 

Die dem gemeinen Rechte befannte Verſtrickung, Gonfination, die 
zwangsweife Aufenthaltsanweifung mit Polizetaufficht, ift in den neueren 
Bejegbüchern auf die Stellung unter Polizetaufficht befchränft worden. 
Auch die Internirung ift eine Freiheitsbeſchränkung, welche im Interefie 
des Schußes der perfönlichen Freiheit Niemanden ohne rechtlich begründete 
Verpflichtung auferlegt werden darf. Beide Formen der Eingrenzung heben 
die Freiheit des Wechſels des Aufenthaltäorts auf. 

Formell in den neuen Geſetzbüchern befeitigt, find fie in der Einrich— 
tung der Stellung unter Polizeiaufficht überhaupt, in dem Inftitute der 
bedingten Entlaffung insbeſondere in milderer Gejtalt wieder aufgelebt. 
In Defterreich ijt durch das Verfaffungsgefet verbürgt, dak Niemand 
ohne rechtlich begründete Verpflichtung internirt oder confinirt werde, daß 
Niemand außer den durch ein Geſetz bezeichneten Fällen aus einem be: 
ftimmten Orte oder Gebiete ausgewiefen werden, daß zum Behufe der poli- 
zeilichen und zollämtlihen Aufjiht von den Organen derjelben Hausdurd)- 
fudungen nur in den durch das Geſetz bejtimmten Fällen vorgenommen 
werden dürfen. — 

Nach dem Deutfhen Reihsjtrafrehte kann neben einer Freiheits— 
itrafe in den durch das Geſetz vorgefehenen Fällen — auf die Zuläffig: 
feit von Polizetaufficht erfannt werden, $. 38. Das Marimum ift 5 Jahre. 
Die höhere Yandespolizeibehörbe verhängt dieſe Nebenftrafe. Nach dem 
Preußifchen Strafgefeße konnte dem unter Polizeiaufſicht Gejtellten der 
Aufenthalt an einzelnen bejtimmten Orten von der Landespolizeibehörde 
unterfagt werden. Gegen verurtheilte Diebe, Räuber, Hehler durfte die 
Ortöpolizeibehörde den Befehl erlajien, während der Nachtzeit in ihrem 
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Wohnorte und ſelbſt in ihrer Wohnung anweſend zu fen. Nach dem 
Bayerifhen Strafgefege fann dem unter Polizeiaufſicht Bejtellten das 
Betreten gewiſſer Häufer, Anftalten, Pläte oder Bezirke, fowie der 
Aufenthalt in einzelnen bejtimmten Gemeinden, feine Heimathsgemeinde 
ausgenommen, unterfagt werden, fallö feine Anweſenheit daſelbſt gefährlich 
erfcheint. Gegen Diebe, Räuber, Erprefier, Hehler ift auch das Verbot 
zuläfjig, während der Nachtzeit ihren Wohnort und ihre Wohnung ohne 
Erlaubniß verlafjen zu dürfen. 

In Lübel muß der Verurtheilte der Polizei feine Wohnung und jede 
Veränderung derjelben anzeigen, ihr auf Verlangen ſtets über feinen Er- 
werb Auskunft geben u. f. w. 

In Sachſen wird der Sträfling vor feiner Entlafjung über feine 
Wünſche beireffs des Aufenthaltsortes befragt, nach gepflogenem Cinver: 
nehmen mit der dortigen Wolizeibehörde wird bejtimmt, ob der Sträfling 
in den gewählten Drt zu entlafjen fer oder nicht. Ausnahmsweiſe kann 
die Anftaltsdireltion felbit die Verweifung in den Heimathsort ablehnen 
bei Beſorgniß der Nüdfälligkett. Den Gemeinden fteht ein Widerfprud 
nicht zu. 

Als Gründe anzuerfennender polizeiliher Bedenken himfichtlich des 
gewählten Aufenthaltsortes find in Sachſen anzufehen: Vermeidung 
der Rückkehr in frühere nachtheilige VBerhältniffe, Verbindungen mit Com: 
plicen, ungenügende Urbeitögelegenheit u. dal. Der Umzug eines Beur- 
laubten aus dem gewählten Urlaubsorte nad) einem anderen Orte bedarf 
der polizeilichen Erlaubnif. Diefelben fünnen zu Neifen im Inlande bis 
zu drei Tagen Dauer von der Ortöpolizeibehörde Erlaubniß erhalten; aud) 
zu längeren Reifen kann die Kreisdireltion ihnen Legitimationen ertheilen. 
Entjcheidend für die ftrengere oder fchonendere Ueberwachung ift die Dua- 
lität des Zeugnifjes der Anftaltsdireftion bei der Entlafjung. 

Die neuen Strafgefegbücher beftimmen die Fälle, in welchen die Stel: 
lung unter Polizeiaufſicht zuläfjig tft, die längſte zuläflige Dauer derfelben 
und die jtatthaften Ueberwahungsmaßregeln. Dadurd wird dieſe die per: 
ſönliche Freiheit und den Ruf aefährdende Mafregel zunächſt aus den 
Händen der Polizei in jene des Gerichtes gelegt, infofern fie Folge der 
Verurtheilung wegen einer ftrafbaren Handlung iſt. Dieſe Straffolge ift 
nad Art. 36 des Bayerischen Strafgefeges nur dann zuläflig, wenn 
das Strafgericht in dem Strafurtheile die Statthaftigfeit diefer Maßregel 
ausdrüdlich ausgeſprochen hatte. Diefer Ausfpruch iſt bei jeder Verur: 
theilung wegen eines Verbrechens, bei der Verurtheilung wegen Vergehens 
oder Uebertretungen nur in den vom Gefete bejtimmten Fällen zuläffig- 

Erſt unter diefer Vorausfegung kann die Polizeibehörde die Stellung 
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des Verurtheilten unter WBoltzeiaufjiht verhängen, wenn fie es den Ber: 
hältnifjen angemejjen findet. Eine Verlängerung derfelben über zwei Jahre 
nad) erjtandener Strafzeit iſt unzuläſſig. Das Necht einer Abkürzung der 
Dauer der Polizeiaufſicht ift bei Proben der Bejlerung der Dijtriftöpolizei= 
behörde eingeräumt. Durch ſolche Beltimmungen jind die Gefahren des 
Misbrauds diefer drüdenden Mafregel wefentlich vermindert, allein die Art 
der Ueberwachung geht viel zu weit, wenn fie den entlafienen Sträfling 
der Freizügigkeit beraubt, mit Meldungsverpflichtungen einfchnürt und fein 
ehrliches Kortlommen hemmende oder vereitelnde Kontrollen ausübt. Ins 
ſoweit dieſe polizeilichen Heberwachungsmaßregeln die Rehabilitation des 
entlafjenen Sträflinges hindern oder erfchweren, jind fie vom ftrafrechtlichen 
Standpunkte aus ſchlechthin zu verwerfen. — 

Das frühere maſſenhaft gebraudte Strafmittel der Landesver— 
weifung, weldes durh den Mangel an Strafgefängniffen in den 
zerrifjenen Duodezitaaten Deutjchlands nothwendig war, kommt heute 
nur als Zuſatzſtrafe für Auslander in Anwendung. 

Erſt im Anfange des vorigen Jahrhunderts wurde die Schädlichkeit 
diejes Strafmittels gegen Inländer allgemein erlannt. Nad dem Preu— 
Biihen Edikt vom 18. April 1796 follte dafjelbe nur gegen Landftreicher 
und ohne Abſchwörung der unfinnigen Urphede jtattfinden. Die Unrecht: 
mäßigfeit der Yandesverweifung wird feit Kleinſchrod kaum mehr erörtert, 
zumal jie als Strafmittel entbehrlidy geworden it. — 

Nur Hinfihtlih der politifhen Verbrecher wollen einige bie 
Strafe der Verbannung wieder aufleben laſſen als ein zweckmäßiges, ja als 
allein bejtes Mittel, mit der Korderung an den Staat, den freiwillig 
erilirenden unbemittelten Berbrechern eine jährlihe Penſion zu präjtiren. — 
Allgemein wird die Landesverweifung als eine Sauptitrafe misbilligt im 
Hinblicke auf die Störung der völlerrechtlichen Staatengleichheit, falls nur 
der eine Staat feine Verbrecher über die Landesgrenze treibt, Der andere 
nit. Dazu kommt, daß der Sträfling im Auälande, unter ihm fremden 
Verhältnijien, oft ſchwer die Mittel zum Unterhalte findet und dann durch 
die Nothlage zu neuen Verbrechen beftimmt wird, ganz abgejehen davon, 
daß der Staat durch die bloße Entfernung des Uebelthäters aus dem Gel: 
tungsgebiete feines Strafgefeßes auf die Erfüllung der mit der Strafe ver: 
fnüpften Zwede, den Sicherungszwed etwa ausgenommen, Verzicht leiftet. 

Das Bayerifche Strafgefeg unterfcheidet zwei Arten von Landesver— 
weifung, die einfache DBerweifung der Ausländer nad erjtandener Strafe 
und die Ueberlieferung des abgeitraften Ausländerd an feine Obrigkeit, fo: 
fern dies gefchehen kann. — 

Sit derjenige, gegen welchen die Stellung unter Polizeiaufſicht zu er: 
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fennen fein würde, ein Ausländer, fo ift nad Preußiſchem Strafgejet gegen 
denfelben, anjtatt der Stellung unter Polizeiaufjiht, auf Landesverweifung 
zu erfennen. 

Angehörige eines anderen zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Staats 
find nad) der Bundes-Verfafjung vom 26. Juli 1867 Art. 3 als Inländer 
zu behandeln, fobald fie in Preußen fich befinden, daher gegen einen ſolchen 
Nicht: Preußen in Preußen allenfalls auf Polizeiaufficht, nicht auf Lan— 
desverweiſung zu erkennen iſt. — 

Nah dem Deutfhen Strafaefegbuh hat die WBolizeiaufficht auch die 
Wirkung einer facultativen Vermeifung aus dem Bundesgebiete. $. 39. 

Die Vermeifung aus einem einzelnen Orte oder Gebiete im Inlande 
läßt ſich höchſtens als polizeiliche Maßregel neben einer anderen Strafe redht- 
fertigen. 


Siebenter Abjchnitt. 
Die E9renflrafen. 


— 


Literatur: v. Wid, Weber Ehrenftrafen. 1853. — Wahlberg, Die Ehren: 
folgen der ftrafgerichtlichen Verurtheilung. 1864. — Geyer, Oeſterr. Ge: 
richtsztg. 1863. — Zugihwerdt, Echärfungen der Kreibeitsitrafe. 1865 
— Glafer, Studien zum Strafgeſetz-Eutwurf. 1871. 


8. 21. 


Die Lehre von den Chrenjtrafen iſt noch nicht hinreichend geflärt. 
Während im antifen Staate die Ehre als ein Beitandtheil des vollberech— 
tigten Staatsbürgerthums aufgefaßt worden ift und in diefem Sinne die 
Staatögewalt über die Ehre der Staatäbürger fchalten und walten konnte, 
erfcheint im modernen Staate der Chrbegriff zunächſt durch die öffentliche 
Meinung von der Achtbarfeit des Menſchen im Gemeinleben bedingt. Die 
Ehre erfcheint uns als der Abglanz des wirklichen oder vermutheten Wer: 
the3 einer Perfon in den Augen der Anderen. Weder die Selbftahtung 
nod die allgemein menſchliche Geltung als Verfon allein gehören dem Ehr: 
begriffe mejentlih an. Sie find nur Vorausfegungen der Ehre, nicht die 
Ehre jelbit. 

Aus der Abhängigkeit des Selbitgefühles von der Meinung 
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Anderer entfpringt das Streben nad perfönlidher Geltung in dem 
Urtheile der gefelfchaftlihen Umgebung und dieſes Streben iſt das Ehr— 
gefühl. Jeder fühlt jich getrieben, befannt und anerfannt, beachtet und 
geachtet zu fein. Siernach bildet die Erweiterung des Gelbitgefühles in 
dem Vorſtellungskreiſe der beurtheilenden Gemeinschaft, welcher der Beur: 
theilte eingegliedert ift, die Anerlennung perfönlicher Geltung in dem Ges 
meinleben einen wefentlicen Beitandtheil der Ehre. Die fogenannte ange: 
borene Menfchenwürde ift fein Beftandtheil der Chre, fie fann auch dem 
Ehrlofen nicht entzogen werden. Die Ehre, die Einer hat als Ehrgefühl, 
ift die Erkenntniß feines idealen Gehaltes, die Chre, die er genießt, ift Die 
Anerkennung diefes feines idealen Gehaltes. Die Ehre ift hiernad) ein durch 
das Verhältniß der Perfönlichleit zu dem Gemeinleben bedingter moraliſch— 
focialer Begriff, welchen wir al3 die moralifche Geltung eines Menſchen in 
der äußerlich erfcheinenden Meinung Anderer bezeichnen Zönnen. 

Den öffentliden Glauben an die moraliiche Ehre eines Menfchen 
nennen wir Unbefcholtenheit oder guten Namen. Diefer moralifc 
fociale Ehrbegriff hat als folder Teine unbedingte Beziehung auf die 
ftaatäbürgerlihe Geltung und Vollberehtigung. Nicht immer ift 
diefe der richtige Nenner des moralifch-focialen Werthes ihres Trägers. Die 
Beariffe von Ehre und Schande beruhen auf dem allgemeinen, im Ge: 
meingeijte des Volkes wurzelnden moralifchen Urtheil, und inſoweit 
die Rechtsordnung des Staates ſich auf diefes Urtheil ſtützt, die Achtbarkeit 
und Ehrenmerthheit zum Beſtehen und Genufje der Rechte vorausſetzt, hat 
mittelbar der moraliſch-ſociale Ehrbegriff zugleich eine beſtimmte Beziehung 
auf das rehtlihe Urtheil des Staates über die bürgerlic-politifche 
Geltung einer Perſon. 

Die rechtliche oder politifche Ehre ift die Anerkennung ber vollen 
Rechtsfähigfeit von Seite des Staates. Nicht alle Rechte, namentlich, 
nicht die reinen Privatrechte fegen zu ihrem Beitehen und Genufje 
moralifche Ehre oder Unbefcholtenheit voraus. Gin Ehrlofer kann die 
Rechte des Eigenthümers, des Werpächters, des Chegatten, des Erben u. dgl. 
ausüben. Im Allgemeinen ftehen nur die öffentlichen Rechte mit der 
Ehre in inniger MWecfelbeziehung. Im engeren Sinne bedeutet die 
rechtliche oder politifche Ehre daher den Inbegriff der von der Unbefcholten: 
heit abhängigen öffentlichen Rechte. 

Wegen diefer wefentlih publiciftifhen Bedeutung der Ehre findet 
mithin das Inftitut der CEhrenfolgen der ftrafgerichtlihen Verurtheilung 
feine richtige Stellung bei den öffentlichen Rechten. Hiernach follen zur 
Strafe oder als Folgen einer auf einem entehrenden Verbrechen ſich grün: 
denden Strafe nur öffentliche Rechte oder jogenannte Ehrenrechte entzogen 
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werben. Der moderne Staat fann zwar Nechte und namentlih Ehren: 
rechte, bürgerliche wie politifche, nicht aber die Anerfennung der Adt- 
barfeit in der vom Staate unabhängigen öffentliden Meinung 
fraft des Geſetzes entziehen. 

Nur wenn das Volfsrechtsbewußtfein und die Neberzeugung der Wiffen: 
Ichaftlihen im Lande mit dem Geſetze über die entehrenden Strafen in dem 
rechten Einklange ftehen, wird die Macht der öffentlihen Meinung die Ur: 
theile der Staatögerichte über die Hechtöfolgen der entehrenden Verbrechen 
mit ihrem moralifchen Gewichte unterftügen. Die Beraubung fämmtlicher 
bürgerlichen Rechte, der bürgerliche Tod, ift durch den Fortſchritt der Ge- 
fittung und Nechtäbildung bereit3 unmöglich geworden. Die heutige Straf: 
gefeggebung verhängt nur den Verluft oder die Schmälerung der bürger: 
lichen Ehrenrechte. Die früheren Nömifchen und Deutfchen Ehrenftrafen 
Infamie, Ehr: und Nechtlofigkeit find wefentlich von den heutigen 
verſchieden, allein immerhin genügt die bloße Thatfache, daß ein Mann 
nicht im Bollgenuffe der Chrenrechte ftehen darf, um eine Vermuthung 
gegen deſſen Vertrauenswürdigkeit und Ehrenhaftiafeit zu erzeugen. 
Schon Beccaria und fpäter namentlih Michaelis und Grolmann ver: 
warfen alle bürgerlich verderbenden Strafmittel. Wer vor dem 
Publifum niederträchtig behandelt und Allen als verächtlich dargeftellt wird, 
muß beinahe mehr als menſchliche Kräfte befigen, wenn er nit 
aud niederträdtig und veräctlicd werden foll. Grolmann red): 
nete hieher alle Strafen, welche durch das Medium der Saut wirken oder 
in einem Anhalten zu roheren, bloß mechanifchen Arbeiten beftehen. — 

Die Anfihten über die richtige, dem Vollsbemwußtfein entfprechende 
Behandlung der Entziehung der bürgerlichen Ehrenrechte gehen noch vielfach 
auseinander. 

Darüber befteht Webereinjtunmung der Meinungen, da alle fchon 
ihrer Qualifilation nad) einen das Chrgefühl erftidenden oder doch ab— 
ftumpfenden Charakter einfchliegende Strafmittel oder Strafverfhärfungen 
wie Kettenftrafe, öffentliche Ausjtellung am Pranger, Brandmarfung, för: 
perliche Züchtigung u. ſ. w. unbedingt abzufhaffen find, ferner, daß dort, 
wo Ehrenftrafen für unentbehrlid gelten, die Verluſte oder Schmälerungen 
der politischen oder jtantsbürgerlichen Nechte, der Dienſt- oder Amtsrechte 
fraft des Geſetzes oder urtheilsmäßigen Straferfenntniffes nur mit der 
Strafe für folde Handlungen verlnüpft werden dürfen, melde vermöge 
ihrer inneren Bejchaffenheit als entehrend anzufehen find, auf einer ver: 
ächtlichen niedrigen Gefinnung beruhen, daß jedoch der Staat von feinem 
Standpunkte aus auch bei anderen, namentlich politifhen Ver: 
brechen, deren Einfluß auf den Verluſt fo wie auf Fähigkeit zur Er: 
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Erlangung beftimmter Chrenrechte beitimmen, die Bedingungen der unge 
fchmälerten bürgerlichen Ehre feſtſetzen dürfe, endlich daß dem erfennenden 
Richter freiftehen mühe, in einzelnen Fällen alle oder einzelne Ehren: 
rechte vorzubehalten oder die Fortdauer der Unfähigkeit zur Wieder: 
erlangung der ſtrafweiſe entzogenen Nechte auf eine aefetslich relativ beftimmte 
Zeit auszufprechen. 

Nicht nur die befhimpfenden Ehrenfirafen, auch die bloß beſchä— 
menden werden von der heutigen Strafpolitif verworfen, wie die Ehren: 
erklärung, die Abbitte, der Widerruf, die Kirchenbuße. — Die 
Abbitte und der Widerruf, in Preußen 1811 befeitigt, jo wie tie Ehrener: 
flärung finden nur nod; aus dem Geſichtspunkte einer freiwilligen Privat: 
aenugthuung ihre geeignete Stelle in der Xehre von den Ehrverletzun— 
gen. Derartige erzwungene Erklärungen haben problematifchen Werth. 

Das auf der tiefiten Stufe der Strafenffala ftehende Uebel 
des gerichtlichen Vermweifes, in Würtemberg 1839 abgefchafft, eignet fich 
hauptfächlicy nur ala Disciplinarftrafmittel. Im Defterreichifchen Straf: 
geſetzbuche wird nur in zwei Fällen davon Gebrauch gemadt. In Sadjfen 
findet ein Verweis ftatt, wenn der Nichter auch das geringite Maß der 
geringiten Strafen unter den befonderen Umſtänden des Falles 
nicht angemeffen findet. Motiviren ſolche Bagatellfälle die Beibehal- 
tung eines problematifhen Strafmittels? Hingegen empfiehlt ſich die 
öffentlihe Befanntmahung des Strafurtheiles wegen Ehr— 
verlegungen und Verleumdungen auf Koften des Verurtheilten, falls 
diefe der Beleidigte bei dem ungenügenden Ehrenſtrafſchutze des heutigen 
Rechts verlangt. Weber die Kirchenbuße it Fein Wort mehr zu ver: 
lieren. Im Sadjfenfpiegel heißt es: der Pabſt mag uns fein Recht feten, 
wodurch er unfer Yandredt fränfe — 

In allen anderen Punkten giebt es abweichende Anfichten, wenn gleich 
alle von der Vorausſetzung auägehen, daß die Verbeſſerung des Spitemes 
der Chrenfolgen ein reformirtes Strafenfyftem, beziehungsmeife eine voll: 
ftändige Umgeftaltung der bejitehenden Strafanftalten noth: 
wendig made. Der Staat darf die FFreiheitäftrafen nicht in einer fol- 
hen Art und Weiſe vollitreden, wodurd fie in der Meinung des Publi- 
kums fchon thatfählich zu einer entehrenden Strafe wird. Nicht 
einmal jene Art der Freiheitsſtrafe, welche lediglich ehrlofe, verächtliche Ver: 
brecher trifft, foll das Gepräge der Erniedriaung und Shmad an 
fi tragen, weil nicht der Strafvollzug, vielmehr nur das auf 
einet fhändlihen Gefinnung beruhende Verbrechen entehrt; 
„Le crime fait la honte et non pas l’öchafaud“. Eben fo wenig darf man 
die Aberfennung der Ehrenrechte unbedingt mit der Verurtheilung zu 
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einer gewiffen Art der Freiheitsſtrafe verfnüpfen, wenn dieſe nicht einzig 
und allein für entehrende Verbrechen angedroht ift. 

Für die Durchführung diefer modernen Forderungen ift dad Einzel: 
haftſyſtem wie fein anderes Haftſyſtem geeignet. Der Kreböfchade der 
alten Zuchthauswirthichaft bejtand eben darin, daß das ſchon an 
fihb entehbrende Jufammenleben, das Bufammengefeffen- 
fein mit den verworfeniten PVBerbredern — dem Strafvoll: 
zuge im Zudthaufe den Stempel unauslöfdhliher Erniedri- 
gung und Entehrung aufgebrüdt hatte, während in der Frei: 
heitsjtrafe an und für fih, zumal in ihrer angemeffenften 
Form der Einzelhaft, noch feine Entehrung liegt. Richtig ift es 
daher, die Ehrenfolgen nit abfolut an die Strafart zu fnüpfen, 
wenn es fi auch praftiih als eine Vereinfachung des Strafenfyftemes 
empfiehlt, daffelbe fo einzurichten, daß eben nur entehrende Verbrechen mit 
einer beftimmten Strafart, mit der Zuchthausftrafe beitraft werden, fo daß 
dann fchon kraft des Gefetes Ehrenfolgen mit der Berurtheilung zum 
Zuchthaus verbunden find. Immer bleibt zu erwägen, daß im Durchfchnitte 
friminelle Sträflinge hinſichtlich Charakter, intelleftuellem und fittlichem 
Gehalt höher ftehen wie die zuchtpolizeilichen Gefangenen. — 

Da es vielfache pfychologifche Unterfcheidungen in der Kafuiftit einer 
im Allgemeinen ala entehrend geltenden Verbrechensgattung giebt, melde 
ausnahmsweiſe je nad der Individualität der Webelthat und des Uebel- 
thäter8 aus Feiner ehrlofen Gefinnung hervorgegangen find, fo ift e8 ein 
Gebot der Gerechtigkeit in folchen Fällen dem Richter das Recht ein- 
zuräumen, die Ehrenrechte vorzubehalten. Zur Vereinfachung der 
Strafpraxis wird es fich empfehlen, für diefe Fälle alternativ Zuchthaus 
und eine feine Chrenfolgen nad) fich ziehende Strafart anzudrohen. — 

Die Begründung diefer Anficht lient nahe. Die bisherige Zucht— 
hbausftrafe verliert ihren individuellen Charafter, wenn ber 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenredhte mit diefer Strafart nur falultativ 
verbunden ift. Die Verurtheilung zur Zuchthausftrafe entehrt in der 
öffentlihen Meinung, mag auf fie mit ober ohne Verluft der Ehren- 
rechte erkannt worden fein. Inkonſequent und das Ehrbemußtfein verwir- 
rend erfcheint ed, neben der Gefängnißitrafe facultativ Ehrenrechte aberkennen 
zu lafjen und mit der Zuchthauäftrafe Chrenfolgen nicht obligatorifch zu 
verbinden. 

Preußen verhängte den Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte für immer, 
dagegen wird die Unterjagung der Ausübung der Ehrenrechte nur für die 
Zeit von 1 bis zu 10 Jahren beftimmt. Oldenburg, Lübeck hatten die 
Lebenslänglichkeit des Verluftes der bürgerlichen Ehrenrechte abgefchafft. In 
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Bayern tritt in Folge der rechtöfräftigen Werurtheilung zur Todes: ober 
Zuchthausſtrafe kraft des Geſetzes der Berluft von Aemtern, Dieniten, 
Mürden, Auszeihnungen und allgemeinen Rechten auf unbeftimmte Zeit 
ein. Ein eignes Rehabilitationsgefeg vom 10. Juli 1861 regelte die Auf: 
hebung der Straffolgen. In vielen Fällen, wo Chrenftrafen bei Vergehen 
zuläffig find, darf der Richter von den im Art. 28 bezeichneten Ehrenfolgen 
entweder alle oder einzelne ausfprechen. Wird der Vollzug einer Gefängniß- 
firafe im Zuchthaufe angeordnet, fo trifft den Sträfling z. B. die Straf: 
folge der Eidunfähigfeit nicht, meil er fein Zuchthausfträfling iſt! Art. 18 
Abf. 3. Art. 31. Ungleich ift in der Deutfchen Gefetgebung die Beant- 
mwortung der Frage nad dem Maß der Chrenitrafen. Haftet der Malel, 
welchen ein entehrendes Verbrechen und Zuchthaus zurüdlaffen, nicht zeit: 
lebens ala eine unauslöfchliche Brandntarf an dem entlafjenen Sträfling? 
Wird durch die geſetzliche Beftimmung bloß zeitlicher Chrenfolgen nicht das 
koftbare Hut des Chrgefühles im Volke verfälfcht, wenn ein auf 5 oder 
10 Zahre von allen Chrenrechten, von öffentlichen Funktionen und Würden 
ausgefchlofjener, gleihfam kraft des Geſetzes zum Ehrlofen gejtempelter 
Mann nah Ablauf diefer Frift ohne Weiteres zur Wiedererlangung 
der entzogenen Chrenrechte und Ehrenftellungen für befähigt erflärt wird? 
— Miürde der Verluft oder die Schmälerung der bürgerlichen Ehrenrechte 
von Rechtäwegen die Nberfennung der moralifchen Ehre bedeuten, dann 
wären diefe Bedenken mohlbegründet. Den moraliſch Ehrlofen kann man 
allerdings nicht in beftimmter Zeit in vornhinein als Biedermann erklären. 
Man überfieht hierbei, daß es fich bei den Ehrenftrafen eben nur um Ab- 
erfennung bejtimmter Rechte handelt und eine zeitliche Entziehung der: 
felben um fo weniger einen Widerſpruch in fich enthält, als die Ehren- 
folgen bloße Nebenitrafen find und lebenslänglihe Ehrenfolgen zeit: 
licher Hauptitrafen ohne Widerſpruch nicht aufrecht erhalten werden können. 
Hierin liegt Schon ein Motiv für die zeitliche Verhängung einer vom Staate 
verhängten rechtlichen öffentlichen Unehre in Folge der Verurtheilung wegen 
eines entehrenden Verbrechens. Als ein Verſtoß gegen die Individuali. 
firung der Ehrenfolgen muß der Grundfat bezeichnet werden, die 
Ehrenrehte insgefammt und ungetheilt abquerkennen oder vorzu— 
behalten. 

Innerhalb der durch das Strafgefet gezogenen Grenzen hat der Rich— 
ter von Fall zu Fall auf die Entziehung einzelner genau beftimmter 
Ehrenrechte zu erfennen. Dem Berurtheilten zur Strafe — Chrenrechte 
zu entziehen, die für ihn nicht die geringfte Bedeutung haben, ift wohl 
feine Forderung einer rationellen Strafpolitit. Diefer Anficht ftimmten in 
neuefter Zeit gründliche Kenner des Strafbedürfnifjes zu. 
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Die Lebenslänglichkeit der Ehrenfolgen verſtößt nicht nur 
gegen die Kompetenz des Staates in Fragen der Ehre, fondern 
aud gegen die Befjerungstendenz des Strafvollzuges. Die Lebens— 
länglichfeit der Ehrenfolgen einer zeitigen Freiheitsitrafe ließe ich 
nur dann vertheidigen, wenn es richtig wäre, Daß jedes gemeine Ver: 
brechen auf moraliihe Verworfenheit und heillofe Ehrlofigfeit binmeife, 
wenn es ausnahmslos wahr wäre, daß, wer einmal ftiehlt, immer ein Dieb, 
wer einmal eine Urkunde gefälſcht hat, immer ein Fälſcher bleibt, mit 
einem Worte, daß die Umbildung einer unehrenhaften Neigung 
eine Unmöglichkeit, das Vertrauen auf die Beſſerungsfähigkeit 
eines gefunfenen Verbrecher eine philanthropifche Chimäre fei. Es ift 
auch widerfprechend, die erlittene Strafe als Tilgung der Schuld zu betrach— 
ten, dagegen den gereinigten Thäter bei notorijch ehrbarer Lebensweiſe der 
Ehrenrechte lebenälänglich für unwürdig zu erflären, grundfäglid an Schande 
und Unehre dur den verunfittlichenden Abfolutismus lebenslänglicher 
Ehrenfolgen zu gewöhnen. — 

Wohl könnte ein Nehabilitationsverfahren fheinbar die Folge: 
übel lebenslänglicher Ehrenftrafen abfchneiden. Allen die öffentlichen 
Nahforfhungen und Verhandlungen über die mit oder ohne Zuztehung 
von Gefchworenen erfolgende Nehabilitation find für den Verurtheilten mit 
fo viel moralifhen und focialen Nachtheilen verfnüpft, daß diefe Proce— 
duren oft ſchwerer drüden fünnen als die nicht felten mit Ablaufe län- 
aerer Zeit im Gedächtniſſe des Publikums erlöfchenden Straffolgen felbit. — 

Darum Fein ſchwächliches, halbes Feithalten am älteren Deutfchen oder 
am Franzöfifhen Nechte, vielmehr ein herzhafter Sprung vorwärts im 
Dienjte der Gerechtigkeit und der Menjchlichkeit! — 

Aus diefen Gründen ijt der von dem Norddeutſchen Strafgefeß ein- 
geichlagene Weg im Allgemeinen als der richtige anzuerlennen. — 

Der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte foll bei zeitiger Zuchthaus: 
ftrafe auf die Dauer von 1 bis 10 Jahren, bei Sefängnißitrafe auf 1 bis 
5 Jahre befchränft bleiben. 

Neben der Todesitrafe, der Zuchthausftrafe oder einer mindejtens drei— 
monatlichen Gefängnißitrafe fann auf Verluft der Chrenrechte erfannt wer: 
den, neben der Gefängnißitrafe jedoh nur in den durch das Geſetz vorge: 
fehenen Fällen oder, wenn diefelbe wegen Annahme mildernder Umſtände 
an Stelle von Zudthausftrafe ausgefprochen wird. 

Den Inhalt der Ehrenitrafen bilden in den Deutfchen Strafgefeten 
noch keineswegs bloß öffentliche, Unbefcholtenheit vorausſetzende Rechte. 

Die Verurtheilung zur Zuchthausitrafe hat nach dem Deutfchen 
Strafgefegbuch die dauernde Unfähigkeit zum Dienfte in dem Bundesheere 
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und der Bundeömarine, fowie die dauernde Unfähigkeit zur Belleidung 
öffentlicher Nemter von Rechtswegen zur Folge. Darunter find die Advo— 
fatur, die Anwaltfhaft, das Notariat, der Gefchworenen- und Schöffen: 
dienft mitbegriffen. 

Die Aberfennung der bürgerlihen Ehrenrechte bewirkt den dauernden 
Verluft der aus öffentlihen Wahlen für den Berurtheilten hervorgegangenen 
Rechte, der öffentlichen Aemter, Würden, Titel, Orden, Chrenzeihen, fo- 
wie für entlaffene Beamte den dauernden Berluft von Ruhe- und 
Gnadengehalten. Die Aberfennung der bürgerlichen Chrenrechte bewirkt 
ferner die Unfähigteit, während der im Urtheile beftimmten Zeit die Landes- 
folarde zu tragen, in das Bundesheer oder in die Bundesmarine einzutreten, 
öffentliche Nemter, Orden, Würden, Titel und Ehrenzeichen zu erlangen, 
in öffentlichen Angelegenheiten zu ftimmen, zu wählen oder gewählt zu 
werden oder andere politische Nechte auszuüben, Zeuge bei Aufnahme von 
Urkunden zu fein, Vormund, Nebenvormund, Kurator, gerichtlicher Bei: 
ftand, Mitglied eines Yamilienrathes zu fein, e8 fei denn, daß es ſich um 
Verwandte abjteigender Linte handle und die obervormundfchaftliche Behörde 
ober der Familienrath die Genehmigung ertheile. 

Neben einer Gefängnißitrafe kann die Unfähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter bis zu 5 Jahren auögefprochen werden; dieſe Aberfen- 
nung hat den dauerden Verluft der befleiveten Aemter von Nechtöwegen 
zur Folge. — 

Eine dringende Nothwendigkeit zur Aufnahme der Straffolgen des 
Adeläverluftes, der Entziehung der akademiſchen Grade, der Fähigkeit zur 
Zeugenfchaft, zur Webernahme einer Guratel oder Vormundſchaft, des Nechtes 
in die Armee einzutreten, der Fähigkeit zur Gewerbsausübung oder eine 
rechtliche Begründung des Berlujtes der Penſionen und fonftigen Bezüge 
für geleijtete Dienfte läßt ſich wohl nicht genügend nachweisen. 

Die Befhränfung der Straffolge der Unfähigkeit zur Zeugenfchaft auf 
die Unfähigkeit, als Urkundszeuge zu fungiren, ift jedoch für die Deutfche 
Strafgefeßgebung immerhin als ein Fortfchritt zu begrüßen. Sart und un: 
haltbar ift die noch im Bayerischen Strafgefege Art. 32 ausgeſprochene 
Befchränfung der Vermögensrechte. Die reformatorifchen Gedanken, daß 
der Vorbehalt der Chrenrechte nad) forgfältiger Erwägung der befonderen 
Umſtände deö Verbrechens und der biäherigen Chrenhaftigleit oder Untabel- 
haftigfeit des Lebenswandels des Thäters ganz oder nur theilweife zuläffig 
jei, verdankt die neuere Gefegebung in Deutfchland dem Würtember: 
gifchen Entwurfe von 1835, dem erjten Anſtoß zum Bruche mit der grau- 
famen Tradition abfolut beftimmter untrennbarer Chrenfolgen. Das Ba: 
diſche Strafgefeg nahm nur nod eine gefehlich entehrende Freiheitsſtrafe 
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an, doch wurde diefer Charakter der Zuchthauäftrafe wieder dadurch ver- 
wifcht, daß die Gerichte dem zum Zuchthaus Verurtheilten die Chrenfolgen 
vorbehalten und in Verbindung mit der Arbeitshausftrafe ausfprechen konn: 
ten, ein Fehler, von welchem ſich das Prinzip der Ehrenfolgen in dem 
Deutihen Strafgefeß nicht frei gemacht hat. Läßt man neben der 
Gefängnißftrafe auch die Nebenitrafe der EChrenfolgen zu, fo führt dieß 
zur Abdankung der principiellen Sonderung der Strafarten in ent: 
ehrende und nicht entehrende in der öffentlichen Meinung. Auch hat der 
Gedanke noch nicht gebührende Beachtung gefunden, daß man die Chren- 
folgen nicht als ein untrennbares Ganze zu betradhten habe, vielmehr fie 
aud) nur theilweife verhängen dürfe, 3. B. nur die Fähigkeit politifche 
Nechte zu erlangen, entziehen, andere Fähigkeiten, eine VBormundfchaft 
u. f. mw. zu führen, vorbehalten könne, zumal in einzelnen Fällen die Ent: 
ziehung dieſes oder jenes Rechtes gerechtfertigt fein Fan, die Entziehung 
der Ehrenrechte in ihrer Gefammtheit im öffentlichen Intereffe nicht geboten 
erſcheint. Die Reform in diefer wichtigen Lehre ift eben noch nicht abges 
ſchloſſen. XTheoretifch ift man fchon bis zur Negation des Prinzipes ber 
Ehrenfolgen vorgeſchritten. 

Mittermaier, Nöllner, Zuafchwerbt, Noltemeier u. a. fanden, daß es 
nicht in der Kompetenz der Strafgefeigebung liege, einem Verbrecher bie 
Infamie künſtlich aufzudrüden, fi) an die Stelle der kompetenten öffent: 
lichen Meinung zu ſetzen, dem Eträflinge ein gefet.iches Brandmal in die 
Freiheit zu feinem Verderb anzuhängen, dem Chrenrichteramte ber freien 
Mitbürger vorzugreifen, durch ihren Ausſpruch über die Ehrenmwerthheit 
des entlafjenen Sträflings den Nechtözuftand im Staate zu gefährden, mit 
einem Worte, daß die Ehre fein taugliches Objekt für die Strafgewalt des 
Staates fei. 

Hierbei überfieht man, daß die Strafvormundſchaft der Ehren: 
folgen fi auf die Rechtsfähigkeit, nicht auf die moralifche Ehre 
direkt bezieht und felbit die Wiederbefähigung des entlaſſenen 
Sträflings zu Chrenredten fein pofitives Zeugniß feiner mo: 
ralifhen Ehrenwerthheit bildet. 

Wäre durch die Verbüßung der Freiheitäftrafe dad MWerbrechen voll 
fommen gefühnt, jo würde es, wie John bemerkt, für die Werhängung ber 
Ehrenitrafen an jedem Rechtsgrunde fehlen. Die Frage, ob Ehrentrafen 
neben den Freiheitäftrafen für zuläffig zu erklären find, hängt daher wefentlich 
davon ab, wiedie Bollftredungsart der Freiheitsftrafe befchaffen ift. 
Ze vollfommener diefe wird, deſto mehr wird es möglid; werben, von ben 
Ehrenftrafen im Strafenfyiteme abfehen zu können. Heute die gänzliche 
Beleitigung derfelben zu fordern, hieße nichts Anderes, als eine Forderung 
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aufitellen, deren Realifirung in einem für die praftifche Geltung beitimmten 
Geſetz eine Unmöglichkeit fein würde. — 

Schließlich ift zu erinnern, daß die Entziehung der Ehrenrechte in den 
Deutſchen Strafgejeten nicht bloß ala Nebenjtrafe oder Folge einer anderen 
Strafe Anwendung findet. Braunfchweig, Seffen, Würtemberg behandeln 
die Ehrenſtrafe auch als eine felbitändige Strafe. 

Die auf die Amtsverbrechen gefegten eigenthümlichen und felbitändigen 
Strafen find Dienftentjegung und Dienftentlajjung. 

In Braunfchweig hat die Dienjtentfegung diefelben rechtlichen Folgen 
wie Zwangsarbeit. Trifft Dienftentfegung oder Dienftentlafjung als ſelbſt— 
ftändige Strafe mit einer Strafe zufammen, mit welder der Verluft der 
Dienjtrechte verbunden ift, fo tritt neben berfelben Zwangsarbeit, neben 
Dienftentlafjung Gefängnifftrafe ein. Auch ift die Vollziehung diefer Stra: 
fen befannt zu maden. Baden zählt die Dienftentfegung zu den peinlichen 
Strafen, die Dienitentlaffung zu den bürgerlihen Strafen. Mit erjterer 
find die Folgen der Zucthauöftrafe verbunden. Der Dienftentlafjene ver: 
liert die Fähigkeit, vor Ablauf von 3 Jahren zu öffentlihen Aemtern, die 
nicht der Großherzog felbjt verleiht, wieder berufen zu werden. Mit diefer 
Straffolge der Dienftentlaffung ftehen die Gemeindeordnung, das Verwal—⸗ 
tungsgeſetz und die evangelifche Kirchenverfafjung im Einklange. — 


Achter Abſchnitt. 


Die Schärfungen der Strafen 


8. 22. 


Da die Ehrenftrafen in den meiſten Deutſchen Strafgefegen ala Fol 
gen gewiſſer Freiheitsſtrafen regelmäßig behandelt werden, gleichjam als 
Nachſtrafen eine vollfommene Tilgung der Verbredden herbeiführen follen, 
fo können fie in gewiſſer Beziehung ala Berfchärfungen der Freiheitsftrafe 
gelten. — 

Hiernach haben wir Schärfungsarten während des Strafvollzuges und 
nad) verbüßter Hauptftrafe zu unterfcheiven. Hinfichtlich der eriteren wäre 
hier nur zu bemerfen, daß die vorwiegend finnlich wirkenden Straf: 
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fhärfungen während des Strafvollzuges kraft des Geſetzes in neuerer Zeit 
theil3 ganz fallen gelafjen wurden, theils wefentlih befhräntt und humani- 
firt in das geſetzliche Strafiyftem Aufnahme gefunden haben. — 

Selbſt vor einer Schärfung der Todesſtrafe fchredte z. B. das Han— 
noverfche Criminalgeſetz nicht zurüd, obgleich) diejelbe eine Ausartung ins 
Theatralifche iſt. — 

Noch nad) dem Strafgefege für Sachſen von 1855 fonnte bei Rück— 
fälligen die Strafe durd) hartes Lager auf 30 Tage oder durch Entziehung 
warmer Kojt auf 60 Tage gefchärft werden. Auch die Ertheilung von 20 
bis 60 Sieben mit einer am Angriffe einen viertel Zoll ſtarken Ruthe 
wurde geftatte. Bereit zweimal im Zuchthaus oder Arbeitshaufe abge 
jtrafte Züchtlinge trugen überdies ein Beineifen oder einen Klotz. Das 
Revidirte Sächſiſche Strafgeſetzbuch vom 1. Oktober 1868 hat alle Schär: 
fungen der Freiheitäftrafen fraft des Gefeges aufgehoben. 

Das Bayerische Strafgefeg von 1813 fannte noch die Schärfungdarten 
der öffentlichen Ausitellung durd den Gerichtsdiener, Prügel, Einfperrung 
in einen einfamen finjteren Kerker, abwechſelnd bei Waſſer und Brod bis 
auf 8 Tage. Das Strafgefehbuh von 1861 gejtattet dagegen nur eine 
Schärfung der Arreftitrafe duch richterlihes Erkenntniß, um diefe Strafe 
intenjiver zu machen in Fällen befonderer Rohheit oder Verdorbenheit, und 
zwar mittelö Dunfelarrejtes, nicht länger ala 24 Stunden und in Zwifchen: 
räumen von 8 Tagen und mittel Hungerkoſt am je dritten Tage. 

Das Preußiſche Strafgeſetzbuch fprah nicht mehr von Schärfungen 
der Treiheitsitrafen. 

Baden erklärte, daß bei Verbrechen, welchen befondere Bosheit, Eigen- 
nuß oder fonjt fchändliche Gefinnung zu Grunde liegt, die zeitlichen Freiheitö- 
jtrafen durch das Urtheil mit Schärfungen verbunden werden können, ab- 
gejehen von den gejeglich angebrohten Straffchärfungen. 

Bon den verberblidden Folgen diefer Schärfungen überzeugte man ſich 
in dem Bruchfaler Zellengefängniffe. Zu welchen Ergebnijjen das Schär— 
fungsrecht führte, zeigte in den Badener Annalen 18 ©. 272 eine Tabelle, 
nach welcher für ein Jahr Zuchthausftrafe ala höchſtes Map neben einander 
zuläffig waren: 64 Tage Duntelhaft, 94 Tage Hungerkoſt, 182 Tage Ketten! 

In Würtemberg follen die nad) Art. 16. 25 Strafgeſetzbuch zuläffigen 
Schärfungen nah dem Gefehe vom 14. April 1855 nur für dad erfte - 
Viertheil der Strafzeit und wenn foldes ein Jahr überfteigt, nur für das 
erite Jahr höchitens viermal zur Anwendung fommen. 

In Heſſen-Darmſtadt wurde zwar in dem Entwurf von 1831 in ber 
Regel bereits alle Schärfung verworfen mit Ausnahme beim Nüdfalle. 
Allein der Staatsrath befchloß die Beibehaltung der Straffhärfungen. Dem 
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richterlichen Ermeſſen ſoll nicht überlaſſen werden, die bei einzelnen 
Freiheitsſtrafen zuläſſigen Schärfungen zu erkennen. Das Geſetzbuch von 
1841 ordnete jedoch nur fakultative Schärfungen an, um den intenſiven 
Grad der Freiheitsſtrafe erhöhen und die Dauer derſelben kürzen zu können. 
Anerkannt wurde, daß der Geſetzgeber ſich nicht in der Möglichkeit befinde, 
die Schärfungsfälle im Voraus zu beſtimmen, da die Individualität des Ver— 
brechens zu berückſichtigen ſei. 

Die ſpätere Doktrin verwarf ſelbſt fakultative richterliche Straf— 
ſchärfungen aus dem Geſichtspunkte der Pönitentiarbehand— 
lung der Sträflinge. Es verſtößt wider eine rationelle Gefängniß— 
zucht, wenn ſchon im Voraus periodiſch anzuwendende Verfchärfungen der 
Strafe urtheilmäßig feitgetellt find, die volljtredt werden müfjen, wenn 
jte auch den nachtheiligſten Einfluß auf die individualifirende Behandlung des 
jich gut benehmenden Sträflinges ausüben. Nur ala Disciplinarmittel 
haben Schärfungen vollberechtigte Bedeutung. Als wirkfamfte Disciplinar- 
itrafe empfiehlt der zweite Bericht über die Strafanitalt Lenzburg: Zellen- 
arreit ohne Bett, ohne Arbeit mit Hungerfoft. Eine geſetzlich eintretende 
oder durch richterliches Erkenntniß verhängte Strafverfchärfung, die unab— 
bängig von der in der Strafanſtalt geltenden Disciplin als Zuſatz zur 
Strafe vollftredt werden muß, wirkt, wie bereits bemerkt wurde, nur ſtö— 
rend für den Diöciplinarzwed. — 

Aud der Entwurf eines Strafgejehes für Dejterreih von 1867 
hob die durch Strafurtheil des Richters auszufprechenden Verfchärfungen 
der Strafe alö eine unabweisbare Gonfequenz des anzuftrebenden Beſſerungs— 
zwedes auf und bejtimmte bloß die Disciplinarftrafen, welche gegen 
Sträflinge wegen ungehörigen Benehmens während der Strafzeit verhängt 
werden fönnen. Der Kern der Freiheitsftrafe wird abgefhwädt, 
wenn man das Weſen und die Wirkfamkeit derfelben in etwas Anderem 
ſucht und concentrirt, als hauptfächlich in der Entziehung der Freiheit 
und Angewöhnung guten Verhaltens. 
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Die Vermögensflrafen. 


iteratur: Rossi, Trait& de droit Pénal. 3. edit. 1863. — Bonneville 
de Marsangy, De l’am&lioration de la loi eriminelle. 1864. — Heinze, 
Die Etrafe der Konfisfation in Goltdammer’s Archiv für Preuß. Straf 
recht. 1857. — v. Holtzendorff's Rechtslexikon. 1870. — Berner, Lehr— 
buch des Dentichen Strafrechts. 1871. 


8. 23. 


Die neueren Deutfhen Strafgefegbücher kennen nur die Geldftrafen 
oder Konfislation einzelner Gegenjtände. Beide treffen die vermögens- 
rechtliche, wirthſchaftliche Perſönlichkeit. Die Konfiskation ift eine Ver: 
mögenäminderung in der Form ber Entziehung einer beftimmten Species 
oder deren Aequivalentes. Eigenthümlich ift, daß die Unmöglichkeit des 
Vollzuges an dem urfprünglichen einzelnen Gegenſtand diefe Strafe nicht 
aufhebt, da fie auch auf deſſen Aequivalent gerichtet fein fann. Da eine 
Handlung, nicht dad Mittel, die Werkzeuge, die hervorgebradhten Erzeugnifie, 
zum Verbrechen wird, fo hat die Konfisfation im ftrafgerichtlichen Sinne 
im Gegenfage zur polizeilichen, den Charakter eines mit einer Hauptſtrafe 
verbundenen Nebenftrafübels. 

Das Römische Recht kannte die Konfisfation in verfchievenen Formen 
mit verfhiedenen Wirkungen als vindieta noxae im engeren Sinne, als 
Straffolge, als polizeiliches Sicherungsmittel, ald Rechtstitel mit civil: 
rechtlicher Wirkung. Sie umfaßte die Einziehung eines ganzen Vermögens, 
einzelner VBermögensquoten, einzelner Vermögensſpecies zu Gunften des 
Fiskus oder dritter Perfonen. Die Konfisfation einzelner Gegenjtände 
wurde nicht erft Durch ftrafrichterliches Erkenntniß beftimmt, fie trat zugleid) 
mit der Verübung der gefeßwidrigen That ipso jure ein. Zu den Ber: 
mögensnachtheilen, die mit Gefetwidrigfeiten verfnüpft waren, ohne als vin- 
dicta noxae zu gelten, zählte auch der Anfpruch auf scelere quaesita nad) 
dem civilrechtlichen Grundſatze des turpia lucra extorqueri. 

Mit Bejtimmtheit iſt der fofortige Uebergang des Eigenthumes ber 
comissa bei Zolldefraudationen auf den Fiskus mit dem Augenblide ber 
Verübung derfelben ausgeſprochen. 

Die polizeilihe Konfisfation fennzeichnet Nov. 85, die Konfisfation 
von Waffen. 
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Im Altdeutihen Rechte tritt der Zufammenhang der Gütereinziehung - 
mit der alterthümlichen riedlojigfeit nod in den Berrufungsformeln 
hervor. Leib und Gut verloren ift die typifche Wendung für Alles ver: 
Ioren. Im fpäteren Rechte machen ſich beim Verfall des Gutes Billigfeits- 
rüdjichten zu Gunſten der Angehörigen, dritter Perſonen geltend. Zur 
Schmach deutjcher Gerichtöherren und der Reichsſtrafgewalt wird die Güterein- 
ziehung verfchwenderifc ausgebeutet. Man Eonfiscirte ohne Weiteres die 
Güter der zum Tode Verurtheilten, bradte Weib und Kind an dem 
Bettelftab und wies das Gut dem Herrn zu, welchen Misbraucd die Caro: 
lina Art. 218 als böfe unvernünftige Gewohnheit verwarf. Sochverräther 
wurden noch nad dem Preußiſchen Landrechte ihres ſaämmtlichen Vermögens 
verluftig, jelbjt den Kindern ward mit Gefangenschaft oder Verbannung 
gedroht. Eben jo wurde das geſammte Vermögen eines Ketzers neben der 
Verhängung der Gapitalftrafe des Feuertodes 3. B. nad) dem Pönaledikt 
Karl's V. vom 4. Oktober 1540 für die Niederlande alö Selbitfolge der: 
jelben eingezogen. 

Zroß des von der Carolina misbilligten Misbrauches blieb die böfe Ge— 
wohnheit der Gütereinziehung immerhin noch bei mehreren Verbrechen par: 
tifularretlih und in dem gemeinen Deutjchen Rechte in Geltung. So tief 
hatte fich die Straffucht um der Gütereinziehung willen in dem Herfommen 
eingeniftet, daß felbjt noch die neuen Deutſchen Verfajfungs: Urkunden es 
für nöthig halten, ausdrüdlich die Verwerflichkeit und Unzuläſſigkeit jeweder 
allgemeinen Vermogenskonfislation auszufprehen. So hat die Heſſiſche 
Verfafjungs-Urfunde Art. 105 die Konfistation des ganzen Vermögens „für 
alle Zeiten” abgeſchafft. Als das Strafgefezbuh von 1841 publicirt 
wurde, beitand diefes ungerechte habfüchtige Strafmittel in Hejlen-Darmitadt 
nicht mehr. 

Die Bayerifche Verfafjungs: Urkunde Titel VII. $. 6 unterfagt die 
Konfiskation eines ganzen Vermögens mit einziger Ausnahme des im Heer— 
ergänzungsgefehe von 1828 behandelten Falles der Defertion. Das Preu— 
Bifche Landrecht kannte die Ronfisfation des ganzen Vermögens ald Haupt: 
jtrafe 3. B. gegen auögetretene Kantoniften. Der Entwurf von 1836 be- 
hielt diefelbe auch gegen Deferteurd bei. Die Reviſion von 1843 wollte 
fie nur auf einzelne Gegenitände befchränfen. Die Preußiſche Verfaſſungs— 
Urkunde Art. 10-unterfagt diefes Strafmittel. Als das Preußiſche Strafe 
geſetzbuch von 1851 fundgemadjt wurde, eriftirte noch in Preußen die Strafe 
der Konfisfation des ganzen Vermögens. — 

Bon Konfisfation einzelner Gegenftände macht hingegen das neuere 
Deutfche Strafreht einen häufigen, in der Negel auch angemejjenen 
Gebrauch. 
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Die Konfiskation einzelner Gegenstände iſt eine Strafe und feines- 
wegs ein Schutzmittel zur Wahrung der Rechte des Verlegten, 
für welde polizeilihe Maßregeln und der Civilrehtäweg vor: 
gezeichnet find. Dieje Konfiskation hat einen doppelten Charakter, in= 
fomweit jie entweder eine bloße Folge der jtrafbaren Handlung oder 
ein vom Strafrichter jelbftändig auszuſprechendes Strafübel ift. 
In den meijten Fällen, in welchen die Konfisfation in den Deutſchen 
Strafgefegbüchern vorgefchrieben iſt, hat fie einen zwar nit ausſchlie— 
Bend, aber doch vorherrſchend polizeilihen Charakter; die Rück— 
fiht der Präventivpolizei, die Befürchtung künftigen Misbraudes über: 
wiegt die Tendenz, daß den Betroffenen ein Bergeltungsübel treffen fol. 
Darum it auch Konfisfation gegen den Nachlaß, beziehungsmeife 
die Erben der Verurtheilten zuläſſig. Die Deutfchen Strafgerichte 
können die mittelft der jtrafbaren Handlung hervorgebraditen Sachen oder 
Gegenstände, die Werkzeuge derfelben, ferner den für eine jtrafbare Hand— 
lung verfprochenen und erhaltenen Gewinn, oder fogar nad) Breidenbach's 
Meinung den durch diefelbe erzielten Gewinn fonfisciren. Bezeichnend iſt 
hier die fonft nicht häufig vorgefommene Gleichartigfeit der gefelichen Be: 
jtimmungen in den meiften Punkten der Konfisfationäfrage. 

So ordnet Art. 31 Heſſiſches Strafgefep an: Infofern e8 ohne Ver: 
legung der echte Nichtfchuldiger gefhehen kann, haben die Gerichte bei 
BVerurtheilungen in Strafſachen zugleich auch auf die Konfiskation derjenigen 
Sachen, womit die jtrafbare Handlung begangen wurde, oder der mittels 
derfelben hervorgebrachten oder derjenigen Sachen, die zu der Hervorbringung 
gedient haben, oder die bejtimmt waren, die jttafbare Handlung damit zu 
begehen, ferner des für die ftrafbare Handlung verfprocdhenen oder erhalte: 
nen Yohnes oder Gemwinnes zu erlennen. 

Hieher gehört die Vorjchrift über den Verfall des Beſtechungs— 
mittels eincs Beamten, des erhaltenen Gejchenkes oder deſſen Werthes 
nad) Deiterr. Strafgefeg $. 104 zu Gunften des Armenfonds des Ortes, 
wo das Verbreden begangen worden, nad) dem Entwurfe des Dejterr. Straf- 
geſetzbuchs von 1867 8.55 zu Gunften eines Fonds zur Unterftügung 
bürftiger Sträflinge bei ihrer Entlajjung aus der Strafhaft, welche 
Verwendungsart auch in der Negel von allen Gelditrafen gelten foll. Preu— 
Ben, Sellen, Baden, fonfiäciren das Gefchent für die Staaskafja; Bayern, 
Braunſchweig, Thüringen, Sahfen für die Armenkafja. 

Da der Verfall des erhaltenen Geſchenkes oder deſſen MWerthes unbe 
dingt angeoronet ift, felbjt wenn der Beamte das Gefchen? nicht mehr in 
Händen hat, fo trägt derfelbe den Charakter eines Strafmitteld an ſich. 
Das Bayeriihe Strafgejeg Art. 34 kennt die Konfiskation nicht als felbft- 
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ftändige Strafe, nur als Folge einer Verurtheilung wegen einer vorſätzlich 
begangenen Uebelthat. Iſt diefe verjährt, fo fann in diefem Falle feine 
Konfiskation ausgefprochen werden. Diefe tritt nur dann und fomweit ein, 
als jie im Strafurtheile ausdrücklich ausgeſprochen wurde. Nach S. 311 
Preußiſches Strafgefet jind die zum Zwede der Beitechung gegebenen Ge 
ſchenke oder der Werth derfelben dem Fiskus im Urtheile zuzufprechen, nicht 
auch die verjprochenen Gefchente. Die Verurtheilung zur Herausgabe des 
Empfangenen oder feines Merthes an den Fiskus ift eine Strafe, daher 
muß vom Strafrichter auf diefelbe erkannt werden, felbjt wenn der Beamte 
das Geſchenk zurüdgeftellt hätte. Der $. 19, Preußifches Strafgefeß be: 
handelt als scelere quaesita ohne Rückſicht auf die objektive Gefährlichkeit 
die durch Verbrechen oder Vergehen hervorgebradhten oder zur Begehung 
derfelben gebrauchten oder bejtimmten Gegenjtände, fofern fie dem Ihäter 
oder einem Theilnehmer der That gehören. Die zur Wegſchaffung geitohlener 
Gegenjtände gebraudten Transportmittel find nur dann zu fonftsciren, 
wenn fie zur Begehung des Diebftahls, nicht aber bloß zur Bergung des 
Bejtohlenen benußt worden jind. Bei unbefugtem Fiſchfange werden die 
gefangenen Fiſche und die Fifchergeräthe, nicht die Kähne und Schiffgefäße 
fonfiscirt. Die Konfiskation trifft den fraglihen Gegenftand mit 
feinen Bertinenzien, aud die vom Theilnehmer nur zu feinen Theil: 
nahmehandlungen gebrauchten Gegenftände. Bei Webertretungen ijt die 
Konfisfation nur dort auszufprecdhen, wo jie ausdrüdlich angedroht iſt. — 

Befondere Bejtimmungen enthalten die Straf: und Preßgeſetze bei 
Verbreden durch Druckſchriften, melde polizeilichen Charakter an ſich 
tragen. Wreußen verlangt Vernichtung aller vorfindlihen Exemplare und 
der dazu bejtimmten Platten und Formen, wenn der Inhalt einer Schrift, 
Abbildung oder Darftellung den Thatbeſtand einer ftrafbaren Handlung 
begründet, hingegen nur Vernichtung der gefegmwidrigen Stellen 
und desjenigen Theiles der ‘Platten und Formen, auf welchem jich diefe 
Stellen befinden, wenn die Schrift oder Darftellung ihrem Hauptinhalte 
nad) eine erlaubte ift. Bayern geftattet, wenn ein Preßerzeugniß 
Begenitand eines Strafurtheiles it, ſoweit Dieß ohne Verlegung 
Dritter möglich erfcheint, die Unterbrüdung oder Vernichtung aller 
vorfindlichen Eremplare und der zu deſſen Hervorbringung ausſchließlich bes 
jtimmten Mittel. Zeitungen, welche bereits in das Eigenthum des Abon- 
nenten, eines Lejevereines übergegangen jind, Fönnen nicht mehr vers 
nichtet werben. 

Preſſen und Typen unterliegen der Vernichtung nicht, wohl aber der 
zum Abdrude des Preperzeugniffes ausſchließlich beitimmte 
itereotype Sat. Kann bei einem Kupferjtiche, einer Litographie die Zeich— 
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nung ohne Vernichtung des Steine oder der Platte durch Abfchleifen, 
Aetzen bejeitigt werden, daß eine weitere Vervielfältigung nicht mehr mög: 
lich iſt, ſo kann die Vernichtung der Zeichnung allein verfügt werben. 

In Deiterreih iſt die Vernichtung einer Drudfchrift ftrafbaren In— 
haltes eine objektive Strafe nad) $. 37 Preßgeſetz von 1862, in allen Fäl— 
len, wo das Verbot einer Drudihrift audgefprochen wird. Die Vernich— 
tung von Drudjcriften erjtredt ji) nicht auf jene Eremplare, melde 
bereit3 in den Beſitz dritter Perfonen „zu eigenem Gebrauche“ überge- 
gangen jind. 

Summarifch erflärt Art. 320 des Heſſiſchen Strafgefeges, daß Schrif: 
ten oder bilbliche Daritellungen, welche Verläumdungen oder fonftige Be: 
leidigungen enthalten, jedesmal von dem Gerichte zu konfisciren find, aljo 
auch wenn die Rechte Nichtfehuldiger darunter leiden follten; eine polizei» 
liche Konfisfation ohne Umftände in gerichtlicher Form. 

Die Geſetzbücher für Baden, Sachſen, Würtemberg enthalten hierüber 
feine Beitimmungen. Das Sächſiſche Forjtgefeg von 1855 Art. 24 orbnet 
die Konfisfation der auf fremdem Reviere geführten Gewehre bei Abnahme 
auf frifcher That unter allen Umftänden an. 

Die Strafgefegbücher ſprechen bei der Konfisfation einzelner Gegen: 
ftände im Allgemeinen die Wahrung der Rechte Nichtſchuldiger aus, allein 
Abmweihungen von dem ſchon im Codex juris Bavarici Criminalis von 
1751 8. 39 auögefprochenen Grundfage: die Strafe foll nur den Thäter 
allein, nidyt aber Dritte und Unfchuldige, welche an dem Verbrechen feinen 
Theil haben, mitbeiveffen, fommen immerhin vor. So bei der den Nach— 
laß treffenden Konfisfation, die bei Lebzeiten des Uebelthäters nicht rechts- 
kräftig ausgefprocdhen wurde. Bayern Art. 138. Thüringen Art. 68. Preu: 
en gejtattet jogar im Art. 20 die Konfiskation einzelner Gegenftände nad) 
dem Tode des Angefchuldigten in deſſen Nachlaß, felbjt wenn zu feinen Leb— 
zeiten noch fein Urtheil ergangen ift. Oppenhoff, das Preußifche Straf: 
gejeh 1869 ©. 93. Rechtſprechung des Kgl. Ober-Tribunals I. 500. Er: 
Härt wird dieſe bedenkliche Stelle vermöge des Nechtötitels des comis- 
sum, nad) weldyem dem Fiskus die Gegenftände, mitteljt deren eine ftrafbare 
Handlung verübt ift oder welche durch diefelbe hervorgebracht find, unmit« 
telbar in Folge diefer Handlung und durch diefelbe verfallen, wie dieß der 
$. 364 des Allgem. Landr. I. 9 anerkennt. — 

In mehreren Geſetzbüchern ift ausdrüdlich erflärt, daß die Konfisfation 
in Folge der Verurtheilung wegen vorfälich begangener Verbrechen eintritt. 
Aus dem Braunfchweigiichen Kriminalgeſetze $. 21, welches die Konfislation 
ausdrücklich als Nebenftrafübel aufzählt, iſt die Beitimmung eines Wert: 
zeuges oder Mittels zur Begehung eines vorfäglichen Verbrechens in mehrere 
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andere Geſetzbücher ald ein Konfisfationsgrund übertragen worden, obaleich 
eine vorläufige Bejtimmung eben nur als eine Vorbereitung und daher in 
der Negel nicht als ftrafbare Handlung anzufehen, daher nicht mit einer 
Strafe, geſchweige Nebenjtrafe zu bedrohen iſt. Schließlich fei einiger 
Entſcheidungen der Preußiſchen Sprudpraris gedadıt. 

Die Konfisfation hat die Natur einer Strafe. Sie kann auägefprochen 
werden, wenn überhaupt auf Strafe erfannt wird, muß aber auögefchlofien 
bleiben, wenn der angebliche Defraudant wegen Mangels des Unterſchei— 
dungsvermögend nad $. 42 Strafgeſetzbuch freigefprochen wird. Archiv 
VII. 99. 

Die Praxis hat den $. 20 Alinea 1 des Preußifchen Strafgefetes 
auc zum Zwede der Konfisfation wegen Nachdrudes gegen die Erben des 
Nachdruckers angewendet, obgleich der Nahdrud nur Geldſtrafe nach ſich 
zieht und Geldftrafen in den Nachlaß eines Angefhuldigten nur volljtredt 
werben fönnen, wenn der Anfchuldigte bei Lebzeiten rechtskräftig veurtheilt 
mworben if. Archiv IX. 233. XIII. 20-35. 

Konfiskation eines kautionspflichtigen, aber ohne Kaution herausgege- 
benen, zur Unterhaltungälectüre beftimmten Wochenblattes ift unzuläffig, 
weil der $. 42 bes Preßgeſetzes in diefem Falle diefelbe nicht beftimmt und 
bier die Vorausfegung des $. 19 des Sirafgefegbuches fo wenig als dies 
jenige bes $. 56 bes Preßgeſetzes, daß in einer Schrift der Thatbeftand 
einer ftrafbaren Handlung fich finde, vorliegt. Archiv IX. 841. 

Geldſtrafe ift gegen den Defraudanten zuläffig, wenn bie Konfislation 
gegen den dritten Eigenthümer nicht auägefprochen werden Tann. VI. 551. 
Nah 8. 20 Strafgefegbuh kann auf Konfistation wegen der Nichtbetheili- 
gung des Eigenthümers nicht erfannt werden. Daraus folgt, daß der für 
folhen Fall vorgefhriebene Wertherfag oder die an deſſen Stelle tretende 
Geldſtrafe gleichfalla den Eigenthümer nicht treffen fann, fondern gegen den 
dritten Defraudanten zu erfennen it; fie ift, mie die Konfiskation felbft 
ein Theil der gefeglichen Strafe. 

Bei partiellem Nahdrude ift die Konftäfation auf die ftrafbaren 
Theile des Werkes, fomweit fie trennbar find, zu befchränten. Das 
Princip der Trennbarleit ijt aus dem Begriffe der Konfiskations— 
ftrafe abzuleiten, melde nur auf einzelne Gegenjtände gerichtet ift. 
Da der Grund des Geſetzes in der Strafbarkeit des Produftes felbit oder 
in dem jtrafbaren Gebrauche des einzelnen Gegenſtandes liegt, die Strafe 
nicht weiter reihen darf als das Uebel felbit, fo kann im Allgemeinen 
die Konfisfation den Gegenftand nur fo weit treffen, als er überhaupt 
ftrafbar iſt. Laſſen fich die nachgedruckten Bogen herausnehmen oder bie 
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betreffenden Theile vertilgen, fo genügt dies. Es kann daher auf 
Vernichtung jtatt auf Konfıisfation erfannt werden. Ardhiv X. 193. — 

Als eine eigenthümlihe Form von Vermögenzftrafen ift die 
Unterfagung der Ausübung gewifler Gewerbe oder Beſchäfti— 
gungen anzufehen. Als Nebenftrafe der Verbrechen und Bergehen 
kann auf die zeitliche Einftellung des Befugniſſes zur Ausübung ärztlicher, 
technifcher oder überhaupt folder Befchäftigungen, wozu der Nachweis be: 
fonderer Kenntniffe oder Fertigkeiten erforderlich ift, erkannt werden, wenn 
Zemand durch die ftrafbare Handlung einen folhen Mangel an diefen Kennt: 
niffen oder Fertigfeiten an den Tag gelegt hat, daß es gefährlich erfchiene, 
ihm die weitere Ausübung diefer Befchäftigung zu geftatten. Sat aber Je— 
mand ein ſolches Befugni oder eine ſolche Beichäftigung vorfäglic zur 
Begehung einer jtrafbaren Handlung misbraudht, jo kann auf Einftellung 
ihrer Ausübung oder im Wiederholungäfalle auf Unterfagung der Ausübung 
diefer Berechtigung für immer erfannt werden. Daß dadurd dem Schul: 
digen die Möglichkeit eines ehrlichen Erwerbes leicht entzogen werde und 
diefe vorwiegend polizeiliche Maßregel den Charakter einer Chrenfolge an 
fi trage und deshalb nicht zur Aufnahme in das Strafenfuften geeignet 
ift, wird vielfach angenommen. In feinem Falle ift es pafjend, der 
Entfcheidung des Strafridters zu überlailen, wie der Schuldige die 
erworbene größere Berufsfähigfeit nadhmeifen fol. Inwiefern 
wegen einer ſtrafbaren Handlung die Entziehung einer Gewerbsberechtigung 
verfügt werden könne, kann paſſend eben nur die Gemwerbäbehörde ver: 
fügen. — 

Das Preußifche Strafgeſetzbuch verhängte Gemwerbeverluft bei Töbtung 
aus Fahrläfjigfeit, bei KRörperverlegung, insbefondere für Baumeifter, Baus 
handwerler, Gaftwirthe und dgl. Die Verluftigerflärung der Befugniß zum 
felbitjtändigen Betriebe der Kunſt oder des Gewerbes ift nicht auf con- 
ceffionirte Beichäftigungen befchränft; doch kann nur der felbitftändige Ge- 
werbebetrieb unterjagt werden, nicht das Befugniß, im Gewerbe eines 
Anderen als Arbeiter thätig zu fein. Auch bei bloß fahrläfjig verübten 
Körperverlegungen kann der Thäter wegen Vernachläſſigung der befonderen 
Amts-, Berufs: oder Gewerböpflichten, wenn fich derjelbe im Nüdfalle be: 
findet, zugleich auf eine beftimmte Zeit, welche die Dauer von 5 Jahren 
nicht überſteigen darf, oder für immer zu einem folden Amte für unfähig, 
oder der Befugniß zur felbitftändigen Betreibung feiner Kunft oder feines 
Gewerbes verluftig erflärt werden. Preußische Gewerbe : Ordnung vom 
17. Januar 1845, Gefeh vom 22. Juni 1861 Art. 1, Bayer. Gemwerbegef. 
vom 11. September 1825 Art. 6 Ab}. 2, Defterreichifches Gewerbegeſetz 
vom 20. Dezember 1859 8. 60. Nach Deiterreichifchem Strafgefeg ift unter 
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dem Berlufte von Rechten, Befugnifien oder Gewerben in allen Fällen, mo 
das Geſetz nicht eine befondere Beftimmung oder Beihränfung bei- 
fügt, nur der beftändige Verluft dDerfelben zu veritehen; falls die 
Berichte den Verurtheilten einer milderen Behandlung würdig finden, haben 
fie von dem auferordentlihen Milderungsrechte Gebrauch zu machen. Gegen 
Buhdruder, Buchhändler u. a. kann die Entziehung der Gewerbeberechti— 
gung außer dem Vollzuge eines Straferfenntniffes wegen Verletzung der 
allgemeinen Straf: oder Steuergefeße nur unter befonderen Bedingungen 
nad $. 3 des Deiterreichiichen Prefgefehes vom 17. Dezember 1862 vers 
hängt werden, welde, wie Lienbacher, Deiterreichifhe Preßgeſetzgebung 
1863 ©. 59, bemerkt, in der Tendenz bejtimmt wurden, der durch das Prep- 
gejeß garantirten Preßfreiheit feine Gefahr aus der Gewerbegeſetzgebung 
erwachlen zu laſſen. 


8. 24. 

Die Stellung der Geldjtrafen in der Reihe der in Deutſch— 
land zuläfjigen Strafmittel harafterifirt fih durd Die ziem— 
lich übereinftimmende Anwendung derfelben auf geringfügige 
Mebelthaten in einem beftimmten Quotenverhältniffe zu den Ge 
genftänden derfelben mit Befhränfung der Geldbufßen auf ge 
feglih relativ bejtimmte Summen und Vermwerfung des Aus: 
maße3 derjelben nad bejtimmten Quoten des Vermögens. — 
Zu häufig angedroht und in einem größeren Ausmaß verhängt, werben 
Geldftrafen leiht zu einer Begünftigung der Wohlhabenden 
und treffen am Ende ähnlich wie die Bermögenseinziehung die 
unfhuldigen Angehörigen. Verwerflich ift der nod im Reichäftraf: 
geſetze feitgehaltene Gefichtöpunft der Vererblichfeit der Geldſtrafe. Es 
follten daher, wie ſchon der Bayerifche Kriminalloder von 1751 $. 40 fagte, 
die mit Weib und Kindern beladenen Delinquenten, wo fie nicht mohl ber 
mittelt ſeynd, mit Geld nicht leicht bejtrafet werden. Erben und succes- 
sores haften nur fomweit um bie Straf, als durd das Verbrechen ihres Vor: 
fahrerd an fie gelangt; oder da es um eine Straf an Geld und Gut zu 
thun, und der Berjtorbene bereit? barein condemniret oder wenigiſt vor 
dem Tode ſchon confessus vel convictus gewefen ift. Die TIherefiana von 
1768 erklärte, daß Gelditrafen entweder als eine ordentlihe Strafe auf 
geringere Verbrehen ausbrüdlih durch das Geſetz ausgemeſſen oder ala 
außerordentliche und mwillfürliche Strafen durch richterliches Erlenntniß auf: 
erlegt werben dürfen. Geldbuße hat nicht Statt, wo eine andermweite Strafe 
durch das Gefe angeordnet ift. Ueberhaupt hat man in der Ausmeſſung 
der Geldbußen ein vernünftiges Maß zu halten. Es ift daher nad Art. 8 
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8. 3 in ſchweren, eine öffentliche Erfpiegelung und Abſchrecken erheifdhen» 
den Miffethaten nicht ſowohl auf eine Geldftrafe ala auf eine Leibsſtrafe 
anzutragen. Gleichfalls ift bei mittellofen Unterthanen, wo durch Abnahm 
der Geldftraff ihr Hausſtand zum Nachtheil des unfchuldigen Weibs und 
Kindern empfindlich geſchwächet oder gar zu Grund gerichtet würde, viel- 
mehr zu ihrer Abbüßung eine Leibsftrafe zu verhängen. 

Die Gelditrafe follte nad der Beichaffenheit des Verbrechen? und nad) 
dem Vermögen des Uebelthäters abgemefien werden. Auch fonnte Geld: 
ftrafe nebit anderen „gelinderen’ Strafen, als Gefängniß, Dienftentfegung, 
Ehrloserklärung, zur Strafvermehrung beigefügt werden, um dadurch zwiſchen 
dem Verbrechen und den zufammengefegten geringeren Strafen eine „billig- 
mäßige Ausgleihung” zu treffen. Die aus halsgerichtlichen Verbrechen ein- 
fließenden Strafgelder follten in der Negel den betreffenden Halsgerichten 
zur Bejtreitung der Malefiztoften und anderer Halsgerichtsnothdurften an= 
heimfallen. Die AufllärungsLiteratur, namentlih Beccaria, forderte, daß 
inöbefondere Diebjtähle mit Geldftrafen belegt werden. Der 
.fih unrehtmäßig Bereihernde follte an feinem eigenen Vermögen 
Verminderung erleiden. „Allein gleihwie Diebitahl insgemein nur 
ein Verbrechen des Elends und der Verzweiflung ift, ein Verbrechen jenes 
unglüdfeligen Theile der Menſchen, dem das Eigenthumsrecht nur 
das bloße Dafein übrig gelafien, fo follte für eine Erfasitrafe die 
einzige gerechte Gattung der Sklaverei, die Gefangenschaft mit Arbeitszwang 
eingeführt werden”. Beccaria führte 1791 feine Anfichten in einem Gut— 
achten über den zweiten Theil des Zofephinifchen Strafgeſetzbuches noch 
näher aus, welches beſtimmte, daß Geldftrafen gegen politifche Verbrechen 
d. h. Polizewergehen, den einzigen Fall verbotenen Spield ausgenommen, 
nicht verhängt werden können. 

In dem fpäteren, von Sonnenfels redigirten Gefetbuche über ſchwere 
Rolizetübertretungen von 1803 wurden die Wermögensitrafen, melde als 
Hauptjtrafen bei Kriminalverbrechen ala unanwendbar erklärt wor— 
ben find, aufgenommen und zwar aus dem Grunde, weil fie fich bei Weber: 
tretungen, deren Triebfeder Gewinnſucht tft, vorzüglich wirkſam erwiefen. 
Sollte ſich die nie groß auszumeffende Gelditrafe in einzelnen Fällen 
als zerjtörend für die wirtbfchaftliche Perſönlichkeit des Sträf: 
linge3 darftellen, fo hat die Verwechslung derfelben mit einer 
anderen Strafart ftattzufinden. Die Geldftrafen wurden in ber 
Hegel zwiihen 5—500 Gulden ausgemefjen. Dazu kamen noch Rerfall 
von Waaren, Feilfchaften oder Geräthen und Berluft von Rechten und 
Befugniffen. Mit einer einzigen Ausnahme follte dem Denuncianten an 
einer eingebradjten Wermögensitrafe fein Antheil gebühren, weil es die 
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Staatöverwaltung unter ihrer Würde halten müſſe, zur ſchmutzigen Ange- 
berei ohne Noth, durd Prämien zu ermuntern. — 

Der Defterr. Entwurf von 1867 behielt die Strafgrenzen der Gelb: 
bußen von 5— 500 Gulden bei und bejchränfte die Geldſtrafen auf bie 
Vergehen des Auflaufes, der Verlegung des Sausrechtes, des Anfichbringens 
verbächtigen Gutes gefetswidriger Veröffentlichungen. 

Nach dem Preußiſchen Strafgefegbuch fanden Geldbußen bei Verbrechen 
nicht unter dem Betrage eines Thalers Statt. Bei zuläfjiger Wahl zwifchen 
Gefängnik und Geldbuße war in den milderen Fällen ohne Rückſichtnahme 
auf die Vermögensverhältniffe die Geldbuße zu verhängen. Das im $. 335 
für Mebertretungen aufgeftellte niedrigite Maß der Geldbuße war 10 Silber: 
grofchen, das höchſte Maß derfelben 50 Thaler. An die Stelle der wegen 
einer Uebertretung verhängten Geldbuße konnte nur polizeiliche Gefäng- 
nißftrafe treten. Irrig wäre es, die Geldftrafe bloß ala ein Surrogat 
der Freiheitsftrafe zu behandeln. 

Das Deutfhe Strafgefehbuh hat in diefer Beziehung einen Fort: 
fhritt gemadjt und das Geltungsgebiet der Geldſtrafe ausgedehnt. 
Für Zeitungsftrafen giebt eö feine wirffamere Strafart. Häufig ſucht 
das Keichöftrafgefeb in der cumulativen Freiheits- und Geldjtrafe eine 
Gegenwirkung gegen die verbrecherifche Gewinnfucht, zumeilen fommen alter: 
native Strafdrohungen vor, 3. B. in den 83. 263—65, 272, 349. Die 
Unterfchlagung ijt bei mildernden Umständen mit der jonit nicht zuläffigen 
Geldſtrafe bedroht 8. 246, gleichfalls der Betrug nad $. 263. Auch bei 
fahrläffigen Handlungen ift die Geldftrafe vielfach angebroht, ohne Be: 
ſchränkung bezüglich der perfönlichen Verhältnifje. In dem Deutfchen Straf: 
gefeg ijt die Gelditrafe mit Ausnahme der befonderen Strafe des Ver: 
weiſes alö die mildefte der Hauptſtrafen behandelt, daher bei wahlmeifer 
Anwendung in den milderen Fällen auf diefe zu erfennen iſt. — 

Gelditrafen können aud in Verbindung mit einer FFreiheitsitrafe 
verhängt werden mie nad $. 243 Preußifches Strafgefegbud bei Betrug 
und anderen auf entehrender Gewinnſucht beruhenden Verbrechen. 

Diefes Strafgefegbuc drohte derlei Straffällen mit Gefängnik nicht 
unter drei Monaten und zugleih mit Geldbuße von 50 — 1000 Thalern 
ſowie mit zeitiger Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenredhte, 
aljo mit dreierlei Strafen, bei mildernden Umiftänden mit mindeftens 
einer Woche Gefängniß oder auch mit blofer Geldbuße von mindeitens 
5 Thalern. Betrügerifche Branditiftung an einer gegen Feuersgefahr ver: 
fiherten Sache wurde mit Zuchthaus und zualeich mit Geldbuße von 
100— 2000 Thalern beitraft; ebenfo die Urfundenfälfchung, dann die Untreue 
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aus Gewinnſucht neben der Freiheitäftrafe zugleich mit Geldbuße von 
50—1000 Xhalern u. dal. 

Damit wurde binfichtlid der aus Gewinnſucht hervorgehenden Ber: 
brechen bruchjtüdweife durchgeführt, was feit Beccaria, Kant, Ben: 
tham, Lucas, Zadariä vielen Kriminaliften als Ideal der Straf: 
anwendung vorgefchwebt hat, die thunlichite Identität von Ver— 
brechen und Strafen, in welden fich der Charatfer der begange: 
nen Uebelthat abfpiegelt. Die obligatorifche Verbindung der Frei- 
heitö- und Gelbftrafe kraft des Gefeges läßt ſich übrigens im Allgemeinen 
nicht billigen. 

Dort, wo dem Kichter die Wahl zwiſchen Frreiheitsftrafe und Gelb: 
ſtrafe freifteht, iſt diefelbe nicht auf fogenannte Sonoratioren zu befchrän: 
fen, vielmehr foll der Richter ermächtigt fein, die Geldbuße dort aus: 
zufprehen, wo der Thäter wegen feiner perfönliden Verhält— 
niffe durd den Vollzug einer auch furzen Freiheitsſtrafe außer 
feiner Freiheiöminderung ein weiteres mit der Schuld in einem 
Misverhältnifje jtehendes Uebel erleiden würde. Auch bei der Aus: 
meſſung der Geldjtrafe muß innerhalb des geſetzlichen Mindeft: und 
Höchſtbetrages individualifirt die verfchievene Wirfung der Geldbuße 
auf den Tagelöhner, Gefellen, reichen Fabrikanten u. ſ. w. berüdjichtigt 
werden, um materielle Gleichheit durd ungleihe Behandlung 
bes Ungleihen zu erzielen. Es find hierbei nur die Einlommensver⸗ 
hältnifje zu Grunde zu legen, bie offenkundig oder amtlich bezeugt find, um 
veratorishe Nahforfchungen der Bermögensverhältnifie des Schuldigen ab- 
zufchneiden, die oft drückender fein fünnen als die Geldftrafe felbft. Der 
Drud der Gelditrafe darf allein in der Höhe der Summe, nidjt in 
der Form der Erhebung und Einhebung liegen. Selbitändige Gelditrafen 
find, abgefehen von Preßſtrafſachen, ſchon aus dem Grunde nicht häufig 
anwendbar, weil die große Mehrzahl der Verbrecher mittellos ift, die Geld- 
buße wenig Bürgfchaften für die Erreihung der Strafzwede gewährt und 
in dem heutigen Geſellſchafts- und MWirthichaftäleben als Hauptſtrafe aus: 
nahmsweiſe bei geringfügigen Webertretungen des Strafgeſetzes, weldye eine 
methodifche Zucht oder Hinwirkung auf die Beflerung des Schuldigen über« 
flüſſig erfcheinen lafien, zu einem normativen Ausbrud einer Strafmadht 
gediehen ift. 

Es widerfpricht der heutigen Gejtttung, das Hecht des Staates, den 
Uebelthäter wegen ſchwerer Uebelthaten einem empfindlichen Strafzwange 
zu unterwerfen, durch Geld löfen zu können. In feiner Strafart fühlen 
wir den Pulsſchlag des Waltens der Gerechtigkeit ſchwächer wie in ber 
Geldbuße, deren Schwerpunft in der Vermögensherrſchaft liegt. — 
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Die Eeibesflrafe. 


8. 25. 


Als Jakob Döpler fein Theatrum Poenarum oder Schauplag ber 
Leibe: und Lebenzftrafen verfertigte, hatte er wohl feine Ahnung von der 
großen Sterblichteit der in allen „vier Welttheilen” üblichen Strafen. 

Heute können wir minbeftens hinfihtlih der körperlichen Strafen an 
Ihering's Wort von dem Abfterben der Strafe anknüpfen und darauf 
hinweifen, daß der Aufwand von Strafmitteln im umgelehrten Verhält— 
niß zu der Vollkommenheit der Rechtsordnung und der Neife der Völker ſteht. 

Wir können dem legten Reſt der Leibesſtrafen, der körperlichen 
Zühtigung in Deutfchland eine Leichenpredigt halten. Sie hat lange ge— 
lebt und das Ehrgefühl Unzähliger vernichtet, den erniedrigten Sträf: 
ling an Schande gewöhnt und das Anfehen der Strafjuftiz unter: 
graben durch fittlihen Ekel vor einer Geredtigfeit, die ohne 
Prügel nicht beftehen fann. Selbſt als Disciplinarmittel it bie 
Prügelitrafe Shlehthin abzufhaffen, wenn gleich für verftodte und 
vermwilderte Webelthäter ein tüchtiger Stockſchilling gewiß ein fehr wirkffames 
Dreffur: und Repreffionsmittel iſt. Ein böfes Beifpiel um eines 
zweifelhaften Erfolges willen, zu geben iſt verwerflicher noch als unflug. 
Gerade hier zeigt es fih, dak nicht jedes wirkſame Mittel als ein 
zuläffiges Straf: und Zuchtmittel anerfannt werden darf und der Ehren- 
punkt, die entfittlihende Wirkung entfheidend für die unbe: 
dingte Befeitigung der Prügelftrafe if. Man hat aus faljcher 
Humanität die körperliche Züchtigung für jene Perfonen niederer Gefell: 
ſchaftsklaſſen, die vom Tagelohne leben, beibehalten wollen und bemerft, 
daß eine ehrtödtende Wirkung bei Berfonen nicht zu beforgen ſei, die an 
das Geprügeltwerden und Prügeln im Militärdienfte und an— 
deren Lebenslagen gewöhnt jind. Ueber diefe Seanungen der 
förperlihen Züchtigungen it heute wohl fein Wort mehr zu ver: 
lieren. 

Die körperliche Züchtigung ift als Strafmittel befeitigt worden in Naf: 
fau 1809. Das Strafgefegbuc von1849 kannte weder die Todesitrafe noch 
die körperliche Züchtigung, felbft bei einer lebenslänglichen Zuchthausſtrafe 
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wurde die Züchtigung als Strafverfchärfung ausgeichloffen. Braunfchweig hat 
in feinem Strafgejegbuche von 1840 feines der üblichen Schärfungsmittel der 
Freiheitöftrafen aufgenommen und ſchon früher die Prügeljtrafe befeitigt. Die 
Motive jagten von diefen Echärfungsmitteln, daß fie oft die Hörperbefchaffen: 
heit des Verbrechers unanwendbar mache, oft der Gefundheit nachtheilig feien, 
immer aber mehr entwwürdigend als verfittlichend wirken, indem fie allein auf 
die thierifche Natur des Menfchen berechnet find. Dennoch führte diefes 
Kriminalgefeg an Stelle der Strafe des großen Karrens die Klettenftrafe und 
zwar felbjt für Weiber ein. In Baden wurde die Förperlihe Züchtigung 
1831 abgeſchafft und bei der Berathung des Strafgeſetzbuches erklärte die 
Regierungsfommifjton, daß man deren Aufnahme als Disciplinarftrafe zur 
Aufrechthaltung der Ordnung in den Strafanftalten nicht für nöthig er: 
achte. Hingegen wurde auf den Vorſchlag der Negierungsfommifjion der 
nicht minder verwerflide Zwangsstuhl aufgenommen. Das Bayerifche Straf: 
geſetzbuch Art. 25 erklärte in Mebereinftimmung mit der Defterreichifchen 
Strafgefegnovelle vom 15. Nov. 1867, daß die körperliche Züchtigung als 
Haupt: und Nebenftrafe, auch ala Disciplinaritrafe in allen Strafanftalten 
und Gefängnifien unbedingt ausgefchloffen ift. In Defterreich wurde die 
förperlie Züchtiqung ſchon 1848 abgefchafft, aber fpäter aleih wie in 
Sachſen und Würtemberg wieder eingeführt. In MWürtemberg wurde bie 
Prügeljtrafe als Straffhärfung durch Art. 3 des Gefees vom 13. Auguft 
1849 aufgehoben, dagegen beſtimmten Art. 9 und 10 des Gefeges vom 
17. Juni 1853 die Wiedereinführung der Todesjtrafe und der Törperlichen 
Züchtigung, letzterer als Surrogat für verwirkte Freiheitäftrafe, als Straf: 
Ihärfung und als Oronungäftrafe gegen Gefangene. Das Sächſiſche Kris 
minalgefegbuch hatte die fürperliche Züchtigung nur für Männer als Straf: 
mittel beibehalten. In Folge der Vollziehung der Deutfhen Grundredte 
wurde durch Verordnung vom 2. März 1849 bejtimmt: Auf Förperliche 
Züchtigung ift von den Gerichten ferner nicht zu erfennen. — Als 
Disciplinarmittel blieb diefe aufreht. Das Strafgeſetzbuch von 1855 
ftellte die Prügelſtrafe wieber her felbit für Weiber. Das revidirte 
Strafgeſetzbuch vom 1. Dftober 1868 hat die Todesftrafe und die körper: 
lihe Zühtigung aufgehoben. Nur Sachſen-Altenburg und die beiden Med: 
lenburge haben die förperliche Züchtigung beibehalten. Da Preußen 
diefes Etrafmittel feit 1848 fo wenig kennt wie das Norddeutſche Straf: 
geſetzbuch, fo ift es wohl damit allenthalben in Deutfchland bald 
zu Ende. In Sannover war dem Kriminalgefegbuche von 1840 bie 
körperliche Züchtigung als Schärfung der Freiheitäftrafen unbefannt. Der 
Beichluß der erjten Kammer, diefelbe ald Schärfungsmittel aller Freiheits- 
ftrafen wie im älteren Bayerifchen Strafgefege aufzuftellen, jcheiterte am 
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dem beharrlihen Widerſtande der zmeiten Hammer. In derfelben murbe 
auch der Antrag verworfen, fürperlihe Strafe als orbentlihe Strafe für 
geringere Verbrechen in das Straffyitem aufzunehmen. Dagegen kannte 
das Gefegbuch Förperliche Züchtigung als außerordentliche Strafart für 
jugendliche Verbrecher fo wie für Vagabunden und Bettler. — 

Die Aufhebung diefer Strafart erfolgte in Sannover erſt durd die 
Einführung des Preußiſchen Strafgefegbuches mitteljt der Verordnung vom 
25. Juni 1867. — As in Folge des Defterreidifchen Oltoberdiplomes 
1860 die Ungarifchen Landesſtrafgeſetze realtivirt wurden, erklärte die Ju— 
der-Curial-Conferenz, daß die Nichtadeligen hinſichtlich einer körper— 
lichen Strafe — zu den Adeligen erhoben werden. Allein da die 
Prügelitrafe dDurd die 1848ger Gefehe nit in Gänze aufgehoben 
worden tit, fo blieb es bei gewiſſen Uebertretungen in Ungarn bei 
„einer vorfidtigen Anwendung von Leibesitrafen”; — auch ein Höhen: 
meſſer der Gultur. 


Elfter Abſchnitt. 
Die Poflizeiftrafen 


Kiteratur: Sonnenfels, Grundiäge Der Polizei. 7 Aufl. 1504, — Mohl, 
Die Polizeiwilfenibaft. 1832. — Stein, Verwaltungolehre. Das Polizei 
recht. 4. Theil. 1867. — Gerber, Grundzüge eines Syſtems des Dent 
ſchen Staatsrechts. 2. Aufl. 1869. — Hälſchner, Syſtem des Preußiſchen 
Strafrechts. 1858. — Doebhl, Die Strafgewalt der Pteußiſchen Verwal: 
tungsbebörden. 1867. — Pößzl, Kritiſche Vierteljabrsichrift. III. — Luden 
in Weiske's Rechtöolexikon. — Hellmuth, Die Grundlagen der neuen 
Bayeriſchen Strafgeſetzgebung. 1862. 


$. 26. 

Gewöhnlich werden die Polizeiftrafen in den Lehrbüchern des Deutfchen 
Strafrechtes vornehm abgefertigt oder flüchtig nebenbei berührt, ala gebe 
ed eigentlih nur friminelle Strafen und fei über polizeiliche 
Strafen im Straffyfteme nicht viel zu fagen. Hommel hatte e8 in den 
Philoſophiſchen Gedanten über das Kriminalrecht einfach ausgefprocen, daß 
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PBolizeiitrafen feine wahren Strafen ſeien und nur die Armuth 
der Sprache es verfchulde, wenn man für die eigentlichen auf Bosheit und 
Beleidigungen, Verbrechen im Sinne wirklicher Nechtsverlegungen geſetzten 
Strafen fein befonderes Wort hat, vielmehr jedes in welchen Geſetzen 
immer bejtimmte Uebel allgemein Strafe zu nennen pflegt. Die Polizei 
ftrafe habe es nur mit Fahrläffigkeiten und Unanftändigfeiten zu thun. 
Sonnenfels, Lob u. a. hatten fich eingehender mit den Unterfchteden zmi- 
ſchen den Polizei: und Zuchtſtrafen befchäftigt; Beccaria entwidelte aus der 
verfchiedenen Natur des Kriminalverbredens und des Polizeivergehens aus: 
führliher die nothrmendige Unterfheidung der Kriminaljtrafen und ber 
politifchen oder Polizeiftrafen. Erftere bezwecken geradezu durch unmittel- 
bare Rechtsverletzungen die Zerjtörung des geiellfchaftlihen Verbandes, 
legtere bringen in den gefellfchaftlichen Verband nur Unordnung und Un: 
vollfommenheit, jind daher nur Rechtsgefährdungen, melde nur mittelbar 
auf die Zerrüttung deſſelben hinzielen. Deshalb müfje bei Kriminalftrafen 
mehr das Beiſpiel als die Befjerung des Gefegverlegers im Auge behalten 
werden, während bei Rolizeijtrafen mehr die Befferung alä das Bei: 
fpiel Strafzwed fei, zumal die Polizeiübertretungen mehr Fehltritte und 
Nachläſſigkeiten ald wahre Verbrechen jind. Bolizeiftrafen müfjen daher ſolche 
Mittel fein, welche am wirkfamjten dem Zwede dienen, um einen Bür- 
ger, melden das Strafgeſetz erhalten möchte und des Beifpield wegen zu 
verlieren nicht genöthigt ift, zu zügeln und zu beſſern. Die Polizeiftrafen 
müfjen von einer ganz anderen Beichaffenheit als die Kriminaljtrafen fein, 
weit milder, weniger andauernd, fomweit ald möglich nicht infamirend, weil 
die einmal hervorgerufene Infamie alle Hoffnung auf Beſſerung vernidtet- 
Dazu fomme, da die Polizeivergehen auf rein pofitiven Gefegen beruhend, 
ſich mit den Gefellfchaftszuftänden ändern und oft nur örtlide Bedeutung 
haben, woraus ein weiterer Grund für die BVerfchtedenheit der Kriminal— 
und Rolizeiitrafen hervorgeht, abgejehen davon daß es letztere nur mit 
fhädlihen Handlungen, nicht mit vorfäglichen Nechtöverlegungen zu thun 
haben. 

Als das Joſephiniſche Gejehbud von 1787 für die Wolizeivergehen die 
politifhen Strafen: Züchtigung mit Schlägen, Ausjtellung auf der Schand- 
bühne, Arreft, öffentliche Arbeit in Eifen, Abſchaffung aus einem beſtimm— 
ten Orte und Seldftrafe nur im Falle verbotenen Spieles, vorfchrieb, erklärte 
Beccaria, daß hier fehlerhaft beiläufig diefelben Strafen mit Ausnahme der 
Kettenftrafe wie für Kriminalverbrechen feitgefegt find und der einzige Uns 
terfchied in der Dauer und Milde der Haft beitehe, dab Schandbühne, 
öffentlihe Züchtigung ein unauslöfhlihes Merkmal der Entehrung auf: 
drüden, wohl zur Abjchredung, aber nicht zur Beljerung des Sträflinges 
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dienen, welche doch der Hauptzwed der Strafe bei Polizeivergehen oder den 
fogenannten politifhen Verbrechen fein muß. Auch tadelte Beccaria, daß 
bei der Verhängung der Schandbühne und der förperlichen Züchtigung nad) 
diefem Gefege fein Unterfhied der Perfonen zu maden iſt, während 
diefer gerade bei politifchen Vergehen fehr zu berüdjichtigen ſei. Daher müſſe 
man ſchonendere und mildere, zur Bejlerung geeignete Polizeiftrafen ein: 
führen und die Polizeivergehen auf engere Örenzen, auf rein culpofe Sand: 
lungen aus formellem Ungehorjam einjchränfen. Die politiſche Strafgefeß- 
gebung follte das Uebel in feinem Entjtehen unterbrüden, den Unbedacdht- 
famen zügeln, die fleinen und täglichen Uebertretungen mit ftrenger 
Milde Hintanhalten und der politiiche Gerichtshof follte ein würdevoller 
Vater und nit Richter fein, die menſchlichen Handlungen nicht rächen, 
fondern befiern. 

Zweckmäßig wäre daher eine Beichränfung der Polizeiftrafen auf den 
Arreft von fürzerer oder längerer Dauer, mit zuläfjiger Verwandlung des— 
jelben in Hausarreſt nah Maßgabe des Standes der Perfonen oder mit 
Vollzug in einem von dem Kriminalgefängnifje durchaus gefonderten Haft: 
orte; auf gänzliche oder zeitliche Enthebung vom Amte, auf zeitige Sperre 
der Kaufläden unter Veröffentlichung des Grundes der Sperre, auf Stadt: 
arreit, die Ausweifung von einem beftimmten Orte, die Verweifung auf 
das flache Land; endlich auf öffentliche Rügen. 

Die nädjftfolgende Literatur des Polizeiftrafrechtes hat eben diefen 
Standpunkt um Geringes überholt, zuweilen nicht erreicht. Tittmann unter: 
fcheidet die Straf: und Polizeigewalt dadurch, daß jene nebit der Zwang: 
mittel auch Vergütungsmittel gebrauche, daß die Strafgewalt ſich auf Ver: 
legungen folder Rechte beziehe, ohne welche der Bürger und Staat nicht 
beftehen kann, die Polizeigewalt hingegen auf Beeinträchtigungen des Wohl: 
befindens und bloß gefährliche Handlungen, wenn fie aud) feinen Schaden 
erzeugt haben. 

Sehen wir von Roßhirt's Anläufen zu einer ſachdenklicheren Behand: 
lung der Polizeiftrafen ab, fo bieten die Lehrbücher des Deutfchen Straf: 
vechtes jeit Wächter bis auf die neuejte Zeit eine Beftätigung des Sabes, 
dab man in Deutſchland die Strafrechtswiſſenſchaft ala eine nicht über das 
ganze Strafreht hinlaufende Disciplin gebildet und die nicht peinlichen 
Strafen wiſſenſchaftlich preisgebend, anderen Disciplinen überlafen hat. 
Die ganze reihhaltige Gefchichte des Polizeiſtrafrechts ift fo 
gut wie unentdedtes Land und diefes weite und intereffante 
Gebiet ift von den Berufsmännern der deutſchen Wiffenfhaft 
bisher mehr vernadläffigt als irgend eines. 
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8. 27. 

Erft der Einführung felbititändiger Polizeiſtrafgeſetzbücher danken 
wir einige nennenömwerthe Leiltungen, obgleih ſchon Tittmann ausge— 
ſprochen hat, daß Strafrechtswiſſenſchaft und Polizeirechtswiſſen— 
Ihaft vielfach zufammenfließen, weil die Bejtimmungen der redit- 
lihen Ausübung der Strafgewalt den Hauptcharafter in beiden aus: 
madt. Mare zoll erklärte, die ſchwankende und unfichere Eintheilung in 
Kriminaljtrafen und SPolizeijtrafen ermangele aller gemeinrechtlichen und 
hiſtoriſchen Grundlagen. Heffter führt an, dak das gemeine Necht 
bejondere Polizeiftrafen nicht Tenne und unter bürgerlihen Strafen 
im Sprachgebrauche der C. C.C. alle jene nicht peinlihe Strafen 
zu verjtehen feien, die bloß in einer Befchränfung der Freiheit oder in 
Bermögensnachtheilen oder Demüthigungen und dal. beitehen und haupt: 
fählih Buße und Befjerung bezmeden. — Die Doktrin des heutigen Deut: 
ſchen Strafrechts ift in der Mehrzahl ihrer Vertreter darin einig, daß das 
polizeiliche Unrecht eben fo wie das civile und friminelle Unrecht wirk— 
liches Unredt if. War der Schuldige fich des polizeilichen Gebotes oder 
Verbotes nicht bewußt, fo kann, wie Hufnagel jagt, feine Verſchuldung 
eine doppelte fein, die Unkenntniß des Gebotes oder Werbotes und das 
unterlafjene Nachdenken über die möglichen Folgen feiner Handlung oder 
Unterlajjung; vornehmlich im letzten alle hängt die Größe der Verſchul— 
dung von der größeren oder geringeren Wahrfcheinlichkeit des unglüdlidhen 
Erfolges ab. — Es wird zwar behauptet, das polizeiliche Unrecht beftehe 
nur in formellem Ungehorfam gegen die Gebote oder Verbote in Form einer 
Verwaltungämaßregel, der Zwang gegen den Ungehorfamen fei nur eine 
Anhaltung zum ordnungsmäßigen Gehorfam, feine eigentlihe Strafe, bloß 
eine Ordnungsbuße; allein e3 giebt zahlreiche Polizeivergehen, die ſchon an 
und für ſich Nechtsgefährbungen und unfittlide Handlungen oder Unter: 
lafjungen darftellen und von der öffentlihen Meinung mit größerem Ab- 
jheu verdammt werden als manches Verbrechen. Die foctale Sittlichkeit 
fordert auch bei Handlungen, die Feine unmittelbare Nechtöverlegung ent= 
halten, die Intereffen des Nächſten und des Gemeinlebens nicht nur nicht 
zu gefährden, fondern aud) bei vorhandener Gefahr zu wahren. Von einer 
eigentlichen Bolizeiftrafe fann erjt dann die Nede fein, wenn etwas Anderes 
als das bloß formelle Unrecht des Ungehorfams vorliegt, da die Verant- 
wortlichteit für polizeiliches Unrecht begrifflih nit nur Ungehorfam, 
fondern aud eine gefährlide Handlung oder Unterlafjung vor- 
ausfest, durch weldhe den im Rechte geihüsten öffentlichen und privaten 
Interefien Nachtheil bereitet wird oder Schädigung leicht bereitet werden kann. 
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Wer jeden Zwang zur gehorfamen Erfüllung eines Gebotes der Obrig- 
feit ſchon als Strafe gelten lafjen will, der muß auch jede zwangsweiſe 
vorläufige Verwahrung oder Vorführung eines Ungehorfamen alö eine 
Strafe gelten lafjen. Die Zwangsgewalt der Verwaltung darf nicht 
mit der Polizeiftrafgewalt im Befonderen zufammengemworfen werben. 
Letztere bedeutet nur eine zwangsweiſe Verwirklihung jener Gebote und 
Verbote, deren Zweck die Sicherung gegen eine verfchuldete Gefährdung 
rechtlicher Intereſſen it. 

Ohne Verfchuldung kann auch bei vorhandener Gefahr oder Schählich- 
keit für Perſonen und Eigenthum von einer auf ftrafrechtlicher Zurechnung 
beruhenden eigentlichen Polizeiftrafe nicht die Nede fein. — 

In dem Umfange der polizeilichen Zwangs: und Strafgemwalt find die 
eigentlihen Bolizeijtrafen von den fogenannten Orbnungsbußen 
zu unterfcheiden. Diefe werden in den neuen olizeiftrafgefeßen von der 
eigentlichen Polizeiſtrafe nicht jo fehr nad) ihrer Natur, ald nad) der Art 
der Anwendung unterfchieven. Die eigentliche Polizeijtrafe findet Anwen— 
dung bei Rechtägeführdungen, welche fpeciell mit Strafe bedroht find, und 
bei vollbrachten Gefährdungen, welche im Geſetze nicht fpecialifirt worden 
jind. Die Ordnungsftrafe tritt ein bei nicht ſchon geſetzlich als jtrafbar 
erklärten und dadurch vorgefehenen drohenden Gefährdungen, im Falle ge- 
zeigten Ungehorfams. Sie kann wegen der ſtets direkten Aufforderung und 
Ankündigung vorzugsmeife als Ungehorfamsftrafe bezeichnet werden. Es 
it beachtenöwerth, daß der alte Sprachgebrauch den bürgerlihen Gehor: 
fam als Gefängnif für widerfpenftige ungehorfame Leute im Gegenfat von 
den Kriminalgefängniffen genannt hat. Infofern e8 nicht möglich ift, 
alle einzelne Fälle des Ungehorfams gegen richterliche Befehle und Ber: 
waltungsmaßregeln in die Form beitimmter Mebertretungen einzufleiden und 
mit beftimmten Strafen zu bebrohen, müfjen neben den eigentlichen Pos 
lizeiftrafen Bejtimmungen über Drdnungsitrafen erlafjen werben. 

Die Ordnungäftrafe wird jo lange ein Correktiv der Wolizeiftrafbe- 
ftimmungen fein müſſen, al3 eine volljtändige Specialifirung aller polizei= 
lichitrafbarer Handlungen nicht gelungen iſt, zumal, wenn von der einſei— 
tigen Anficht ausgegangen wird, die Natur aller eigentlihen Poli— 
zeiübertretungen in dem Ungehorfam allein zu erfennen, und den 
Unterjchied zwiſchen Kriminal- und Polizeiftrafen lediglich darin zu 
Juden, daß eritere die Wiederheritellung der verlegten Rechtsordnung be— 
zweden, letztere aber den Vollzug der polizeilichen Maßregeln ſichern follen. 

Es wird hier genügen, auf die im früheren Sannoverfchen Polizei: 
itrafgejeße von 1847: und in dem Bayerifchen Bolizeijtrafgefegbuche von 
1861 bejtimmten Polizeiftrafen neben dem Preußifchen hinzuweiſen. In 
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dem erjteren Gefee waren angeführt: Bermweis, Widerruf, Abbitte und 
Ehrenerflärung, Geldbuße, Strafarbeit, Konfisfation einzelner 
Sachen, Gefängniß, Werkhaus, körperliche Züchtigung, Berluft von 
Gewerbsbefugniſſen. Oft ſind Geldbuße und Gefängniß zuſammen 
oder wahlweiſe angedroht, in der Regel nur das höchſte Strafmaß feſtgeſtellt, 
alles übrige bei der undefinirbaren Manigfaltigkeit der Polizeiitrafjachen 
dem richterlihen Ermeſſen anheimftellend. Die Geldbußen find höchitens 
100 Thaler, die polizeilihen Gefängnißſtrafen höchſtens ſechs Wochen. Po— 
lizeiliche Werkhausſtrafe durfte nicht unter 2 Monate und aufer bei Rück— 
fällen nicht über 6 Monate verhängt werben. 

Die Polizeiftrafen des Preußiſchen Strafgeſetzbuchs find: polizeiliches 
Gefängniß, Geldbuße, Konfisfation einzelner Gegenftände. Erſteres unter: _ 
ſcheidet fi) von der Friminellen Gefängnißſtrafe durch die fürzere Dauer 
und größere Milde. Sie grenzt am meiften an die Einſchließung. Das 
niedrigfte Mai der Geldbuße iſt auf 10 GSilbergrofchen feſtgeſetzt, das 
Marimum 50 Thaler. Preußen macht von diefer höchſten Strafgröße für 
Polizerübertretungen reicheren Gebrauch als Bayern; manche Fälle, die nad) 
dem Bayerifchen Gefete mit dem Marimum bedroht find, fallen im Preußi— 
fchen Gefeße unter die Vergehen. Die Gegenjtände der durch polizeiliche 
Verordnungen mit einer Strafe belegbaren Sandlungen oder Unterlaſſungen 
zählt $. 6. des Preußifchen Polizeigefehes vom 11. März 1850 auf. Nur 
Geldbußen, nicht Konfisfation können durd eine Polizeiverordnung als 
Strafe angebroht werben. 

Die Polizeiftrafen in Bayern find: Arreft, nicht auf mehr als 42 Tage 
und nicht unter 12 Stunden, Geldftrafe nicht über 150 Gulden. Anjtatt 
Gelditrafe bis zu 1 Gulden 12ftündiger Arreſt, bei höheren Strafbeträgen 
werden 3 Gulden einem eintägigen Arreſte gleichgeadhtet. Hiernach gilt die 
Gelditrafe ald die leichtere Strafart. Die Wahl der Strafart beitimmt 
die Strafmwürbigfeit und nicht die Nüdficht auf die Zahlungsfähigkeit. Der 
Arreft ift in den Polizeigerichtögefängnifjen zu vollziehen und darf auf bei- 
ftimmendes Gutachten des Gerichtäarztes durch richterliches Erkenntniß 
mittels Dunkelarreſt, Sungerfoft oder beider Schärfungsarten geſchärft 
werben. , 
Die Entlaffung aus dem Arrefte während der Nachtzeit findet gegen 
den Willen des Arreitanten nicht Statt. 

Beachtenswerth ift der Unterfchied der Konfisfation einzelner Sachen 
im allgemeinen Strafgefege und im WPolizeiftrafgefege. Der 
Strafrichter kann wegen jeder vorfäglich begangenen ftrafbaren Handlung die 
Konfisfatton der Verbrechenswerkzeuge oder der verbredjerifchen Produkte 
ausfprehen und nur ausnahmsweiſe ift die Konfisfation als Folge der Vers 
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urtheilung imperativ vorgefchrieben. Der Polizeirihter fann nur in den 
vom Geſetze beitimmten Fällen und nur infomweit ſolches ohne Verlegung 
dritter nichtfchuldiger Perfonen möglich ift, auf Konfisfation einzelner Sachen 
als Folge einer Polizeiübertretung erkennen. Diefelbe tritt nur kraft eines 
ausdrücklichen Ausſpruches im Strafurtheile ein. Im Verordnungswege 
kann eine Konfisfation nicht als Straffolge angedroht werden, wenn nicht 
ein Geſetz diefelbe ausbrüdlich vorgefehen hat. Regelmäßig kommt fie als 
Straffolge in Verbindung mit einer anderen Strafe vor; ausnahmsweiſe 
it der Polizeirichter ermächtigt, bei geringfügigen Uebertretungen 3. B. ber 
Marktpolizei die Konfisfation allein als Strafe auszufprechen und von der 
Verurtheilung in die gejetlich gedrohte Hauptſtrafe abzufehen. Nur diefem 
ift die Surrogirung fonftiger Strafen durd) Konftöfation einzelner Sachen 
geitattet, daher darf die Polizei felbit dann, wenn der Webertreter ſich fo: 
fort der Konfisfation freiwillig unterwerfen will, dieſelbe nicht vollziehen 
ehevor die Sache zur Kognition des Polizeirichters gebracht iſt. Erſt durch 
die rechtöfräftige Berurtheilung erwächſt für den Fiskus das Recht auf Er: 
werbung des Konfisfandum. 

Der Zweck der meiften polizeilichen Konfisfationsmaßregeln ift, eine 
bejtimmte Sade von ficherheitsgefährlicher Beichaffenheit außer Verkehr zu 
bringen oder®fie demjenigen zu entziehen, von dem "ein Misbrauch zu be: 
forgen ift. Nur dann, wenn eine abjolut vertretbare Sache wie Geld den 
Gegenſtand der Konfisfation bildet, und wie Edel in feinen Erläuterungen 
des Bayerischen Polizeiſtrafgeſetzes bemerkt, diefe Mafregel ihrem inneren 
Weſen nad zu einer zuſätzlichen Geldftrafe herabjinft, fönne man annehmen, 
daß der Nechtötitel des Fisfus auch auf ein Aequivalent gehe, wenn zur 
Zeit des Urtheils die zu konfiscirenden Geldftüde nicht mehr vorhanden 
find oder deren Identität nicht herjtellbar fein ſollte. — 

Die Polizeibehörde entſcheidet, ob eine nad) richterlihem Urtheile zu 
fonfiscirende Sache zu vernichten oder zur Weräußerung geeignet fei. — 
Schon die Reichsgeſetzgebung hatte bei Anordnung der Konfiskation vorwie— 
gend berfelben einen polizeilichen Charakter verliehen. Der verfälfchte Wein 
follte ausgeſchüttet, die Schmähſchrift vernichtet, die verbotene Geldforte bes 
feitigt werden. Auch die Deutſchen Landesſtrafgeſetzbücher laſſen in vielen 
Fällen diefen polizeilichen Charakter der Konfiskation erkennen, 3. B. nad) 
den 88. 326, 355, 404 des Preußiſchen Strafgeſetzbuchs, nad Art. 14 
und 15 des Würtembergiſchen Polizeitrafgefeßes über unbefugte Verferti— 
gung und Anwendung von Prägmaſchinen und Münzitempeln, und nad 
Art. 213 des Würtembergiſchen Strafgeſetzbuches. Die Konfisfation der 
Falfififate kann unter Umftänden fehr empfindlich fein, 3. B. bei verfälfch- 
ten Staatsfhuldfcheinen. Da die Konfislation nur zuläffig ift, ſoweit nicht 
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Rechte Dritter dadurch verlegt find, fo kann Derjenige, der mitteljt eines 
urfprünglichen echten auf 100 Gulden lautenden, aber auf 1000 Gulden 
verfälfchten Staatöpapierd um die dafür bezahlte Summe betrogen worden 
ift, wenigſtens zum Theil, jo viel den wahren Werth jenes Papieres betrifft, 
in dem Falſifikate Schavenserfat erlangen, ein Mittel, welches durch die 
Konfistation gegen den Schuldigen ihm nicht entzogen werden darf. 

Schließlich fei hier auf die Verfchiedenheit der Auffaffung des Unter 
ſchiedes zwifchen der polizeilihen und friminellen Anwendung 
der Konfisfation hingemiefen. 

Nah Heinze unterfcheidet ſich die polizeiliche Konfisfation ihrem 
Weſen nad) von einer in derjelben Geſtalt auftretenden Strafe nicht fo: 
wohl durd) Die verſchieden beſtimmte Zuftändigfeit der fie ver- 
fügenden und vollziehenden Behörde alö dur die mangelnde 
Vorausjegung einer dem Betroffenen zur Laſt fallenden fris 
minellen Verfhuldung. 

Der Schwerpunkt liegt bei jener in der einzelnen Specied des 
Konfisfandum, während bei diefer in der Richtung gegen das Vermögen 
des Verbrecherd. Damit jteht in Zufammenhang, daß die Konfisfation als 
polizeilihe Mafregel jn der Hegel gegen Eigentum oder Eriftenz körper— 
licher Gegenftände gerichtet fein wird, während die Strafe bP Sachen, die 
der rechtlichen Serrichaft des Schuldigen nur theilweife unterworfen find, ſich 
auf den Umfang diefes Rechts befchränten darf. 

Zu den Straffolgen einer Polizeiübertretung zählt das Bayeriſche Po- 
lizeiftrafgefeg die Stellung unter Polizeiauffiht in gefeglich beftimmten 
Fällen fraft eines Ausfpruches des Polizeirichters, nicht über 2 Jahre, die 
zum Vollzuge gelangt, wenn die Dijtriktspolizeibehörde der Heimat des 
Verurtheilten die Werhängung diefer Mafregel ald angemefjen erachtet; 
ferner die Verwahrung in einer Polizeianftalt unter denfelben Bedingungen. 
Die in einer Polizetanftalt Bermwahrten find angemefjen zu befchäftigen und 
nad) Umftänden zu unterrichten. 

Feſſelung kann gegen fie nur wegen bejonderer Fluchtgefahr, Wider: 
felichfeit oder aus ähnlichen Gründen, regelmäßig nur in Folge eines Dis— 
ciplinarertenninifjes verhängt werden. Auch in Preußen wurde durch No: 
velle vom 11. April 1856 dem Einzelrichter die Aburtheilung faft derfelben 
itrafbaren Handlungen zugewiefen, welche nad) dem Bayerischen Polizeiftrafs 
geſetze diefe zwei Straffolgen nad) fich ziehen, wie Landftreicherei, Arbeits: 
fcheue, Bettel. Die zuftändige Verwaltungsftelle ift befugt, die Dauer der 
Verwahrung in der Wolizeianftalt abzufürzen, wenn der Verwahrte befrie- 
digende Proben von Befjerung gegeben hat. Bei ſchlechtem Verhalten Tann 
die erkannte Verwahrungsdauer, jedoch nidyt mehr als um ein Dritttheil 
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verlängert werben. — Endlich ift gegen Ausländer anftatt der Polizeiauf: 
ficht oder polizeilichen Verwahrung die Landesverweifung in dem Straf: 
urtheile auszuſprechen. Die Polizeibehörde kann jedoch letztere Straffolgen 
eintreten lajlen, wenn die Yandesverweifung nicht ausführbar ift. Specielle 
Straffolgen einzelner Arten von Hebertretungen find nur dort zuläfjig, wo 
fie ausdrücklich in einer befonderen Geſetzesbeſtimmung angedroht find. Im 
Wege der Strafmilderung darf nad) Art. 20 die Strafe unter angemefjener 
Verwarnung ganz erlaflen werden. — Die Einftellung oder Entziehung 
von Gewerbörechten ift bei feiner Polizeiübertretung als Straffolge anzu— 
fehen. Sie ift lediglich eine gemwerbäpolizeilihe Maßregel. 

Der Verfuh einer Polizeiübertretung iſt ftraflos in Preußen, Bayern 
u. a. Ländern. Einzelne Spezialgefege enthalten jedoch Ausnahmen von 
biefer Regel. 


Zwölfter Abjchnitt. 


Haus-, Schu und andere Discipfinar-Strafen in öffentlichen 
Dienftverhäftniffen und Zwangs-Anſtallen. 


— —— 


@iteratur: Achille Morin, De la discipline des cours et tribunaux du 
barreau et des corporations d’officiers publies. 1868. — Abegg, Die 
Strafgewalt und das Strafrecht des Staats in der Zeitichrift: Die Gegen⸗ 
wart. 1852. — Heffter, Arhiv des Griminalrebts. N. 8. 1853. — 
v. Holpgendorff, Redtsleriton. 1870. — Schlatter, Das Spitenm ber 
Einzelhaft. Die befonderen Haäusſtrafen. 1856. 


$. 28. 


Dem phyſiſchen Zwange der Iriminellen und der polizeilihen Strafen 
fann nicht ein fogenannter pfychologifcher oder moralifcher Zwang der 
Disciplinaritrafen jchroff entgegengeftellt werden, einmal weil jedes Straf: 
und Zuchtmittel geeignet fein foll, einen piychologifhen oder moralischen 
Zwang zu üben und jede im Geſetze auögeiprochene Strafe die Beitimmung 
hat, als Gegenmotiv gegen die als ftrafbar erklärte Handlung wirkſam zu 
fein, zum andern Mal, weil unter den Disciplinarftrafen auch Geldbußen und 
dal. vortommen, welde in das allgemeine Strafenfyiten aufgenommen find. 

Die Disciplinargewalt hat in den zahlreichen fittlichen Organismen und 
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Intereſſenkreiſen eine verfchiedene Bedeutung. Das unmittelbar an das 
Strafrecht des Staates grenzende Recht der öffentlichen und Privatdisciplin 
beruht theils auf befonderen Auffichtsbefugnifien, theils auf Erziehungsbefug: 
niffen, theils auf Strafbefugnifien im Disciplinarwege, jo daß wir unterfchei- 
den: die Zuchtgewalt der Familie und der Schule, die Disciplinargewalt 
von Gemeinden, Korporationen, Gefellfchaften, die Disciplinarbehand: 
lung der Beamten, das Disciplinarredht des Vertretungsorganes bejtimmter 
Berufsgenofjen wie des Ehrenrathes unter Advolaten, Notaren, bes Ehren: 
gerichtes für Officiere, die Disciplinarftrafgewalt der Direktionen der Ge— 
fangenanftalten, die firhlide Disciplinargemwalt über Geiftliche. 

Es läßt ſich hiernach ein für alle Arten der Disciplinarftrafen gleicher 
Geſichtspunkt etwa nur in dem Sinne feititellen, daß der fittliche Geiſt, 
welcher in einer bejtimmten Gemeinfhaft alle Glieder derfelben erfüllen 
fol, dort, wo eine Verfehlung des Einzelnen gegen denjelben ftattfindet, 
fih au in der angemejjenen Art des Zuchtmittelö zu bewähren habe. 

Das in Grimm's deutſchem Wörterbudhe fehlende Wort Disciplin 
breitet auf diefes Verhältniß einiges Licht. Die franzöfifhe Akademie 
definirt die Disciplin: Reglement, ordre, r&gle de conduite, commune & 
tous ceux qui font partie d'un corps, d’un ordre. — 

Wir leiten die Diöciplinargewalt aus dem Begriffe der organifirten 
fittlihen Gemeinihaft ab. Durd die Zufammenfafjung der vielen Einzel 
nen und Eingliederung in Eine Gefammtheit dient jeder Einzelne dem 
Ganzen und fich felbit, in fofern fein eigener Zwed in diefem aufgenommen 
ift. Indem der Einzelne ein integrivender Theil des Ganzen iſt, bejteht 
eine Solidarität der Intereffen Aller, ein gliedlicher Gemeinfchaftsdienft mit 
gemeinfamen Pflichten und Chrbewußtfein, fo daß die Verlegung defjelben 
zurüdfchlägt auf die fittliche Neinheit und Ehre des Ganzen. 

Die mit der Autorität der betreffenden fittlichen Gemeinfchaft befleide- 
ten Nepräfentanten haben die zur Wahrung der gefellihaftlichen Intereffen 
erforderliche Disciplinargemwalt. — 

Die Familie it urfprünglichjte fittliche Gemeinfchaft, deren Organifation 
in der Form einer patriarchalifchen Serrfchaft und hausrichterlihen Gewalt 
des Familienoberhauptes zuerſt hervortritt und fpäter im Verhältniffe zu 
der- fortfchreitenden Entwidlung der Gemeinden, Genofienfchaften und des 
Staates ihrem Umfange und der Art der Geltendmachung nad) befchräntt 
wird. Immerhin erheifcht der Organismus der Familie die Anerkennung 
eines beſtimmten Zuchtrechtes des Yamilienhauptes, welches ſich innen gewiſſer 
Grenzen unabhängig von der Strafrechtäpflege des Staates bethätigt, durch 
die fittlihe Ordnung des Che: und Familienverbandes geregelt. In dieſer 
lönnen jedoch die Zuchtmittel nicht pofitiv gefeglich beftimmt werben, 
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der Staat kann nur den Misbrauch des anerfannten Zuchtrechtes dem 
Strafgejeße unterwerfen. 

Andererfeits nimmt der Staat bei der Beitrafung jugendlicher Frevler 
die Mitwirkung der Familie in Anfprud bei Fällen, in welchen diefelben 
nad) dem Geſetze der Familie übermwiefen werden. Die Hausftrafen der Fa— 
milienglieder verfolgen lediglich Erziehungs: und Beſſerungszwecke; ihr Typus 
it die Erziehungs: oder Beſſerungsſtrafe, die für die Familien und Schul: 
zucht am rechten Plage ift. Für die Hausftrafen lajien fich aber, wie 
Abegg ſagt, jo wenig bejtimmte Regeln vorjchreiben, al3 irgendwo ein 
Vater feine Kinder nad) einem Yehrbuche der Pädagogik erzieht. Die Hands» 
habung derſelben iſt daher von den übrigen Arten der Disciplinaritrafen 
weſentlich unterſchieden. 

Die Unterrichtsdisciplin und Schulzucht in öffentlichen Bildungs— 
anſialten unterliegen bereits geſetzlicher Regelung, der mittleren Stellung der 
Schule zwifchen dem Hausleben und dem öffentlichen Leben angepaßt, ge 
tragen durd) das Bebürfniß einer nothmwendigen allgemeinen Ordnung der 
Bildungsanftalten des Staates. Gebräuchliche Schulftrafen find, abgefehen 
von den Rügen, Arbeiten ald Strafpenfen zur Ueberwindung der Trägheit 
oder Leichtfertigleit, mit vorfichtiger Beſchränkung, gelinde körperliche Züch— 
tigung, kurzzeitige Einfperrung, als fchwerftes Disciplinarmittel die Ause 
ſchließung aus der Anftalt. — 

Charakteriftiich für das Verhältnik des öffentlichen Strafrechtes zu dem 
Zuctrechte der Familie find insbefondere die Strafen jugendlicher Ueber— 
treter im Zufammenhange mit den Befjerungämaßregeln bei freigefprochenen 
Perfonen unter 18 Jahren. Es find hier die Fälle der bloßen Befjerungs- 
haft und Zudtmaßregeln zu unterſcheiden von den eigentlihen Strafen für 
jugendlihe Perſonen, melde vorwiegend den Beſſerungszweck verfolgen. 
Die neuen Deutſchen Strafgefese geitatten hier lediglidy in diefem Sinne 
inbividualifierende Gefängnißitrafen und fchließen bei den vor dem 16. Jahre 
mit Unterfcheidungsvermögen verübten Verbrechen und Vergehen unbedingt 
aus: die Todesſtrafe und Zuchthaus, den Verluſt der bürgerlichen Ehre 
und zeitige Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte. Die 
Gefängnißſtrafe ſoll in ausfchlieglich für jugendliche Perſonen beftimmten 
Gefängniſſen vollitredt werden. — 

Das ältere Strafreht hat bei der Beitrafung von Verbrechen das 
jugendliche Alter als Milderungsgrund angefehen. Unmündige follten ge 
züchtigt, niemald nad) der Strenge des peinlichen Geſetzes beitraft werben. 
In den neueren Deutſchen Strafgefegbüchern wurden binfichtlih der Be: 
ftrafung jugendlicher Frevler drei Altersitufen unterfchieden. Die Ver: 
gehungen im Alter der Kindheit blieben der häuslichen oder vormundfcaft- 
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lichen. Zucht überlafjen bis zum vollendeten zehnten oder zwölften Jahre. 
Die Fähigkeit für Verbrechensſtrafen wurde erft mit dem vollendeten vier: 
zehnten oder fechzehnten Jahre angenommen und das jugendliche Alter bis 
zu dem vollendeten achzehnten oder zwanzigiten Jahr ala Milderungsgrund 
betrachtet entweder unbedingt oder nad) Mafgabe des Sates malitia sup- 
plet aetatem. 

Das Preußische Strafgefegbucd von 1851 hat fi von dieſem anthro— 
pologifh mohlbegründeten gemeinrechtlichen Standpunkte loögefagt und 
das Franzöfiiche Necht zum Vorbild genommen, indem es im $. 42 be- 
ftimmt: 

Nenn ein Angefchuldigter nod nicht das fechäzehnte Jahr vollendet 
hat, und fejtgeitellt wird, daß er ohne Unterſcheidungsvermögen gehandelt 
hat, fo foll er freigefprochen und in dem Urtheile beſtimmt werden, ob er 
feiner Familie überwiefen oder in eine Bellerungsanftalt gebracht werden 
foll. In der Beilerungsanitalt ift er jolange zu behalten, als die der Straf: 
anftalt vorgefegte Verwaltungsbehörde folches für erforderlid erachtet, jedoch 
nicht über das zurüdgelegte zwanzigite Jahr hinaus. — Wenn der Ange 
ſchuldigte fpäter ein gleiches Werbrechen verübt, Tann er wegen der ihm 
auferlegten Beſſerungshaft nicht ala rüdfällig angefehen werden. Auch darf 
derfelbe nicht unter Polizeiaufficht geftellt werden, weil diefe den Charakter 
einer Strafe trägt. Cine Weberweifung an die Familie iſt gewiß dort 
nicht zwedmäßig, wo das Verderben des Angefchuldigten auf verwahrloste 
Erziehung zurüdzuführen ift. Statt der Unterbringung in einer Beſſerungs— 
anjtalt kann eine Weberweifung an zuverläffige geeignete ‘Privatperfonen 
oder Privatvereine ftattfinden. — Wir begrüßen die Nüdfehr des Reichs: 
Strafgefetes SS. 55, 57 zum alten guten Deutfchen Rechte in diefem Bunte. 


8. 29. 

Verfchieden von den Haus: und Schulſtrafen iſt die durch Statuten 
geregelte Disciplinargemwalt der Korporationen und Gefellfchaften zur Auf: 
rechterhaltung der Ordnung für ihre Sonderinterefjen und Wahrung der 
Ehrbarkeit in der Verwaltung. Die den fonfreten Verhältnifjen und In: 
terejien des betreffenden Gemeinfchaftäfreifes gemäß ausgeftalteten Discipli- 
narjtrafen bejtehen theils in gewöhnlichen Ordnungsſtrafen und Geldbußen, 
theild in eigenen ;sormen der Rüge, in zeitlicher Entziehung einzelner Ge: 
fellfchaftsrechte oder in Ausſchließung aus der Gemeinfchaft nach einem vor- 
gängigen förmlichen Disciplinarverfahren auf Grund bejtimmter Kompetenzen 
zwiſchen dem, was ſchon dem Strafrechte zufällt, und dem, was zum Wir: 
Tungöfreife der Disciplinargewalt der Oberen gehört. 
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Am fürmlichiten ausgeprägt find die Disciplinarftrafen gegen 
Beamte und in den öffentlichen Zwangsanitalten. 

Die Disciplinargewalt der Behörden befteht unabhängig von der jtraf- 
gerichtlihen Verfolgung und deren Wirkungen. Sie beurtheilt die ganze 
Lebensführung im amtlichen und außeramtlichen Verhalten nach befonderen 
Dienites: und Beruföpflichten, infofern nicht deren Verlegung zum Gegen- 
ftande einer im Strafgefeße bedrohten Handlung gemacht ift. Ihre Dis: 
ciplinarftrafen find theilö befondere, zum Theil auch foldhe Zwangsmittel, 
deren fich die Strafrechtäpflene bedient. Sie haben den Zweck, die Beob— 
achtung der guten Ordnung und treuer Pflichterfüllung im Dienfte zu wah— 
ren, zur Zucht und Ehrbarkeit anzuhalten oder ein Verhältniß aufzuheben, 
das ohne Gefährdung für das Anfehen des Dienftes nicht mehr fortdauern 
fann. 

Durch die ftrafgerichtliche Freifprechung oder Verurtheilung ift die Aus- 
übung der Disciplinargewalt nicht ausgeſchloſſen. 

Manche Strafgefege enthalten eventuell angedrohte Strafen, infofern 
nicht disciplinare Ahndung ftattfindet, 3. B. die Art. 50, 53 des Bayerifchen 
Bolizei-Strafgefeges. Die im dritten Theile des Preußiſchen Strafgefeßbuches 
alternativ mit Geldbuße oder Gefängnißftrafe bedrohten Uebertretungen, die 
$. 343, 349 auögenommen, fünnen an Militärperfonen innerhalb der Grenzen 
der Disciplinarftrafgewalt im Disciplinarwege beftraft werden, wenn nad 
dem Ermeſſen des Militärbefehlshabers die Disciplinarftrafgemwalt dazu aus: 
reiht. In den öfterreihifhen Strafanjtalten eritredt fi) die Disci— 
plinarftrafgewalt nicht bloß auf alle Nebertretungen der Sausordnung, fondern 
aud auf alle im Strafgefetze bedrohten Handlungen mit Ausnahme der 
Verbrechen. Eine Gruppe der Diöciplinaritrafen betrifft die Handhabung 
der Kirhendisciplin, in evangelifhen Ländern dur die Konfiftorien 
vermittelt, welchen die Unterfuhung gegen Geijtliche wegen ihrer Amtsfüh- 
rung oder ihres Lebenswandels obliegt. 

Die gewöhnlichen Disciplinarftrafen find Entfegung vom Amte, bie 
Anhaltung in einer Korrektionsanftalt u. a. m., worüber im Allgemeinen 
ſchon bei der Darftellung der kanoniſchen Strafformen geſprochen wurde. 

Nach) den Preußiſchen Disciplinargefegen für Beamte überhaupt, und 
für Juftizbeamte, welche ein Nichteramt befleiden, insbejondere find unter 
befonderen Modififationen Ordnungsſtrafen und eigentliche Disciplinarftrafen 
zu unterſcheiden. Zu eriteren zählen: Warnung, Verweis, geringe Geld- 
buße, gegen Subalterne Arreft von wenigen Tagen. Zu den Disciplinar- 
ftrafen im engeren Sinne gehören die Entfernungen vom Amte entweder 
in der Form einer Verfegung in ein anderes Amt von gleichem Range 
mit Verminderung des Dienfteinfommens und ohne Anſpruch auf Umzugs— 
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foften oder in der Form eines von beiden Nachtheilen, oder in der Form 
der Dienftentlaffung mit Verluft des Titel und Penſionsanſpruches. Bei 
mildernden Umſtänden fam ein Theil des Tenfionsbetrages für immer oder 
auf bejtimmte Zeit belafjen werden. Für Nichter ift ein eigenes Verfahren 
vorgefchrieben, worauf ſich das Gefeb vom 7. Mai 1851 bezieht. 

Nach dem Defterreichifchen Disciplinargejeg für Nichter vom 21. Mai 
1868 werden Pflichtverlegungen, die einfache Ordnungsmwidrigfeiten find, mit 
Ordnungsſtrafen und folche, die ſich mit Rückſicht auf die Art und den 
Grad, auf die Miederholung und die erfchiwerenden Umftände beziehen, ala 
Dienftvergehen mit Disciplinarjtrafen behandelt. Zu erjteren gehören die 
Mahnung, der Berweis, welcher nad) eingetretener Rechtskraft in den 
Perfonal-Standesausweis der Beamten einzutragen tt. Vor Ertheilung des 
Vermeifes muß Gelegenheit zur Nechtfertigung gegeben werden. Gegen diefe 
iſt Bejchwerde zuläſſig. Nach dreijähriger tadellofer Aufführung kann der 
Deamte um Löſchung eines eingetragenen Vermeifes anfuchen. Gegen die 
Ertheilung einer Mahnung ift fein Nechtsmittel gejtattet. 

Disciplinarftrafen find: die Verſetzung mıt gleihen Range an einen 
anderen Dienftort ohne Anfpruch auf die Meberfiedlungsfoften. Zur Ver: 
Ichärfung fann das Disciplinargeriht damit eine Verminderung der Dienft- 
bezüge verfnüpfen, welche den dritten Theil des Jahresgehaltes und die 
Dauer von drei Jahren nicht überfchreiten darf; ferner die Verſetzung in 
den Ruheſtand auf unbejtimmte Zeit mit Verminderung der normalmäßigen 
Ruheſtandsbezüge. 

In dem Erkenntniſſe des Disciplinargerichtes iſt der Betrag der dem 
Beamten anzumeifenden Ruheftandsgenüffe zu bejtimmen; er darf jedoch in 
feinem Falle zwei Drittel des normalmäßigen überfchreiten; endlich die 
Dienftentlaffung in Verbindung mit dem Berluft des Titels und des Pen— 
ſionsanſpruches. 

Das Disſciplinargericht kann bei der Einleitung oder im Laufe des 
Disciplinarverfahrens gegen den richterlichen Beamten die Suspenſion vom 
Amte verfügen, wenn die mit Rückſicht auf die Natur oder die Schwere 
des Dienftvergehens angemefjen erſcheint. Diefes Necht ſteht dem Disci- 
plinarfenate auch in jenen Fällen zu, in melden gegen einen richterlichen 
Beamten wegen einer im allgemeinen Strafgefee bedrohten Handlung eine 
Unterfuchung eingeleitet wird. Während der Amtäfuspenfion wird der 
Beamte auf die Hälfte feiner Bezlige beſchränkt und kann in feine höhere 
Gehaltsſtufe vorrüden. So lange die Unterfuhung bei dem Gtrafgerichte 
anhängig iſt, darf gegen den betreffenden Beamten das Disciplinarverfahren 
nicht ftattfinden. — 

Durch die vorjtehenden Beftimmungen wird das Recht der höheren 
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Gerichte, die richterlihen Beamten zur Erfüllung ihrer Pflicht ſelbſt durch 
Geldftrafen zu verhalten, nicht berührt. — 

Die in den Straf: und Beiferungsanftalten üblihen Dis- 
ciplinarftrafen find: Ein Verweis in der Stille oder vor ande: 
ren Häftlingen, die Zumeifung einer unliebfamen ſchweren ober 
einen geringen Ueberverdienſt abmerfenden Arbeit, die zeitweilige Ent- 
ziehung von den Verwahrten fonft eingeräumten Genüfjen oder Begünfti- 
gungen, Hungerkoſt, Dunfelarreft und einfame Abfperrung, ununter: 
brochen nicht länger al3 3 Tage. Zu einer längeren Anhaltung in der 
Duntelhaft ift höhere Genehmigung erforderlih; hartes Lager, Anle- 
gung von Ketten gegen ungeftüme, miberfpenftige Häftlinge mit oder 
ohne Bwangsjade, in Baben der Strafftuhl bis zu 6 Stunden im Tage, 
nicht mehr als 3 Tage nacheinander. 

Auch Unterfuhungsgefangene unterliegen den Disciplinarftrafen, 
wenn fie Entweichungäverfuche gemacht haben oder Exceſſe verüben. Ver— 
weigert ein Angejchuldigter im Verhöre zu antworten ober fimulirt er 
leiblihe und geiftige Gebrechen, fo finden in den neueren Strafprocekorb: 
nungen feit 1848 nicht mehr die als Weberbleibfel der abgeſchafften Folter 
beibehaltenen Ungehorfamäftrafen Statt. Die Badiſche Strafprocekordnung 
von 1845 brach zuerft mit diefer Praris des Mürbemachens. Das 
Defterreihifche Patent vom 22. Mai 1848 hob diefe Ungehorfamäftrafen 
auf, während die Braunfchmweigifche Strafprocefordnung vom 22. Auguft 
1849, fih dem Engliſchen Rechte anfchliegend, den Unterfuhungsrichter 
fogar bei Strafe verpflichtete, dem Beſchuldigten im erften Verhöre zu er 
öffnen, daß er zu feiner Antwort oder Erflärung auf die ihm vorzulegenden 
Fragen gehalten jei. — 

Daß Marterinftrumente wie der Zwangsſtuhl vermwerflich feien wie 
Stod und Ruthe, ift ebenjo anerkannt als die überwältigende Wirkung 
des Dunfelarrejtes. Das durch diefen hervorgerufene Strafgefühl ift, wie 
Schlatter bejtättigt, weit intenfiver als ber bloße förperliche Schmerz. 
Es erreicht die Einzelhaft ihre größte Schärfe in Verbindung mit Hunger: 
foft, ohne Bett und Arbeit. Darum follten auch über diefen verſchärften 
Arreft hinaus feine weitere Disciplinarftrafen in der Einzelhaft beftehen. 

Es gehört zu den VBorzügen des Einzelhaftfyftemes, daß das: 
felbe am meiften Disciplinarftrafen entbehrlih madht und die 
lediglih auf Unterfchiede des finnlihen Leidens gebauten Ab— 
ftufungen der Freiheitsftrafen abftößt. Im Allgemeinen find nur 
ſolche Disciplinarmittel rathfam, die als felbitverfchuldete Verwirkungen ge 
nofjener Erleichterungen oder als Motive zur ftrengeren Beobachtung der 
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Hausordnung geeignet erfcheinen, ohne das Nechtögefühl in dem Geftraften 
nieberzudrüden. 

Duntelhaft und Hungerkoſt in entfprechenden Unterbrechungen und 
ohne Benadhtheiligung der Gefundheit, in äußerften Fällen der Unbändig- 
feit und Gefährlichkeit die Zmangsjade lafjen fi) bei dem heutigen Stande 
der Gelittung der großen Zahl der Gefangenen noch immer als Disciplinar- 
ftrafen gutheißen. 


Dreizehnter Abjchnitt. 


Die parlamentarifden Strafen. 


Piteratur: R. Mobhl, Die Verantwortlichkeit der Minifter. 1837. — Stein, 
Die vollziehende Gewalt. 1869. — Zachariä, Die Deutihen Verfaffungs- 
geſetze. 1855. — Puchelt, Ergänzende Geſetze der Badiſchen Strafgefep- 
gebung. 1868. — Samuely, das Princip der Miniſterverantwortlichkeit. 
1869. 


8. 30. 


Die Verfafjungäverlegungen der Minifter find nicht allein aus 
dem Gefihtöpunfte einer ftaatödienerlihen Disciplinarbehand- 
lung zu beurtheilen. Die Funktionen des Disciplinargerichtes find eben 
verfchieven von der Funktion des zum Schuhe der Integrität der Verfaffung 
errichteten Staatögerichtöhofes. Unter parlamentarifchen Strafen verftehen 
wir nicht bloß die in jeder ordentlich geleiteten Verfammlung anerkannten, 
in die Gefhäftsorbnung der Parlamente aufgenommenen Disciplin: 
mittel wie Ordnungsrufe, Misbilligungen des Präfidenten und 
MWortentziehungen, fondern auch jene Strafen und Straffolgen, welche 
auf Grund einer von dem Parlamente auögegangenen Minifteran- 
flage in Folge einer Berurtheilung dur den Staatögerihtähof 
eintreten. 

Das Englijche Recht beitimmt Feine befonderen Strafen bei 
Staatöprocefien gegen Minifter, während die Konititution ber vereinig- 
ten Staaten Nordamertfad den Staatögerihtshof auf einige geringere 
Strafarten beſchränkt. Diefem Beifpiele folgten mehrere Deutfche Berfaf: 
ſungsgeſetze. 

Die Verfaſſungsurkunde vom 4. September 1831 für das Königreich 
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Sachſen läht das Strafbefugnig des Staatögerihtähofes nur auf 
ausdrüdlihe Misbilligung des Berfahrens oder Entfernung 
vom Amte erjtreden. 

Die MWürtembergifhe Verfaffungäurfunde vom 25. September 1819 
$. 203 dehnt die Strafbefugni des Staatögerichtshofes aus auf Verweiſe 
und Geldftrafen, auf Suspenfion und Entfernung vom Amte, auf zeitliche 
oder immerwährende Ausfchliegung von der Landftandfchaft. 

Das Bayerifhe Gejeg über Mlinifterverantwortlichleit vom 4. Juni 
1848 bejtimmt folgende fakultativ nach dem Grade des Verfchuldens und 
dem Erfolge der Pflichtverlegung zu verhängende Strafen: einfache Dienit- 
entfernung unter Belaffung des Ruhegehaltes, Dienitentlafjung ohne Ruhe: 
gehalt, Dienjtentjegung oder Kaffation. 

Großherzogthum Weimar revidirtes Grundgefeg vom 15. Oftober 1850 
$.58 bejtimmt, daß die Entfcheidung über erhobene Anklagen in Gemäßheit 
der bejtehenden Geſetze zu geben iſt. Diefelbe hat ſich auch auf Dienftentfegung 
oder Dienftentlafjung zu erftreden, wenn gefegliher Grund hierfür vorliegt. 

Die Landihaftsordnung für das Herzogthum Braunfchweig vom 12. Of: 
tober 1832 bedroht Mitglieder des Staatsminifteriums mit Dienftentlaf: 
fung, Mitglieder des jtändifchen Ausſchuſſes mit Verluſt der Abgeorbneten- 
eigenfchaft und der Wählbarkeit. 

Das revidirte Grundgefeg für Oldenburg vom 22. November 1852 be 
rechtigt den Yandtag, die Mitglieder des Staatöminifteriums anzuflagen wegen 
vorfäßlicher oder auf grober Jahrläffigfeit beruhenden Verlegung der 
Verfafjung oder eines Staatöverrathes, Misbrauches ihres Amtes zu einem 
gemeinen Verbrechen oder einer Beltechung oder der Amtsuntreue oder 
einer Verlegung ihrer Amtspflichten in der Abficht der Erlangung eigenen 
Vortheild oder in der Abficht der Benachtheiligung des Staates oder ein- 
zelner Staatöbürger oder einer gefeßwidrigen Verhaftung. Als Strafe 
einer Verlegung der Verfaſſung iſt Dienftentjetung oder Dienftentlaffung; 
wegen eines vorfätlich begangenen fonjtigen Amtöverbrechens iſt die gejeß: 
lihe Strafe vorgefchrieben. 

Das Badiſche Geſetz vom 20. Februar 1868 bezüglich der Miniſter⸗ 
verantwortlichkeit verhängt auf den Fall der Verurtheilung die Entlaſſung 
aus dem Staatsdienfte. Auch kann die Folge der Verurtheilung nur auf 
Antrag oder mit Zuftimmung der Stände wieder aufgehoben werden. Der 
Landiag von 1831 hatte Gefängnik, felbit lebenslängliche Freiheitsſtrafe 
und Todesſtrafe, Landeöverweifung und die — Deportation vorgefchlagen. 
Die erjte Kammer ging nicht darauf ein. Auf dem Landtage von 1863 
fand Häußer die Minifterjtrafen des Geſetzes von 1820: Verweiſe, Suspen- 
fion, Entfernung vom Amte mit oder ohne Penſion gleichfalls ungenügend. 
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Das bejtehende Geſetz begnügte fi mit der Entziehung der Staatd- 
dienerrechte, welcher unter Umjtänden einer Vermögensitrafe gleich zu achten 
ift. Die Dienftentfegung ſchien der Commiffion zu hart, die nad Badiſchem 
Strafrehte eine peinlihe Strafe mit allen Folgen der Verurtheilung zur 
Zuchthausſtrafe ift. 

In der That entjpricht es dem politiichen Grundgedanken des Staats- 
gerichtähofes, daß derfelbe in der Kegel nur auf die politifchen Strafen der öffent« 
lihen Reprobation und der Entfernung aus dem Staatsdienfte erkennen kann. 

Bedarf e8 wegen Verfaſſungsverletzungen härterer Strafarten, jo follte 
das allgemeine Strafgefeb die Fälle derſelben präcifiren und mit Strafen 
des gemeinen Rechts bedrohen, da nach allgemeinen Grundfägen feine 
Handlung oder Unterlafjung mit einer Kriminaljtrafe beftraft werden darf, 
die nicht ausdrücklich ala Verbrechen oder Vergehen erklärt worden tit, und 
der angeflagte Rath der Krone in foldhen Fällen dem ordentlichen Richter 
entzogen wird. Je härter die gedrohten politifchen oder parlamentarifchen 
Strafen find, um fo weniger wird mit der nicht felten problematischen 
Minifterverantwortlichfeit Ernſt gemadt; auch wirft eine unnöthige Strenge 
einen Schatten auf das Anfehen der Majorität des Landes und * leicht 
den Schein gehäſſiger Verfolgungsſucht. 

Das Oeſterreichiſche Miniſterverantwortlichkeits-Geſetz vom 25. Juli 
1867 bezeichnet als geſetzliche Folge der Verurtheilung abſolut die Ent— 
fernung aus dem Rathe der Krone; nach Beſchaffenheit der erſchwerenden 
Umſtände kann auch auf die Entlaſſung des verurtheilten Miniſters aus 
dem Staatsdienſte und auf den zeitlichen Verluſt der politiſchen Rechte 
erlannt werden. 

Die Begnadigung eines ſchuldig befundenen Miniſters kann nur auf 
Grund eines hierauf geſtellten Antrages des anklagenden Hauſes ſtattfinden. 


Vierzehnter Abſchnitt. 
Die Militärfitrafem 


Literatur: Jagemann, Die Militärftrafen im Lichte der Zeit. 1849. — 
Damianitſch, Etudien über dad Mitlitärftrafrecht. 1862. — Koller, 
Arhiv des Nordventihen Bundes, 1868. — Fleck, Commentar über das 
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Strafgeſetz für Das Preufiiche Heer. 1. Theil. 2. Ausgabe. 1869. — Kopp: 
mann, Militärftrafgejeß für Bayern. 1869. — John in v. Holgen: 
dorff's Rechtslexikon. 1870. 

8. 31. 

Die militäriſchen Strafen gegen Perſonen des Soldatenftandes find: 
die Todeöftrafe durch Erſchießen. Die Kugel ift die einzige militärische 
Todesitrafe, öffentlid) vor ausgerüdter Truppenabtheilung vollzogen durch 
eine Anzahl fommandirter Soldaten. In Dejterreich Tann ausnahms— 
weife die Strangöftrafe angewendet werden. Zu den Freiheitsſtrafen 
zählen die Feſtungsſtrafe gegen Gemeine und degradirte Dfficiere, ges 
ſchärft durch Einreihung in eine Strafabtheilung, der Feſtungsarreſt 
gegen Dfficiere, einjährige Freiwillige u. a., womit bei erfteren der Verluft 
der Hälfte des Gehalts verbunden iſt. Gegen Dfficiere iſt nad dem 
Preußiſchen Strafgeſetzbuch feine härtere Freiheitsſtrafe als Feſtungsarreſt 
zuläſſig. Dieſes Strafgeſetz hat auch die der Todesſtrafe zunächſtſtehende 
Strafe der Baugefangenſchaft beibehalten, auf welche nur gegen Per— 
ſonen zu erkennen iſt, welche aus dem Soldatenſtande ausgeſtoßen werden. 
Die Baugefangenen werden gefeſſelt gehalten und mit ſchweren Arbeiten 
beſchäftigt. Surrogatſtrafe in der Form der Zuchthausſtrafe iſt zuläſſig. 

Die militäriſche Arreſtſtrafe hat drei Grade: ſtrenger Arreſt nur gegen 
Gemeine in einſamem finſtern Gefängniß ohne Lagerſtätte. Nach dem 
Preußischen Geſetze vom 3. April 1845 ſollten Feſtungsſträflinge den ſtrengen 
Arreſt geichärft erleiden in einem am Fußboden mit Latten verfehenen Ge- 
fängniß. Ließ der Geſundheitszuſtand des Sträflinges die Vollftredung 
diefes Strafgrades nicht zu, jo trat der nächſte mildere Arreftgrad ein. 
Diefer ift nur gegen Gemeine und Unterofficiere zuläffig. Für Portepe— 
Unterofficiere ift gleichzeitig Degradation zum Gemeinen verbunden mit 
beiden Strafgraben. 

Gelinder Arreft findet gegen Unterofficiere mit und ohne Portepse und 
gegen Gemeine jtatt, hingegen Stubenarreft nur gegen Officiere. Der ein 
fahe Stubenarrejt wird an dem Berurtheilten in defjen Wohnung, der 
geſchärfte in einem Arreftlofal vollzogen, nad) Preußifchem Geſetze gegen 
Stabsofficiere nicht zuläffig. 

Bon den früheren Förperlihen Strafen des Gaffenlaufens, Kugel-Flin— 
ten-Satteltragens ift es abgefommen. Preußen hat 1848 die Prügelitrafe 
in gerichtlichen und 1852 in Disciplinar: Fällen abgefhafft, ein Beifpiel, 
dem andere deutſche Militärftaaten, auch Dejterreich neuerlich gefolgt find. 
U. h. Erlaß vom 6. Mai 1848. Durch Art. 10 der Preußischen Verfaſ— 
fungsurfunde vom 31. Januar 1850 ift aud die im Militärftrafgefege auf: 
genommene Bermögensfonfisfation aufgehoben worden. Zu den Eh: 
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renjtrafen des Militärjtrafrechts gehören: Verluſt der Orden, der Ehren: 
zeichen; ferner die Strafen der Berjegung in die zweite Klafje des 
Soldatenjtandes, der Degradation nur gegen Unterofficiere, der Ausftoßung 
aus dem Soldatenftande bei gleichzeitiger Degradation mit der Straffolge 
der Unfähigkeit, im Staats: oder Kommunaldienjt ein Amt oder eine Ehren: 
itelle zu befleiden, mit Verluft aller Ehrenrechte u. dal. ; die Caſſation gegen 
Dfficiere, Entfernung aus dem Officierftande, Dienftentlaffung, Entlaſſung 
der Invaliden aus dem Militärverbande, Verluſt der Dienfttitel und Penfionen. 

Zu den bürgerliden Strafen gegen Werfonen des Soldatenjtandes 
gehören: die Todesftrafe mit Gafjation, die Zuchthausftrafe gegen Subal- 
terne mit Ausftoßung aus dem Soldatenftande.. Gegen Officiere it ftatt 
der Zuchthausſtrafe auf Feitungsarreft mit Cafjation oder Entfernung aus 
dem DOfficierjtande zu erfennen. 

Statt der Gefängnißftrafe tritt gegen Officiere Stuben- und Feftungs- 
arreft ein. Statt der verwirkten Geldbuße kann auf verhältnigmäßige 
reiheitäjtrafe erfannt werden. In den Fällen, wo nad) den allgemeinen 
Zandesgejeßen gegen Beamte die Gafjation verbunden mit Unfähigfeit zur 
Bekleidung öffentlider Aemter eintritt, ift gegen Officiere auf Entfernung 
aus dem Officierftande und zugleich auf Unfähigleit zu öffentlichen Aemtern 
zu erlennen. 

Das Verhältniß der militärifhen zu den bürgerliden Strafen 
wurde nach Preußischen Geſetze dahin bejtimmt, daß Baugefangenfchaft der 
Zuchthausſtrafe, ein Jahr Feſtungsſtrafe acht Monaten Zucthausftrafe, der 
gelinde Arreſt dem polizeilichen Gefängniß gleich zu achten ift. Geſetz vom 
15. April 1852, $. 8. 

Die Bedenken gegen diefe Behandlung der militärifchen Strafen find 
theils juriftifcher, theils politifcher Natur. Die Verlegungen der militäri- 
ſchen Dienſtpflichten find nicht mehr, nicht weniger als Verlegungen befon- 
derer Berufs: oder Dienftpflichten. 

Ein weſentlicher Unterfchied zwifchen diefen und jenen ift nicht anzuer: 
fennen. 

Dfficiere find fo gut Staatödiener wie andere öffentliche 
Beamte und die Ehre des Beamtenftandes läßt fi nit we— 
niger auf einen Ehrendienft zurüdführen wie die des Officier— 
ftandes. Ein anderer Gefichtspunft kommt bei dem unfreimwilligen 
Militärdienfte zur Geltung. Die Strafpolitif ſpricht nicht für die in 
Frankreich, Preußen, Baden bejtehende Straffolge des Verluftes des Nechtes 
in die Armee einzutreten, — fo lange eine wegen eines Verbrechens ab» 
gejtrafte Militärperfon in dem Armeeverbande bleiben darf. — 
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Die Strakanwendung durch den Bichter. 


Von 


Profefior Dr. Merkel. 


- Erjter Abſchnitt. 
Die Strafanwendung im Allgemeinen. 


Literatur: Köftlin, Syſtem ©. 5352—632. — Hälſchner, Syſtem I. 
©. 466-459. — K. Lippmann, Hiſtoriſch-dogmatiſche Darftellung der 
Lehre von ber richterlihen Strafänderungsbefugniß (gefrönte Preisihhrift). 
Nördlingen 1863. — Merkel, Ueber Strafausmeſſung und Strafinderung 
in der Allgemeinen Deutichen Strafrechtszeitung. Sahrgang 1864. ©. 345 
bis 366, Jahrgang 1865. S. 129-166. — Wahlberg, Das Princip 
der Individualifirung in der Strafrecbtepflege. — Baumeifter, Bemer: 
kungen zur Strafgefepgebung. Leipzig 1847. ©. 46f. — Berner, Grund: 
füge des Preußiſchen Strafredhts. 1861. ©. 128f. — Schütze, Lehrbuch 
bes Norddeutichen Strafrechts. ©. 171—187. 

Geſetze: Reichs-Strafgeſetz $. 57, 60, 8.7 der 1. Abichnitt ze. — Oeſterreich 
8. 32, 33, 43-55, 237, 260-266, 269—273 20. — Deiterreichiicher Entwurf 
8. 66—70, 77-79, 7. — Bayern Art. 13, 27, 68, 73—83. — Würtemberg 
Art. 46—53, 96, 98, 107—114, 124-128. — Baden $. 8, 79, 92, 164—169,* 
183—189. — Belgien Art. 54—57, 73—77, 79-85. 


8. 1. 
Befek und Gericht in ihrem Verhältniß zur Feititellung der 
Strafe. 


Mie die Beitrafung überhaupt, fo fol das Maß derſelben nicht in 
individuellem Dafürhalten des Richters fondern im Geſetze ſich begründen. 
Die allgemeinen Weberzeugungen, welche in ihm einen objektiven Ausdrud 
gefunden haben, follen den feſten, eine gleihmäßige Juſtiz ermöglichenden 
Maßſtab an die Sand geben, nad) welchem die Schuld des Berbrechers ge 
meſſen und die dem Rechte zu gewährende Genugthuung beftimmt wird. 
Diefe Forderung findet in dem Charakter unfres öffentlichen Lebens und 
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Rechtes eine feiner Erläuterung bedürftige Begründung. — Unter den ſich 
daraus ergebenden Konfequenzen it hier vorläufig nur die in die Augen 
ipringendfte: die Verwerflichfeit völlig unbeitimmter Strafdrohungen 
(eine Konfequenz, welcher die Gefeßgebung faſt überall!) Rechnung getragen 
hat) hervorzuheben. 

Auf der andern Seite fordern mir, daß die Strafe nad Art und 
Maß dem Charakter der konkreten That entjpreche, daß alfo bei ihrer Feſt— 
ftellung die fchuldmindernden und fehulderhöhenden Umftände, melde bei 
jeder Verbrechensart in zahllofen Varietäten Abftufungen und Kombinatio- 
- nen vorlommen fünnen, überall in Betracht gezogen werden. Dies fann 
nur gefchehen, wenn die geſetzlichen Strafdrohungen eine gewiſſe Weite 
haben, innerhalb welcher für die verſchiedenen Schuldgrößen das entfprechende 
Strafübel gefunden werden fann. Die nädjfte Konjequenz hieraus iſt die 
Verwerflichkeit der Abſolut bejtimmten (für eine bejtimmte Verbrechensart 
oder =unterart nur einen einzigen Strafſatz aufjtellenden) Strafdrohun: 
gen. Diefelben haben ehedem einen breiten Raum in der Strafgejeßgebung 
eingenommen und find auch heute noch nicht vollitändig befeitigt. Wal. die 
(jedoch durch $. 57 mobdificirten) 88. 80 und 211 des Reichs-Strafgeſetzes, 
das ſich im Uebrigen durch die Vermeidung folder Strafprohungen aus: 
zeichnet. Was an ihnen in weiterem oder engerem Umfange bis jet überall 
feithalten ließ, das war theils eine übertriebene Vorftellung von der pfycho: 
logijhen Wirkfamkeit der einzelnen Strafdrohungen (eine Vorftellung, welche 
in der Feuerbach chen Strafrechtätheorie ihren wiſſenſchaftlichen Ausdrud 
gefunden hat), theils die Abneigung gegen die Einräumung der bis dahin 
von dem Begnadiger innegehabten Poſitionen an die Gerichte, theild bie 
Natur der Strafmittel (fpeziell der Todes- und lebenslänglichen Freiheit: 
Itrafe), welche bei den fchweriten Werbrecdhensarten in Betracht kommen, 
theils endlich die Meinung, daß bei gewiſſen Verbrechensarten ftets „ein 
ſolches Maß der Schuld gegeben fei, daß dem gegenüber alle Unterfchiede, 
welche ſich aus der individuellen Geftaltung des einzelnen Falls ergeben, 
als bedeutungslos“ verfchwänden ?). 

Letztere Meinung, durch die Erfahrung taufendfältig volberlegt, beruht 
auf einer irrigen Auffaffung und übertriebenen Schägung der die Ver: 
brechensarten unterfcheidenden Momente. Diefelben repräfentiven nämlich 
an fih gar Feine Schuldgröße, gefchweige alfo eine foldhe von der ange: 
gebenen Bedeutung. So weifen die fpecifiichen Dierfmale des Morbs unter 


I) Vgl. indeffen Defterreih $. 365, 434, 459, 525. 
2) Vgl. mein Gutachten über den Norbdeutichen Entwurf in den Verband» 
Iuugen des 9. deutichen Zuriftentags, I. ©. 46f. 
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Umftänden (man denke an Nothmwehr, Nothitand, verbindlichen Befehl ic.) 
auf gar feine rechtliche Verfchuldung hin. Diefer Nullpunkt der Strafbar- 
feit ilt aber mit dem Höhepunkt derfelben, an welchen wir bei dem Worte 
„Mord“ zu denken pflegen, durch zahllofe Zwifchenftufen verbunden. Jene 
Umftände nämlid) jind alö die leiten Glieder einer Neihe von Zuftänden 
und Vorkommniſſen zu betrachten, welche in allen denkbaren Mafverhält- 
niſſen eine ftrafrechtliche Bedeutung in Anſpruch nehmen und das Gewicht 
jener fpecififchen Dierfmale des Mords in mehr oder minder eingreifender 
Weiſe reduciren fünnen. — 

In der gegentheiligen Meinung, welche die Aufitellung eines abfolut 
bejtimmten oder überhaupt eng begrenzten und unabänderlichen Strafmaßes 
für bejtimmte Verbrechensarten der Natur der Sache entipredyend findet, 
behauptet ſich eine urfprünglichnaive Betrachtungsweiſe. Diefer nämlich) 
it es entiprechend, das in die Augen fpringende nächſte Uebel, welches in 
der Kegel eine Verbrechensart von andern unterjcheiden läßt, alö den Grund 
und den ſchlechthinigen Maßſtab der Strafbarkeit zu betrachten, während 
ihm in Wahrheit, wie weiterhin zu zeigen fein wird, überall hier nur eine 
abgeleitete und bedingte Bedeutung zulömmt. — 

Die dem Gefetgeber hinfichtlih der Normirung des Strafmafes ob: 
liegende Aufgabe ift nah dem Gefagten dahin zu bejtimmen: die beiden 
hier einander gegenübergeftellten Forderungen in einem Syſtem bloß 
relativebejtimmter Strafdrohungen mit einander zu vermitteln und 
ihnen gleichmäßig gerecht zu werden. 

Diefes Syſtem jteht in der That in dem Begriffe, fich die Alleinherr- 
haft zu erringen. In feiner Durdführung aber treten wieder große Ver: 
ſchiedenheiten hervor. Auch ift mit ihr zwar der richtige Weg betreten, 
aber die Löfung jener Aufgabe ſelbſt nicht ohne Weiteres gegeben. 


8.2. 


Die relativ:beftimmten Strafgeſetze. 
a. In ihrer Beziehung auf die Individualität der Verbreden. 


Sinfichtlich der bloß relativ-bejtimmten Strafgefege müfjen wir das 
ordentlide Strafmak von dem außerordentlihen unterjcheiden. 
Mas aber das erftere betrifft, welches nad der Intention unferer Geſetz— 
geber auf die „gewöhnlichen Fälle zur Anwendung gebracht werden foll, 
fo find hier folgende Verfchievenheiten hervorzuheben: 

a. Die Strafdrohung ift in Betreff der anzumwendenden Strafart abjolut 
betimmt, dagegen in Betreff des Strafmaßes bloß relativ beitimmt. 
Sinfichtlih des letteren ift hier nur ein höchſter Strafſatz (Strafe 
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marimum) und ein niedrigiter (Strafminimum) aufgeftellt, zwiſchen 
welchen ſich ein größerer oder geringerer Spielraum für die Berüd: 
fihtigung der aud) unter den gewöhnlichen Fällen ſich findenden Ver: 
ſchiedenheiten bietet. Oefters wird übrigens von ber Aufftellung 
eines bejonderen Marimums oder eines befonderen Minimums (le- 
leres namentlich im Reichs-Strafgeſetz häufig) oder überhaupt befon- 
derer Grenzpunkte Umgang genommen. Die lesteren fallen dann 
mit den allgemeinen Grenzen der Strafart zufammen. 

b. Die Strafdrohung ift ſowohl Hinfitlid des Strafmaßes wie hin: 
fichtlih der Strafarten bloß relativ beftimmt. Im Reichs: Strafge 
feg bildet dies die Negel. Was hier die Etrafarten angeht, fo findet 
fih entweder I. neben einer bejtimmten Androhung gewiſſer Arten 
eine bloß fafultative Androhung anderer. So tft im Keichd- Straf: 
geje öfters mit einer unbedingt gedrohten Freiheitsjtrafe eine bloß 
fafultativ gedrohte Geldbuße oder Entziehung der bürgerlichen Ehren- 
rechte verbunden!). II. Dover es findet fich eine alternative Ver— 
bindung mehrerer Strafarten. Im Reichs-Strafgeſetz fommen in 
folher Verbindung vor: lebenslängliches und zeitiges Zuchthaus, 
Zuchthaus und Einfchliegung, Gefängnik und Geldbuße, Gefängnik 
und Haft, Haft und Geldbuße. 

0. Die Strafdrohung iſt hinfichtlic des Strafmaßes abfolut beftimmt, 
hinfichtlich der Strafart bloß relativ bejtimmt. Sierher gehört aus 
dem Reichs-Strafgeſetz die alternative Androhung von lebensläng: 
lichem Zuchthaus und lebenslänglicher Einſchließung. 

Die Umftände, von welchen im einzelnen Falle die Wahl des Straf: 
Tages innerhalb des in der einen oder andern Weife geftatteten gefetlichen 
Strafrahmens abhängen foll, pflegen fpeziell als „Strafzumeffungs: 
(Ausmeffungs)gründe” bezeichnet zu werden. Sie find entweder be— 
laftender Natur (fogenannte Straferhöhungs:, Mehrungs- oder Erſchwerungs⸗ 
gründe) oder entlajtender Natur (fogenannte Strafminderungsgründe?). In 
welcher Weife fich die Anwendung des ordentlichen Strafmaßes nad ihnen 
bejtimmen foll, und wie fie ſelbſt ſich fachlich charakterifiren und begrenzen, 
das foll im Folgenden zum GBegenftande befonderer Erörterungen gemacht 
werden. 





1) Hierber liefen ſich auch die Verſchärfungen der Freiheitäftrafen ziehen, 
melde nad mehreren Streafgefegen im richterlichen Urtbeile verfügt werden 
fönnen. Val. Oeſterreich $. 19, 253, Bayern Art. 21. 

2) Die Bezeichnung ift nicht Forreft, da Minderung und Erhöhung ein ber 
ftimmtes Maß ald gegeben vorausiegen, bier aber ein ſolches überall erft zu 
beftimmen ift. 


6 


Die relativ-beitimmten Strafgefepe. 551 


Treten in einem alle in einfeitiger Weiſe belaftende oder entlaftende 
Momente von befonderer Bedeutung hervor, fo iſt nad ben meiften 
Geſetzen zur Anwendung eines außerordentliden Strafmaßes zu 
fchreiten. Man fpridt hier von „Strafänderungsgründen” und ſcheidet 
diefelben in „Schärfungs”- oder Qualififationsgründe und „Milderungs- 
gründe”. Doc ift der Sprachgebrauh in allen angegebenen Beziehungen 
fein konſtanter. 

Diefe Nenderungsgründe finden fammt dem von ihnen abhängigen 
aufßerordentlichen Strafmaß ihre Normirung theils im fpeziellen Theile ber 
Strafgefeggebung (befondere Schärfungs: und Milderungsgründe), theils 
im allgemeinen Theile (allgemeine Sch. und M.). Sie find ferner theils 
materiell beftimmt, theild materiell unbeitimmt. 

Die legtere Unterfcheidung ijt indeß in Betreff der Schärfungs— 
gründe nicht praktiſch, da unfere Geſetze unbeſtimmte Schärfungsgründe 
nicht fennen. Auch die bejtimmten allgemeinen Schärfungägründe find in 
den für uns wichtigſten Gefeßgebungen (Reichs-Strafgeſetz, Bayern, Oeſter⸗ 
reich) verfchwunden. Man müßte denn inforrefter Weife die Goncurrenz 
zu den Schärfungdgründen zählen. Frankreich, Belgien, Baden und Würtern: 
berg behandeln dagegen den Rüdfall als einen allgemeinen Schärfungs: 
arund. ©. hierüber den $. 5. 

Spezielle Schärfungsgründe kennen unfere Geſetze in großer Zahl. Es 
ift ihnen aber ein Einfluß auf die Beftrafung in fehr verfchiedenem Um— 
fange eingeräumt. Das mit Rüdfiht auf fie aufgeftellte außerordentliche 
Strafmak unterfcheidet fich nämlich von dem ordentlichen Strafmaß theils 
ſowohl hinfichtlich der Strafart wie hinfichtlic des Strafmaßes (vgl. 3. B. 
Reichs⸗Strafgeſetz $. 239, 2. al., 243), theils nur hinſichtlich des lehteren 
(3. B. Reichs » Strafgefeß $. 250) und bier bald nur durd ein höheres 
Strafmarimum (Reichs-Strafgeſetz 230 al. 2, 222), bald nur durch ein 
höheres Strafminimum (Reichs-Strafgeſetz $. 154, 2, 223, 26, 29), bald 
durch das eine und das andere (Reich3-Strafgefeh 224, 25). Da die in 
Frage ftehenden Schärfungägründe in fehr geringen Maßverhältniſſen auf: 
treten, ſowie durch entlaftende Momente in ihrer Bedeutung vollftändig 
aufgewogen werben Zönnen, fo läßt fi (vom Standpunkt unferer Gefete) 3) 
nur die Aufftellung eines höheren Strafmarimums, und was die Strafart 
betrifft, nur die fafultative Androhung einer höheren Strafart rechtfertigen. 
Jedenfalls follten außerordentliches und ordentliches Strafmaß ftet3 in ein= 
ander übergreifen, d. h. das Minimum des außerorventlihen Strafmaßes 


3) Died würde anders fein, wenn das im $. 9 angedeutete Syſtem fon: 
fequent durchgeführt werden würbe. 
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follte ftet3 niedriger fein ala da8 Marimum des ordentlichen Strafmaßes. 
Nicht felten findet ſich aber die entgegengeſetzte Hegel durchgeführt. So 
im Defterreichifchen Strafgefeß und Entwurf. Die größere oder geringere 
Bedeutung diefes Fehlers hängt indeß von der Gejtaltung des Milderungs: 
rechts ab. 

Hinfichtlich diefes Milderungsrehts, das in den neueren Gefeh: 
gebungen und Entwürfen eine jehr wichtige Holle fpielt, haben ſich ver: 
ſchiedene Syiteme ausgebildet. 

Das Reichs : Strafgefeß hat 1) geſetzlich beſtimmte befondere Milde- 
rungägründe. Hierher gehört die Provokation bei Todtichlag und Körper: 
verlegung (213, 233). 2) Einen gefeßlich beſtimmten allgemeinen Milde: 
rungdgrund in der Jugend des Verbrechers ($. 57). 3) Das dem Frans 
zöſiſchen Strafrechte entlehnte Syſtem der „‚mildernden Umſtände“, d. h. 
der Feitfegung eines befonderen niedrigeren Strafmaßes für den Fall des 
Vorhandenfeins folder Umstände. Es iſt jedoch bei mehreren Verbrechens: 
arten entweder mit Nücjicht auf die niedrige Grenze des ordentlichen Straf: 
maßes (val. 3. B. $. 185, 86, 201 u. flg-, 242), oder mit Rückſicht auf 
die befondere (übrigens mifverjtandene) Schwere der Verbrechensart ($. 80 
u. $. 211) hiervon Umgang genommen worden. Eine nähere Beitimmung 
darüber, was unter diefen mildernden Umständen zu verftehen fei, findet 
fih nicht. Dffenbar aber ift Alles dahin zu rechnen, was einen betreffen: 
den Fall als beſonders leicht erjcheinen läßt. Cine Grenze von wünjchens- 
werther Beſtimmtheit ift mit dieſer Definirung freilich nicht gewonnen (j. 
$. 6). Das Urtheil darüber, ob ſolche Umitände in concreto vorliegen, 
wird, foweit es fih um Schwurgerichtsfälle handelt, den Geſchwornen ein= 
geräumt). — Die Annahme mildernder Umſtände hat regelmäßig (vol. 
jedoch $. 340) ein Herabgehen auf eine niedrigere Strafart zur Folge. In 
Betreff der unter 1 und 2 erwähnten bejtimmten Milderungsgründe ift 
eine Regel in diefer Hinficht nicht durchgeführt. — Das außerordentliche 
Strafmaß, welches die Milderungägründe zur Anwendung bringen lafjen, 
ijt überall ein bloß relativ beſtimmtes“). Meift jedoch nur in dem oben 
unter a. angegebenen Sinne (dagegen $. 340). 

Im Oeſterreichiſchen Strafrechte nimmt den Pla des Syſtems der 


4) Belgien bat die Conftatirung der mildernden Umftände den gelehrten 
Richtern übertragen, 

5) Bei der Ausmeſſung der Strafe innerbalb des auferordentlihen Straf 
maßes follten die Milderungsgründe nicht abermals zu Gunsten des Beſchuldig— 
ten in Betracht kommen. Schwierigkeiten entiteben bier aber daraus, daß ber 
gelebrte Michter nicht weiß, was von den Geſchworenen zu den „mildernden 
Umftänden“ gerechnet wurde. 
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mildernden Umftände ein den Gerichten übertragenes, dieſen jedoch nad) 
ihrer Rangſtufe in verfchiedenem Umfange zugemefjenes allgemeines Mil- 
derungsredht ein. Es foll unter das Minimum des ordentlichen Strafmaßes 
auf eine ſowohl der Art wie dem Grade nach geringere Strafe herabge- 
gangen werden können, wenn mehrere Milderungsumftände, welche „mit 
Grund die Beilerung des Verbrecher erwarten lafjen”, zufammentreffen 
(Strafgefeß $. 54, vol. die 88. 286, 305, 311 der Strafprocefordnung). 
Nur auf die mit der Todesſtrafe bedrohten Delikte eritredt ſich diefes Mil: 
derungsrecht nicht. Daſſelbe ift aud; im neuen Entwurfe beibehalten; nur 
it darin die Abſtufung nach der gerichtlichen Hierarchie aufgegeben ®). 

Im Gegenfate zu den bisher genannten legen Bayern, Baden und 
Mürtemberg wie ehedem Sachſen und Heſſen das Hauptgewicht auf das 
an gejeglich beitimmte Umjtände gebundene Milderungsrecht. Sie ftellen 
demgemäk in größerer Anzahl beitimmte allgemeine Milderungsgründe (neben 
der Jugend: geminderte Zurechnungsfähigteit und, zum Theile, Nothitand, 
Befehl, Irrthum, Nothwehrexceß, theilweifen Ablauf der VBerjährungsfrift) 
auf (worüber $. 7 und 8), und ftreben zugleich in Betreff der befonderen 
Milderungägründe eine größere Vollftändigkeit an. Daneben geben fie 
(ohne daß dabei ein leitender Gedante zu bemerfen wäre) bei einzelnen 
Verbrechensarten dem Richter die Befugnif, mit Rüdficht auf zufammen- 
treffende Strafminderungsgründe bezw. bei leichteren Fällen ein aufßeror: 
dentliches, niedrigere Strafmaß zur Anwendung zu bringen. 

Diefes legtere Syſtem hat, wie es fcheint, die herrfchende Meinung 
gegen fih. Jedenfalls dürfte es in Kurzem völlig verdrängt fein. Es 
darf indeß in Frage gezogen werben, ob man ſich damit auf dem richtigen 
Wege befinde. S. hierüber $. 6 u. flo. 


8. 3. 
b. In ihrer Beziehung auf die Individualität des 
Verbreders. 


Der Spielraum, der dem Richter durch die relative Unbeftimmtheit 
der Gejege eingeräumt wird, bezieht fich nicht allein auf die Individualität 
der Verbrechensfälle, welche bisher um der klareren Weberficht willen aus: 
Ihlieglih in Betracht gezogen wurde. Auch die Individualität des 
Verbrechers und der Berhältnifje dejfelben fordert unter Umftän: 
den eine Berüdfichtigung bei der Feititellung theils der Art theils des 
Maßes der Beſtrafung. Das objektiv gleich ausgemefjene Strafübel kann 


6, Ein Ähnliches Syſtem hatte Braunſchweig ($. 62). Vgl. Heffen Art. 122. 
9 


554 Die Etrafanwendung durch den Richter. 


unter Umjtänden die davon Betroffenen in ſehr verfchievenem Maße treffen, 
jo daß es bei gleicher Schuld den Einen als gerecht, den Anderen ala zu 
hart oder im Gegentheile als zu gelind beftraft erfcheinen läßt. 

Vor Allem gilt dies bezüglich der Geldftrafe. Eine folde im Be 
trage von 1000 Thlr. kann für Einen eine leicht zu verfchmerzende Ver: 
mögenöminderung, für einen Andern den völligen Ruin bedeuten; hier 
würde bei gleicher Schuld ein jehr verfchiedenes Strafmaß der Gerechtigkeit 
entfprechen. Auch ift die Nothwendigkeit, hier zu individualifiren, Seitens 
der Geſetzgebung theils direft theils indireft ausdrüdlich anerkannt. In 
der eingreifendften Weiſe Seitens der Dejterreihifchen, indem diefelbe eine 
Ummandlung der Geld: in reiheitsftrafe für den all anorbnet, daß jene 
den Bermögensumftänden des Schuldigen zum empfindlichen Abbruche ge 
reichen würde ($. 2602, Entwurf $. 77 b). Das Reichs-Strafgeſetzbuch 
verfügt eine foldhe Ummandlung nur für den Fall der Infolvenz des Schul: 
digen. MWürtemberg und Baden daneben mit Bezug auf Minderjährige und 
gerichtlich erklärte Verſchwender. (Mürtemberg 46, Baden 159, 160.) Da— 
gegen gejtattet das Reichs-Strafgeſetz (Ttillfchweigend) da, mo es FFreiheits- 
ftrafe und Geldftrafe wahlweife androht, eine Wahl der erjteren mit Rüd: 
fiht auf die Vermögenslage des Schuldigen!). Ebenfo Bayern, Würtem- 
berg und Babden. 

Daß beim Ausmak der Geldftrafe ſelbſt diefe Rückſicht platzugreifen 
habe, ift im Würtembergifchen Strafgefeß ($. 32), ſowie im Badifchen 
Strafgeſetz ($. 48) direkt, im Bayrifhen, Belgifhen und Reich3:Strafgefeg 
indireft, nämlich dadurch anerfannt, daß bei der Ummandlung der Geld- 
jtrafe in FFreiheitsftrafe den Gerichten ein Spielraum für die Berüdfichti« 
gung der individuellen Verhältniſſe eingeräumt wird (Reichs-Strafgeſetz 
8. 29, Bayern 27, Baden 162, Belgien 40), was nur unter der Vor: 
ausfegung als motivirt erfcheint, daß bereitö bei der Bemefjung der Geld: 
ftrafe ſelbſt diefe Rüdficht obwaltet. 

Auch die Freiheitsitrafe hat diefen relativen Charakter, da diejenige 
Freiheit, welche durch die Strafe entzogen wird, für die Einzelnen eine ſehr 
verſchiedene Bedeutung hat. Auch gejtatten die Geſetze in mancherlei Weife 
eine Berüdfichtigung dieſer Werfchievenheit. Am MWeiteften geht auch hier 
das Oeſterreichiſche Strafgeſetz. Nah ihm ſoll mit Rückſicht auf die Er: 
werböverhältnifje und die ſchuldloſe Familie des Verbrechers der Kerfer in 
feiner Dauer herabgefegt (zugleich aber entſprechend verfhärft) ferner der 


1) Es bietet nämlich für den Ausschluß diefer in der Natur der Sache fi 
begründenden Rüdficht keinen Anhaltspunkt. Der $. 18 des Preußifchen Straf: 
geſetzes, der diefen Ausſchluß verfügt, ift mit Recht nicht aufgenommen worden. 
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leichtere Arreft in Geldftrafe und unter Umftänden in Haus arreſt umgewan— 
delt werden ($. 55, 261, 262. Vergl. auch den Defterreichifchen Entwurf 
$. 77). Größeren Bedenken als diefe Beitimmungen dürfte die in einigen 
Sefetgebungen ſich findende Ermädtigung zur Ummandlung von Zucht: 
haus oder Gefängniß in Feſtungsſtrafe oder eine andere „Surrogatitrafe” 
mit Rückſicht auf die „Bildungsftufe oder die bürgerlichen Verhältniſſe“ 
des Berurtheilten unterliegen (vgl. Bayern Art. 19, Würtemberg Art. 23, 
das ehemalige Hannoverſche Strafgejeg 23, Heſſiſche Strafgejeg 11). Eine 
Strafart, weldje in der focialen Stellung des Verbrecher den Grund oder 
menigitens eine Bedingung ihrer Anwendung findet, nimmt mit Nothmwen- 
digfeit den Schein eines gehäffigen Privilegiums im Sinne der Begünſti— 
gung der „nobiliores“ im Nömifchen Strafredhte an. Zwar wirb ber 
Mohlhabende und Gebildete regelmäßig weitaus fchwerer durch die Ein- 
Ihliegung in Zuchthäufer oder Gefängnifje betroffen, als der arme Schluder, 
dem daſelbſt vielleicht mehr Comfort und Genuß fich bietet als in der Frei— 
beit. Aber die Ausgleihung hiefür liegt darin, daß die Nerantwortlichkeit 
gegenüber von der Gefellfchaft in dem Maße fteigt ala unfere fociale Stel- 
lung ji erhöht, und daß in demfelben Maße die moralifchen Mirkungen 
des Verbrechens (und damit die rechtliche Berfchuldung) fich erweitern. Das 
Reichs: Strafgefeb hat eine derartige Surrogatitrafe nicht. Dagegen ge 
ftattet e8 m. €. da, wo FFreiheitäftrafe und Gelditrafe wahlweife angebroht 
werben, gleich den andern Gejetgebungen, welche diefe Verbindung kennen, 
die Mahl der Gelditrafe mit Rüdficht auf die (eine Freiheitsitrafe zu einem 
unverhältnigmäßig ſchweren Mebel geitaltenden) individuellen Verhältnifje 
(f. oben). — Ein Einfluß auf den Umfang der Strafe iſt diefen Verhältniſſen 
bezüglich der Freiheitsitrafe (abgefehen von Defterreich) nicht eingeräumt. Da- 
gegen ift derfelbe hinfichtlich der Verfhärfungen (Dunfelarreft, Hungerkoſt 2c.), 
welche nach einigen Gefeggebungen noch immer durch richterliches Urtheil feitge- 
fest werden können, nicht auszuſchließen. — Ob auch hinfihtlih der Form 
des Vollzugs der Freiheitsſtrafe den Gerichten eine Berüdfichtigung der 
Individualität des Verbrechers zu ermöglichen fei, und beziehungsmeife, in 
welchem Umfange und in welcher Weife dies zu aefchehen habe, darüber 
iſt mehrfach geftritten worden. Speciell gehört die Frage hierher, ob da, 
wo die Einzelhaft eingeführt ift, die mit Rückſicht auf individuelle Verhälts 
nifje unter Umftänden geforderte ausnahmsweiſe Zulafjung der gemein- 
famen Haft von den Gerichten auözufprechen ſei oder von den Wollzugäbe- 
börben. Die Praris ſpricht dermalen zu Gunften der letteren. Für die 
Gerichte hat fih u. U. der 8. deutſche Juriſtentag entfchieden. Auf die 
umgefehrte Frage (die ausnahmsweiſe Zulaffung der Einzelhaft bezieht fich 
ber 8. 51 deö Babifchen Strafgefetes. 
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Anzuerkennen ift bier vor Allem, daß durch das richterliche Strafur- 
theil die geforderte Individualifirung nicht zum Abſchluß gebracht werden 
fünne. Die individuellen Eigenfchaften und Verhältniſſe, welche hier in 
Betracht gezogen werden wollen, treten vielfady erjt im Verlaufe des Straf: 
vollzugs zu Tage. Es muß daher eine Injtanz gefchaffen werden für eine 
nachträgliche Berüdjichtigung derjelben. 

Dies aber führt zu einer Nebertragung des Princips der rela: 
tiven Beftimmtheit auf das ridhterlide Strafurtheil. Sierher 
gehört ed, wenn das Weich = Strafgefeg bei gewiſſen Werbrechensarten 
auf die „Zuläffigkeit‘” von Polizei-Aufſicht erlennen läßt ($. 38, Dazu $. 44, 
115, 16, 22, 25 2c.). Ferner ift das in demfelben Gefegbuche durchgeführte 
Beurlaubungsfyftenm (Syitem der bedingten Entlafjung), infofern danach 
die Dauer der zu verbüßenden Freiheitsftrafe im richterlihen Strafurtheile 
nur bedingt beitimmt und innerhalb gewiſſer Grenzen von nachträglichen 
Beobadhtungen abhängig gemacht wird, hierherzuziehen. Es handelt fich 
jedoch bei diefer bedeutſamen Einrichtung nicht in erfter Linie um eine reftifi- 
cirende Feitjtellung des der Verſchuldung entfprechenden Strafleidvens, worauf 
die bisherigen Ausführungen ſich beziehen, fondern um eine Reduktion ber 
an ſich verdienten Strafe mit Rüdficht auf den Zmed der Befjerung (be= 
ziehungsweiſe Nacherziehung) des Sträflings. 


S. 4. 
Bon den Strafausmeffungsgründen und dem von ihnen abhängi— 
gen Strafmaß inäbefondere. 


Die Umftände, welche für die Anwendung des ordentlichen Straf: 
maßes bejtimmend find, pflegen, wie oben bemerkt wurde, Strafausmeſſungs⸗ 
gründe genannt zu werben. Was Alles dahin zu rechnen fei, das hat man 
vielfach in befonderen Gefeesparagraphen fpeziell beftimmen zu müſſen ge— 
glaubt. Vol. ex. c. Baden $. 149 — 52, MWürtemberg Art. 107 — 112, 
Defterreich $. 43—47, Defterr. Entwurf $. 62—64. 

Man hat fidh aber bei der Abfaffung diefer Paragraphen Feine deut- 
liche Rechenfchaft über das Verhältnii gegeben, in welchem der Inhalt der: 
jelben zu dem Gejfammtinhalt der Gefetgebung ftehen folle. Berjtändiger- 
weile hätte man hier nur eine etwa geforderte Ergänzung bes leßteren und 
eine ſchärfere Abgrenzung des Gebietes, auf welchem die richterlihe Beur« 
theilung der ftrafbaren Handlungen fich zu bewegen hat, anjtreben können. 
Allein dem entfpriht Inhalt und Fafiung der fraglichen Kapitel durchaus 
nidt. Man ging vielmehr bei ihrer Abfafjung jo vor, als ſei in Betreff 
der relativen Strafbarkeit gejegwidriger Handlungen Alles erſt zu bejtim= 
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men; ala ziehe fich nicht die theil3 ausdrückliche theils ftillfchweigende Beant- 
wortung ber frage, wovon diefelbe abhängen fol, durch das Ganze ber Ge- 
ſetzgebung, als ein wejentliches Element ihrer meiiten Verfügungen, hindurd. 

So giebt der Gefeisgeber, indem er mit den verfchiedenen Verbrechens: 
arten und =unterarten verjchiedene Strafmaße verbindet, fein Urtheil darüber 
ab, welde relative Bedeutung den charakteriftifchen und unterfcheidenden 
Merkmalen diefer Arten in der ftrafrechtlihen Schägung zukömmt. Und 
indem er jenen Strafmaßen eine gewifje und zwar verſchiedene Meite giebt, 
will er dafür forgen, daß die verfchiedenen Abftufungen, in welchen diefe 
Merkmale vorfommen können, zu einer entjprechenden Berüdfichtigung ge 
langen). 

Bleiches gilt bezüglich anderer Umftände, denen der Geſetzgeber eine 
Bedeutung beilegt. Man denke an Nüdfall, Erſatz, Brovocation u. 9. 
Inſoweit ein Spielraum für deren Berüdfichtigung gegeben ift, find bie 
verfchiedenen Abjtufungen oder Mafverhältniffe, in welchen fie vorfommen 
fönnen, ſtillſchweigend als bedeutfam anerkannt. 

In diefem Sinne erfcheint die Strafgefeßgebung als eine fortlaufende 
Aufftellung von Strafausmeflungsgründen. Auch dürften nicht leicht be— 
rüdfichtigenäwerthe Umftände zu bezeichnen fein, welche ſich nicht unter die 
in unferen, Kobififationen in allgemeinerer oder fpeziellerer Faſſung, Direkt 
oder indireft, ausdrücklich oder ſtillſchweigend anerkannten Geſichtspunkte 
unterordnen lafjen. 

Danad) ift es als die Aufgabe des Richters zu bezeichnen, den ein 
zelnen Fall mit vem Inhalte der gefammten Gefeggebung zu 
vergleichen und den Reichthum derjelben im Wege der Analogie für eine 
erichöpfende Löſung der ihm Hinfichtlich dejjelben gejtellten Aufgaben Frucht: 
bar zu maden. 

Die im Anfange erwähnten Geſetzesbeſtimmungen find ihrem objektiven 
Charakter nad) als Anleitungen hiezu zu betrachten, freilich alö weſentlich 
lüdenhafte, mit manderlei Widerfprüchen und fonftigen Mängeln behaftete 
Anleitungen, deren Befeitigung in der neueren Geſetzgebung wahrlich nicht 
zu bedauern ift. 

Aber man hat diefer Befeitigung eine m. E. bedenkliche und mißver- 
ltändliche Bedeutung beigelegt. Nämlich die Bedeutung einer Verweiſung 
des Richters von der Geſetzgebung felbit und ihrer Interpretin und Er- 
gänzerin, der Wifjenfchaft, hinweg an das fubjektive, in feine Elemente nicht 





I) So iſt bei der Körperverleßung die relative Schwere der zugefügten 
Verlegung ald der wichtigſte Strafbemeffungsgrund zu behandeln, mag auch das 
Geſetz nicht, wie ed meift geichiebt, feiner Strafenfkala eine ausdrückliche Bezie: 
bung bierauf geben. 
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zerlegte, mit wiflenfchaftlihen Geſichtspunkten nicht in Beziehung gebrachte 
Gefühl, oder auch an den „gefunden Menfchenverjtand und das Leben‘. 
Man blieb aljo bei der Vorausfegung ftehen, von welcher man bei ber 
Abfafjung jener Paragraphen ausging: daß der Gefammtinhalt der Straf: 
geſetzgebung ich gegenüber von der Frage, wovon der Umfang der Straf: 
barkeit abhänge, völlig indifferent verhalte, daß er ſich lediglich auf die 
Bedingungen der Strafbarteit überhaupt beziehe. Man überjah alfo, da 
ſchon mit der Feitftellung diefer Bedingungen die grundſätzliche Beantwor: 
tung aud jener erjteren Frage implicite gegeben fei, und daß der rechts— 
fundige Richter nicht das Necht habe, fi über diefe Antwort hinauszu— 
fegen. 

Wenn man für die Einführung jener Gefühläinftanz ferner die Uns 
überfehbarfeit der in Betracht kommenden Verhältnifje geltend machte, fo 
lag darin eine Verwechslung der juriftifchen Geſichtspunkte, um welche es 
fich hier felbftverftändlich allein handeln fann, mit den vielgeftaltigen fal- 
tiſchen Zuftänden und Vorkommniſſen, welche nad) jenen beurtheilt fein 
wollen. Bon jenen Gefihtäpuntten zu behaupten, daß fie fich nicht über: 
fehen und firiren ließen, wäre gleihbedeutend mit der Behauptung, daß 
die Natur des ftrafbaren Unrechts feine wiſſenſchaftliche Betrachtung zulaſſe. 
Aud die Meinung, daß hinſichtlich diefer Geſichtspunkte feine Differenzen 
zu beforgen jeien, widerlegt fich leicht. Bejtehen doch fortwährend die tief: 
greifendften Meinungsverfchiedenheiten in Betreff derfelben bei Juriften und 
Laien. Man denke etwa an die frage, ob oder in welchem Sinne das 
Vorleben des Sträflings, fein Charakter und die Genefis dejjelben, ſowie 
fein Benehmen nad) der That in Betracht zu ziehen feien; oder, in welchem 
Umfange den Motiven der That und den Folgen derfelben ein Einfluß einzu: 
räumen fei x. Eine Garantie für die gleihmäßige und dem Grunddaralter 
unferes Rechts entfprechende Beantwortung derfelben liegt weder in den 
fubjeftiven Eindrüden, noch in den Eingebungen des gefunden Menjchen- 
veritandes und des „warmen” Lebens. — 

Wenn aber die Frage, welche Umjtände bet einem bejtimmten Falle 
als jchuldmindernd oder mehrend in Betracht fommen, in der geforderten 
Weiſe erledigt wurde, fo bleibt nody die Frage übrig, welche Strafgröße 
der jo auögemittelten Schuldgröße im Sinne des Geſetzes entſpreche, d. i., 
welcher von den zum ordentlihen Strafmaß gehörigen Strafſätzen auf den 
gegebenen Fall zur Anwendung zu bringen fei. Bei der Ausdehnung, 
melde man in den neueren Gefegen diefem Strafmaß gegeben hat, wäre 
eö jehr wünſchenswerth, wenn man in biefer Sinficht beftimmtere Regeln 
aufitellen könnte. Auch haben Viele dies für thunlich gehalten. So ftellte 
man den Sat auf, dat der zwiſchen Marimum und Minimum in der 
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Mitte liegende Straffag auf den Fall berechnet und anzuwenden jet, bei 
welchem Erſchwerungs- und Minderungsgründe entweder nicht vorliegen, 
oder fich das Gleichgewicht halten. Damit wäre die gefuchte feite Beziehung 
zwifchen der Skala des Schuldmaßes und derjenigen des Strafmaßes her- 
geftellt. Allein da die Erfchwerungsgründe alle belaftenden Umftände (ab» 
gejehen von den Schärfungsgründen) umfaflen, fo iſt jener Sat offenbar 
unrihtig. Denn wenn belaftende Umftände überhaupt nicht vorliegen, oder 
durch entlajtende vollftändig aufgewogen werden, jo ift überhaupt feine 
Strafe gerechtfertigt. Ebenfowenig ift die Behauptung begründet, daß ber 
Mittelfag auf die Negel der Fülle berechnet fer). Wo für die leichteren 
Fälle ein außerordentliches Strafmaß aufgeftellt ift, da entfpricht dem Nor- 
malfalle offenbar das Minimum oder ein dem nahe liegender Strafſatz, 
wo dies nicht der Fall ift, dagegen qualificirende Umſtände in umfafjen- 
derer Weiſe im Geſetze hervorgehoben werben, da entipricht ihm ein dem 
Marimum naheliegender Straffat. Es läßt fich Daher dem Nichter nur Diefe 
Weiſung geben: fi die Schulbitufen deutlich zu machen, auf welche die 
Natur einer beftimmten Werbrechensart hinweiſt, und fi die Möglichkeit 
zu fichern, fomwohl den höheren wie den niederern innerhalb der geſetzlichen 
Strafmaße im Sinne relativer Gleichheit gerecht zu werden. Dabei iſt 
vor Allem das Verhältnig des ordentlichen zu dem aufßerordentlichen Straf: 
maße in Betracht zu ziehen. 

Eine andere Frage ift es freilich, ob diefe Lage der Dinge nicht eine 
Verbefferung als möglich und wünjchenswerth erfcheinen laſſe. Hierüber 
vgl. 8. 9. 


$. 6. 
Vom Nüdfalle insbefondere. 


Unter den Schärfungsgründen verdient hier nur der Nüdfall eine 
nähere Betrachtung. Derfelbe beftimmt jich als die Begehung eines De- 
liet3 Seitens desjenigen, der bereits wegen eines gleichen, beziehungsmeife 
eines gleichartigen (verwandten), beziehungsmweife eines beliebigen anderen 
(vollendeten oder im Stadium des Verfuchd gebliebenen) Delicts (jei es ala 
Thäter, Theilnehmer oder Anftifter) zur Verantwortung gezogen wurde. 
Was dies Iehtere betrifft, jo wird theils gänzliche oder theilmeife Ber: 
büßung der Strafe, theild nur eine rechtäfräftige Verurtheilung vorauäge: 


2) Hierbei ift u. A. überfeben, daß bei der Negel der Källe volle Unter 
ſcheidungsfähigkeit und umeingefchränkte Zurechenbarfeit, alfo in ſubjektiver Rich 
tung die höchſte Schuldftufe vorauszuſetzen fei! 
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ſetzt. Das Reichs: Strafgefeh, das des Rückfalls nur bei einzelnen Ver: 
brechensarten gedenkt ($. 244, 45, 50, 61, 64), fordert entweder (menig- 
ſtens theilweife) Verbüßung oder Erlaß der früher (im Inlande) zuerfannten 
Strafe, und ſetzt theils die Miederbegehung eines gleichen, theils die eines 
gleihartigen (244) Delicts voraus. Bei Diebjtahl und Betrug wird nur 
der zweite Rüdfall ausgezeichnet. — Die Schärfung der Strafe wird theils 
unbedingt angeordnet (Reichs⸗Strafgeſetz) theil3 vom Ermeſſen des Gerichts 
abhängig gemacht. Diefelbe wird meiſt (fo im Reichs-Strafgeſetz) einer be- 
fonderen Verjährung unterworfen. 

Das Motiv für die Aufitellung diefes Schärfungsgrundes liegt in der 
beſonderen Sartnädigfeit, welche durd die Erfolglofigkeit der früheren Be- 
ftrafung beziehungsweife Werurtheilung bei dem Verbrecher nachgemwiejen 
werden fol. Daß indeß der Schluß, der hier aus dem Nichterfolg einer 
Beitrafung gezogen wird, in feiner Unbedingtheit ein irriger fei, iſt ums 
fchwer einzufehen. Zumal Angefihts der geringen Refultate, welche die 
auf Beljerung gerichteten Bemühungen im Bereiche der Strafjuftiz bis 
dahin aufzumeifen hatten! Jedenfalls ijt daher die obligatorische Anordnung 
einer Schärfung wegen Rückfalls zu verwerfen. 

Es kann aber die Frage aufgeworfen werden, ob nicht ſelbſt dort, wo 
eine befondere Hartnädigfeit wirklich vorliegt, das Auffteigen zu einer ſchwe— 
reren Strafe unbegründet ſei. Es handelt jich hiebei um eine Eigenſchaft 
des Thäters, nicht der That. Perfönliche Eigenfchaften aber beitraft man 
nicht, jie find weder Delicte noch Erfchwerungägründe von foldden. Sie 
fönnen nur Anlaß geben zu Präventiv: und zu Erziehungsmaßregeln. Nur 
infoweit, als es ji) darum handelt, die verwirkte Strafe den Zwecken der 
Prävention und Befjerung entfprechend zu geftalten, kann (und foll) daher 
auch der durch den Rückfall beglaubigten Eigenſchaft ein maßgebender Ein: 
fluß eingeräumt werden. — 

Streihen wir aber den Nüdfall aus der Zahl der Schärfungägründe, 
fo bleiben nur foldye übrig, welche mit der befonderen Natur der einzelnen 
Verbrechensarten in näherem Zufammenhange ftehen und mit den Merk: 
malen der jchwereren Unterarten von diejen identisch find. 


8. 6. 


Bon dem außerordentlihen Milderungsredte insbefondere. 


In Betreff der Zuläffigteit und beziehungsmweife der Unentbehrlichfeit 
eines außerorbentlihen Milderungsrechts gegenüber von den in unferen Ge 
ſetzen feitgehaltenen ordentlichen Strafmahen fcheint gegenwärtig eine Mei— 
nungsverjchiedenheit nicht zu beitehen. Und doch ift es nicht lange, daß die 

16 


Bon dem außerordentlichen Milderungsrechte insbeſondere. 561 


erften Repräfentanten der Wiſſenſchaft (v. Feuerbah, v. Wächter u. U.) 
ſich abwehrend gegen die Anerkennung eines foldhen Rechts verhielten. Cs 
fchien ihnen damit in bevenklicher Weife an die Stelle des gejegeberifchen 
Willens das richterlihe Ermefjen gefegt zu werden. Was es aber mit dem 
Primat des letteren im Bereiche der Strafrechtöpflege für eine Bewandtniß 
habe, dad war durch den Zuftand der leßteren vor den Erſcheinen der 
großen Gefegebungen modernen Styls in abjchredender Weiſe dargethan 
worben. 

Bleihwohl haben in entgegengejeßter Richtung liegende Erfahrungen, 
im Zufammenhang mit den die moderne Entwidlung des Strafredhts. be- 
herrfchenden Tendenzen, neuerdings zu einer bedeutfamen Gmancipation 
dieſes Ermejjens geführt. Die Natur der Aufgaben, welche die richterliche 
Strafbemefjung zu löfen hat, ſchien, je ernjter man jie zu erfafjen und zur 
Geltung zu bringen tradhtete, um fo entfchievener der Aufrichtung oder 
Beibehaltung ſchlechthin unüberfteiglicher gejetlicher Schranfen ſich entgegen- 
zuſetzen. 

Es mag hier der Ort ſein, auf die Verſchiedenheit hinzuweiſen, welche 
zwiſchen der Civil- und der Strafrechtspflege in Bezug auf die geſetzliche 
Normirung der richterlihen Thätigkeit beſteht. Was nämlich die Feititel- 
lung der privatrechtlihen Folgen einer bejtimmten Art von Handlungen 
betrifft, fo läßt fi dafür im Allgemeinen ein jehr bejtimmter Mapitab 
aufitellen, da die Wirkfamfeit, um deren Ausgleihung es fich dabei han— 
delt, für welche aljo das Aequivalent zu fuchen ift, im Allgemeinen einfach), 
bejtimmt meßbar und eines einfachen Ausdruds fähig iſt, und weil das 
feitzuftellende Aequivalent ihr gleichartig ift. Wenn Einer 100 genommen 
hat, jo muß er 100 zurüdgeben, dies ift der einfache Ausdrud für das 
hier zwifchen der verpflichtenden Handlung und der aufzuerlegenden Leiſtung 
beitehende Verhältniß. Hinfichtlih der ftrafrechtlichen Folgen einer betref- 
fenden Art von Handlungen gilt dagegen in allen angegebenen Beziehungen 
dad Umgelehrte. Die Folgen, um deren Ausgleichung es ſich hiebei han- 
delt, find mannigfaltig, ſchwer meßbar, feines einfachen Ausdruds fähig, 
und die Strafe, durd welche die Ausgleihung bewirkt werden foll, ift 
ihnen ungleichartig. Zwar beitand eine greifbare Analogie zwifchen dem 
Verfahren in beiden Gebieten, fo lange man die in die Sinne fallende 
Ceite der That als ſchlechthin maßgebend auch für die ftrafrechtliche Würdi— 
gung derjelben betrachtete (Prinzip der fpezififchen AWiedervergeltung). Der 
Satz: wer Blut vergofien hat, dei Blut ſoll wieder vergofien werden, läßt 
in Bezug auf Einfachheit und Beltimmtheit jo wenig zu wünfchen übrig, 
wie die oben in Bezug auf die civiliftifche Ausgleichung aufgeftellte Formel; 
aber während die leßtere eine unmwandelbare civiliftifche Wahrheit ausfpricht, 
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enthält jener feinem ftriften Sinne nad eine grobe ſtrafrechtliche Unwahr— 
beit. Eine geläuterte Auffaffung fieht in dem äußeren Ereigniß nur eine 
der Bedingungen, von welchen die Strafbarfeit und das Maß derfeben ab- 
hängt ($. 9), und läßt die Forderung einer Gleichartigkeit zwischen ihm 
und der Strafe fallen. 

Es iſt bereitS oben aezeigt worden, daß die Merkmale auch der ſchwer— 
ften Berbrechensart den Beweis eines beitimmten Schuldmaßes an fi : 
nicht an die Hand geben. Daraus ergiebt ſich, daß die fefte Verknüpfung 
eines Minimums von Strafen mit denfelben willfürlih ift. Damit aber 
ſtehen wir vor der Alternative, entweder die Schranfen des ordentlichen 
Strafmaßes auch bei den fchweren Verbrechensarten nad) unten hin aufzu: 
geben!), oder die Gerichte zu ermächtigen, unter diefen oder jenen Be 
dingungen diefelben zu überfchreiten. 

Mit dem eriteren Syfteme würde nun zwar in ausreichendem Mafe 
für die Möglichkeit einer individualifirenden Behandlung geforgt fein, aber 
auf Koften der hier gleich wichtigen Objektivität und Gleichmäßigkeit. Wir 
wären mit ihm wieder auf den Standpunfte angelangt, auf dem die ge: 
meinrechtliche Praxis in der oben erwähnten Periode ftand. 

Die Geſetze haben ſich denn aud im Allgemeinen für das leßtere 
Syſtem, alfo für die Aufjtellung eines außerordentlichen milderen Straf: 
maßes neben dem beibehaltenen ordentlichen entſchieden ($. 2). 

Allein diefer Dualismus dürfte dort nur eine geringe Bedeutung in 
Anfpruc nehmen, wo die Bedingungen des einen und des andern Straf: 
maßes im Geſetze nicht pecieller unterfchteden und beftimmt werden; wo 
nur in irgend einer Meife zu verjtehen gegeben wird, daß die Gründe der 
außerordentlichen Milverung ala der Comparativ zu den bloßen (innerhalb 
deö Drdinariums zu berüdfichtigenden) Minderungögründen zu betrachten 
jeten (Defterreich, ehedem Braunfchweig, Reichs: Strafgefeb, Belgien 2c.). 
Zwar glaubt man, daß dies genüge, um den Richter zur Anmendung des 
ordentlichen Strafmahes auf die Hegel der Fälle zu nöthigen, und daß 
damit für jene Unterfcheidung Werth und Berechtigung in zureichendem 
Maße dargethan ſei. Allein, daß es mit diefer Nöthigung nicht viel auf 
fih habe, darüber kann u. A. das Vorgehen der Oeſterreichiſchen Praxis beleh— 
ren, welche Decennien hindurch auf die Mehrzahl der Fülle daa Minimum 
deö ordentlichen Strafmaßes oder gar das auferordentliche mildere Straf: 
maß zur Anwendung bradte?). Daß diefe Nöthigung auch dort nicht vor- 





I) Darauf zielte ein, Ipäter modificirter, Antrag von Kräwel's, der auf 
dem 4. deutichen Juriſtentage zur Verhandlung kam. 
2) Bon Hye, Das Defterreihiihe Strafgeſetz. S. 615. 
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liege, wo Geſchworne, nad dem Syſtem der mildernden Umftände, über 
die Anwendung des außerordentlihen Strafmaßes entfcheiden, bedarf feines 
Nachweiſes. Es iſt vielmehr einleuchtend, daß durd) die Seranziehung der 
Gefhworenen zur Anwendung der ihnen nad ihrem Inhalte und ihren 
Gründen unbelannten Strafregeln hier Alles durdaus ins Ungewiſſe ge— 
rüdt werde). 

Eine andere Bedeutung fümmt der Beibehaltung des doppelten Straf: 
maßes natürlich dort zu, wo ſich die Gründe der auferordentlichen Milde 
rung, wie ehedem in den deutfchen Mittel: und Kleinftaaten, geſetzlich ſpe— 
cralifirt finden. Auch laſſen fich diefem Syfteme die Argumente nicht ent 
gegenjegen, welche im Vorigen gegen eine abſchließende Aufzählung der 
Ausmeffungsgründe geltend gemacht worden find. Denn die Analogie, auf 
welche bezüglich der letteren zu verweifen war, kann da, wo es ji) um die 
Grenzziehung zwiſchen den Bedingungen der verſchiedenen Strafmaße han 
delt, keine Hilfe bieten. Auch iſt die Aufgabe, welche hier zu löſen iſt, eine 
einfache und ſcharf zu begrenzende, wie ſich aus den folgenden Erörterun— 
gen ergeben dürfte. 

Jedoch gehen die fraglichen Gefeßgebungen in Bezug auf das PVerhält: 
niß der Milderungsgründe zu den Bedingungen des ordentlichen Straf: 
maßes von einer Haren Auffafjung nicht aus. ine prinzipielle Grenze 
zwifchen beiden, wie jie im Folgenden bejtimmt werden foll, haben auch jie 
nicht gezogen. 

Auch bringen fie ebenfo wenig wie die erfterwähnte Gruppe von Ge 
jegen (von dem Oeſterreichiſchen abaejehen) die volle Konfequenz des von 
ihnen mit der Anerlennung eines außerordentlihen Milderungsrechts ein— 
genommenen Standpunkts zur Geltung. Sie jtellen nämlidy in den meiften 
Füllen auch für das außerordentlihe Strafmaß ein befonderes Minimum 
auf, gegen welches denn wieder die nämlichen Bedenken ſich erheben, welche 
das Minimum des ordentlichen Strafmaßes durchbrechen ließen. 


—— 


Fortſetzung. Das Syſtem der (allgemeinen) Milderungs— 
gründe. 


Die allgemeinen Milderungsgründe ſtehen in genauem Zuſammenhange 
mit den allgemeinen Bedingungen der Strafbarkeit und den Ausſchließungs— 


9) Val. Lippmann, ©. 1227, John, Entwurf mit Motiven S. 167f., 
Verhandlungen des 9. deutſchen Jurijtentages. L ©. 47f. 
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gründen der leßteren!). Wo jene Bedingungen zwar vorhanden find, aber 
nur in einer unvolllommenen, unter dem Durchſchnittsmaße bleibenden 
Weife, wo ferner die Elemente eines Nechtfertigungs: oder Entfchuldigungs: 
grundes nur in unvollitändiger Weife vorliegen, da erfcheinen die gemöhn- 
lichen Strafmaße als unangemefjen. Es find damit die Kategorien und 
zwar in erfchöpfender Meife beftimmt, denen gegenüber die Einräumung 
eines Milderungsredhtes ohne beftimmte Grenzen ſich als geboten ermeift. 
Hierher gehört: 

1) Eine mangelhafte Ausbildung der rehtlihen und morali= 
ſchen Unterfheidungsfähigfeit. Alle rechtlihe Verſchuldung 
ſetzt rechtliche (incl. moralifche) Unterfheidungsfähigfeit und zwar in 
Beziehung auf die zur Beurtheilung vorliegende konkrete That vor: 
aus. Dies dürfen freilich diejenigen nicht anerkennen, welche mit 
Beib die Schuld(Zurehnungs)fähigteit mit der Beitimmbarfeit durch 
die Strafe identificiren; wohl aber müfjen es alle diejenigen, welche 
in der Strafe ein ethifches Moment erkennen und fie von der bie 
Drefiur eines Thiers vermittelnden Züchtigung ihrer Qualität nad 
verſchieden finden. Die fragliche Fähigkeit aber erfcheint nicht als 
eine ſchlechthin untheilbare, jeder quantitativen Beftimmung fich ent: 
ziehende Größe, vielmehr als eine ſich ſtufenweiſe entwidelnde und 
ausbreitende Potenz, für deren Wachsthum bei den verſchiedenen In— 
dividuen fehr verfchievene Grenzen gezogen find, und welche bei dem 
nämlihen Individuum in Bezug auf verſchiedene Richtungen des 
Sandelns eine ſehr verjchiedene Energie zeigen kann. 

Der Gefeßgeber aber geht bei der Feſtſetzung der regelmäßigen 
Strafe für die verſchiedenen Verbrechensarten von der Vorausfegung 
einer gewiſſen Höhe der Entwidlung diefes Faktor aus, mobei der 
durchſchnittliche Stand der geiftigen Ausbildung den hauptſächlichſten 
Maßſtab an die Hand giebt. Darin liegt, daß für diejenigen In- 
telligenzen, welche zwar das Minimum erreichen, welches bei jeder 
Beitrafung vorauögefegt werden muß, aber unterhalb der eben be— 
zeichneten Grenze bleiben, ein außerordentliches Strafmaß zur Anz 
wendung zu bringen iſt. Es kömmt hier aber in Betracht: 


1) Der Lehre von den Milderungsgründen kömmt ihrem Gegenitande nad) 
keine Selbſtändigkeit zu. Denn die einzelnen Milderungsgründe ſubſumiren fich 
entweder den in Bezug auf Die Zurechnung oder den in Bezug auf die Äußere 
Eeite des Verbrechens zu entwidelnden Geſichtspunkten und bilden mit den ent: 
Iprechenden Strafausſchließungs- und Strafzumeffungsgründen lieder einer 
identiichen Reihe. Daß man diefe in Eyitemen, Lehrbüchern u. ſ. f. zu zerpflüden 
und die einzelnen Glieder in verichiedenem Zuſammenhange zu behandeln pflegt, 
geichieht nicht zum Vortheil einer richtigen Einficht in jenen Zufammenbang. 
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a. die Jugend, infofern bei ihr die Bedingungen der Strafbarkeit 
nicht überhaupt ermangeln. Im Reichs-Strafgeſetz tft in diefem 
Sinne dad Alter zwifhen dem vollendeten 12. und 18. Jahre, 
infofern „bie zur Erkenntniß der Strafbarkeit erforderliche Ein— 
jicht bei Begehung der That vorhanden war”, als allgemeiner 
Milderungsgrund anerkannt. Und zwar ift hier die Herabfetung 
unbedingt geboten. An die Stelle des Zuchthauſes foll hier ftets 
Gefängniß treten, der Verluſt der bürgerlihen Ehrenrechte allge: 
mein ausgefchlojfen fein. Die Freiheitsftrafe ſoll in befonderen 
Anjtalten vollzogen werden ($. 57). Die Beitimmungen diefes 
Paragraphen fliegen nicht aus, daß unter den unbejtimmten 
„mildernden Umftänden” die Jugend noch über das 18. Jahr 
hinaus mit Nüdjicht entweder auf eine befondere Zangjamleit der 
individuellen Entwidlung oder auf den Charakter eines betreffen: 
den, ein höheres Maß gereifter Einficht vorausfesenden, Deliktes 
in Betracht gezogen werde. — Bayern behandelt im Anſchluß an 
den Code penal und beziehungsmweife das ehemalige Preußische 
Strafgefeg (vgl. Belgien, Baden und MWürtemberg) das Alter 
unter 16 Jahren, infofern Unterfcheidungsfähigleit vorliegt, als 
obligatorifchen Milderungägrund. Die Todesjtrafe ſchließt es allen 
Minderjährigen gegenüber aus (77—82). — Deiterreich behan- 
delt das Alter zwifchen 14 und 20 Jahren gegenüber von der 
Todes⸗ und der lebenslänglichen Kerleritrafe als obligatorischen, 
gegenüber von anderen Strafarten beziehungsweife Maßen nur 
ald fakultativen Milderungsgrund. Die 10-—14jährigen „Ber: 
brecher” bedroht es mit bloßen Webertretungsftrafen (5. 2d, 46a, 
52, 237, 269). Der Defterreichifche Entwurf behält dies Syſtem 
im Wefentlichen bei ($. 17, 6te, 67). 

Wenn bei einem jugendlichen Delinquenten noch einer der 
weiterhin zu erwähnenden Milderungsgründe vorliegt, fo iſt, in- 
foweit die Gefege dafür Raum geben, felbitverftändlih auch auf 
diefen Nücjicht zu nehmen (vgl. Baden 155). 

b. Verftandesfhwähe und Taubſtummheit, infomweit fie nicht die 
Strafbarkeit überhaupt ausfchließen. Vol. Oeſterreich $. 46, a, 
Bayern 68 mit 67, Baden 153 mit 77 (Sadjfen 88 mit 87a), 
Würtemberg 98. 

c. Auch abgefehen von Jugend, Verſtandesſchwäche und Taubitumm: 
heit kann die Unterfceidungsfähigfeit in Bezug auf bejtimmte 
Arten des Unrechts fi in einer unvolllommenen (unterhalb des 
Normalmaßes bleibenden) Entwidlung zeigen. Man denke an 
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Individuen, die, in frembartigen Kulturverhältnifjen aufgewachien, 
ſich an für unfere Gefittung charakteriftifchen Inftituten verfündi= 
gen. Oder an die Ermordung feindlicher Soldaten durch Bauern 
und an Analoga. Insbeſondere ift-die Frage nad) der Entwid- 
lung jener Fähigkeit dort wichtig, mo die Grenze zwifchen erlaubt 
und unerlaubt eine beſonders feine iſt. — Won Gefeten laſſen 
fich, freilich nur auf Grund einer ausdehnenden Interpretation?), 
hierherziehen: Defterreich $. 46, a, Deiterreichifcher Entwurf 64f, 
Bayern 68 (Sachſen 88 vgl. 876). 


2) Eine Einfhränfung der im Borigen harakterifirten Fähig- 





feit, ober, was auf dafielbe hinausläuft, eine Trübung des Bemwußt: 
feins 
a. durch Affekt. Derfelbe Tann in höchiter Steigerung alle Straf: 


barkeit ausfchließen; in dem Maße als er ich diefem Höhepunfte 
nähert, jie verringern. Es gejchieht dies jedoch nicht überall, fon- 
dern nur dort, wo er in ftarlen äußeren Einflüfjen oder in krank— 
haften Dispofitionen feine Erklärung findet. Infofern er dage— 
gen auf eine fittlih mangelhafte Organtfation hinweift, hat er 
nichts Entfchuldigendes®). Wal. Defterreih 46d, Oeſterreichi— 
chen Entwurf 64d, Bayern 68 u. f., Baden 153 u. ſ., Würtem⸗ 
berg 263 mit 110,5 (Sachſen 88). In fingulärer Weiſe ift dem 
Affekt durch die Unterfcheidung von Mord und Todtfchlag, wie 
fie fich in der Negel durchgeführt findet, die Bedeutung eines 
Epeziesmerfmales beigelegt worden. — Der wichtigſte Fall des 
in Betracht zu ziehenden Affekts ijt der, wo der letztere in einer 
von der Seite des Verlegten ausgegangenen Beleidigung fich be: 
gründet. Val. Reichs-Strafgeſetz $. 213, 199, 233, Bayern 229, 


2, 235, 2 2. 


b. durch Trunfenheit, infofern fie nicht das Bewußtſein vollftändig 


verdunfelt und nit mit Nüdjicht auf die Ausführung des Ver: 
brehens herbeigeführt wurde. Vgl. Bayern 68, Defterreich 523, 
Baden 153 (Sachſen 88). 


2) Bayern. 3. B. ſpricht im Art. 68 nur von einer „Minderung“ der Ur: 


tbeilskraft, nicht von einer nur in minderem Grade entwidelten, um welche ed 
fih bier handelt. 


3) Hierher gehört 5. B. der (in Kurbeffen vorgefommene) Fall, da Einer 


feine Frau erftach, weil fie vergeffen hatte, ibm ein friiches Hemd zu geben. Er 
ward in's Irrenhaus gebracht, wo man indeh erfannte, daß eine Geiſteskrank— 
beit nicht vorliege. 
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c. dur Krankheit. Dem Strafausfchliegungsgrunde der völligen 
Störung der geijtigen Funktionen entjpricht der Milderungsgrund 
einer Beeinträchtigung derfelben, d. i., einer Minderung der Energie 
der intelleftuellen und moralifchen Kräfte durch franthafte Zuftände. 
U. A. kommen in diefem Sinne im Betracht die Zuftände der 
Bebärenden, Schwangeren, Fieberkranken x. Dann krankhaftes 
Heimmeh, Blutcongejtionen u. U. — Es ift die Neigung einer 
wenig entwidelten Doctrin, ſich lediglich an die Schlufglieder 
der Erſcheinungsreihen, mit völliger Ignorirung der Zwifchen- 
glieder, zu halten, und, durch nichts vermittelte Gegenſätze dort 
zu Statuiren, wo die Natur in Wahrheit fließende Uebergänge 
zeigt. So hat man die Geiſteskrankheiten in einen ſchlechthinigen 
Gegenſatz zu den Förperlichen gebracht, während wir in ihnen doch 
nur eine, nicht einmal mit volllommener Schärfe abzugrenzende, 
Species der leiteren zu jehen haben. Und das Licht des Geiſtes 
follte entweder in ungetrübter Selle jtrahlen oder vollitändig er: 
lofchen fein, während fich zwifchen beiden Zuftänden (um an ein 
Bild Ideler's zu erinnern) fo viele Uebergänge fich finden, wie 
zwifchen der Klarheit eines fonnigen Mittags und der Finfternif 
einer fternenlofen Nacht. — 

Man hat die bisher beiprochenen Milderungsgründe, von der Jugend 
abgefehen, (bisweilen nur die sub 2, bisweilen auch noch die unten sub 4 
beiprochenen) häufig unter dem Ausdrude; „‚geminderte Zurechnungsfähig— 
keit“ zufammengefaßt. Dies war für das Schidfal derjelben in gewiſſem 
Sinne verhängnifvoll. Sofort bewied man nämlich) mit volltommener 
Schärfe, daß der fragliche Ausdrud einen Widerſpruch in ſich ſchließe, 
und folgerte, mit einem auffallenden Mangel an Schärfe, daß es aud) 
mit der Sache nicht richtig ſtehen könne, und daß es daher ein Fehler fei, 
wenn der Gefehgeber eine Berüdjichtigung der hierhergezogenen Thatfachen 
zulaffe oder gebiete. Obgleich es jih nun hiebei um ein evidentes quid 
pro quo handelt, fo hat doc) diefe Argumentation auf die Behandlung der 
in Frage ftehenden Thatfahen in Doktrin und Gefeßgebung einen bedauer: 


üüächen Einfluß ausgeübt *). 


Andrerfeit3 ging man in der Anerkennung von Milderungsgründen 
u. A. darin zu weit, daß man eine fchlechte Erzielung denfelben all 
gemein zugefellte (vgl. Oeſterreich 46, a, Defterreihifher Entwurf 64f.). 


4) Bl. über die ganze Frage mein Gutachten in den Verhandlungen bed 
9, deutſchen Juriftentags, ©. 561. 
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Es gebührt derfelben aber neben den bisher aufgeführten Thatfachen Feine 
felbitändige Stellung. Zeigt ſich die Unterfcheidungsfähigkeit bei einem 
Individuum nicht genügend entwidelt, jo ijt dies, gleichviel ob der Grund 
in der Erziehung oder in Andrem liege, bei der Bemefjung der Schuld 
in Betracht zu ziehen. Iſt dagegen ein folder Mangel nicht vorhan— 
den, jo ift das ganze Vorleben des Delinquenten für diefe Bemeſſung gleich- 
gültig. 

Mande freilih find der Meinung, daß der Antheil, mwelder der 
Erziehung und andern äußeren Faktoren an der Ausbildung verbreche— 
riſcher Neigungen bei einem Individuum zukömmt, bei der Bemeſſung 
feiner Schuld in Abzug zu bringen ſei. Dem liegt die Vorftellung zu 
Grunde, daß die rechtliche Berantwortlichkeit ihr Fundament ausfchlieglich 
in denjenigen Elementen des Charakter habe, welche der Sandelnde 
ſich felbjt verdankt (wonach auch der Teufel zu abfolviren fein mürde, 
wenn er ji auf eine ſchlechte Erziehung und Abftammung berufen Tönnte). 
Allein, da wir aud den fogenannten erworbenen Charakter feinen Be: 
dingungen nad) feineswegs uns felbjt verdanken, indem wir nur die Kon— 
fequenzen aus den durch Abſtammung, Erziehung und Scidfal geſchaf— 
fenen Ihatfachen ziehen, fo führt uns jene Vorftellung über das Prinzip 
der rechtlichen Verantwortlichkeit und das gefammte Strafrecht überhaupt 
binaus®). 


8. 8. 
Sortfegung. 


Im Borigen find die Milderungsgründe behandelt worden, welche 
dem Ausfchluß der Unterfcheidungs: (Zuredhinungs: Fähigkeit entſprechen. 
An fie ſchließen fich diejenigen an, welche fich dem Ausſchluß der formellen 
und materiellen Zurechenbarfeit gegenüberftellen laſſen. 

3) Was freilich die Abjtufungen angeht, welche ſich hinfichtlich der for— 
mellen Zurehnung ergeben, fo pflegen diefelben in anderem Zu: 
fammenhange behandelt zu werden. Allein es liegt Teine Gewalt- 
famfeit darin, wenn ihmen in dem hier ſtizzirten Syfteme eine Stel: 
lung eingeräumt wird. Der Fall, wo die Verlegung eines Rechts— 
objeltö ala Folge einer beftimmten Handlung mit Sicherheit vorher: 
gejehen wurde, ijt mit demjenigen, wo der Handelnde die Folge 


5) ©. bierüber meine Beiprehung des Wahlberg schen Werks „Ueber 
das Prineip der Individualiſirung“ In der Fritifchen BVierteljabrsichrift 1871. 
II. ©. 38f. 
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nicht vorherfah, obgleich er fie vorherfehen konnte, und weiterhin mit 
demjenigen, wo nad) Maßgabe der Intelligenz des Handelnden auch 
diefe Möglichkeit nicht vorlag, durd eine ftetige Neihe verbunden. 
Wir haben es daher auch hier mit einer fließenden Annäherung an 
den Nullpunkt der Strafbarkeit zu thun, gegenüber von welcher alle 
Minimalfäge ala willkürlich erfcheinen. 

4) Sinfihtlid der materiellen Zurehnung kömmt zunächſt der Ein: 
fluß der Motive in Betracht (Nothitand im w. ©.). Derfelbe ijt 
ein doppelter, infofern erjtlih die Stärfe derjelben, zweitens die 
Qualität derfelben (Pflichtentonflikt) zu berüdichtigen ift. Der Ge- 
burtöhelfer, der eine Werforation vomimmt, um das Leben der 
Mutter zu retten, ift ftraflos, nicht wegen der Stärke des Bemweg- 
grundes, fondern wegen der Qualität defjelben. Wer Dagegen, um 
das eigne Leben zu retten, ein fremdes vernichtet, der wird mit 
Strafe verschont, nicht wegen der Dignität feines Motivs, fondern 
wegen der Macht defjelben über den Willen des Durchſchnittsmen— 
chen. — Motive, welche den erwähnten ihrer (qualitativen beziehungs- 
weife quantitativen) Bedeutung nad fi nähern, rechtfertigen, in 
dem Maße als dies der Fall ift, eine Milderung der Strafe. — 
Vol. Defterreich $. 46, c u. f, Bayern Art. 68, Baden 153, Heſſen 51 
(Sadjfen 96 u. 97). 

5) Es ſchließt fich hier an: die Ueberfchreitung der Grenzen des Rechts 
der Nothwehr. Unter den Vorausſetzungen des letzteren find folche, 
welche ſich als Endpunkte einer auffteigenden Reihe darjtellen. Sier- 
her gehört die Ummittelbarkeit des vorauögefegten Angriffs und die 
Nothwendigkeit des zu feiner Abwehr Gefchehenen. Dieſe Begriffe 
find nämlich hier nicht in einem abfoluten, fondern in einem jolchen 
Sinne zu interpretiren, welcher ein Mehr oder Weniger nicht aus: 
ſchließt. Deßhalb it auch hier dem Ausfhliefungsgrunde ein Mil: 
derungsgrund an die Seite zu ſetzen. Val. Oeſterreich $.2, g, Bayern 
Art. 73, Würtemberg 103, Helfen 51, 52 (Sadjfen 97). — 

5) Noch iſt einer Gruppe von mildernden Umjtänden zu gedenken, denen 
freilich eine allgemeine Anerkennung am Wenigften gefichert iſt; der— 
jenigen Gruppe nämlich, welche ſich dem Geſichtspunkte einer Hint— 
anhaltung, beziehungsweife Unterdrüdung oder Ausgleihung 
der mit der ftrafbaren Sandlung verbundenen Störun— 
gen fubfumirt. Hierher gehört der freiwillig gebotene Erfah bei 
den Eigenthumsverbrechen (Bayern Art. 74, Baden 395, 406, 445, 
470, 76, 692), der Widerruf beim Meineive (Reich3-Strafgefeß 158, 
Baden 495) u. U. Bol. insbeſondere Defterreich $. 46, u. 47, c, 
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Oeſterreichiſchen Entwurf 64,a, wo eine allgemeine Faſſung des frag: 
lihen Milderungsgrundes fich findet. Auch hier gilt der oben auf: 
gejtellte Sat, daß die Milderungsgründe auf gleichartige Ausſchlie— 
Bungögründe hinweiſen, obgleich dafür in den Gefeten nur eine un— 
bejtimmte Bejtätigung zu finden iſt. Man denfe an die Abhängig: 
machung der Beitrafung des Ehebruchs, der Injurien x. vom Ans 
trage des Verlegten, wodurd mittelbar der von dem Delinquenten 
herbeigeführten Ausgleihung die Kraft eines Strafausjchliegungs- 
grundes beigelegt wird. Ferner an die Behandlung der thätigen 
Neue bei der Branditiftung (Reichs: Strafgefeß 310), beim Verſuch 
(Neic)3-Strafgefe 46, 2), beim fahrläfjigen Falſcheid (Reichs⸗-Straf⸗ 
geſetz 163) u. ſ. w. Wal. noch Oeſterreich $. 187, Defterreichifchen 
Entwurf 83, Baden 576. — 

In einer gewiſſen Verwandtichaft mit dem bezeichneten Milderungs- 
arunde jteht der im Würtembergifchen Strafgejet (5. 113) aufgeitellte 
und von mehreren Schriftitellern befürmortete Milderungsgrund des 
theilweifen Ablaufs der VBerjährungsfrift, infofern es ſich 
dabei ebenfalls um die Abſchwächung der aus der ftrafbaren Hand: 
lung hervorgehenden Störungen handelt. — — 

Unter die aufgeftellten Gejichtspunfte ordnen ſich nicht nur die in den 
Geſetzen aufgejtellten allgemeinen, fondern auch ſämmtliche gejehlich be— 
ftimmte befondere Milderungsgründe unter, infoweit für ihre Aufftellung 
eine juriftiiche Begründung fich erbringen läßt. 

Bon den fogenannten „mildernden Umftänden* dagegen gilt dies nicht. 
Sie umfafjen nad) der Intention der Geſetzgeber Alles, was einen Fall 
als relativ leicht erfcheinen läft. Dahin aber gehört vor Allem der Um: 
ftand, daß derfelbe die befonderen Merkmale der Berbrechensart nur in ges 
ringen Mafverhältnifien enthält, alfo 3. B. der Umftand, daß Die gejtoh: 
lene Sache nur den Werth von 1 Ear. repräfentirt. Aber es würde legiö- 
lativ richtiger fein, diefe Umftände mit den oben charakterifirten nicht zu= 
fammenzuwerfen. Denn die Abjtufungen der befonderen Merkmale einer 
Verbrechensart oder Verbrechensunterart bilden die einzige rationelle Grund» 
lage für das mit ihr zu verbindende ordentliche Strafmaß (8. 9)- 

Ebenfo find die Milderungsgründe von foldhen Umständen zu unter: 
jcheiden, welche, ohne die Bedeutung einer ftrafbaren Handlung zu verrin- 
gern, die Verhängung der vollen gefeglihen Strafe ausſchließen. Hierher 
gehört die Seitens des Richters in Anrechnung zu bringende (unverſchul⸗ 
dete) Unterfuchungshaft (Reichs-Strafgeſetz $. 60, Dejterreich 46, k, Bayern 
83), fowie die gleichfalls einzurechnende im Auslande wegen des nämlichen 
Verbrechens bereits vollzogene Strafe (Reichs-Strafgeſetz $. 7, Deiterreih 
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36, 2, Baiern 13). Dann nad) einigen Gefeten (Dejterreih $. 40, MWür- 
temberg 5) innerhalb gewifjer Grenzen der Umjtand, daß die ausländijche 
Geſetzgebung die betreffende (im Auslande oder gegen daſſelbe begangene) 
Handlung milder beitraft. Endlich gehört die Concurrenz hierher, infofern 
fie die auf das geringere Verbrechen gedrohte Strafe in der Regel nur un- 
volljtändig zur Anwendung gelangen läßt. 


8. 9. 
Ergebnifje. 


Die bisherigen Erörterungen führen auf gewiſſe allgemeine Geſichts— 
punkte und Forderungen in Betreff der Normirung des Strafmaßes hin, 
welche hier noch bejtimmter präcifirt werden follen. 

Indem der Gefetgeber für die verfchiedenen Arten ftrafbaren Unrechts 
verfchiedene Straffäse auftellt, giebt er fein Urtheil darüber ab, welche ver: 
hältnigmäßige jtrafrechtlihe Bedeutung den befonderen Merkmalen dieſer 
Arten zulommen. Das befondere Strafmaaf erfcheint danach ala die Werth: 
beftimmung zu dem befonderen Thatbeftande. 

Diefe Werthbejtimmung aber ift nur infofern möglich, als dabei von 
einer beftimmten Vorausfegung in Betreff der bei allen Verbrechensarten 
in Betracht fommenden Verhältniffe ausgegangen wird. Denn wenn wir 
die Verfchiedenheiten, welche ſich hinfichtlich diefer ergeben können, bei der 
Abſchaätzung des befonderen Thatbeitandes fofort mit in Rechnung bringen 
wollen, jo zerflieit uns Alles in's Unbejtimmte. So 3. B. können wir 
die Bedeutung der Merkmale des auögezeichneten und des einfachen Dieb- 
ftahls, der Körperverlehung und der Tödtungsverbrechen nur mit einander 
vergleichen und zu einem bejtimmten, nicht lediglich willfürlichen Ausdruck 
bringen, wenn wir in Betreff der Zurechnungsfähigfeit, des Nothitandes 
u. ſ. f. conftant von der nämlichen Worausfegung ausgehen. (Vergl. 
oben $. 1.) 

Daraus ergiebt fich, daß das befondere Strafmaß, zu welchem wir auf 
dem Wege jener Vergleihung gelangen, feine abfolute Geltung in Anfprud) 
nehmen fönne, indem es nur auf einen Theil der bei der Beurtheilung 
fonfreter Webelthaten in Betracht kommenden Berhältnifje berechnet tft. 
Für die Berüdjichtigung des hiebei Ianorirten ift eine zweite Scala, ein 
auferordentlices Strafmaß, aufzuftellen. 

Damit ift für die Unterfcheidung des ordentlichen vom auferordent: 
lihen Strafmaße, von der es bei der Betrachtung der geltenden gefetzlichen 
Beitimmungen ($- 6) zweifelhaft blieb, ob ihr eine Berechtigung zufomme, 
ein prinzipielles Fundament gewonnen. Das ordentliche Strafmaß hat da— 
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nach feine Grundlage in dem befonderen Thatbeftande einer betreffenden 
Verbrechensart oder Verbrechensunterart, das außerordentliche in den Mo— 
dalitäten der allgemeinen Verbrechenärequifite (infomweit diejelben nicht zu 
Merkmalen des befonderen Ihatbeftandes gemacht find). Diefe Modalitäten 
find in den $$.7 und 8 in prinzipieller Vollftändigkeit aufgeführt worden. 

Eine allgemeinere Betrachtung mag dies Ergebniß in den rechten Zus 
ſammenhang jtellen. 

Den allgemeinen Maßſtab für die Strafbarkeit der Verbrechen giebt 
das Urtheil an die Hand, inwiefern durch diefelben der allgemeine Zuftand, 
foweit er unter rechtliche Geſichtspunkte fällt, in ungünftiger Weife verän- 
dert worden fei. Die Strafe foll hier (wie überhaupt die gegen das Un— 
vecht gerichtete Thätigkeit der Juftiz) eine Ausgleihung bewirken. Allein 
jene ſchädlichen Veränderungen (wohin die Erſchütterung der Autorität des 
Gefeges, die Wirkung des gegebenen Beifpiels u. A. gehört) find nicht 
geeignet, dem Syitem der gejeglihen Strafmaßbejtimmungen unmittelbar 
zur Grundlage zu dienen, weil fie bei allen ftrafbaren Handlungen im 
Weſentlichen die gleiche Natur zeigen und, was ihren Umfang betrifft, ſich 
beſtimmter Mefjung im einzelnen Falle entziehen. 

Deßhalb ift in den geſetzlichen Verbrechenäbegriffen von ihnen nichts 
zu finden. Statt ihrer werden häufig nur die Handlungen bezeichnet, an 
welche ſich nad allgemeiner Erfahrung jene Schädlichkeiten in gewiſſem 
Umfange unter bejtimmten Vorauöfegungen anknüpfen. Hierher gehören 
die Definitionen der Fälſchungsverbrechen, der Chrenfräntung, des Ehe: 
bruchs u. a. Häufiger werben allerdings gewiſſe ſchädliche Folgen der 
Handlung in die gefeglichen Definitionen aufgenommen und die Abjtufun: 
gen des ordentlichen Strafmafes auf deren befonderen Umfang bezogen. 
So bei den Verbrechen gegen die förperliche Integrität, gegen das Leben, 
gegen die Vermögensrechte u. ſ. f. Aber diefe in den befonderen Thatbe- 
ftand aufgenommenen Uebel haben nur eine repräfentative Bedeutung; 
es find nicht diejenigen, um deren Auögleihung es ſich bei der Beitrafung 
handelt !), fondern nur Bemweisgründe für die Eriftenz eines gewiſſen Maßes 
der legteren, und zwar Beweisgründe, welche durch verfchiedene Thatfachen 
entfräftet werben fünnen. Hieraus erklärt es ſich, daß die Merkmale der 
befonderen Berbrechensbegriffe zu verfchievener Zeit und unter verfchiedenen 
Umftänden eine durchaus verfchiedene ftrafrechtliche Bedeutung haben, daß 
außerhalb derjelben liegende Vorgänge, wie Zeitablauf, freiwillige Aus— 
gleihung u. A. ihre Bedeutung vollftändig aufheben, oder in beliebigem 
Umfange mindern fünnen. 


1) Die Aufhebung diefer Nebel, foweit fie nach der Natur der Sache mög: 
lich ift, bildet die Hauptaufgabe der Giviljuftiz. 
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Beziehen wir nun das ordentliche Strafmaß auf jene Beweisgründe 
das außerordentliche auf die Umſtände, durch welche deren Bedeutung und 
Tragweite im einzelnen Falle modificirt wird, ſo ergiebt ſich uns das oben 
aufgeſtellte Reſultat. 

Hiernach wäre das ordentliche Strafmaß lediglich auf die Abſtufungen 
der Merkmale des beſonderen Thatbeſtandes und deren qualificirende Ver— 
bindungen zu beziehen. In Betreff dieſer letzteren wäre der Richter in dem 
oben (5. 4) entwickelten Sinne an die Analogie gebunden. Mit Rückſicht 
aber auf die Modalitäten des allgemeinen Thatbejtandes, oder, was auf 
daffelbe hinausführt, auf die oben fpecificirten Milderungsgründe, wäre ihm 
das Necht einzuräumen, den Straffaß, melden im einzelnen Falle das 
ordentlihe Strafmaß an die Sand giebt, entfprechend herabzufegen. Er 
würde damit ein qualitativ beftimmtes, feiner Ausdehnung nad unbeitimm- 
tes Milderungsrecht haben. 

Dem Syſteme unſerer Geſetzgebung liegen dieſe Gedanken zu Grunde, 
ſie ſind jedoch, wie aus der vorausgehenden Darlegung erſichtlich iſt, nicht 
beſtimmt genug erfaßt und nicht conſequent zur Durchführung gebracht 
worden. 


Zweiter Abſchnitt. 


Die Strafanwendung beim Zuſammenſſuß von Verbrechen. 
(Lehre von der Verbrechensconcurren;.) 





Literatur: Köftlin, Syſtem ©. 533—5852. — Hälfchner, Syſtem ©. 489 
bis 529. — Merkel, Zur Lehre vom fortgefepten Verbrechen. Darmftadt 
1862. Dajelbft die Piteratur zu Dieter Lehre. — v. Buri, Abhandlungen 
aus dem Strafrechte. Giehen 1862. ©. A—113. — John, Die Lehre vom 
fortgejeßten Verbreben und von der Verbrebensconcurrenz. Berlin 1860. 

Geſetzgebung: Reichs-Strafgeſetz F. 73-79 (Preußen $. 55-60). — Defter: 

reih $. 34, 35, 173. — Defterveichricher Entwurf $. 71-76. — Bayern 
Art. 84-87. — Würtemberg Art. 115-123. — Baden $. 170-182. — 
Belgien Art. 58—65. 


8. 10. 
Die Vorausfetungen der Verbre hHensconcurrenz. 
Eine befondere Gejtalt nimmt die Anwendung der Strafgefete in dem 


alle an, wo Jemand wegen mehrerer felbjtändiger Delicte zur Beſtrafung 
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zu ziehen ift. Man fpricht hier von Verbrechensconcurrenz oder Zuſammen⸗ 
fluß von Verbrechen. Diefer Begriff ift um jenes Einflufjes auf die Gejeh- 
anwendung willen ein praktiſch beveutfamer und deshalb hier genauer ab- 
zugrenzen. 

1. Es gehört dazu eine Mehrheit von Gefetesverlegungen, 
zu unterfcheiden von einer Mehrheit von Geſetzen, welchen ſich daſſelbe 
Delict in Bezug auf die nämlihen Merkmale ſubſumiren läpt!). 
Im legteren Fall kann natürlich nur eines der zufammentreffenden Gejehe 
zur Anwendung kommen. Und zwar hat bier dasjenige den Vorzug, 
welches die belaftenden und entlajtenden Umftände in der erfchöpfendften 
Weiſe berüdfichtigt?). 

2. Die zufammentreffenden Rechtsverletzungen müſſen ſich als jelb- 
ſtändige Delicte darftellen, d. h. es muß eine jede von ihnen den 
TIhatbeftand einer Berbredensart zu felbitändiger Darjtellung 
bringen. Dies unterfcheivet die Verbrechensconcurrenz: 

a) von dem Falle, wo troß der Mehrheit von Nechtäverlegungen der 
in Frage kommende Berbrechensbegriff in feinem feiner Merk— 
male mehrfach zur Darftellung gebracht wird. Sierher gehört es, 
wenn ein Dieb fich die Wegnahme einer Sache durch Einbrudy oder 
durch die Vergewaltigung des Inhabers ermöglidt. Die unterjchie: 
denen Handlungen betreffen hier verſchiedene Seiten oder Merkmale 
des nämlichen Werbrechenäbegriffs (des qualifizirten Diebftahls, be— 
ziehungsweife des NHaubs). Ferner, wenn wiederholte Mißhandlun— 
gen den Tod eines Menfchen zur Folge haben. Die mehreren 
Rechtsverletzungen ſetzen ſich hier mit Nüdficht auf ihren gemein- 
famen Erfolg zu einem Delicte (Mord, beziehungsweife Todtſchlag) 
zufammen. 

b) von dem alle, wo einzelne, jedoch nicht ſämmtliche Merk— 


1) Dan denfe 3. B. an das Moment des Einbruchs beim quaf. Diebftahle, 
Es coneurriren da die Beitimmungen über qual. Diebitahl, über Hausfriedens: 
brud und über Sachbeſchädigung 

2) Danadı find 3. B. auf die Tödtung im Zweikampf nicht die allgemeinen 
Beitimmungen über Tödtungsverbrechen, fondern die über qual. Zweikampf 
(Reichs: Strafgelep F. 206), auf Die Herbeiführung eines Todesurtbeils durch 
Meineid nicht die Über Mordveriuch, ſondern die über qual. Meineid (Reichs-— 
Strafgeſetz $. 154, 2), auf das Ausgeben falfhes Geldes, das man erft nad) 
dem Empfang ald folhes erkannte, nach dem Reichs-Strafgeſetz nicht die über 
Betrug, Tondern die des $. 263 zur Anwendung zu bringen ꝛc. Werner gebt 
biernach das auf die Verbrecbensvollendung fi beziehende Geſetz dem den Ber: 
ſuch des nämlichen Verbrechens oder die bloße Vorbereitungshandlung bedrohen: 
den Geſetze vor ıc. 
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male des Verbrechensbegriffs mehrfach zur Darftellung kommen. 
Hierher gehört e8 3. B., wenn beim qualificirten Diebitahle dem Ein- 
bruche oder dem Einjteigen zahlreiche hierdurch ermöglichte Diebifche 
Zueignungsalte folgen, oder, wenn die nämliche falſche Zeugenaus— 
fage durch wiederholte Eide in dem nämlichen Prozeſſe befräftigt 
wird, oder wenn umgefehrt mehrere falſche Ausfagen eine gemein- 
fame eidliche Bekräftigung erfahren, oder wenn das ehebrecherifche 
Verhältniß, welches zur Bigamie gehört, ſich in zahlreichen ehebreche: 
riſchen Alten fortfegt 2c. 

von dem Falle, wo jämmtlihe Merkmale des Verbrechenäbegriffs 
mehrfach zur Darftellung fommen, indem jede der zufammentreffen- 
den Handlungen fie vollftändig enthält, wo aber diefe Handlungen 
in Bezug auf eines der Merkmale oder in Bezug auf mehrere oder 
alle in einem für die Anwendung der Strafbeftimmungen 
wejentlihen Zufammenhange ftehen. Hierher gebört es z. 
B., wenn durch zahlreiche Handlungen, von melden jede die ſämmt— 
lihen Merkmale der ftrafbaren Sachbeſchädigung an fid) hat, ein 
Gebäude, oder ein öffentliches Denkmal oder eine Eifenbahn zerjtört, 
ein Garten verwüftet, ein Damm durchbrochen wird. Ferner, wenn 
ein Haus oder ein Wald an vier Stellen zugleid angezündet und 
dadurch einer völligen Zerjtörung unterworfen wird. Oder wenn 
eine aus zahlreichen verbrecherifchen Aften fich zufammenfegende Miß— 
handlung dauerndes Siehthum oder eine mehrwöchentliche Arbeits: 
unfähigfeit oder den Werluft eines Gliedes oder Vermögens für den 
Verlegten zur Folge hat 2c. 

Mit Rüdfiht auf diefe Fälle ſpricht man von „fortgefegtem Ver: 
brechen“. Befjer würde man die unter b. und c. charalterifirten, welche 
die nämliche praftifche Behandlung fordern, unter diefer Bezeichnung zus 
fammenfafjen. Es handelt ſich hier überall um die Erweiterung oder Ver: 
tiefung einer Rechtsverlegung im Gegenſatze zur Begehung einer Mehrheit 
von individuell geſchiedenen Nechtöverlehungen. Dieſer Gegenfat bedingt 
ein verfchiedenes Verfahren bei der Anwendung der Strafregeln. 

Der Verſuch, die hier in Bezug auf die Goncurrenz geltenden Grund: 
ſätze auf die fraglichen Schuldformen zur Anwendung zu bringen, führt 
theild zu offenbar verkehrten Nefultaten, theils zu unüberwindlichen tech— 
niſchen Schwierigkeiten. Das erjtere gilt 3. B. hinfichtlih der Verjährung. 
Die concurrirenden Delicte find in Betreff derjelben von einander unab- 
hängig, während die Annahme einer Verjährung von Delicten während 
ihrer Fortſetzung (man denfe 3. B. an die fortgefegte, in ihren Refultaten 
fih jummirende, Untergrabung der Gefundheit eines Menſchen) einen Wider: 
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ſpruch in ſich ſchließt. Das zweite gilt Hinfichtlih der Ausrechnung der 
Gefammtitrafe nach den für die Concurrenz geltenden Grunbfägen. Welcher 
von den verfchiedenen Zeritörungsaften joll in Fällen der obenerwähnten 
Art die „Einfatitrafe" an die Hand geben? Es müßte derjenige fein, der 
als der jtrafbarite erfcheint. Aber wie werden wir benfelben ausfindig 
machen? ‚Und wenn uns dies gelingt, und wir zu der durch ihn verwirk— 
ten Strafe die durch die übrigen Akte verwirkten Strafen ganz oder theil- 
weife hinzurechnen, wird dadurd eine dem verbrecherifchen Gefammtrefultate 
und feiner Bedeutung entfprechende Gefammtitrafe herausfommen? Regel: 
mäßig nit. Wenn es aber der Zufall fo wollte, fo würde man nur auf 
feltfamen Ummegen erreicht haben, was die Auffafjung des Vorgangs ala 
eines einheitlichen, nad feinem untheilbaren Gefammtergebnifje zu beurthei- 
lenden direkt erreichen läßt. Auch wird man dort, wo, wie in den anges 
gebenen Fällen, der Zufammenhang der Handlungen in die Augen ſpringt, 
jtet3 diefen direften Weg, der unzmweifelhaften geſetzgeberiſchen Intention 
entjprechend, einfchlagen, mag man auch von theoretifhem Standpunkte aus 
den Begriff, dem fie ſich fubjumiren (dem Begriff des fortgejeßten Ber: 
brechens), weil man damit nicht in's Reine kam, für einen „unbraudhbaren“ 
oder für einen widerſpruchsvollen erklären, oder darauf bejtehen, daß es ſich 
hierbei nur um eine befondere Concurrenzart handle. 

Einer bejonderen Anerkennung Seitend der Geſetzgebung bedarf der- 
felbe nicht?). Die richtige Interpretation der geſetzlichen Verbrechenäbegriffe 
führt von felbit darauf hin. Dies gilt auch bezüglich des Reichs - Straf: 
gejeßest) >). 


3) Weber die in mehreren Deutichen Strafgefegen aufgeftellten Defini- 
tionen des fortgefegten Berbrechens fiche meine Lehre vom fortgefegten Ber: 
brechen $. 14. 

4) Man bat im $. 74 des Reichs-Strafgeſetzes eine Verneinung des fort: 
gelegten Verbrechens finden wollen. Aber die Worte, auf welche man hiebei 
Bezug nimmt („oder daſſelbe Verbrechen .„ . mehrmals begangen“), baben nad 
unbefangener Auslegung diefen Sinn nicht, Daß fie überflüffig feien, wenn 
man ihnen nicht Diefe Beziehung gebe, ift fein Argument. 

5) Strafbare Handlungen fünnen unter manderlei Gefichtöpunften (mora— 
liſchen, pfychologiſchen, dramatiſchen ꝛc) fi) zu einer Einheit verbinden. Ind 
intereifirt natürlih nur eine Einheit, welcher eine Bedeutung in Bezug auf die 
Anwendung der Strafgelege, und beziebungsweife auf die Geftaltung des Etraf: 
vollzugs, zufommt. Dieſelbe kann aber ſelbſt wieder eine verichiedenartige fein, 
und es ift angefichts der das Vericdiedenfte zufammenmengenden Nenferungen 
über das fortgefepte Verbrechen wichtig hierüber in's Klare zu fommen. 

Bei der Frage, ob eine Mehrzahl verbrecheriicher Acte einen beitimmten 
Verbredenebegriff nur einmal oder mehrfach zu felbftändiger Darftellung bringe, 
kann nur ein folder Zuſammenhang zwiichen jenen Acten in Betradt kommen, 
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5.41; 
Fortfegung. 


3) Die Concurrenz fetst nad) der herrichenden Auffajlung ferner vor: 
aus, daf die betreffenden Delicte noch ungetilgt (aljo daß die Strafen 


der fih auf die Merkmale diefes Begriffs oder beifer, der betreffenden Ver: 
brechensart, bezieht. Gin diefe Merkmale nicht berübrender, z. B. ein lediglich 
im Handelnden liegender, Zufammenbang mag für beliebige andere Fragen von 
Bedeutung fein, mit der bezeichneten kann ihn nur ein Mißverſtändniß in Ber: 
bindung bringen. 

Unter den Merkmalen der verichiedenen Berbrechensarten aber ift bier vor 
Allem der fie barakterifirende Erfotig hervorzuheben. Die Wirkungen fib ein: 
ander folgender, gegen das nämliche Objekt gerichteter, verbrecheriicher Acte ver: 
binden fich leicht zu einem einheitliben Ergebnifte, derart, daß der Antheil, 
welcher auf jeden der zufanmentreffenden Acte kömmt, ſich entweder gar nicht 
oder doch nicht mit Sicherheit aueicheiden läßt. Man denke an mehrere Ver: 
wundungen, die den Tod eined Menſchen oder deſſen Siechthum berbeiführen. 
Ein folher Zufammenbang in dem für die Behandlung der Delicte in erjter 
Linie entjcheidenden Merkmale darf nicht ignorirt werden, kömmt aber zu einer 
entiprechenden VBerüdfichtigung nur, wenn man den gelammten Borgang, den 
er charafterifirt, bei der Anwendung des in Frage Fommenden Strafgeleßes ald 
eine Einheit gelten läßt. Wo ein Erfolg der betreffenden Art zum Merkmale 
einer befonderen Berbrechensart oder sunterart gemacht iſt, da fällt die Mög: 
lichkeit einer gegentheiligen Bebandlung von ſelbſt binweg. Aber nicht jeder 
beionders geartete und für Die Strafbemeffung wichtige Erfolg kann in ſolcher 
Weiſe im Geſetze ausgezeichnet werden. Der Richter bat die ipecificirende Thä— 
tigkeit des Geſetzgebers bei der Anwendung der Strafbeftimmungen zu ergänzen. 
Dafür bauptlächlich räumen ihm dieſe einen weitgehenden Spielraum ein. Wenn 
das Gefep z. B. die Körperverlegung mit nachfolgendem Tode unerwähnt liche, 
fo würde dieje wichtige Folge gleihwohl zu berüdjichtigen fein. Diefelbe würde 
auch einer beliebigen Zahl verbrecheriiher Acte gegenüber ihre Bedeutung be: 
baupten und als eine nur einmal vorliegende die Grundjäge über Goncurrenz 
ebenio ald unanwendbar erfcheinen laſſen, wie dies jegt der Rall iſt (anderer 
Meinung dv. Buri). 

Der Einheit des verbrecheriichen Erfolgs entipricht, infofern derielbe zum 
Dolus zuzurechnen ift, Die Einheit feines Bildes im Bewußtſein des Thäters. 
Das darakterifirt ja den Dolus, daß die Vorftellungen des Handelnden in allen 
wejentlihen Beziehungen mit der von ibm ausgebenden Wirkſamkeit überein: 
ftimmen. Es wird daher zwifchen der äußeren und der inneren Seite des Vers 
brechens bier ein Gegenſatz nicht ſtatuirt. 

Schwierigkeiten entſtehen übrigens dort, wo die Verlegung des Verbrechens: 
objectes in die geiepliche Definition des Verbrechens nicht aufgenommen ift, wie 
3. B. bei der Injurie, der Fälſchung, dem Ehebruche zc. Hier würde es an: 
fcheinend forreft fein, von der geübten Wirkſamkeit wie überhaupt fo audy bei 
unferer Frage zu abjtrabiren, alio fo viele jelbitändige Delicte anzunehmen ald 
verbrecheriihe Acte vorliegen (z.B. ſo viel Ehebrüche als ehebrederiihe Acte). 
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nicht verbüßt, verjährt oder erlaſſen) ſeien, und daß die verwirkten Strafen 
entweder gleichzeitig oder in unmittelbarem Zufammenhange zur Verbüßung 
fommen (Reichs: Strafgefeh $. 79). Von dieſem Erfordernif würde der 
Conſequenz nad) dort abzufehen fein, wo eines der betreffenden Delicte vor 
der Aburtheilung eines anderen begangen wurde, aber erſt zu Tage kömmt, 
nachdem die Strafe wegen des lebteren bereits verbüßt ift. A. M. Schwarze 
(Comm. zu $. 79). Bei den Reichstagsverhandlungen ward ein darauf 
bezüglicher Antrag abgelehnt. 

4) Als ein ferneres Erfordernif pflegt die gemeinfame Aburthei- 


Dies würde aber der Intention des Geſetzgebers in Wahrbeit nicht entſprechen. 
Seine Etrafläge find auf derartige Einheiten nicht berechnet. In der geleplichen 
Definition ift bier eben der ausreichende Mahftab für die Behandlung der Ver: 
brechensart nicht gegeben. Die ipecifiihen Wirkungen der Handlung, obgleich 
fie ein Begriffsmerkmal nicht abyeben, erweiſen ſich auch bier ald in mehrfacher 
Hinſicht bedeutfam. Auf wichtige Erfcheinungen, welche darin ihre Erklärung 
finden, ift bereitd oben ($. 9) bingewiefen worden. Wir können das dort Ge: 
fagte bier vervollftändigen. Bablreiche, gegen ein beftimmtes Individunm aud: 
geſtoßene, Schmähungen find als eine Ginbeit zu behandeln, weil fie für dad. 
Gefühl des Beleidigten fih zu Einer Verlegung vereinigen. Die Worte ſtehen 
nebeneinander, nicht aber deren Wirkungen. Es gilt bier das Nämliche wie 
von mehreren Hieben, Stichen ꝛc., deren Wirkungen auf die förperliche Integri- 
tät in Eins zulammenflichen. — Im Uebrigen verweife ih auf die caſuiſtiſchen 
Ausführungen in meiner Lehre vom fortgeſetzten Verbrechen S. 125—170. 

Auch in der zum Verbrechen gehörenden Handlung kann das Verbindenbe 
liegen, wenn eine bejtimmte Uualification bei derſelben vorausgefegt wird, Diele 
aber nur einmal vorliegt. Beilpiele hiezu find oben unter 2b. gegeben worden. 

Meift fuchte man das verbindende Moment auf der fubjectiven Seite und 
außerbalb der die Verbrechensart charafterifirenden Merkmale. So in der „Ein: 
beit des Entichluffes.* Derielben ift aber, abgeſehen davon, daß fie mit unierer 
fpeciellen Frage nichts zu thun bat, eine allgemeine Bedeutung überhaupt nicht 
beizumeffen. Site foll eine mildere Beurtbeilung des Handelnden begründen. 
Aber in den meiften Fällen wird der Umitand, daß ſich derfelbe gleichzeitig zu 
mehreren Rechtöverlegungen entichloß, eine gewiffe Energie des verbrecherifchen 
Willens dartbun und alfo cher eine ftrengere Beurtbeilung rechtfertigen. — Fer— 
ner hat man die „Einbeit der Abſicht“ als enticheidend angejehen. Hiebei Dachte 
man unter Abficht entweder das Bild der That im oben angegebenen inne, 
oder den jenfeits derfelben liegenden Zwed, den der Handelnde verfolgt. Ob 
der leßtere aber ein einfacher oder ein zwiefacher fei, ift überall völlig gleichgültig. 

Andere legen das enticheidende Gewicht auf den pſychologiſchen Zulammen: 
bang, welcher durch die Einheit der Triebfeder oder durch die Wirkung der erſten 
That auf die MWiderftandsfräfte des Verbrechers zwiſchen den verbrecheriichen 
Acten bergeitellt werde, Aber nad einem derartigen Zufammenbange zu fragen, 
find wir nur einer Mehrheit von Verbrechen gegenüber veranlaft. Vor Allem 
gegenüber von Nüdfällen, die Niemand als eine Form der Verbrechenseinbeit 
oder des fortgefegten Verbrechens betrachten wird! 
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lung der zufammentreffenden Delicte aufgeftellt zu werden. Vergl. Deiter- 
reich $. 34, Defterreihifchen Entwurf $. 71, Baden 170 (jedoch 179), Bel: 
gien 58. Der Natur der Sache entfpricht dies nicht. Denn die Gefichtö- 
punkte, welche den Vorfchriften über die Behandlung concurrirender Delicte 
zu Grunde liegen, find mit denjenigen, melde über dad Zufammen- 
fafjen mehrerer Delicte in der nämlichen prozejjualifhen Behandlung ent- 
fcheiden, nicht iventifh. Dies hat ſich denn auch in mannichfacher Weife 
fühlbar gemacht und insbefondere dahin geführt, jene Borfchriften auf den 
Fall auszudehnen, wo ein fpäter zur Aburtheilung kommendes Delict bes 
gangen wurde, ehe wegen des oder der concurrirenden eine Aburtheilung 
(beziehungsweife eine Verweiſung vor die Strafgerichte) erfolgt war. Val. 
Oeſterreichiſche Strafprozekordnung $. 376, 434, Würtembergifches Geſetz 
vom 13. Auguft 1849, Sefien, Gefeß vom 23. Februar 1849. Weiter nod) 
geht Bayern $. 85 — 87, Preußen, Gejeb vom 3. Mai 52 a. 131. 

Das Reichs-Strafgeſetz jet ebenfalld voraus, daß die mehreren Delicte 
begangen waren, ehe eine Verurtheilung wegen eines berfelben erfolgte 
($. 79). Nach der Auffaffung Rüdorffs (Comm. ©. 228) fordert dafjelbe 
außerdem, daß die fpäter zur Aburtheilung fommenden Delicte erſt nad) der 
erften Verurtheilung zum Borfchein fommen. Es würden danad) die Grund: 
füse der $$. 74 — 79 dann nicht angumenden fein, wenn eine getrennte 
Verhandlung über die verfhiedenen Delicte aus lediglich prozefjualifchen 
Rüdfihten ftattfindet. Für diefe Auffaffung bietet jedoch der Wortlaut 
der gefelichen Beftimmungen feinen Anhaltspunkt. — Die fraglichen Beitim- 
mungen dürften in der fünftigen Strafprozeß⸗Ordnung eine Ergänzung finden. 


8. 12. 
Eintheilungen der Concurrenz. 


Man unterfcheidet die ideale (formale, gleichzeitige, einthätige) Con: 
currenz, bei welcher die concurrirenden Nechtöverlegungen aus dem näm— 
lihen Sandeln hervorgehen, und die reale (materielle, ungleichzeitige, 
mehrthätige), bei welcher die concurrivenden Berlegungen in getrennten, 
jelbftändigen Sandlungen ihre Duelle haben. 

Diefer Unterfcheidung ift Seitens mehrerer Strafgefege eine praktische 
Bedeutung dadurch beigelegt worden, daß fie für die ideale Concurrenz eine 
mildere Behandlung anordneten. Der Grund hiervon dürfte wohl nur 
darin zu finden fein, daß man die hierher gehörigen Fälle mit den im $. 10 
sub 1 befprochenen (den Fällen einer bloßen Goncurrenz von Geſetzen) ver: 
mifchte. Wenigſtens giebt die Natur der Sache für eine gegenſätzliche Behand: 
lung der unterfchiedenen Concurrenzarten einen Grund nicht an die Hand. Daß 
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die Gleichzeitigfeit der Begehung mehrerer Rechtöverlegungen auf eine geringere 
Intenfität des verbrecheriſchen Willens hinmeife, iſt eine leere Behauptung ). 

Nach Einigen foll der Begriff der idealen Goncurrenz, wie er oben 
beftimmt wurde, einen Widerſpruch einfchliegen. Da das Verbrechen wefent: 
lich Handlung fei, jo fee eine Mehrheit von Verbrechen aud eine Mehr: 
heit von Handlungen voraus (Hälfchner). Allein die Begriffe von Ber: 
brechen und Handlung find nicht iventiih. Wahr ift nur, daß zu jedem 
Verbrechen eine Handlung gehöre. Daraus aber folgt nicht, daß diefe Hand— 
lung nicht zugleih in anderen Beziehungen bebeutfam, und daß fie nicht 
die Vermittlerin mehrerer Nechtöverlegungen fein fünne. Zu jedem Ber- 
brechen gehört auch ein Handelnder. Daraus aber folgt nicht, daß eine 
Mehrheit von Verbrechen auch eine Mehrheit von Handelnden vorausfee! 

Vebrigens fann die Thätigleit, aus weldyer die idealen concurrirenden Rechts⸗ 
verlegungen hervorgehen, fich aus beliebig vielen Acten zufammenfegen. Auch 
können die concurrirenden Delicte bei der idealen wie bei der realen Goncurrenz 
für fich betrachtet unter den Begriff des fortgefetsten Verbrechens fallen. 

Die ideale Concurrenz läßt fich wieder in zwei Arten unterjcheiden, 
welche nicht überall die nämliche Beurtheilung erfahren haben. Entweder 
nämlich liegt nur ein einziges Faktum vor, welches feinem ' jtrafrechtlichen 
Behalte nad) nur durd die Subjumtion unter mehrere Strafgefeße er- 
chöpft wird. Hierher gehört 3. B. ein Inceſt, welcher zugleich die Merf- 
male der Nothzucht an ſich hat. Dder es ſtehen die concurrirenden Rechts— 
verlegungen in Bezug auf den zu ihnen gehörigen Erfolg felbitändig neben- 
einander und jind nur durch die Handlung, aus welcher derfelbe hervorgeht, 
verbunden. Sierher gehört 3. B. die Tödtung mehrerer Berfonen durch die 
nämliche Sandlung. Die erftere Art hat ihren fozufagen zufälligen Grund 
in einer (nicht vollitändig zu vermeidenden) Unvollitändigfeit der Geſetz— 
gebung, was von der leßteren nicht gilt. 

Die concurrirenden Delicte fönnen gegen das nämliche oder gegen ver: 
Schiedene Geſetze verſtoßen (gleichartige — ungleichartige Concurrenz). Dies 
gilt auch von der idealen Concurrenz. (Man denke an die Beleidigung Mehrerer 
durch die nämlichen Worte). Auffallenderiveife gedenkt hier das Reichs-Straf— 
gejet nur der ungleichartigen Coneurrenz. Wie der Geſetzgeber die gleichartige 
ideale Concurrenz behandelt haben wolle, iſt durchaus nicht zu erfehen. Es 

1) Wäre e8 prinzipiell begründet, in Bezug auf die ideale Goncurrenz mit 
dem Reichs-Strafgeſetz Das Abforptionsprinzip anzuwenden, fo würde ed auch 
begründet fein, bezüglich der Auszeichnungsgründe bei ſämmtlichen Delicten die 
Abforption eintreten zu laffen, da wir es ſachlich bier mit dem Nämlichen zu 
thun baben (einer Handlung, welche mehrere ftrafrechtlich relevante Seiten oder 
Bolgen bat) wie bei der idealen Concurrenz! 
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liegt hier demnach eine Lücke vor, die nur im Wege der Analogie ausgefüllt 
werden fann. Der gleichartigen idealen Concurrenz ijt aber die ungleichartige 
ideale Coneurrenz am Nächften verwandt. Es find defhalb die für die legtere 
aufgeftellten Grundſätze ($. 73) auc auf die erſtere anzumenden?). 


8. 13. 
Die praktifhe Behandlung der Concurrenz. 


Der Umftand, daß der eines Verbrechens Ueberführte noch ein andres 
Verbrechen begangen hat, begründet für jenes an fich weder eine ftrengere 
noch eine mildere Beurtheilung. Es fcheint daher konſequent und angemejjen 
zu fein, die einem jeden der concurrirenden Delicte entiprechende Strafe 
felbjtändig ausfindig zu machen, und, indem die Ergebnijje nur einfach) 
abdirt werden, ihrem vollem Umfange nad) in Anwendung zu bringen. 
Diefes, dur den Sat „quot delicta, tot poenae“ gekennzeichnete Ver: 
fahren, bezüglid; delen wir von Cumulations= oder Strafhäufungs: 
ſyſtem reden, findet ſich indejien in feiner Gefesgebung zur ausnahmslofen 
Hegel erhoben. Innerhalb gewijjer Grenzen tritt ihm vielmehr in zahle 
reihen Strafgejegen dad Abſorptionsſyſtem, nad) welchem nur die auf das 
ſchwerſte Delict gedrohte Strafe verhängt werden joll („poena major absorbet 
minorem“), entgegen. Für die zahlreichiten Fälle aber pflegt ein mittleres 
Syſtem aufgeftellt zu werden, indem man entweder von der Strafe des ſchwer— 
ſten Deliets ausgeht und diefe mit Rückſicht auf die übrigen erhöhen beziehungs— 
weile jchärfen läßt, oder von der aus der Gumulirung ſich ergebenden Ge: 
jammtjtrafe, von welcher dann gewifje Quoten in Wegfall kommen. 

Der entfcheidende, obgleich gewöhnlich ignorirte Grund für diefes auf: 
fallende Nebeneinander fich widerfprechender Syfteme und fpeciell für die 
Nihtdurdführung des Cumulationsprinzips liegt in der durch verfchieden- 
artige Rüdjichten bejtimmten Geſtaltung unferes Strafenfyftems und in der 
Natur der Strafmittel, welche uns daſſelbe für die Ahndung leichterer und 
jchwererer Delicte zur Verfügung ftellt. 

Seitdem die qualificirten Todesftrafen bejeitigt find, ijt, was die ſchwer— 
ften Verbrechensarten angeht, die Unmöglichkeit, einer Mehrzahl von Uebel: 
thaten in der Beitrafung gerecht zu werden, von felbjt einleuchtend. Aber 
auch hinjichtlich der Verbrechensarten mittlerer Schwere iſt an eine Durch— 
führung des in Frage ftehenden Prinzips dort nicht zu denken, wo für fie 
die zeitliche Freiheitsſtrafe zur alleinigen Sauptitrafe erhoben wurde, zumal 
wenn diefe Strafe, wie im Reichs-Strafgeſetz, an verhältnigmäßig enge Grenzen 


2) Anders würde zu enticheiden fein, wenn der im $. 73 aufgeltellte Grunde 
faß fih zu den in den folgenden Paragraphen aufgeftellten wie die Ausnahme 
zur Regel verhielte. Dies ift aber nicht der Ball, 
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gebunden ift und, wie ebenfalls im Reichö-Strafgefeß, nur in beſtimmten Fällen 
und in geringem Umfange mit Nebenftrafen verbunden werden darf. Man 
braucht nicht an Fälle wie den des Kaufmanns ©. in D., der 52 Wechfel- 
fälfhungen begangen Hatte, zu denken, um ſich dies deutlich zu machen. 
Sinfichtlih der geringeren Berbrechensfälle endlich würde zwar innerhalb 
jener Grenzen ber zeitlichen Freiheitäftrafe Raum für eine, einer größeren 
Zahl von Fällen entiprechende, Cumulirung gegeben fein. Allein dieſe 
würde, weil fie die verfchiedene Bedeutung der Verbrechensarten als folcher 
ignorirte, mit dem Geifte unfrer Strafjuftiz fich nicht in Einklang bringen 
laſſen. Derfelbe geftattet uns nicht, Beleidigungen mit der Strafe des 
Mordverſuchs zu beitrafen, auch wenn 100 Perfonen beleidigt wurden und alfo 
100 Injurien concurriren. So gilt hier, infomweit es ſich um Freiheitsſtrafen 
handelt, dad Nämliche bezüglich aller Arten von ftrafbaren Sandlungen.‘ 
Dagegen giebt die Natur der Gelbftrafen beftimmte Grenzen bier 
nit an die Sand. Auch fchreiben kriminalpolitiſche Nüdfichten bezüglich 
ihrer nicht wie bezüglich der Freiheitsſtrafen die Feſtſetzung eines niedrigen 
allgemein gültigen Marimums vor. Infomweit nicht im einzelnen Falle die 
individuellen Bermögensverhältnifje ein Ziel jegen und beziehungsweiſe zu einer 
Strafverwandlung Anlaß geben, ift daher hier die Durchführung des 
Gumulationsprinzips mögli. Auch findet fie fich in den Geſetzen angeordnet. 
Die herrfhende Meinung macht zu Gunften der Nichtvurdführung 
des Gumulationsprinzig nur die angebliche „Billigkeitsrückſicht“ geltend, 
„daß die Abbüßung einer gehäuften, beziehungsweife zufammengerechneten 
Strafe weitaus ſchwerer zu treffen pflege, als fucceffive, durch Zwiſchen— 
räume unterbrochene, Einzelbejtrafungen”. Allein es ift leicht zu zeigen, 
daß damit eine Erklärung für die charakterifirte Haltung der Gefetgebung 
und ein brauchbarer Geſichtspunkt für die Behandlung der Verbrechenscon- 
eurrenz nicht gewonnen ſei. Denn 1) wenn die ungetrennte Verbüßung 
der mehreren Strafen eine Särte einfchlöffe, jo würde daraus zunächſt nur 
zu folgern fein, da man eine durch Zwiſchenräume unterbrochene Ber: 
büßung eintreten zu laſſen habe. Allein, obgleich dies innerhalb gewiſſer 
Grenzen wohl durdführbar wäre, fo hat man doc diefen Ausweg weder 
jemals empfohlen, nod) jemals wirklich betreten. 2) Die Behauptung, daß 
die Verbindung der Strafen deren Intenfität fteigere, ift in ihrer Allge— 
meinheit nicht richtig. In der Natur der Strafe liegt ebenfowenig wie in 
derjenigen der menſchlichen Empfindung Etwas, worin eine Nothwendigfeit 
folder Art fich begründete. Die Frage, ob die Verbüßung zweier auf je 
7 Tage, Wochen oder Monate berechneten Freiheitsftrafen ein größeres Uebel 
einfchließe, wenn fie in unmittelbarem Zuſammenhange oder wenn fie in 
getrennten Zeiträumen jtattfinde, ift in abstracto gar nicht beantwortbar. 
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Siehe fih aber auch ermweifen, daß bei mehreren Fällen das erjtere jtatt- 
finde, fo wäre doch damit eine prinzipielle Grundlage weder für das Ab- 
forptionsfyftem noch für die mittleren Syiteme gewonnen!). 3) Die frag: 
lahe Meinung wird gerade dort, wo fie in dem Sadwerhalte am eheſten 
eine Begründung findet, praftifch am entſchiedenſten verläugnet. Jenes ift 
nämlich bei den Geldſtrafen der all. Gerade bei ihnen ift e& nicht bloß 
zufällig, wenn die gleichzeitige Verbüßung eine Steigerung des Uebels mit 
fich führt. Gleichwohl pflegt gerade bezüglich ihrer die Cumulirung durch— 
geführt zu werden. 4) Diejenigen Mafregeln, welche offenbar von ent- 
fcheidendem Einfluß auf die Behandlung der concurrivenden Delicte fein 
mußten, wie 3. B. die Herabſetzung des Marimums der zeitlichen Freiheits— 
ftrafen und überhaupt die Neform des Strafenfyitems, find ohne Rückſicht 
auf den vermeintlichen Billigfeitsgrund und feine etwaige Tragweite erfolgt 2). 


8. 14. 
Fortfegung. Die Grundſätze des Reichs-Strafgeſetzes. 


Das Neich3-Strafgefet legt der Unterfcheidung von realer und idealer 
Concurrenz eine große Wichtigkeit bei: 

1) Was nämlich) die ideale Concurrenz betrifft, jo gedenkt es, wie ſchon 
bemerkt wurde, nur der ungleichartigen (des Falls, wo die nämliche Handlung 
mehrere Strafgefege verlegt), und jtellt in Bezug auf diefe das Abforptions- 
prinzip auf ($. 73). Es foll nur dasjenige Geſetz, welches die ſchwerſte 
Strafe, beziehungsweiſe, bei ungleichen Strafarten, dasjenige, welches die 
ſchwerſte Strafart (gleihviel in welcher Dauer) androht, zur Anwendung 
fommen. Drohen die Gefege gleiche Strafarten, fo ift mit Nüdficht auf die 
Durchſchnittslinie zwiſchen Strafmarimum und Strafminimum und dieetwaigen 





1) Eine Häufung von Freiheitäftrafen involvirt allerdings eine Steigerung 
des Uebels, nicht aber im Verhältniß zur getrennten Verbüßung derfelben, fon: 
dern im Berbältnig zur Verbüßung bloß einer Strafe. Der Grund liegt in 
der Natur des Gutes, an welchen fich die Strafe vollzieht. Cine Häufung von 
Strafen führt leicht zur vollitändigen Aufzebrung deffelben, d. i. bier zur lebend» 
länglichen Freiheitsberaubung, damit aber zu einem qualitativ höheren Uebel, 
Dagegen tft in der getrennten Verbüßung begreiflicherweife feine Hülfe zu fuchen. 

2) Der daralterifirten Eachlage dürfte am Meiften eine Behandlung zus 
ſammentreffender zeitiger Kreibeitsitrafen, wie fie im Defterreichiichen Strafgefeße 
ſich findet, beziebungsweife eine Beftimmung etwa folgenden Inhalts entiprechen: 
Sind mehrere mit zeitigen Freibeitsitrafen bedrohte Verbrechen deffelben Indi— 
viduums zu bejtrafen, fo hat eine Gejammtitrafe einzutreten, bei deren Berech— 
nung von dem ‚ſchwerſten der begangenen Delicte auszugehen ift. Hiebei darf 
das Marimum der auf diejenige Verbredhendart gedrohten Strafe, zu welcher 
das ſchwerſte Delict gehört, nicht Überichritten werben. 
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Nebenitrafen, fowie die Zulafiung oder Nichtzulaffung „mildernder Umſtände“, 
nicht, wie Mehrere wollen, leviglid, nad) dem Strafmarimum, zu beftimmen, 
welches von ihnen als das ftrengite zur Anwendung zu bringen fei. — In 
Betreff der aleichartigen idealen Goncurrenz f. oben ($. 12). ud 

2) Die reale Concurrenz erfährt feine gleichmäßige Behandlung. Mit Rück— 
ſicht auf die Verfchiedenheit der Strafarten werben verfchiedene Grundſätze auf: 
geftellt. Soweit es ſich um Zuchthaus, Gefängniß oder Feitungshaft handelt, 
läßt das Geſetz eine Gefammtitrafe eintreten, welche in einer Erhöhung 
der ihrer Art beziehungsmweife (bei Gleichartigkeit) ihrer Dauer nach ſchwer— 
iten Strafe (der fogenannten „Einſatzſtrafe“) beiteht. Hierbei handelt es 
fi) (anders als bei der idealen Goncurrenz) um die in hypothesi verwirkte 
Strafe. Bei diefer Erhöhung find zweierlei Grenzen zu beachten. Die Geſammt— 
ftrafe Joll den Betrag der addirten Einzeljtrafen nicht erreichen, und fie foll fünf: 
zehnjähriges Zuchthaus, zehnjähriges Gefängniß, fünfzehnjährige Feitungshaft 
nicht überfchreiten (S. 74). Treffen Zuchthaus und Gefängniß oder Zuchthaus 
und Feitungshaft zuſammen, fo tft bei der dann vorzunehmenden Strafverwand«- 
lung auf das im $. 21 feſtgeſtellte Werthverhältnig Nüdficht zu nehmen. 

Bejonderes gilt für den Fall des Zufammentreffens von Gefängniß und 
Feftungshaft. Hier ſoll es, mit Rüdfiht auf den Charakter der letteren 
als einer Custodia honesta, zu einer gefonderten Verbüßung diefer Strafen 
fommen. Sind diefelben mehrfach verwirkt, fo follen zwei Gefammtitrafen 
berechnet werben, welche jedoch zufammen die Grenze von 15 Jahren 
nicht überfteigen dürfen ($ 75). 

Die Zuerlennung von Nebenftrafen ift von diefen Operationen unab- 
hängig ($ 76). Es dürfen aber, wenn jene mehrfach verwirkt find, die in 
den $$ 32, 35, 38 gezogenen Grenzen nicht überfchritten werben. 

Eine andere Behandlung als die bisher erwähnten Strafarten erfahren 
die Haft und die Geldftrafen. Hinſichtlich jener wird eine beſchränkte (an 
das Maximum von 5 Monaten gebundene), Hinfichtlich diefer, auch wenn 
fie neben einer Freiheitsſtrafe erfannt worden, eine unbejchränfte Cumuli— 
rung angeordnet. Kömmt es aber zu einer Umwandlung der Geld- in 
Freiheitsstrafe, fo dürfen 2 Iahre Gefängniß und beziehungsweife 3 Mo— 
nate Haft nicht überfchritten werden ($. 78, vgl. $. 29 und $. 74, s).}) 

!) Da weder Die Haft noch Die Geldftrafe auf Nebertretungen befchränft ift, 
fo kann man nicht Sagen (wie ed von Mebreren geſchieht), das Geſetz ftelle für 
Uebertretungen das Gumulationsfoftem, für Verbrechen und Vergeheu das Syſtem 
der Geſammtſtrafe auf. Auch irren die Motive, wenn fie die Strafeneumulirung 
„durch den Charakter der Webertretungen geboten“ glauben. ntfcheidend ift 


vielmehr der Charakter der zur Anwendung kommenden Strafitittel und (bezüg: 
lich der Haft) die Oeringfügigkeit der gedrohten Strafquantitäten. 
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AIII. 


Wegkall der Strafe 


Von 


Profeſſor Dr. Heinze. 


8. 1. 
Veberfiht der verfhiedenen Fälle. 


Nach Begehung eines Verbrechens können Thatſachen eintreten, deren recht: 
liche Folge die Befeitigung der durch das Verbrechen verwirkten Strafe iſt. 
Die Aufhebung der Strafe liegt zunächſt unabänderlich in dem Wefen gewiſſer 
Thatſachen; die Strafbarkeit muß erlöfchen durch des Verbrechers Tod oder Ver: 
fallen in unheilbaren Wahnfinn und dur den Strafvollzug.!) In 
anderen Fällen fügt fich der Wegfall der Strafe auf das pofitive Geſetz, 
welches gewiſſen Handlungen des Verbrechers (tätige Neue) ?) und dem 


) Die Tilgung der Etrafbarkeit durch Strafverbüßung ift felbftverftänd: 
lich; Köftlin, Syſtem ©. 476, U. 8. Berner, Lehrbuch 5. Aufl. ©. 2817. 
Jedoch hebt bei lebenslänglihen (ewigen) Strafen nicht der Strafvollzug, Ton: 
dern erft der Tod die Strafe auf, bei der Todesſtrafe fallen beide Momente 
zufammen. Die Frage, ob Strafvollitredung im Ausland Wegfall der im Ins 
land verwirkten Strafe zur Kolge habe, ift von dem internationalen Strafrecht 
zu beantworten; vgl. Deutihes Strafgefegbud $. 5ı und 7. 


2) Thätige Neue ift, vermöge ihres innern und äußern Verhältniſſes zur 
verbrecheriichen That, nicht geeignet als allgemeiner Strafaufbebungsgrund wirk— 
ſam zu werden, fungirt nicht blos ale Strafaufhebungs-, ſendern aud als Straf 
milderungs: oder Etrafherablepungsarund und nimmt zudem in den einzelnen 
Fällen, in denen fie den Wegfall der font verwirkten Strafe zur Kolge bat, 
einen vericiedenen Anbalt an. Das Hauptbeifpiel der ftrafausichließenden 
Wirkung ift der freiwillige Nüdtritt vom Verſuch, Deutihes Straf: 
geſetzbuch $. 46. Andere Fälle f. Deutfhes Strafgeſetzb. $. 163 
Abi. 2, 8. 204, 310. 

Bei der Verichiedenartigkeit der rechtlichen Vorausfehungen und Wirkungen 
fann die thätige Neue zwar zum Gegenftand zuſammenfaſſender Daritellungen ge: 
macht (Fornet, Poenitentia quae dieitur efficax, Berol. 1857, Weissbein, De 
poenit. effic. post del. cons., Berol. 1858, Kornet, ®erichtsi., 1868, ©. 84ff., 
161 f., Schwarze, Sächſ. Gerichtézeitg. Bd. VII. ©. 395ff.) nicht aber im 
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Ablauf einer gewiſſen Zeit Verjährung) die Wirkung beilegt, nachträg- 
lich die Strafbarkeit zu tilgen. Endlich kann die Staatögewalt die Straf: 
barfeit einer Sandlung unmittelbar aufheben, fei es durch eine Lex generalis?), 
ſei e8 durch eine Lex specialis (Begnadigung). 

Dem materiellen Strafrechte fremd bleiben diejenigen Thatfachen, 
welche nicht unmittelbar und nothwendig, fondern mittelbar und zufällig, 
nämlich) durch Ausſchluß des Strafverfahrens, Straflofigfeit herbeiführen. 
So der Verzicht auf die bei den fogenannten Antragöverbredyen *) erforder: 
liche Initiative, welcher namentlich auch in der Nüdnahme des jchon ge: 
ftellten Strafantrags enthalten it, und der Tod des antragsberedtigten 
Verlegten. Doch ift die Verjährung des Strafantrags der Verjährung der 
Strafbarkeit fo eng verwandt, daß fie zwedmäßig vereint mit der leiteren 
behandelt wird. 

Es giebt endlich eine Straflofigkeit, welche einen rechtlichen Charakter 
überhaupt nicht an ſich trägt; diefelbe ift bei allen Verbrechen möglid und 
tritt ein, infoweit aus thatfählihen Gründen (Nachläffigfeit der Verfolgung, 
Mangel an Beweismitteln, Vereitelung des Strafvollzuges durch Flucht 
u. f. mw.) dad Strafverfahren wider den Schuldigen unterbleibt oder erfolg- 
los endet. ®) 


Syſtem als eine mit fpecifiichen und allgemeinen rechtlihen Wirkungen ausge: 
ftattete Thatiache bebandelt werden. 

3) Dies ift der Fall, wenn das neuere Geſetz eine von der älteren Geſetz— 
gebung ald Verbrechen behandelte Handlung ſtraflos läßt, und dad unter der 
Herrichaft des älteren Gejeges verübte, aber noch nicht beftrafte Verbrechen 
dadurd ftraflos wird. Das Nähere unter „Nüdwirkende Kraft des Straf: 
geſetzes.“ 

4) Ueber die lediglich proceſſuale Bedeutung des Strafantrags vergl. 
Heinze, Das Verbältniß des Neiche:-Strafrechtd zu dem Landesſtrafrecht. 1871. 
©. 67. (abgedrudt in Goltdammer'd Arhiv XIX. ©. 386ff.), und bie 
Erfenntniffe des Ob.-Trib. und des Ob.-Appellationsger. in Berlin ©. 261 F., 
263 f., 314f. dal. gegen v. Bar, dal. ©. 73f., v. Spedt daſ. ©. 235 ff., 
Hälſchner ©. 366f, Spinola ©. 373f, v. Rönne ©. 435 f. dai. 

5) Steht der Wegfall der Etrafe aus materiellen Gründen feit, jo findet 
ein Strafverfabren nicht ftatt, weil Die Strafbarkeit erlofhen, eine Strafverfol: 
gung alfo rechtlich unmöglich iſt. Dagegen ift die gemeinfame Eignatur ber 
oben ausgeſchiedenen Fälle, daß Die an fich berechtigte Anwendung des Straf: 
gejeßes thatlächlih darum unterbleibt, weil das unerläßliche Mittel zu deſſen 
Verwirklichung, d. b. das Strafverfahren nicht ftattfindet oder nicht zu einem 
mit dem materiellen Recht übereinftimmenden Ergebnif führt. Die Gründe, aus 
denen nur diefer thatlächliche Erfolg des Nichtvollzuges des Skrafgeſetzes eintritt, 
find entweder rechtlicher oder factifcher Art. Zu den eriteren gehört auch das 
„ne bis in idem“ d. h. der Ausſchluß einer neuen und erfolgreichen Ötrafver: 
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Weil unfer Strafprozeß beherrfht wird von dem Offizialprinzip und 
zur Aufgabe die unparteiliche Feſtſtellung des objectiven Rechts hat, fo 
müfjen alle (materiellen) Gründe, welche die Strafbarkeit tilgen, von Amts: 
wegen und in jedem Stadium des Verfahrens berüdjichtigt werden. ©) 


Erſter Abſchnitt. 


Auſhebung der Strafbarkeit durch Aenderungen in der 
Perfon des Verdrechers. 


8. 2. 
Der Tod als Strafaufhebungsgrund. 


Defterreichifches Strafgeſetzbuch von 1852. $. 223. „Der Tod des Thäters, 
diefer mag wor oder nach begonnener Unterfuchung, vor oder nach geichöpftem 
Urtheil erfolgen, bebt...die Verfolgung des Verbrechens und die Anwendung 
ber Strafe auf...” val. $. 527 daſ. und $. 93 des Entwurfs von 1867. — 
Deutiches Strafgefepbuh $. 30. „In den Nachlaß kann eine Geldſtrafe 
nur dann vollitredt werden, wenn das Urtheil bei Lebzeiten ded Verbrechers 
rechtöfräftig geworden war.“ — Bayern 1813 Art. 133 — Didenburg 
1814 Urt. 143. — Sachſen 1838 Art. 74. — Braunfchweig $. 67. — 
Hannover Art. 87. — Heſſen Art. 123. — Naffau Art. 122. — Thür: 
ringen Art. 68 in Verbindung mit 318 u. 357 der Thür. SPD. — Preußen 


fabreng, welcher durch die bereits erfolgte Freiiprebung des Schuldigen bewirkt 
wird. Die irrige Freiſprechung bat bier nicht die Folge, daß die Strafbarkeit 
der verbrecherifchen Handlung getilgt wird, fondern nur die Wirkung, daß ein 
neuer Verſuch, das materielle Recht zur Geltung zu bringen, aus formellen 
Gründen nicht gemacht werden darf; Die rechtliche Aufbebung der Strafe wird 
auch in dieſen Fällen erit durch Tod, Verjährung u. |. w. herbeigeführt. 

6) Selbſtverſtändlich unter Einhalt der Grenzen, welde ver oberen Inftanz 
und dem Gaflationsricter durch die proceſſuale Beichränfung des eingewandten 
Rechtsmitteld gezogen find. It z.B. die über Die Verjährungsfrage ausdrücklich 
oder implicite gefällte Entſcheidung des Inftanzrichters gar nicht angefochten, To tft 
fie der Prüfung im Saffationsverfabren entzogen. Anders, wenn die Thatſache des 
Friftablaufs erft in dem lepteren einträte. Bergl. Oppenboff, zu $. 66 bed 
Deutihen Strafgefegbude Nr. 16. 
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8,2%. — Oldenburg 1858 Art. 15. — Lübel$.19. — Sidi. StPO. 
Art. 424. — Bavern 1861 Art. 9. — Luzern Griminal:Strafgelep von 
1860 $. 63. — Bafelftadt StPO. von 1862 $. 141. — Italienifcher 
Entwurf von 1870 $. 82 und 53. 

Piteratur: C. ©, Wächter, Yebrbub I. S. 274 ff. — E. Henke, Hand» 
bub IV. ©. 162. — A. W. Heffter, Lehrbuch 8. 11—13. — 
N. Köitlin, N. Rev. ©. 899ff. — R. Köftlin Syiten ©. 475ff. — 
9. Hälſchner, Syſtem I. 8.59. — ©. Geib, Lehrbuch IL. ©. 130 ff. 

A. F. Berner, Lehrb. ©. 283. — F. Hélie, Traite de Pinstr. er. 
IIL p. 506-523. (Brüffeler Ausgabe von Nypels u. f. w. 1863—1869 
t. I. p. 546 ff.) 


Wenn das Subjelt, welches durch die Strafe getroffen werden ſoll, 
aufhört phyfiich zu eriftiren, fo kann die Strafe in Wirklichkeit nicht voll: 
ſtreckt werden.) Ein aus der Witte der Lebenden Geſchiedener kann we— 
der aus dem Kreis der Rechtsgenoſſen ausgeſtoßen noch ald Schuldner be- 
handelt noch rehabilitirt werden. Die Strafe alö der rechtliche Werth des 
im einzelnen Fall begangenen Verbrechens vermag in der Sinnenwelt nur 
verwirklicht zu werden gegenüber der Perſon des Werbrechers. Hört der 
Verbrecher auf für, die Gegenwart Perfon zu fein, fo ift Vollitredung der 
Strafe in der Sinnenmwelt ausgeſchloſſen. 

Doch Fönnen einzelne unter den willkürlichen Strafzwecken auch 
nad) dem Tod des Werbrechers verfolgt werden: Rache und Genug: 
thuung für den Merleiten, *) Abichredung Anderer. Die Vollitredung 
fann ſich alsdann richten gegen den todten Körper des Verbrechers?) oder 

t) „erimen mortalitate exstinguitur“ L. 11 D. ad L. Jul. maj., 48, 4. 
„erimen morte exstinetum est“ L. 3. C. si reus vel acc. 9, 6. Crimen ift bier 
die erbobene Anklage. So auch in L. 1. C.eod: „Eav.,..droßdvn, Aderar ro 
Iyrainpa 

2) Hierber gebört die römischrechtliche Fortitellung der lagen auf Privat: 
jtrafen und der actiones populares gegen die Erben, ſobald mit dem Erblaffer 
lis conteftirt oder au nur Klage gegen denfelben erboben war. L. 33 D. de 
oblig. et act. 44, 7; L. 20. D, de acc. 48, 2; L. un. C. ex del. def. 4, 17; 
8. 1 J. de perp. et temp. act. 4, 12. 

3) Ullg. Landr. II. 20 $. 804 f,, Feuer bach, Lehrbuch 8. 137, vergl. 
Geib ©. 134. Die Verfagung des ebrlichen oder üblichen Begräbnifies bat 
unter verichiedenen Formen fich vpartieularrechtlich als Strafmafregel gegen 
Eelbitmörder, Eträflinge, bingerichtete Verbrecher erbalten; vergl. Köftlin, 
Syſtem S. 480 und Graubünden StGB. 1851, 8.8, 60. Die Borfchriften 
des Deutihen Strafgefeßbuchs über die Vollftredung der verſchiedenen 
Etrafarten find fo allgemein gehalten und der Ergänzung durch die Pandesge: 
jepgebung fo bedürftig, daß es nicht möglich ift im $. 6 des Einführungsgeiepes 
Die Aufbebung dieſer „alten Barbarei” zu finden, zumal es fich dabei weientlidy 
um die kirchliche Strafgewalt handelt. 
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gegen ein Surrogat deijelben (ſymboliſcher Strafvollzug)*), gegen das An: 
denfen,°) gegen das hinterlafjene Vermögen des Verbredjers. °) 

Der Berfuhung, VBermögensitrafen in die Hinterlaſſenſchaft des Ver— 
brechers zu vollitreden, ijt auch die große Mehrzahl der neueren Geſetzge— 
bungen erlegen.?) Died wäre entfchuldbar bei ’Privatitrafen, welche die Be 
ftimmung haben, dem Verlegten unter der Form der Strafe einen freier 
bemejjenen Schadenserfat zu gewähren, alfo beifpielaweife bei den Bußen 





4) Das Reichsgutachten von 1668, weldes gegen abweiende Ber: 
breder Vollſtreckung der Strafe am Bildniß und Anichlagen des Namens am 
Galgen anordnete, iſt nicht Geſetz geworden; vergl. jedoch noch Allg. Landr. 
I. 20. 8. 99, 103, 1456, Feuer bach, Lehrb. $. 137 und Code civil art. 26. 

5) Damnatio memoriae, $.3 J. de publ. jud. 4, 18; L.S pr. C. ad L. 
Jul. maj. 9, 8, vgl. W. Nein, Griminalvecht der Nömer S. 477 und and noch 
Bayeriſches Strafgeleßbudh von 1813 Art. 301, fowie Heffter $. 191. 

6) Das Spätere Römiſche Recht Stellt als Grundſatz auf, daß die publicatio 
bonorum oder certae partis bonorum, die in einem judieium publicum gegen 
den lebenden Angeklagten rechtskräftig, fei ed ausdrüdlidy fei es ſtillſchweigend, 
verhängt ift, gegen die Erben in Vollzug gelegt werden kann; L. 20. D. de 
accus. 48, 2. Damit die drobende Vermögensftrafe nicht durch Selbitmord ver 
eitelt werde, foll ferner der Verbrecher, der eined mit Gonfiscation bedrehten 
Verbrechens angeklagt oder bei einem folchen auf friicher That ergriffen ift, die 
Gonfiscation nicht abwenden, wenn er vor dem Urtheil conscientia criminis 
ſich entleibt; L. 3. D. de bonis eorum, 48, 21. Eine andere Erweiterung war 
unabhängig von den Vorausfegungen der L, 3, cit. War nämlich die Gonfis: 
eationsjtrafe bei Yebzeiten des Angeichuldigten ausdrüdlich ausgeſprochen, fo 
follte diefelbe auch ichon dann die Erben treffen, wenn fie erit wach dem Tode 
des Verurtheilten rechtskräftig geworden war, L. un. pr. D. si pend, app., 49, 13; 
L. 6. C. sireus vel accusator, 9, 6; L. 3. C. si pend. app., 7, 66. Völlig will: 
fürlih war, daß bei einer Anzabl von Verbreden (perduellio, crimen repet,, 
peculatus, cr, residui, haeresis, desertio) die angedrobten VBermögensftrafen 
ſelbſt dann eintreten follten, wenn während des Lebens des Echuldigen ein Urtheil 
nicht gefällt oder nicht einmal ein Strafverfahren eingeleitet war. L. 11. D, ad 
Leg. Jul. maj., 48, 4; $. 5. J. de hered. quae ab intest,, 3, 1; 8. 5. J. de 
hered. quae ab intest. 3, 1; L. 14. D. ad Leg. Jul. pecul,, 48, 13; L. 4. 
$.4. C. de haer. 1, 5; L. 4. C. de re milit. 12, 36. 

7) Die Vollftrefung Der bei Yebzeiten des Echuldigen rechtskräftig gewor: 
denen Geldftrafen in deſſen Nachlaß geftatten Deutſch. StGB., Preußen, 
Bayern, Braunfhweig, Hannover, Heſſen, Sabfen; daſſelbe gilt 
nach Branzöfiichem Recht, Helie p. 51l. Preußen 8. 20 2 lüht die Geltend— 
machung der Gonfiscation einzelner Gegenftände in dem Nachlaß des Angefchul: 
Digten zu, felbit wenn zu Des Letztern Yebzeiten noch fein Urtbeil ergangen tft, 
vgl. Goltvdammer, Archiv XVII. ©. 604. Auch Bayern (1813), Sad: 
fen (1838) und Thüringen verlangen nicht Die gegen den lebenden Verbrecher 
eingetretene Rechtskraft, fondern nur Eröffnung des Straferkenntniffes. Noch 
weiter ging Allgem. Landr. I. 9, $. 363f. 

1) 
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des D. Strafgefeßbuchs $$. 188 und 231. E3 ift nicht zu rechtfertigen bei 
öffentlichen Strafen. Denn aud) in der Beſchränkung auf die bei Lebzeiten 
des Verbrechers rechtöfräftig ausgefprochenen Geldftrafen wird der abfolute 
Inhalt der Strafe (die Schuldverbindlichkeit) als etwas Selbititändiges be- 
handelt,*) während der Nechtögrund und der nothmwendige Zweck der Strafe, 
aljo die Momente, welche allein das Strafübel zur wirklihen Strafe machen, 
mit dem Tod des Verbrechers enden. ?) 

Auch auf Konfisfation einer Species kann nad) dem Tod eines Ver: 
brechers nicht mehr erkannt werden, 10) fofern das Geſetz fordert, daß die 
der Konfisfation unterliegende Sache dem Schuldigen (zur Zeit des Straf: 
erfenntnifjes) gehören müſſe.u) Anders verhält es ſich mit Verwirkungen, 
die ipso jure eintreten, und mit der Windication der durch ein Strafer: 
fenntniß gegen den lebenden Schuldigen dem Fiscus zugefprochenen Sadıe.!?) 


s Köſtlin's Fiction, Syſtem ©. 475, daß die Strafe ald noch bei Leb— 
zeiten des Verbrechers vollzogen gedacht werden müffe, führt nicht zu der Con: 
fequenz, daß die Erbichaft baftet, Sondern zum Gegentbeil. 

9) Tittmann, Handbuch 8. 60, Zachariä, Arhiv des Griminalrechts, 
1853 ©. 395 ff., Walther, Gerichtefaal. 1867. S. 268 ff., Geyer, Golt: 
dammer's Archiv XIIL ©. 161ff, Dollmann-Riſch ©. 844f., Schütze, 
Deutſch. Strafrecht S. 76. Die Motive zu $.30 des Nordd. Strakgeſetzb. 
meinen, eine Geldihuld, die aus einem Verbrechen entiprungen fei, dürfe vor 
anderen Geldſchulden nicht privilegirt fein. Die Frage it aber vielmehr, ob nad 
dem Tode des Schuldigen ein Schuldner überhaupt noch eriftire. Diefelbe tft 
zu verneinen, weil die Verbrechensfbuld, deren Werth durch die Strafe an: 
gegeben wird, nicht vererbt werden kann. 

10) Meber den Einfluß des Todes auf die Konfiscationdftrafe nach den neue: 
ren Gefegen 1. Heinze, Goltdammer's Archiv Bo. V. ©. 182, 

11) Deutſches Strafgefegbud $. 40. Zwar darf nach dem Tod des 
Schuldigen das ſogenannte odbjective Verfabren des $. 42 eintreten. Allein dieſe 
procefjunfe Ausnabmsmaßregel kann nicht dazu führen die Ginzicbung der betreffen: 
den Öegenftände von den materiellen VBoraurfegungen der 88. 40 („iofern fie dem 
Thäter oder einem Theilnehmer gebören“) und 41 („beziebt ſich nur auf die im 
Befige des Verfaffere, Druders, Herausgebers, Verlegerd oder Buchhändlers be: 
findliben*) zu entbinden. Der Erbe des Thäterd, welcher durch Univerfalfuc« 
ceffion Eigentbümer der mit Einziehung bedroht geweſenen Sache geworden, tit 
an fich nicht der Thäter u. |. w. Und das „Jelbitftändige Erkennen“ auf die 
in 88.40 und 41 vorgeichriebenen Maßnahmen“ kann nicht eine Maßregel recht: 
fertigen, welche nach 88. 40 und 41 auch als unfelbitftändige nicht möglid wäre, 
weil es an den fachlichen Bedingungen Dafür gebricht. Anderer Anfibt Oppen— 
boff zu $. 40 Nr. 20 und zu $. 42 Nr. 10, Schwarze, Handausg. ©. 53. 
Nuch die Motive zu $. 40 des reridirten Entwurfs legen der getroffenen Be: 
ftimmung eine weitere Ausdehnung bei; im Wortlaut des $. 42 bat diefe Ab: 
ſicht jedoch Ausdrud nicht gefunden. 

12) L.14 D. de publ. 39, 4. Vgl. jedody über die Abforderung der scelere 


8 


Unbeilbarer Wahnſinn als Strafaufbebungsgrund. 593 


$ 8. 
Unheilbarer Wahnfinn als Strafaufhebungsgrund. 
Riteratur: C. ©. Wächter, Lehrbuch I S. 2737. — A. W. Heifter, 


Lehrbuch $. 194. 


Körperlihe Krankheiten find an fich ohne rechtlichen Einfluß auf die 
Strafe; nur laffen fie den Vollzug mander Strafen ald inhuman erfchei« 
nen. In den Strafanftalten pflegt für kranke Detinirte eine mildere Ver: 
büßungsmweife einzutreten. 

Anders verhält es ſich mit Geiſteskrankheiten, welche die Zurechnungs⸗ 
fähigfeit dauernd aufheben. Die Zurechnungsfähigkeit iſt praktiſch betrachtet, 
nicht nur die rechtliche Fähigkeit Verbrechen zu begehen, ſondern auch die 
rechtliche Fähigkeit Strafe zu leiden. Die an dem Zurehnungsunfähigen 
vollftredte Strafe iſt wirkliche Rechtsſtrafe jo wenig, wie die Strafe, die 
wir am Xhier vollziehen. Der Wahnfinnige fühlt vielleicht das Uebel der 
Strafe, aber er empfindet nicht den Sinn, er faßt nicht die rechtliche Noth— 
wendigfeit der Strafe. 

Unfere Gefeßgebungen verhalten ſich ſchweigſam über die Frage. !) 
Die rechtliche Natur der Strafe fordert, daß in Folge unheilbarer Geiftes- 
franfheit nicht nur die gegen Leben und Körper,?) fondern auch die gegen 
dad Vermögen des Verbrechers gerichteten Strafen wegfallen.?) Der Con: 
fequenz nad müßten aud die Ehrenminderungäftrafen durch unheilbaren 
Wahnſinn aufgehoben werden; praftifch betrachtet können aber die hier in 
Betracht kommenden höchſtperſönlichen Rechte von einem Wahnfinnigen 
überhaupt nicht ausgeübt werden. 
quaesita von den Erben L. 12. D. ad L. Corn. de falsis., 48, 10; L. 5. pr. 
D. de cal. 8, 6; L. 9. D. de jure fisci, 49, 14; L. un. C. ex del, defunct,, 
4, 17; c. 5 X. de raptor. 5, 17; c. 9. X. de usur. 5, 19; c. 28 X, de sent, 
exc. 5, 39. 

1) S. jetoh Thür. StPO. Art. 354; Baden Strafgefepbuh $. 64; 
Hamburg. StPO. $. 285. 

2) So Abegg, Lehrbuch ©. 259. 

3) Heffter a. a. O. Dede rechtliche Wirkung ipricht ter unheilbaren 
Seiftestrankheit ab und nur Perpetuirung des Aufichubs zu Schütze, Deutſch. 
Straft. S. 202. 


11. 9 >) 
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Zweiter Abjchnitt. 
Auffebung der Strafbarkeit durch Verjährung. 


Allgemeine Literaturüberjicht. 


Eine 195 Nummern entbaltende, troßdem nech nicht vollftändige, Ueberſicht der Kite 


ratur 5, in D. Dambad's, wertbvollen, Beiträgen zu der Lehre von der 
Grinm.Verjähr. 1860. ©. 135 ff. — Weitere Yiteraturnotigen u. Ercerpte bei 
G. Geib, Lehrb. Br. II. ©. 135 ff. — Nambaftefte jelbitftändige Arbeiten: 
Chr. Thomasii, De bigamiae praescriptione (zu enger Titel). 1685, 
1733, 1749. — J. R. Engau, Kurze jur. Betr. von der Verj. in peinl. 
Fällen. 1733. 6. Aufl. 1772. — E. WU Gründfer, Evitem. Entw. der 
Lehre von der Verjährung der peinl. Strafe. 1796. — K. N. D. Unter: 
bolzner, Ausführl. Entw. der gef. Verjährungslehre aus den gemeinen in 
Deutſchl. geltenden Rechten. 1828. 2. Aufl. 1848. (Herausgeber Ih. Shir- 
mer) Bd. U. &. 4135. — L.M. Riedel, De praescriptione criminum, 
1831. — U. Hirzel, Kritifche Betracht. der neuern Doctrin und Gefep- 
gebung über Verjährung der trafen. Zürich 1860; 9. G. Schod, 
Kritiiche Betrachtungen der neuern Doctrin und Geſetzgebung über Vers 


jährung der Strafen. Schaffhauſen 1860; zwei Inaug.:Differt., welche die 


Berjäbrung rechtskräftig erfannter Strafen zum Gegenjtand haben. — 
J. F. H. Abegg, Ueber die Verjährung rechtskräftig erfannter Strafen. 
1862. — 8. DO. Schwarze, Bemerkungen zu der Lehre von der Verjäh— 
rung im Strafrecht. 1867. 

Unter den Lehrbüchern find bervorzubeben: R. Köftlin, Syſtem S. 481 ff., 
Th R. Schütze, VPebrb. des Deutſch. Strafr. 1871. ©. 204 ff. u. befon: 
ders 8. A. Berner, 5. Aufl. ©. 2383. — Unter den Commentatoren: 
M. W. A. Breidenbach, Zum Großh. Heff. Strafgeſetzb. ©. 657. — 
v. Dollmann-Riſch, Bayer. Strafgefegb. I. ©. 845ff. — Dppen: 
hoff, Nordd. Strafgeſetzb. ©. 149 ff. 

Aus der reichbaltigen Literatur des neueren Franzöſiſchen Rechts: J. M. 
Le Graverend, Tr. de la lögisl. crim. III. &d. 1830, t. I p. 71ff. t. I. 
773. — E.van Hoorebeke, Trait& des prescriptions en matiere 
penale. Bruxelles 1847. 367. 8. 8. — J. L. Cousturier, Traite de la 
prescription en m. crim. Brux. 1847, 414. 8.8. — F. He&lie, Tr. de 
Pinstr. erim. t. III. p. 675f., t. IX. p. 587ff. (Brüffeler Ausgabe t. I. 
p. 605 ff., t. III. p. S12ff.) — E. Brun de Villeret, Traite th&orique 
et pratique de la prescription en matiöre crim. Paris 1863. 491. 8. 8. 
— Marquet, De la prescription en matiere crim. Paris 1866. (mir 
nicht zugänglich) — A. F. Le Sellyer, Trait& de l’exercice et de 
Pextincetion des actions publiques et privdes, qui naissent des contrav. 
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etc. Paris 1870. (mir nicht zugänglich) — J. J. Haus, Principes gener. 
du droit pénal Belge. 1869. p. 7408. — Die franzöfiihen Monograpbieen 
geben (v. Hoorebeke p.I.) „sous une forme raisonnee et methodique 
le commentaire d’un titre du Code.* — Auszüge aus franzöſiſchen Arbeis 
ten (Mittermaier) Archiv für Crim.R. 1549. ©. 562 ff. 
Legislation: Bayern 1813 Art. 139, 140, — Oldenburg 1814 Art. 144, 
145. — Oldenburg Berordnung vom 11. Oct. 1821. — Sachſen 1838 
Art. 73-80. — Würtemberg Art. 129-133. — Braunfhweig $. 71, 
7. — Hannover Art. 88-90. — Großh. Heilen Art. 124—123. — 
Baden $. 190-202. — Thüringen Art. 71-76. — Preußen $. 45 
bis 51, 339, 343. — Preußen Preßgeſetz vom 12. Mai 1851 8.49; Gele 
vom 22. Mai 1852 Art. V.; Holzdiebftablgeieg vom 2. Juni 1852 $. 20. 


— Lübeck $.4—43. — Defterreih 1852 8. 227. 232, 531, 53%. — 
Sachſen 1855 u. 1868 Art. 109-115. — Bayern 1861 Art. 92— 100. — 
Hamburg Art 64-7. — Deutichland $. 66-72; Einführungs: 


geleg zum Nortdeutichen Strafgeleßbub $. 7; Bunded:Poitgeleg vom 
2. November 1867 $. 37; Bunded: Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869 $. 145; Bundes-Wecfelftempelgeieß vom 10. Juni 1869 $. 17; 
Vereins: Zollgeieg vorn 1. Juli 1869 $. 164. — Franz. Code d’instr. 
crim. von 1808 Art. 635—643. — Schwebd. Strafgefepbuch von 1864 $. 14. 
— Belg. Code pönal von 1867 Art. 9I—98 verbunden mit Code d’instr, 
erim. Art. 637, 638, 640. — Schweiz. Bundesgeſetz über das Bundesftraft. 
vom 4. Febr. 1853 Art. 34, 5. — Wallifer Peinl. Procehordnung von 
1848 Art. 445 —453. — Granbündener Strafgefeßbuch von 1851 8. 53 
bis 58. — Bern SPD. von 1850 Art. 6—9, 544-556. — Solothurn 
Strafgefepbudh von 1859 $. 52—61. — Luzern Strafgeſetzbuch von 1860 


$. 64—69. — Zürich Etrafgefegbudh von 1870 8. 52—57. — Deiterr. 
Strafgelegbuhs: Entwurf 1867 $. 97-101. — Italien Strafaeiepbuche: 
Entwurf 1868 Art. 78—88, 1870 Art. 81-9. — Baſel-Stadt Straf: 


geſetz Entwurf 1869 $. 41, 42. 


8. 4. 
Ueberſicht der geſchichtlichen Entwidelung. 


giteratur: Hoorebeke p. 3—46. — ©. Demelins, Unteriuibungen aus 
dem Römiſchen Givifrecht. I. 1856 ©. 17f., bei. 3. — Dambad, 
Beiträge. S. 1f., 23ff. 41f. — Berner, Lehrbuch S, 283-297 (zu: 
gleich Charakteriitif der neueren Gefeßgebungen). 


Für die Gefhichte der Criminalverjährung bei den Römern!) ift bes 
deutungsvoll die von Demelius betonte Unterſcheidung zwilchen einem 
Klagrecht, das von Haus aus nur auf beftimmte Zeit ertheilt ift, und einer 
Klage, welche ohne Zeitbefhräntung gegeben, der felbititändig zeritörenden 
Einwirkung der Verjährung unterliegt. 
1) Ueber Griminalverjährung bei den Griechen |. Dambad ©. 1221. 
11 ” 
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Urfprünglich war die Anklage ohne Zweifel in demfelben Sinne per- 
petua wie die Civilflage.*) Die Verjährung iſt zuerft eingeführt für Straf: 
Hagen, die dem ältern Recht unbelannt waren, als eine Beſchränkung des 
neuen Rechtsmittels; die furze Zeit, binnen welcher die Strafe eingeklagt 
werden mußte, follte die neue Strafandrohung annehmbarer machen. Dies 
gilt augenfheinlih, im Gebiet des Privatrechts, von den prätorifchen Pri⸗ 
vatklagen, die ihrer großen Mehrzahl nad) auf einen annus utilis beſchränkt 
mwaren.®) Derſelbe Geſichtspunkt war mol auch maßgebend bei der in 
der Lex Julia de adulteriis (im Jahre der Stadt 737 oder, 738) 
vorgefchriebenen fünfjährigen (tempus continuum) rejp. fechämonatigen 
(tempus utile) Frift für Erhebung der Anklage; +) Zeitbeftimmungen, 
melde anſcheinend anfnüpfen an die fünfjährige Periode des damals unter: 
gehenden Genforamtes und an die von der Lex in einem fehr wefentlichen 
Stüd aufgehobene Jurisdiction der judicia domestica. 

Die fünfjährige Frift galt ferner für peculatus, 5) ohne daß fiber Zeit 
und Umjtände der Einführung etwas befannt ift, und für die accusatio 
ex S. C. Silan. wegen vorzeitiger Tejtaments Eröffnung nad) einem 8. C. 
v. Jahre 765.°) 

Die Negel bildete fpäterhin, wahrfcheinlich bereits zur Zeit des Paulus) 


2) Cicero pro C. Rabirio, c. 9, beweift unmittelbar nur, daß im 3. 691 
der Stadt die perduellio unverjährbar war. Allein der politiihe Charakter 
des republicaniichen Strafproceſſes, Die Perpetnität der Civilflagen, die Reſte 
der Unverjäbrbarfeit im jpätern Necht und der Mangel an Spuren einer Cri— 
minalverjäbrung aus der Zeit des Freiſtaats find bündige Belege für die fpäte 
Entftebung des Inftituted der Criminalverjährung. 

3) Demeliud, ©. 23f., leitet die einjührige Dauer aus dem innerften 
Meilen des Mechtöbegriffs der Privatitrafe ab und giebt damit den fachlichen 
Grund für die von den Prätor betbätigte Behutſamkeit. 

4) L. 4, L. 29 8. 5-6, L 30, 31 D. ht. 48, 5. Die Lex bedrohte wenn 
nicht ausſchließlich, ſo doch hauptſächlich Sälle, welde bis dahin nur von dem 
pouvoir discretionnaire der Genjoren und der Hausvätergerichte geahndet wor« 
den waren: adulterium, stuprum, lenoeinium. Zweifelhaft ift, ob und inwie 
weit Bigamie, Inceft und Sodomie inbegriffen waren; v. Wächter, Abhand— 
lungen I. ©. 150 ff., 161, 169, Unterholzner-Schirmer, I. ©. 424 ff., 
Temme, Arbiv V. Nr. 1104. Gegen die Behauptung, die fünfjährige Verjäh— 
rung der in der Lex bedrohten Verbrechen fei erft in einem jpäteren 8. 0. 
eingeführt, 1. Dambah S. 26f. Die ſechsmonatige Frift wurde durch L. 28 
C. h. t., 9, 9 beieitigt. 

5) Auch die Klage auf Die commissa bei Zollvergeben verjährt nah L. 7. 
D. ad Leg. Jul. pec. 48, 13. L. 11. C. de vect. 4, 61. in 5 Zabren. 

6) L. 13. D. h.t. 29, 5; vol. Unterbolzner- Schirmer II. ©. 429f. 

7) ®gl. L. 10 D. ad L. Pomp. de parr., 48, 9; L. 19. 8.1. D. ad L. 
Corn. de falsis, 48, 10. 
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eine zwanzigjährige Verjährung ,“) d. h. der Ablauf dieſer Zeit be— 
gründete nunmehr eine ſelbſtſtändige Einrede gegen die urſprünglich jeder— 
zeit zuläffigen Anklagen. Vermuthlich iſt es die extraordinaria cognitio 
geweſen, welche auch an dieſer Stelle die einheitliche Geſtaltung des Römi— 
ſchen Strafrechts angebahnt hat. 

Unverjährbar blieben das parricidium (wahrſcheinlich ein Ueberbleibſel 
der früheren allgemeinen Unverjährbarfeit der Verbrechen), die suppositio 
partus und die Apoftafie?), bis Anaftafius in L. 4. C. de praescr. 30 etc. 
ann. 7, 38, v. 3. 491 beitimmte, daß jede öffentliche und Privatflage läng- 
ftend durch den Ablauf von 40 Zahren erlöfchen folle. !°) 

Auch diejenigen Privatpönalllagen, welche nicht vom Prätor ala annuae 
gegeben waren, blieben perpetuae im eigentlihjten Sinn bis zur L. 3. C. 
de praescr. XXX. etc. ann. 7, 89 (426). 

Die Criminalverjährung ift von den Römern lediglich ala eine Be— 
ſchränkung, beziehungsmweife Aufhebung des Klage-, beziehungsmeife Anklage 
rechts betrachtet worden;*") d.h. fie fommt dem Schuldigen nur dadurch zu 
gute, daß fie dad urfprünglich dem Berechtigten zuftehende Klagerecht auf: 
hebt. Entſprechend der accufatorifhen Form, welche den römifchen Straf: 
proceß beherrfchte, wurde fie nur beachtet, wenn fie mittelft befonderer Ein- 
rede von dem Angeklagten geltend gemacht war. '?) 

Im germanifchen Recht finden wir drei verfchiedene Formen der Gri- 
minalverjährung. Bald ift die Klage auögefchloffen, wenn der Anfläger 


praescriptionibus non exeluditur, nisi viginti annorum exceptione, sicut ce- 
tera quoque fere crimina. Diefelbe Verjährungszeit galt für die, mit der 
Strafrechtspflege eng verflochtenen, quaestiones apud fiscum, L.3. D. de re- 
quir. reis, 48, 17; L. 1. $. 3. D. de Jure fisei, 49, 14. 

9) L. 10. D. ad L. Pomp. de parr. 48, 9; L. 19. $. 1. D. ad L. Corn. 
de fals., 48, 10; L. 4. C. de apost., 9, 7; vol. Unterbeolzner- Schirmer 
I. €. 429 ff. 

10) Näheres über die gegenwärtig unpraftiihe Gontroverie, ob bei diefen 
Verbreden Verjäbrung eintrete und in welcher Frift, bei Wächter, Lehrb. I. 
€. 268; Viteratur bei Geib, Lehrb. II. ©. 139. | 

11) Die Ausdrüde accusatio permittitur, accusatio depellitur, accusatio 
summovetur, accusatio finitur, querela excluditur find unzweideutig; auch 
erimen hat in den einichlagenden Stellen regelmäßig die Bedeutung von An: 
lage, jo crimen sopitum in L. 29. $. 5. ad L. J. de ad., 48, 5; beionders 
deutlich tritt diefer Einn entgegen in L. 12. C. ad L. Corn. ds falsis 9, 22. 
Das Verbrechen ſelbſt iſt als Gegenftand der Verjährung genannt in L. 17. 
8. 6. D. de inj. 47, 10: injuria abolita 

12) L. 15. $. 7. D. ad L. Jul. de ad. 48, 5; L. 7. pr D. ad $.C. Turp, 
48, 16. 
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den nächiten Gerichtstag unbenugt hat verjtreichen lafjen;'*) bald find furze, 
aber feite Friſten gefett, nad) deren Ablauf die Klage nicht angenommen 
wird, weil man aus dem Schweigen auf ®leichgültigkeit gegen die erlittene 
Verlegung oder auf Verzeihung oder aus der verfpäteten Verfolgung auf 
verwerflihe Beweggründe ſchließt.“) Endlih kommt in Anwendung auf 
die Strafllage auch eine dreißigjährige allgemeine Klagenverjährung vor, 
die jedenfalls auf römisch:rechtlihe Grundlagen zurüdzuführen ift. 2°) 

Das Injtitut ift im Allgemeinen wenig ausgebildet. Die Unterjchei- 
dung zmifchen verjährbaren und umverjährbaren Verbrechen richtet fich, ſo— 
weit fie ftattfindet, theil® nach der geringern ober größern Schwere der 
einzelnen Verbrechen, jo im Sachſenſpiegel; theils ward für Sachen, bei 
welchen das inquifitoriiche Verfahren Platz griff, die Verjährung ausge— 
ichlofjen, für die nur auf Klage zu beftrafenden Fälle beibehalten!®), fo in 
der Schweiz. Das germanifche Recht fteht nicht in hiſtoriſchem Zufammen- 
bang mit dem heutigen franzöfifch-deutfchen Recht. ?7) 


8. 5. 
Fortfegung. 


Das gemeine Hecht ſchloß ſich äuferlih den Säten des Römifchen 
Rechts an, wie biefelben in der Auftinianeifhen Rechtöfammlung nieberge: 
legt find; die Regel bildete aljo eine Verjährungsfrift von 20 Jahren; 
daneben wurden (abgefehen von den unprattifhen Fällen des Peculat3 und 
desS. C.Silanianum) ald Ausnahmen auch die oben genannten fürzeren Friſten 
beibehalten. ’) Sinfichtlidy der Frage, ob parricidium, suppositio partus, 
Apoftafie verjährbar feien, ſchwankte die Praxis. 

13) Graugans, II. p. 17 u. 147. bei ®eib IL. 139f., Cap. itineris 
für die Reiferichter bei Reeves, History of the engl. law, IL p. 4; Schüpe 
©. 205 N. 6. 

14) Das Brünner Schöffenbuch $.53, 493 a. u. 718 (GGeib II. ©. 140f.) 
nennt für Tödtung und Körperverletzung Friſten von 3 Tagen und 3 Wochen, 
Sachſenſp. II. 31. 3 für leichtere BVerlegungen ein Jahr (GL.: dar be felven 
en jar na levede unde dar nicht en clagede, darumme belt men’t darvor, dat heit 
vergeven bebbe*). 

15) Lib. Leg. Gundeb. L. XXIX. 8. 5; Pertz p. 566: Decr. Child. 
v. 596 c. 3: Pertz p. 9; Lex Visig. X. 28. 3. 

16) Dfenbrüggen, Alam. Strafr. S. 195 

17) Auf dem germanifchen Boden ftehen im Wefentlichen die fragmentariſchen 
Grundſätze des Engliſchen Nechtes über Verbrechendverjährung, f. Stephens, 
New-Commentaries, 6. Ausg. 1868. III, &. 581 #.; Woolrych, Crim. law, 
@. 1468. 

N C5.C. de inj., 9, 35, läßt unentſchieden, ob die einjährige Verjährung 
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Innerlich dagegen hatte das Inftitut durch das Eindringen des Offi— 
ztalprinzips (Inquifitionsprinzips) und der Inquifitionsform in den Straf: 
prozeß eine durchgreifende Ummandlung erfahren. Bon wirklicher Klag— 
verjährung fonnte nicht mehr die Nede fein, nachdem die Verfolgung ber 
Verbrechen zur Amtspflicht geworden war. 

Es Lonnte unmöglich überfehen werden, daß an die Stelle des Klä— 
gers, deſſen Angrifförecht durch Zeitablauf erlofch, der Nichter mit einer durch: 
aus anders gearteten Stellung getreten war. 

Daher tauchen fchon feit der Gloſſe) gegen unveränderte Anmwendbar- 
feit des Römifchen Rechts Zweifel auf, die man, wie fie an bie verän- 
derte DOrganifation des Verfahrens anfnüpften, jo auch mit proceffualen 
Gründen miderlegte. *) 

Diefe Argumentation konnte nicht genügen; unter der Herrſchaft des 
Dffizialprinzips ift die Criminalverjährung nur denkbar als Tilgung .des- 
jenigen Momentes im Verbrechen, welches die Organe der Rechtäpflege zu 
ftrafrechtlichem Einfchreiten verpflichtet, d. h. der Strafbarkeit. Diefer ver: 
änderte Charakter des Inftitutes ließ die Frage nach der Zuläffigfeit der 
Verjährung in den Vordergrund treten; eine Controverfe, welche nicht blos 
vom rechtöphilofophifchen Standpunkt aus*) fondern auch von einer Anzahl 
Deutfcher Gefebgebungen ’) und Nechtölehrer ®) im verneinenden Einn ent: 
fchieden worden iſt. 


. („injuriarum actio annuo tempore praescripta“) fich beihränft auf die präto— 
riiche act. injur. aestim. oder die Klage ex Lege Comelia auf Privatitrafe und 
die accusatio auf Öffentliche Strafe einbegreift, Chop, Arch. für Er.R. XVII. 
©. 217ff.; Schwarze, Bem. ©. 124 Anm. 2. Die Prarie nahm die Bes 
ftimmung im allgemeiniten Sinn und unterftellte derſelben aud Die Klage auf 
die fogenannte deutſchrechtliche Privatitrafe. 

2) Zu C. 12 C, ad L. Corn. de fals. 9, 22; Matthäus, De crim,, 
L. 48. tit. 49. c. 4. 

3) J. Clari Sent. V. qu. 51. No. 2: quia cum inquisitio succedat loco 
accusationis,... . sublato jure accusandi censetur etiam sublatum jus inqui- 
rendi. 

4) Beccaria, Dei delitti e delle pene, $.13. Bentham-Dumont, 
Trait& de legisl. 1820. t. II. p. 148f., Derfted, Grundregeln S. 471 F. 

5) Baden:Durlad, Pandr. (1622) VIL, 75, 3; Defterreid. 
Geſetzbuch von 1787, $. 183. Auch Allgem. Yandr. IL XX. 63 fennt nur 
Anipruch auf Begnadigung, wenn der Verbrecher den Schaden vollitändig er: 
legt und überzeunende Beweile einer gründlichen Beſſerung gegeben bat. 

6) So E. F. Hallacher, De praescript. crim. 1788, Eteiger, Ard. 
deö Crim-R. V. 3. ©. 52f., Tittmann, Handbuch 8. 65 und 882, Gründ— 
ler, Ardhiv des Erim.:R. 1836. S. 236, Martin, Lehrbauch des Crim. R. 
$. 108. 
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Die Weberbleibfel diefer reactionären Richtung finden fi in den Ges 
fegbüchern, welche die Verjährbarfeit zwar als Regel gelten lafien, aber 
einzelne, beſonders ſchwere Strafdrohungen ausnehmen,’) oder den Eintritt 
der Verjährung allgemein an erfchwerende Bedingungen Tnüpfen.*) 

Die Führung der Gefeggebungen, welde die Berechtigung der Ber: 
jährung im vollen Umfang anertennen, hat der Code penal vom 25. Sep: 
tember 1791°) übernommen. Die Antlageform des franzöfifhen Straf: 
prozefies erhöhte die Annehmbarteit des Inftituts, führte aber zugleich zu 
der Irrung, demfelben einen rein prozefiualen Charakter beizulegen. Im 
Widerfpruh mit diefer fehlerhaften Charakteriftif war es diefelbe franzö- 
fifche Gefeßgebung, welche aus der ftrafaufhebenden Wirkung der Verjäh— 
rung die leßte Gonfequenz zog, indem fie durch den Zeitablauf auch die 
rechtöfräftig erkannte Strafe in Wegfall bringen ließ.'%) Hier tritt die 
heutige Verjährung am unzweideutigften in ihrer Eigenfchaft als Inftitut 
des materiellen Rechts auf. 

Diefer Fortfhritt ift von den Deutfchen und übrigen continentalen 
Geſetzgebungen mehr und mehr nachgeahmt worden. 


7) ©. die ältern (devem Standpunkt noch dad Rufſiſche Strafgeſetzbuch 
von 1866 Art. 161, 162 tbeilt) bei Geib IL. 142, die neueren unten $. 9 1. 

8) ©. unten $. 10 4. 

9) Die radikalen Säge find tit, VI. art. 1.: Il ne pourra ötre intenté 
aucune action criminelle pour raison d’un crime, apr&s trois années re- 
volues, lorsque, dans cet intervalle, il n’aura été fait aucune poursuite; 
art. 2: Quand il aura &t& commence des poursuites à raison d’un crime, nul 
ne pourra &tre poursuivi pour raison du dit crime aprös six ans revolues, 
lorsque, dans cet intervalle, aucun jury d’accusation n’aura declar& qu’il ya 
lieu & accusation contre lui; art. 3: Aucun jugement de condamnation rendu 
par un tribunal criminel ne pourra &tre mis à exöcution, quant & la peine» 
apres un laps de vingt anndes revolues. Unpraktifh war die Beftimmung, 
ba bie Friften der Art. I umd 2 mit dem Tag beginnen Sollten, we das Ber: 
brechen befanut oder geſetzlich feftgeftellt wird. B. de Villeret p. 31f. 

0) Zu Grunde lag Die von der franzöfischen Praris angenommene Irrlehre, 
daß nach Römischen Recht dad Strafurtbeil eine actio ex judicato erzeuge, 
welche ver allgemeinen dreifigjährigen Klageverjährung unterliege; F. Helie 
IX. 537f,, Hoorebeke p. 8f., 19f. Spuren diefer Auffafjung finden fi in 
ber ältern fäcliichen Praris, Stübel, Griminalverf. $. 1487, fowie im Schot« 
tiſchen Recht. 
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8. 6. 
Der rehtlihe Charakter der heutigen Strafverjährung. 


Die Pflicht der mit der Strafrechtäpflege betrauten öffentlichen Organe 
zu Verfolgung und Beitrafung der Verbrechen endet erft mit dem Erlöfchen 
der Strafbarkeit. Wenn Zeitablauf es mit fich bringt, daß jene Pflicht 
wegfällt, fo kann dies redhtlih nur die Folge davon fein, daß im Lauf 
der Zeit die Strafbarkeit erlifcht, daß alſo der Verbrecher aufhört, ftrafbar 
zu fein. Auch die Anklageform des reformirten Strafprozeffes ändert daran 
nichts. Denn die action publique iſt nicht ein Hecht, welches durch Nicht: 
gebrauch verloren gehen könnte, fondern die Form, in welcher der Staat 
der Pflicht der Strafverfolgung genügt. Demnach ift die Criminalverjäh: 
rung gegenwärtig Aufhebung der Strafbarkeit eines Verbrechens auf Grund 
des Ablaufs einer beitimmten Zeit. Dies gilt gleihmäßig von ber Ber: 
jährung vor und nad dem Straferfenntniß!). Die Gleichartigkeit beider 
Verjährungägattungen ergiebt ſich ſchon daraus, daß in unferm Strafprozek 
bie Einleitung des Strafverfahrens und die Vollziefung der erfannten 
Strafe gleihmäßig unter der Herrſchaft des Prinzips des Offizialeinfchreis 
tens ftehen. Verſchieden ijt nur das Stadium, in welchem, und folgemeife 
bie Form, unter welcher das Princip zur Geltung gelangt. Auch darin, 
daß die Verjährung vor der Rechtskraft des Straferfenntnifjes ſtets voll: 
ftändige Xilgung der Strafbarkeit bewirkt, nad rechtskräftig erfannter 
Strafe auf einen Theil der Strafe ſich befchränten kann, ift ein fpecififcher 
Unterfchied nicht begründet. Mefentlih und gemeinfam ift, daß die Ver: 
jährung auf die Vergangenheit zurüdzumirfen nicht vermag. Die Verfchie: 
denheit ift dadurch bedingt, daß zur Zeit des Eintritis der Verjährung in 
bem einen Fall ein Theil der Strafe der Vergangenheit angehören Tann, 
im andern alle nicht. Das Weſen und die Einheitlichfeit des Inſtituts 
wird am beiten ausgebrüdt durch „Strafverjährung,* die entweder der 
angebdbrohten oder der erlannten Strafe gilt?). 





1) Bol. Schwarze, Bem. ©. 25f. 

2) „Griminalverjähbrung” giebt eine Rubrik nicht einen Begriff; 
„Unterfuhungsverjährung“ legt die falihe Deutung bei J. S. F. Böh- 
mer, Element, I. $. 338 („non directo crimen et poenam, sed processum ac 
cognitionem ..excludit") nabe; „Verbrechensverjährung“ ift nichtefagend, 
wenn nicht unwahr; der fehlerhaften franzöfiichen Unterfcheidung zwiſchen pre&- 
scription de l’action und prescription des peines nahgebildet ift die Unter, 
Iheidung des Deutſchen Strafgefepbuchs von Verjährung der Strafverfolgung 
und Rerjährung der Strafvollitredung (nah $. 36 verjährt die erkannte Strafe 
felbft). 
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Somit gehört die Strafverjährung dem materiellen Recht an, und ift 
die franzöfifche Unterbringung des Inftitut3 im Strafprozeß fehlerhaft ?). 
Jedoch iſt eine wirkliche Klagverjährung auch dem heutigen Recht noch ge: 
läufig: der Ausfhluß des Strafantrages nad Ablauf eines beftimmten 
Zeitraums. 

Abgefehen von den Zeitbeftimmungen, die nur pofitiven Urfprungs 
fein fönnen, find die Einzelzüge der Strafverjährung durch principielle Ent: 
mwidelung zu gewinnen. Die bis in die neuejte Zeit fortfeenden Schwan: 
fungen und Fehler der Geſetzgebungen find hervorgegangen aus irrigen 
Anjichten über den Nechtägrund der Verjährung, aus folgewidrigem Feſt— 
halten an dem Gefichtspunft der Alagverjährung, aus dem unberedhtigten 
Streben die Verjährung der erfannten Strafe abzufondern von der Ber: 
jährung der angedrohten Strafe. 


8. 7. 
Der Rechtsgrund ber Strafverjährung. 
(Irrige Auffaflungen.) 


Riteratur: Ueberſichten der verihiedenen Meinungen bei: Gründler, 
Syſtem. Entwidelung der Rebre von der Verjährung. 8 — 15. — 
Gründler, R. Arch. des Erim.:R. 1836. &. 336 ff. — Oerſted, Grund- 
regeln. ©. 471 ff. — Trummer, Zur Philof. des Rechts. ©. 212. — 
J. 8. 9. Abegg, Neber die Verjührung rechtskräftig erfannter Strafen. 
©. 11-28. — Schwarze, Bemerkungen. S. 5—24. — Kill, Geridte: 
faal. 1868. S. 336—367. — Pulvermader, Goltdammer's Archiv. 1870. 
@. 145 f., 301 #., 3541. — vol. auch Dambach. Goltdammer’s Archiv 
IX. S. 30f. 


Es ift nicht zuläffia, die heutige Strafverjährung zu erllären durch bie 
Saumfeligfeit (als poena negligentiae) oder einen ftillfchweigenden Verzicht 
des Klagberechtigten)y. Wo die Griminalverjährung wirkliche Klagenver: 
jährung ift und der Strafprocek vom Anklageprincip beherrſcht wird, hat 
diefe Auffafjung für das Strafrecht ebenjo viel Recht und Unrecht, mie 
binfichtlih der Strafverjährung im Givilreht dad „ut aliquis tandem 
litium finis fiat“. Die Verjährung des Strafantrags ift ein Ueberbleibſel 
aus diefer älteren Entwidelungsperiode. Sobald man jedoch anerkennt, 
daß das fubjective Strafrecht, in feiner echten Bedeutung erfaßt, eine Straf: 
pflicht des Staates ift, kann von diefem Begründungäverfuc nicht die Rede 


3) Unter den neueren Deutſchen Gefepen nur nachgeahmt in der Preuß. 
Grim«Drbdn. von 1805 8. 597 ff. 
I!) Böhmer, ad Carpz. III. qu. 141. obs. 1. 
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fein; man vermag nicht einer Pflicht dadurch ſich zu entledigen, daß man 
diefelbe unerfüllt läßt. 

Es ift unthunlid, die heutige Strafverjährung zurüdzuführen auf bie 
Unficherheit der Erinnerung an Ereigniffe, die einer entlegenen VBergangen- 
heit angehören, auf die daraus folgende Unzuverläſſigkeit der Straferfennt: 
nifje, die lange Zeit nad) der That gefällt werden, auf die hierbei vielfach 
beſonders betonte Gefährdung des Angefchuldigten, der in der Zwifchenzeit 
erhebliche Entlaftungsmomente vergeffen, wichtige Entlaftungsbemeismittel 
verloren haben fann.?) Zwar find diefe Gefahren unleugbar vorhanden ; 
auch ift der Einwand mindeftens nicht von prinzipieller Bedeutung, daß bie 
Berüdfichtigung derfelben kürzere Verjährungsfriften als die jetzt üblichen 
bedingen und auf Gleichheit der Friſten für alle Verbrechen hinmirfen 
würde?). Entfcheidend ijt aber eineätheild, daß die gleichen Schwierig: 
feiten und Webelftände auch innerhalb der noch fo kurz bemefjenen Verjäh: 
rungsfriften vortommen, andererfeits, daß die zweifellofefte Feftitellung des 
Verbrechens und der Urheberſchaft nicht zur Beftrafung führen könnte, wenn 
einmal die Verjährungsfrift verftrichen ift. Der Grundgedanke, der Schwierig: 
feit und Unficherheit des Beweiſes von Verbrechen durch Säbe des mate: 
riellen Rechtes zu begegnen, gehört einer primitiven und von uns längjt 
überholten Stufe der Nechtsentwidelung an. Wie weit wir über eine folche 
Einwirkung der Bemweisfrage auf das materielle Recht hinausgefchritten find, 
ergiebt fich daraus, daß wir felbjt im Strafprozeß darauf verzichtet haben, 
die Beweisergebnifje (durch eine Beweistheorie) unter die Herrſchaft kate— 
goriſcher Nedhtsfätze zu beugen. Ob in der Sphäre des Beweifes diejeni- 
gen Folgen des Zeitablaufs eingetreten find, durch welche die Verjährung 
gerechtfertigt werden foll, ift nad) heutiger Rechtsanſchauung nicht im All: 





2) Thomasius $. 4..... principaliter praescriptio criminum est in- 
venta....ne propter summam factorum incertitudinem ex temporis diutur- 
nitate provenientem innocentes..... indebita afficiantur poena aut beneficio 
defensionis priventur, quod et ipsum post longum temporis lapsum propter 
interitum probationum maxime difficile redditur. Kleinſchrod, Eint. II. 
S. 268, Tittmann, Handb. $. 882, Trummer ©. 2135, Unterholgner: 
Schirmer I. ©. 419, Motive zum Sächſ. Crim.Geſetzb. bei Weiß, Comm 
zu Art. 76; vgl: auch Kill ©. 362 f. 

3) Wenn Dambad, Goltd. Arc. IX. S. 33, aus der Gründung der 
Verjährung auf die Erihwerung oder Vereitelung des Ber und Entlaftungs: 
beweiſes „mit mathematiſcher Nothwendigkeit“ folgert, daß für ſämmtliche Ver— 
brechen und Vergehen die gleiche Verjährungsfriſt angeordnet werden müſſe, und 
in dieſer Conſequenz ein Hauptargument findet für die von ihm dem Preuß. 
Etrafgefeßbuch untergelegte Verjährungstheorie — fo Überfieht er, daß das 
Ichwerere Berbreden im Zeugen vorausfeglich einen fiefern und darum nachhal— 
tiger baftenden Eindrud binterlaffen wird ald das leichtere. 
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gemeinen, alſo nicht mittelft Rechtsſatzes beftimmbar, fondern nur von Fall 
zu Fall nad) dejien befonderen Umjtänden zu beantworten. Es verhält ſich 
mit der Einwirkung der Zeit auf Exiſtenz und Werth der Beweismittel 
genau fo, wie mit dem Einfluß anderer, die Benußung ausfchliegender oder 
die Zuverläffigkeit beeinträchtigender Momente, weldye vor Ablauf der Ver: 
jährungszeit eintreten oder auch von Anfang an vorhanden fein Fünnen, 
fo Tod, Entfernung, Geiftesfranfheit, Eidesunfähigfeit, fachliches Intereſſe 
der Zeugen. Iſt im reformirten Strafverfahren der Grundfaß angenom- 
men, daß der Werth jedes Beweismitteld und das Ergebniß jeder Beweis- 
lage nad) den Verhältniffen des concreten Falles beitimmt werden müfje, 
fo fann man nicht die Verjährung auf eine Erwägung ftüsen, bie rein 
prozefiualer Art ift und mit jenem allgemeinen prozefjualen Grundſatz in 
unlösbarem Widerſpruch fteht®). 

Wenn dem eben zurüdgemiefenen Argument zugefügt wird), es liege 
dem Staat daran, daß die Gerichte nicht mit fruchtlofen Unterfuchungen 
befchäftigt würden, und es fei dem Anjehen der Nechtäpflege nicht fürber: 
ih, wenn die Unterfuhungen allzuoft mit dem Geſtändniß endigten, daß 
man über die Wahrheit nicht in’3 Klare kommen könne, fo ijt zu entgegen, 
daß es willkürlich ift, jeder Unterfuhung wegen eines verjährten Ber: 
brechens die Prognoſe eines „non liquet“ zu ftellen, daß fehr häufig ge 
richtöpoligeiliche Erörterungen wegen Verbrechen neueren Datums eingeleitet 
werden, bei denen die Ausjicht auf Erfolg von Anfang an eine verfchwin- 
dend kleine ift, daß der Verſuch, die verbrecherifche That feſtzuſtellen und 
das Strafgefe zur Geltung zu bringen, ſchon an ſich als Bethätigung und 
Kundgebung der Strafrechtäpflege eine gewiſſe Wirkung hervorbringt, die 
bei dem Verzicht auf das Einfchreiten auöbleibt, und daß der im einzelnen 
Fall etwa wirklich zu befürchtende Nachtheil immerhin feinen Grund dafür 
abgeben fann das Net, d. h. in diefem Fall die Strafe, unvermirklicht 
zu laſſen. 

Ein verwandter Gedanke ift, daß eine nad) langen Jahren veranftaltete 
Unterfuhung das Vertrauen in die Wirkfamfeit der Juftiz und den Blau: 
ben an die felbftverrätherifche Macht der böfen That beeinträchtige, weil fie 
den Glauben nähre, daß nur der Zufall die Entdedung oder Ergreifung 


9 v. Holtzendorff, Allg. Deutihe Strafrechtäztz. 1867 ©. 46f., betont 
die Schwierigkeit, nach langer Zeit genügende Beweile über Zurechnungsfähig 
keit, rechtswidrigen Willen, Schuldbewußtiein zu erhalten. Allein gerade Diele 
Echwierigkeit fann häufig ſchen nah dem Verlauf fehr kurzer Zeitfriften im 
äufßerften Grade vorbanden fein, fei es, daß ein worübergehender pſychiſcher Zus 
ftand, fei es, daß die Entwidelung jugendlicher Indivitnen in Betracht kommt. 

5) Unterbolgner: Schirmer IL ©. 418f. 
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des Schuldigen vermittelt habes). Aber der Einfluß des Zufalld wird 
nicht Heiner, fondern größer, wenn man der fpäten Zeit der Entdeckung 
ftraftilgende Wirkung beimift, und die Volköftimme iſt befanntlich geneigt, 
gerade in der Entvedung lange Zeit verborgen gebliebener Schandthaten 
das Walten höherer Mächte zu erbliden. 

Die Strafverjährung kann nicht auf die Behauptung geſtützt werden, 
mit dem Verlauf der Zeit verliere die durch die That hervorgerufene Ver: 
legung des Nechtögefühls der Bevölferung an Empfindlichkeit, und die Bes 
ftrafung weit zurüdliegender Verbrechen höre allmälig auf eine von dem allge 
gemeinen Rechtäbewußtjein geforderte Mafregel zu fein”). Zwar würde 
diefer Begründungsverfuh in Einklang ftehen mit der verfchtedenen Länge 
der Verjährungsfriften, fofern die öffentlihe Meinung das Verlangen nah 
Beitrafung bei ſchweren Verbrechen zäher feithält ala bei leichten. Allein 
für die Abſchwächung des öffentlichen Verlangen? nad) Strafe ift weniger 
der Zeitpunkt der Begehung des Verbrechens, als die Zeit emtfcheidend, 
zu welder That und Thäter öffentlich; befannt geworden find. Wollte 
daher der Gefetgeber das Injtitut auf das allmälige Nachlaſſen der dur 
das Verbrechen hervorgerufenen Entrüftung zurüdführen, jo hätte er bei 
Beitimmung der BVerjährungsfriften drei verfchiedene Ausgangspuntte in 
Rechnung zu ziehen, von denen zwei, die Zeit, zu welcher das Verbrechen, 
und die Zeit, zu welcher der Ihäter befannt wird, mit der rechtlichen Straf: 
barkeit des verübten Verbrechens in innerem Zufammenhang fchlechterdings 
nicht ftehen. Man wäre aljo genöthigt, Momente für maßgebend zu er 
Hären, welche gegenüber dem Verbredyen felbit als rein äußerlihe und zus 
fällige fich darftellen, und, was davon unzutrennlich ift, gleichartige Fälle 
ungleichartig zu behandeln. Auch nad) einer andern Seite zeigt fich der 
Gedanke als ein verfehlter. Die durch das Verbrechen Verletzten oder Bes 
drohten werden im Verlangen nad) ftrafender Reaction ausdauernder fein, 
als die materiell Unbetheiligten; daher müßten Leben und Tod bes Be: 


6) v. Holtzendorff a. a. O. ©. 47. 

?) Berathungen über d. C. d’I. Cr.: II est dans la nature des choses 
que les haines publiques aussi bien que les haines privées s’apaisent, s’att&nuent 
avec le temps..., Hoorebeke p. 49; Schwarze ©. I6ff., Motive zum 
Sidi. Gr.:Gefeßb. bei Weiß a. a. O., „bauptiächlic Die Vergeſſenheit, in welche 
dad Berbreden bei den Mitbürgern gekommen ift.* Aehnlich Hufnagel, 
Comm. 3. d. Würtemb. Straigeiegb. I. S. 291, „worüber bereits Gras gewach · 
fen ift, das foll man nicht wieder unteriuchen“. Haus p. 741f.: loin de pro- 
duire sur les esprits l’effet salutaire de l’intimidation par l’exemple et de 
faire naitre cette satisfaction morale qu’&prouve la conseience publique toutes 
les fois que le chätiment retombe avec mesure sur le coupable, l’application 
tardive de la peine provoquerait des sentiments tout oppos6s, 
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fchädigten berüdfichtigt werden, würde für gemeingefährliche Verbrechen eine 
längere Verjährungszeit zu beftimmen fein als für ‘Privatverbredden. Ebenfo 
müßte der Ort in Betracht fommen, wo das Strafverfahren jtattzufinden 
hätte; denn augenfcheinlich wird das Gedächtniß der That und das Ver: 
langen nad) Buße am Ort der Verübung nadhhaltiger fein ala 100 ober 
1000 Meilen davon. Und wie will man bei diefer Begründung der Straf: 
verjährung den Confequenzen für die Fälle entgehen, in denen das Rechts— 
bewußtfein der Bevölferung von Haus aus gegen das Verbrechen nicht 
reagirt, weil der Verbrecher eine beliebte Perſönlichkeit ift, weil das Ver- 
brechen gebilligt oder doch entſchuldigt wird, oder weil dafjelbe überhaupt 
nicht in die Deffentlichfeit gedrungen iſt? 

Eine ähnliche Argumentation ift: wenn das Verbrechen vor mehr als 
einem Menfchenalter verübt worden fei, fo fei feine beleidigte Generation 
mehr da, denn das concrete Stadium des Rechts gehe jedesmal unter mit 
ber Generation, in der es ſich äußere, und mit ihm die ihm zugefügten 
Verlegungen®). Diefe Auffafjung verleugnet einige der bedeutungsvollften 
Characterzüge des objectiven Rechtes, nämlich deſſen Continuität und Eigen: 
haft ald Werbindungsmittel der phyfifhen Generationen. „Das Recht 
erbt fich fort.” Dur das Verbrechen können einzelne Individuen in ihrem 
ſubjectiven Recht geſchädigt, können viel oder wenig Angehörige der leben: 
den Generation in ihrem Rechtsgefühl gekränkt werden; nothwendig ift zum 
Begriff des Verbrechens weder das eine noch das andere. Dagegen ift be 
grifflich das Verbrechen nicht denkbar ohne Verlegung der Rechtsordnung, 
die unberührt bleibt von dem Wechfel der Individuen und ber Ges 
nerationen. 

Die Strafverjährung darf nicht abgeleitet werden aus der Vermuthung 
der inmitteljt erfolgten Beſſerung des Verbrechers?). Denn daß der Leb- 
tere in der Zwifchenzeit Verbrechen nicht begangen hat, kann ebenjomol in 
dem Mangel an Gelegenheit, an Beweggründen oder. in erlahmendem 
Unternehmungsgeiit, wie in Umwandlung der Gefinnung feinen Grund 
haben. Außerdem ijt es logisch unzuläffig, den Beweis einer pofitiven That: 
ſache, d. h. der Beſſerung, durch eine veine Negation erbringen zu wollen, 
welche für die wirkliche Unterlafiung von Verbrechen nur ein Anzeichen, 
nicht eine beweifende Schlußfolgerung begründet; denn die einzig fichere 
negative Thatfache, daß jpätere Verbrechen nicht bekannt geworden jind, 
fann die Folge davon fein, daß der Verbrecher neue Verbrechen nicht be» 


8) Pulvermader ©. 151. 

9%) Preuß. Erim:Drdn. von 1805 $$. 598, 599, 608, Unterholz« 
ner: Schirmer II. S. 420; andere Bertbeidiger der „praesumtio vitae emen- 
datae* bei Sründler, Ard. ©. 342fl. 
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gangen hat, kann aber auch, tro Begehung fpäterer Verbrechen, durch die 
Geſchicklichleit des Urheberö verjelben oder andere das Verborgenbleiben 
begünjtigende Umftände herbeigeführt fein. Auch könnte man mit demfelben 
Recht wie aus dem gänzlichen Unterbleiben auf gänzliche, fo aus der bloßen 
Begehung geringerer Verbrechen auf theilweife Beſſerung fließen. Daraus 
würde in diefem Fall nad) Ablauf der Verjährungsfrift Strafmilderung 
folgen. Eine andere Confequenz wäre, daß Verbrechen, die während der 
Verjährungsfriſt begangen, erft nad) deren Ablauf entdedt werden, die 
bereitö eingetretene Verjährung wieder aufheben müßten; fo würde die Ber- 
jährung überhaupt nur unter einer Refolutivbedingung wirkfam werden. 
Abgefehen von diefen unannehmbaren Confequenzen ift die Beſſerungs— 
theorie principiell unhaltbar, weil die Befjerung weder Zwed noch Rechts— 
grund, noch Erfagmittel der Strafe iſt. Wäre die Beſſerung das eine oder 
das andere, fo müßte der Nachweis derfelben auch ohne Verjährung die 
Strafe auöfhließen. Diefer Einwand trifft zugleich die von der Geſetz— 
gebung längjt aufgegebene Auffaffung, daß die Strafverjährung ſich auf 
nachgewieſene Beſſerung ftügen müffe, ein Nachweis, der meiſtens nicht 
erbracht werden kann und ſtets trüglich bleibt. | 

Es ift wenig mehr al3 eine neue Formulirung der Befjerungätheorie, 
wenn man an die Vorausfetung, daß der Ablauf der Zeit in der Perfon 
des Verbrechers ſelbſt eine entſcheidende Veränderung bemwirke, die Behaup: 
tung knüpft, „der Menſch fei nad) Ablauf eines längeren Zeitraums feines 
irdifchen Dafeins nicht mehr derjelbe”, jo daß „die Strafe nad) einer län- 
geren Zeit Grund und Zweck verliere*!%). Denn eineötheils trifft die 
bürgerliche Strafe nicht den homo, der phyſiſch und pfychiich ein anderer 
geworden fein mag, fondern den civis, der rechtlich derfelbe geblieben ift. 
Andererfeitö ift dieſe Aenderung bei verfchiedenen Individuen und in ver: 
Schiedenen Lebensaltern ungleih, die Vorausfegung derfelben daher jtets 
gewagt, der wirkliche Eintritt überaus ſchwer, die Ausdehnung der Um— 
änderung auf diejenige geiftige Dispofition, aus welcher der einjtige ver- 
brecherifche Entſchluß hervorging, mit Sicherheit wol nie zu erweifen. 

Eine andere Wendung macht nicht ſowol die nachgewiefene oder ver: 
muthete, als die zu fördernde Beflerung zum Grund der Strafverjährung. 
Wenn felbft ein durch mehrere Jahre anhaltend gebefjertes Leben, diefer 
fprechende Beweis einer thätigen Neue, die Strafgemwalt nicht verföhne, fo 
werde derjenige, welcher durch einen unglüdlihen Moment zu einem Ver: 
brechen herabfiel, fich niemald mehr aufrichten können, alfo fi) blos zu 


10) Motive zum Braunſchweigiſchen Etrafgeiegbub (Brevmann) 
©. 229; vgl. aub Pulvermaber ©. 302 und Kill S. 364. 
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neuen Verbreden und Uebelthaten aufgefordert fehen!!). Diefer Begrüns 
dungsverfuch füllt prinzipiell betrachtet mit dein Beſſerungszweck der Strafe 
und würde practijch verwerthet zu der Conſequenz führen, daß auch vor 
abgelaufener Verjährungszeit überall die Frage aufzumerfen mwäre, ob bie 
Beſſerung des Verbrechers fiherer durch die Strafe oder durch Straflofig- 
feit zu erreichen jei.??). 

Man hat behauptet, es fünne nur derjenige Nechtögrund für die Ver— 
jährung als zutreffend angejehen werden, durch welden ein Erſatz für die 
wegfallende Beitrafung geichaffen werde). Ein ſolches Aequivalent findet 
man't) in der Angit vor Entdefung und Strafe, welde der Schuldige 
längere Zeit hindurd; ausgeftanden. Allein es ift eine willfürliche Unter: 
ftellung, daß jeder Verbrecher nad) dem Verbrechen in Angit lebe vor 
Entdeckung und Beitrafung feiner That!d). Diefelden Seelenleiden wie ber 
Schuldige, dejjen Strafe verjährt ift, kann der Verbrecher ausgejtanden 

11) Anmerk, zum Bayr. Strafgefepbudh von 1813. I. ©. 826. 

12) Köftlin, Eyitem ©. 481 ff., giebt als Gründe an: daß die Macht der 
Zeit theild Das Andenken der That oder wenigftens ihre verlegende Eigenihaft 
aus dem allgemeinen Rechtsbewußtſein tilge, theild Die Wiederaufhebung des 
verbrecheriihen Willens im Innern des Thäters mit ih führen könne (!), und 
tadelt die einfeitige Geltendmachung jenes objektiven oder dieſes fubjeftiven 
Srundes; vol. auch Neue Rev. ©. 910f. Allein aus der Verbindung zweier 
Theorieen, Deren jede einzelne betrachtet prinzipiell unbaltbar und praftiib un: 
ausführbar ift, kann ein richtiges Ergebnis nicht folgen. An Köſtlin jchließen 
fih an, unter Zufügung der Nüdficht auf die Erfhwerung des Beweiſes, Hälich 
ner, Syſtem I. 533 und Berner ©. 233 ff. 

23) Schwarze ©. 16. 

14) Montaigne, Essais 1. II. ch. 5. Quiconque attend la peine, il la 
souffre; et quiconque l'a ment6e, il l’attend. Bei den Beratbungen über den 
C. d’I. Cr. wurde dieſes Ihema mit Vorliebe variirt: La prescription... elle 
möme se charge de la punition du crime par les d&lais qu’elle exige, Peut- 
on en effet imaginer un supplice plus affreux que cette incertitude cruelle, 
que cette horrible crainte qui rävit au criminel la s&curit& de chaque jour, 
le repos de chaque nuit! Vingt ans de terreur pendant le jour! une insomnie 
de vingt ans! Le glaive de la loi suspendu pendant vingt ans sur la töte 
du coupable! Legislateurs, ce supplice plus cruel que la mort n’a-t-il pas 
assez venge le crime et lögitim& la prescription? ....qui ne sent, que 
durant le temps exigé pour la prescription le coupable a &t& par ses agi- 
tations, les troubles interieurs de sa conscience, les tourments d’une vie in- 
certaine et pr£caire autant qu’il aurait pu l’ötre par la rigueur de la loi? 
F. He&lie IX. p. 589 f, Hoorebeke p. 48f. Bal. auh Berner ©. 285. 
Beionderen Wertb lent auf diefen Grund Gouftürier. 

16) Ortolan, El&ments nr. 1853, fragt, welche Gewiſſensbiſſe und Be- 
ängftigungen der empfinden werde, welcher fich bewußt fei, Blumentöpfe vor 
feinem Senfter in polizeifich ftrafbarer Weile aufgeftellt gehabt zu haben ? 
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haben, welcher noch innerhalb der Verjährungsfrift zur Verantwortung ges 
zogen ift. Die Wahrfcheinlichkeit fpricht im Gegentheil dafür, daß der Ver— 
brecher, welcher in Unterfuhung genommen ift, von Furcht vor der Strafe 
ftärfer gepeinigt worden fei, als der Schuldige, welcher unverfolgt blieb. 
Keinesfalls Tann durch eine folche rein fubjective Empfindung die objective, 
vom ftaatlihen Gemeinmwefen ausgehende Strafe erſetzt werben 1°). 


g. 8. 
Fortfegung. (Die correcte Auffaffung). 


In $. 7 wurde entwidelt, daß die Strafverjährung weder geftügt werben 
darf auf den Verzicht oder die Saumfeligfeit des Klagberechtigten, noch 
auf die Annahme der Beſſerung des Verbrechers, noch auf ein Strafjurrogat, 
das der Verbrecher erdulvdet habe, noch endlih auf das Verhallen der 
öffentlichen Stimme, welche Beſtrafung verlangt. Damit find die perjön- 
lichen Beziehungen erfchöpft, auf welche die Griminalverjährung zurüdgeführt 
werden fönnte. E3 bleibt daher, felbit äußerlich) betrachtet, ald Fundament 
nur das fahlihe Verhältnig übrig zwifhen dem Recht, das Strafe ver: 
langt, und der Thatjache, daß während eines längeren oder Fürzeren Zeit 
raums biefes Recht nicht zum Vollzug gelommen iſt. In der That findet 
die Verjährung ihren legten Grund darin, daß fie das allgemeine Mittel 
it, den MWiderftreit zwiſchen Recht und Thatfache zu heben. Die Irrungen 
über den Grund der Verjährung find großentheild aus der falfchen Bor: 
ausſetzung hervorgegangen, daß im Gebiet der Verjährung die Stellung des 
Rechts zur Thatfache die gleiche fei wie in den übrigen Theilen des Rechts— 
gebietes!). Won diefer Auffafjung wird die Verjährung in ihrem innerjten 
Wefen verfannt und mifdeutet. Das Recht ift ohne Zweifel dazu bejtimmt, 
alle Thatfachen zu beherrfchen, welche im Wirlungskreis des Rechtes gelegen 
find; es ift eine unerträgliche Vorſtellung, daß auf die Dauer Thatſachen 


16) Ich verzichte auf Widerlegung anderer Aufitellungen, welche theild augen» 
ſcheinlich unhaltbar find, fo die VBorausfeßung, daß der Verbrecer die That nicht 
dolofer, fondern eulpoſer Weife verübt habe, das Verlangen, daß die menſchliche 
Gerechtigkeit die güttlibe nahahmen folle, (ſ. noch Hoorebeke p. III.), die 
Behauptung, daß der Etrafrichter nur in Vertretung des durch das Verbrechen ver: 
legten Einzelnen ftrafen dürfe, daher nicht einichreiten dürfe, wenn der Letztere 
auf die Strafe verzichte (Vollgraff, Abb. II. ©. 102f.), theils einen Rechte: 
grund gar nicht beizubringen verſuchen, fo die Anficht, Verjährung fei eine gene 
relle Abolition. 

1) Auf dem richtigen Weg ift Pulvermacher S. 146, 305, 389 f., wenn 
er Verjährung und Recht einander ald feindliche Potenzen gegenüberftellt; er 
ignorirt aber den Proceß, mittelft deffen die endliche Ausgleichung fich vollzieht, 
hält vielmehr Strafe und Verjährung für unverjöhnliche Gegenſätze. 
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beitehen follen, weldye von rechtlicher Erheblichkeit, aber dem Necht zumider 
find, auf das Strafredht angewandt, daß rechtlich ftrafbare Handlungen that⸗ 
fächlich ftraflos bleiben follen. Der orventlide Meg, Thatſache und Recht 
in Einklang zu ſetzen, it, daß die Ihatfache ſich unter die Herrſchaft des 
Rechtes beugt, daß alſo das bisher jtraflos gebliebene Verbrechen der recht- 
lih darauf gefegten Strafe auch thatfächlid unterzogen wird. Für bie 
Thatfachen aber, welche aus irgend welchen Gründen der Herrſchaft des 
Rechtes nicht unterworfen werden, giebt es ein andres und letztes Mittel 
die Uebereinſtimmung mit dem Rechte herzuftellen: der Thatſache wird recht- 
lie Geltung beigelegt; das Verbrechen, das jeit langer Zeit thatfächlich 
ſtraflos geblieben ift, wird auch rechtlich für ftraflos erklärt. Kommt der 
Berg nicht zu Muhammad, fo kommt Muhammad zum Berg. Das Recht iſt 
biftorifch und in thosi dadurd gewahrt, daß bis zum Ablauf der Verjäh— 
rungsfriit die Strafbarfeit des Verbredens alljeitig anerkannt wurde und 
unverändert fortbeitand. 

Die unvolllommenen Erſcheinungsformen der Strafe, ſ. o. Bb. I. 
©. 337f., werden von der Verjährung nicht berührt und fünnen in hypo- 
thesi vor wie nach Ablauf der Verjährungsfrift eintreten und fortbeitehen. 
Nur die im einzelnen Fall von der Staatögewalt geflifjentlih zu voll: 
ziehende Strafe fommt in Wegfall, fobald die Thatſache der bisherigen 
Straflofigfeit ihr überwältigend entgegentritt. 

Ihre Sauptbedeutung im Organismus der Rechtsordnung hat die 

heutige Strafverjährung nicht, gleich der Klanverjährung des römischen 
Rechts, für die active Nechtöpflege und in Beziehung auf diejenigen Ver— 
brechen, welche ohne Dazmwifchentreten der Verjährung von Staatswegen 
geahndet werben Fünnten; fondern in Beziehung auf diejenigen Verbrechen, 
die der Staat ungeahndet laſſen muß, weil die Thäter unentdedt geblieben find 
oder nicht überführt werden fonnten oder fonitwie das ftrafende Einfchreiten 
des Staates zu vereiteln wußten. Es gilt vor Allem, die factifhe und 
immerwährende Straflofigteit, welche bei zahllojen Verbrechen unabhängig 
von dem und gegen den Willen des Staates eintritt, auszuföhnen mit dem 
Recht. Dies erfolgt dadurch, daß der Staat hier auch von Rechtswegen 
die Strafbarfeit der That aufhebt. Ohne diefes Mittel bliebe der Zwie— 
jpalt ungetilgt, die Serrfchaft des Nechtes ewig eine verneinte und verlegte. 
Augenſcheinlich wächſt nun die Vermuthung, daß das Verbrechen der Straf: 
gewalt des Staates unerreichbar bleiben werde, in gleichem, wenn nicht in 
ftärferem Verhältnig mit der Zeitdauer der factifchen Straflofigfeit. Bei 
genügender Ausdehnung der Berjährungsfrift wird man daher ficher fein, 
daß man mit dem Ausſchluß der Strafe nur für einen jehr Heinen Bruch— 
theil der Geſammtheit der einfchlagenden Fälle auf Geltendmadhung eines 
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Rechtes verzichtet, das überhaupt noch praltiſch werden könnte. Andrerfeits 
wäre die Strafverjährung felbit ein thatſächlich wie rechtlich beveutungslofes 
Inftitut, wenn fie erit nach Verlauf eines fo langen Zeitraums einträte, 
daß die Schuldigen aller Wahrfcheinlichkeit nach inzwischen ſchon durch den 
Tod der Strafe entrüdt fein würden. 

So iſt die Verjährung das einzige Mittel, die Ohnmacht des Rechtes, 
bevor diefelbe ummiderruflich geworden ift, umzuwandeln in SHerrichaft. 
Diefer Wechſel wird ſehr wejentlich befördert durch die Bedeutung, melde 
jede Thatfahe, hier die Thatſache der Straflofigfeit, durch längere zeitliche 
Dauer ihres Bejtehens gewinnt. Die Wurzel diefer Bedeutung ift in dem 
Erfahrungsfat gelegen, daß, gleich zahllofen anderen Thatſachen, auch 
die Ihatjache der Straflofigleit die äußere Erfcheinungsform eines berech— 
tigten Zuftandes d. h. eines Nechtes jein kann. Je länger eine folche That: 
jache unangefochten bleibt, deito mehr nimmt fie den Schein des Rechtes 
an, deito mehr ergeben ſich aus derjelben Anknüpfungspunkte, Verbindungen 
und Folgen, die auf der Annahme beruhen, daß fie wirklich zu Recht bes 
ftehe. Der thatfächlid unbeftrafte Verbrecher tritt mit dem Verlauf der 
Zeit in eine Menge unausgeſetzt ſich häufender und befeitigender rechtlicher, 
fittlicher, öfonomifcher, perfönlicher Beziehungen ein, welche an die Voraus: 
fegung anknüpfen, daß er auch rechtlich ftraffrei, d. h. nicht Verbrecher jet. 
Endlich nimmt diefes neue Leben für den Verbrecher und für Dritte eine 
Ausbreitung und Tiefe ein, daß die Anwendung des ftrengen Rechts gegen 
die eingealterte Thatſache eine fchwerere Verlegung der Rechtsordnung fein 
würde, ala der Verzicht auf die Geltendmachung des Rechts und die dar- 
aus folgende Fiction, dal; die Thatſache eine berechtigte fei. So hat die 
fortdauernde Nichtverwirklihung des objectiven Nechtes die Folge, daß eine 
Zeit fommt, in welcher für das wahre Anjehen der Nechtsordnung beifer 
geforgt iſt, wenn das Unrecht mit dem Character des Rechtes befleidet 
wird, als wenn ed Unrecht bleibt. Die Thatſache der Straflofigfeit bewirkt 
im Lauf der Zeit pojitive Neugejtaltungen und Veränderungen, die all 
mälig eine felbftitändige und felbit überwiegende Berechtigung erlangen. 

Die vereinte Wirkung diefer beiden Momente, der Unverbrüchlichleit 
des objectiven Nechtes und des Anſpruches auf rechtlihe Anerkennung, 
welchen jede lang beſtehende Thatſache erwirbt, ift der Rechtsgrund der 
Strafverjährung?); das Inftitut der Verjährung felbjt erfcheint hiernach 








2) Daß die Verjährung durch die Mitwirkung der Zeit erflärt werden müſſe, 
fonnte begreiflich nie überfchen werden. Aber mit Diefer Erkenntniß und mit all: 
gemeinen, der Zeit beigelegten Prädifaten wie „le grand moderateur des choses 
humaines“ (Beratbungen über den Code d’Instr, er. bei Helie a. a. O.) ift 
weder praktisch noch theoretiih etwas gewonnen. Die Echwicrigkeit liegt Darin, 
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als der Schlußſtein (die clausula generalis)_ded Nechtögebäudes, ald das 
einzige und unerfeglihe Mittel eine klaffende Lücke zu ſchließen. 

Gegenüber den gegenwärtig gangbaren Verfuchen, die heutige Straf: 
verjährung zu begründen, erfcheint die geſetzliche Fixirung der Verjährungs- 
zeit ala ein Act gefeßgeberifher Willkür. Biel ficherer würden die dabei 
hervorgefehrten Rüdfichten gewahrt, wenn von Fall zu Fall eine richterliche 
Unterfuhung über die angeblich maßgebenden Gefichtspunfte einträte. Dar— 
über aber, in welchem Zeitpunkt das Necht die Thatſache als einen felbit- 
ftändigen Rechtöfactor anzuerkennen habe, und wann das Unrecht (d. h. die 
thatſächliche Straflofigfeit des Verbrechers) als Recht anerkannt werden 
müfle, um die Herrfchaft des Nechtes zu retten, Tann nicht der Richter, 
fondern nur der Gefegeber beitimmen. Weil die Strafverjährung ein 
neues Necht ſchafft, müfjen ihre Vorausfegungen von der Gefeßgebung feit- 
geftellt werben. 


8.9. 
Vorausfegungen der Verjährung. 


Reichs-Strafgeſetzbuch F. 67. Die Strafverfolgung von Verbrechen verjährt, 
wenn fie mit dem Tode oder mit [ebenslänglichem Zuchtbaus bedroht find 
in zwanzig Jahren, wenn fie im Höchitbetrage mit einer Kreiheitsitrafe von 
einer längeren ald zebnjährigen Dauer bedrobt find, in funfzehn Jahren, wenn 
fie mit einer geringeren Freiheitsitrafe bedroht find, in zehn Jahren, Die 
Strafverfolgung von Vergehen, die im Höchftbetrage mit einer längeren ala 
dreimenatlicen Gefängnißitrafe bedroht find, verjährt in fünf Jahren, von 
andern Vergehen in drei Jahren. Die Strafverfolgung von Webertretungen 
verjährt in drei Monaten. Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem 
die Handlung begangen ift, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen 
Erfolges. 


die Veränderungen, um die ed ſich handelt, ala fubftantielle nachzumeifen. Die 
Erfolglofigkeit der in $. 7 vorgeführten Verſuche, die Aufgabe zu löſen, bat 
ihren legten Grund in der Vorftellung, daß der Zeit eine jelbftftändige Wirfung 
zukomme (Köftlin, Syſtem S. 482 „unendliche, alles Irdiiche in ihrem Strom 
begrabende, Macht der Zeit”, Berner ©. 252 „die Macht der Zeit hört nicht 
auf das Verbrehen nah und nach aufzuzehren”, Dambach a. a. D. „die mil: 
dernde, reinigende und verföhnende Macht der Zeit”), während in Wirklichkeit die 
Thatſachen, denen ſchließlich rechtliche Geltung beigelegt wird, nur in der Zeit 
auftreten, ihre Bedeutung aber allerdings an der Zeit zu meſſen fit; vgl. Kill 
©. 354 ff. Sebr richtig bemerkt Abegg ©. 26, Die ununterbrodhene Dauer 
eines beitimmten Zuftandes verichaffe ſich eine felbitftändige Anerkennung; allein 
er vereitelt fofort Die Nutzanwendung auf die Strafverjährung durd die Be 
bauptung, daß für das Strafrecht allein der vernichtende, aufbebende Einfluß 
der Zeit in Betracht komme; beffer Breidenbach I 2 ©. 661 f. 
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8. 69. Dit der Beginn oder die Fortſetzung eined Strafverfabrens von 
einer Vorfrage abhängig, deren Entfcheidung in einem anderen Verfahren er: 
folgen muß, fo ruht Die Verjährung bis zu deffen Beendigung. 

8. 70. Die Bollitrefung rechtskräftig erfannter Strafen verjährt, wenn 
1) auf Tod oder auf febenslänglides Zuchthaus oder auf lebenslängliche 
Beftungshaft erkannt ift, in dreißig Jahren; 2) auf Zuchthans von mehr als 
10 Fahren erkannt ift, in zwanzig Jahren; 3) auf Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren oder auf Feſtungshaft oder Gefängniß von mehr ale fünf Jahren 
erkannt tft, in funfzehn Jahren; 4) auf Beftungsbaft oder Gefängniß von 
zwei bis zu fünf Jahren oder auf Geldftrafe von mehr als zweitaufend Tha: 
lern erkannt ift, in zehn Jahren; 5) auf Feftungshaft oder Gefängniß bis zu 
zwei Jahten oder auf Geldftrafe von mehr als funfzig bis zu zweitaufend 
Thalern erfannt ift, in fünf Jahren; 6) auf Haft oder auf Geldftrafe big 
zu funfzig Thalern erkannt tft, im zwei Jahren. Die Berjührung beginnt 
mit dem Tage, an welchem das Urtheil rechtskräftig geworden ift. 

$. 71. Die Vollftrefung einer wegen derſelben Handlung neben einer Frei— 
beitsftrafe erfannten Geldſtrafe verjährt nicht früher als die Volljtredung der 
Freiheitsſtrafe. 


1) Ein Straffall, welcher der Verjährung unterliegt. Das 
Deutſche Strafgeſetzbuch unterwirft, gleich den meiſten neueren Strafgefegen!) 
und in Uebereinſtimmung mit dem Weſen des Inſtituts, alle Verbrechen 
ausnahmslos der Verjährung. 

2) Ein Stadium der Sade, welches die Verjährung zuläßt. 
Der Zwiejpalt zwifchen dem Recht der Strafe und der Thatfache der Straf: 
lofigfeit, welcher der Strafverjährung zu Grunde liegt, Tann nad) Verübung 
des Verbrechens bis zu volljtändiger Verbüßung der Strafe in jedem Zeit: 
punft eintreten und wirkjam werden. Im pofitiven Necht hat diefe Wahrheit 
nur langſam ſich Bahn gebrochen. Nach gemeinem Recht wurden (vgl. $. 5) 
alle Strafen unverjährbar, ſobald die Unterfuhung bis zu Ertheilung eines 
rechtskräftigen Straferkenntnifjes vorgefchritten war; die neueren Geſetzge— 
bungen haben in der Mehrzahl diefe irrationelle Beſchränkung fallen lafjen?). 





1) Ausnahmen in Sapitalfällen: Defterr. $. 231 (modificirt in $. 97 u. 
101 bed Entw. von 1867); Hannover Art. 90, Bafelftadt StPO. $. 140) 
bei lebendlängl. Zuchthaus Sachſen Art. 109, Thüringen Art. 76; bei 
Todes: und lebenslängl. Kettenftrafe bedingungsweiſe auch Braunihweig 
8.71. Das Preuf. Militärftrafgefepb. $. 73. erflärt die Defertion für unverjähre 
bar. Ueber den Ausfchluß der Verjährung im Holländiſch-belgiſchen 
Militärftrafreht f. Haus p. 742 Note. 

2) Ausnahmen: Bayern (1813), Hannover, Heilen, Preußen (1851), 
Oldenburg, Lübeck, Defterreid (1852, nit mehr Entwurf von 1867), 
Rußland $. 158 ſchließt Die Verjährung aus, fobald bad Verbreden fundbar 
und der Schuldige audgemittelt wurde. Baden $. 196, Bayern (1861) Art. 100 
und der Ital. Entwurf von 1870 Art. 89 laffen Verjährung aud zu gegen 
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Allgemein ift man darüber einverftanden, die Negel: agere non vo- 
lenti non currit praescriptio, auf die Strafverjährung nicht anzumenden®), 
Die Verjährungsfrift läuft 3. B. fort, während der Verbrecher an Wahnfinn 
leidet, dejjen Heilung erwartet wird. Nach dem Vorbild des Römiſchen 
und des Franzöfifchen Nechtest) laſſen jedoch mehrere Deutjche Geſetzgebun— 
gen die Verjährung ruhen, jo lange Vorfragen, welche einer dritten Behörde 
zur Beantwortung übermiefen find, der Entſcheidung harren. Dabei find zwei 
Syſteme zu unterfcheiden. Deutfd. St.®.B. ſchließt ih) an die empäche- 
mens de droit des Franzöſiſchen Rechtes an. Die Verjährung ruht nur, 
aber auch unbedingt, wenn das Geſetz die Erledigung der Vorfrage in 
einem andern Berfahren vorfchreibt; diefer Schwebezuftand kann eintreten, 
bevor die Verjährung begonnen hatte. Inſoweit die einfchlagenden geſetz— 
lichen Beitimmungen’) in verfchiedenen Bundesftaaten verfchteden find, wird 
8. 68 in verfchiedenen Bundeöjtaaten in ungleihem Umfang Anwendung 
finden. Iſt das Rechtsmittel verjährt, durch welches die Vorfrage zur Ent: 
Scheidung hätte gebracht werden müſſen, fo it auch die ftrafrechtlidhe Ver- 
folgung auögefchloffen. Das andere Snjtem*) beſchränkt das Nuhen der 
Verjährung auf die Dauer des Civilprocejjes, von deſſen Ausgang der 
Strafrihter Einleitung oder Fortftellung des Verfahrens abhängig gemadt 
hat. Hier giebt allein diefer richterlihe Beſchluß den Ausſchlag. 

Einzelne Geſetzgebungen fchliehen die Verjährung aus, wenn der Ver: 
brecher der wider ihn eingeleiteten Unterfuchung ), oder der Wollftredung 


Todes: und lebenslängl. Cinfperrungsitrafe; doc fell in Baden und Bayern 
die erfanute Todesftrafe in lebenslängliche Zuchthausſtrafe verwandelt werden; 
ähnlich Graubünden $. 56. 

3) Die bei Oppenbhoff, Zu $. 69 Nr. 5 und 7 gemachte Anwendung 
(vgl. auch Parifer Urtbeil bei Cousturier p 222) wideripricht dem rechtlichen 
Charakter des Inſtitutes (ſ. oben $. 6) und findet in der Faſſung des Gelege 
keine Etüße. 

4) L. 31. D. ad L. Jul. de adult. 48, 5; Code civil, a. 326, 327; Code 
penal a. 372(?). 

5) Vergl. für Preußen Oppenboff aa. D. Nr. 10 — 12. Was dat 
Deutiche Strafgefeßb. angebt, To bezichen fi die Motive auf 8. 186 ($. 191). 
Beftritten ift, ob auch die Fälle des F. 164 (Oppenboff Nr. 13 gegen 
Schwarze, Comm. S. 264) und des $. 171 (dagegen Oppenhoff Nr. 14 
und Schwarze a. a. O. ©. 268) bierber zu rechnen find. Die Frage iſt 
nicht von praftiicher Erbeblichkeit, weil die pofitiven Beltimmungen in $. 1713 
. und $. 164 2 den Lauf der Verjährung jedenfalls ausichlichen; eine buchtäblice 
Interpretation des $. 69 dürfte ergeben, daß genau genommen nicht einmal 
$. 191 unter die Beſtimmung in $. 69 fällt. 

6) Zahlen Art. 114. 

’) Hannover Art. 83 Nr. 2, Preußen 8 47, Oldenburg (18%) 
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der rechtäfräftig erkannten Strafe 8) ſich durch die Flucht entzogen hat. 
Diefe irrationelle und unpraftifche Gattung der ruhenden Verjährung wird 
bald gänzlich der Vergangenheit gehören. 

Eine dritte Art der thatfächlih ruhenden Verjährung ſ. u. $. 12. 2. 
a. €. 


8. 10. 
Fortſetzung. 


3) Der Ablauf des feſtgeſetzten Zeitraums!). Je ſchwerer 
die verwirkte Strafe, deſto ſchwerer wird das Gewicht der Thatſache ſein 
müſſen, welche im Weg der Verjährung die Strafloſigkeit begründen ſoll. 
Da wir die Bedeutung der Thatſache der Strafloſigkeit an der zeitlichen 
Ausdehnung derſelben zu meſſen genöthigt ſind, ſo iſt eine nach der ver— 
ſchiedenen Schwere der Strafen abgeſtufte Dauer der Verjährungsfriſten 
fachlich gerechtfertigt. ALS äuferlihes Moment wird Erleichterung der 
Unterbredung auf Kürzung, Erfhwerung auf Verlängerung der Frift ein= 
wirken dürfen. Das Gleiche gilt von der ausgedehnteren oder befchränfteren 
Wirkſamkeit der Unterbrechungäacte. 

Die meiften neueren Gefete halten für die fchwerften Verbrechen feit 
an der zwanzigjährigen Frift des Römischen Rechtes. Für geringere Ver— 
brechen pflegen kürzere Friſten, gewöhnlich in mehreren Abjtufungen, vorge 
fchrieben zu fein. Vielfach?) wird auch unterſchieden zwiſchen Berbrechen, 
die von Amtswegen, und folden, die nur auf Antrag zu Strafen find. Der 
Code d’instr. cr. Art. 637, 638, 640 läßt crimes in 10, delits in 3 Jah- 
ren, contraventions in 1 Jahr verjähren ?). 


Art. 43 8.2, Lübeck 8.46, Erfter Entwurf bed Deutihen Strafgeſetzb. 
8. 62, ähnlih Hefien Art. 127, Naffau Art. 126. 

8) Sachſen (1855 und 1868) Art. 115. 

1) Ueber den Anfangspunft ſ. befonders Heffter, Goltbammer’3 Ard. I. 
©. 307, Goltdammer, Ard. IX. ©. 759f,. 

2) Württemberg Art. 130, Braunfhweig $. 71, 72, Hannover 
Art. 89, Heſſen Art. 125, Baden $. 190, Thüringen Art. 72. Sadfen 
Art. 110f. Ipriht von Verjährung des Strafantrags, gebört daher nicht hierher. 

3) 8. 49 des Preuß. Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 beftimmt, daß die 
ſechsmonatige Verjährungefriſt der Preßvergehen auch gelten foll für die mittelft 
der Preſſe begangenen gemeinen Verbrechen. Eine folde Ausnabmöftellung ließe 
fich felbit in der Befchränfung auf die rafchlebige periodiiche Preffe des Inlandes 
und durch die gewagte Vorausjegung, daß in ſechsmonatigem Schweigen gegen: 
über einem foldhen delictum manifestum ein Verzicht zu finden fei, principiell 
nicht rechtfertigen. Uebrigens ift ed wider Oppenhoff's Anficht zu $. 67 
Nr. 14 und 17 unzweifelhaft, dab Diele Abnormität unter der Herrichaft des 
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Wo die Friften für die Verjährung der angedrohten Strafe nad) Deren 
Größe abgeftuft find, foll das Marimum der in thesi angebrohten Strafe 
entfcheiden, ſelbſt wenn eine geringere Strafe bereit3 ausgeſprochen fein ſollte. 
Die mildernden Umftände des einzelnen Falles werben fo wenig berüdkfich- 
tigt wie die Jugend bes PVerbrecherst). 

Für die Verjährung der erfannten Strafe find regelmäßig®) längere 
Friften angenommen®) ald für Verjährung der angebrohten Strafe, jo im 
Code d’instr. er. Art. 635, 636, 639: 20, 5, 2 Jahre gegen 10, 3, 1. Für 
die Bemeſſung der Verjährungsfrift follte nach theilweifer Verbüßung der 
Strafe oder theilmeifer Begnadiaung folgerichtig nur der noch zu verbüßende 
Theil der urfprünglich erfannten maßgebend fein?). 

Der Lauf der Verjährung der angebrohten Strafe beginnt mit ber 


Deutichen Strafgeſetzbuchs nicht fortdauert; denn $. 2 des Einführungsgeſetzes 
fpricht nicht von „Preßgefepen“, ſondern von „Preßpolizeigeſetzen“; und ein Ver: 
fuch, den nichtpoligeilichen Inhalt der Preßgeſetze als ein felbititändiges Stüd 
der vorbehaltenen „befondern Vorichriften“ zu conferviren, wird doch wol nicht 
gemadt werden; vgl. Heinze, Reichsſtrafrecht und Landesſtrafrecht ©. 76f. 

4) Temme, Ar. IH. 559, 560 und Anh. zu 560. B. de Villeret 
p. 167, Oppenboff zu $. 67 Nr. 2. Diele Normirung fnüpft an die un: 
baltbare Vorftellung an, daß Strafe oder Unterfuchung in abstracto verjähre, 
während nur die von dem Individuum verwirkte Strafe Gegenftand der Ber: 
jährung fein fann. So lange dieſe Strafe nur nah einem allgemeinen Straf: 
rabmen beitimmt werden kann, muß man fich freilich an das Marimum balten. 
Allein es ift feblerbaft die Aufhebung der Strafe nad) einem Strafrabmen zu 
beitimmen, der nicht maßgebend ift für Die pofitive Beſtimmung berjelben, oder 
die Strafaufbebung noch an die Strafdrohung in thesi zu feffeln, während 
man über die Strafe in hypothesi im Reimen ift; vol. Schwarze, Bem. 
©. 37ff., Derſ., Comm. ©. 262. 

5) Ausnahmen Sachfen Art. 115, Thüringen Art. 73, Bafelitadt, 
Entwurf $. 52, ſ. auch Schwarze, Bem. ©. 30f., v. Holtzendorff, Straf- 
techtägtg. 1867 ©. 45 ff. Die Verfchiedenbeit ift irrationell, Denn in Beziehung 
auf diejenige rechtliche Eigenſchaft des Verbrechens, welde durch die Verjährung 
getilgt wird, ift dad Etrafurtbeil nur deflaratoriih; für die Ephäre des mate- 
riellen Rechtö, welcher die Verjährung angehört, ift dafjelbe einflußlos. Die gegen: 
theilige Anficht (befonderd vertreten von Berner, Lehrb. ©. 291, 299) geht 
von der Vorausſetzung and, daß die Verjährung der verwirften Strafe Klag: 
verjährung fei. Uebrigens kann auch nach Deutfchem Recht im einzelnen Fall 
die erkannte Strafe in gleicher oder fogar kürzerer Frift verjähren als die an: 

‚ gedrohte, weil dort die in hypothesi erkannte Strafgröße maßgebend ift, hier 
die in thesi verwirfte. 

6) Baden $. 194 beftimmt die Friſt durch Zufchlag zu ber erkannten 
Strafzeit. 

7) Anderd Deutſches Strafgefeßbuch 8. 70, welches die Frift nach Art und 
Dauer der erkannten Strafe bemißt. 
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Beendigung der verbrecherifchen Sandlung®), alfo bei vollendeten Verbrechen 
mit der Vollendung, bei verfuchten mit der letten Berfuchshandlung. Iſt 
der Erfolg äußerlich getrennt von der verbrecheriſchen Thätigkeit, jo laſſen 
mehrere *) Geſetze mit Unrecht!%) den Endpunkt der leiteren entjcheiden. So 
lange die verbrecherifche Thätigkeit andauert, iſt von Verjährung nicht die 
Rede; daher beginnt bei dauernden Verbrechen die Verjährung erſt mit dem 
legten Moment der verbrecherifhen Thätigfeit!!). Unterlafjungsverbrecdhen 
find erſt vollendet mit dem Ablaufe des Zeitraumes, in welchem die unter: 
lafjene pofitive Thätigfeit hätte entwidelt werden follen, können alſo aud) 
erſt von dieſem Zeitraum an verjähren'?). Bei wiederholten Verbrechen 
läuft die Verjährung für jeden Einzelfall gefondert. Dafjelbe muß von 
dem fogenannten fortgefegten Verbrechen, ſowie von denjenigen Verbrechen 
gelten, zu deren Thatbeitand Bewerbs: oder Gewohnheitsmäßigkeit gehört!?). 


8) Dad Schweizer Bundesgefeß Art. 34 läßt willtürlih bei Betrug, 
Fälfhung, Unterichlagung die Frift erft von dem Tage beginnen, an weldem 
das Verbrechen entdedt worden ijt. 

9) Sachſen Art. 111, Deutſches Strafgeſetzbuch $. 67. 

10) Es ift unftatthaft den Erfolg von der Handlung loszulöfen; die von 
dem Handelnden unternommene Einwirkuug auf die Außenwelt, d. b. Die Hand: 
lung ſelbſt dauert vielmehr fort bis zum Eintritt des Erfolge. Ein Widerſpruch 
ift, day man den Erfolg verwertbet um dad Verbrechen in feiner Qualität, 
nicht aber in feiner Eriftenz zu beftimmen. Ein anderer Widerfpruc liegt darin, 
daß man in dem analogen Verhältnig zwiichen Anftifter und Angeftiftetem die 
Frift erft mit dem Duafi » Erfolg (d. b. der Thätigkeit des leßteren) beginnen 
lafjen kann. Praftiich geitalter jih das Verhältniß fo, daß bis zum Eintritt des 
Erfolgs das verfuchte, von da ab das vollendete Verbreben mit möglicherweile 
verfchiedenen Kriften verjähren; bei einem ſpät eintretenden Erfolg und einer 
kurzen Verjährungsfriſt Fünnte es gefcheben, dal das Verbrechen verjährt wäre, 
bevor der Erfolg eintritt. Vergl. auh Berner ©. 303; Anderer Anficht 
Schwarze, Bem. ©. 48ff. 

11) So bei widerrechtlicher Cinfperrung und Entführung. Weiter gebt 
Bayern 1861 Art. 203. Deutſches Strafgeſeßbuch $. 171 rechnet die Bis 
gamie den fortdauernden Verbreben zu. Gegen dieſe Auffaffung der Bigamie 
Hoorebeke p. 69, Cousturier p. 280f., Berner ©. 302. Weitere Pite 
ratur über Die Gontroverfe bei Temme, Archiv IIL 574, V, 1112 und 
Schwarze, Bem. ©. Mff. 

12) Temme, Arch. III. 567, 568. 

13) v. Wächter, Goltdammer's Arc. VIIL ©. 5ff. Die gemeine Meinung 
iR ſchon ſeit J. Clarus, 5l, 3, anderer Anficht, f. Hoorebeke p. 75f., 
Dypenboff, Zu $. 67 Nr. 6u. 7, Heffter, Goltvammer's Ard. I. ©. 310 ff., 
VIII. S. 23 ff, Shwarze, Ach. des Grim.+R. 1843, ©. 461, Bem. ©. 51f., 
Berner ©. 302f., Hälſchner, Goltdammer's Arch. VIIL ©. 441 ff.; vergl. 
auch Sachſen (1855) Art. 112, Württemberg Art. 132 und Thüringen 
Art. 71. Allein nach jedem der Einzelacte, aus denen das fortgeſetzte Ver: 
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Anftiftung und Beihülfe beginnen gleichzeitig mit dem Hauptver—⸗ 
brechen zu verjähren!!). Die Begünftigung hat einen felbftftändigen Verjäh- 
rungslauf. 

Die Verjährung der erfannten Strafe läuft vom Tag der Rechtöfraft 
bes betreffenden Urtheil an!5) oder, wenn die Vollftredung der Rechtskraft 
des Urtheils auf dem Fuß folgt, vom Tage des unterbrochenen Strafvoll 
zugs an. 

Die Berehnung a momento ad momentum?®) ift prindipiell zuläfftg, 
praftifch unbrauchbar, darum verwerflich. Die große Mehrzahl der Gefeg- 
gebungen hat die Givilcomputation (a die ad diem!) angenommen. Ob 
der Tag der Verübung in die Arift einzurecdhnen ift und zu Vollendung 
der Verjährung der letzte Tag abgelaufen oder nur angefangen fein muß, 
ift Sache der pofitiven Feitjtellung. Nach Deutſchem Hecht ift der Tag der 
Begehung ſelbſt der erjte der Frijt und die Verjährung vollendet, fobald 
der leßte Tag der Friſt begonnen ijt!>). 

4) Willfürlihe Erforderniffe: daß der Verbrecher von dem Ver: 
brechen feinen Nuten mehr in Bänden habe, ſoweit es die Natur des Ver: 
brechens zugiebt, nad) feinen Kräften Wiedererftattung geleiftet, fich nicht 
aus dem Yand geflüchtet, in der zur Verjährung beſtimmten Zeit fein Ber: 


brechen zufammengefeßt ift, muß eine Verjährung beginnen, die durch den nady: 
folgenden Act fo wenig unterbroden wird, wie durch Verübung irgend eines 
andern Verbrechens. Cine Ausnahme findet ftatt binfichtlich derjenigen Fort— 
ſetzungsacte, in welchen die früberen verbrecherifchen Handlungen völlig aufgeben, 
fo der Vollendungsbandlung, welche den abgelaufenen oder feblgeichlagenen Ber: 
ſuchshandlungen nachfolgt. Jene Eelbitftändigkeit der Einzelacte findet auch ftatt 
bei den gewerbe: und gewohnheitemäßigen Verbrechen; das Strafbare find auch 
bier die einzelnen Handlungen, Die eine allgemeine Eigenſchaft an fi tragen; 
dagegen läßt bei fortdauernden Verbrechen die unnnterbrochene Fortdauer ber 
verbrecheriichen Thätigkeit Die Verjäbrung erft beginnen, wenn Diefe Thätigkeit 
endet, Umſtändliche Erörterungen über den Beginn der Verjährungsfrift bei 
delits successifs, delits collectifs und delits complexes nach Franzoöſiſchem Necht 
bei B. de Villeret p. 94—161l. 

14) Anderer Anfict binfichtlich der Beihülfe Schwarze, Gomm. ©. 263. 

5) Sachſen Art.115, Württemberg Art. 133, Braunſchweig $. 72. 
Baden $. 194 vom Tage der Urtheileverfündung. Aehnlich Bayern (1861) 
Art. 97. 

16) Sachſen (1838) Art. 78, Thüringen Art. If, Haunover 
Art. 88, Baden $. 191. 

17) Die Berechnung a momento ad diem, Württemberg Art. 132, 
Braunfhweig $. 72, kommt praftiich auf daffelbe hinaus. Wider die An- 
griffe Cousturier’s p. 251 fl. auf ihre tbeoretiiche Berechtigung f.B. de Vil- 
leret p. 81ff. 


34 


Unterbredung der Verjährung. 619 


breden mehr begangen hat;!%) daß der Thäter dem Gericht unbefannt ges 
blieben oder die erforderliche Unterfuchung oder Entfcheidung aus Schuld 
des Nichterö unterlafjen worden jei, und der Uebertreter während des Laufes 
der Verjährungsfrift eine ununterbrochen gute Aufführung bezeigt habe?9). 


8. 11. 


Unterbredung') der Verjährung: 
(Prinzipielle Entwidelung.) 


Verfteht man unter Unterbrehung der Verjährung einen Act, durch 
welchen der begonnene Zauf einer Verjährungsfrift wirfungslos gemacht 
wird, fo kann man die unterbrechende Wirkung nur zufchreiben einer That: 
fache, welche mit der für den Eintritt der Verjährung maßgebenden That: 
fache, d. h. mit der factiſchen Straflofigfeit des Schuldigen, in Widerſpruch 
fteht. Dürfte man die Strafverjährung als Klagverjährung behandeln, 
jo läge der Gedanke nahe, die Erhebung der Strafllage als Unterbrechungs— 
Act zu betrachten. Muß man aber in der Berjährung einen unmittel- 
baren Strafaufhebungsgrund erbliden, jo fann die Wirfung der Unter: 
bredung nur folden Ihatfachen zuerfannt werden, durch welde die That: 
fache der Straflofigkeit verkehrt wird (in contrarium agitur). Dies ge 
ſchieht nicht durch Einleitung eines inquifitorischen Strafverfahrens; denn 
diefem liegt nicht, wie der Erhebung der Givilklage, der Gedanke unter, 
einen beftimmt behaupteten Anſpruch durchzuſetzen, fondern dafjelbe verfolgt 


18) Die Motive zu $. 65 des revidirten Entwurfs feßen voraus, durch die 
Beftimmung über den Beginn der Verjährung ſei von ſelbſt gegeben, daß die 
Verjährung (richtiger Verjäbrungsfrift) mit dem Beginn des dem Anfang der 
Verjährung entiprechenden Kalendertags ihr Ende erreidhe. Diele Vorausſetzung 
wäre zutreffend, wenn das Geſetzbuch eine Beftimmung bätte wie $. 45 des 
Preußiſchen Strafgefegbuhs: „Nach Ablauf der Verjährungsfrijt findet die 
Etrafverfolgung . .. . nicht ftatt.” In Ermangelung einer ſolchen Feſtſetzung 
ift die Entſcheidung über den Endtermin dem eriten Abſatz des $. 67 zu ent: 
nehmen. „Die Strafverfolgung verjährt (d. b. wird ausgeſchloſſen) in“ der 
und der Zeit, kann aber bei Anwendung der Givilcomputation nur bedeuten, daß 
die Straflofigfeit am legten Tag der Krift, alfo mit deſſen Anfang eintritt. 
Bei der angenommenen Berechnung nach Kalendermonaten u. | w. ift alfo eine 
am 29. oder 30. Novbr. oder 1. Dechr. 1870 begangene NWebertretung verjährt 
mit dem Beginn des 28. Kebruar 1571. 

19) Defterreich, $. 229, im Welentlihen im Entwurfe von 1867, $. 99, 
beibehalten. 

20) Bayern (1813) Art. 139. 

I) Der übliche Ausdrud „Unterbrechung“ ift nicht zutreffend, wenn ber 
Yauf der Verjährung noch nicht begonnen hatte, weil die Strafverfolgung dem 
Verbrechen oder der Strafvollzug dem rechtskräftigen Straferfenntuiß unmittel: . 
bar folgte. 
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die neutrale und parteilofe Ermittelung der Wahrheit. Ebenfomenig ent- 
hält die Erhebung der fogenannten öffentlichen Klage im reformirten Straf: 
verfahren einen foldhen thatfächlichen Widerſpruch. Denn diefe action pu- 
blique ift nicht Klage im Sinne des Givilrehts, fondern nur die Form, 
unter der dad unfern Prozeß beherrjchende materielle Inquifitionsprinzip 
zur Geltung gebradt wird. Daher wird aud durch das freifprechende 
Erkenntniß nicht die Strafbarkeit des Schuldigen getilgt, fondern nur ein 
prozeſſuales Hinderniß für eine wiederholte Strafverfolgung geſchaffen. 
Andererfeits endet die factifche Straflofigleit des Verbrechers noch nicht mit 
dem auf Strafe lautenden Erkenntniß; denn deſſen weſentliche Bedeutung 
ift declaratoriſch: die Serftellung der erforderlichen formellen Gewißheit über 
die Thatfache des Verbrechens und deren rechtliche Folge; die thatſächliche 
Straflofigfeit kann nad) dem Straferkenntniß unverändert fortbejtehen. 
Nicht einmal die Anordnung, fondern erſt der Beginn des Strafvollzugs 
hebt jene entſcheidende Thatſache auf; durch den Strafvollzug allein erleidet 
der Lauf der Verjährung eine thatjächlihe Unterbrehung Dem Straf: 
vollzug am nächſten ſteht der erbetene und bemwilligte Strafauffhub. Dem 
Beginn kann gleichgeachtet werden die Ergreifung des Berurtheilten, 
welche den Zweck hat, den Vollzug der Freiheitsſtrafe einzuleiten. 

Es iſt alfo ftatthaft diefen Acten die gleihe Wirkung zugugeftehen, 
wie dem Strafvollzug ſelbſt. Andererfeits muß ber Strafvollzug ein fin 
nenfälliger fein, um zu unterbreden. Die bloße Aberfennung eines Rechtes, 
die der Verurtheilte nicht empfindet, enthält an ſich nur eine iveelle, nicht 
unmittelbar in die Sinnenwelt eintretende Reaction gegen das Factum ber 
Straflofigfeit, kann alfo nicht im Stande fein deſſen Wirkungen im Uebri- 
gen zu nichte zu machen. 

Der Unterbredung kann aber auch eine andere, minder bedeutende 
Wirkung beigelegt werden; entweder fo, daß an die Unterbrediungähandlung 
eine jelbitjtändig beftimmte Friſt ſich anfchließt, durch welche unter Um: 
ftänden die Berjährungsfrift erweitert werden mag?), oder befier fo, daß 
nad) der Unterbrechung die vor derfelben begonnene Verjährungsfriſt fort 
fest, und nur die Zeit, in welche die Unterbrechungsacte fallen, nicht eingerechnet 
wird. Man macht fich einer Uebertreibung ſchuldig, wenn man jedem ein- 
feitigen Act der Staatöorgane, welder die Beftrafung des Schuldigen bes 
zweckt, die Wirkung zufchreibt, die ganze Macht der bis dahin thatfächlich 


2) Diefer Behandlungsweiſe des Gegenftandes kömmt das Römiſche Recht 
nahe, welches eine Unterbredung der Strafflagverjährung nicht Fannte, aber bie 
Beendigung des begonnenen Strafverfahrens binnen beftimmter Friſt (1 Jahr, 
feit Zuftinian 2 Zahre) vorichrieb, nach deren fruchtlofem Verlauf Freiſprechung 
eintreten follte, L. 3. C. ut intra cert. temp.; 9, 44, vgl. Cousturier p. 3f. 
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bejtehenden Straflofigkeit zu zeritören. Man verfagt andererfeits der Thä— 
tigkeit der Staatöorgane zur Geltendmahung des Rechts die zukommende 
Bedeutung, wenn man derlei Handlungen für gänzlich einflußlos erklärt. 
Irrationell ift es auch, den Maßregeln, welde zur Geltendmahung ber 
Strafbarkeit, d. h. des Rechtes führen follen, die Verjährung ebenfo un- 
mittelbar auf dem Fuß folgen zu lafjen, wie dem Act des Unredhts, d. h. 
dem Verbrechen. | 

Hieraus ergeben ſich die Pojtulate: Jede Handlung der Staatsorgane, 
welche darauf abzielt, das Recht d. h. die Strafe zur Herrſchaft zu bringen 
über die thatfächlihe Straflofigleit des Werbrechers, fitirt die Verjährung 
auf einen pofitiv zu beftimmenden Zeitraum (vielleicht 30 Tage). Iſt dieſer 
Zeitraum ohne neue Siftirungsacte verftrihen, fo fett der unterbrochene 
Lauf der Verjährung fort. 

Eine weiter gehende Wirkung fommt nur dem Strafvollzug und deſſen 
oben bezeichneten Nequivalenten zu. Hier beginnt nad Ablauf der allge 
meinen Sijtirungsfrift eine neue Verjährungäfrift. 

Da im reformirten Strafproceh die Staatsanwaltfchaft das ſpezifiſche 
Organ für firafrechtlihe Verfolgung der Verbrecher ift, fo ift auch den 
Verfolgungsacten, die von der Staatsanmwaltfhaft auögehen, die fiftirende 
Wirkung zugufprechen. Für gerichtliche wie für ſtaatsanwaltſchaftliche Sand- 
lungen muß die perfönlihe Richtung gegen den Verbrecher ala Beſchuldig— 
ten und eine Thätigfeit verlangt werden, welche durd das Hinausgehen 
über das Stadium des Beſchluſſes äußerlich wahrnehmbar geworden ift.*) 


83) Zwei Fehler find zu meiden. Cine Thätigkeit, welche den Verbrecher 
nur erſt zu entdecken fucht, entbebrt der perjönlichen Richtung, welche erfordert 
wird, um die perfönlihe Stellung des Verbrechers, d.h. die demielben laufende 
Verjährung afficiren zu können. Das Mindefte, was zu Erreichung dieſer Wir: 
fung gefordert werden muß, ift ein Einſchreiten gegen den Berbrecher, welches 
die Annahme der Schuld deifelben zur Vorausſetzung hat. Alle dem vorausgebende 
Mafregeln dienen im Weſentlichen nur zur Selbftinftruction der Berfolgungs- 
organe. Sodann muß der auf den Verbrecher gemachte Rechtsangriff, um bie 
Thatſache der Straflofigkeit aufer Wirkſamkeit zu fegen, felbft zur äußerlich wahr: 
nehmbaren Ihatjache geworden fein. A. A. Zahariä A. d. Er. R. 1842. S. 203 
u. Die Preuß. Praris; aber jchon die Warnung bei Oppenhoff zu 8.63 Nr. 41 
zeigt, wie unpraftiich dieſe buchitäbliche Auslegung von „Handlung“ ift. Das ans 
genonmene Amendement Raster zu $. 66 d. R. E. wurde, Stenogr. Ber. 
©. 237, dur das berechtigte Verlangen begründet „daß, wenn die Verjährung 
unterbroden werden folle, etwas geichebe, was nad außen hin ein fichtliches 
Refultat zur Folge babe und den Verfolgten in den Stand fepe, ſich zur Ver: 
theidigung zu ftellen“. 

37 


622 Wegfall der Strafe. 


Unfere Gefeßgebungen*) jtehen, was die Wirkungen der Unterbrechung 
betrifft, auf dem Boden der civiliftifchen Klagenverjährung. 

Auch für die herrfhenden Anfichten und üblichen Beitimmungen über 
die Unterbrechungsacte bildet die Verjährung der Givilllage den Ausgangs: 
punkt, doc hat die Verfchievenheit des Verfahrens hier zu einer bunten 
Sammlung verfchiedenfter Normen geführt. Die allgemeine Signatur ift 
Annullivung des begonnenen Berjährungslaufes durch Thatfachen, die, nad) 
ihrer wirklichen Tragweite gewürdigt, nur Siitirung bewirken dürften. 


8. 12. 
Fortfegung (Die Gefeggebungen). 


Deutiches Strafgelegb. F. 68. Jede Handlung des Richters, welche wegen der 
begangenen That gegen den Thäter gerichtet ift, unterbricht die Verjährung. 
Die Unterbrehung findet nur rückſichtlich Desjenigen ftatt, auf welchen Die 
Handlung fih bezieht. Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjäh— 
rung. 

$. 72. Zede auf Vollftrefung der Strafe gerichtete Handlung derjenigen 
Behörde, welcher die Vollitredung obliegt, jowie Die zum Zwed der Voll: 
ftredung erfolgende Feſtnahme des Verurtheilten unterbribt die Verjährung. 
Nach der Unterbrechung der Vollitredung der Strafe beginnt eine neue Ver: 
jährung. 


1) Unterbrehungsdacte. Nach dem C. d’I. er. Art. 637, 638, 640 
wird die Verjährung der einer contravention angedrohten Strafe durd) die 
Verurtheilung, die Verjährung der einem crime oder delit angedrohten 
Strafe durch jeden Act d’instraction ou de poursuite !) (von Seiten 
des Richters oder des Staatsanwalt oder anderer Behörden der gericht: 
lichen Polizei) unterbrocdyen. Die perfönliche Richtung gegen den Verbreder 
als Beſchuldigten ift nicht erforderlich.) Gemeinrechtlich wird die Ber: 
jährung nur unterbrochen durch eine richterlihe Handlung, welche gegen 


4) Zweideutig ift Die Wortfaffung dee Bayr. Strafgefegb. v. 1813 Art. 139. 
Die Praris nabm an, daß nicht blos eine Vereitelung der Verjährung durch 
das Straferkenntniß, jondern eine wirkliche Unterbrechung durch Unterſuchungs— 
einfeitung eintrete; Temme, Archiv III. 579— 581, 589. Der Jrtalieniſche 
Entw. v. 1868 ſchloß die Unterbrechung regelmäßig aus. Bei den Gommiſſione— 
berathungen bat man jedoch den Art. 81 (84) formulirt: Gli atti di procedi- 
mento interrompono il corso della prescrizione, 

I) Neber die Bedeutung dieſer Ausdrüde f. B. de Villeret p. 173. 

2) Aehnlich, jedoch auf richterlihe und ftaatsanwaltichaftlibe Handlungen 
beihränft, fowie unter Gleichftellung der Uebertretungen mit Verbrechen und 
Vergeben, Bayern 1861, Art. 96 2 und die dem $. 48 d. Etrafgejepb. von 
der Preußiichen Praris gegebene Deutung. 
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den Verbrecher wegen des Verbrechens als Beihuldigten oder Verdächtigen ge- 
richtet ift.°) Dafjelbe beitimmt die Mehrzahl der neueren Deutjchen Gejet- 
bücher. *) Einzelne Gefeßbücher lafjen Unterbrechungen bereits durch gleichartige 
Handlungen des Staatsanwalts oder fogar der Polizeibehörde) eintreten. 

Das Vorgehen des unzuftändigen Richters unterbricht nicht.%) Da— 
gegen bringt die Solidarität der Strafgewalt im Deutfchen Reiche mit ſich, 
daß Hinfichtlic” der nad) dem Deutjchen Strafgeſetzbuch zu beurtheilenden 
Verbrehen die in einem Einzelftaat erfolgte Unterbrehung für die Straf: 
gewalt fämmtlicher Bundesstaaten wirkſam ijt. °) 

Unterbredhung der Verjährung der erfannten Strafe erfolgt durd) jede 
zum Zweck der Strafvollitredung von den zuftändigen Staatorganen gegen 
die Perfon des Verurtheilten gerichtete Handlung ®), insbefondere durch die 





3) Ueber Die (zu verneinende) Frage, ob Unterbrechung durch Generalinquif. 
eintrete, 1. noch v. Wening — Ingenbeim, N. Ach. d. Erim.R. Bd. 6 
©. 223 ff. 

4) Defterr. $.227, 531; Württemb. Art. 132; Braunfchw. $. 72; 
Heilen Art. 126; Baden $. 192; Deutichland (der Entw. lege auch den 
Handlungen der Staatsanwaltichaft unterbrechende Wirkung bei). Die VBerjührung 
wird durch jede Kortitellungsbandlung von Neuem unterbrocden, fobald die per: 
fönliche Richtung durch Einleitung des Werfabrens gegeben ift. 

5) Sachſen Art. 114; Thür. Art. 71, 72; über Preußen |. Anm. 2. 

6) Württemb. Art.132; Temme, Arch. II. 593. A. A. z. B. Hoore- 
beke p. 119; Ehwarze, Ben. ©.92; Sachſen Art. 114. Berner, Lehrb. 
©. 306 unterjcheidet materiellen Gefihtepunft (Wiederbelebung der Erinnerung 
an die That) und procefiualen (Nichtigkeit ded vom unzuftändigen Richter Ver: 
bandelten). Oppenboff zu $. 68 Nr. 15 gegen das Erfordernig der Zuſtän— 
bigfeit, weil die Verjährung nicht dem einzelnen Beamten, jondern der Etraf: 
gewalt des Staates im Ganzen gegenüber erworben werden müſſe. Aber von 
rechtsgiltiger Verfolgung durch die Etaatögewalt kann nicht Die Rede fein, wenn 
ein Beamter des Staates einen Net der Verfolgung ausführte, der ihm unter: 
fagt war. Hiervon abgeſehen, fcheint das Dentiche Strafgejepb. durch die be: 
ftimmte Art „des Richters“ und Die Umschreibung der Zuftändigkeit in Dem 
parallelen $. 72 die Ausdehnung auszuſchließen. 

7) Weber den Grundfaß der Solidarität ſ. Heinze Staatsrechtl. u. ſ.w. Er: 
Örterungen 3. Entw. d. N. D. Strafgeſetzb. ©. ZA ff. Die praftiiche Undurdführ: 
barkeit der von Oppenboff, zu $. 68 Nr. 17 bebaupteten Beſchränkung auf 
die Etrafgewalt des betr. Einzelitnates ergiebt fih aus $. 15 Nr. 2 des Rechts— 
bülfegel. v. 21. Suni 1869, Daß dem richterlichen Beamten des einzelnen Bun: 
desitaatd für die Gebiete der übrigen Bundesſtaaten eine Amtsgewalt nicht beis 
wohnt, ift richtig ; allein jeder Richter fungirt ale Organ der Etrafgewalt feines 
Staates, und die Verjährung läuft oder wird unterbrochen, nicht in dem Ber: 
haͤltniß zwiſchen Verbrecher und Richter, fondern zwiſchen Verbrecher und Straf: 
gewalt des Staates. 

8 Württemb. Art. 133, Braunfhw. $.72, Sachſen 115; unter Be: 
ſchränkung auf die Ergreifung: Baden $. 197 u. Bayern Art. 97. 
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zu dieſem Zweck bewirkte Ergreifung deffelben.) Deutfchl. nimmt Unter: 
brechung auch dann an, wenn dieſe Feſtnahme von einer requirirten oder 
ohne Requifition von einer unzuftändigen Behörde oder felbjt von einem 
Privatmann auäging. 1%) 


Einzelne Gefeggebungen !), welche die Verjährung aus der vermutheten 
Beflerung des Verbrechers ableiten, fennen eine zweite Art der Unter: 
bredung, dur Handlungen des Verbreders!?), nämlich durd Begehung 
neuer Verbrechen. !?) 


2) Wirfung der Unterbrehung. Die Beftimmung des Code 
des delits et des peines vom 3. Brumaire an IV. (25. October 1795) 
Art. 10, daß die allgemeine Verjährungsfrift von drei Jahren verdoppelt 
fein folle, wenn innerhalb jener drei Jahre eine Verfolgung begonnen habe, 
ift von den neueren Geſetzen nicht adoptirt worden. Die Behauptung, daß 
durd die Unterbrehung die Verjährung '*) höchitens verdoppelt werben 
könne, findet in dem heutigen pofitiven Recht Frankreichs und Deutſchlands 
feine Stüße. 

Die Wirkung der Unterbrechung ift nad) den neueren Gefebüchern,!’) 


9) Nah Franz. Net ift es bei dem Schweigen des code ſtreitig, ob 
der Strafvollzug die Verjührung unterbreche oder blos fiftire, Cousturier 
p. 370 ff.; B. de Villeret p. 389 fl. 

10) Schwarze, Handausg. ©. 115; die gegentheilige Interpretation Op: 
penboff's, zu $ 72 Nr. 13, Rügt fih auf eine zu enge Deutung des Aus: 
druds „Handlung der Behörde”. 

11) Mürttemb. Art. 133, Baden $. 197, Bayern (1861) Art. 97, 
Zürich $.57. Wenn Bayern a. a. D. theilweiſen Strafvollzug für den Reft 
der Strafe, und ber Geldſtrafen die vorgefegte oder verlängerte Zahlungsfrift 
ald fernere Unterbrebungsbandlungen erwähnt, fo iſt dies felbftverftändlich nach 
den Gefegen, welche den Strafvollftredungsbandlungen in der Allgemeinheit 
unterbrechende Wirkung zuerfennen. 

12) Die auf ungutreffende Anwendung der L. 7 $. 5 C. de praeser. XXX 
etc, ann. 7, 39 geftügte Behauptung, das bei der GStaategewalt auf andere 
Beranlaffung abgelegte Bekenntniß des Verbrecherd unterbrebe, bat nod in 
Martin, Crim.Pr. $. 22 einen Vertheidiger gefunden. 

18) Württemberg Art. 132, 133 mit Unterfcheidung zwiichen Offizial- 
und Antragsverbrechen „Verbrechen oder Bergeben, deifen Strafe nicht blos in 
Geldſtrafe“ beiteht; Barden $. 197 „gleihes oder gleichartiges Verbrechen“; 
Bayern 1861 „Verbrechen oder vorfäglihes Vergeben“. 

14) Gegen Cousturier p. 19ff. und deffen ältere Arbeit in der Revue 
des revues de droit, dem fich au Berner S. 307 anſchließt, ſ. B. de Vil- 
leret p. 174. 

15) Ueber gemeines Recht ſ. Temme, Archiv III Nr. 578; Zachariä 
©. 202 ff.; Köftlin, Syitem ©. 502f. 
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daß die bis dahin abgelaufene Zeit dem Verbrecher nicht zu gute kommt, 
alfo unberückſichtigt bleibt. 

Jede einzelne Unterbrehungshandlung ift der Ausgangspunkt für den 
neuen Zauf der Verjährungäfrift, 1%) der mit der nädjitfolgenden Unter: 
brechungshandlung endet. 

So bietet jeder Strafprocei das für Uneingeweihte wunderfame Schau: 
fpiel eines immer neuen Wechſels von Unterbrehungshandlungen mit grö- 
Beren oder kleineren Fragmenten der durd jede Unterbrechung neu gefehten 
Verjährungsfriften. Im Laufe der wegen verfchievener Verbrechen einges 
leiteten Unterfuchung wirkt jede Unterbrechung auf die Verführung ſämmt⸗ 
licher in Einem Berfahren zufammengefaßter Anjchuldigungspuntte. 77) 

Der einzelne Unterbrehungsact kann eine größere, ja lebenslängliche 
Zeitausvehnung dadurch gerinnen, daß er in einen dauernden Zuftand, fei 
es der Unterſuchungs- fei e8 der Strafgefangenfchaft übergeht. Hier fchließt 
die inmittelft fortbejtehende Unterbredung erjt ab mit dem Ende des Zus 
ftandes. 


8. 18. 
Wirkung der Verjährung. 


Deutſches Strafgeſetzbuch $. 66. Durch Verjährung wird die Strafverfolgung 
und die Strafvollftredung ausgeſchloſſen. 
$. 36. Die Wirkung der Aberkennung ber bürgerlichen Ehrenrechte .. tritt 
mit der Rechtskraft des Urtheils ein; die Zeitdauer wird von dem Tage be: 
rechnet, an dein bie Sreiheitsftzafe, neben welcher jene Anerkennung ausge: 
fprochen wurde, verbüßt, verjährt oder erlaſſen ift. 
(Entiprehende Beſtimmung binfichtl. der Polizeiaufſicht in $. 38 Abf. 8). 
Literatur: Kraus, Ueber die Wirkung der Verjährung im Strafrecht, Arch. 
des Erim.-R. 1846 ©. 473 ff. 


Die Verjährung kann nicht auf die der Vergangenheit angehörenben 
Thatſachen einwirken, *) fondern nur auf deren rechtliche Folgen. 

Durh die Verjährung wird (ex nunc) die Strafbarleit des Ber: 
brechens getilgt?), ſoweit die letere auf pofitiver Satzung beruht ; die Ver- 


16) Die Logik verlangt (der Wortlaut ded Deutſchen Strafgefeßb. $. 68 a 
u. 72 3 Steht damit im Einklang), daß die neue Verjährungsfrift erft am Tage 
nach der Unterbredung beginnt. 
17) Heinze, N. Zahrb. f. Sächſ. Strafr. IX. ©. 189 ff. : 
1) Die gegentheiligen Aufitellungen Hoorebeke’s p. 226 und B. de 
Villeret’s p. 50 find durchaus willkürlich. 
2) Hannover, Art. 88. Der correcte Ausdruck ift im Enderkenntniß „Straf 
freifprechung“ ; vgl. Sächſ. StPO. Art. 302. 
Do. 
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jährung der erfannten Strafe macht daher den Vollzug des Straferfennt- 
nifjes rechtlich unmöglich, foweit derfelbe nicht bereits früher eingetreten ift. 
Die factifche Ehrenminderung, welche Folge eines Verbrechens fein kann, ift 
unabhängig von der organifirten Nechtäpflege, kann daher im einzelnen 
Fall vor dem Eintritt der Verjährung wegfallen und nad) dem Eintritt 
fortbeitehen. Die Thatſache der Begehung des Verbrechens kann nicht un- 
geihehen gemacht, daher troß eingetretener Verjährung zum Beweis der ex- 
ceptio veritatis, als Anzeichen der Gewohnheitsmäßigfeit ) oder auch anderer 
Thatſachen, insbefondere anderer Verbrechen benutt werden. 

Selbit einen Strafabmefjungsgrund oder aud) einen Grund zu Disciplina= 
riihen Mafregeln t) darf das als felbitftändiger Strafgrund verjährte Ber: 
brechen bilden. Trotz Verjährung der erfannten Strafe bleibt das Urtheil 
Beweismittel für die darin feitgejtellten Thatfachen.) Die civilrechtlichen 
Folgen des Berbrechens werden durd die Strafverjährung nicht berührt.‘) 
Zu den auf ciwiliftifcher Grundlage ruhenden Folgen des Verbrechens 
gehört die Pflicht zur Tragung der Unterſuchungskoſten.) Doc werben 
diefe Koften dem Verbrecher nicht zur Laſt gelegt werben können, deſſen 
Verbrechen bereitö beim Beginn der Unterfuchung unzweifelhaft für ver- 
jährt angefehen werden mußte. Auch kann nad) eingetretener Strafver- 
jährung auf Koftengeltung nicht erfannt werden, fofern Landesgeſetze die 
Verurtheilung in die Koften nur als Folge der Verurtheilung in der Haupt: 
fache zulafien. ®) 

Von der Negel, daß die Verjährung der erkannten Strafe der letzteren 
Vollzug ausschließt, kommen wirkliche und fcheinbare Ausnahmen vor. Ein 
eigenthümliches Surrogat der Strafe läßt hier der Code d’instr. cr. $. 635 
eintreten. Nach Verjährung der wegen eines crime zuerlannten Strafe 








3) A. Dochow, Zur Lehre von den gewerbs: und gewohnheitämäßigen 
Berbrechen, 1871 ©. 8Sff. 

4) Dambadh ©. 92f., Schwarze, Comm. ©. 260f. 

5) Die Rüdfallsftrafe tritt ein, fobald die bloße frübere Verurtheilung genügt, 
abweichend Würtemberg Art, 126; fie iſt ausgeichloffen, wenn Vollſtreckung 
binzutreten muß; jo Deutiches Strafgefegbuch $. 244 u. |. w. Anderer An: 
fiht Oppenhoff, der die Eingangsworte des $. 70 dahin deutet, daß Die 
Verjährung der rechtsfräftig erfannten Etrafe der Vollftredung gleichitebe. 

6) Anders und ſachgemäßer das Franzöſiſche Necht, welches die action civile 
aus dem Verbrechen derielben Berjährungsfrift unterwirft, wie die action pu- 
blique. Die Erörterung des Givilpunftes zu einer Zeit, wo die Strafe verjährt 
ift, erfcheint um fo anftößiger, weil die Echadenserfagpflicht felbft fich darſtellt 
ala unvollkommene Strafe. 

7) Temme, Ard. II. 578 a. €. 

s) Temme, Arc. IL 621. Dambach Z. 100f. 
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wird dem Schuldigen der Aufenthalt in dem Departement unterfagt, wo 
ji) der Verletzte oder deſſen unmittelbare Erben aufhalten; der Regierung 
ift die Anmeifung des Aufenthaltäortes überlafjen. ?) 

Eine wirkliche, ungerechtfertigte, Ausnahme enthalten diejenigen Befete, 
nad welchen gewiſſe Straffolgen regelmäßig zwar bedingt find durch die 
Verbüßung gewifjer Freiheitäftrafen, gleichwohl aber eintreten follen, nad) 
dem dieſe Freiheitsſtrafen verjährt find.?%) Dagegen ift die Ausnahme in 
$. 36 des Deutfchen Strafgefehbuchs?') nur fcheinbar; denn die dort er: 
wähnte Aberlennung u. f. w. bedarf nicht eines befonderen Vollzugs; die 
betreffenden Rechte find mit der Rechtskraft des Urtheils ohne Weiteres 
entzogen; ein fernerer Strafvollzug ift hier überhaupt nicht möglich. ?*) 

Auch die vom Richter auögefprochene Zuläffigfeit der Polizeiaufſicht 
läßt ſich als eine Art Rechtsminderung bezeichnen, die den Verurtheilten 
fofort mit der Rechtskraft des Erkenntniſſes trifft. Freilich kann die hier: 
aus folgende in $ 38 des Deutfchen Strafgefeßbuchs angenommene Me: 
thode der Berechnung dazu führen, daß die Polizeiaufſicht zu einer Zeit 
eintritt, an welche der erfennende Richter ſchwerlich gedacht hat. 


9) Auch die Rehabilitation bleibt nach Verjährung der erfannten Strafe 
ausgeſchloſſen; F. Helie $. 765. II. 768. I. 

10) ©. Braunfchweig $. 17 und 71, |. auch Würtemberg Art. 129 8, 

11) Achnlih Bayern (1861) 99, Baden 8.195. Der Tabel Köftlin's, 
Syſtem ©. 512, fällt mit dem unpaflenden Ausdrud „Straffolgen". Die fran: 
zöftiche Jurisprudenz untericheidet mit Necht zwiichen Ehrenitrafen, die ohne 
Weitered mit der Berurtbeilung eintreten und ſolchen, die Durch den Vollzug 
anderer Strafen bedingt find; Cousturier p. 362. 

92) Bei lebenslänglihen Ehrenftrafen ift die Verjährung der Freiheitsſtrafe 
ohne Einfluß auf die Dauer der Ehrenitrafe. Sobald jedoch Ebrenftrafen von 
zeitlich begrenzter Dauer in Frage fommen, deren Ende ordentlicher Weile bes 
ftimmt wird durch das Ende der Verbühung der Kreibeitsjtrafe, jo wird durch 
die Verjährung regelmäßig die Ehrenftrafe über die Zeit hinaus andgedehnt, auf 
welche fie ſich bei rechtzeitigem Vollzug der Rreiheitsitrafe erftredt haben würde. 
Umgekehrt kann die gegen das Ende der Verjährungszeit beginnende Bollftredung 
der Freibeitsitrafe eine zeitlihe Ausdehnung der Ehrenftrafe zur Folge haben, 
binter welcher Die Zeitdauer der Chrenitrafe im Fall vollendeter Verjährung 
weit zurüdbleibt. Dieſe Unzukömmlichkeiten entitehen daraus, daß der Endter: 
min der Ehrenftrafen nah Mahgabe der älteren Auffafjung beftimmt worden 
if, welche die Ehrenminderung erjt durch die Erduldung der Zuchthausitrafe 
_ bewirkt werden läßt. 
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8. 14, 
Berjährung!) des Strafantrags. 


Deutsches Strafgefegbuch $. 61. Eine Handlung, deren Verfolgung nur auf 
Antrag eintritt, ift nicht zu verfolgen, wenn der zum Antrage Berechtigte es 
unterläßt, den Antrag binnen drei Monaten zu ftellen. Dieſe Frift beginnt 
mit dem Tage, feit welchem der zum Antrag Berechtigte von der Handlung 
und von der Perfon des Thäters Kenntniß gebabt hat. 

8.62. Wenn von mehreren zum Antrag Berechtigten einer die dreimonat: 
liche Frift verfäumt, jo wird hierdurch das Necht der Mebrigen nicht ausge: 
Ichlofjen. — Val. noch $. 198, 232. 

Sachſen (1838) Art. 77-79. — Würtemberg Art. 130. — Braun: 
ſchweig $. 71, 72. — Hannover Art. 89. — Baden $. 190. — Thü— 
ringen Art. 72. — Preußen $. 50, 51. — Sachſen (1855 und 1868) 
Art. 110, 111, 114. — Lübeck $.49, 50, 110. — Hamburg Art. 66. 
— Deiterreidh, Entwurf (1867) $. 95. 

Riteratur: Heinze, N. Jahrb. für Sächſ. Strafreht IX. ©. 164 ff. — 

Schwarze, Ben. S. 124 ff. 


Dem franzöfifhen Recht ijt in den wenigen Fällen, in welden das— 
felbe die Strafverfolgung von einer plainte des Verlegten abhängig macht, 
eine befondere Verjährung diejes Anzeigerechts nicht befannt.2) Auch eini— 
gen Deutjchen Gejeßgebungen?) iſt eine neben der Verjährung des Ver: 
brechens laufende Verjährung des Strafantrags fremd. Die Mehrzahl 
fennt eine ſolche Klagverjährung als ein jelbitjtändiges und von der Straf: 
verjährung unabhängiges*) Inftitut, in welchem die alte Form der Criminal: 
verjährung fi erhalten hat. ©. oben $.4 u. 5. 

Die Friften für die Verjährung des Strafantragd find verfchieden 
beitimmt,5) bleiben aber überall zurüd Hinter den Friſten der Strafver: 


1) Ueber die Untericheidung zwilchen Friſtverſäumniß und Verjäßrung ſ. o. 
8.4. Die Behauptung, dab dad Deutſche Strafgeſetzbuch, $. 61 nidt 
eine Verjährung aufjtelle (Oppenboff Nr. 29), ift zutreffend nur infoweit, als 
die Verjährung des Strafantrags ein felbftitändiges, den Beftimmungen über 
Strafverjührung oder Givilverjährung nicht unterliegendes Inftitut ift. 

2) Code penal art. 336 f., 357, Code d’Instr. crim. art. 5ff., vergl, 
Brun de Villeret p. 252 ff. 

3) Bayern (1813 und 1861), Hefien, Defterreicdh (1852). 

4) Mitunter iſt die Beitimmung getroffen, dab in Antragsfällen die für 
die Strafverjähbrung gegebene kürzere Krift dur Einbringung des Strafantrags 
eine Verlängerung erfährt, Helfen Art. 125, Würtemberg Art. 130, Baden 
$. 190, Braunfhweig $. Tl. 

5) 3 Monate: Preußen, Hannover; LIabr Sachen, Thüringen, 
Braunihweig; 2 Zahre Baden, Württemberg; 6 Wochen Defterr, 
Entwurf. 
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jährung. Das Deutſche Strafgefegbuch hat nad) dem Vorgang des Preu— 
hßiſchen eine Dreimonatöfrift angenommen. Die Frift beginnt mit dem Zeit: 
punkt, in welchem der Antragsberechtigte glaubhafte und ein erfolgreiches 
Vorgehen ermöglihende Kenntniß erhielt von der That und dem Thäter.‘) 
Eind mehrere felbjtftändig zum Strafantrag Berechtigte vorhanden, fo läuft 
die Frift, ald tempus utile ratione initii, Jedem bejonders. Hat die Frıft 
einmal begonnen, jo läuft und endet jie als tempus continuum. Durd) 
Stellung des Strafantrags wird diefe Verjährung nicht unterbrochen, fon: 
dern, wie nah Römiſchem Recht, die Verjährung der Strafflage ausge: 
ſchloſſen.) 

Ablauf der Friſt vor Stellung des Strafantrages entzieht das ſub— 
jective Recht einen ſolchen Antrag zu ſtellen, läßt aber das gleiche Recht 
Dritter, denen die Friſt nicht abgelaufen iſt, unberührt. Mit der Verjäh— 
rung des Strafantrags iſt den präcludirten Verletzten gleichmäßig der An: 
ſpruch auf öffentliche und auf Privatſtrafe entzogen. 


Dritter Abjehnitt. 
Auffebung der Strafe durch Begnadigung. 


8. 15. 


Code d’Instr. crim. art. 619-634. — Sadfen Aıt 73. — Braun: 
ſchweig &68 — Baden $. 47. — Defterreich $. 226, 529. — Bay. 
Geſetz vom 10. Juli 1861, betreffend Aufhebung der Straffolgen. — Wallis, 


Peinl. PrO. von 1848 Art. 425-429. — Bern, StPO. von 1850, 
$. 557-565. — Solothurn, StÖB. von 1859, $. 60. — Luzern, 
Gr. : Str. : Gef. von 1860, 8. 87 —89. — Zürid, StGB. von 1871, 


$. 28, 29. — Bafel:Stadt, StOB.E, von 1869, 8. 24, 25. — Ital. 

Entw. von 1870, $. 88, 95—99, 
Literatur: Aeltere Literatur bei G. W. Böhmer, Handb. ©. 637—648; 
5. Kappler, Handb. S. 271275. — Neuere Piteratur: Zirkler in 


6) Auch bei dem Ehebruch, Deutſchland $. 172, obichon die Unterfuhung 
erft nach rechtöfräftig erfannter Echeidung eingeleitet werden kann. 

) Nur Sachſen 114 und Thüringen Art. 72 laffen nah Stellung 
des Strafantrags von Neuem eine einjährige Frift laufen, welche nicht nur durch 
die allgemeinen Unterbrechungsacte, jondern auc durch jede neue Anregung von 
Seiten des Antragitellers unterbrochen wird. 
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Weiske's Rechtslex. I. (1844) ©. 791. — NR. Köftlin, Neue Nevifton 
E. 919. — Derf., Syſtem ©. 632. — Breidenbad, Comm. 
©. 1728. — 3. Plobmann, Das Begnadigungsredht. Erlangen 1844. 
— $r. Chr. v. Arnold, Ueber Umfang und Anwendung des Beqnadigungs: 
rechtes. 1860. — 3. C. 8. L. Lueder, Das Souveränetätsrecht der Begna— 
digung. Leipzig 1860. — F. Helie, Traite de l’instr. er. t. III. p. 739 ff. 
t. IX. p. 565 ff. (brüffeler Ausg. t. I. p. 643. t. III. p. S506ff.). — ©. 
Hälſchner, Syſtem I. ©. 542. — J. J. Haus, Principes gen. du 
droit p6nal belge. 1869. p. 574ff. — G. Geib, Lehrb IL ©. 151— 165. 
— Abegg, Krit. Vierteljahrsichrift III. (1861) ©. 321, 519#., IV. 
©. 349. — N. v. Mohl, Staatsr. Völkerr. Politif. Bd. IL S. 634ff. 
— 1A Baffali, Krit. Unter). über das Begnadigungsrecht. Inauguraldiff. 
Zürih 1867. — Geyer in v. Holkendorff's Rechtslex. L ©. 114 ff. 
— Th. R. Schütze, Lehrbuh des Deutihen Strafrechts. S. 212 fi. 
— Vom Verbältnik des Tandesberrlichen Gnadenrechts zu dem Reichsſtraf— 
recht handelt: Heinze, Stantsrechtl. und ftrafrechtl. Erörterungen zu dem 
Entwurfe des Nordd. Strafgeſetzbuchs. ©. 70ff. 110. — Die Geichichte 
der Strafanfbebung durch Begnadigung bei den Nömern und in Deutſch— 
land behandeln: Plochmann 2.940, Lueder E. 15-72, Hälſchner, 
Syſtem I. ©. 542 ff, Geib, Lehrb. I. ©. 155 ff., vergl. auh W. Rein, 
Griminalr. der Römer, &. 264—276. 


Der allgemeine Inhalt der Gnade ift ein Vortheil, der feinen Stoff 
entnimmt einem Untermwerfungsverhältnig des Gnadenempfängers unter den 
Gnadenſpender, aber nad) der Nechtöregel (Lex generalis) nicht gefordert 
werden fann!). Aus diefem weiten Gebiet gehört hierher nur die von der 
Staatögewalt ausgehende Begnadigung im Strafrecht und auch diefe nur 
zum Theil. 

Die Gnade in Straffahen kann die jtrafprozeiluale Form fein, unter 
welcher das Recht gewährt, nämlich ein fonft verfchlofiener Weg zur richter- 
lihen Feititellung des Rechts eröffnet wird?). Sie kann ferner ala Mittel 
benugt werden auf außerprozefjualem Weg dem bejtehenden Recht zur Gel- 
tung zu verhelfen, namentlicd zu Gunſten des Verurtheilten Irrthümer des 
Richters zu berichtigen. Sie kann ſich fogar das Ziel fegen, die Mängel des 
geltenden Rechtes dadurch auszugleichen, daß fie einer richtigeren, 3. B. in der 
jpäteren Geſetzgebung verwirklichten, Anſchauung Geltung verfchafft?). Prinz 

1) Weber die fcheinbare Ausnahme in dem Fall, da das Gele im voraus 
unter gewiffen Bedingungen Begnadigung in Ausficht ſtellt, ſ. Abegg IL 
©. 532 ff. 

2) Particularrechtlih, 3. B. in Sachſen, wurde früher eine dritte Ver 
theidigung im Gnadenweg zugeitanden, ähnlich Sächſ. revid. StPO. Art. 387 
a. E., 338 a. 

3) Bergl. Sächſ. Verordn. von 10. Dechr. 1870, Wiebereinfegung in den 
Senuß der bürgerlichen Ehrenrechte betr. Ein anderes Beifpiel ift die vorläufige 
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ziptell ift nicht3 einzuwenden gegen diefe Bethätigungen der Gnade, welche 
im Dienft einer idealen Gerechtigkeit die Fehler der wirklichen Geſetzgebung 
und Rechtspflege verbeifern follen*). Hier können nur practifche, etwa von 
der Organifation des Strafprozeſſes und der Stellung Der Gerichte abge: 
leitete Vedenfen aufgeworfen werden. Die Gefahr liegt darin, daß dieſe 
Art der Begnadigung nicht in Wirklichkeit ift, was fie fein will, oder daß 
fie in das Nichteramt eingreift.d). Das Gegenftüd diefer Rechtspflege in 
der Form der Gnade, die nie ausbleibende Neaction gegen eine Strafgefet: 
gebung, welche durch ihre Härte ſich in Widerfpruch jest mit dem Rechts— 
gefühl der Bevölkerung, gewijjermaßen eine Begnadigung in der Form des 
Kichterfpruchs, ift das Richten nach Gnade. ®). 

Zweifelhaft wird die Frage nad dem Nechtägrund der Begnadigung 
erit alödann, wenn die Gnade in Widerjprud tritt mit dem Recht, m. a. 
W. wenn im Gnadenweg der Vollzug des richtig bejtimmten rechtlichen 
Werthes des Verbrechens vereitelt wird. Es giebt fein Mittel eine Rechts— 
wahrheit, und eine ſolche joll die verwirkte Strafe fein, aus der Welt zu 
ſchaffen. Kann es gerechtfertigt fein, die praktifche Bethätigung diefer Wahr: 
heit, d. 5. den Bollzug derfelben im Nechtsleben auszufchließen? Kann 
der Staat die Nechtäminderung ignoriven, welche jeder Verbrecher durch 
feine That fid) zufügt? Hat er die Macht, die vollzogene Selbitausftogung 
willtürlih rüdgängig zu maden? Stellt man ſich auf den einfeitigen 
Rechtsſtandpunkt, fo müſſen diefe Fragen verneint werden. Die Rechts— 


Freifaffung (Beurlaubung) der Strafgefangenen in Heffen, f. Breidenbad, 
Comm. S. 178, u. Sachſen, ſ. Mot. zu $. 197. des Nordd. Entw.; vgl. aud) 
Bayr. Strafgefeßb. v. 1813 Art. 12. 

4) Gegner der Begnadigung ſ. b. v. Mohl ©. 637 Anm. 

5) Die Schwierigkeiten, welche bei diefer Anwendung des Begnadigunge: 
rechtes zu überwinden und im reformirten Strafverfahren merklich über das 
frühere Maß gefteigert find, gebören fo wenig in eine Darftellung des Straf 
rechts, wie die Beichränfungen, welche der Inhaber der Gnadengewalt ſich auf: 
erlegen muß, um nicht den Inhalt des Gnadenamts in Gabinetsjuftiz ausarten 
zu laſſen. Die zutreffende Auffaffung und Beitimmung dieſer Verhältniſſe ift 
befonders getrübt und erichwert durch Die, ſachlich betrachtet oberftrichterliche, 
Stellung, welche Die neueren Belege dem Staatsoberhaupt in Beziehung auf 
die wirflihde Anwendung der Todesjtrafe zuweilen. 

6) Val. Plochmann ©. 36f.; Geib J. S. 97f. 210f.; Dienbrüggen, 
Studien zur Rechtsgeſchichte S. 367ff.; PGO. Art. 90; Graf u. Dietberr, 
Deutſche Rechtsſprichwörter, S. 399f. Verwandt mit dem Richten nad Gnade 
iſt die Feſtſetzung gewiſſer Strafen durch Abkommen zwiſchen Staat und Ange— 
ſchuldigtem, vgl. Haus p. 585, Ortolan, Eléments No, 1881, ſowie das 
außerordentliche Milderungsreht der Gerichte in Defterreih, StPO. v. 1853 
$. 286, 305, 311. 
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wahrheit, welche in der vom Verbredier verwirkten Strafe enthalten ift, 
wird aber von ber Begnadigung überhaupt nicht berührt; felbft die dekla— 
ratorifche Funktion des ergangenen Strafurtheils bleibt troß der Begnadigung 
unverändert. Die Begnadigung hat e8 nur mit dem Vollzug der Strafe 
zu thun und zwar nur infoweit, als diefer Vollzug in den Händen des 
Staates ruht. Dies ift der Fall der öffentlichen Strafe; bei der Schuld» 
verbindlichkeitäftrafe ift der Staat der Gläubiger, der thatſächlich in der 
Lage ift, die gefchuldete Leitung ohne Weiteres zu erlaſſen; bei der Aus: 
ftoßungaftrafe ift der Staat dad Gemeinmwefen, welches thatfächlih in der 
Lage ift, die verwirkte Mitgliedfchaft einem unmürdigen Individuum wieder 
zu fchenten. Geht man von diefer äußerlichen und factifchen Dispofitiong- 
befugniß über auf das innere Verhältniß, fo muß anerfannt werden einer: 
feits, daß das Recht nicht Selbitzwed, fondern Form und Mittel der Civi- 
Iifation, anbererfeits, daß der Staat nicht der Knecht des Rechtes ift, 
fondern Erfheinungsform und unentbehrlihes Organ der Rechtsordnung, 
und daß die Aufgabe des Staats nicht befchränkt gedacht werden darf 
auf die Verwirklihung des Rechts. Daher kann es gejchehen, daß ber 
Vollzug ded Rechts den Staat ſchädigt und dadurch mittelbar ſchädigend 
zurückwirkt auf das Gedeihen der Rechtsordnung felbft. Aber auch fomeit 
eine ſolche Rückwirkung nicht eintritt, fünnen die außer der Rechtäfphäre 
liegenden Aufgaben des Staates durch den Vollzug des Rechts beeinträchtigt 
werben. Diefe Collifionen bleiben in der Regel unberüdfichtigt, wenn es 
fi) um die Verwirklihung von Privatrechten handelt. Kommt aber die 
Vollziehung eines Rechtsanſpruchs in Frage, welder in der Hand bes 
Staates liegt, fo kann dem Staat die Befugniß nicht beftritten werben, den 
vorhandenen Widerftreit dadurch zu heben, daß er den Vollzug des Rechts, 
d. h. hier der verwirkten Strafe, ganz oder theilmeis ausfchlieft. Das 
Recht darf keinesfalls verlegt werben in feiner grundfäglichen Geltung; der 
Verpflichtung, die Gebote deifelben zu erfüllen, darf im einzelnen Fall der 
Staat fi entziehen, ſoweit das „fiat justitia“ gleichbedeutend fein würde 
mit „pereat civitas“ und zugleidh der Staat felbft Verletzter und Gläu— 
biger ift. Die Formen und Grundſätze, welche zu beobachten find, damit 
nicht das Hecht durch die Gnade gebeugt oder gefränft werde, gehören nicht 
dem Strafreht an’). Ein Analogon findet die Gnade in dem Recht des 


7) Mit gutem Grund nennt Kant das Begnadigungsrecht das ſchlüpfrigfte 
aller Rechte. Gewiß wäre es fehlerhaft, die Intereffen des Staates ohne Wei- 
teres mit denen des Staatsoberhauptes zu identificiren. Die lepteren können 
- fehr wohl einen perfönlichen und privativen Character an fi tragen, und da» 
nach, trog ihrer Bedeutung für den Souverain, ungeeignet fein einen Gnadenact 
zu rechtfertigen. 
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Beſchädigten, auf die Vergütung feines Schadens zu verzichten. Während 
es jich hierbei um eine unvollfommene Strafe handelt, wird bei den An: 
tragäverbrechen durch den Verzicht auf den Strafantrag eine volllommene 
und öffentlihe Strafe erlaſſen. Räumt man diefes Recht einem Privaten 
ein, fo darf um fo weniger die Berechtigung des Staates beanftandet wer: 
den, aus Rüdfichten auf das eigene Mohl einem Verbrecher die Verbüßung 
einer verwirkten Strafe zu erlaflen. 

Dagegen ift die Güte nicht felbitftändiger Nechtögrund der Begnabi- 
gung®), denn die Güte gegen den Verbrecher kann den Staat nicht der 
Pflicht des Strafvollzug entheben. Die Güte darf wirkſam nur merben, 
wie jeded andere Moment, durch welches eine Collifion herbeigeführt wird 
zwifchen dem Heil des Staats und der Vollitredung der Strafe. 


8. 16. 
Fortſetzung. 


Formell betrachtet iſt die Begnadigung (modern: aggratiatio) ein Act 
(Lex specialis) der Stantögemwalt, durch welchen eine verwirkte Strafe er- 
lafien wird. Diefer Erlaß kann fein ein vollftändiger oder (durch Abmin- 
derung der Strafe in Qualität oder Quantität) ein theilweifer. Hier iſt 
nur jener vollftändige Straferlaß in Betracht zu ziehen. 

Die Frage, in welden Fällen Begnadigung formell zuläffig oder auch 
ausgefchloffen ift, wen die Ausübung dieſes Gnadenrechts zufteht und an 
welche Formen diefelbe gebunden ift, gehört dem Staats- und dem Prozek- 
recht an. 

Der üblihen Eintheilung!) der Begnabigung i. w. S. in Abo: 
lition?) (Ausfhluß der noch nicht eröffneten und Niederſchlagung der eröff- 
neten, aber doch bis zu einem vollziehbaren Straferfenntnig noch nicht vorge: 
ſchrittenen Unterfuhung), Begnadigung (aggratiatio) i. e. ©. (Erlaffung 
der vollziehbaren, aber noch nicht vollaogenen Strafe) und Rejtitution (Mes 
habilitation, restitutio famae s. existimationis, d. i. Wieberherftellung ber 
durch Straferkenntniß oder Strafvollzug entzogenen Vermögens-, Ehren: und 
Standesrechte®) liegt theils die Zeit, theild der Gegenjtand des Gnaben: 


9) v. Mohl ©. 651, A. M. Lueder ©. 177ff. und die dort genannten. 

1) Andere Eintheilungen |. b. Lueder ©. 5ff. 

2) Weber die von der heutigen abweichende Bedeutung der abolitio bei d. 
Römern |. Geib, Röm. Strafproc. ©. 572f., 585ff. und die anderen bei 
Geib, Lehrbuch II. S. 159 Angeführten. 

3) Mande unterfcheiden Reftitution (Wiederverleihung entzogener Güter, 
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actes als Kriterium unter; ein immerer Unterfchied exiſtirt nicht. Die 
Abotition hat äußerlich betrachtet zum Gegenſtand Die Unterfudhung; deren 
Ausſchluß oder Niederichlagung aber iſt in Gemäßheit des unfern Straf: 
prozeß beherrfchenden Offizialprincips möglich) nur dadurch, daß das betref— 
fende Verbrechen ſelbſt aufhört jtrafbar zu fein. Unterbleiben oder Been— 
digung der Unterfuchung ift alfo nur prozefluale Folge; die auf diefe pro— 
zejjuale Maßregel gerichtete Entſchließung der Staatögewalt ift nur die Form 
der Aufhebung der venwirkten Strafe. Die weientlihe Abweichung der 
Abolition von der VBegnadigung i. e. S. und von der Rejtitution liegt darın, 
daß jene unter der Vorausfegung der Schuld, alfo bedingungsmweife ertheilt 
wird, während diefe fich beziehen auf ein formell feftgejtelltes Verbrechen. +) 

Nein äußerlich tft auch der Unterſchied zwifchen der Begnadigung einzelner 
Individuen und der gnadenweiſen Aufhebung der Strafbarfeit für ganze 
Kategorieen von Straffällen oder Verbrechern. Die Arnneftie ift unabhängig 
von der prozefjualen Yage der einzelnen Straffülle und der Gattung der 
noch umverbüßten Strafe; fie kann daher Abolition, Begnadigung i. e. ©. 
und Reſtitution in jich vereinigen; fie fann aber auch troß ihrer rechtlichen 
Allgemeinheit in ihrer thatfächlichen Wirkung auf eine einzige diefer Unter: 
arten oder ſelbſt auf einen einzigen Fall bejchräntt bleiben. 

Die Wirkung der Begnadigung kann nicht fein, die Thatſache zu tilgen, 
daß der Begnadigte ein Verbrechen begangen hat’). Das verübte Ver: 
brechen wird alſo troß der dazwiſchen getretenen Begnadigung benußt wer: 
den dürfen als Indicium der Begehung einer anderen jtrafbaren Handlung, 
ald Moment zur GCharakteriftif der Perſönlichkeit, zur Beurtheilung der 


Aemter u. ſ. w.) und Rehabilitation (Wiederverleihung der verlorenen Rechts 
fübigfeit), fo v. Mohl ©. 672. 

4) Nur in dem regelmäßig nicht vorausgeiegten Kal, daß der Nbolirte 
nicht jtrafbar iſt, bat die Abolition ausſchließlich eine proceſſuale Bedeutung 
daß dem Unfchuldigen das Uebel der Unterfuchung eripart, zugleich aber das 
Mittel der vollen Rechtfertigung entzogen wird. 

5) Franz. Ordonnanz v. 14. Oktober 1818, bei Ch. Adolphe et F. 
Helie, Theorie du C. P. I. Nr. 142: „ces lettres de gräce n’ont ni £teint le 
premier erime ni detruit la premiere condamnation et portent uniquement 
sur ses eflets*, Cine umfaflendere Tragweite fegt feblerbafter Meile der Pa: 
rifer Gaffationebof ter Amneſtie bei. Yueder S. 185 „fingirt, daf der Verbrecher 
eine verbrecheriihe Handlung überall nicht begangen babe“. Allein es ift rechtlich 
unmöglich, ein Individnum, das ſich Durch ein Verbrechen ald unglaubwürdig er: 
wieien bat, durch Riction umzuwandeln in einen claffiichen Zeugen. Noch un- 
zuläffiger iſt Plech mann's Anficht ©. 76, Daß dur das Beguadigungsrefcript 
Das richterliche Urtbeil anfgeboben und an deſſen Stelle ein anderes freilprechendes 
gelebt werde, weldyes ganz die Wirkungen einer richterlichen Freiſprechung habe. 
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Blaubhaftigfeit ®), als Strafabmeflungsgrund bei Peftrafung eines neuen 
Verbrechens — überall den Nachweis des früheren Verbrechens vorausgefeht, 
der begreiflich nicht dur) das Begnadigungs- Nefkript verüberflüfjigt wer: 
den kann. 

Die Wirkung der Beqnadigung bleibt befchränft auf die Strafe, welde . 
vom Staat fejtgeitellt und vollzogen wird, und auch hier auf den Kreis der 
eigentlichen und öffentlichen Strafen ?). Es liegt am Tag, daß die Begna— 
digung ohne rechtliche Bedeutung ift für die Minderung des guten Rufs 
und der allgemeinen Achtung, melde als formlofe und unvollfommene 
Strafe dem Verbrechen folgt. Much die Wirkfamfeit der aefelichen oder 
gemohnheitsrechtlihen Strafe, melde vor dem Gnabenact eingetreten iſt, 
fann durch die Begnadigung weder ungeſchehen gemacht‘), noch, joweit 
diefe Wirkſamkeit unabhängig iſt von dem Eingreifen der Staats » Organe, 
gehemmt werden. Daher jteht die Begnadigung der Anwendung der Rück— 
falläjtrafe wegen eines ſpäteren Verbrechens nicht entgegen, foweit überhaupt 
die Bedingungen des Rückfalls vorliegen. Die weitergehenden Beſtim— 
mungen in $. 245, 2505, 261, 264 des deutſchen Straf » Gefetbuches 
enthalten einen Widerſpruch mit dem „beitraft" und eine ungeredhtfertigte 
Anwendung des faum halbwahren Sates, daß die Begnadigung der Straf: 
verbüßung aleichitehe). 

Ebenfowenig vermag die Begnadigung Privatrechte zu entziehen. Dahin 
gehören zweifellos die Entfhädigungsanfprüde des Verlegten und die im 
Wege des Civilprozefies zu verfolgenden Privatitrafen. _ 





6) 9. Mohl's abweichende Meinung, ©. 668 Anm. 1 läßt ſich nur auf 
dem Boden einer gefeglichen Beweistheorie vertheidigen. 

7) Daber kann die Begnadigung wirfiam werden in Bezug auf Rechts— 
fäbigkeit in Gorporationen, welche dem öffentliden, im Bereich des Staates 
liegenden Leben angebören, wie die Gemeinden, oder welche die Rechtofähigkeit 
in ihrem Inneren abhängig machen von dem Beſitz der allgemeinen bürgerlichen 
Ehrenrechte. Dagegen iſt die Begnadigung einflußles auf Die Nechtsfäbigkeit in 
(Sorporationen, welche felbftftändige Beſtimmungen über die Verwirkung durch 
Verbrechen beſitzen und lediglich einen privatrechtiichen Character an fich tragen. 

8) Bol. Deutſch. Strafgeſetzb. $. 36, wonach die Wirfung der Aberfennung 
ber bürgerlichen Ehrenrechte mit der Rechtskraft des Urtbeils eintritt, alfo durch 
die ſpäter eintretende Begnadiqung nicht pro praeterito, jondern nur pro futuro 
aufgehoben werden kann; Schwarze, Sandautg. ©. 42. 

9) Wenn von den verurtbeilten Gomplicen A. u. B. jener Begnadigung, 
diefer nur Strafauffchub erlangt, jo bringt das während Diefer Friſt verübte 
Verbrechen dem Erfteren die Nüdfalleftrafe, dem Legteren nicht, und zwar jenem 
ſelbſt daun, wenn demſelben nur cin Minimaltbeil der erkannten Strafe erlaffen 
worden war. Vol. auch Temme, Ar. II. S. 87 f. Ueber das Kranz. Recht, 
welches zum NRüdfall nur eine rechtsfräftige Verurtbeilung fordert, j. Chauveau 
Adolphe et F. Helie t. L No. u1f. *° 
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Der Anfpruh auf Denunziantenantheil Tann der Beleitigung im 
Gnadenweg entzogen fein. 

Dagegen zählt die Praris diefen der Sphäre der Begnadigung ent= 
zogenen Rechten nicht bei den Strafantrag des Verlegten wegen eines mit 
öffentlicher Strafe bedrohten Verbrechens — obſchon mande Gründe dafür 
ſprechen das Begnadigungsredht bei diefen fogenannten Antragsverbrechen 
wenigftens einzufchränten. Jedenfalls müſſen zu den Folgen des Ver: 
brechens, welche durch die Begnadigung nicht aufgehoben werden fönnen, 
gerechnet werden diejenigen Privatftrafen, welche nur im Wege des Straf: 
prozefjes. verwirklicht werden. Denn die Form der Geltendmachung, als 
das Secundäre, kann nicht entfcheidend fein für die Gattung des geltend zu 
machenden Rechtes ald das Primäre!®); der Anſpruch auf eine Privatitrafe 
aber ift ein privatrecht !!). 

Der Berlautbarung‘ des Gnabenactes ift die unterhaltene und fund 
gegebene Abjicht in gleicher Weife durch Interpretation zu entnehmen wie 
“jeder anderen Lex specialis!?). Ausdehnung und Beſchränkung können in 
Frage kommen binfichtlich der einbegriffenen ‘Berfonen und Verbrechen, häu- 
figer noch hinfichtlic) der Durch das Verbrechen verwirkten Strafen??). Die 


10) Folglich kann die in $. 188 u. 231 des Deutihen Strafgefeßb. dem 
Berlepten zugeiprochene Buße durch Begnadigung nicht erlaffen werden. Der 
dort angewandte Ausdrud „neben der Strafe“ bezeichnet alfo das Verhältniß 
der öffentlichen Strafe zur Buße nicht genau. Umgefehrt ift nicht daran ge 
zweifelt worden, dab durch Begnadigung die öffentliche Strafe der Injurie auch 
da anfgeboben wird, wo die Strafverfolgung in den Bormen des Givilproceffes 
ftattfindet. 

11) Der Grundfag, daß die Begnadigung in Privatrechte nicht eingreifen 
fann, erleidet felbftverftändlich eine Beichränfung alsdann, wenn es fib um 
Privatrechte des Etaates felbft handelt, insbefondere um deffen Necht, von dem 
Schuldigen Zahlung der anfgelaufenen Unterfubungsfoften zu verlangen, oder 
um das Gigenthum ber commissa bei Zolivergeben (vgl. Goltdammer, Arch. 
Br. XVIIL ©. 6047). Gewiß kann der Staat auch jene dem Echuldigen 
erlaffen und diefe dem früheren Eigenthümer fchenten ; allein folche Fiberalitäte: 
acte ftehen nur äußerlich und zufällig in Zuſammenhang mit der ftrafrechtlihen 
Begnadigung. Andererfeits ift es jelbitverftändlich, daß das Begnadigungereſeript 
nicht die Stelle eines Erkenntniffes verſehen kann, durch welches die Pflicht zu 
Tragung der Koften pofitiv ausgeiprochen wird. 

12) Ueber die verſchiedene Tragweite von restitutio und indulgentia im 
Röm. R. vol. Plochmann ©. 19 ff. mit Lueder ©. 46 ff. 

18) Preußiſche Griminalordnung $. 593 u. 592: die Begnadigung des 
einzelnen Berbrechers foll auf die Theilnehmer feinen Einfluß haben; die Abo: 
lition eines Verbrechens ſoll ſämmtlichen Theilnehmern zu gute fommen. Braun« 
ſchweig 8.68: die ohne Beſchränkung zugeftandene Begnadigung tilgt die fänımt: 
lichen Folgen der erkannten Strafe. Baden $. 24 beitimmt das Gegentheil. 
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Abolition kann ihrem Begriff nad) nur darauf gerichtet fein die verwirkte 
Strafe, fomweit diejelbe von Staatswegen oder unter Autorität des Staates 
zu vollziehen fein würde, völlig aufzuheben, fie ijt nicht denkbar ala minus 
plena. Umfaßt die Amneſtie nad) Lage der Sache zugleich Abolitionen, fo 
wird es regelmäßig eine Forderung der Gonfequenz fein, daß auch hinficht- 
lich der bereits abgeurtheilten Verbrechen, welche unter die Amneftie fallen, 
außer der Begnadigung t. e. S. zugleich Reftitution eintrete. Auch in an— 
deren Fällen wird durch Namen und Allgemeinheit ſolchen Gnadenactes 
diefe Ausdehnung nahe gelegt. 

Der Begnadigte muß!) die Begnadigung annehmen, weil allein der 
Staat auf den Vollzug der öffentlichen Strafe ein Recht hat, und weil 
der ganze Inhalt der bürgerlichen Strafe aus dem Unterordnungsverhältniß 
des Einzelnen unter den Staat genommen ift. Zu diefen formellen Grün- 
den tritt hinzu das materielle Moment, daß die Begnadigung auf außer: 
ordentlihen Wege das herbeiführt oder wenigjtens erleichtert, was das höchſte 
Ziel der Strafe ift, die NRehabilitirung des Schuldigen. 


An 8.36 des Deutſchen Strafgeſetzbuchs Fünnte die Negel gefunden werden, 
daß der Erlaß der Freiheitsſtrafe nicht zugleich den Erlaß der Ehrenftrafe in 
fih enthält — wenn der Reichögefepgebung das Recht zuftände, Gnadenacte der 
Bundesfürjten zu interpretiren. 

14) AUnderd Norw. Verl. v. 1814, $. 20; tbeilweife abweichend Cod. 
Maxim. Bav. II. 11,3. Bo ein Recht des Angeichuldigten auf richterliches 
Urtheit anerkannt ift (Rurb. Verf. v. 1831, $. 115, v. 1852, 8. 92), kann dieſes 
Recht trog der ertheilten Abolition geltend gemacht werden. 


Drud von 3. Dräger’ Buchdruderei (G. Beicht) in Berlin. 
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